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Vorwort. 


Sin Gefeg über Miniſter⸗Verautwortlichken 
ericheint den Meiſten ald der Schlußſtein sine 
conflirutionellen Staatsgebaͤudes. Nicht falten ſchon 
wurde bie endliche Erlaſſung oder werigfiens daß 
Verſprechen einer nahe bevorſtehenden Bekanutma⸗ 
hung eined ſolchen Geſetzes ald ein Nothanker ber 
trachtet, wen Mißmuth über Regirnuugs⸗Miß⸗ 
braͤnche oder Mißtrauen in die verfafſungkgetrene 
Sinnesweiſe einen Sturm herauf beſchworen hassen, 

Mag man nun von der abſoluten uud rela⸗ 
tiven Vortrefflichkeit des confliturionellen Gyflermgs 
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and fo namentlich dieſes Theiles deſſelben denken, 
wie man wills die Sadye bejiehr einmal, und zwar 
in einer großen Menge von Staaten. Gie muß 
alfo auf die moͤglich beſte Weije eingerichtet, deß⸗ 
balb aber auch genau unterfucht und ernftlidy übers 
legt werden. Durch Bernachläßigung wird Nichts 
klarer noch leichter ausſuͤhrbar. 


Won den, überdieß nicht fehr zahlreichen, 
ausführlichen legislativen Verſuchen die Aufgabe 
zu loͤſen hat keiner ſich eines allgemeinen Beifalles 
zu erfreuen. Um ſo mehr ſcheint alſo die Thaͤtig⸗ 
keit des Theoretikers hier noch am Platze zu ſeyn. 
Allein auch dieſe war bis itzt nicht groß. Da nun 
aber eben ſo ſchwuͤrige und wohl noch ſchwuͤrigere 
politiſche Probleme vielfache und ſelbſt uͤberſchweng⸗ 
lich zahlreiche Bearbeiter gefunden haben; ba fos 
gar die gaͤnzliche Hoffnungsloſigkeit ſo mancher Ge⸗ 
baufen und Plane von deren ſcharfſinnigſter und 
leldenſchaftlichſter Behandlung nicht abhalten konnte: 
ſo muß die geringe Zahl Derjenigen, welche der 
Miniſter⸗ Verantwortlichkeit eine nur etwad gruͤnd⸗ 
lichere wiſſenſchaftliche Unterſuchung gewidmet haben, 
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allerdingd auffallen. ch wenigſtens weiß mir biefe 
Schen nicht genügend zu erklären. 


Bei aller verhaͤlmißmaͤßigen Achtung vor den 
Leiſtungen dieſer wenigen Vorgaͤnger glaubte ich 
daher zur Ausfuͤlluug eiuer Luͤcke in tem Willen 
und zur Bejeitigung einer Werlegenheit und Rarh⸗ 
tofigkeis im Leben beizutragen, wenn ich die Frage 
von der Minijler s Berantwortlichfeit vom gefchichts 
lihen ſowohl, ald vom jurifliichen und politiſchen 
Standpuncte aus auffaflend zu Löfen verfuchte, 
Ueber eine befondere Legitimaiion zur Sache werbe 
ih wohl in feinem Falle mich ausweiſen müffen. 
Es iſt ter von mir bearbeitete Geaenflandb von 
ber Art, daß es zu feiner Behandlung feiner jels 
tenen günfligen Verhaͤltniſſe bedarf. Uebrigend 
bat mir allerdings auch ein beſonderer Anſtoß 
nicht gefehlt, welcher zwar nicht meine Aufmerk⸗ 
ſamkeit zuerſt dieſer Frage zuwendete, doch 
aber mich zu genauerer und allſeitiger Pruͤfung 
aufforderte, namentlich aber auch mit der Unzu⸗ 
reichenheit ber literariſchen Huͤlfomittel bekannter 
machte. 








— VI — 


Ich wuͤuſche natürlich, daß kuͤuftig letzter Man⸗ 
gel als gehoben betrachtet werde. Ob ich ein Recht 
zu dieſem Wunſche babe, darüber mögen nun An⸗ 
dere günflig ober tabelnd entſcheiden. 


Tübingen, den 25. Mai 1837. 


R. Mohl. 
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Begränzung und Feftftellung des Ges 
genftandes, 


6. 1. 


1. Die Gsihwiendigkeit indes geribtliden 
Schahes für eine Reprüfintetin-Werfalfung 


Durch Mißbrauch und Unthaͤtigkeit war die un⸗ 


befchränfte Fürftenherrfchaft tief herabgefomnien: An⸗ 


der Seits griff der bezeichnende Fehler der nenen 
Zeit, der Mangel au Refignätion, immer weiter um 
ſich. Deßhalb entſtand ſeit fünfzig Jahren in einem 
bedeutenden Theile der enropdifch : gebilderen Möller 


der lebhafte Wunfch , daß die Maſſe der Burger auch. 
Einfluß auf die dffenzlichen Arigelegenheiten bekommen 


möchte. Zwar finden über den Umfang biefes Eins 
fluſſes verfchiedene Auſichten ſtatt, indem die Einen 
für das Volk das Recht ſich ſelbſt nach Belieben zu 
regiren in Anfpruch nehmen, die Anderen aber die 
Handhabung der Etaatögewalt bei den gefchichtlidy 
bergebrachten fürftlichen Familien ohne Widerftreir be: 
laffen wollen: allein binfihrli der Korm des wuͤn⸗ 


ſcheuswerthen Einfluſſes hat von Anfang an eine merke: 


wirdige Uebereinflimmung geherrſcht. Es foll mittelft 

einer, verhälmißmäßig Heinen, Anzahl von Stelluers 

tresern dad Recht, welches es nun fen, geäbt wer⸗ 
. 1 . 
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den. Das Beiſpiel Englands hat den Nordamerika⸗ 
nern und den ſpaͤter in beiden Halbkugeln ihnen nach⸗ 
folgenden Nationen demofratifchen Sinnes eben fo gut 
vorgeleuchtet, ald den Einwohnern der monardyifchen 
Staaten, welche Verfaffungen verlangten. So zeigt 
fi) auch hier wieder, daß nichts feltener ift, als ein 
ganz neuer und eigenthämlicher Gedanke. 

Kein Unbefaugner wird laͤugnen wollen, daß die 
ee der repräfentativen Demokratie, d. h. 
die Herrfchaft der Mehrzahl, ausgeuͤbt und verförpert 
durch eine von diefer Mehrzahl gewählte und von ihr 
nach kurzen Zwifchenräumen nach der jeweiligen Laune 
neu zufammengefeßte Verſammlung von Stellvertretern, 
in fich folgerichtig und ein abgeichloffenes Ganzes ift. 
Nur weil in einem großen Laude und bei zahlreicher 
Bendlkerung eine Verfammlung der ſaͤmmtlichen voll⸗ 
berechtigten Bürger nicht möglich ift, entfchließt fich 
das regirende Volk zur Abordnung eined Ausſchuſſes. 
Allein ed bleibe der eigentliche Inhaber der Staatöges 
walt; nur fein Wille darf Gefeß feyn, ohne daß es 
- mand aus felbftftändigem, von dem des Volkes vers 
ſchiedenartigem, Rechte voiderftreiten Fünnte. Jedem 
ſteht frei, dieſe Herrfchaft der Menge wenig wuͤnſchens⸗ 
werth fir ſich zu finden, allein Keiner kann fagen, daß 
er, den Grundjaß einmal zugegeben , fein Recht nicht 
nach allen Seiten und bis in die äuferften Folgerungen 
verfolgen dürfe. — Dagegen mag man ed immerhin 
als fehr zweifelhaft berrachten, ob der Grundgedanfe 
ber repräfentativen Monarchie ein . richtiger 
if. Hier wird dem aus eigenen erblichen Rechte regis 
renden Fürften die Fülle der Staatögewalt und deren 
ganze Anwendung anf den einzelnen Fall anvertraut; 
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dagegen den Regirten eine Reihe von negativen Rech⸗ 
ten, welche nicht verletzt werden ſollen, eingeraͤumt. 
Zur Wahrung derſelben beſteht eine aus den Reihen 
des Volkes hervorgehende Anzahl von Stellvertretern, 
welche das Recht und die Pflicht haben, alle Hand⸗ 
lungen des Regenten genau zu controliren, und wel⸗ 
chen ſogar ausnahmsweiſe in einzelnen wichtigen Faͤl⸗ 
len ein Recht der Theilnahme an den Regirungshand⸗ 
lungen eingeraͤumt iſt. Da iſt denn nun die Frage, 
ob es einer richtigen Idee des Staatslebens entſpricht, 
daß ein Dualismus geſetzlich begruͤndet, ein poſitives 
und ein negatives Recht mit Angriffös und Verthei⸗ 
digungd s Waffen verfehen einander gegenüber geftellt 
wird, jedoch fo, daß beide an einzelnen Dauptpuncten 
der Stellung mit einander vermifcht find. Es verdient 
eine genaue Unterfuchung,, ob diefe Gegeneinanderfegung 
wuͤrklich ein bleibender Zuftand ſeyn kaun, oder ob er 
mir Naturnothwendigkeit wieder zu einem in fich einis 
gen und harmonifchen Zuftande führen muß. -YUnregend 
muß endlich noch, nicht blos für den Staatsmann 
fondern filr da& ganze lebende Geſchlecht, die Erdrtes 
sung der Frage ſeyn, welcher von den beiden Gegnern 
die größere Hoffnung des endlichen Sieges habe, ob 
alfo die Volksvertreter durch die im Herzen der feindlis 
chen Stellung gedffuete Luͤcke einbrechen und die bes 
fiegte Pönigliche Gewalt der parlamentarifchen Allmacht 
unterwerfen werden , jener nur den gefeßlichen Schats 
ten eined Dafeyns übrig laſſend; oder ob die im An- 
fange unzweifelhaft größere Gewalt der Regirung fich 
wenigftend in der Hauptfache ald übermächtig erhalten 
und die Befugnifie der Molfövertreter auch der Wirkung 
nach auf ein Recht der Bitte beſchraͤnken wird. 





Sen dem nun aber Allem wie ihm wolle, die Er: 
ſcheinung der Einherrfchaft mit Volksvertretung befteht, 
und ift fogar zur weltgefchichrlichen Thatſache gewors 
den. Sie wird and) , wenn ihr fchon der Kreislauf 
alfer menfchlichen Dinge natuͤrlich ebenfalls bevorfteht, 
ſobald noch nicht von der Weltbuͤhne wieder verfchwinden. 
Zwei Generationen haben noch nicht hingereicht, fie 
überall zu verwirklichen, wo fie fi) aus pſychologi⸗ 
fhen Gruͤnden ned) Bahn brechen wird; noch weitere 
Generationen werden hingehen, bis fie ihre höchfte 
Entwidlung gefunden, und dann einer andern, ſchwer⸗ 
lich beftändigeren und tadelfreieren, Form Platz gemacht 
hat, Nichts kann daher wichtiger auch für das wuͤrk⸗ 
liche Leben ſeyn, al& die verfchiedenen Theile des gans 
‚gen Syſtemes genau zu unterfuchen, und die ſtarken 
und Die ſchwachen Seiten kennen zu lernen, um letz⸗ 
tere zu felgen und im Geifte des Ganzen auszubauen, 
damit möglichft großer Nugen mit den kleinſten Nach⸗ 
theile aus demfelben erzielt werbe. Vielleicht ift zu 


dieſer Arbeit Peine Zeit tauglicher geweſen, als gerade. 


bie jeßige. Schon haben wir manchfache Erfahrungen 
gemacht, fp daß wir nicht blos auf. die leicht trägeris 
ſche apriorifche Berechnung und nerlaffen miffen ; und 
doc find wir noch wicht abgeſtumpft durd) Iduge Ges 
wohnheit de& Sehens und Ertragend. Wir nehmen 
das Beſtehende noch nicht auch für das einzig Moͤg⸗ 
liche. Man wird fagen, dieſj Alles fey das Gefchäft 
der Mittelmaͤßigkeit. Möglih, Allein iſt politifche 
Mittelmaͤßigkeit nicht ein zweiter hervorſtechender Zug 
im Charakter unſerer Zeir? 

Zu den wichtigſten aber auch den ſchwuͤrigſten Fra⸗ 
gen gehört denn nun die, wie in einer repräfentativen 
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Monarchie die von beiden Seiten moͤglichen Verletzungen 
der Rechte des andern Theiles anf eine ‚geietliche und 
mit der Erhaltung des innern Friedens und Beibehal⸗ 
tung der eingeführten Verfaffung verträgliche Weiſe zu 
‚verhindern und wieder auszugleichen find? 


Keined ausführlichen Beweifes bedarf es natirlich, 


um zu zeigen, daß wirklich folche Verlegungen, und 
zwar von beiden Seiten, vorfommen Ihnuen und vors 
fommen werden, Nicht nur liegt Überhaupt in jeder 
Gewalt für den Menfchen ein Reiz vdiefelbe immer 
weiter auszubehnen „ fondern es. find bier noch beſon⸗ 
dere Gruͤnde, welche von beiden Theilen Mißbrauch 
befürchten laffen. Die Regirung ift in der wills 


kuͤrlichen Anwendung der in ihre Hände gelegten Staats⸗ 


gewalt durch die dem Volke und deſſen Vertretern eins 
geräumsen Rechte gehindert. Nun kann und muß es 
fiy aber — auch ganz abgefchen von Fällen bloßen 
Irrthums über die Rechtsgraͤnze — im Laufe der Zeit 
nicht felten ereignen,, daß diefe Schranken den Regi⸗ 
renden zuwider find, fen es weil fie einer fchlechten 
Leidenſchaft im Wege ſtehen, 3. B. der Verſchwen⸗ 
dung, Habſucht, Rache u. ſ. w., ſey es weil ein ſei⸗ 
nes guten Willens und ſeiner Einſicht ſich bewußter, 
freilich aber in der Form ungeſetzllicher, Drang nad) 
Berbefferangen des Staatszuſtandes ſich gehemmt fin⸗ 
det. Nun ift aber ber Regirung nothwendigerweiſe eine 
fo große Menge von Mitteln anvertraut, daß fie im 
Stande ift jeden möglichen ungeſetzlichen Widerftand 
gegen die Staatdeinrichtungen niederzufchlagen. »Diefe 
große Gewalt kann aber von ihrem Inhaber auch zu der 
Durdyfegung eigener verfaffungswidriger Plane mißs 
braucht werden, und es ift fomit die Gefahr der von 


_ ii. 





der Regirung zu erwartenden Werlegumgen um fo bes 
Beutender. ) — Das Volk und feine Stellver 
treter dagegen befinden fich freilich nicht in der Lage, 
eine unmittelbar bereit liegende Gewalt zu einem vers 
fahrungswidrigem , Eingriffe in die Mechte der Regi⸗ 





| 9) Diefed Bugeftändniß, daß die Megirung, und fomit 


vor Allem ber Zürft ald deren Oberhaupt und bewegende 
Kraft, Unrecht hun könne, wird von einer großen Un: 
zahl von Publiciſten nicht getheilt, fondern fie nehmen das 
englifche Rechtsſpruͤchwort: the King can da no wrong, 
buchftäblih,, und ftellen. die Mechtefirtion auf, daß der 
Fürst als gefehliher Schuͤtzer des Rechtes nichts Geſetzwi⸗ 
deiges wollen könne, und daß eine fubiertive Rechtsver⸗ 
letzung ſich gar nicht von ibn denken laffe, Wenn er alfo 
objectiv und thatfächlich ein Geſetz verlepe, fo Fönne dieß 
nur ſeyn, weil er bad echt nicht gefannt habe nnd fchlecht 
berathen geweſen fev, Aus diefem Grunde fey alfo feine 
Unverleglifeit und bie dafuͤr eintretende Verantwortlich⸗ 
keit feiner hoͤbſten Beamten rechtlich nothwendig. — De 
aber biefe Firkion von der unmanbdelbaren Rechtsliebe 
bes Fürften pſochologiſch abfurb, nad der Geſchichte aller 
Zeiten eine handgreiflihe Unwahrheit ift, fo dient fie in jeder 
Beziehung ſehr ſchlecht zur Begründung einer Staatsein⸗ 
richtung, welche als der Hauptpfeiler des ganzen Spſtemes 
der beſchraͤnkten Fuͤrſtenſchaft erllaͤrt wirb. Es if dieſe 
Argumentationsweiſe um fo wunderbarer, ald — wie 


unten im $. 5, bewiefen werden wird — die Möglichkeit 


eines unrechtlichen Willens bes Staatsoberhauptes gar 
wohl zugegeben, und dennoch die Unverantwortlichkeit des⸗ 


ſelben mit voͤllig zureichenden Gruͤnden erwieſen werden 


mag. Sehr richtige Bemerkungen uͤber die Unzulaͤßigkeit 
dleſer Rechtsfiction machte Rotteck ſchon 1828 in ben 
Berathungen der Badifchen iften Kammer (gegen 3.0: 


chariq) f. deren Verh., Bb. I, S.:415 fe. 


% 
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rung anzuwenden. Allein ba theils die wuͤrkliche Ge⸗ 
walt allerdings in der Maſſe ruht, und die Regirung - 
nur eine kuͤnſtlich gebildete befige, theild die Stellvers. 
treter ihr Controle⸗ und Einwilligungs⸗Recht gar wohl 
wenigftens auf negative Weiſe mißbrauchen koͤnnen: 
fo iſt die Möglichkeit eines Fehlers auch auf diefer 
Seite immerhin gegeben. Die-Veranlaffung zu einem 
folchen aber Tiegt eben in dem Dualidmus der conſti⸗ 
tutionellen. Monarchie, und namentlich. darin‘, daß 
die Stellvertreter nur ausnahmöweife und fragmentas 
riſch poſitive Mitregirungsrechte befiten, nichts aber 
fhwerer von Denfchen ertragen wird, als nur ein Ans 
theil an einer Gewalt, während ‘man den gänzlichen 
Mangel wenig empfindet. 

Allerdings fehlt es an und für fich nicht an Mit⸗ 
teln, um dieſe gegenfeitigen Eingriffe zuruͤckzuweiſen. 
Allein fie find. zum Theile unzureichend, zum ‘Theile 
mit ſolchen anderweitigenNachtheilen verknüpft, 
daß man fie unmbglich empfehlen Kann, zum ‘Theile 
konnen fie aus Rechtsgränden nicht flattfinden. 

Vorerft die Mittel, welche ſich als unzureis 
hend bei näherer Prüfung ausweifen. Es find ihrer 
drei, von denen Bad erfte der NRegirung zur Bekaͤm⸗ 
pfung feindfeliger Plane der Volksvertreter dienen fol; 
das zweite den Ständen gegen bie Regirung; dad 
dritte beiden gemeinfchaftlich.. Nämlich: Aufldfung 
der Ständeverfammlung ; allgemeine parlamens 
tarifhe Verantwortlichleit der Minifter; 
und ein Schiedsgericht zur Beſtimmung des frei: 
tigen Sinned einer Verfaffungs = Beftimmung. 

Daß eine Aufldfung der Ständeverfammlung 
nicht ausreicht, iſt leicht zu zeigen. Sie wird naͤm⸗ 


lich allerdings die in ihren Mechten bebrohte Regi⸗ 
sung ſchuͤtzen, allein nur in dem alle, wenn nicht 
eine Berfammlung von demfelben oder vielleicht einem 
noch fchlimmeren Geifte neu gewählt werden wird. 
Da nun aber ein Verbot der MWiebererwählung der 
nämlichen Volksvertreter unzuläßig ift, weil es leicht 
das ganze conftirutionelle Syftem in feinen Grundlagen 
verderben koͤnnte; da ferner felbft bei offenbarem Uns 
rechte der Volksvertreter eine durch Partheiungen und 
ehrgeizige Führer der Menge aufgeregte Stimmung 
bes Volkes eine Wiedererwählung herbeizufuͤhren im 
Stande iſt; fo ergiebt fih auch, daß diefes Mittel 
allein die Rechte des Fürften hinreichend‘, d. h. in allen 
Fällen, zu fchäßen nicht vermag. Wobei nicht einmal 
auf die in manchen Fällen unäberwindlichen thatſaͤch⸗ 
lichen Schwuͤrigkeiten, welche einer folchen Aufldfung 
entgegenftehen konnen, Gewicht gelegs: werden foll, noch 
‚darauf, daß diefes Mittel Feine Beftrafuug der bereits 
begangenen Schuld mit fich führt. 

Was aber zweitens das von Seiten der Stände 
anzumendende Mittel betrifft, fo ift leicht einzufehen, 
daß die allgemeine parlamentarifhe Vers 
antwortlichteit der Winifter, d. h. die Pflicht 
derfelben der Ständeverfammlung ober auch einer 
einzelnen Abtheilung derfelben zu jeder Zeit und über 
alle Negirungshandlungen Rede zu ſtehen, einen voll 
fländigen Schub nimmermehr gewähren kann. ?) Aller 





3) Mictige Bemerkungen über diefe allgemeine parlamen- 
tarifhe Verantwortlichleit , ale über ein von der crimi- 
nellen Anklage wegen einer beftimmten geſetzwidrigen Hand⸗ 
Iung weſentlich verſchiedenes Verhaͤltniß, find enthalten 
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dings hat dieſe beftändige, wenigftens beſtaͤndig moͤgli⸗ 
che, Controle der Volksvertretung einen nicht zu berech⸗ 
nenden negativen Nutzen. Es wird wegen ihrer im⸗ 
merhin gar Vieles unterbleiben und gar Manches ſonſt 
Verſaͤumte geſchehen. Es iſt ſogar zuzugeben, daß, 
je ſtrenger und männlicher dieſes Recht von Seiten der 
Stände gelbt wird, deſto feltener die Nothwendigkeit 
träftigerer Maasregeln eintreten kann. Allein gerade 
in den gefährlichfien Fällen kaun fie nicht genügen. 
Ihre Folgen koͤnnen nämlich nur feyn: ein Tadel des 
bereitö Sefchehenen; ein Verlangen, daB kuͤnftig Aehn⸗ 
liches unterbleibe ; wenn ber Zrotefpalt größer wird, 
eine allgemeine feindfelige Stimmung gegen bie Regi⸗ 
rung oder wenigftend gegen einzelne Organe derfelben, 
woraus im dußerften Kalle Verweigerung der Steuerh 
und der Geſetze hervorgehen Ehnnte. Eo unangenehm nun 
dieſe Folgen ohne Zweifel für die Regirung ſeyn muͤſſen, 
ſo find ſie doch gegen einen entſchiedenen Willen die 
Verfaſſung im Allgemeinen oder in einem einzelnen be⸗ 
ftianmten Falle zu verlegen nicht genuͤgend. Man bes 
trachte fie einzeln. Bloſer Zabel des bereitö Geſchehe⸗ 
nen, und dad darin ſtillſchweigend liegende oder aus⸗ 
drüdlich damit verbundene Verlangen Fünftiger Unter: 





in der Rede Lally Tollendals, mit welder er am 
24, December 1816 feinen Vorſchlag zu einem Geſede 
Aber Staatsanklage begründete, fo wie in der Rede des 
Siegelbewahrerd Yasquier vom 3, Februar 1817, mit 
welcher er einen ſolchen Geſetzesentwurf Namens der Regi⸗ 
rung übergab. Nur beweist das beiderfeitige lange Ver: 
weilen bei dem an ſich fo Haren Puncte eine noch große 
Unwiſſenheit und Ungewandtheit in ben Grundfäßen ber 
eonftitutionellen Einrichtung. 
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-Ioffung konnen weber die bereitö begangenen Verfaſſungs⸗ 
Verletzungen wieder gut machen, noch find folche ges 
linde und von keinen fühlbaren Folgen für den Schuls 
digen verbundene Maasregeln im Gtande prophy⸗ 
laetifch zu wirken. Die mögliche üble Folge ſteht Hier 
mit dem Vortheile der Erreichung des Zweckes in 


gar keinem Berhältniffe. Daß eine entichieden feinds - 


felige Stellung der Stände filr die Regirung und für 
den einzelnen davon: betroffenen Minifter viele Stoͤrun⸗ 
gen und Widerwärtigleiten erzeugt, und fomit allerdings 
als indirecter Zwang wuͤrken mag, ift zwar richtig: 
allein theils wird nicht ſchon jede einzelne verfaflungss 
verlegende Handlung von folchen Folgen feyn, wähe 
rend doch auch fie beftraft und verbindert werden 
ſollte; theils iR das Mittel in fo ferne ganz unzweck⸗ 
mäßig, weil darunter nicht nur die fchuldige Perfon, 
fondern auch noch weit mehr und häufiger die dffents 
liche Sache leidet. Es kann nimmermehr rathſam feyn, 
einen ganz drtlichen und vereinzelt zu befeitigenden Scha⸗ 
den durch Ergänzung einer allgemeinen ſchweren Kranfs 
beit zum Herauseitern zu bringen. Davon gar nichts 
zu fagen, daß ein Mann von vieler Kedyeit oder von 
ftarler Ueberzeugung auch einen bitteren parlamentaris 


fhen Krieg, der ihn aber nicht unmittelbar und uns ' 


vermeidlich perfdnlich berührt, wagen und lange fuͤh⸗ 
ren kann, ohne fich dadurch irgend von feiner ver: 
faffungswidrigen Handlungsweife abbringen zu laffen. 
Beſonders aber ift das Extrem einer foldyen feindfe: 
ligen Stimmung, nämlich eine Steuerverweige: 
rung, theild wegen der allgemeinen Störung „ welche 
fie in das ganze Staatsleben bringt, felbft wenn fie 
„ fh (wie; dieß nach richtigen Grundfägen allein ſeyn 


- 
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darf) auf. die nothiwendigen Ausgaben nicht erſtreckt, 
höchftens in den allerbedeuteudften Fällen vorzunehmen, 
und fomit kein Schug gegen minder bedeutende aber 
immer noch empfindliche Berlegungen; theild iſt fie 
gegen eine zur völligen PVerfaflungs = Verlegung ent⸗ 
fchloffene und mit der nöthigen Kraft ausgeräftete Res 
girung gar fein Echugmittel, indem: diefelbe nun auch 
bhinfichtlich der Abgaben die Verfaffung verlegt. Und 
was endlih die Erflärung der Unwärdigfeit 
betrifft, fo kann diefe die Entlaſſung der Getadelten 
feineswegs als rechtlich nothwendige Folge nach ſich 
ziehen, wenn. dadurch nicht die Wonarchie vernichtet 
werden fol. Ohne Zwangskraft iſt fie aber nur ein 
Zeichen. entfchiedener Feindſeligkeit, allein noch Feine 
Sicherung des Sieges. ?) | 


8) B. Conſtant, CRespons, des ministres, ch. 7.) legt 
ein größeres Gewicht auf eine ſolche Unwuͤrdigkeitd⸗Erklaͤ⸗ 
zung. Er will, daß fie verfaffungsmäßig verboten fepn 

- fol, ale ungerecht gegen. die mir ihrer Vertheidigung nicht 
gehörten Beichulbigten , beleidigend gegen den Fuͤrſten, und 
leicht mißbraudbar wegen der Unbeitimmtheit. Allein ein 
folded Verbot ſcheint kaum nöthig bei einer Maasregel, 
welche keineswegs eine Kolge zu haben braucht, und fie 
laͤßt ſich uͤberdieß eigentlih gar nicht verhindern, ba fie 
thatfächlich fchon im einer entfchiedenen feindfeligen Mas 
jorität ausgefprochen iſt. — Faͤlle entweder von Beſchluͤſſen 
oder mwenigftend von Anträgen einer Unwuͤrdigkeits⸗Er⸗ 
Märung find in ber @efchichte des engliſchen Parliaments 
nicht fo ganz felten. So z. B. der Antrag ber Gemeinen im 
Jahre 1643 gegen den Herzog von Richmond (State 
Trials, Bd. IV, ©. 111 f9.)5 Beſchluß der Gemeinen gegen 
den Herzogvon Lauderdale (daf., Bd.VT, &, 1095 fg.); 
und den Herzog von Budingsham, (daf., ©. 1033 fg.) 


Weit bedeutender jedenfalls als die bisher erdͤr⸗ 
terten Mittel, allein doc) keineswegs in allen Fällen 
ausreichend, tft Die — in manchen Verfaſſungsurkunden 
gewählte und vom deutfchen Bunde verallgemeinte — 
Niederfegung eined Schiedsgerichtes zur Beſtim⸗ 
mung des Sinnes eines zwiſchen Regirung und Stäns 
den flreitigen Punctes. *) Hier ift vor Allem nicht 
in Abrede zu fielen, daB ed unmöglich ift, die 
aphoriflifchen Säge einer Derfaffungs » Urkunde mit 
folcher unzweideutigen Beſtimmtheit und einer folchen 
Vollſtaͤudigkeit abzufaffen, daß Feine Meinungsvers 
fihiedenheiten über den Sinn einzelner Beſtimmungen 
obwalten koͤnnen, und zwar um fo weniger, ald Ver⸗ 
faffungsurfunden gewöhnlich das Ergebniß fehr bewege 
ter und fomit zu ruhiger Prüfung und Arbeit wenig ges 
eigneter Zeiten find. Kine Verfchiedenheit der Aus⸗ 
legung Tann daher zwifchen Ständen und Regirung 
fogar bei beiderfeits reinen Abfichten gar leicht vor: 
fommen. Beide gehen von verfchiedenen Standpunc⸗ 
ten aus, machen verjchiedene Crfährungen, und haben 
beinahe nothwendig verfchiedene Richtungen, Sie muͤſ⸗ 
fen fomit auch eine verfchiedene vorgefaßte Meinung 
über die richtige Auslegung unklarer Verfaffungss 





4) ©. die Berfaffungsurfunden des Kurf. Heffen, $. 1545 
des Könige. Sachſen, $. 153; des Fuͤrſtenthums H. 
Sigmaringen, $. 191. Auch dee württembergi- 
ſche Verfaffungsentwurf von 1817 hatte eine folde Einrich⸗ 
tung vorgefchlagen „ die aber fpäter nicht im die itzt gültige 
Verfaffung übergieng. Die Beſtimmung des deutfhen 
Bundes ift getroffen in dem Beichluffe vom 39. Octob. 
1834, 
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Saͤtze haben. Demnach ift der Gedanke, eine Ein« 
richtung zu treffen, welche auf eine und billige dem Eis 
geufinne oder der Eigenfucht der Streitenden entzogene 
Weiſe die Zwiftigleiten fchlichte, an und für ſich nur 
lobenöwerth. Eben fo if unzweifelhaft, daß eine 
tüchtige Ausführung der dee fich gar wohl denken 

laͤßt. Durch Feſtſetzung von beflimmten Terminen ,' 
auf deren Berfäumniß die ndthigen Präjudicien geſetzt 
find, fann eine regelmäßige Ordnung der Anſtalt ers 
zwungen und Berfchleppung der Sache verhindert wers 
den. Schwuͤriger allerdings ift eine untadelhafte Bes 
ftimmung der Mitglieder des Schiedögerichtd, indem 
große Forderungen an die Unabhängigkeit, Uupartheis 
lichkeit und Einficht derfelben gemacht werden muͤſſen. 
Doch iſt fie nicht unmbglih. Da natuͤrlich von einer 
einfeitigen Uebertragung des Gefchäftes weder an Mits 
glieder der Stände noch an eine Verwaltungsſtelle der 
Regirung die Rede feyn kann; da ferner eine Behdrde, 
welche möglichermeife in die Lage kommen kann, ſich 
richter lich mit der fraglichen Sache befchäftigen zu 
muͤſſen, nicht zuerft ſchiedsrichterlich mit derfels 
ben zu thun haben Zaun °): fo bleibe eine dreifache 
Möglichkeit. Entweder nämlich Lebertragung au au 6s 
wärtige Sachverftändige, oder Wahl von und ans 


> 


5) Ganz unpaſſend ift aus diefem Grunde, wenn — wie dieß 
im 8. Sachſen und in Braunfhweig feltgefegt ift, in 
Württemberg 1817 wenigftend vorgeihlagen war — 
der eigens gebildete Staatsgerichtshof felbit au mit dem 
vorläufigen ſchiedsgerichtlichen Spruche beauftragt ift. Auch 
die Wahl des gewöhnlichen oberften Landgerichtes ift aus 
demfelben Grunde, felbit wenn er nicht auch Staatsgerichts⸗ 





Sey dem num aber Allem wie ihm wolle, die Er: 
ſcheinung der Einherrſchaft mit Volksvertretung befteht, 
und iſt fogar zur weltgefchichrlichen Thatſache gewor⸗ 
den. Sie wird auch, wenn ihr ſchon der Kreislauf 
alfer menfchlidhen Dinge natuͤrlich ebenfalls bevorfteht, 
fobald noch nicht von der Weltbuͤhne wieder verfchwinden. 
Zwei Generationen haben noch nicht Hingereicht, fie 
überall zu verwirklichen, wo fie fich aus pſychologi⸗ 
fhen Gränden ned) Bahn brechen wird; noch weitere 
Generationen werden hingehen, bis fie ihre böchfte 
Entwicklung gefunden, und dann einer andern, ſchwer⸗ 
lich beftändigeren und tadelfreieren, Form Plag gemacht 
hat, Nichts kann daher wichtiger auch für das wuͤrk⸗ 
liche Leben ſeyn, al& die verfchiedenen Theile des gau⸗ 
zen Syſtemes genau zu unterfuchen, und die ftarken 
und die ſchwachen Seiten kennen zu lernen , um letz⸗ 
tere zu ſtuͤtzen und im Geiſte des Ganzen auszubauen, 
damit moͤglichſt großer Nutzen mit dem kleinſten Nach⸗ 

theile aus demſelben erzielt werde. Vielleicht iſt zu 
dieſer Arbeit keine Zeit tauglicher geweſen, als gerade 
die jetzige. Schon haben wir manchfache Erfahrungen 
gemacht, ſo daß wir nicht blos auf die leicht trägeris 
ſche apriorifche Berechnung und verfaffen milffen ; und 
doch find wir noch wicht abgeftumpft durch lange Ges 
wohnheit des Sehens und Ertragens. Wir nehmen 
das Beſteheude noch nicht auch für das einzig Mög: 
liche. Man wird fagen, dieß Alles fey das Gefchäft 
der Mittelmäßigkeit. Möglih, Allein iſt politifche 
Mittelmäßigkeit nicht ein Zweiter hervorſtechender Zug 
im Eharakter unſerer Zeit? 
Zu den wichtigſten aber auch den ſchwurigſten Fra⸗ 
gen gehoͤrt denn nun die, wie in einer repraͤſentativen 
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Monarchie die von beiden Selten mbglichen. Berkrtgungen 
der Rechte des andern Theiles auf eine geſetzliche und 
mit der Erhaltung des innern Zriedens und Beibehal⸗ 
tung der eingefühsten Verfaſſung verträgliche Meife au 
verhindern und wieder auszugleichen find? 

Keined ausführlichen Beweiſes bedarf es natuͤrlich, 
um zu zeigen, baß wirklich folche Verlegungen, und 
zwar von beiden Seiten, vorfommen Ihnnen und vors 
kommen werden. Nicht nur liege uͤberhaupt in jeber 
Gewalt fir den Menfchen ein Reiz bdiefelbe immer 
weiter auszudehnen , fondern es find hier noch befons 
dere Gruͤnde, welche von beiden Theilen Mißbrauch 
befürchten laffen. Die Negirung ift in der wills 
kuͤrlichen Anwendung der in ihre Hände gelegten Staats⸗ 
gewale durch die dem Volke und deffen Vertretern eins 
geräumten Rechte gehindert. Nun Tann und muß es 
ſich aber — auch ganz abgeſehen von Fällen bloßen 
Irrthums über. die Rechtsgraͤnze — im Laufe der Zeit 
niche felten ereignen , daß diefe Schranken den Regi⸗ 
renden zuwider find, fey es weil fie einer fchlechten 
Leidenſchaft im Wege ftehen, 3. B. der Verſchwen⸗ 
dung, Habſucht, Rache u. ſ. w., fey es weil ein feis 
ned guten Willens und feiner Einfiche fich bewußter , 
freilich aber in der Form ungefcklicher, Drang nad) 
Berbefferungen des Staatszuſtandes ſich gehemmt fin⸗ 
bet. Nun ift ober der Regirumg norhmendigerweife eine 
fo große Menge von Mitteln anvertraut, daß fie im 
Stande ift jeden möglichen ungefeglichen Widerſtand 
gegen die Staatdeinricdhtungen niederzufchlagen,. Diefe 
große Gewalt kann aber von ihrem Inhaber auch zu der 
Durdhfegung eigener verfaffungswidriger Plane mißs 
braucht werben , und es ift fomit die Gefahr der von 


. 
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der Begirung zu erwartenden Berlegumgen um fo. bes 

deutender. *) — Das Volk und feine Stellver 
treter-bagegen befinden ſich freilich nicht in der Lage, 

eine unmittelbar bereit liegende Gewalt zu einem vers 
| fahrungswidrigem , Eingriffe In die Mechte der Regi⸗ 


4) Diefed Bugeftändniß, daß die Mesirung, und fomit 
vor Allem ber Fuͤrſt als dexen Oberhaupt und bewegende 
Kraft, Unrecht thun Tönne, wird von einer großen Un: 
zahl von Publiciſten nicht getheilt, fondern fie nehmen dad 
englifche Rechtsſpruͤchwort: the King gan da no wrong, 
bucftäblih,, und fieflen. die Rechtsfiction auf, daß ber 
Fuͤrſt als geſetzlicher Schuͤtzer des Rechtes nichts Geſetzwi⸗ 
driges wollen koͤnne, und daß eine ſubjective Rechttsver⸗ 
letzung ſich gar nicht von ibm denken laffe, Wenn er alſo 
objectiv und thatfächlih ein Geſetz verleße, fo Fönne dieß 
nur fepn, weil er das Mecht nicht gefannt habe und fchlecht 
berathen gewefen fen, Aus diefem Grunde fep alfo feine 
Unverleglihfeit und bie dafuͤr eintretende Merautwortlid- 
keit feiner böchften Beamten rechtlid nothwendig, — Da 
aber diefe Fiction von der unwandelbaren Rechtsliebe 
- bed Fuͤrſten pfochologiſch abſurd, nach der Geſchichte aller 
Zeiten eine handgreifliche Unwahrheit ift, fo dient fje in jeder 
Beziehung fehr ſchlecht zur Begründung einer Staatsein⸗ 
richtung, welche ald ber Hauptpfeiler des ganzen Enftemes 
ber beſchraͤnkten Fuͤrſtenſchaft erflärt wirb.: Es if dieſe 
Argumentationsweiſe um fg wunderbarer, als — wie 
unten im $. 5, bewielen werden wird — bie Möglichkeit - 
eines unrechtlichen Willend bed Etaatsoberhauptes gar 
wohl zugegeben, und dennprh die Unverantwortlichfeit des⸗ 
felbeg mit völlig zureihenden Gründen erwiefen werden 
mag, Gebr richtige Bemerkungen über die Unzuläßigfeit 
blefew Mectsfiction "machte Matte ſchon 1828 in den 
Berathungen der Badifchen iften Kammer (gegen Bas 
cdariq) f. dern Verh., Bb. 1,.©.:418 fg. 
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rung anzuwenden. Allein ba theild die wirkliche Ges - 
walt allerdings in der Maſſe ruht, und-die Negirung 
nur eine kuͤnſtlich gebildete beſitzt, theild die Stellvers. 
treter ihr Controle⸗ und Einwilligungs⸗Recht gar wohl 
wenigftens auf negative Weiſe mißbrauchen koͤnnen: 
fo ift die Möglichkeit eines Fehlers auch auf diefer 
Seite immerhin gegeben. Die-DVeranlaffung zu einem 
folchen aber legt eben in dem Dnalismus der conſti⸗ 
tutionellen. Monarchie, und namentli darin, daß 
die Stellvertreter nur ausnahmsweiſe und fragmentas 
riſch poſitive Mitregirungsrechte befigen, nichts aber 
fhwerer von Meufchen ertragen wird, als nur ein Ans 
theil an einer Gewalt, während man den gänzlichen 
Mangel wenig empfindet. 

Allerdings fehlt es an und für fich micht an Mit⸗ 
teln, um ˖dieſe gegenfeitigen Eingriffe zuruͤckzuweiſen. 
Allein fie ſind zum Theile unzureichend, zum Theile 
mit ſolchen anderweitigenNacdtheilen verinäpft, 
daß man fie unmöglich empfehlen kann, zum Theile 
koͤnnen fie aus Recht sgruͤnden nicht flattfinden. 

MPorerſt die Mittel, welche ſich als unzurei⸗ 
hend bei näherer Priifung ausweifen. Es find ihrer 
drei, von benen das erfte der Regirung zur Bekaͤm⸗ 
pfung feindfeliger Plane der Volfsvertreter dienen foll; 
das zweite ben: Ständen gegen die Regirung; dab 
dritte beiden gemeinfchaftlih. Nämlich: Aufldfung 
der Ständeverfammlung ; allgemeine parlamens 
garifhe Verantwortlichkeit der Minifter; 
und ein Schiedögericht zur Beflimmung des ſtrei⸗ 
tigen Sinnes einer Verfafungs = Beftimmung. 

Daß eine Aufldfung: der Ständenerfammlung 
nicht ausreicht, . iſt leicht zu zeigen. Sie wird naͤm⸗ 





fich allerdings die in ihren Mechten bedrohte Wegis 
sung ſchuͤtzen, allein nur in dem Falle, wenn nicht 
eine Berfammlung von demfelben oder vielleicht einem 
noch fchlimmeren Geifte neu gewählt werden wird. 
Da nun aber ein Verbot der Wiedererwählung der 
nämlichen Volfövertreter unzuläßig ift, weil ed leicht 
das ganze conftitutionelle Syftem in feinen Grundlagen 
‚verderben könnte; da ferner felbit bei offenbarem Uns: 
rechte der Volksvertreter eine durch Partheiungen und 
ehrgeizige Führer der Menge aufgeregte Stimmung 
des Volkes eine Wiedererwählung herbeizuführen. im 
Stande ift; fo ergiebt fih auch, daß diefes Mittel 
allein die Rechte des Fuͤrſten hinreichend, d. h. in allen 
Fällen, zu fhäßen nicht vermag. Wobei nicht einmal 
auf die in manchen Fällen unäberwindlichen thatſaͤch⸗ 
lichen Schwürigkeiten , welche einer folchen Aufldfung 
entgegenftehen koͤnuen, Gewicht gelegt: werden ſoll, noch 
‚darauf , daß diefed Mittel Feine Beftrafuug der bereits 
begangenen Schuld mit fich ‚führt. 

Was aber zweitens das von Seiten der Stände 
anzumendende Mittel betrifft, fo ift leicht einzufehen, 
daB die allgemeine parlamentarifhe Vers 
antwortlichleit der Minifter, d. h. die Pflicht 
derfelben der Stäudeverfammlung oder auch einer 
einzelnen Abtheilung berfelben zu jeder Zeit und über 
alle Regirungshandlungen Rede zu ftehen,, einen voll- 
ftändigen Schug nimmermehr gewähren kann. 2) Aller- 


3) Richtige Bemerkungen über diefe allgemeine varlamen⸗ 
tarifche Verantwortlichleit, ald über ein von ber cerimi- 
nellen Auflage wegen einer beftimmten gefeßwibrigen Hand⸗ 
lung weſentlich verſchiedenes Verhaͤltniß, find enthalten 
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dings bat diefe beftändige, wenigftens befländig moͤgli⸗ 
he, Eontrole der Volksvertretung einen nicht zu berechs 
nenden negativen Nuten. Es wird wegen ihrer ims 
merbin gar Vieles unterbleiben und gar Manches fonft 
Verfäumte gefchehen, Es iſt fogar zuzugeben, daB, 
je firenger und männlidyer dieſes Recht von Seiten der 
Stände geäbt wird, deſto feltener die Nothwendigkeit 
träftigerer Mansregeln eintreten Tann. Allein gerade 
in den gefährlichften Fällen Tann fie nicht genügen. 
Ihre Folgen koͤnnen nämlich nur feyn: ein Tadel des 
bereitö Gefchehenen; ein Verlangen, daß kuͤnftig Aehn⸗ 
liches unterbleibe ; wenn der Zwieſpalt größer wird, 
eine allgemeine feindfelige Stimmung gegen die Regis 
rumg oder wenigftend gegen einzelne Organe derfelben, 
woraus im dußerften Falle Verweigrung der Steuerh 
und der Geſetze hervorgehen kunnte. So unangenehm num 
diefe Folgen ohne Zweifel für die Regirung ſeyn müffen, 
fo find fie Doc) gegen einen entfchiedenen Willen die 
VBerfaffung im Allgemeinen oder in einem einzelnen bes 
ſtimmten Salle zu verlegen nicht ‚gendgend. Man bes 
trachte fie einzeln. Bloſer Tadel des bereits Gefchehes 
nen, und das darin ftillfchweigend liegende oder aus 
druͤcklich Damit verbundene Verlangen Fünftiger Unter: 





in ber Rede Lally Tollendals, mit welder er am 
24, December 1816 feinen Vorſchlag zu einem Geſetze 
Aber Staatsanklage begründete, fo wie in der Rede des 
GSiegelbewahrerd Yasguier vom 3, Februar 1817, mit 
welcher er einen ſolchen Geſetzesentwurf Namens der Megi: 
zung übergab. Nur beweist das beiderfeitige lange Xer: 
weilen bei dem an fi fo Haren Puncte eine noch große 
Unwiffenbeit und Ungewanbdtheit in den Grundfäßen ber 
eonftitutionellen Einrichtung. 
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laſſung konnen weder die bereits begangenen Verfaſſungs⸗ 
Verlegungen: wieder gut machen, noch find foldye ges 
linde und von Keinen fühlbaren - Folgen für den Schul: 
digen verbundene Maasregeln im Gtande prophy⸗ 
lactifch zu wirken. Die mögliche üble Folge fteht hier 
mit dem Mortheile der Erreichung des Zweckes in 
gar keinem Verhaͤltniſſe. Daß eine entfchieden feinds 


felige Stellung der Stände fuͤr die Regirung und fuͤr 


den einzelnen davon betroffenen Minifter viele Stoͤrun⸗ 
gen und Widerwärtigkeiten erzeugt, und fomit allerdings 
als indirecter Zwang wuͤrken mag, ift zwar richtig: 
allein theild wird nicht fchon jede einzelne verfaſſungs⸗ 
verlegende Handlung von folchen Folgen feyn, waͤh⸗ 
rend doch auch fie: beftraft und verbindert werden 
follte ; theild if das Mittel in fo ferne ganz unzweck⸗ 
mäßig, weil darunter nicht nur die ſchuldige Perfon, 
fondern auch noch weit mehr und häufiger die bffents 
liche Sache leidet. Es kann nimmermehr rathſam feyn, 
einen ganz drtlichen und vereinzelt zu befeitigenden Schas 
den durch Ergänzung einer allgemeinen fchweren Kranfs 
beit zum KHeraußeitern zu bringen. Davon gar nichts 
zu fagen, daß ein Mann von vieler Keckheit oder von 
ftarker Ueberzeugung auch einen bitteren parlamentaris 


fhen Krieg, der ihn aber nicht unmittelbar und un⸗ 


vermeidlich perfönlich berührt, wagen und lange fuͤh⸗ 
ren Tann, ohne fich dadurch irgend von feiner ver- 
faffungswidrigen Handlungsweife abbringen zu laſſen. 
Befonders aber ift das Extrem einer ſolchen feindſe⸗ 
ligen Stimmung, nämlid eine S teuerverweiges 
rung, theils wegen der allgemeinen Störung „ welche 
fie in das ganze Staatöleben bringt, felbft wenn fie 
„ fd (wie, dieß nach richtigen Grundfägen allein ſeyn 
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darf) auf. die nothwendigen Ausgaben nicht erſtreckt, 
hoͤchſtens in den allerbedeuteudften Fällen. vorzunehmen, 
und fomit fein Schug gegen minder bedeutende aber 
immer noch empfindliche Verlegungen; theils ift fie 
gegen eine zur völligen Verfaflungs = Verlegung ent« 
fchloffene und mit der nöthigen Kraft ausgeräftere Res 
girung gar fein Echugmittel, indem: biefelbe nun auch 
hinſichtlich der Abgaben die Verfaffung verlegt. Unb 
was endlih die Erflärung der Unwärdigfeit 
berrifft, ſo kann diefe die. Entlaffung der Getadelten 
keineswegs als rechtlich nothwendige Folge nach ſich 
ziehen, wenn dadurch nicht die Monarchie vernichtet 
werden ſoll. Ohne Zwangskraft iſt ſie aber nur ein 
Zeichen entſchiedener Feindſeligkeit, allein noch keine 
Sicherung des Sieges. ?) | 


83) 8. Couſtant, (Respons, des ministres, ch. 7.) legt 
ein größeres Gewicht auf eine ſolche Unmwürbigfeitd: Erflä- 
zung. Er will, daß fie verfaffungsmäßig verboten fepn 

- fol, ald ungerecht gegen. die mir ihrer Vertheidigung nicht 
gehörten Beſchuldigten, beleibigend gegen den Fuͤrſten, und 
leicht mißbrauchbar wegen ber Unbeſtimmtheit. Allein ein 
ſolches Verbot ſcheint kaum wöthig bei einer Maasregel, 
welche keineswegs eine Kolge zu haben braucht, und fie 
laͤßt fi uͤberdieß eigentlich gar nicht verhindern, ba fie 
thatſaͤchlich ſchon in einer entfchiedenen feindfeligen Ma: 
jorität ausgefprochen tft. — Faͤlle entweder von Beſchluͤſſen 
oder wenigſtens vom Antraͤgen einer Unwuͤrbigkeits⸗Er⸗ 
Märung find In ber @efcichte des englifhen Parliaments 
nicht fo ganz felten. So 3. B. ber Antrag ber Gemeinen im 
Jahre 1643 gegen den Herzog von Richmond (State 
Trials, ®b. IV, ©. 111 f8.); Beſchluß der Gemeinen gegen 
den Herzogvon Lauderdale (daf., Bb.VT', S. 1025 fg.); 
und den Herzog von Buckingham, (daf., ©. 1033 fg.) 


Weit bedeutender jedenfalls als die bisher erdr⸗ 
terten. Mittel, allein doc) keineswegs in allen Fällen 
ausreichend, tft. die — in manchen Verfaſſungsurkunden 
gewählte und vom deutfchen Bunde verallgemeinte — 
Niederfegung eines Schiedsgericdhtes zur Beſtim⸗ 
mung des Sinnes eined zwiſchen Regirung und Staͤn⸗ 
deu ftreitigen Punctes. *) Hier ift vor Allem nicht 
in Abrede zu fielen, daB es unmöglich ift, Die 
aphoriftifchen Säge einer DVerfaffungs s Urkunde mit 
folcher unzweideutigen Beſtimmtheit und einer fölchen 
Vollſtaͤndigkeit abzufaffen, daß Feine Meinungsvers 
fihiedenbeiten Über den Sinn einzelner Beftimmungen- 
obwalten fönnen, und zwar um fo weniger, ald Ders 
faffungsurfunden gewöhnlich das Ergebniß fehr beweg⸗ 
ter und fomit zu ruhiger Prüfung und Arbeit wenig ges 
eigneter Zeiten find. Kine DVerfchiedenheit der Aus 
legung kann daher zwifchen Ständen und Regirung 
fogar bei beiderfeits reinen Abfichten gar leicht vor⸗ 
kommen. Beide gehen von verfchiedenen Standpunc⸗ 
ten aus, machen verichiedene Erfahrungen, und haben 
beinahe nothwendig verfchiedene Richtungen, Sie milfs 
fen fomit auch eine verfchiedene vorgefaßte Meinung 
über die richtige Auslegung unklarer Verfaffungss 





4) ©. die Verfaffungsurkunden ded Kurf. Heffen, $. 1545 
des Könige, Sachſen, $. 153; ded Fuͤrſtenthums H. 
Sigmaringen, $. 191. Auch ber württembergi: 
ſche Verfaffungsentwurf von 1817 hatte eine folde Einrich⸗ 
tung vorgefchlagen , die aber fpäter nicht in die itzt gültige 
Verfaffung übergieng. Die Beitimmung des deutſchen 
Bundes ift getroffen in dem Beſchluſſe vom 80. Octob. 
1834, 











Säge haben. Demuach tft der Gedanke, eine Eine. 
sichtung zu treffen, welche auf eine und billige dem Eis 
geuftume oder der Eigenſucht der Streitenden entzogene 
Weiſe die Zwiftigkeiten fchlichte, an und für fi nur 
lobenöwerth. Eben fo if unzweifelhaft, daß eine 
tüchtige Ausfährnuug der dee fich gar wohl denen 
laͤßt. Durch Feftiegung von beftimmten Terminen,’ 
auf deren Verfäumniß die ndthigen Präjudicien geſetzt 
find, kann eine regelmäßige Drdnung der Anftalt ers 
swungen und Berfchleppung der Sache verhindert wers 
den. Schwüriger allerdings ift eine untadelhafte Bes 
ftimmung der Mitglieder des Schiedsgerichts, indem 
große Forderungen an die Unabhängigkeit, Unpartheis 
lichkeit und Einficht berfelben gemacht werden muͤſſen. 
Doch iſt fie nicht unmbglih. Da natuͤrlich von einer 
einfeitigen Uebertragung des Gefchäftes weder an Mits 
glieder der Stände noch an eine Werwaltungdftelle der 
Regirung die Rede ſeyn Tann; da ferner eine Behoͤrde, 
welche möglicherweife in die Lage kommen kann, fich 
richterlich mit der fraglichen Sache befchäftigen zu 
muͤſſen, nicht zuerft ſchiedsrichterlich mit berfels 
ben zu thum haben kaun °): fo bleibe eine dreifache 
Möglichkeit. Entweder nämlich Uebertragung an aus 
wärtige Sachverftändige, oder Wahl von und ans 


> 


5) Ganz unpaffend ift aus diefem Grunde, wenn — wie bieß 
im 8. Sachſen und in Braunſchweig ſeſtgeſetzt ift, in 
Württemberg 1817 wenigſtens vorgeihlagen war — 
der eigend gebildete Staatsgerichtshof felbit auch mit dem 
vorläufigen ſchiedsgerichtlichen Spruce beauftragt ift. Auch 
die Wahl des gewöhnlichen oberften Landgerichtes ift and 
demfelben Grunde, felbft wenn er nicht auch Staatsgerichts⸗ 


. dem Volke, oder ndlih Zufammenfegung von 
Eandidaten der Regierung und der Stände, Daß die 
Auswärtigen. in hohem Grade unabhängig und unbee 
theiligt find, und daß fie auch leicht intelligent ges 
wählt werden koͤnnen, Leuchter ein: allein fie find doch 
wohl zu verwerfen, da jeder Staat in. ſich organifirt. 
feyn fol, und es unpaffend und unfchidlich if, ein 
nothwendiges Staatögefchäft bittweife von Fremden bes 
forgen zu laflen. °) Bei der freien Wahl von und 
aus dem Wolle dagegen dürfte es nicht nur in klei⸗ 
neren Staaten leicht an tauglichen Männern fehlen, 
ſondern es iſt vieleicht überhaupt‘ eine neue Art von 
Volkswahlen als unwünfchenswerth "zu betrachten, weil 
fie zur Vermehrung der Partheiungen und Aufreguns 
gen im conflitutionellen Staate beitragen müßte: es 
den Falls ift, als natürliches Ergebniß einer Volkswahl, 
nicht mit der nothwendigen Sicherheit auf Unpars 
theilichkeit. der Mitglieder zu rechnen; das monarchi⸗ 
ſche Element der Verfaffung kann fomit leicht blos⸗ 
geitelt, das demokratiſche ungerecht bevorzugt ſeyn. 


hof wäre, nicht zu billigen, denn er kann immerhin in 
: einzelnen Yuncten und über einzelne Mitſchuldige ale Rich⸗ 
ter zu fiten haben. Davon ganz abgefehen, dad eine ſolche 
Verwendung auf die Beſetzung ded Gerichted eine nachthei⸗ 
lige Wirkung baben koͤnnte. 

6) Wenn freili die auswärtigen Spruchmaͤnner nicht von 
einem ganz fremden Staate geborgt werden muͤſſen, fon: 
dern in einem Söderativ: Verbältniffe von den Mitgliedern" 
gegenfeitig gegeben und genommen werden, fo hebt fi 
wenigftend theilweife die aus dem Standpuncte der Ehre 
und der Abgeſchloſſenheit des Staatsorganismus zu mas 
chende Einwendung. ı 








Einer aus zwei gleichen Hälften von den beiden ftreis 
tenden Theilen zufammengefetste Behdrde koͤnnte, und 
müßte beinahe, zwar dad Vertrauen und fomit bie 
beruhigende Kraft fehlen: allein dennoch verdient Dies 
felbe wohl den Vorzug, und läßt ſich von ihr Huͤlfe 
erwarten, da diefen von dem ftreitenden Theile Gewaͤhl⸗ 
ten leicht noch eine weitere bedeutende Anzahl yon Mita 
gliedern durch Loos oder Miſchung von Loos und Wahl 
beigegeben und dadurch ein hinreichendes unpartheiifches 
Element beigegeben werden kann 7), — Allein mit 
allen dieſen Zugeftändniffen und Cinrichtungen ift noch 
keineswegs bewiefen, daß die Einfegung eines Schieds⸗ 
gerichtes einen durchaus zureichenden Schuß ber Ber: 
faffung gewaͤhre. Kinmal kann ed jeden Falls nur 
da überhaupt wirken, wo dem Gtreite eine verfchie: 
dene Auslegung eines DBerfaffungs » Punctes zu Grun)e 
liegt; in den unzähligen weitern Fällen aber, in wels 
chen über eine unmittelbare und ganz unzweifelhafte 
Berfaffungs » Derlegung geklagt werden muß, ift fie 
ohne alle Anwendung, Zweitens aber ift Elar, daß fie 
auch in den anwendbaren Fällen unmöglich dad einzige 
und legte Mittel feyn kann, indem ein ſchledsrichter⸗ 


7) Auf diefe Weife werden die, allerdings ganz gegründeten, 
Vorwürfe entfernt, welche der Sufammenfegung des Kurs 
beffifden Schieddgerichtd gemacht werden, und welde 
auch beffen Anwendung felbft in ſolchen Zällen, in welchen 
fonnentlar die Verfaſſungsvorſchrift zu vollziehen war, ver: 
hindert haben, Vergl. meine Vertheidigungsſchrift in den 
Acteuſtuͤken die landft, Anklagen gegen den Minifter Ha: 
Benpflug betreffend, ©. 455fJ., und Murhatd, Grund: 
Inge des Staatsrechts von Kurheſſen, Bd. I, ©. 619 fg. 
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licher Spruch nicht geeigner ift Willkuͤhr und boͤſe 
Abficht von Verfuchen zurädzupalten und fie dafür zu 
beftrafen. 

Mender man fidy aber zu der zweiten Klaſſe von 
unpaffenden Mitteln, zu denjenigen nämlich, welche 
ald mit materiellen Nachtheilen verbunden be= 
zeichnet wurden, fo findet man, daß hierher gehoͤren: 
die thatſaͤchliche Widerfeglichfeit gegen ver: 
faffungswidrige Schritte, und die Anrufung frems 
der Regirungen um Schlichtung des Zerwuͤrf⸗ 
niſſes. 

Es unterliegt zwar allerdings, was jenes erſtere 
Mittel betrifft, keinem Anſtande, daß der in ſeinen 
Rechten ungeſetzlich Bedrohte nicht ſchuldig iſt ſich die 
Beeintraͤchtigung gefallen zu laſſen, und daß er, 
wenn ſeinen gegruͤndeten Vorſtellungen, trotz der Er⸗ 
ſchoͤpfung aller geſetzlichen Mittel, kein Gehoͤr geſchenkt 
wird, ſich thatſaͤch lich widerſetzen darf. 

Es iſt alſo einer Seits der Regirung in’ allweg 
geftattet, die ihr anvertraute Geſellſchafts-Gewalt zur 
Selbftvertheidigung zu gebrauchen und nörhigen Falls 
mit den Außerften Iwangsmitteln die Widerftrebenden 
zum Gehorfam zu bringen. Eben fo hat umgefehrt ander 
Seitd das Volk nur verfaffungsmäßigeg Gehorfam zu 
leiften, und darf, wenn es wider Recht zu einer un 
geſetzlichen Beſchraͤukung feiner Befugniffe will gend- 
thigt werden, am Eude zu offenem MWiderftande gegen 
die ungerecht und unbefugt handelnde Gewalt fhreiten. 
Es wäre fomit rechrlid gar wohl denkbar, daß für 
den Fall einer Verfaffungsverlegung alöbaldiger thats 
fächlicher Widerftand gefeglic) angeordnet und fogar 
in feinen Graden und der. Form der Auwendung zum. 


Voraus eingerichtet würde. Auch ift zu erwarten, 
daß die Ausficht auf entfchiedenen MWiderfland gegen 
jede Ungefeglichkeit die Uuterlaffung mancher wuͤrklich 
veranlaffen wuͤrde. Allen wen fallen nicht die unermeß⸗ 
lichen Nachtheile auf, welche ein auf diefe Weife ges 
ſetzlich organifirter und bei jeder Gelegenheit wuͤrklich 
ausgeübter Zuftand der rohen Gewalt norhiwendig nad) 
ſich ziehen muͤßte? Nichts ift fchredlicher als Buͤr⸗ 
gerkrieg, uud jede Veranlaſſung dazu iſt moͤglichſt zu 
vermeiden. Wie ſehr aber ſowohl die materiellen als die 
geiſtigen Intereſſen ſogar bei einem nicht bis zu dieſem 
aͤußerſten Puncte gehenden thatſaͤchlichen Streite zwi⸗ 
ſchen Regirung und Volk leiden muͤßten, bedarf nicht 
erſt der Erwähnung, und zwar muß natuͤrlich dieſer 
Nachtheil im Verhaͤltniſſe der ſteigenden Geſittiguug 
zunehmen, indem jeder Einzelne immer. mehr feine. 
ganze Zeit und Kraft zu Erreichung der höher geſteck⸗ 
ten Zwecke in Anfprudy zu nehmen hat, eine Uuterbres 
Hung des geordneten und, ruhigen Zuftandes aber im⸗ 
mer zahlreichere Verknüpfungen der Bildung und der. 
Intereſſen zerftört: Nimmt man noch dazu, daß kei: 
neswegs eine Gewißheit für den Eieg des Rechtes bei 
diefem Gottesurtheile ift, fo kann man fich feinen Aus 
genblid bedenken, diefe Art von Verfaſſungswahrung 
unbedingt zu verwerfen, | 

Minder nachtheilig Zwar, aber dennoch nicht zu 
empfehlen, ift das zweite oben erwähnte Mittel, naͤm⸗ 
lih die Unrufung fremder Staaten um ihre 
Vermittlung und Entfheidung, Natuͤrlich müßte dies 
fer Beiftand, wenn er wuͤrklich feinen Zweck erfüllen 
ſollte, als beftändige und in allen Fällen anwendbare 
Anftalt eingerichtet feyn, ſey ed, daß ſchon das Uns 
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rufen des einen Theiles den Schiedsrichter berechtigte 
einzufchreiten, fey es gar, daß er unaufgefordert feine 
Sarantie der bedrohten WVerfaffung geltend machen 
duͤrfte. Eben fo unabweisbar ift, daß der zum Richs 
ter auderfehene Staat ein mächtigerer feyn muß, da= 
mit er audy im Stande ſey feinen Ausfprüchen den 
ndthigen Nachdruck im Falle einer Widerfeglichkeit zu 
geben. Einen unbedeutenden Staat müßte die ein- 
fachfte Klugheit von felbft abhalten, fich einem Auf: 
trage zu unterziehen, welcher zu feiner eigenen Be⸗ 
ſchaͤmung ausfallen koͤnnte. Unter dieſen Vorausſetzun⸗ 
gen leuchtet nun ein, daß allerdings Gewaltthaͤtigkei⸗ 
ten und Stoͤrungen des Friedens vermieden wuͤrden; 
es iſt auch nicht geradezu unmoͤglich, daß die fremde 
Macht gerecht entſchiede; und es haben daher wuͤrk⸗ 
lich einzelne wenige conſtitutionelle Staaten dieſes Mit⸗ 
tel gewählt 8). Allein es iſt dagegen zu bedenken, 
daß durch einen folchen Auftrag der richtende Staat 
eine fehr fühlbare, und noch leichter zu mißbrauchende 
Suprematie erhält. Schon an und für fich ift es eines 
felbftftändigen Staates nuwuͤrdig, wenn er die Ente 
ſcheidung, welche Rechte feinem Regenten, weldye tem 
Volke zuftehen follen, von einer fremden Negirung 
erhält. Er verliert dadurch dad letzte und wichtigfte 
Recht einer Staatögefellihaft, Zwecke und Mirtel des 
Vereines nach eigenem Gutduͤnken zu geftalten und zu 





8) So haben einige der kleineren beutfchen Staaten für ihre 
Verfaffungen beim deutfhen Bunde Garantie, und fomit 
die Entfheidung von Streitigkeiten, nachgefucht, nament: 
lih: Baden, Sachſen⸗Weimar, Sadhfen: Hildburghaufen, 
Sachfen : Eoburg, Mecklenburg theilweife. 
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ändern. Denn die Einwendung, daß die richtende 
fremde Macht nur die Verfaffung, wie fie eben ſey, 
aufrecht zu halten, nicht aber eine auf gefeßlichem 


Wege und ;fomit . unter allfeitiger Zuflimmung der - 


Theilnehmer vor ſich gehende Veränderung berfelben 
zu bindern berechtigt fey, kann deßhalb keinen Troſt 
gewähren , weil ed einer über die beabfichtigte 
Veränderung mißvergnägten Minderzahl wohl ſchwer⸗ 
ih an einem Vorwande, das ihr Unangenehme als 
eine zur Entfcheidung des fremden Staates geeignete 
Berfaffungsverlegung darzuftellen, fehlen wird. Nicht 
minder ift zweitens einleuchtend , DaB der Ehrgeiz der 
zum Nichter beftellten fremden Macht in diefem Rechte 
jede nur beliebige Gelegenheit finden kann, feine eiges 
nen Berhältuiffe zu dem Staate, welcher feine Hilfe 
nachfucht , auf eine unbillig = vortheilhafte Weife zu 
ordnen, Wer einen Urtbeiläfpruch von dem Andern 
zu erwarten hat, ift von demfelben immerhin abhaͤn⸗ 
gig, und felbft in folchen Fragen, welche mit der 
Verfaſſung auch nicht entfernt zufammenhängen, wird 
der bevormundete Staat nicht mehr frei feyn, Eine, 
an ſich vollig gerechtfertigte, Selbftitändigkeit koͤnnte 
bei der nächiten , fo leicht zu erregenden, Verfaſſungs⸗ 
Frage gerächt werden. Davon gar nicht zu reden, 
daß ein feldyes Einmiſchungsrecht auf die leichtefte Art 
zer Ueberziehung mie Exrecutionstrappen und fomit zur 
Unterhaltung eines beträchtlichen Theiles des fremden 
Heered mißbraucht werden koͤnnte. Mer aber Fann 
irgend eine Gewähr dafür leiften, daß der Fremde fich 
nicht von Ehrgeiz und Habfuche früher oder fpärer 
leiten laſſe? Drittens ift auch in fo ferne Feine Si⸗ 
cherheit vorhanden , ald ed wohl denkbar ift, daß die 
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fremde Regirung fuͤr den einen der ſtreitenden Theile 
Sympathieen hat, daß ſie vielleicht auf mittelbare Art 
durch die Entſcheidung dieſes Streites im fremden Lau⸗ 
de Schwuͤrigkeiten in ihren eigenen Verhaͤltniſſen auf 
eine für ſich günftige Weiſe beizulegen ſucht. Sn der 
Regel wird fid) allerdings eine folche partheiiſche Zu: 
neigung für die Sintereffen ber ftreitenden Regirung vor: 
finden; doch kann auch, je nach der Verfaffung oder 
den augenblicdlichen politifchen Zuftänden des fremden 
Landes, dad Gegentheil wohl ftattfinden. Endlich ift 
drittens unvermeidlich, daß nicht durch das Einmi⸗ 
ſchungsrecht einer fremden, unabhängigen Macht ein 
ganz neued Element in die inneren Verhältniffe komme. 
Mag daffelbe audy hier und da dazu dienen eine Par: 
thei von den Außerften Schritten abzuhalten, fo wird 
auf der andern Seite gerade in den ſchwuͤrigſten Ver⸗ 
häfeniffen diefe Möglichkeit der Einmiſchung einer frem= 
den Macht fonft unbefannte Verlegenheiten erzeugen. 
Nun find Ruͤckſichten zu nehmen, welche die Natur 
ber Sache und der Stand der Partheien keineswegs 
verlangten; und fchon dieß ift ein großes Uebel, daß 
jedes grundfagloje und felbftfächtige Umtreiben itzt 
leicht Ruͤckhalt und Bedeutung erhält, 

Als eine dritte unempfehlenswerche Art von Aus⸗ 
tunftömitteln ift oben diejenige genannt worden, wel⸗ 
her Rechtsgruͤnde entgegenftehen, Dieß ift aber 
der Fall bei der Erlaffung eines befonderen Ges 
feßeö, welches die bereitd begangene Handlung als 
unerlaubt bezeichnen und den Thaͤter zugleich mit einer 
beftimmeen Strafe belegen würde, Zwar fteht diefer Art 
bie Verfaffung zu vertheidigen, oder beffer gefagt zu 
rächen,‘ das bei Fragen ber conftitutionellen Politik und 


Rechtspflege allerdings hoͤchſt beachtenswerthe Beiſpiel 
von England zur Seite: allein mit Recht iſt dieſe 
Sitte der bille of attainder von andern Staaten nicht 
nur nicht nachgeahmt, fondern zum Theile fogar aus: 
druͤcklich unterſagt worden ?). Es widerfpricht naͤm⸗ 
lich allen Grundſaͤtzen des Rechtes, wenn in der Er⸗ 
manglung genuͤgenden Beweiſes, und ſogar gerade 
wegen dieſes Mangels, wenn ferner ob einer bis itzt 
durch kein Geſetz irgend verpoͤnten Handlung ein vers 
baßter Staatsmann ohne Gehoͤr und Vertheidigung 
durch ein eigends wider ihn gefchmiedetes Geſetz nie: 
dergefchlagen wird 20). Unrecht durch Unrecht zu raͤ⸗ 
hen, iſt ded Staates unwuͤrdig und ihm unerlaubt. 
Und es finder um fo weniger eine Entfchuldigung flatt, 
da ed überdieß auch der Staatöflugheit unangemefen 
ift, die Wegräumung einer Verfaffungs:Verlegung von 
der Zuftimmung Solcher abhängig zu machen , welche, 
wo nicht nothwendiger⸗ doch möglicherweife felbit be⸗ 
theiligt find. Dieß Bann aber ſowohl bei den Ständen 
der Fall feyn, fogar wenn eine Aufldfuug den Beftra- 
fungsverſuch voranging , als bei dem Monarchen , der 
ja mit feinen Raͤthen einverftanden gewefen feyn Fann, 
wenigftens fie ige nicht verlaffen will. Wo freilich die 





9) Dieb iſt namentlich geſchehen von der Verf. Urk. ber 
Vereinigten Staaten von N. A., Art. 1, 6. 9. 
10) Bekannt ift die fchreiende Ungerechtigkeit , welche, nad 
den Grundfähen des englifben Rechts beurtbeilt, an 
Straffort auf diefe Weife begangen wurde, ald dad zu 
feinem Untergange unter allen Umitänden entfchloßene 
Baus der Gemeinen mit der anfänglich eingereichten ge: 
richtlichen Klage nicht auszureichen einſah. S. unten 

Buch II, Kap. 1, 8. 11. 





färftliche Gewalt von der ftändifchen ganz verfchluns 
gen ift, wie dieß in Großbritannien geſchah, da 
mag biefer Brund nicht viel in Betrachtung kom⸗ 
men: allein dieß ift weder in allen conftitutioneflen 
Etaaten der Fall, noch auch recht oder wünfchenswerth. 
- Die Entfhuldigung, daß das Mittel nur in Nothfaͤl⸗ 
len gebraucht werde **), reicht nicht aus, da aud) 
nicht entfernt der Beweis gelicfert ift, daß nur dieſes 
Mittel in einem Nothfalfe angewender werden fünne. 
Damit dränge fich denn aber der Gedanke von 
felbft auf, daß ein jede Gewaltthätigkeit erfegender 
und vermeidender rechtlicher Ausfpruch einer rein in⸗ 
laͤndiſchen Behoͤrde, mit andern Worten, daß ein ges 
richtlicher Spruch am zwedinäßigften ſchuͤtzen und 
entfcheiden wiirde. Warum foll auch nicht, fo wie bei 
Steitigfeiten Einzelner ein unpartheiifcher Richter Gruͤn⸗ 
be und Gegengründe erwägt and nach dem Geſetze feine 
Entſcheidung fälle, ebenfalls bei Streitigkeiten der beis 
den Hauptbeftandtheile des Staatsvereines eine gerechte 
Erwägung und Eutſcheidung moͤglich ſeyn? Es han—⸗ 
delt ſich hier von Meinungsverſchiedenheiten uͤber die 
Graͤnze der gegenſeitigen Rechte. Ju den Grundſaͤtzen 
des Landes, gleichguͤltig ob ſie in Einer Urkunde 
geſammelt oder zu verſchiedener Zeit einzeln erlaſ⸗ 
fen, vieleicht ſelbſt nur durch unfuͤrdenkliche Ges 
wohuheit beſtimmt find, iſt mittelbar oder unmittelbar 
die Quelle einer gerechten und für Alle verbindlichen 





11) Diefer Vertheidigungs:Verfuch wird gemacht von Lord Ruf 
fel, Geſchichte der engl. Reg., überf. von Kriß, Leip. 1825, 
S. 147 fg. Er felbft führt eine Reihe von Fällen an, in 
melden die Anwendung diefer Form ganz ungerecht war, 
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Eurfcheidung zu ftuden. Die freitenden Theile haben 
ihre anerkannten und zur Führung des Streites ermaͤch⸗ 
tigten Organe, fo daß Keiner ungehbrt werurtheilt wers 
den Tann. Gelbft in der Hige von Partheilämpfen , 
welche fo leicht die Forderungen der Gerechtigkeit übers 
fehen laͤßt, ift die abgemeffene und fichere Form eines 
gerichtlichen Verfahrens da immer noch der wuͤrk⸗ 
fanıfte Schuß gegen Gewalttbat, wo die Stärke 
nicht mehr auf der Seite des Rechtes if. Die Ges 
fhichte weist, wie bemerkt, Beifpiele nah, in wels 
hen ein Unrecht nur durch Verlaffen der vorgefchrie= 
benen gerichtlichen Klage durchgefegt werden Fonnte. . 
Etwas Unſchickliches und Unwuͤrdiges aber ift in der 
Stellung eines Gerechtigkeit Suchenden und Erhalten- 
den fo wenig, daß es vielmehr als der Triumph der 
politifhen Geftttigung und als die harmonifche Volle 
endung ded Rechtsſtaates betrachtet werden muß, wenn 
Volt und Regirung als folche ihre Anfpriche dem Aus⸗ 
fpruche der Gerechtigkeit unterwerfen 22). Die Furcht, 





12) Es ift eine völlige Unflarheit ber Begriffe, wenn ber 
ungenannte Verfaſſer der Ariitofratieen nnd Minifterverant: 
wortlichleit in reinen Monardieen, S. 110 fg., die Be: 
hauptung aufftellt, daß nur in repräfentativen Demokra⸗ 
tieen , oder in folchen Einherrſchaften, deren Fürften blos 
noch ein leerer Schein von Regirungsgewalt übrig geblies 
ben fey, eine Minifter: Verantwortlichfeit ftattfinden könne, 
indem da, wo dem Staatsoberhanpte noch einige Gewalt 
suftehe, dasſelbe durch feine Ehre gehalten fen, feinem Mil: 
len (mit Gewalt) Achtung zu verfchaffen, wenn besfelben 
unerachtet feine Minifter in Anklageftand verfest werden 
wollen. Warum denn foll es mit ber Ehre des Zürften 
eined Rechtsſtaates unvereinbar ſeyn, fich einem Geſete 
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daß Staatsgeheimniſſe durch ein ſolches Verfahren ver⸗ 
bffentlicht werden, waͤre eine ganz unbegruͤndete. Nicht 
nur iſt die Zahl und die Bedeutung ſolcher Geheimniſſe 
eine weit Fleinere als wichtigtbuende Unbedeutentheit 
glauben machen will, namentlich in einem: conftitutios 
nellen Staate , deffen Regirung durch die Rednerbuͤhne 
der Volfövertreter , durch die Preffe und durch die alls 
gemeine Theilnahme an den bffentlichen Angelegenheiten 
zu einer weit größeren Durchfichtigkeit gendthige iſt; 
fondern es handelt fich auch bei Anklagen in der Regel 
nur von bereit Vollbrachtem , wo dann ein Bekannt⸗ 
werden viel weniger fchaden kann. Weberdieß hindert 
nichts in den erforderlichen Fällen ausnahmsweiſe, 
die Verhandlungen des Gerichted bei gefchloffenen 
Thuͤren vorzunehmen, und die Richter in folchem Falle 
auf Verfchwiegenheit zu beeidigen *3). — Kukz eine 
Einrichtung, welche Anarchie und Selbſthuͤlfe verhin- 





zu unterwerfen, und Dad Recht über ftreitige Rechtsver⸗ 
bältniffe entfcheiden zu laſſen? Wäre dieß begründet, fo 
würde nur unbedingte Wilführherrfchaft rechtlich möglich 
und geftattet fepn. — Eben fo wenig mag mit Rotteck 
(Verh. des ıften Badiſchen Kammer, 1820, H. 4, 
S. 635) eine befondere Schwürigkeit darin erkannt werden, 
daß bier nicht, wie in den übrigen Rechtsſtreitigkeiten, 
der Rchter im Namen der Gefammtheit richte, weil fi 
Megirung und Volt in zwei Partheien fpalte. Der Ric: 
ter erhält feinen Auftrag auch bier von der, zu einem 
verfaffungsmäßigen Staate vereinten, Gelammtheit, une 
fpriht im Namen der ewigen Gerechtigkeit. Gleichauͤltig 
ift dabei, wer die Yartheien find. 


13) ©. hierüber unten, Bud I, Eap. 5, $. 3. 





dert, fremdem Ehrgeize die Gelegenheit zu fchaden 
abichneidet, au die Stelle des Unfriedens den Aus⸗ 
fprud) des Rechtes ſetzt, muß als durdyaus wuͤnſchens⸗ 
werth , ehrenvoll und wuͤrkſam betrachtet werden. Die 
einzige fchwärige Frage kann nur die feyn, wo der 
zwiſchen foldyen Streitenden mit Ruhe und Unpartheis 
lichkeit enrfcheidende Richrer zu finden ift. Allein 
auch diefe Schwilrigfeit laͤßt fich,, fo weit in menfchs 
lichen Dingen Volllommenes zu erwarten ift, wohl be= 
fiegen, wie dieß feiner Zeit ausführlich wird nachge⸗ 
wiefen werden. 

Iſt, diefes aber in einem billigen Grade zu errei- 
chen, fo ift auch die Alternative nicht zu fürchten „ 
bad entweder der reiche und mächtige Angeklagte die 
Richter beftecdyen werde , durch Eophiömen und Rede⸗ 
fünfte das losſprechende Urtheil vorbereitend und her⸗ 
auspugend,, oder daß der Sturm bed Volksunwillens 
fein Opfer, vielleicht unfchuldig jedenfalls formell uns 
gerecht, verfchlingen werde. Erfteres iſt bei einem 
zahlreichen und wohlgewählten Gerichte fchwerer und 
feltener, ald Unmuth und Partheigeift hier und da 
glauben machen moͤchten; dieſes aber zu vermeiden , 
trägt gerade die Einfeßnng einer georbneren Behoͤrde 
bei, von welcher firenges Gericht über Schuldige zu 
erwarten ift. Zeit gewinnen heißt bei folchen Ausbruͤ⸗ 
hen der Leidenfchaft einer großen Menge Alles gewin- 
nen, indem der Gaͤhrungsſtoff, wenn er fi) einmal 
entladen bat, In der Regel fobald nicht wieder fich ſam⸗ 
melt. Diefe Zeit aber wird von der Gerechtigkeit über 
die blinde Wuth gewonnen durch die aldbaldige Einlei⸗ 
tung eines geregelten und doch die Einbildungskraft ber 
Menge feffeluden Verfahrens. Es wird alfo erreicht, 








nicht, „daß der Wallfiſch mit dem Tönnchen fpielt“,**) 
fondern daß der Blig an der Wetterftauge niederfährt. 


s.2 | 
2. Uothwendigheit einer Strafgerichtobarkeit. 


Iſt nun aber auch eutfchieden, daß die Eingriffe 
in die gegenfeitigen verfaffungsmäßigen Rechte, welche 
fih Regirung und Volk möchten zu Schulden kommen 
laſſen, durch ein gerichtliches Urtheil am zweckmaͤßig⸗ 
ften befeitigt und dadurch auch Überhaupt verhindert 
werden : fo bleibt immer noch die Frage zu beant: 
worten, ob es zweckmaͤßiger fey, den Nechtöftreit in der 
Form des bärgerlihen Proceſſes zu behandeln, 
d. h. die beiden ftreitenden Theile, Regirung und 
Stände, in contradictorifcher Verhandlung Gründe und 
Gegengrände für ihre fich widerfprechenden Korderuns 
gen entwideln zu Iaffen und darüber alddann rechts⸗ 
träftig zu entfcheiden, oder ob die Verfaffungsver- 
legung als ein Verbrechen augefehen und ſomit durch 
ein Strafurtheil das Anfehen und der Inhalt der 
Grundbeflimmungen aufrecht zu erhalten fey ? 

Ja der Hauptfache fcheint es gleichgültig, für 
welche Antwort man fic) entfcheide, indem durch. beide 
Arten von Gerichten ein verletztes oder bedrohtes Recht 
gefihert und feine Gränze hergeftellt werden kann. 
Wird der Streit im Wege des bürgerlichen Proceffes 
sefchlichtet, fo ift die Frage über die Gränze der bei- 
14) So charasterifirt Rehberg in feinen eonfiitut, Phanta⸗ 

ſieen die Miniſter⸗Verantwortlichkeit 
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derfeitigen Hechtöfphären allerdings der einzige Vor⸗ 
wurf der lnterfuchung und des Urtheiles, und die 
Antwort wird unmittelbar und in vollftändiger 
Entwidlung gegeben. Allein auch wenn der Strafrichter 
Demjenigen, welcher das Mecht des Andern nicht ach 
tete, dafür das vom Geſetze angedrohte phufifche Uebel 
zuerkennen foll, fo muß er vor Allem datüber im Reis 
nen ſeyn und ſich auögefprochen haben, ob und in wie 
weit ein Recht wärklic verlegt wurde, mit andern 
Worten, welches Rechtöverhältniß zwifchen beiden Pars 
theien befteht. Denn nur in fo weit ein Recht beiteht, 
kann ed auch auf eine ftrafbare Weife verlegt werden. 
Somit find auch hier fowohl die Partheien gendthigt, 
ihre gegenfeitigen Gründe ausführlich zu entwideln, 
der Richter aber muß diefelben gewiflenhaft prüfen und 
über fie enticheiden. Daß er diefed Urtheil feinem 
Hauptſpruche, allenfalls in der Form von Entfcheis 
dungsgruͤnden, vordngeben läßt, oder felbft auch dafs 
felbe nur mittelft Induction zur Kenntniß bringt, ift- 
für die Sache felbft völlig gleichguͤltig. Auch fo wird 
die Frage rechtskräftig entſchieden. Selbft wenn ber 
Angeklagte als. unzurechnungsfähig ſtraflos gelaffen, 
oder wenn er für unfchuldig erklärt wird, ergiebt fich 
mit Notbwendigfeit aus dem Urtheile, was der Rich⸗ 
ter als das materielle Recht der ftreitenden Theile ans 
fieht. Jedem mdglichen Zweifel Faun mit leichter Mühe 
eine Verordnung über die Anführung der fämmtlichen 
Entfcheidungsgründe begegnen. 

Die nächfte Frage waͤre nun alfo die, ob nicht 
vieleicht der Wahl der einen oder der andern Verfah⸗ 
rend: Weife Rechtögrände entgegenftehen? — Daß 
Niemand beeinträchtigt würde, wenn ber Streit im Wege 
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des bürgerlichen Proceffes erledigt würde, bes 
darf wohl Feines befondern Beweiſes, Wie koͤnnte es 
einem Mechte zu nahe treten, wenn man aufgefordert 
wird, die Gründe anzugeben, auf welche ein gewiffer 
Anfpruch geftüßt werden will, oder wenn der Gegner 
die Erlaubniß erhält, feine Gegengründe zu entwideln 7 
Zu erfterem koͤnnte nur der ſich nicht für verpflichter 
‚ erachten, welchem unbefchränfte Willkuͤhr und gar keine 
Verbindlichkeit und Rechte Verträge zu achten, zuſtaͤu⸗ 
de; eine Vorausfegung , welche in der conftitufionellen 
Monarchie nicht vorhanden ift, deren wefentlicher Cha: 
rafter ja eben in der Seftfeßung der gegenfeitigen Rechte 
und Verbindlichkeiten befteht. Cine Beſchwerde über 
dad zweite aber wäre die fchimpflichfle Niedertretung 
alles Rechtes. — Allein ed kann aud) von Feiner Seite 
eine begründete Klage geführt werden, wenn der Schuls 
dige zu eluer Strafe verurrheilt werden fol, und fos 
mit die Sache im Wege des Strafverfahrens unters 
fuchp wird. Jede Gefegesäbertretung ift eine verbos 
tene Handlung. Es ift zwar möglih, daß nicht ges 
rade eine beftimmte Strafe darauf geſetzt ift, oder 
daß nach Beſchaffenheit der Umftände und Perſonen 
keine in dem einzelnen vorliegeuden Falle zuerkannt wers 
den kann: allein’das Wenigfte, was eine dem Ans 
ſcheine nad) unerlaubte und uͤberdieß ausdridlich von’ 
einem Berheiligeen als ſolche bezeichnete Tharfache 
nach fich ziehen darf, ift doch, daß die Edyuld oder 
Nichtſchuld unterfucht wird. Da nur dem Schuldigen 
ein Nachtheil aus diefer Unterfuhung zugeht, fo kann 
auch der völlig Unfchuldige fich nicht ber dieſelbe bes 
fchweren. Könnte doch er felbft, wenn er fich verletzt 
fände, Beine Genugthuung erhalten, wenn diefes Vers 


. fahren dem Staate nicht zuftände.. Da nun abe 
Niemand in Ubrede ziehen wird, daß namentlich eine 
Verfaffungs = Verlegung, alfo die Uebertretung des 
böchften und allen audern Rechten zur Eicherung dies 
uenden Gefeges, eine verbotene und ftrafbare Handlung 
fey, fo enthält auch eine Unterfuchung im Wege des 
Strafproceſſes an und für fi) gegen Niemand ein Uns 
seht. Der Umſtand, daß die in Unterfuchung zu Nehs 
menden an der Spige der Stantdangelegenheiten ftehen, 
kann dem Rechte ihre gefeßwidrige Handlungen zu ers 
forfchen und zu beftrafen um fo weniger Abbruch thun, 
als eben diefe einflußreihe Stellung einen befonders 
träftigen Schuß des Rechtes verlangt, und als feine 
Stellung in einem Rechtsſtaate Straflofigkeit zur Folge 
bat. Nur die Perfon des Fürften felbft macht hierin 
eine Ausnahme, und diefe ift deun auch, wie fogleich 
näher wird ausgeführt werden (ſ. $. 3.) von jeder 
Verwicklung in einen Strafproceß wegen Verfaſſungs⸗ 
Verlegung vdllig frei zu laffen *). Eben fo wenig 
fann. da, wo fie erforderlich fcheinen follte, die Ders 
urtheilung des Schuldigen zum Erfage des von ihm ' 
veraulaßten materiellen Schadens der Einleitung der 
Sache im Wege des Strafverfahrens und überhaupt 
die Beftellung eiues Strafrichters Eintrag thun, indem 
nicht nur dieſer Punct füglich in einem eigenen Rechts: 
ftreite abgemacht werden mag, fondern uͤberdieß, wie 
befannt, auch der Strafrichter auf Anfuchen des Vers 
legten über Schadenserfag zu erkennen berechtigt if. 
Somit kann denn die Frage, welche Verfahrens: 
weife einzufchlagen fey, unbedenklich ganz aus dem 


4) Bgl. B. Constant, de la respons. des ministres, ch. 5. 


Gefichtöpuncte der Zweckmaͤßigkeit beantworter 
werden. Und hier fällt es denn nicht ſchwer zu zeigen, 
daß die Enrfcheidung der Klagen über Verfaſſungs⸗ 
Verlegungen nicht blos als Urtheile eines Civil gerichtes 
erfolgeh dürfen, fondern daß dem Schuldigen eine ent: 
fprehende Strafe zufommen muß. Würde die ab⸗ 
fihtlichfte und umverantwortlichfte Kraͤnkung der in 
dem Grundgefeße eingeräumten Rechte nichts weiter 
zur Folge haben fönnen, als eine neue Feftftellung des 
Rechtes, welches vielleicht nie einen Augenblick für 
irgend Jemand zweifelhaft war, fo beftände fo gut als 
Fein gerichtlicher Schuß der Verfaffung. Der Vortheil 
wäre offenbar beftändig auf Seiten des eine Verlegung 
Verfuchenden. Er hätte immer die beiden möglichen 
Glidsfälte für fih, entweder gar nicht angeflagt zu 
werden, oder von dem Gerichte einen gänftigen Spruch 
zu erhalten; gegen fich aber hätte er nichts, als die 
Möglichkeit feinen Zweck vereitelt zu fehen, d. h. in 
feiner bisherigen Lage zu bleiben. Daß diefes nun aber 

kein hinreichendes Abhaltungsmirtel wäre, fält in die 
Augen. Man mag den Iwed und den Nutzen ber 
Strafe fegen in was man will, immerhin muß man zus 
geben, daß die bloße ftraflofe Verweiſung auf das Geſetz 
und feine Graͤnzen keineswegs genügen wilrde, um die 
zu Verlegungen Geneigten in Schranken zu halten. Es 
kann dieß um fo weniger erwartet werden, als ihnen 
immer frei ftünde an die Stelle eines vom Richter zu: 
ruͤckgewieſenen Verſuches alsbald und fo oft einen 
neuen treten zu laffen, bis Zufall oder Ermädung von 
Gegner oder Richter endlich einmal die Abficht erreis 
chen ließen. Die im gewöhnlichen Leben als Abhal⸗ 
tungsgrund gegen muthwillige Civil = Proceffe dienende 
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Beforgriiß der Verurtheilnng in bie Proteß⸗Koſten, PA: 
me natuͤrlich Hier in Feinen Betracht. Daß der Nach⸗ 
theil nicht einmal den Schuldigen träfe , fonbern voii’ 
dffentlichen Kaffen oder durch freiwillige Parthei⸗Bei⸗ 
träge getragen würde, wäre uͤberdieß fehr leicht zu 
bewuͤrken. Kurz, es wäre findifch, in folcher Einrich⸗ 
tung einen Schuß gegen die nicht ſelten ftarken Reize 
zur Verlegung der Verfaffung zu finden, und unwuͤrdig, 
mit der Rechtöpflege ſolches Spiel treiben zu laſſen. 

Die Belorgniß , daß eine firenge Verantwortung 
einen Ängftlichen und felbftiihen Minifter dazu bewe⸗ 
gen werde, überall, wo er möglicyerweife anftoßen 
koͤnnte, lieber gar nichtö oder möglichft wenig zu thun, 
offenbar zu großem allgemeinen Nachtbeile 2), ift-aus 
deppeltem Grunde als unbegränder zuräc zu weiſen. 
Einmal kann Eein Zweifel darüber feyn, daß auch we⸗ 
gen Uuterlaffungen eine Anklage ftatt finder (fi unten, - 
Buch 1, Cap. 2, $. 1.), fo daß durch negatives Ders 
harren keine Sicherung der Perfon erzielt würde. Zwei⸗ 
tens iſt nicht zu vergeſſen, daß es fid) nur. yon Vers 
faffungs-Berlegungen hier handelt, ſolche aber zu 
vermeiden, ift in den gewöhnlichen Fällen nicht fo 
ſchwer, daß fih ein für einen Minifterpoften irgend 
nach Kraft und Kopf tauglicher Mann dadurch in fols 
chem Grade einfhächtern laffen kann: 

Wenn endlich der Gedanke ſchon vielen Beifall ges 
funden hat 2), zwifchen den fchweren Vergehen uud 





JH) Diefe Beſorgniß äußerte der großh. heffiihe Minifter Du 
Thil, S. die Verbandl, der ıften Kammer der großh, 
heſſ. Stände-Berfanimi. 1820, H. i, S. 62, | 

3) Die Zeftfegung einer bloßen Civil⸗Verantwortlichkeit bei 
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den leichteren Fehlern, namentlich wenn ſich dieſelben 
auf den Staatshaushalt beziehen, in der Art zu-uns 
terfcheiden, daß nur für die erfteren ein Strafverfahs 





gewiflen Arten von Merfaffunge : Uebertretungen iſt zuerft 
in dem am 20ften April 1833 (von dem Abgeordneten 
Beranger) in ber franzöfiihen zweiten Kammer erftats 
teten Kommifliond: Berichte über einen die Miniſter-Ver⸗ 
antwortlihkeit betreffenden Geſetzes-Entwurf vorgefchlagen, 
und fodann von der Megirung felbft in dem am_10ten 
Sänner 1834 üÜbergebenen neuen Gefeßes:Entwurfe ange: 
nommen worden. Später jedoch ift dte Megirung wieder 
von biefem Gedanken abgegangen, nur freilih aus einem 
nicht ganz ſrichhaltigen Grunde. Wenn fie nämlich anfübrt, 
dad fonft Männer von Wermögen und mwinichenswerther 
Denkungsweiſe die in vielfaher Beziehung allzugefährlich 
gewordenen Wiinifterftellen gar nicht mehr annehmen würs 
den: fo kann dagegen immerhin mit Recht eingewendet 
werden, einmal, daß fih folhe Männer durch Vermei⸗ 
dung von Verfaſſungswidrigkeiten gar wohl vor einer Ver⸗ 
urtheilung zu einem Schadenerfaße zu hüten im Stande 
feyn würden , und zweitend, Daß auch bei einem principes 
liter einzubaltenden Strafverfahren eine Verurtbeilung zu 
einem Schadenerfage im vorlommenden Galle gar nicht 
ausgefhlofen it. Die verfaffungswidrigen Handlungen, 
wegen welcher diefe Civil Verantwortlichkeit eintreten follte, 
waren aber folgende: „Jeder ſchwere Fehler in der Ueber: 
wachung der Vollziehung der Gefege und Beltimmung hin: 
fihtlih des Staatsrechnungswefens, fp wie der Erhaltung 
des ‚Öffentlichen Vermoͤgens; jedes ohne Suftimmung der 
Kammer oder unter Verleanng der gefeglichen Bedingun⸗ 
gen abgeſchloſſene Anlehen; jede die Gränzen des Geſetzes 
oder der Nothwendigkeit überfchreitende Ausgabe von Schatz⸗ 
kammerſcheinen; jede den Staatsſchatz verpflichtende Ga⸗ 
rantie eine® fremden Anlehens; jede nichtretatsmaͤßige Ver: 











ren beftände, bie letzteren dagegen: durch einen im 
Wege des Civil⸗Proceſſes zu beflimmenden Schadeners 
fa abzurügen wären: fo fcheint doch eine nähere Bes 
trachtung zu feiner Verwerfung führen zu müffen. Ein: 
mal ift nämlich die Verlegung auch eines minder bes 
deutenden Berfaflungöpunetes immerbih eine Hands 
lung , welche für den zurechnungsfaͤhigen, auch fonft 
wicht genügend entfcyuldigten Thaͤter eine Strafe gar 
wohl zur Folge haben darf und foll. Eine ſolche Hands - 
lung ijt wenigfiens wegen ihrer mittelbaren Folgen ims 
mer gefährlich, und es kann ſomit die Strafpolirif 
nicht rathen, fie nur nach den unmittelbaren materiels 
Sen Schaden zu behandeln, Iſt dieß Doch eine allges 
meine Rüdjicht, weldje bei verbotenen Handinngen 
nie außer Augen geſetzt wird. Zweitens aber dürfte 
die genauere Abgränzung und Beftimmung der Beiden 
Arten von Verfaffungs = Verlegungen eine außerordent: 
lich ſchwere Aufgabe feyn, und nur allzu leicht der 
Willkuͤhr, fey es daß fie undillige Strenge oder unvers 
diente Befreiung von wohlserdienten Solgen beabfich- 
tigte, fehr Bequeme Gelegenheit geben, Drittens frage 
ſich, ob nicht wenigftens in manchen Fällen die bloße 
Verurteilung zu einer Geldentfchädigung ganz wuͤr⸗ 
kungslos gemacht merden Fonnte durch Webernahme 
derfelben auf die der Negirung anvertrauten geheimen 
Gelder, oder eb fie nicht vielleiche zu einer Reihe von 
Mippräuchen und unerlaubten Gelderwerbungen führen 
würde ? Gegen diefe Bebenklichkeisen kommt der ans 


wo. 





wendung von Staatégeldern, falls dieſelbe nicht ausnahmo⸗ 

weiſe durch die Nothwendigkeit gerechtfertigt ſeyn ſollte.“ 

Bgl. uͤber dieſen Gegenſtand noch unten Buch I; Cap. 2, $: 1: 
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gebliche Vortheil der Vermeidung allzu haͤufiger Staats⸗ 
Proceſſe um ſo weniger in Auſchlag, als wegen Kleinig⸗ 
keiten keine, ihre Stellung und die Wichtigkeit des Fal⸗ 
les irgend in Erwaͤgung ziehende, Staͤndeverſammlung 
Klage fuͤhren wird, bedeutendere Verfehlungen gegen die 
Verfaſſung aber einer Unterſuchung und Strafe allerdings 
nicht entgehen ſollen. Dief Alles ift um fo unbedent- 
licher, al& durch die Anwendung eined Strafverfahrens 
eine accefforifcde Verurtheilung zum Schadensers 
fage in den hierzu geeigneten Faͤllen keineswegs ausge⸗ 
fhloßen ift, wie unten, Buch I, Cap. 6, 6. 6 ausfuͤhr⸗ 
lich erörtert werden wird. Somit ift ed deun als ent⸗ 
fehieden zu betradyten, daß die zum Echuge der Staats⸗ 
verfaflung zu bildende richterliche Gewalt eine Straf: 
gerichtsbarkeit, und nur eine foldye, feyn muß. 


§. 8. 
3. Weber die dieſer Serichtsbarkeit zu anter- 
werfenden Perfonen. | 


Wenn der Zwed eines gerichtlichen Schußes der 
ift, ſowohl die verfaffungsmäßigen Rechte des Fuͤrſten 
gegen ungefeglicye Augriffe von Seiten des Volkes 'und 
feiner Vertreter, ald umgekehrt die dem Volke in dem 
Grundgeſetze eingeräumten Rechte gegen Uebergriffe 
von Seiten der Regirung zu fchägen: fo ergiebt ſich 
daraus, daß diefer Gerichtöbarkeit nicht die vereinzelt 
ftehenden Bürger unterworfen werden Edunen, welche auf 
ihre eigene Hand, und ohne im Namen nnd mit der 
Gewalt eines der beiden Hauptbeftandtheile der Staats⸗ 
gefellfchaft zu handeln, gegen ein Verfaſſungsgeſetz fich 
verfehlt haben, fondern nur die Stellvertreter eined der 
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Staats» Elemente. Solche vereinzelte und fomit nicht 
fehr bedenkliche Verlegungen und Verſuche fallen ganz 
den gewöhnlichen Gerichten anheim. Jedoch ift diefe 
Beſchraͤnkung nicht fo zu verftehen, als fey der befons 
dere gerichtliche Verfaſſungs⸗Schutz nur da anzurufen, 
wo die Gefammtheit der Vertreter des einen Elementes 
ſich gemeinfchaftlich verfehlt hat, 3 8. die fämmts 
lichen Minifter oder die ganze Stände s Berfammlung, 
fondern es wird vielmehr Jeder, welcher mit einem 
Theile der dffentlichen Gewalt befleider iff, dadurch 
ein Gegenftand diefer fpeciellen Vorſicht. 

Eine ins Einzelne gehende Unterfuchung der Frage, 
wer in diefe Klaffe auf beiden Seiten gehdre, liefert 
nachitehende Ergebniffe. 

Bor Allem zieht natuͤrlich der Fuͤrſt felbft die 
Aufmerkſamkeit auf fi. Er ift einen Theils mit eis 
ner ſolchen Fuͤlle von Macht verfehen, daß er am leich: 
teften im Stande ift feine Plane durchzufegen ; andern 
Theild aber ift er am meiften dazu gereizt, die Schrans 
Ten der Verfaſſung zu durchbrechen, indem fie gerade 
gegen ihn hauprfächlich errichtet find, und eine Ueber 
fleigung derfelben fowohl feinem Chrgeize, feiner Ge: 
nußfucht oder feinen fonftigen fchlimmen Leidenfchaften 
Gewinn verfpricht, als fie feinem Drange nach fchneller 
und ungehemmter Durchführung des fir nuͤtzlich und 
nothwendig Gehaltenen Vorſchub verfpridht. Schon aus 
Eitelkeit und einem dunkeln Inſtincte ift den meiften 
Menſchen eine ungerheilte Gewalt angenehmer ald eine 
beſchraͤnkte, und dier Zahl der conſtitutionellen Herrfcher, 
welche der fie befchräntenden Verfaſſung aufrichtig 
und aus Ueberzengung zugethan, und nicht blos aus 
Nothwendigkeit fügfam find, muß aus den am: 
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wanbelbaren Gefegen der menfchlichen Seele immer 
nur ziemlich Hein ſeyn. Schlechte und vorzuͤgliche, 
im Bdſen und im Guten durch fie gehemmfte Fuͤrſten 
werden gleichmaͤßig, wenigſtens voruͤbergehend und bei 
einzelnen Puncten, ihr abgeneigt feyn, Nichts ſcheint 
daher einfacher und ſelbſt nothwendiger, als daß die 
zum Schutze der Verſaſſung beſtimmte Strafgerichts⸗ 
barkeit ſich uͤber den Fuͤrſten ſelbſt auch erſtrecke. Al⸗ 
lein nichts waͤre unrichtiger berechnet; nichts kann 
unzulaͤßiger ſeyn. Abgeſehen davon, daß es ein Wider⸗ 
ſpruch mit fich ſelbſt waͤre, wenn der Monarch perſoͤn⸗ 
lich einen Richter uͤber ſich erkennen muͤßte, ſey dieſer 
nun auch wer er wolle; abgeſehen von der Störung 
aller Gefchäfte und BVerhältniffe, welche eine nothwen⸗ 
dige Folge einer gegen das Oberhaupt anhängigen Ans 
klage wäre 3 abgefehen endlich von der großen Schwuͤ⸗ 
rigleit zu folchem Urtheile unpartheiiſche und willige 
Richter zu finden: ftellen fich noch folgende unuͤber⸗ 
windlide Schwärigkeiten in ben Weg, Wenn die 
Verantwortlichkeit und Strafe den Fuͤrſten erreichen 
fönnte, fo müßte fie natuͤrlich auch vollfommen und 
im VBerhältniffe zun Vergehen angewendet werden, 
Waͤre alfo die Todesſtrafe oder Die Entfegung von der 
Megirung rechtlich gefordert, fo müßte fie um fo mehr 
auch wirklich vollzogen werben, als leichtere Strafen, 
3. B, Geldfirafen, unter den gegebenen Umftänden kaum 
von irgend eines Wirkung fenn Ehnnten. Nun aber 
fiegs zweierlei mit gleicher Gevoißheit vor, Einmal, daß 
ber mit folcher Strafe bedrahte Jnhaber der Staats⸗ 
gewalt Die in feiner Hand liegenden, freilich zu andern 
Sweden anvertraugen, Mittel mit der Kraft und der 
Entfchloffenheig der. Verzweiflung zu feiner Rettung 


zu benuͤtzen, und namentlich, weil nur hierin völlige 
Sicherheit fir ihn läge und außerdem der Haß dazu 
antreiben wirde, die Berfaffung ganz über den Haus 
fen zu werfen verfuchen wilrde, Zweitens, daß dieſe 
Möglichkeir den Fuͤrſten durch ein gerichtlidhes Verfah⸗ 
ren zu verdrängen, dem verderblichiten Ehrgeize, den ver: 
ruchteften Umtrieben gewiflenlofer Verwandten , herrfchs 
filchtiger Demagogen, kurz Aller, welche mittelbar 
oder unmittelbar bei einem Mechfel der Perfon des 
Negenten zu gewinnen hofften, Thür und Thor Öffnen 
würde. Beides aber, namentlich in feiner Wechfels 
wilrfung, müßte den Staat in feinen Grundlagen er: 
ſchuͤttern, und an bie Stelle der Ruhe und ihrer Bol: 
gen convulſiviſche Zudungen und alle Gräuel des 
Birgerkrieges fegen. Diefes Mittel zur Vertheidigung der 
Berfaffung wäre alfo ihr wehrfcheinlicyer Antergang, 
wäre jeden Falles fchlimmer ald deren offenbarfle Vers 
legung von Seiten des Fuͤrſten. — Somit bleibt nichts 
übrig, als die Perfon des Fuͤrſten von aller Verants 
wortung und Strafe völlig freizulaffen, und feine von 
ihm audgehende Verfaffungöverlegung, ſey fie im Pri⸗ 
vatleben oder in Ausuͤbung der Negentenrechte begangen, 
an ihm felbft zu rächen *), Mag ſeyn, daß mit diefer 


3) Es giebt wenige Schriftfteller über confkitutionelled oder 
Cangeblih) allgemeines Staatsrecht, welche nicht, wenn 
ſchon zum Theile ungerne genug, die zum Axiam gewordene 
Heiligkeit und Unverantwortlichkeit der Perfon des Fuͤrſten 
anerfennten. Man ſehe z. B. Kant, Metaphoſiſche Anfangs⸗ 
gruͤnde der Rechtslehre, F. 49; Krug, Rechtslehre, ©. 
954 fg. z; Lanjuinais, Constitution de la nation franc. 
T.1, &. 270, B.Constant, Faguisse d’ane constitu- 
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‚Straflofigkeit Mißbrauch getrieben wird, Man bar _ 
aber nur zwifchen zwei Uebeln zu wählen, und fie ift um 
ſo mehr als das geringere anzufehen, ald die Mögliche 
Seit eines Mißbrauches eine beftimmte Gränze bat. 
‚Wenn es ſich nämlich aus den Erklärungen oder aus 
den conchudenten Handlungen eines Fuͤrſten mit rechte 
‚licher Nothwendigkeit ergiebt, daß er die ganze Vers 
faſſung im Wefentfichen zu nernichren und zu mißachten 
beabſichtigt, fo iſt dieß als eine Verzichtung auf die 
Krone anzufehen, welche er nur unter ber Bedingung 
eines im Ganzen und Weſentlichen verfaſſungsgemaͤßen 
Regirung befigen kann. Auch dann tritt allerdings 
feine Strafe ein, wohl aber die nothwendige unmittel- 
bare Folge feines eigenen Entfchluffes *),  Diefe 





tion (rours de polit. constit., T. I, GS. 439); Shmib, 
Lehrb, des deutfhen Staatrechts, ©. 81 fg5 Aretim, 
Eonftitutionelles Staatsrecht, Bd. I, ©. 187; Jordan, 
Verſuche über allgem. Staatsrecht, ©. 106 u. 326; Eden 
Dahl, Allgemeine Staatslehre, Bd. I, S. 13; Mur 
bard, bie kurheſſiſche Verfaſſungs: Urkunde erläutert, Bd, 
I, ©. 234 fg. — Fir die Verantwortlichkeit des Fuͤrſten 
ſpricht fih dagegen 3. B. aus: Bauer, Maturrecht, 
ste. Aufl., $. 210; and gar Feine befondere Heiligkeit der 
Perfon will geftatten J. Bentham, Essais sur la situa- 
tion palitique de l'Espagne, &e leitre a Torreno (Brüffe: 
ler Ausg., Bd. II, S. 181 fg.) Uebrigens ift bei ſoſcher 
Anſicht nicht immer gehörig unterſchieden zwiſchen ſittlicher 
oder politiſcher und rechtlicher Verantwortung. 

2) &3 möchte vielleicht feinen, als fen zwiſchen ber bewieſe⸗ 
nen Nothwendigkeit einer Unverleplichfeit des Fuͤrſten und 
zwifhen der hier an ihn geftellten Forderung die Regirung 
abzugeben, falls er die Verfaſſung im Weſentlichen zu ver⸗ 
letzen oder ganz umzuſtuͤrzen beabſichtige, ein Widerſpruch, 
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Strafloſigkeit bei einzelner Verfaſſungsverletzung, iſt 
denn auch durchaus in allen Verfaſſungen repraͤſen⸗ 





und es ſey fomit auch, wenn jene Nothwendigkeit muͤrklich 
beſtehe, ein ſolcher Verſuch wenigſtens in ſo weit zu er⸗ 
tragen, daß nach thatſaͤchlicher Zuruͤkweiſung deſſelben und 
fomit nach geſetzlicher Neberwindung des Fuͤrſten, derſelbe 
nach wie vor, und ohne daß er wegen des Angriffes irgend 
zur Verantwortung gezogen werden duͤrfte, als Regent 
anzuerkennen ſey. Cine genauere Unterfuchung wird zeigen, 
Daß dem nicht fo if. Mag man überhaupt eine Cheorie 
ber die Entftehung des Staates und der fürklichen Gewalt 
baben, welche mau mill, fo fann man wenigftend nicht 
läugnen, daß in der conftitutionellen Monardie ein Ber: 
trag über die Art und Weile der Ausübung der Regi⸗ 
rungs:Gewalt vorliegt, und daß fomit bier nur Derjenige 
rechtmäßiger Regeut fepn kann, welcher diefen Vertrag ans 
ertennt. Dieß beweißt ſchon die in manchen repräfentativen 
Staaten vorgefdhriebene äußere Form ded Eides auf bie 
Verfaſſung, welchen der durch Gebluͤtsrecht zur Erbfolge 
Berufene erſt zu leiſten bat, ehe ihm der Huldigungseid ges 
leiſtet wird. So z. B. in Wuͤrttemberg, ſ. mein 
Staatsrecht des K. W., Bd. J. ©. 142. Num iſt es 
allerdings bei der unendlichen Anzahl der Regirungs-Hand⸗ 
lungen und bei der ſchwuͤrigen NWermidlung gar mancher 
derfelben moralifh unmöglich, daß nicht auch beim beiten 
Willen einzelne Verſtoͤße gegen die Bedingungen des 
Rerfafiungevertrages vorkommen ; es iſt fogar, wie oben 
bereitd bemerkt wurde, piochalogifch nethwendig, daß von 
Zeit zu Seit abfichtlihe Verletzungen vorkommen: allein 
eben weil dieß unvermeidlich it, wäre es wiberfinnig, 
wenn auf folche vereinzelte, das Wefen der Werfaffung 
und fomit des Vertrages nicht vernichtende Störungen des 
Eechtsvexhaͤltniſſes ein allzugroßes "Gewicht gelegt, wenn . 
namentlih alsbald eine Entfernung des feine Stellung . 
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Gefichtöpuncte der Zweckmaͤßigkeit beantworten 
werden. Und hier fällt es denn nicht ſchwer zu zeigen, 
daß die Entfcheidung ber Klagen über PVerfaffungss 
Verlegungen nicht blos als Urtheile eines Ci vilgerichtes 
erfolgen dürfen, fondern daß dem Schuldigen eine ent⸗ 
fpreheude Strafe zufommen muß. Wuͤrde die ab» 
ſichtlichſte und unverantwortlichfte Kraͤnkung der in 
dem Grundgefeße eingeräumten Rechte nichts weiter 
zur Folge haben können, als eine neue Feftftellung des 
Rechtes, welches vielleicht nie einen Augenblick für 
irgend Jemand zweifelhaft war, fo beftände fo gut ald 
fein gerichtlicher Schuß der Verfaſſung. Der Vortheil 
wäre offenbar beftändig auf Seiten des eine Verlegung 
Verfuchenden. Er härte immer die beiden möglichen 
Gluͤcksfaͤlle fir fih, entweder gar nicht angeflagt zu 
werden, oder von dem Gerichte einen günftigen Spruch 
zu erhalten; gegen fich aber hätte er nichts, als die 
Möglichkeit feinen Zweck vereitelt zu fehen, d. h. in 
feiner bisherigen Lage zu bleiben. Daß diefes nun aber 
fein hinreichendes Abhaltungsmittel wäre, fällt in die 
Augen. Man mag den Zwed und den Mugen der 
Strafe fegen in was man will, immerhin muß mau zus 
geben, daß die bloße ftraflofe Verweifung auf das Geſetz 
und feine Gränzen keineswegs genügen wirde, um die 
zn Verlegungen Geneigten in Schranken zu halten. Es 
kann dieß um fo weniger erwarter werden, als ihnen 
immer frei ftünde au die Stelle eines vom Richter zus 
ruͤckgewieſenen Berfuches alsbald und fo oft einen 
neuen treten zu laffen, bis Zufall oder Ermidung von 
Gegner oder Richter endlih einmal die Abficht erreis 
hen ließen. Die im gewöhnlichen Leben ald Abhal⸗ 
tungsgrund gegen muthwillige Civil = Proceffe dienende 
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Beſorgniß der Verurtheilung in die Proceß⸗Koſten, FA: 
me natuͤrlich hier in Leinen Betracht. Daß der Nach⸗ 
theil nicht einmal den Schuldigen traͤfe, fondern von 
dffentlichen Kaffen oder durch freiwillige Parthei⸗Bei⸗ 
träge getragen würde, „wäre überbieß fehr leicht zu 
bewirken. Kurz, es wäre Eindifch, in folcher Einrich: 
tung einen Schuß gegen die nicht felten ſtarken Reize 
zur Verlegung der Verfaffung zu finden, und unwuͤrdig, 
mit der Rechtöpflege ſolches Spiel treiben zu laffen. 

Die Beforgniß , daß eine firenge Verantwortung 
einen äugftlichen und felbftiichen Minifter dazu bemwer 
gen werde, überall, we er möglicherweife anftoßen 
koͤnnte, lieber gar nichts oder möglichft wenig zu thun, 
offenbar zu großem allgemeinen Nachtheile *) , ift-aus 
doppeltem Grunde als unbegränder zuruͤck zu weifen; 
Einmal kann Fein Zweifel darüber feyn, daß auch we⸗ 
gen Unterlaffungen eine Anklage ſtatt finder (f unten, - 
Bud 1, Cap. 2, $. 1.), fo daß durch negatives Vers 
harten keine Sicherung der Perfon erzielt würde: Zwei⸗ 
tens iſt nicht zu vergeffen, daß es ſich nur yon Vers 
faffungs=Berlegungen bier handelt, ſolche aber zu 
vermeiden, ift in den gewöhnlichen Fällen nicht fo 
ſchwer, daß fih ein für einen Minifterpoften irgend 
nach Kraft und Kopf taugliher Mann dadurch in fols 
chem Grade einfhächtern laſſen kann. 

Denn endlich der Gedanke fchon vielen Beifall ge: 
funden hat 2), zwifchen den ſchweren Vergehen und 


.. 





3) Diefe Beforgniß Außerte der großh. heſſiſche Minifter Du 
Epil, S. die Verhandl. der 1ften Kammer der großh, 
def. Stände-Betfaniml. 1820, H. i, S. 62, | 

3) Die Feſtſetung einer bloßen Civil⸗-Verantwortlichkeit bei 

| 3 
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den leichteren Fehlern ‚ namentlich wenn ſich dieſelben 
auf den Staatshaushalt beziehen, in der Art zu-ums 
terfcheiden, daß nur für die erfteren ein Strafverfahs 





gewiflen Arten von Merfaffunge : Uebertretungen {ft zuerſt 
in dem am 20ften April 1833 (von dem Wbgeordneten 
Beranger) in ber franzöfiihen zweiten Kammer erſtat⸗ 
‚teten Konmifliond: Berichte über einen die Minifter Ver: 
antwortlichleit betreffenden Geſetzes-Entwurf vorgefchlagen, 
und fodann von der Megirung felbt in dem am_10ten 
Sinner 1834 üÜbergebeneu neuen Gefeßed:Entwurfe ange: 
nommen worden, Später jedody iſt die Megirung wieder 
von biefem Gedanken abgegangen, nur freilid aus einem 
nicht ganz ſtichhaltigen Grunde. Wenn fie nämlich anfährt, 
daß font Männer von Vermögen und wuͤnſchenswerther 
Dentungsweife die in vielfaher Beziehung allzugefährlich 
gewordenen Wiinifterftellen gar nicht mehr annehmen würs 
den: fo fann dagegen immerhin mit Mecht eingewendet 
werden, einmal, daß fih folhe Männer durh Vermei⸗ 
dung von Verfaſſungswidrigkeiten gar wohl vor einer Ver⸗ 
urtbeilung zu einem Schadenerfage zu huͤten im Stande 
feyn würden , und zweitend, daß auch bei einem principes 
liter einzubaltenden Strafverfahren eine Verurtheilung zu 
einem Schadenerſatze im vorlommenden Galle gar nicht 
ausgeſchloſſen if. Die verfaffungswidrigen Handlungen, 
wegen welcher diefe Civil Verantwortlichkeit eintreten follte, 
waren aber folgende: „Jeder fchwere Fehler in der Ueber: 
wachung der Vollziehung der Gefege und Beſtimmung bin: 
fihtlih des Staatsrechnungsweſens, fp wie der Erhaltung 
des ‚öffentlichen Vermögens; jedes ohne Suftimmung der 
Kammer oder unter Verleänng der gefeglihen Bedingun⸗ 
gen abgefhloffene Aulehen; jede die Graͤnzen des Geſetzes 
oder der Nothwendigkeit uͤberſchreitende Ausgabe von Schatz⸗ 
Tammerfcheinen; jede den Staatsſchatz verpflichtende Ga⸗ 
rantie eined fremden Anlehens; jede nichtretatsmaͤßige Ver: 
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ren beſtaͤnde, die letzteren dagegen durch einen im 
Wege des Civil⸗Proceſſes zu beſtimmenden Schadeners 
ſatz abzuruͤgen wären: fo ſcheint doch eine nähere Bes 
trachtung zu feiner Verwerfung führen zu müffen. Ein: 
mal ift nämlich die Verlegung auch eines minder bes 
deutenden Verfaſſungspunetes immerhin eine Hands 
lung , welche für den zuredinungsfähigen, auch fonft 
wicht genügend entfchuldigten Thaͤter eine Strafe gar 
wohl zur Holge haben darf und fol. Eine ſolche Hands - 
lung iſt wenigftens wegen ihrer mittelbaren Folgen ims 
mer gefährlich, und es kann ſomit die Strafpolitik 
nicht rathen, fie nur nach den unmittelbaren materiels 
Sen Schaden zu behandeln, Iſt dieß Doch eine allges 
meine Ruͤckſicht, weldje bei verbotenen Handlungen 
nie außer Augen gefebt wird. Zweitens aber dürfte 
die genauere Abgränzung und Beftimmung der beiden 
Arten von Verfaffungs=PVerlegungen eine außerordents 
lich ſchwere Aufgabe feyn, und nur allzu leicht der 
Willkuͤhr, fey ed daß fie uubillige Strenge oder unvers 
diente Befreiung von wehlserdienten Folgen beabfich: 
tigee, fehr Bequeme Gelegenheit geben, Drittens frage 
fi, 06 nicht wenigfiens in manchen Faͤllen die bloße 
Verurtheilung zu einer Geldentfeyädigung ganz wuͤr⸗ 
kungslos gemacht werden koͤnnte durch Webernahme 
derfelben auf die der Regirung anvertrauten geheimen 
Gelder, oder eb fie nicht vielleihe zu einer Reihe von 
Mippräuchen und unerlaubten Gelderwerbungen führen 
würde 3 Gegen dieſe Bepeuklichkeiten kommt der ans 
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wendung vor Staatsgeldern, falls dieſelbe nicht ausnahms⸗ 

weiſe durch die Nothwendigkeit gerechtfertigt ſeyn ſollte.“ 

Bol. Über dieſen Gegenſtand noch unten Buch I; Cap. 2, 6:1: 
9 ⸗ 
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gebliche Vortheil der Vermeidung allzu haͤufiger Staats⸗ 
Proceſſe um ſo weniger in Anſchlag, als wegen Kleinig⸗ 
keiten keine, ihre Stellung und die Wichtigkeit des Fal⸗ 
les irgend in Erwaͤgung ziehende, Staͤndeverſammlung 
Klage fuͤhren wird, bedeutendere Verfehlungen gegen die 
Verfaſſung aber einer Unterſuchung und Strafe allerdings 
nicht entgehen follen. Dief Alles ift um fo unbedenf: 
licher, ald durch die Anwendung eined GStrafverfahrens 
eine accefforifche Verurtheilung zum Schadenser⸗ 
fage in den hierzu geeigneten Faͤllen keineswegs ausge⸗ 
ſchloſſen ft, wie unten, Buch I, Cap. 6, 6. 6 ausfuͤhr⸗ 
lich erdrtert werden wird. Somit ift ed deun als ent⸗ 
ſchieden zu betrachten, daß die zum Echuge der Staats⸗ 
verfaffung zu bildende richterlihe Gewalt eine Strafe 
gerihtsbarkeit, und nur eine foldhe, feyn muß. 


\. 8. 
3.Weber die diefer Serichtsbarkeit zu anter- 
| werfenden Perfonen. | 


Wenn ber Zwed eines gerichtlichen Schußes der 
ift, ſowohl die verfaffungsmäßigen Rechte des Fuͤrſten 
gegen ungeſe tzliche Angriffe von Seiten des Volkes 'und 
feiner Vertreter, ald umgekehrt die dem Volke in dem 
Grundgeſetze eingeräumten Rechte gegen Uebergriffe 
von Seiten der Regirung zu fchilgen: fo ergiebt ſich 
daraus, daß dieler Gerichtöbarkeit nicht die vereinzelt 
ftehenden Bürger unterworfen werden koͤnnen, welche auf 
ihre eigene. Hand, und ohne im Namen und mit der 
Gewalt eines der beiden Hauptbeftandtheile der Staats⸗ 
gefellfchaft zu handeln, gegen ein Verfaffungsgefeß fich 
verfehlt Haben, fondern nur die Stellvertreter eined der 
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Staats s Elemente. Solche vereinzelte und fomit nicht 
fehr bedenkliche Verlegungen und Verſuche fallen ganz 
den gewöhnlichen Gerichten anheim. Jedoch iſt diefe 
Beſchraͤnkung nicht fo zu verftehen, als fey der befon- 
dere gerichtliche Verfaſſungs⸗Schutz nur da anzurufen, 
wo die Gefammtheit der Vertreter des einen Elementes 
fi gemeinfchaftlich verfehlt hat, 3. 3. die fänmt: 
lichen Minifter oder die ganze Stände s Berfammlung, 
fondern e8 wird vielmehr Jeder, welcher mit einem 
Theile der dffentlichen Gewalt befleider iſt, dadurch 
ein Gegenſtand diefer fpeciellen Vorſicht. 

Eine ins Einzelne gehende Unterfuchung der Frage, 
wer in diefe Klaffe auf beiden Seiten gehbdre, Liefert 
nachſtehende Ergebniffe. 

Bor Allem zieht natärlich der Fuͤrſt felbft die 
Aufmerkſamkeit auf fih. Er ift einen Theils mit eis 
ner folchen File von Macht verfehen, baß er am leidy: 
teften im Stande ift feine Plane durchzufegen; andern 
Theil aber ift er am meiften dazu gereizt, die Schrans 
fen der Verfaffung zu durchbrechen, indem fie gerade 
gegen ihn hauprfächlich errichtet find, und eine Ueber: 
fteigung bderfelben ſowohl feinem Ehrgeize, feiner Ges 
nußfucht oder feinen fonftigen fchlimmen Leidenfchaften 
Gewinn verfpricht, als fie feinem Drange nach fehneller 
und ungehemmter Durchführung des für niglich und 
nothwendig Schaltenen Vorſchub verfpricht. Schon aus 
Eitelkeit und einem dunkeln Inſtincte ift den meiften 
Menfchen eine ungerheilte Gewalt angenehmer als eine 
beſchraͤnkte, und die Zahl der couſtitudionellen Herrſcher, 
welche der ſie beſchraͤnkenden Verfaſſung aufrichtig 
und aus Ueberzengung zugethan, und nicht blos aus 
Nothwendigkeit fuͤgſam find, muß aus den mm: 
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wandelbaren Gefegen der menfchlichen Seele immer 
nuur ziemlich Hein ſeyn. Schlechte und vprzügliche, 
im Bhfen und im Guten durch fie gehemmte Zürften 
werben gleichmäßig, wenigftens vorübergehend und bei 
einzelnen Puncten, ihr abgeneigt ſeyn. Nichts fcheint 
Daher einfacher und felbft norhiwendiger, als daß die 
zum Schuge der Verſaſſung beflimmte Strafgerichts⸗ 
barkeit fich über den Kürften felbft auch erſtrecke. Al: 
lein nichts wäre uurichtiger berechnet; nichts Tann 
unzuläßiger feyn. Abgeſehen Davon, daß es ein Wider: 
ſpruch mit fich felbft wäre, wenn der Monarch perſoͤn⸗ 
lich einen Richter Über fich erkennen müßte, fey diefer 
nun auch wer er wolle; abgefehen von der Störung 
aller Gefchäfte und Verhältniffe, welche eine nothivens 
dige Folge einer gegen das Oberhaupt anhängigen Ans 
klage wäre; abgefehen endlich von der großen Schwuͤ⸗ 
gigleit zu folchem Urtheile unpartheiiiche und wilfige 
Richter zu finden : ftellen fich noch folgende unibers 
windlide Schwilrigkeiten in den Meg, Wenn bie 
Verantwortlichkeit und Strafe den Fürften erreichen 
fönnte, fo muͤßte fie natuͤrlich auch vollfommen und 
im Verhältniffe zum Vergehen augewender werben, 
Waͤre alfo die Todesftrafe oder Die Entfeßung von der 
Megirung rechtlich gefordert, fo müßte fie um fo mehr 
auch wirklich vollzogen werben, als leichtere Strafen, 
3. 3, Geldfirafen, unter den gegebenen Umftänden kaum 
von Irgend eines Wirkung ſeyn koͤnnten. Nun aber 
liegt zweierlei mis gleicher Gewißheie vor, Einmal, daß 
ber mis folcher Strafe bedrahte Inhaber der Staats⸗ 
gemalt die in feiner Hand liegenden, freilich zu andern 
Zweden anvertraufen, Mittel mit der Kraft und der 
Entfchloffenheig der. Verzweiflung zu feiner Rettung 
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zu benägen, und namentlich, weil nur hierin völlige 
Sicherheit für ihn läge und außerdem der Haß dazu 
antreiben wirde, die Verfaffung ganz über den Haus 
fen zu werfen verfuchen wirde, Zweitens, daß dieſe 
Möglichkeit den Fuͤrſten durch ein gerichtliches Verfah⸗ 
ren zu verdraͤngen, dem verderblichſten Ehrgeize, den ver⸗ 
ruchteſten Umtrieben gewiſſenloſer Verwandten, herrſch⸗ 
ſuͤchtiger Demagogen, kurz Aller, welche mittelbar 
oder unmittelbar bei einem Wechſel der Perſon des 
Regenten zu gewinnen hofften, Thuͤr und Thor dffnen 
wuͤrde. Beides aber, namentlich in ſeiner Wechſel⸗ 
wuͤrkung, muͤßte den Staat in ſeinen Grundlagen er⸗ 
ſchuͤttern, und an die Stelle der Ruhe und ihrer Fol: 
gen convulfivifhe Zucdungen und alle Gräuel des 
Birgerkrieges fegen. Diefes Mittel zur Vertheidigung der 
Verfaffung wäre alfo ihr wahrfcheinlicher Untergang, 
wäre jeden Falles fchlimmer als deren offenbarfle Vers 
letzung von Seiten des Zürften. — Somit bleibt nichts 
übrig, als die Perfon des Zürften von aller Verant⸗ 
wortung und Strafe völlig freizulaffen, und feine von 
ihm ausgehende Berfaffungsverlögung, ſey fie im Pri⸗ 
vatleben oder in Ausübung der Regentenrechte begangen, 
an ihm felbft zu rächen), Mag fenn, daB mit biefer 





4) @6 giebt wenige Schriftfteller über confkitutionelled oder 
(angeblich) allgemeined Staatsrecht, welche nicht, wenn 
ſchon zum Theile ungerne genug, die zum Ariam gewordene 
Heiligkeit und tnverantwortlichfeit der Perſon des Fürften 
enerfennten. Man ſehe 3. B. Kant, Metapbofifhe Anfangs⸗ 
gründe der Rechtslehre, 5. 49; Krug, Medtelehre, ©. 
9354 fg.3 Lanjuinais, Constitution de la nation frang. 
T.1, &. 270, B-Constant, Fagquisre d’une conslitu- 


— 0 .— 


Strafloſigkeit Mißbrauch getrieben wird, Man bar 


aber .nur zwifchen zwei Uebeln zu wählen, und fie ift um 


. fo mehr als das geringere anzufehen, als die Möglich 


keit eines Mißbrauches eine beftimmte Gränze bat. 


‚Wenn ed fih nämlich aus den Erklaͤrungen oder aus 


den concludenten Handlungen eines Fuͤrſten mit recht⸗ 
licher Nothwendigkeit ergiebt, daß er die ganze Ver⸗ 


faſſung im Weſentlichen zu vernichten und zu mißachten 


beabſichtigt, ſo iſt dieß als eine Verzichtung auf die 


Krone anzuſehen, welche er nur unter der Bedingung 


einer im Ganzen und Weſentlichen verfaſſungsgemaͤßen 
Regirung beſitzen kann. Auch dann trift allerdings 
keine Strafe ein, wohl aber die nothwendige unmittel⸗ 


bare Folge ſeines eigenen Entſchluſſes ). — Dieſe 


tion (eours de polit. constit., T. I, S. 489); Shmib, 
Lehrb, bed deutſchen Staatrechts, ©. 81 5 Uretim, 
Sonftitutionelled Staatsrecht, Bd. I, S. 187; Jorden, 
Verſuche über allgem. Staatsrecht, S. 106 u. 326; Eden; 
dahl, Allgemeine Staatslehre, Bd. I, S. 13; Mur 
bard, bie kurheſſiſche Verfaſſungs-Urkunde erläutert, Bd. 
I, ©. 234 fg. — Sir die Verantwortlichleit des Zürften 
fpriht fih banegen 3. B. aus: Bauer, Maturredt, 
ste. Aufl., 6. 210; und gar Feine befondere Heiligkeit der 
Derfon will geftatten J. Bentham, Essais sur la situg- 
tion politique de l’Espagne, Se leitre a Torreno (Brüffe: 
ler Ausg., Bd. II, S. 161 fg.) Webrigend iſt bei folder 
Anficht nicht immer gebörig unterfchieden zwiſchen fittlicher 
oder politifher und rechtlicher Verantwortung. 

9) &3 möchte vielleicht ſcheinen, als fey zwiſchen der bewiefer 
nen Nothwendigkeit einer Unverleglichleit des Fürften und 
zwiſchen ber bier an ihn geftellten Forderung die Regirung 
abzugeben, falld er die Verfaſſung im Mefentlichen zu ver: 

‚ legen oder gan, umzuſtuͤrzen beabfichtige, ein Widerſpruch, 
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Strafloſigkeit bei einzelner Verfaſſungsverletzung, iſt 
denn auch durchaus in allen Verfaſſungen repraͤſen⸗ 





und es ſey ſomit and, wenn jene Nothwendigkeit wirklich 
beſtehe, ein ſolcher Verſuch wenigſtens in fo weit zu er⸗ 
tragen, daß nach thatſaͤchlicher Zuruͤkweiſung deſſelben und 
ſomit nach geſetzlicher Neberwindung des Fuͤrſten, derſelbe 
nach wie vor, und ohne daß er wegen bes Angriffes irgend 
zur Verantwortung gezogen werden dürfte, ald Megent 
anzuerkennen ſey. Cine genauere Unterfuchung wird zeigen, 
daß dem nicht fo iſt. Mag man überhaupt eine Theorie 
über die Entſtehung des Staates und der fürftliden Gewalt 
haben, welche man will, fo kann man wenigftend nicht 
laͤngnen, daß in der conftitutionellen Monarchie ein Bere 
trag über die Art und Weiſe der Ausübung ber Regi⸗ 
rungs:Gewalt vorliegt, und daß fomit hier nur Derjenige 
rechtmaͤßiger Regent ſeyn kann, welher diefen Vertrag ans 
erkennt. Dieß beweißt ſchon die in manchen repräfentativen 
Staaten vorgefchriebene aͤußere Form bed Eides auf bie 
Verfaſſung, welchen der durch Geblätdreht zur Erbfolge 
Berufene erſt zu leiften bat, ehe ibm der Huldigungseid ges 
leiftet wird. _ So z. B. in Württemberg, f.-mein 
Staatsreht dei 8, WB, Bd. J. ©, 1423. Nm iſt ed 
allerdings bei der unendlihen Anzahl der Regirungs⸗ Hands 
Iungen und bei der ſchwuͤrigen Verwicklung gar mancher 
derſelben moralifh unmoͤglich, daß nicht auch beim beiten 
Biden einzelne Verſtoͤße gegen die Bedingungen bed 
Verfaſſungsvertrages vorkommen ; es iſt fogar, wie oben 
bereits bemerft wurde, pſochalogiſch nothwendig, daß von 
Zeit zu Beit abſichtliche Verletzungen vorlommen: allein 
eben weil dieß unvermeidlih it, wäre ed wiberfinnig, 
wenn auf folche vereinzelte, das Weſen ber Werfaffung 
und ſemit des Vertrages nicht vernichtende Störungen des 
Eechtsoperhaͤltniſſes ein allzugroßes "Gewicht gelegt, wenn . 
namentlich alsbald eine Entfernung des feine Gtellung . 
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tativer Monarchieen von Anfang an fo beſtimmt wor: 
den, daß Fein Grundfag unmaudelbarer ftchen Tann 


anf dieſe Weife mißkennenden ober mißbraudenden Zürften 
verlangt werden wollte. Dieß hieße nicht weniger, als bie 
eönftitutionelle Monarchie unmoͤglich machen. Hier muß, 
da bewiefenermaaßen auch Eeine Rüge und Strafe eintreten 
kann, Straflofigfeit file den Zürften und, in den geeig: 
‚ neten Faͤllen, Verantwortlichkeit feiner oberften Mäthe 
eintreten. Anders aber freilih da, wo nicht blos gegen 
diefe oder jene Beſtimmung der Verfaffung ein Verſtoß 
begangen wird, fondern wo bie unzweifelhafte Wbficht 
vorliegt, den ganzen Werfaffungs : Vertrag in feinem Weſen 
umzuſtoßen. Da der Vertrag nicht einſeitig von dem 
Fuͤrſten aufgehoben noch die Bedingung, unter welcher er 
bie Krone trägst, mach Belieben mißachtet werden kann, 
fo ergiebt fih aus folhem Betragen bie rechtliche Noth⸗ 
wenbdigleit feiner Entfernung von der Megirung, die er 
nicht verfaffungsmäßig führen will, unb der @intritt des 
Naͤchſtberechtigten. Ob er felbit diefe nothwendige Folge 
feiner freiwilligen Handlung einfieht oder nicht, ift völlig 
gleichgültig, und er kann im Nothfalle mit Gewalt zur Un: 
terwerfung unter biefelbe angehalten werben. — Gegen 
biefe Unterfcheidung zwiſchen blos vereinzelten Verfehlun⸗ 
gen gegen die im Ganzen geachtete Verfaffung, und den 
Verfuhen auf weſentliche Vernichtung derfelben, oder mit 
andern Worten zwiſchen Verfafungs: Verlegung und 
Verfaſſungs⸗Bruch, ift mit Erfolg die Cinwendung nicht 
su mahen, daß es im einzelnen Zalle ſchwer ſeyn könne 
mit Beftimmtheit zu entfeiden, welche Urt von Verfeb: 
lung vorliege. Wenn dieſes objectiv auch allerdings zu: 
weilen ber Fall ſeyn kann, fo wird nicht nur der ganze 
bisherige Bang der Regirung des Fuͤrſten, fondern noch 
mehr dad von jegt an und namentlich nach der ber dieſe 
Verfaſſungsverletzung angeftellten Klage, eingehaltene Be⸗ 


als diefer ?). Und wenn die repräfentativen Demos 
kratieen dieſen Grundfag in Beziehung auf ihren hoͤch⸗ 
ſten Beamten nicht anzuerkennen pflegen *), fo ift eins 





tragen beffelben jeben Zweifel aus dem Wege räumen. 

Da nach allgemeinen Rechtögrundfägen immer dad geringere 

Vergeben zu vermuthen ift, fo bleibt aber in einem zwei: 

felbaften Kalle zu diefer Probe immer Seit und Gelegens 

beit. Man vergleiche über dieſen vielbehandelten Gegen: 

fand, deſſen weitre Augeinanderfeßung hier, wo es fi 

nur von ber geſetzlichen Wiederfeftitellung eines im Cinzel: 

nen und ausnahmöweiſe geftörten Verfaſſungsgeſetzes han⸗ 
beit, nicht verfolgt werden kann, F. Murhard, Leber 

Miderftand, Empörung und Zwangsuͤbung der Staatsbuͤr⸗ 

ger gegen die beftehende Etaatögewalt. Braunfhiw., 1832 5 

Strombed, Was tft Rechtens wenn bie oberfte Staats⸗ 
gewalt dem Swede des Staatsverbandes entgegenbandelt ? 

Ate Aufl. Braunfhw., 1832. 


3) Der ältefte conftitutionele Staat, England, hat and 
zuerſt den Grundfaß in dem meltbefannten Sage: he 
King can do no wrong, aufgeftellt. Demfelben find alle 
neuern Merfaffungen von repräfentativen Monarchieen ge⸗ 
folgt. So > 3. Frankreich, Verfall. von 1991, II, 
1, 2, (freilich fhändlich verlegt); Karte von 1814, Art. 13; 
von 1830, Art. 133 Polen, Nerf. von 1791, Urt. 7; von 
1815, $. 365 Spanien, Verf. von 1812, rt. 1685 
Portugal, Verf. von 1822, $. 124; Belgien, Art. 
63; Baiern, I, 1; Württemberg, $. 4; König- 
reich Sachſen, 54; Hannover, $. 65 Baden, ©. 
5; Sroßherzogthum Heffen, $.45 Kurbeffen, $.40; 
Hohenzollern: Sigmaringen, Y. 4 
4) Zwar find in ber franzoͤſiſchen Conſularverfaſſung 
vom 9. VII, $. 69, die Sonfuln für unverantwortlih er: 
klaͤrt; allein die weit überwingende Anzahl von Beiſpielen 
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mal bei der weit geringeren Gewalt eines ſolchen nur 
auf Eurze Zeit gewählten Oberhauptes bie Gefahr weit 
geringer; zweitens aber bringe die ganze Verfaſſungs⸗ 
weife die Möglichkeit und felbft Wahrfcheinlichkeit be= 
ftändiger, jedoch in der Regel allerdings minder fchäd: 
licher, Umtriebe gegen feine Beibehaltung des Amtes 
mie fi, und iff alfo eine weitere Veranlaffung nicht 
eben hoch in Anfchlag zu bringen. Und uͤberdieß ift 
auch hier die Merantwortlichkeit des Innhabers der 
Staatögewalt mehr in der Theorie ald in der Wirk 
lichkeit vorhanden und rathſam. Die jeden Falles bald 
eintretende Beendigung feiner Amtszeit macht durch 
Unterlaffung der Wiedererwählung der Gefahr für die 
Berfaffung auf eine einfachere und mit weniger Nebens 
nachtheilen verbundene Weife ein Ende, ald es eine 
Anklage vor Gericht thun würde >). 

Ganz anders verhält e8 fi) aber mit der Ders 
antwortlichkeit der Staatödiener, welde die Vers 
foffung verlegen. Die fämmtlichen bisher erdrterten 
Gründe gegen eine perfünliche Anklage des Fuͤrſten 





tft für dad Gegentbeil. So ift in den Vereinigten Staaten 
von Nordamerika ſowohl der Präfident der V. St. als der 
Gouverneur jedes einzelnen Buudesſtgates fiir verantwort: 
lih erflärt. S. mein Bundesftaatereht der V. Et. von 
N. A. Stuttgart u. Tübingen, 1824, ©. 278; Story, 
Commentaries on the Constitation of the U. St. Bast., 
1883, T. I, ©. 214fg.; Oliver, The rights of an 
American citizen. Bost,, 1832, ©. 117. 

5) Vrgl. Oliver, a. a. O. — Noch ift kein Präfident der 
V. St. in Anklageſtand verſetzt worden, nnd felbit nicht 
einmal, fo weit mir befannt ift, einer der Staaten⸗Gouver⸗ 
neure. 
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finden hier gar nicht oder nur in einem nicht mehr 
beachtenswerthen Grade ſtatt. Gar keine allgemeine 
Schwuͤrigkeit hat ein ſolches Verfahren natuͤrlich, wenn 
die Verletzung ohne und ſelbſt gegen den Willen des 
Staatsoberhauptes von dem Beamten begangen wurde. 
Allein ſelbſt wenn denſelben der ausdruͤckliche oder 
vermuthliche Wunſch des Fuͤrſten dazu bewog, und 
wenn ſomit eine Anklage gegen des leztern Plan und 
Intereſſe gienge, ſind die Hinderniſſe einer auf ſolche 
Weiſe zu bewerkſtelligenden Verfaſſungs⸗Vertheidigung 
weit geringer. Bor Allem find die blos in der perfbns 
lichen Stellung des Fuͤrſten begründeten Schwuͤrigkeiten 
bier gar nicht vorhanden. Kein Beamter ſteht fo hoch, 
daß er Feinen Richter Über fich erkennen müßte. Kei⸗ 
ner ift in fo umfaſſendem Wirkungdfreife, daß ſchon 
eine Anklage gegen ihn allgemeine Verwirrung in den 
Geſchaͤften erzeugen koͤnute. Die Stellung felbft des 
böchften Beamten ift, befonders in einem repräfentes 
tiven Staate , Feineöwegß eine fo fehr genußvolle und 
über Alles wünfchenswerthe, daß nur um ihrer Erlan⸗ 
gung wegen Staatöprocefie verſucht und Juſtizmorde 
verübt wuͤrden. Giebt es doch für das ehrgeizige Tas 
lent noch andere und zu gleicher Zeit rechtlichere und leichs 
tere Mirtel um zu ſolchem Ziele zu gelangen, was hinficht- 
lich der fürftlichen Würde nicht der Fall if. Daß fich 
ein Gericht auffinden läßt, welches die Wahrfcheinlichz 
feit der Unpartheilichfeit für ſich hat, wird fpäter ges 
zeigt werden koͤnnen 6). Somit bleiben nur diejenigen 


6) Daher ift denn aud teineswegs nothwendig, daß die 
Minifter erſt abtreten, ehe ſie zur Verantwortung gezo⸗ 
gen werden koͤnnen. Wenn gar unter Eduard IL 








Schwuͤrigkeiten übrig, welche daraus entflehen koͤnnen, 
daß der Zürft feinen Vortheil oder feine Ehre dabei bes 
theiligt erachten möchte, den wegen des Gehorfams gegen 
feine Wünfche in Gefahr gelommenen Diener mit Auwens 
dung aller Mittel zu retten. Man darf ſich niche 
täufhen; es werden wirklich ſolche Verſuche gemacht 
werden, und zwar gerade von kraͤftigen und mit ſtarker 
Ueberzeugung ausgeruͤſteten Fuͤrſten. Die Vorkehrung 
ſicherer Abwehrmaasregeln in dieſem Puncte muß daher 
eine der Hauptaufgaben der Geſetzgebung ſeyn. Doch 
übertreibe man auch nicht die Gefahr. Nicht nur wer⸗ 
den die Fälle die Mehrzahl bilden, in welchen ein uns 
enefchloffener, fchwacher oder feiger Fuͤrſt den für ihn 
ſchuldig gewordenen Diener der firafenden Gerechtigkeit 
unvertheidigt Überläßt, oder in welchen die Anklage den 
getäufchten Zürften von dem Unrechte zu welchem er vers 
führt werden follte, überzeugt; fondern es wird audy 
da, wo ein Verfuh auf Schügung eined Schul⸗ 
digen gemacht wird, ſchwerlich für den Dritten fo viel 
und fo eifrig gewagt werden, wie zur Vertheidigung 





von England im J. 1341, dad Parliament verlangte, daß 
in jeder Sigung der König am sten Tage alle großen 
Aemter an fi ziehen und nun jeder Winiftee Rechen⸗ 
ſchaft geben foll: fo war dieß eine die Kindheit des conſti⸗ 
turionellen Lebend bezeidyende Einrichtung. Entweder wäre 
fie eine bloße, uͤbrigens immerhin ſtoͤrende, Zormalität z 
oder fie würde, wuͤrklich benutzt, jede Möglichkeit einer 
georbneten Verwaltung geradehin aufheben. Se nothwendig 
es ift, daß die einer Verletzung der Verfaſſung fchuldigen 
Großbeamten wuͤrklich zur Verantwortung gezogen werden 
können : fo wenig taugt es, ausdruͤcklich und In kurz wie: 
derfehrender Zeit zu einer Anklage gegen fie aufzufordern. 
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der eigenen Perfon. Bei der ndthigen Feſtigkeit und 
Kraftentwicklung won Seiten ded in feinen Rechten 
verfaffungswidrig bedrohten Volkes wird immerhin, 
wena auch mit Schwürigkeiten, der Richter beſtellt 
und das Urtheil geſprochen und vollzogen werden koͤn⸗ 
nen. Liegt aber die Moͤglichkeit vor, die gegen 
die Verfaſſung fehlenden Beamten zur Verantwortung 
zu dringen: dann faun über die Zweckmaͤßigkeit 
und ſelbſt Nochwendigfeit der Maasregel niche 
der mindefte Zweifel obwalten. Daß Beamte den ih⸗ 
nen anvertrauten Theil der Staatögewalt gar wohl 
zur Beeinträchtigung der Mechte der Bürger mißbraus 
hen Eönnen, ift eben fo.uubeftreitbar, als daß für den 
darunter Leidenden der Gedanke wenig Troſt gewähren 
kaun, nur von einem untergeorbueten und theilweifen 
Juhaber der bffentlichen Gewalt verlet zu feyn. Die 
Idee der Gerechtigkeit, die Heilighaltung des auf die 
Erhaltung der Verfaffung abgelegten Dienfteides und 
die propbplactifche Klugheit fordern ebenmäßig Beſtra⸗ 
fung der Schuldigen; und eine Eräftige Strenge ift um 
ſo richtiger angewendet, als der Grundfag, daß ein 
verfaffungswidrig handeluder Beamter vor die Gerichts⸗ 
ſchranken zu ftellen fey, fogar dazu dient, den Fürs 
ften felbft von Verletzungen der Grundgefeße abzu⸗ 
balten. In der Regel handelt nämlich das Staats: 
oberhaupt nicht perfonlich, fondern ed ertheilt nur feine 
Befehle, welche fodanı von den dazu beftimmten Bes 
börden empfangen ,„ weiter bekannt gemacht und end⸗ 
lich vollzogen werden. Nichts ift num leichter, als dies 
fen Gefchäftögang zur rechtlichen Nothwendigkeit zu 
machen, und jeden die Staatsangelegenheiten betreffens 
den Befehl des Fuͤrſten für unverbindlich zu erklären, 





[U] } auEDe» 
& = 


wandelbaren Gefegen der menfchlichen Seele immer 
nur ziemlich Hein ſeyn. Schlechte und verzägliche, 
im Bhfen und im Guten durch fie gehemmte Fuͤrſten 
werben gleichmäßig, wenigfiens vorübergehend und bei 
einzelnen Puncten, ihr abgeneigt ſeyn. Nichts fcheint 
daher einfacher und felbft nochiwendiger, als daß die 
zum Schuge der Berfaffung beftimmte Strafgerichts⸗ 
barkeit fich über den Kürften felbft auch erfirede, Als 
lein nicht8 wäre unrichtiger berechnet; nichts kann 
unzuläßiger feyn. Abgeſehen Davon, daß es ein Wider⸗ 
fpruch mit fich felbft wäre, wenn ber Monarch perfdns 
lich gingen Richter Über fich erkennen muͤßte, fey diefer 
nun auch wer er wolle; abgefehen pon der Störung 
aller Geſchaͤfte und Verhaͤltniſſe, welche eine nothivens 
dige Folge einer gegen das Oberhaupt anhängigen An⸗ 
klage wäre; abgefehen endlich von der großen Schwuͤ⸗ 
rigkeit zu ſolchem Urtheile unpartheiifche und willige 
Michter zu finden : ftellen fich noch folgende unübers 
windlide Schwilrigfeiten in den Weg, Wenn die 
Werantwortlichkeit und Strafe den Fuͤrſten erreichen 
koͤnnte, fo muͤßte fie natuͤrlich auch vollfommen und 
im Verhältniffe zum Vergehen angewendet werden, 
Märe alfo die Todesſtrafe ober die Entfegung von der 
Megirung rechtlich gefordert, fo müßte fie um fo mehr 
auch wirklich vollzogen werden, als leichtere Strafen, 
3. B, Geldfirafen, unter den gegebenen Umftänden kaum 
von Ärgend einer Wirkung ſeyn koͤnnten. Nun aber 
liege zmeierlei mit gleicher Gewißheit vor, Einmal, daß 
der mis folcher Strafe bedrahte Juhaber der Staats⸗ 
gemalt die in feiner Hand lisgenden, freilich zu andern 
Zweden anvertraugen, Mittel mit der Kraft und der 
Entfchloffenheig der Berzweiflung zu feiner Rettung 
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zu benägen, und namentlich, weil nur hierin vbdllige 
Sicherheit filr ihn läge und außerdem der Haß dazu 
antreiben wirde, die Verfaffung ganz über den Haus 
fen zu werfen verfuchen wuͤrde. Zweitens, baß diefe 
Möglichkeit den Fuͤrſten durch ein gerichtliches Verfah⸗ 
ren zu verdrängen, dem verderblichften Ehrgeize, den vers 
ruchteften Umtrieben gewiſſenloſer Verwandten , herrfchs 
füchtiger Demagogen, kurz Aller, weldye mittelbar 
oder unmittelbar bei einem Mechfel der Perfon des 
Regenten zu gewinnen bofiten, Thuͤr und Thor dffuen 
würde. Beides aber, namentlich in feiner Wechſel⸗ 
wuͤrkung, müßte den Staat in feinen Grundlagen er: 
ſchuͤttern, und an die Stelle der Ruhe und ihrer Fol: 
gen convulfivifche Zuckungen und alle Gräuel des 
Buͤrgerkrieges fegen. Dieſes Mittel zur Vertheidigung der 
Verfaffung wäre alfo ihr wahrfcheinlicher Yintergang, 
wäre jeden Falles fchlimmer ald deren offenbarſte Vers 
letzung von Seiten des Fuͤrſten. — Somit bleibt nichts 
übrig, als die Perfon des Fürften von aller Verant⸗ 
wortung und Strafe völlig freizulaffen, und Feine von 
ihm audgehende Verfaffungsverlegung, ſey fie im Pris 
vatleben oder in Ausübung der Negentenrechte begangen, 
an ihm felbft zu rächen *), Mag ſeyn, daß mit diefer 


3) ©8 giebt wenige Schriftfteller über conftitutionelled ober 
(angeblich) allgemeined Gtaatsreht, welde nicht, wenn 
(dom zum Theile ungerne genug, die zum Axiom gewordene 
Heiligkeit und Unverantwortlichfeit der Yerfon des Fürften 
anertennten. Man febe z. B. Kant, Metapbofifche Anfangs 
gruͤnde der Rechtslehre, F. 49; Krug, Mechtslehre, ©. 
354 fü.3 Lenjuinais, Constitution de la nation frang. 
T.1, 6.270, B.Constant, Faquisse d’une constitu- 
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Straflofigkeit Mißbrauch getrieben wird, Man bar 
aber nur zwifchen zwei Uebeln zu wählen, und fie ift um 
ſo mehr als das geringere anzufchen, ald die Mögliche 
Teig eines Mißbrauches eine beftimmte Gränze hat. 
‚Wenn es ſich nämlich aus den Erklärungen oder quß 
den sonchudenten Handlungen eines Zürften mit recht⸗ 
‚Sicher Nothwendigkeit ergiebt, daß er bie ganze Vers 
faflung im MWefentfichen zu vernichren und zu mißachten 
beabſichtigt, fo iſt dieß als eine Verzichtung auf die 
Krone anzufehen, welche er nur unter der Bedingung 
einer im Ganzen und Wefentlichen perfaffungsgemäßen 
Megirung befigen kann. Auch daun trift alferdinge 
feine Strafe ein, wohl aber die upthwendige unmittel⸗ 
bare Folge feines eigenen Entfchluffes *), — Diefe 


tion (cours de polit. constit., T. I, &,43)3 Shmib, 
Lehrb, des deutſchen Staatrechts, ©. 81 fg5 Aretin, 
Conſtitutionelles Staatsrecht, Bd. I, ©. 187; Jordan, 
Verſuche über allgem. Staatsrecht, S. 106 1. 326; Eden: 
dahl, Allgemeine Gtaatslehre, Bd. I, S. 13; Mur 
hard, die kurheſſiſche Verfaſſungs: Urkunde erläutert, Bd., 
I, ©. 234 fg. — Für die Verantwortlichkeit des Fürften 
fpriht ſich dagegen 3. B. aus: Bauer, Maturreht, 
ste. Aufl., S. 210; und gar Feine befondere Heiligkeit der 
Yerfon will geftatten J. Bentham, Essais sur la situg- 
tion palitique de l’Espagne, &e lettre à Torreno (Brüffe: 
ler Ausg., Bd. III, S. 161 fg.) Uebrigens iſt bei ſoſcher 
Anficht nicht immer gehörig unterfhieden zwifchen fittlichen 
oder politifcher und rechtlicher Verantwortung, 

8) Es möchte vielleicht feinen, als fey zwiſchen der bewieſe⸗ 
nen Nothwendigkeit einer Unverleglichfeit des Fuͤrſten und 
zwiſchen der hier an ihn geftellten Korderung die Regirung 

‚ abzugeben, falls er die Verfaſſung im Mefentlichen zu ver: 

. , legen oder ganz umzuſtuͤrzen beabfigtige, ein Widerſpruch, 











Straflofigkeit bei einzelner Verfaffungsueslekung, iſt 
denn auch durchaus in allen Verfaſſungen repräfens 





und ed ſey fomit auch, wenn jene Nothwendigkeit muͤrklich 
beftehe, ein ſolcher Verſuch wenigſtens in fo weit zu ers 
tragen , daß nach thatſaͤchlicher Zuruͤckkweiſung defielben und 
fomit nach geſetzlicher Neberwindung des Fuͤrſten, berfelbe 
nach wie vor, und ohne daß er wegen bed Angriffe irgend 
jur Verantwortung gezogen werben dürfte, als Megent 
anzuerfennen fey. Cine genauere Unterfuchung wird zeigen, 
daß dem nicht fo ift. Mag man überhaupt eine Theorie 
Aber die Entſtehung ded Staates und ber fürflihen Gewalt 
haben, welche man will, fo fann man wenigſtens nicht 
laͤugnen, daß in der conftitutionellen Monardie ein Ber: 
trag über die Art und Weiſe der Ausübung der Regi⸗ 
rungs:Gewalt vorliegt, und daß fomit bier nur Derjenige 
rehtmäßiger Regent ſeyn kann, welher diefen Vertrag ans 
ertennt. Die beweißt ſchon die in manchen repräfentativen 
Staaten svorgefchriebene äußere Korm bed Eides auf die 
Verfaſſung, welchen ber durch Gebluͤtsrecht zur Erbfolge 
Berufene erſt zu leiſten bat, ehe ihm der Hulbigungseid ges 
leiftet wird. So z. B. in Wirttemberg, ſ. mein 
Staatsrecht des K. W., Bd. I, ©, 1423. Nm iſt ee 
allerdings bei der unendlihen Anzahl der Negirungs: Hand: 
lungen und bet ber ſchwuͤrigen Verwicklung gar mander 
berfelben moralifh unmöglich, daß nicht auch beim beften 
Willen einzelne Verſtoͤße gegen die Bedingungen des 
Verfaſſungsvertrages vorlommen ; ed iſt fogar, wie oben 
bereitö bemerkt wurde, pſychologiſch nothwendig, daß von 
Zeit zu Zeit abſichtliche Werlegungen vorlommen: allein 
eben weil dieß unvermeidlih tft, wäre es wiberfinnig, 
wenn auf ſolche vereinzelte, das Wefen der Verfaſſung 
und ſomit des Vertrages nicht vernichtende Störungen dee 
Mechtsverhaͤltniſſes ein allzugroßes "Gewicht gelegt, wenn . 
namentlich alsbald eine Eutfernung des feine Gtellung . 
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tativer Monarchieen von Anfang an fo beſtimmt wor⸗ 
den, daß kein Grundſatz unmaudelbarer ſtehen kann 





anf dieſe Weiſe mißlennenden oder mißbrauchenden Fuͤrſten 
verlangt werden wollte. Dieß hieße nicht weniger, als die 
conſtitutionelle Monarchie unmoͤglich machen. Hier muß, 
da bewieſenermaaßen auch keine Ruͤge und Strafe eintreten 
kann, Strafloſigkeit für den Fuͤrſten und, in den geeig⸗ 
‚ neten Faͤllen, Verantwortlichkeit feiner oberften Raͤthe 
eintreten, Anders aber freilich da, wo nicht blos gegen 
diefe oder jene Beitimmung der Verfaffung ein Verſtoß 
begangen wird, fondern wo bie unzweifelhafte Abſicht 
vorliegt, den ganzen Verfaffungss Vertrag in feinem Weſen 
umzuſtoßen. Da der Vertrag nicht einſeitig von dem 
Fuͤrſten aufgehoben noch die Bedingung, unter welcher er 
die Krone traͤgt, nach Belieben mißachtet werden kann, 
ſo ergiebt ſich aus ſolchem Betragen die rechtliche Noth⸗ 
wendigkeit ſeiner Entfernung von der Regirung, die er 
nicht verfaſſungsmaͤßig führen will, und der Eintritt des 
Naͤchſtberechtigten. Ob er felbft dieſe nothwendige Zolge 
ſeiner freiwilligen Handlung einſieht oder nicht, iſt voͤllig 
gleichguͤltig, und er kann im Nothfalle mit Gewalt jur Un: 
terwerfung unter biefelbe angehalten werden. — Gegen 
biefe Unterfheidung zwifchen blos vereinzelten Verfehlun⸗ 
gen gegen die im Ganzen geachtete Verfaſſung, und den 
Verfuhen auf weſentliche Vernichtung derfelben, oder mit 
andern Worten zwiſchen Verfafungs: Verlegung und 
Verfaſſungs⸗Bir uch, ift mit Erfolg die Cinwendung nicht 
zu maden, daß es im einzelnen Falle ſchwer fepn könne 
mit Beftimmtheit zu enticheiden, welde Urt von Verfeh⸗ 
lung vorkiege. Wenn diefes objectiv auch allerdings zu: 
weilen der Fall ſeyn Tann, fo wird nicht nur ‚der ganze 
bisherige Gang der Megirung des Fuͤrſten, fondern noch 
mehr dad von jegt an nnd namentlich nach der ber Diefe 
Verfaſſungsverletzung angeftellten Klage, eingehaltene Be: 
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als diefer ?). Und wenn die repräfentativen Demos 
kratieen diefen Grundfag in Beziehung auf ihren hoͤch⸗ 
ften Beamten nicht anzuerkennen pflegen *), fo ift eins 





iragen deflelben jeden Zweifel aus dem Wege räumen. 
Da nah allgemeinen Rehtögrundfägen immer bag geringere 
Vergeben zu vermutben ift, fo bleibt aber in einem zweis 
felhaften Zalle zu dieſer Probe immer Seit und Gelegens 
beit. Man vergleihe über dieſen vielbehandelten Gegen 
ftand, deſſen weitre Uudeinanderfegung hier, wo ed fi 
nur von der gefeglichen Wiederfeftftellung eines im Cinzel- 
nen und audnahmemweife geftörten Verfaſſungsgeſetzes han⸗ 
beit, nicht verfolgt werden kann, F. Murhard, Ueber 
Niderftand, Empörung und Zwangsuͤbung der Staatsbuͤr⸗ 
ger gegen die beitehende Staatsgewalt. Braunfhw., 1832 5 
Strombed, Was ift Rechtens wenn bie oberfte Staates 
gewalt dem Swede des Staatsverbandes entgegenbandelt ? 
ate Aufl. Braunſchw., 1832. 


8) Der aͤlteſte conftitutionelle Staat, England, bat auch 
zuerſt den Grundſatz in dem weltbelannten Sape: he 
King can do no wrong, aufgeftellt. Demfelben jind alle 
nenern Verfaſſungen von repräfentativen Monardieen ge: 
folgt. So > B. Frankreich, Verfall. von 1001, II, 
1, 2, (freilich ſchaͤndlich verlegt); Karte von 1814, Urt.13; 
von 1830, Art. 133 Polen, Verf. von 1791, Urt. 7; von 
1815, $. 36; Spanien, Verf. von 1812, Art. 1685 
Portugal, Verf. von 1822, 9. 124; Belgien, Art. 
63; Baiern, I, 1; Württemberg, $. 4; König 
reich Sahfen, $4; Hannover, $. 65 Baden, $. 
5; Sroßherzogthum Heffen, 45 Kurbeffen, $.40; 
HobenzollernsSigmaringen, % 4. 
4) Zwar find in der franzöfifh en Eonfularverfaflung 
vom %. VI, $. 69, die Eonfuln für unverantwortlich ere 
klaͤrt; allein bie weit überwingende Anzahl von Beiſpielen 
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mal bei der weit geringeren Gewalt eines ſolchen nur 
auf kurze Zeit gewaͤhlten Oberhauptes die Gefahr weit 
geringer; zweitens aber bringt die ganze Verfaſſungs⸗ 
weiſe die Moͤglichkeit und ſelbſt Wahrſcheinlichkeit be⸗ 
ſtaͤndiger, jedoch in der Regel allerdings minder ſchaͤd⸗ 
licher, Umtriebe gegen ſeine Beibehaltung des Amtes 
mit ſich, und iſt alſo eine weitere Veranlaſſung nicht 
eben hoch in Anſchlag zu bringen. Und uͤberdieß iſt 
auch hier die Verantwortlichkeit des Innhabers der 
Staatsgewalt mehr in der Theorie als in der Wuͤrk⸗ 
lichkeit vorhanden und rathſam. Die jeden Falles bald 
eintretende Beendigung ſeiner Amtszeit macht durch 
Unterlaſſung der Wiedererwaͤhlung der Gefahr fuͤr die 
Verfaſſung auf eine einfachere und mit weniger Neben⸗ 
nachtheilen verbundene Weiſe ein Ende, als es eine 
Anklage vor Gericht thun wuͤrde °). 

Ganz anders verhaͤlt es ſich aber mit der Ver⸗ 
antwortlichkeit der Staatsdiener, welche die Vers 
faſſung verletzen. Die ſaͤmmtlichen bisher eroͤrterten 
Gruͤnde gegen eine perſoͤnliche Anklage des Fuͤrſten 





iſt für dad Gegentheil. So iſt in ben Vereinigten Staaten 
von Nordamerika ſowohl der Präfident der V. St. als ber 
Gouverneur jedes einzelnen Buudesſtaates für verantwort: 
lih erflärt. S. me im Bundesftaatereht der V. St. von 

N. A. Stuttgart u. Tübingen, 1824, ©. 278; Story, 
Commentaries on the Constitation of the U. St. Bast., 
1833, T. I, ©. 214 fg.; Oliver, The rights of an 
American citizen. Bost,, 1832, ©. 117. 

5) Vrgl. Oliver, a. a. O. — Noch ift kein Präfident der 
V. Gt. im Antiageftand verfegt worden, und felbit nicht 
einmal, fo weit mir befannt iſt, einer der Staaten⸗Gouver⸗ 
neure. 
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finden bier gar nicht. oder nur ‚in einem nicht mehr 
beachtenswerthen Grade ftatt. Gar Feine allgemeine 
Schwuͤrigkeit hat ein ſolches Verfahren natärlich,- wenn 
die Verlegung ohne und felbft gegen den Willen des’ 
Staatöoberhauptes von dem Beamten begangen wurde. 
Allein felbft wenn bdenfelben der ausdrüdliche oder 
vermuthliche -Wunfch des Fuͤrſten dazu bewog, und 
wenn fomit eine Anklage gegen des leztern Plan und 
Intereſſe gienge, find die Hinderniffe einer auf folche' 
Weife zu bewerkſtelligenden VerfaffungdsVertheidigung 
weit geringer. Vor Allem find die blos in der perſon⸗ 
lichen Stellung des Fuͤrſten begränderen Schwuͤrigkeiten 
hier gar nicht vorhanden. Kein Beamter fteht fo hoch, 
daß er feinen Richter über fich erkennen muͤßte. Kei⸗ 
ner ift in fo umfaffendem Wirkungskreiſe, daß fchon 
eine Anklage gegen ihn allgemeine Verwirrung in den 
Geſchaͤften erzeugen koͤnnte. Die Stellung felbft des 
böchften Beamten ift, befonderd in einem repräfentas 
tiven Staate , keineswegs eine fo fehr genußvolle und 
über Alles wünfchenswerthe, daß nur um ihrer Erlans 
gung wegen Staatöproceffe verſucht und Juſtizmorde 
veruͤbt würden. Giebt es doch filr das ehrgeizige Tas 
lent noch andere und zu gleicher Zeit rechtlichere und leichs 
tere Mittel um zu folchem Ziele zu gelangen, was hinficht- 
lich der fürftlichen Würde nicht der Fall if. Daß ſich 
ein Gericht auffinden läßt, welches die Wahrfcheinlichs 
feit der Unpartheilichkeit für fi hat, wird fpäter ges 
zeigt werden koͤnnen 6). Somit bleiben nur diejenigen 


6) Daher ift denn aud teineswegs nothwendig, daß die 
Miniſter erſt abtreten, ehe ſie zur Verantwortung gezo⸗ 
gen werden koͤnnen. Wenn gar unter Eduard IL 


Schwürigfeiten übrig, welche Daraus entſtehen koͤnnen, 
daß der Zürft feinen Vortheil oder feine Ehre Dabei bes 
theiligt erachten möchte, den wegen des Gehorfams gegen 
feine Wünfche in Gefahr gefommenen Diener mit Anwens 
dung aller Mittel zu retten. Man darf fih nicht 
täufchen 5; es werden wirklich ſolche Verfuche gemacht 
werden, und zwar gerade von Eräftigen und mir ftarker 
Ueberzeugung ausgeruͤſteten Fuͤrſten. Die Vorkehrung 
fiherer Abwehrmaasregeln in Diefem Puncte muß daher 
eine der Hauptaufgaben der Gefeßgebung ſeyn. Doch 
übertreibe man auch nicht die Gefahr. Nicht nur wers 
den die Fälle die Mehrzahl bilden, in welchen ein uns 
entfchloffener, fchwacher oder feiger Fuͤrſt den für ihn 
fyuldig gewordenen Diener der firafenden Gerechtigkeit 
unvertheidige überläßt, ober in welchen die Anklage den 
getäufchten Zürften von bem Unrechte zu welchem er vers 
führt werden follte, überzeugt; fonderu ed wird audy 
da, wo ein Berfuh auf Schügung eines Schul⸗ 
digen gemacht wird, ſchwerlich für den Dritten fo viel 
und fo eifrig gewagt werden, wie zur Vertheibigung 





von Englandim J. 1341, das Parliament verlangte, daß 
in jeder Sitzung der König am sten Tage alle großen 
Aemter ai fich ziehen und nun jeder Miniſter Rechen⸗ 
ſchaft "geben foll: fo war dieß eine die Kindheit des conſti⸗ 
turionellen Lebend bezeidyende Einrichtung. Entweder wäre 
fie eine bloße, uͤbrigens immerhin flörende, Zormalität z 
oder fie würde, wuͤrklich benutzt, jede Möglichkeit einer 
geordneten Verwaltung geradehin aufheben, Se nothwendig 
es ift, daß die einer Verlegung der Verfaffung ſchuldigen 
Großbeamten wuͤrklich zur Verantwortung gezogen werden 
fönnen ; fo wenig taugt ed, ausdrüdli und in kurz wie: 
derfehrender Seit zu einer Anklage gegen fie aufzufordern, 


der eigenen Perfon. Bei der noͤthigen Feſtigkeit und 
Kraftentwidlung von Seiten ded in feinen Rechten 
verfefjungswidrig bedrohten Volkes wird immerhin, 
wenn auch mit Schwuͤrigkeiten, der Richter beſtellt 
und das Urtheil gefprochen und vollzogen werden koͤn⸗ 
nen. Liegt aber die Möglichkeit vor, die gegen 
die Verfaffung fehlenden Beamten zur Verantwortung 
zu dringen: dann Tann über die Zweckmaͤßigkeit 
und ſelbſt Nothwendigkeit der Maasregel nicht 
der mindefte Zweifel obwalten. Daß Beamte den ihs 
nen anvertrauten Theil der Staatsgewalt gar wohl 
zur Beeinträchtigung der Rechte der Bürger mißbraus 
hen können, ift eben fo unbeftreitbar, als daß für den 
Darunter Leidenden der Gedanke wenig Troſt gewähren 
fann, nur von einem untergeordneten und theilweifen 
Inhaber der dffentlichen Gewalt verlegt zu feyn. Die 
Idee der Gerechtigkeit, die Heilighaltung des auf die 
Erhaltung der Verfaffung abgelegten Dienfteides und 
die propbplactifche Klugheit fordern ebenmäßig Beftras 
fung der Schuldigen; und eine Eräftige Strenge ift um 
fo richtiger angewendet, als der Grundfag, daß ein 
verfafungswidrig handelnder Beamter vor die Gerichtös 
fhranfen zu ftellen fey, fogar dazu bient, den Zürs 
ften felbft von Verletzungen der Grundgeſetze abzu⸗ 
halten. Ju der Regel handelt nämlich das Staats⸗ 
oberhaupt nicht perfbnlich, fondern ed ertheilt nur feine 
Befehle, welche fodanı von den dazu beftimmten Bes 
hörden empfangen , weiter bekannt gemacht und end⸗ 
lich vollzogen werben. Nichts ift num leichter, als dies 
fen Geſchaͤftsgang zur rechtlichen Nothweudigkeit zu 
machen, und jeden die Staatöangelegenheiten betreffens 
den Befehl des Fürften für unverbindlich zu erklären, 
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amten mitgetheilt, und nicht von dieſem durch Unter⸗ 
zeichnung zum eigenen gemacht und fomit auf bie 
perföuliche Verantwortung übernommen tft ?). Auf 
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7) Diefer Grundfap iſt in vielen conflitutionellen Staaten 
ausdruͤcklich anerkannt, (mie denn freilih aud ohne den⸗ 
felben der gerichtliche Verfafungs: Schuß ganz nach Belie: 
ben umgangen werden kann.) Go namentlib in Frank: 
rei, f. die Verfaſſung von 1791, Kit. III, Kay. 2, 
Sect. 4, Art. 4; und die verfhiedenen Geſetzesentwuͤtfe über 
Miniſterverantwortlichkeit von 18323, und 1834, Art, 15 
Holen, Berfaffungsurlunde von 1791, Art 73 von 
1815, $. 47 u. 685 Spanien, Verf. von 1819, Art: 
2355 Portugal, Verf, von 18838, Art. 1535 Shwe: 
den, Verf. von 1808, 6. 15 und 38 (menigftend was 

das Armee:Commando betrifft); Belgien, Urt. 645 
Baiern, Verfaffungsurtunde von 1808 ; Lit. II, 6.15 
Württemberg, $. 51; Koͤnigreich Sachſen, $. 43; 
Meinungen, Verf. von 1829, Art, 102. In ben 
üdrigen conftitntionellen Staaten ift wenigftend bie Con⸗ 
trafignatur als durchaus nothiwendig vorgefhhrieben, woraud 
ſich dann als Folge die Unguͤltigkeit nicht unterzeichne⸗ 
ter fuͤrſtlicher Befehle allerdings von felbft ergiebt, So 

3. B. in Norwegen, Hannover, Kurheſſen, 
Weimar, Hilbburghaufen (1817), Sigmarin- 
gen. Die Cheoretifer haben ohnedem immer dieſe 
Sorberung geftellt: Manchen erfheint es als eine große ' 
Schwuͤrigkeit bei diefem Grundfaße, dab ed dem Fuͤrſten 
bei firenger Feſthaltung deſſelben unmöglich werde, ‚einen 
Befehl unmittelbar an eine untergeordnete Behörde, mind: 
lich oder ſchriftlich, zu erlaffen. Nun aber möge dieß in 
vielen Fällen, z. B. auf Reiſen des Fuͤrſtens, bei perfön- 
liher Befihtigung von Staatsanftalten u. f. w., faum ver: 

meidbar, nuͤtzlich, oder wenigftend unverfaͤnglich ſeyn, und 











diefe Weile wird eine Reaction gegen einen vom Fürs 
fien felbft ausgehenden ungejeglichen Plan vorbereitet, 





jeden Falls [heine das Verbot mit der fürftlihen Wuͤrde 
unvereinbar. Es haben auch aus bdiefen runden zuwei⸗ 
len gefeßgebeude Verfammlungen Anſtand genommen, den 
Grundſatz unbedingt zu genehmigen, So bie aroßherzogs 
lich heſſiſchen Stände; f. deren Verhandlungen von 
1820, Allein diefe Einwendung tft wohl zu beantworten, 
Einmal may immerhin zugegeben werden, baß aus der 
fragliben Eintichtung ein gewiffer Grad von Beſchraͤnkung 
für den Zürften entfteht, ohne daß bieferhalb ſchon dieſelbe 
für fehlerhaft und unmöglich erklärt werben kann. Iſt 
denn nicht das ganze eonftirutionelle Syftem auf gefeß: 
lie Beſchraͤnkung des Uebermaaßes der fürftlihen Gewalt 
berehnet ? Godann aber ift die Beſchraͤnkung nicht eins 
mal fo groß, als fie auf den eriten Blick vielleicht erfcheint. 
Ein folder an einen Untergeordneten gerichteter unmittele 
barer Befehl ift allerbings formell unverbindlich für den, 
an welchen et ergeht, und ed kann fich Diefer nie und 
nirgendd auf denfelben zu feiner Rechtfertigung berufen, 
Allein wenn derfelbe ihn dennoch vollziehen will, fo kann 
er ed auf feine Verantwortung bin thun, gerade wie 
wenn er ohne Äußere Deranlaffung biefe Maaßregel bes 
ſchloſſen Hätte, Nun ift aber einleuchtend, daß diefes Opfer 
einer perfönlihen Derantwortlichkeit immer gebracht wer: 
den wird, wenn es ſich nur irgend mit ber Pflicht und ber 
Sicherdeit des Beamten verträgt, Es wird folglich der 
Fürft nur in zwei Faͤllen eine Weigerung erfahren. Cin: 
mal, wenn ein Untergeotblieter abgeneigt ift, dem nnmits 
telbat erhaltenen Befehle zu gehotchen, fo lange er nicht 
auf dem gewöhnlichen Dienftwege gegeben und von einem 
Verantwortlichen Minifter contraflgnirt ſey. Dieb wirb aber 
fiher immer nur da fi ereignen, wo ber Fuͤrſt dem uns 
folgfamen Diener danlen muß, durch ihn von einer offen: 
4 
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ebe derfelbe noch irgend Nachtheile zufiigen Fann, und 
nur die wenigen Fälle, in welchen der Fuͤrſt perſoͤn⸗ 
(ih und unmittelbar den Augriff auf die Verfaflung 
machen Eann, bleiben bei diefer Einrichtung ohne Vor⸗ 
forge 2). Und zwar gefchieht dieß nicht nur ohne ſon⸗ 





baren Ungefeglichfeit ober Unzweckmaͤßigeit abgehalten wor: 
den zu ſeyn. Sweitend aber, wenn die Winifter dem 
Fuͤrſten Vorftellungen gegen die Ertheilung folder unmit⸗ 
telbarer Befehle machen, bei welden fie, die regelmäßigen 
Vorgeſetzten, umgangen und über Veränderungen in dem 
ihnen untergeorbneten Geſchaͤftskreiſe nit einmal gehört 
wurden. Und binfichtlich diefed leßteren Hinderniffes haͤngt 
es noch ſehr von der gegenfeitigen Perfönlichfeit und von 
der allgemeinen politifhen Stellung der Dinifter ab, welche 
Wuͤrkung es für den Zürften hat. 

8.) Der würde ſich ſehr täufben, welcher wähnte, daß 
durch eine firenge Minifter = Verantwortlichleit jeder 
vom Fuͤrſten ausgehende Angriff auf die Verfaſſung ab: 
gewendet werben könne. Dieß tft nur fo weit der Tall 
als die Unordnung eined Unternehmens auf  officielle 
Meife betrieben werden muß. Allein wenn der Fuͤrſt mit 
Umgehung feıner amtlichen erften Gehuͤlfen perfönlich oder 
durch Privatdiener ein gegen die Merfaflung gerichteted 
Unternehmen vorbereitet, 3. B. mit einem fremden Etaate 
gegen ihre Beſtehen oder ihre ntegrität Mergbredun: 
gen trifft, oder mit einer im Lande befindlichen maͤch⸗ 
tigen Parthei heimlike Unterhandlungen zum Umſturz 
bes beftebenden Grundgeſetzes anknuͤpft: fo wäre es einer 
Seits unmöglib die Verfaſſungs-Verletzung (oder ben 
Verfuh zu einer folhen) zu verkennen, auf der andern 
Seite aber mehr ald ungerecht uud widerfinnig befhalb 
die Minifter in Anklageſtand zu verfeßen. Gerade der 
Umftand, daß dieſe Umtriebe hinter ihrem Ruͤcken vorge: 





flige Nachtheile, fondern fogar begleitet von manchfas 
hen weitern Nußen, Der Gerechtigkeit kann faft 
immer ein Schuldiger oder Mitſchuldiger zur Suͤhne 
des verleiten Gefeged und zum warnenden BBeifpiele 
zugewiefen werden. Die’ Beamten - erhalten eine ‚bes 
flimmte Landmarke für die einzuhaltende Richtung und 
eine haltbare Entfchuldigung bei ungefetlichen Zus 
muthungen. Das Staatsoberhaupt felbft wird durch 
größere Ruhe und Sicherheit filr die ihm indirect Zus 
geheude Beſchraͤnkung entſchaͤdigt; durch das undes 
ſchraͤukte Recht der Entlaffung der höchften Beamten 
aber fann er vor einer Bevormundung durch diefelben 
bewahrt werden, — Die Beantwortung der Frage, ob 
fi) die Verantwortlichkeit auf alle Diener des Etaates 
erſtrecke, ergiebt ſich aus dem Zwecke der Anftalt von 
ſelbſt. Wenn es uͤberhaupt nothwendig iſt, alle Dieje⸗ 
nigen, welchen ein Theil der oͤffentlichen Gewalt an⸗ 
vertraut it, auch mit befonderer Sorgfalt hinfichtlich 
des möglichen Mißbrauches derfelben zu beauffichtigen, 
fo ift es unzweifelhaft, daß nicht nur die dem Fürs 
fien nächft ſtehenden Rathgeber, die Minifter, für 
folche verfaffungswidrige Handlungen, weldye von ih⸗ 
nen unmittelbar und ohne DVeraulaffung bed Fuͤrſten 
begangen würden, zur Strafe gezogen werden muͤſſen, 
fondern auch, daß die fämmtlichen Übrigen Beamten 
dDiefer Gerichtsbarkeit nicht entzogen. werben dürfen, 





nommen werben mußten, beweißt, wie Wenig fle auch nut 
die Geſinnung theilen, Hier bleibt nichts übrig, ald, je 
nach der Beſchaffenheit bes Falles, das Uebel zu tragen, 
oder eine thatſachliche Entfagung auf den blos verfaſſungs⸗ 
mäßigen Thron anzunehuien und danach zu handeln, 

4 a 
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Die Gerechtigkeit der Jettern Beftimmung kann nicht 
dem mindeften Zweifel unterliegen, da jeder Staats⸗ 
diener, fey fein Auftrag welcher er wolle, immer die 
Pflicht Haben muß, die Verfaſſung bed Staates zu 
achten. Es Tann aber auch die Zweckmaͤßigkeit einer 
fo weit ausgedehnten Verantwortlichkeit nicht in Abrede 
geftelle werden, theild weil mittelft vieler Fleiner Ver: 
legungen das Geſetz eben fo ficher über den Haufen 
geworfen wird, als durch große Angriffe, namentlid) 
aber, weil fonft die Verantwortung der oberften Bes 
amten leicht verftedt und umgangen werden kann. 
Der Umftand, daß untergeordnete Beamte weit feltener 
in der Lage ſeyn werden, eine Verfaſſungswidrigkeit 
aus eigenem Antriebe zu begehen, namentlicy weil die 
geringere ihrer Verfügung anvertraute Gewalt fie 
bei der wenigen Wahrfcheinlichfeit des Gelingen fchon 
von felbft abhalten wird, if® natuͤrlich für die Fälle, ir 
welchen dennoch eine verbotene Handlung diefer Art 
begangen wird, Feine Einrede. Iſt ed doch nicht um 
häufige Auflagen und Strafen, fondern nur um die 
Möglichkeit die nöthigen anzuftelen zu thun. Würde 
man fich aber, wiewohl mit ganz übel angebrachter 
Scheu vor dem Laͤcherlichen, an der Verantwortlicykeit 
ganz untergeorbneter Diener ftoßen, fo ift nichts Teich: 
ter als eine Gränzlinie zu ziehen, unter welche herun⸗ 
ter diefer eigenthämiiche Verfaffungsfchuß nicht wuͤr⸗ 
ken, fondern wo die Thätigkeit der gewbhnlichen Ge: 
richte wieder beginnen foll, weil der Beamte nur einen 
fo Heinen Antheil an der Gefellfhaftsgewalt beſitzt, 
daß er dem einfachen Bürger gleichgeftellt werden 
mag. Die einzige ſchwuͤrige Frage kann bier nur die 
feyn, ob der untergeordnete Beamte and) wegen folcher 
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verfaffungswidriger Befehle, welche er im ordentlichen 
Dienftwege und in der vorgefchriebenen Form von fei- 
ner vorgeſetzten felbft verantwortlichen Behörde erhielt, 
und welche nicht unzweifelhaft ein Verbrechen anordnen, 
zur Strafe zu ziehen ift? Für die von gewichtigen 
Autoritäten unterftügte Bejahung diefer Frage wird 
angeführt, daß ein ähnliches Verhältniß wie zwiſchen 
dem Monarchen und den Miniftern fo zwifchen legtern 
und den ausführenden Organen flattfinde, indem wenn 
auch lestere in Strafe genommen zu werden fürchten 
muͤſſen, fie fich des Vollzuges der verfaflungswidrigen 
Befehle weigern und dadurch diefelben verhindern wers 
den. Man ftüßt fich ferner barauf, daß fich die Minifter 
in den durch einen Befehl von ihnen gegen alle Ver⸗ 
antwortung gedeckten Beamten ein für Die Sreiheit 
hoͤchſt gefährliches fichendes Heer bilden können. Endlid) 
will man, daß es ſchwuͤriger fey, hoch geftellte ald un⸗ 
tergeorbnete Beamte wuͤrklich zur Strafe zu dringen, 
daß aber die Wirkung der Verurtheilung auch im legs 
tern Salle bedeutend fey. Diefe Gründe reichen aber 
doch nicht aus. Zwar ift allerdings die auch ſchon 
aufgeftellte Anfiche 2) nicht zu billigen, daß der Minifter 
für Allee, was unter ihm gefchehe, wenigftend wege 
Connivirung und Mangels an Aufficht felbft belangt, und 
daß ſomit von der Auflage des Unterbeamten abgeftan- 
den werden koͤnne, indem gar Vieles ohne Wiffen und 





9) 3. 3. von Rotteck, in feinem umd Aretin’d 
Staatsrechte der conftitutionellen Monarchie, Bd. 1, 2, 
€. 215; Behr, Verfuch eined Grundriffes einer Ber: 
faſſung, $. 69, din deffen Bedärfnifen und Wuͤnſchen 
für Baiern. Stuttg., 1830.) 





Schwürigkeiten übrig, welche daraus entflehen koͤnnen, 
daß der Fuͤrſt feinen Vortheil oder feine Ehre Dabei bes 
theiligt erachten möchte, den wegen bed Gehorfams gegen 
feine Wünfche in Gefahr gelommenen Diener mit Anwen⸗ 
dung aller Mittel zu retten. Man darf fi nicht 
täufchen ; es werden wirklich folche Verfuche gemacht 
werden, und zwar gerade von fräftigen und mit ftarfer 
Ueberzeugung audgeräfteten Fuͤrſten. Die Vorkehrung 
fiherer Abwehrmansregeln in dieſem Puncte muß daher 
eine der Hauptaufgaben der Gefeßgebung ſeyn. Doc 
übertreibe man auch nicht die Gefahr. Nicht nur wers 
den die Fälle die Mehrzahl bilden, in welchen ein una 
enefchloffener, ſchwacher oder feiger Fuͤrſt den für ih 
fyuldig gewordenen Diener der firafenden Gerechtigkeit 
unvertheidigt überläßt, oder in welchen die Anklage den 
getäufchten Fürften von dem Unrechte zu welchem er vers 
führt werden follte, überzeugt; fondern ed wird audy 
da, wo ein Berfuh auf Schigung eines Schul⸗ 
digen gemacht wird, ſchwerlich für den Dritten fo viel 
und fo eifrig gewagt werden, wie zur Dertheidigung 


von England im J. 1341, dad Parliament verlangte, daß 
in jeder Sigung der König am sten Tage alle großen 
Aemter avi fi ziehen und nun jeder Winiftee Rechen⸗ 
{haft "geben foll: fo war dieß eine die Kindheit des confti- 
tutionellen Lebens bezeidyende Einrichtung. Entweder wäre 
fie eine bloße, übrigens immerhin flörende, Formalitaͤt; 
oder fie würde, wuͤrklich benutzt, jede Möglichkeit einer 
geordneten Verwaltung geradehin aufheben. Se nothwendig 
es ift, daß die einer Verlegung der Verfaſſung fchuldigen 
Großbeamten wuͤrklich zur Verantwortung gezogen werden 
tönnen ; fo wenig taugt ed, ausdruͤcklich und in kurz wie: 
berfehrender Seit zu einer Anklage gegen fie aufzufordern, 
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der eigenen Perſon. Bei der ndthigen Feſtigkeit uub 
Kraftenrwidlung won Seiten des in feinen Rechten 
verfeffungswidrig bedrohten Volkes wird immerhin, 
wenn auch mit Schwürigkeiten, der Richter beſtellt 
und Dad Urtheil gefprochen und vollzogen werden koͤn⸗ 
nen. Liegt aber die Möglichleit vor, die gegen 
die Verfaffung fehlenden Beamten zur Verantwortung 
zu bringen: dann kann über die Zweckmaͤßigkeit 
und ſelbſt Nothwendigkeit der Mansregel niche 
der mindefte Zweifel obwalten. Daß Beamte den ih⸗ 
nen anvertrauten Theil der Staatögewalt gar wohl 
zur Beeinträchtigung der Rechte der Bürger mißbrans 
chen konnen, ift eben fo.uubeftreitbar, als daß fir den 
Darunter Leidenden der Gedanke wenig Troft gewähren 
kann, nur von einem untergeorbneten und theilmeifen 
Inhaber der dffentlichen Gewalt verleßt zu feyn. Die 
Idee der Gerechtigkeit, die Heilighaltung des auf die 
Erhaltung der Verfaffung abgelegten Dienfteides und 
die prophylactiſche Klugheit fordern ebenmäßig Beſtra⸗ 
fung der Schuldigen; und eine Eräftige Strenge ift um 
fo richtiger angewendet, als der Grundſatz, daß ein 
verfafungswidrig handelnder Beamter vor die Gerichts⸗ 
fchranfen zu ftellen fey, fogar dazu dient, den Fuͤr⸗ 
ften felbft von Verlegungen der Grundgefeße abzu⸗ 
halten. Ju der Regel handelt naͤmlich das Staates 
oberhaupt nicht perfonlich, fondern es ertheilt nur feine 
Befehle, welche fodann von den dazu beftimmien Bes 
börden empfangen, weiter befaunt gemacht und end⸗ 
lich vollzogen werden. Nichts ift num leichter, als dies 
fen Geſchaͤftsgang zur rechtlichen Nothwendigkeit zu 
machen, und jeden die Staatdangelegenheiten betreffens 
den Befehl des Fürften für unverbindlich zu erklären, 
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fd Tange derfelbe nicht dem betreffenden hoͤchſten Be⸗ 
amten mitgetheilt, und nicht von diefem Durch Unter⸗ 
zeichnung zum eigenen gemacht und fomit auf die 
perfduliche Verantwortung übernommen ft ?). Auf 
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7) Dieſer Grundſah iſt in vielen conſtitutionelen Staaten 
ausdruͤcklich anerkannt, (wie denn freilich auch ohne den⸗ 
ſelben der gerichtliche Verfaſſungs:Schutz ganz nach Belie⸗ 
ben umgangen werben kann.) So namentlib in Fran 
reich, f. die Verfaſſung von 1791, Kit. II, Kap. 2, 
©ect. 4, Art. 4; und die verfchiedenen Geſetzesentwuͤrfe über 
Minifterverantwortlichleit von 1832, und 1834, Art, 15 
Holen, Verfaftungdurkunde von 1791, Art. 73 von’ 
1815, 9. 47 u. 68; Spanien, Verf. von 1819, Art. 
2355 Portugal, Verf; von 1828, Art. 1535 Schwes 
den, Verf. von 1808, $. 15 und 38 (menigftend wad 
das Armee: Commando betrifft); Belgien, Art. 645 
Baiern, Verfafungsurkunde von 1808 ; Lit. II, 9.13 
Bürttemberg, $. 51; Koͤnigreich Sachſen, $. 43; 
Meinungen, Verf. von 1829, Urt. 102. In den 
übrigen conftitutionellen Staaten ift wenigftend Die Con: 
trafignatur ald durchaus nothwendig vorgeſchrieben, voraus 
ſich daun als Folge die Unguͤltigkeit nicht unterzeichne⸗ 
ter fuͤrſtlicher Befehle allerdings von ſelbſt ergiebt,. Sp 
> B. in Norwegen, Hannover, Kurheſſen, 
Weimar, Hildburghaufen (1817), Sigmarin: 
gen. Die CTheoretifer haben ohmedem immer dieſe 
Forberung geftellte Manchen erfheint es ald eine große 
Schwuͤrigkeit bei diefem Grundfaße, daß es dem Fuͤrſten 
bei fireuger Feſthaltung deſſelben unmöglih werde, einen 
Befehl unmittelbar an eine untergeordnete Behoͤrde, muͤnd⸗ 
lih oder fchriftlich, zu erlaſſen. Nun aber möge dieß in 
vielen Fällen, 3. B. auf Reiſen des Fuͤrſtens, bei perſoͤn⸗ 
liher Beſichtigung von Staatdanftalten u. f. w., faum ver: 

“ meibbar, nuͤtzlich, oder wenigftend unvetfänglich feyn, und 





biefe Weife wird eine Reaction gegen einen vom Fürs 
fien ſelbſt ausgehenden ungejeglichen Plan vorbereitet, 
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jeden Falle (heine das Verbot mit der fürftlihen Wuͤrde 
unvereinbar. Es haben auch aus diefen Gründen zuwei⸗ 
len geſetzgehende Verfammlungen Anftand genommen, den 
Srundfup unbedingt zu genehmigen So bie aroßherzog⸗ 
ih heſſiſchen Stände; ſ. deren Verhandlungen vor 
1820, Mein diefe Einwendung tft wohl zu beantworten, 
Einmal may immethin zugegeben werden, Daß aus ber 
fraglichen Eintiotung ein gewiffer Grad von Beſchraͤnkung 
für den Fürften entfteht, ohne daß dieferhalb fchon dieſelbe 
für feblerhaft und unmöglich erklärt werden kann. Iſt 
denn nicht dad ganze conftirutionelle Gyftem auf geſetz⸗ 
liche Befchräntung des Uebermaaßes der fürftlihen Gewalt 
berechnet? Sodann aber ift die Beſchraͤnkung nicht eins 
mal fo groß, ald fie auf den erften Blick vielleicht erſcheint. 
Ein folher an einen Untergeordneten gerichteter unmittele 
barer Befehl ift allerdings formell unverbindlich für ben, 
an welden et ergeht, und ed Bann fich diefer nie und 
nirgends auf benfelben zu feiner Rechtfertigung berufen, 
Allein wenn berfelbe ihn dennoch vollziehen will, fe kann 
er ed auf feine Verantwortung bin thun, gerade wie 
wenn er ohne Äußere Veranlaffung biefe Maaßregel bes 
ſchloſſen hätte, Nun ift aber einleuchtend, daß dieſes Opfer 
einer perſoͤnlichen Werantwortlichkeit immer gebracht wer: 
den wird, wenn es fich nur irgend mit ber Pflicht und der 
Sicherheit ded Beamten verträgt, Es wird folglich der 
Fürft nur in zmwei Fällen eine Weigerung erfahren. Cins 
mal, wenn ein Untergeotdiieter abgeneigt ift, dem unmits 
telbae erhaltenen Befehle zu gehotchen, fo lange er nicht 
auf dem gewöhnlihen Dienftwege gegeben und von einem 
verantwortlichen Miniftes contraflgnirt ſey. Dieb wird aber 
ſicher immer nur ba ſich ereignen, wo der Fuͤrſt dem uns 
folsfamen Diener danken muß, durch ihn von einer offen: 
4 


— 50 — 


ehe derſelbe noch irgend Nachtheile zufuͤgen kann, und 
nur die wenigen Faͤlle, in welchen der Fuͤrſt perfbus 
lich und unmittelbar den Angriff auf die Verfaffung 
machen kann, bleiben bei diefer Einrichtung ohne Vor⸗ 
forge ?). Und zwar gefchieht dieß nicht nur ohne fon- 





beren lingefeglichfeit oder Unzwedmäßigeit abgehalten wor: 
den zu fepn. Zweitens aber, wenn die Viinifter dem 
Fuͤrſten Xorftellungen gegen die Ertheilung folder unmit- 
telbarer Befehle machen, bei welden fie, die regelmäßigen 
Vorgeſetzten, umgangen und über Veränderungen in dem 
ihnen untergeordneten Geſchaͤftskreiſe nicht einmal gehört 
wurden. Und binfichtlich dieſes letzteren Hinderniffes hangt 
es noch ſehr von der gegenfeitigen Perfönlichfeit und von 
der allgemeinen politifhen Stellung der Minifter ab, welche 
Wuͤrkung es fir den Fuͤrſten hat. 

8.) Der wuͤrde fih ſehr taͤuſchen, welder mwähnte, daß 
burh eine firenge Minifter - Verantwortligteit jeder 
vom gKürften ausgehende Angriff auf die Merfaffung ab: 
gewendet werden könne. Dieß tft nur fo weit der Fall 
ale die Unordnung eines Unternehmens auf officielle 
Meife betrieben werden muß. Allein wenn der Fuͤrſt mit 
Umgebung feıner amtlichen erften Gehuͤlfen perfönlich oder 
dur Privatdiener ein gegen die Verfaſſung gerichtetes 
Unternehmen vorbereitet, 5. B. mit einem frenıden Etaate 
gegen ihre DBefteben oder ibre Sntegrität Mergbredun: 
gen trifft, oder mit einer im Lande befindlihen maͤch⸗ 
tigen Parthei heimlike Unterhandlungen zum Umiturz 
bes beftehenden Grundgeſetzes anknuͤpft: fo wäre es einer 
Seite unmöglih die Nerfaffungs: Verlegung (oder den 
Verſuch zu einer ſolchen) zu verkennen, auf der andern 
Seite aber mehr ald ungerecht und widerfinnig deßhalb 
die Minifter in Antlageftand zu verfeßen. Gerade der 
Umftand, daß diefe Umtriebe hinter ihrem Ruͤcken vorge: 
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flige Nachrheile, fondern fogar begleitet von manchfa⸗ 
dem weitern Nußen, Der Gerechtigkeit kann faft 
immer ein Schuldiger oder Mitſchuldiger zur Suͤhne 
des verlesten Geſetzes und zum warnenden Beifpiele 
zugewiefen werden. Die Beamten - erhalten eine ‚bes 
ftimmte Laudmarke für die einzuhaltende Richtung und 
eine haltbare Entfchuldigung bei ungefeglichen Zus 
muthungen. Das Staatsoberhaupt felbit wird: durch 
größere Ruhe und Sicherheit für die ihm indirect zus 
gehende Beichränfung entichädigt; durch das unbes 
fhränfte Recht der Entlaffung der hoͤchſten Beamten 
aber kann er vor einer Bevormundung durch diefelben 
bewahrt werden, — Die Beantwortung der Frage, 0b 
fi) die Verantwortlichkeit auf alle Diener des Etaates 
erſtrecke, ergiebt fi) aus dem Zwecke der Anftalt von 
ſelbſt. Wenn es uͤberhaupt nothwendig ift, alle Diejes 
nigen, welchen ein Theil der Öffentlichen Gewalt anz 
vertraut iſt, auch mit befonderer Sorgfalt binfichtlich 
des möglichen Mißbrauches derfelben zu beauffichtigen, 
fo ift es unzweifelhaft, daß nicht nur die dem Fürs 
ſten naͤchſt ſtehenden Rathgeber, die Miniſter, für 
ſolche verfaſſungswidrige Handlungen, welche von ih⸗ 
nen unmittelbar und ohne Veranlaſſung des Fuͤrſten 
begangen wuͤrden, zur Strafe gezogen werden muͤſſen, 
fondern auch, daß die ſaͤmmtlichen übrigen Beamten 
diefer Gerichtödarkeit nicht entzogen werben duͤrfen. 





nommen werden mußten, beweißt, wie Wenig fie auch nut 
die Geſinnung theilen, Hier bleibt nichts uͤbrig, als, je 
nach der Beichaffenbeit bed Falles, das Uebel zu tragen, 
ober eine thatfächliche Entfagung auf den blos verfaffungd: 
mäßigen Thron anzunehmen und danach zu handeln, 

4 & 
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Die Gerechtigkeit der Jetztern Beſtimmung kann nicht 
dem mindeften Zweifel unterliegen, da jeder Staats⸗ 
Diener, fey fein Auftrag welcher er wolle, immer die 
Pflicht haben muß, die Verfaflung ded Staates zu 
achten. Es Fann aber auch die Zweckmaͤßigkeit einer 
fo weit ausgedehnten Verautwortlichkeit nicht in Abrede 
geftellt werden, theils weil mittelft vieler Kleiner Ver⸗ 
legungen dad Gefeß eben fo ficher über den Haufen 
geworfen wird, al& durch große Angriffe, namentlich 
aber, weil fonft die Verantwortung der oberften Bes 
amten leicht verftedt und umgangen werden Tann. 
Der Umftand, daß untergeordnete Beamte weit feltener 
in der Lage feyn werden, eine Verfaſſungswidrigkeit 
aus eigenem Antriebe zu begehen, namentlich weil die 
geringere ihrer Verfügung auvertraute Gewalt fie 
bei der wenigen Wahrfcheinlichkeit des Gelingens ſchon 
von felbft abhalten wird, if® natürlich für die Fälle, ix 
welchen dennoch eine verbotene Handlung diefer Art 
begangen wird, Feine Einrede, Iſt ed doch nicht um 
häufige Anklagen und Strafen, fondern nur um die 
Möglichkeit die ndthigen anzuftellen zu thun. Würde 
man fich aber, wiewohl mit ganz übel angebradhter 
Scheu vor dem Lächerlidyen, an der Verantwortlichkeit 
ganz untergeordneter Diener ftoßen, fo ift nichts leich- 
ter als eine Gränzlinie zu ziehen, unter welche heruns 
ter diefer eigenthämiiche Verfaffungsfchuß nicht wuͤr⸗ 
Een, fondern wo die Thätigkeit der gewöhnlichen Ge: 
richte wieder beginnen foll, weil der Beamte nur einen 
fo Kleinen Antheil an der Geſellſchaftsgewalt befißt, 
daß er dem einfachen Bürger gleichgeftellt werden 
mag. Die einzige ſchwuͤrige Frage kann hier nur die 
fenn, ob der untergeordnete Beamte aud) wegen ſolcher 
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verfaſſungswidriger Befehle, welche er im ordentlichen 
Dienſtwege und in der vorgeſchriebenen Form von ſei⸗ 
ner vorgeſetzten ſelbſt verantwortlichen Behoͤrde erhielt, 
und welche nicht unzweifelhaft ein Verbrechen anordnen, 
zur Strafe zu ziehen ift? Für die von gewichtigen 
Autoritäten unterftägte Bejahung diefer Frage wird 
angeführt, daß ein ähnliches Verhältniß wie zwifchen 
dem Monarchen und den Miniftern fo zwifchen leßtern 
und den ausführenden Organen flattfinde, indem wenn 
auch lestere in Strafe genommen zu werden fürchten 
muͤſſen, fie fich des Vollzuges der verfaflungswidrigen 
Befehle weigern und dadurch diefelben verhindern wers 
den. Man ftdgt fich ferner darauf, daß fich die Minifter 
in den durch einen Befehl von ihnen gegen alle Ber: 
antwortung gedeckten Beamten ein für Die Freiheit 
hoͤchſt gefährliches ftehendes Heer bilden Fonnen. Endlich 
will man, daß es fchwilriger fey, hoc) geftellte als un⸗ 
tergeorbnete Beamte wärflich zur Strafe zu bringen, 
daß aber die Wirkung der Verurtheilung auch im legs 
tern Falle bedeutend fey. Diefe Gründe reichen aber 
doch nicht aus. Zwar ift allerdings die auch ſchon 
aufgeftellte Anſicht ?) nicht zu billigen, daß der Minifter 
für Alles, was unter ihm geſchehe, wenigftend wege 
Eonnivirung und Mangels an Aufficht felbit belangt, und 
daß fomit von der Unflage des Unterbeamten abgeftan- 
den werden Tonne, indem gar Vieles ohne Wien und 





9) 3. B. von Motte, in feinem umd Aretin’d 
Staatsrechte der conftitutionellen Monarchie, Bd. II, 2, 
S. 215; Behr, Verſuch eined Grundriffed einer Ver: 
faſſung, $. 69, tin deffen Bedärfniffen und Wuͤnſchen 
für Baiern. Stuttg., 1830.) 
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Willendes Minifterd gefchehen Tann und täglich gefchicht. 
Da ihn aber für dergleichen Berfaffuugsverlegungen 
nur die höchfte Ungerechtigkeit verantwortlich machen 
konnte, fp würden fie thatſaͤchlich ganz ftraflos blei- 
bon, was im Intereſſe des Rechtes der Bürger fehr 
zu beflagen wäre. Allein dennoch muß die Verant⸗ 
wortlicykeig der Beamten in dem angenommenen Galle 
verworfen werden. Vorerſt ift die Gleichftellung des 
unverantwortlichen Fürften und ded verantwortlichen 
Minifterd ganz unzuläßig. Da Lebterer felbft mit 
Strafe belegt werden Fann, fo ift ed nichr nöthig, ihn 
durch Bedrohung feiner Untergeordneten von Berfaffungds 
verlegungen abzuhalten. Die einflußreihe Stellung 
eines Großbeamten aber erfordert nur eine Beftellung 
foldyer Kläger und folcher Richter, welche fich vor ihrer 
Pflicht nicht ſcheuen, keineswegs aber eine Ucherges 
bung des eigentlich Schuldigen, um fich an ein bloße 
Werkzeug zu halten. Eodann ift die Bildung eines 
bie Gewaltherrſchaft blind beguͤnſtigenden Beamten⸗ 
ſtandes nur da zu fürchten, wo die Beanten unbe⸗ 
dingt abiegbar find. In folden Staaten, welche 
auch dem untergevrdneren Etaatödiener ein nur durch 
"eigene Schuld verwuͤrkbares Recht auf fein Amt einräus 
men, bilder ſich Fein foldyer Erlävengeift, welcher die 
ſaͤnmtlichen untern Dienftftellen zu eben fo’ viel Stuͤtz⸗ 
puncten der verfaſſungswidrigen Herrſchaft machte. 
Nicht nur wird hier der Untergeordnete gegen einen ihm 
gefegwidrig fcheinenden Befehl eruſtliche Vorſtellungen 
machen und dadurch ihn ſchon häufig hintertreiben, 
fondern aud), durch Wiederholung des Auftrages zum 
Gehorfam gendthigt, wird er wenigſtens das Irgend 
Mindefte thun. Da aber eine ſolche Stellung der 





antergeordeten Beamten mit einer unbedingten Verant⸗ 
wortlichkeit unvereinbar ift, fo ergiebt fidy hieraus, ein 
höchit bedeutender pofitiver Grund gegen dieſelbe. Es 
fällt nämlicdy in die Augen, daß diefelbe nur mit. ei: 
ner eben fo unbedingten Entlaßbarkeit derfelben, wie 
die der Minifter gegenüber von dem Fuͤrſten feyn muß, 
beftehen kann. Widrigenfalls wurde die Negirung 
völlig gelähmt feyn und in jedem Augenblide völlige 
Anarchie in ihr ausbrechen Fonnen. Welche Regirung 
koͤnnte beftehen, wenn alle Beamten bid auf die untern 
Dienitarade herunter den Gehorfam bei jeder ihnen be⸗ 
liebigen Gelegeuheit vermeigern koͤnnten, unter Dem 
Vorwande, daß ihre Derantwortlichkeit ed ihnen zur 
Pflihe und zum Rechte mache, wenn alfo mit dem 
Mangel an Einfiht, der ZTrägheit oder dem böfen 
Willen derfelben erft ein langer, entweder mit gerichts 
licher Entlaffung oder mir Nachgeben von ihrer Seite 
zu beendigender Kampf geführt werden müßte? Eine 
folche unbedingte Entlaßbarkeit der Beamten aber iſt 
ein Fluch fuͤr ein Laud. Es ſind ſomit uͤberwiegende 
Gruͤnde der Billigkeit und der Staatsklugheit vorhan⸗ 
den, die untergeordneten Beamten in ſolchen Fällen, 
wo fie nicht felbftftändig gegen die Verfaflung gehau⸗ 
delt haben, nicht zur Verantwortung und Strafe zu 
ziehen, fondern die Verantwortlichkeit der blos von 
ihnen vollzogenen höhern Befehle lediglich auf die Be⸗ 
fehlenden zu wälzen *°) Was aber die beiden oben 





10) Im Wefentliben ganz mit ber bier entwidelten Anficht 
über die Verantwortlichfeit der untergeordneten Beamten 
ſtimmt überein: Pages, de la rerpons. minist., €. 78 fg; 
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angedeuteten Mobificatipnen dieſes Satzes betrifft, fo 
iſt die erfte, nämlich das Verlangen, daß ein folcher- 





(Buddeus,) die Minifterverantwortticleit, S. sp fg. 
Die Zahl Derjenigen, welche eine unbebingte, fomit einen 
formel richtigen böhern Befehl nicht beachtende Verant⸗ 
wortlichkeit derfelben verlangen, ift freilich weit bedeutender. 
Hierher gehörte 3. B. ſchon Mirabeau (Choix des rap- 
ports, T. 1, ©, 236.) Außerdem fehe man noch; B. Eon: 
ſtant (fowohl in feiner Esquisse d'une constitution, als 
namentlich in der Echrift sur Ja responsabilite des ministres); 
Eckendahl, Gtaatslehre, Bd, I, S. 170 fg.; Bobuns 
gen, Unterfuhungen über den Entw. e, Staatsgrundgeſetzes 
für Haunover, Braunſchw, 1832, ©. 70, fg.; Mur hard, 
Grundzuͤge des Staatsrechts des Kurfuͤrſtenthum Heſſen, 
Bd. II, S. 184 fg, Brewern, dad Verhaͤltniß der Staats⸗ 
verwaltungsbeamten im Staate. Lpz. u. Riga, 1835, ©, 
215 fg. — Bon den pofitiven Geſetzgebungen ordnet die von 
England, Nord: Amerika und Kurbeffen diefe 
unbedingte Werantwortlichfeit der Unterbeamten an, (wo 
aber hinſichtlich der beiden erfteren theild die fehr große 
Gelbftftändigkeit der untern Organe der Staategewalt, theils 
bie Beforgung ber Geſchaͤfte durch unbezahlte Freiwillige 
wobl im Auge zu behalten ift 5) in Wirttemberg das 
gegen, Großherzogthum HSeffen, Hannover, Sig 
maringen ift ausdriidlie ausgeſprochen, daß bie Unter: 
beamten fir eine ſelbſtſtaͤndig begangene Verfaſſungsverlehung 
verantwortlid feyen, nicht aber für eine von höherer Bes 
hörde angeordnete, namentlich nicht, wenn fie gegen bie- 
felben Rorftelungen machten, eine Abaͤnderung aber nicht 
erzielen konnten. Mebr ald zweifelhaft ift, ob die fran- 
zoͤſiſche Gefeßgebung die rechte Loͤſung der Frage fand, 
Waͤhrend nämlih nah ber big igt noch geltenden Xor: 
ſchrift ein untergeorbneter Beamter vor der Pairskammer 
ger nicht, vor den gewöhnlichen Gerichten aber nur mit 





entfchuldigender Befehl im ordentlichen Dienſtwege und 
fomit namentlich von einer gefeglich beſtellten Oberbehoͤrde 
ergangen feyn muͤſſe, ftrenge genommen nur eine ges 
nauere Beftimmung ded Begriffes der Selbſtſtaͤndigkeit, 
indem ein jchon in der Form ungefeglicher Befehl nicht 
verbinden kann, und fomit feine Vollziehung als freis 
willige und felbftftändige Handlung zu betrachten: if, 
Die andere genauere Beſtimmung aber, nämlich daß 
der Befehl Bein offenbares, auch nachdem gewöhnlichen 
Geſetze als folches anerkanntes Verbrechen anordnen 
dürfe, ift nnr die befondere Erinnerung an einen allges 
meinen Rechtöfaß, indem darüber fein Zweifel feyn Fann, 
- daß Niemand fchuldig ift oder die Erlaubniß hat, eine 
vom Etaate ausdruͤcklich unterfagte Rechtöverlegung auf 
Befehl eines, natürlich Hierzu nicht berechtigten, Vor⸗ 
gefegten zu begehn * ). 
@in_dritter Gegenftand der Unterfuchung ift, ob die 
Mirglieder der volksvertretenden Vers 





der ſchwer zu erlangenden Erlaubniß des Gtantsrathes 
angeflagt werben konnte, fchlagen die neuen Geſetzesentwuͤrfe 
vor, daß er vor die gewöhnlichen Gerichte wegen jeder 
rechtswidrigen Handlung geftellt werden könne, falls nicht 
der betreffende Minifter ſich felbit ausdrüdlich für verant⸗ 
wortlich erfläre, worauf denn beide zufammen vor die Paird: 
fammer zu ftellen feven. Hier entſcheidet alfo nicht der ob: 
jective Stand ber Dinge, fondern der fubjective Grad der 
Ehrenhaftigkeit und des Muthes des Minifterd die Frage ! 
11) Dieß iſt fo unzweifelhaft, daß felbft Militaͤrgeſetze es 
als einen erlaubten Kal von Ungehorfam gegen einen Dienft- 
befehl erklären, wenn der Dorgefegte ein offenbares Der: 
brechen anordne. S. die Württenbergifche allgemeine Kriege: . 
dienft: Ordnung, (Stuttg., 1824 fg.,) Bd. I, $. 59. 
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ſammlung zur Verantwortuug zu ziehen find? Auf 
der einen Seite freilid mag mit Ueberzeugung die 
Mothwendigkeit dargethan werden, daß die Volksver⸗ 
treter miffen ohne Gefahr und ohne Schen ihre Ans 
fichten dußern, und einen Antrag auf die ihnen noͤthig 
fcheinenden Mansregeln machen koͤnnen. Wenn unter 
dem Vorwande einer Kränkung der verfaffungsmäßigen 
fürftlichen Rechte , der die begangenen Mißbräuche und 
Derfaflungsverlegungen muthig aufdedende und zur 
Bewahrung gegen Filnftige Wiederholung auffordernde 
Vollövertreter in jedem Augenblidde vor Gericht ges 
ſchleppt werden Fann, fo ift die Erfüllung diefer wich- 
tigen Pflichten mit foldyen Unannehmlicykeiten, wo nicht 
Gefahren, umgeben, daß diefelbe nicht felten daruater 
Noth leiden dürfte. Weberdieß tritt die tharfächliche und 
rechtliche Schwuͤrigkeit eine moralifche Perfon für ihre 
Beſchluͤſſe verantwortli zu machen hier entgegen. 
Auf der andern Eeite ift dagegen aber auch unums 
wunden anzuerkennen, daß der Auftrag, die verfafs 
fungsmäßigen Rechte des Volkes zu vertheidigen „ kei⸗ 
neswegs die Befugniß in fich begreift , Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Fuͤrſten anzugreifen. Es ift fers 
ner nicht in Abrede zu ftellen , daß von einer Staͤnde⸗ 
Verfammlung die geführlichften Unternehmungen gegen 
: den beftehenden gefeglichen Zuftand der Dinge verfucht 
werden koͤnuen. Noͤthigen Falles ift die Geſchichte da, 
um den Beweis hiervon zu liefern. Der Umftand, 
Daß Feine organifirte Gewalt dem Volksvertreter zur 
unmittelbaren Verfügung fteht, ändert in fo ferne nichts 
an der Gefahr, als eines Theiles die negativen der 
Berfammlung zuftehenden Rechte ſchon in vielen Faͤl⸗ 
fen vbllig ausreichen um. die Rechte der Regirung zu 
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paralyſiren und den Staat in gänzliche Unorduung zu 
Rürzen, anderen Theiles aber die durch aufwiegleriiche 
Neden und Schritte der Volkövertreter verhegte Meuge 
gar wohl in ihrer unorganifchen Gewalt jeden geſetzli⸗ 
chen Widerftand vor fich niederwerfen kann. Endlich 
ift daran zu erinnern, Daß der Mangel an einer legas 
len Abhuͤlfe gerechter Klagen fehr leicht zu einer Eelbfts 
vertheidigung treibt , welche das richtige Maas übers 
fchreiter,, und um fo gefährlicher ift, wenn der Ges 
zeizte, wie bier, bedeutende Macht befikt. 
Seden Zalld har man hier nur die fchwirige Wahl 
unter zwei Uebeln, und Feiner Eutfcheidung wird es 
gelingen, ſich al& ganz tadellos darzuftellen. Da nun 
jedoch durch eine zweckmaͤßige Beſtimmung und Zus 
fammenfegung des Gerichte die Gefahr einer unges 
rechten Berurtbeilung eined Volksvertreters, und das 
mir auch die Wahrfcheinlichfeit der Auftellung einer 
Klage fehr vermindert werden Fann; und da die Mes 
girung dod) auch alle Urfache hat, die Verfammlung 
der Volksvertreter nicht muthwillig und ungerecht an⸗ 
zugreifen, indem eine entfchiedene feindfelige Gefins 
nung derfelben auch filr fie Keine ſuͤßen Früchte tragen 
Tann: fo find doch wohl die Gründe fir die conftitus 
tionelle Verantwortlichkeit der Volksvertreter die übers 
wiegenden. Man hat fi) fomit dafür zu entfcheis 
den, daß .audy der Fuͤrſt wegen der auf feine verfafs 
fangömäßigen Rechte von denfelben gemachten Angriffe 
eine Klage bei dem zum Schutze ded Grundgefeges 
beftimmten Gerichte uͤbergeben dürfe. Iſt man aber 
über den Grundfag im Neinen, fo ergiebt ſich von 
ſelbſt, daß die Volkovertreter nicht blos wegen foldher 
ungefelicher Handlungen belaugt werben koͤnnen, welche 
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ſchon der Form wegen verfaſſungswidrig find, z. B. 
Antheil an einer illegal zuſammengetretenen Verſamm⸗ 
lung, Fortſetzung der Berathungen und Beſchlußnah⸗ 
men nach verkuͤndigter Aufloſſung u. ſ. w., ſondern auch 
wegen der in der Form untadelhafter allein materiell 
verfaffungswidriger Handlungen, 3. B. ftrafbaren Ans 
trägen in der gefeglich einberufenen Berfamnilung. 
Und Faum der Bemerkung bedarf ed, daß die Mit: 
glieder jeder Abrheilung der Volkövertreter gleichmäf- 
fig diefer Gerichtöbarkeit unterworfen find; daß auch 
die Mitglieder beftändiger Ausſchuͤſſe aus der größeren 
Berfammlung, wenn bergleihen vom Grundgefeße 
während der Trennung der leßtern angeordnet find, 
ebenfald zur Verantwortung gezogen werden koͤn⸗ 
nen; und daß ein privilegirter Gerichtöftand , wels 
her fonft dem Einen oder dem Andern zuftehen 
möchte, gegen diefes Verfaflungs » Gericht zuruͤckſtehen 
muß. Dad privilegirte Forum der Sache geht immer 
dem der Perfon vor **). 


13) Brgl. Scheurlen, der Staatsgerichtshof im Koͤnigr. Würt: 
temberg, S.6; Behr, Syſtem der angewandten Staate- 
lehre, Bd. 1, S. 215 fg. A, M. it Notted, Staats: 
recht der conftit. Monarcie, Bd. 11,2, ©. 216, fg.; Zach a⸗ 
ziä, vierzig Bücher, Bd. II, ©. 293 und 3155 Cifelen, 
Staatswiſſenſchaft. Bredi., 1828, ©. 107. Es bedarf nicht 
erſt eines Beweiſes, daß bie von diefen Schriftftellern als 
einen Erſatz des Unflagrechtes betrachtete Befugniß des 
Fürften die Ständeverfammlung aufzulöfen durchaus nicht 
genigt. Einmal wird dieſes Mecht nicht ausgeuͤbt, wenn 
nur Ginzelne fich gegen die Rechte des Fürften vergangen 
haben; Die geringere Zahl der Theilnahme an einem Ver: 
gehn iſt aber kein Srund zu einer Straflofigkeit. Sodann 
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4. Won der Minifter - Verantwortlidkeit im 
Befoundern 


Von diefen verfchiedenen möglichen Fällen einer 
gerichtlichen Verantwortlichkeit bei Verfaffungsverleguns 
gen ift nun offenbar weitaus der wichtigfte die Sichers 
ftelung der Volksrechte gegen pflichtwidriges Bes 
nehmen der Minifter, d. h. der unmittelbar unter 
dem Fürften ſtehenden, das nothwendige Organ feiner 
Regirungshandlungen bildenden, je einem Haupt⸗ 
verwaltuugszweige vorgefegten Beamten. Iſt ed auch 
nicht zu billigen , daß in der Regel Theorie und Aus⸗ 
Übung ded Staatörechtd und der Politik die Übrigen 
Arten ded gerichtlichen. Schutzes der Verfaſſung gar 
nicht beachten , Daß fomir weder von der Verantworts 
lichkeit der untergeordneten Beamten wegen der Ders 
legung verfaffungsmäßiger Volksrechte, noch von ben 
Anklagen gegen die ein wefentliches Recht des conftis 
tutionellen Fuͤrſten antaftenden Volksvertreter, noch endz 


ift überhaupt eine Auflöfung keine Strafe; ein Verbrechen 
fordert aber eine folhe. Endlich ift diefelbe nur eine ſehr 
ſchwache Hülfe gegen Verfaffungsverleßungen, indem vielleicht 
die ftrafbarften Mitglieder einer Wiedererwählung ficher ſeyn 
tönnen, und fie fomit Durch die Drohung einer Aufloͤſung 
fid von nichts abhalten zu laffen brauchen. — Unter den 
verfchiedenen pofitiven Verfaſſungen fchließen nicht nur bie 
englifchen und die nordamerikaniſchen Geſetze bie Volksver⸗ 
treter keineswegs von einer empeachment aus; fondern 
auch die wÄärttembergifhe V. U, erllärt in 6. 199 
die Ständemitglieder unbedingt für verantwortlich wegen 
Verfaffungsverjegungen, 
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lich von den Maasregeln, welche der Fuͤrſt wegen Vers 
letzung feiner Rechte gegen die eigenen Räche nehmen zu 
muͤſſen, allenfalls in die Lage fommen kann , irgend die 
Rede zu feyn pflege: fo ift doch nicht zu läugnen, daß 
der beabfichtigte Zweck, naͤmlich die Bewahrung der 
Verfaffung , durch: eine - fireng= gerechte Handhabung 
ber Minifter » Veranrwortlichleit wirklich in weiterm 
Umfange erreicht wird. Und zwar ift dieß aus den 
bereitö angedeuteten Gründen nicht nur da der Fall, 
wo eine PVerfaffungs Verlegung aus dem eigenen 
Antriebe eines folchen hohen Beamten hervorgehen 
würde , fondern felbft auch, wenn der F uͤrſt perſon⸗ 
lich feine Pflichten pofitiv oder negativ zu verlegen 
geneigt wäre. Je größere äußere Feſtigkeit und ins 
nere Kraft das conftitutionele Syſtem in einem Lande 
gewonnen hat, je mehr alfo die jeweiligen Miuifter 
der potenzirte Ausdrud der beftehenden politifchen 
Verhaͤltniſſe find, defto mehr Wirkung für das 
Ganze muß auch eine ſolche ernfte Eontrole der Minis 
fteriellen wuͤrkenden und Hindernden Thaͤtigkeit has 
ben ’) 





1) Wenn anders bie ganze bisitzige Darftellung, und nas 
"mentlih die Nachweiſung ded Zuſammenhanges der Mi: 
nifterverantwortlichleit mit. dem ganzen conftitutionellen 
Epfteme richtig ift, fo folgt daraus von felbft die Unbalt: 
barteit der von Buddeus, Minifterverantwortlichkeit, ©. 
18 fg. entwidelten Theſis, daß nämli nur bie unter 
der Mitwirkung eined Miniftere vorgenommenen Mes 
girungshandlungen oder Unterlaffungen ed Monarchen 
Gegenſtand dieſer befonderen Urt von Verantwortlichkeit 
fepen,, alle vom Minifter feibftftändig vorgenommenen Vers 
faffungsverlegungen aber nur unter feiner allgemeinen Beam: 
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Und es befchränft fich die Wichtigkeit diefer Eins 
richtung nicht einmal auf die unmittelbare und zundchft 
beabfichtigte Folge ihres Dafeyns , vielmehr erhoͤht ſich 
ihre Bedeutung für das conſtitutionelle Syſtem noch 
dadurh um ein Großes, daß fi als nothwendige 
Folge für den Fürften die unbedingte Entlaßbarkeit der 
Minifter, für diefe aber unbedingtes Recht augenblick⸗ 
liche Entlaffung zu fordern ergiebr. — Es ift uͤberfluͤſſig, 
die fchon fo oft und fo überzeugend nachgewiefenen 
fhlimmen Folgen einer unbedingten Entlaßbarkeit der 
Berwaltungs =: Beamten bier noch einmal darzuthun. 
Die Eurfittlichung des ganzen Standes; die Verhin⸗ 
derung einer gründlichen und ausfchließenden Vorbe⸗ 
reitung für den Öffentlichen Dienft; der unbefchränfte, 
fo leicht politifh und in andern Richtungen zu mißs 
brauchende, Einfluß der Regirung auf die zahlreichen 
Beamten und felbft auf ihre Familen; die aus all 
diefem folgende Herabfegung in den Augen der Buͤr⸗ 
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ten⸗Verantwortiichkeit ſtehen. Allerdings iſt der Fuͤrſt 
rerſonlich nicht verantwortlich, und allerdings muß der 
Miniſter diejenigen gegen die Verfaſſung anſtoßenden 
Regenten-Handlungen deſſelben, welche er durch feine 
Theilnahme unterſtuͤzte und formell moͤglich machte, ver⸗ 
treten; allein nicht blos dieſe Handlungen vertritt er, 
fondern auch alle andern, in welchen er mit Mißbrauch 
der Resirungd: Gewalt den Rechten der Bürger zu nabe 
tritt. Sind letztere nicht etwa auch Verfaffungs: Verlegüns 
gen? Sind fie unmöglicher oder feltener ald bie erfteren? 
Treffen fie die Verledten weniger? In ber Sache ſelbſt 
iſt fein Unterfchied; fomit mache auch bie Lehre keinen. Die 
Beftimmungen aller Verfaſſungs- Urkunden find ohne dem 
gegen eine ſolche grund: und zwecloſe Beſchraͤnkung. 
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ger, kurz die ſchreiendſten Nachtheile liegen ſo klar 
vor, daß ein Zweifel gar nicht ſtatt findet. Wuͤrde 
es noch eines Beweiſes beduͤrfen, ſo wuͤrde ihn der 
Zuſtand Frankreichs liefern, und ſelbſt auch in der 
juͤngſten Zeit das Beiſpiel der Vereinigten Staaten von 
Nordamerika 2). Daher denn auch die ſaͤmmtlichen 
deutſchen Geſetzgebungen, namentlich auch alle neuen 
Verfaffungs:Urkunden, die Entlaſſung der Verwaltungs⸗ 
Beamten auf die Fälle von bewiefener Schuld oder 
Unfähigkeit befchräuft haben. Es mag nun zweifel⸗ 
bafter feyn, ob die Grundfäge auch bei Miniftern 
uneingefchränfte Anwendung erleiden koͤnuten, indem 
bier die Nothwendigkeit theild eines bedeutenden, zum 
Voraus nicht mit Gewißheit zu fchägenden Talentes, 
theils einer nicht blos Außerlich erzwungenen, fondern 
auch innerlidyen und freiwilligen Weberfiimmung mit dem 
beftehenden Regirungs = Spfteme allerdings die Möge 
lichkeit eines Wechſels auch ohne juriftifch beweisbare 
Schuld des Beamten zu fordern fcheint. Allein jeden 
Falles wären auch hier noch nähere Beftimmungen und 
Begränzungen des Entlaffungsrechtes möglih, 3 B. 
daß fie nach einer gewiffen Probezeit niche mehr ſtatt 
finden dürfe, oder nicht wegen einer von den fÄmmtlichen 
Amtögenoffen oder vom Staatsrathe einftimmig gebils 
ligten Handlung , u. ſ. w. Allein alle diefe Bedenken 
find völlig überfläffig in einem conftitutionellem Staa⸗ 
te, deſſen Minifter durch ihre Mitunterzeichnung die 





3) S. über den fchändlihen und immer fteigenden Mißbrauch, 

welcher mit dem dem Präfidenten zuftehenden Entlaſſungs⸗ 
zechte getrieben wird , ſ. Story, Commentaries, U». II, 
S. 388 fg. 
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Berantwortung ber fürftlichen Befehle zu übernehmen 
haben. Hier ift Har, daß die fürftlide Gewalt der 
That nad) gänzlich aufgehoben würde durch die Ges 
walt der Minifter, weun. diefe unter dem Vorwande 
ihrer perfönlihen Derantwortlichfeit alle Anordnun⸗ 
gen des Staatdoberhauptes nad) Belieben hindern oder 
ind Leben treten laſſen Fönnten. Don allen Regirungss 
zechten bliebe dem Fürften nur noch das, fich im Falle 
der Erledigung einer Stelle einen neuen Herrn ernens 
nen zu dürfen, und felbft diefes traurige Recht würde 
ihm durch ein enge gefchloffenes Buͤndniß der übrigen 
Minifter fehr erfchwert wo nicht mittelbar ganz ents 
zogen werden Ehnnen. Außerdem aber wäre gar nicht 
abzufehen, wie die Regirung überhaupt nur gehen 
koͤnnte, wenn dieſe unentlaßbaren Minifter im ents 
fhiedenften MWiderftreite mit den von der Mehrheit 
des Volkes gebilligten Ständen, oder unter fih in 
unverföhnlicher Meinungsverfchiedenheit wären. Aus 
allen diefen Gründen ift die unbedingte und in jedem 
Augenblide vollziehbare Entlaßbarkeit der Minifter durch 
den Fürften unumgänglich nothwendig. Allein wird 
nicht durch dieſelbe der ganze Zwed der Mansregel 
für den unverantwortlichen Sürften die Miuiſter vers 
antwortlich zu machen, nämlich. die indirecte Verhins 
Derung bderfelben an Verfaſſungswidrigkeiten, wies 
der vernichtet, indem die in jedem Augenblide in 
ihrer ganzen bürgerlichen Stellung und vielleicht in 
ihrer wirtbfchaftlichen Eriftenz bedrohten Minifter fich 
lieber zu blinden Werkzeugen feiner Willtühr trog der 
entfernten und blos möglichen gerichtlichen Strafe 
noch hergeben, al& der gewiflen und augenblidlichen 
Entlaffung im Falle eines Widerfiandes auöfegen ? 
5 
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Die wäre, da namentlich in Fleineren Staaten Feiz 
neswegs immer nur reiche Männer für die Miniſter⸗ 
Stellen gefunden werden koͤnnen, (wenn man je eine 
folhe gegen das arme Talent unbillige und für das 
allgemeine Beſte höchft nachtheilige Geld = Ariftofratie 
gründen wollte,) allerdings in hohem Grade zu befors 
gen, falls man die Minifter ohne weitere Fuͤrſorge 
der Entlaffung ausftellen würde. Allein bier Tann 
durch die Beftimmung,, daß jeder nicht durch gerichts 
liches Urtheil wegen eines Vergehens entlaffene Mint: 
fter einen anftändigen Ruhegehalt erhalten müffe, leicht 
wenigftens den Übelften Wirkungen vorgebeugt werden. 
Dadurch wird der vom Fürften zur Theilnahme an 
einer Verfaffungswidrigkeit aufgeforderte Minifter wes 
nigftend ber Alternative der dußerften Dürftigfeit 
ober einer feigen Mitfchuld entzogen. Die Beforgniß, 
daß diefe Sicherheit eines NRüdzuggehaltes dem Trä- 
gen zu gemeinen Berechnungen Anlaß geben, und Das 
Budjet mit einer großen Summe für Minifter- Penftos 
nen belaften werde, wird theild dadurch entfernt, daß 
der durch Entziehung des Amtes zu erleidende Verluſt 
für Habfüchtige und für Ehrgeizige immer noch be: 
dentend genug ift um ihn zu feheuen, theild ift aber 
der aus diefer Urfache, oder weil der Fürft unndthig 
zahlreiche Entlaffungen und fomit Ruͤckzugsgehalte ans 
wenden würde, übrig bleibende wuͤrkliche Nachtheil als 
das Tleinere und unvermeidliche Webel zu betrachten ?). 


3) Buddeus, die Miniſterverantwortlichkeit, S. 58 fü. 
ſucht zwar fowohl den Mißbraͤuchen, welche von Seiten 
* Iaunigen oder eigenſinnigen Fuͤrſten, als denen, wel: 

von einem feine Entlaffung unnöthiger Weiſe erzwin⸗ 
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— Was aber die dem Miniſter zw erthetlende Erlaub⸗ 
niß augenbliclicher Amtsniederlegung betrifft, fo if 


senden Minifter begangen werden möchten, ned auf ans 
dere Weiſe zuvor zu’ kommen; allein die vorgefchlagenen 
Mittel können ſchwerlich auf Billigung Anſpruch machen. 
Es wird nämlich, was den Fürften betrifft, vorgefchlagen, 
Daß der dem entlaffenen Minifter zu vermilligende Ruhe⸗ 
gehalt von der Civilliſte getragen werde; um aber den 
Minifter von eigennuͤtziger Widerſetzlichkeit abzuhalten, fol 
er ſchuldig ſeyn nah feiner Entlaffung ein niederered 
jedoh möglihit nahe ſtehendes Staatsamt anzunebmen. 
Jenem Vorſchlage fteht nun aber nicht nur der ganze Ges 
danfe ber Givillifte entgegen, nämlich die Nothwendigkeit 
einer Ausfcheidung der Privatintereffen des Fürften und 
der Staatsverwaltung; fondern es ift auch ungereht, dem 
Fuͤrſten einen pekuniaͤren Nachtheil ohne weiteres in allem 
Fällen zuzufügen, in welchen zwilhen ihm und einem Mi⸗ 
nifter eine unausgleihbare Meinungsverſchiedenheit über 
eine Frage bes Verfaſſungsrechtes ſtatt finde, Iſt es 
doch auch möglich, daß der legtere im Unrechte tft, und 
daß er fich aus irgend einem ganz unrichtigem Grunde zu 
einem Berlangen nicht verftehen will, welches dad Stuate: 
oberhaupt mit Zug und zum Mortheile des Gtaated an 
ihn macht, oder daß er in feiner Forderung, es ſev eine 
Beftimmung der Verfaffung nicht länger unvollgogen zu 
laffen, aus irgend einem Grunde irrt. Was aber die Aus 
ftellung des entlaffenen Minifterd in dem nächltunterge: 
ordneten Grade betrifft, fo ift gegen biefen (uͤbrigens auch 
in £. 28 bes kurheſſiſchen Dienftgefeges fanctionirten) Sag 
nicht nur zu bemerken, daß keineswegs immer eine Stelle 
biefer Art offen fteht, fondern auch, daß eben fo wenig 
dem Nachfolger im Minifterium zugemuthet werden kann, 
eine der wichtigften Stellen des Departements mit einens 
in der Regel wohl unwiligen und feld feindfelig gefinn- 
5 » 
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über die unbedingte Nothwendigkeit derfelben gar Fein 
Zweifel möglid. Nur unter diefer Bedingung Tann 
die Verantwortlichkeit für die fuͤrſtlichen Befehle auf 
ihn übertragen werden. Denn igt erſt beweist er durch 
fein Verbleiben im Amte, daß er, wo nidyt ganz die: 
felben Anſichten theile oder gar fie felbit hervorgeru⸗ 
fen babe, doch die PVertheidigung derfelben überneh: 
men wolle. Dabei verftehr ſich von felbft, daß das 
Recht ausgeuͤbt werden kann, fowohl wenn der Fuͤrſt 
die Beihilfe des Minifters zu einem pofitiven verfaf- 
fungswidrigeu Unternehmen erzwingen will, als wenn 
derſelbe ſich nicht bewegen läßt eine vom Grundge- 
feße verlangte, der Zeit nach bereits vechtlich dder 
thatfächli nothwendig gewordene Handlung vorzu⸗ 
nehmen. Und eben fo wenig bedarf es wohl einer 
weitern Ausführung, daß ganz diefelben Gründe, 
welche bei einem von dem Fuͤrſten entlaffenen Minifter 
für die Ertheilung eines gefeglich beftimmten Ruͤck⸗ 
zuggehaltes fprechen,, auch hier, und felbft im verftärk: 
‘ten Maaße, fich geltend machen. — Viele Verfaffungs: 
Urkunden erkennen diefe Grundfäge ausdrädlich an; 
von ber Theorie find fie ohnedem ald unzweifelhaft 
immer angenommen worden *). 


ten Manne zu befeßen, ald dem Entlaſſenen felbft mit 
Billigkeit, daß er in niederen Dienftftufen und unter einem 
bisherigen LUntergeorbneten diene , während er nicht durch 
ein Vergehen, fondern vielmehr durch ein ehrenhafted Bes 
harren auf dem, was er ald Pflicht anſah, feine Stelle 
verlor. 

4) In folgenden Stellen räumen Derfaffungd «Urkunden dem 
Fuͤrſten ausdruͤcklich bie willkuͤhrliche Entlaffung der Minifter 
ein; die franzoͤſiſche Verf. von 1791. Tit. II, Gap. 


Es find allerdings gegen das Princip der Mini: 
fter - Berantwortlichkeit auch ſchon maucdhfache Einwen- 
dungen geniacht worden. Man-hat fie als unwuͤrk⸗ 
fam, ungeredt, unbillig und unpolitiſch 
dargeftellt. Es dürfte jedoch keineswegs ſchwuͤrig feyn, 
den Ungrund diefer Tadel und Zweifel darzuthun. 

1. Die Unwuͤrkſamkeit der Minifter-Berants 
wortlichfeit wird aus zwei Urfachen hergeleitet. — Ein: 
mal ftellt man nämlich die Mehrheit einer Ständener: 
fammlung als wenig geneigt dar, das aus ihrer Mitte 
hervorgegangene , jeden Falles von ihr unterftägte Mi⸗ 
nifterium zu befchränfen oder gar wirklich anzuflagen. 


2), Set. 4, Urt. 15 bie ſchwediſche von 1809, $. 35, 
die norwegiſche, $. 225 die niederländifhe von 
1815, Urt. 56, 71,75, Zuf. Urt. 15 die belgiſche, 
Art. 65; die wuͤrttembergiſche, 1.56; dad turbef: 
ſiſche Staatsdienfigefeß, $. 28. In England und in 
Nord: Amerika ift zwar ded Rechtes nicht ausdruͤckl ich 
erwaͤhnt, allein es beſteht notoriſch. Nur die bannde 
vriſche Verfaffung fheint in $. 163,die willkuͤhrliche 
Cntlafung der Minifter zu verbieten, mobei dann freilich 
die Vereinbarkeit mit der in $. 151 unbedingt ausgeſproche⸗ 
nen Nothwendigfeit einer minijteriellen Contraſignatur 
ſchwer zu vereinigen ift. Wusdrüdlice Beltimmungen über 
den einem entlaffenen Minijter zu verwilligenden Ruhege⸗ 
halt f. in der ſchwediſchen Verf, a. a. O.; in der 
norwegiſchen, 6. 123 in der wuͤrttembergiſchen, 
$. 57. — Von Theoretikern haben u. a. folgende den Satz 
der unbedingten Entlaßbarkeit der Minifter vertheidigt: 
B. Constant, Esquisse d'une constit., ch. 2; Yre 
tin, Staatsrecht der conftit. Monarchie, Bd. I, ©. 211; 
Zachariaͤ, Vierzig Bücher vom Staate, Bd. II, S. 
280; Jordan, Verſuche uͤ. allg. Staatsrecht, S. 281. 
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Allein abgeſehen davon, daß im Geſetze auch moͤgli⸗ 
cherweiſe andere Anklaͤger als die Staͤnde beſtellt ſeyn 
koͤnnen, welche auf die parlamentariſchen Sympathieen 
keine Ruͤckſicht zu nehmen und den Minifter mitten iu 
feiner herrſchenden Parthei anzugreifen und niederzus 
werfen im Stande wären; abgefehen ferner davon, daß 
keineswegs in allen conftitutionelen Monarchieen das 
findifhe Element fo fehr die Uebermacht über das 
fürftliche zu erlangen im Stande ift, daß die Miniſter 
lediglich aus feinem Willen und aus feiner veränder- 
lihen Mehrheit hervorgehen ;. abgefehen endlich, daß 
auch eine mit dem Minifter in politifcher Beziehung ” 
übereinftimmende Mehrheit der Stände doch Leicht 
feine Billigung nicht bis zur eid= und vortheil=widris 
gen Duldung von Verfaffungsdverlegung zu treiben im 
Sinne har: fo ift doch diefer Umftand jeden Falles 
nur hinreichend, um eine Straflofigkeit unter dem Bes 
ftande diefer unbedingt geduldigen oder mitfchuldigen 
Mehrheit zu fichern. Nun kann aber eine neue Wahl 
und eine Veränderung des Standes der Partheien in 
einer der fländifchen Kammern diefen Ruͤckhalt plöglich 
verändern. Und je weniger die Nachfolger in der Herr⸗ 
ſchaft in der Regel geneigt. ſeyn duͤrften, die Fehler 
ihrer befiegten Gegner zu fchonen und fortzuſetzen, 
deſto wahrſcheinlicher waͤre dann eine Anklage gegen 
den Miniſter, welcher im Vertrauen anf den Schutz 
feiner Parthei die Verfaſſung verlegt haͤtte. Die Außs 
ſicht auf eine, wenn auch erft fpätere, Verantwor⸗ 
tung ift aber unter allen Umftänden fehr geeignet zum 
Nachdenken und zur Achtung des Rechtes aufzufors 
dern. — Wenn aber auf die verhältnißmäßig geringe 
Anzahl von Minifteranklagen ald auf einen zweiten 


Orund der Unwuͤrkſamkeit mit dem Echluffe hingewie⸗ 
fen wird, daß eine Maasregel, welche der Erfahrung 
gemäß bis igt fo wenig angewendet worden fey, nad) 
allen Regeln der Wahrfcheinlichkeit audy Einftig nur 
felten werde fühlbar und fomit wirkjam werden: fo 
mag die Wahrfcheinltcyfeit einer feltenen Anwendung 
immerhin zugegeben , und doch die Unwuͤrkſamkeit in 
Abrede gezogen werden. Wie bei jedem verbietenden 
©efege, wie bei der ganzen Verfaſſung ſelbſt, fo 
beſteht auch bei der gefeßlichen Beſtimmung einer ges 
richtlihen Verantwortlichkeit bei Verfaflungsverlegun: 
gen der Hauptnugen in ihrem bloßen Vorhandenfeyn. 
Die ganze Wirkung blos nach der Zahl der eins 
geleiteten, oder gar der mit einer DBerurtheilung beens 
digten Proceſſe fchägen zu wollen, wäre ganz vers 
kehrt. Diefe Fälle find ja nur die Ausnahmen; die 
Regel ift, daß die Neigung zur Uebertretung durch 
den blofen Hinblick auf das beftehende Geſetz fchon 
vor jeder Erfcheinung in der Außenwelt unterdrücdt 
wird. Eben weil die Minifter - Berantwortlichkeit nes 
gativ wirft, kann der Umfang ihrer Nüglichkeit fo 
wenig nad) den pofitiven Erfolgen und nad) Zahlen 
angegeben werden, da ja gerade diefe geringe Zahl 
der hauptfächlichfte Beweis der Wuͤrkſamkeit feyn 
Tonn. Nein, wenn das Recht, die Großbeamten 
des Staates wegen der von ihnen felbft begangenen 
oder von ihnen beim Fuͤrſten nicht verhinderten Der: 
letzungen des Grundgeſetzes gerichtlich. zu verfolgen, mit 
Kraft und Nechtlichfeit, mit Kenntniß und Einficht 
von Denen gehandhabt wird , welchen feine Benuͤtzung 
anvertraut iſt, fo ift es nicht unwuͤrkſam. Allein da 
freilich, wo Schlechtigkeit, Unkenntniß und Stumpf⸗ 
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heit die Volksrechte vertheidigen ſollen, wird es keine 
Huͤlfe gewaͤhren. Welche menſchliche Einrichtung waͤre 
aber unter ſolchen Umſtaͤnden wuͤrkſam ?⸗ 
2. Eben ſo wenig begruͤndet iſt der Vorwurf der 
Ungerechtigkeit, welcher ebenfalls auf doppelte 
Weife gemacht werden will. — Wenn nämlich erftens 
behauptet wird, daß die Minifter durch diefe eigens 
thuͤmliche DVerantwortlichkeit! und befonder8 auch durch 
deren nothmendige Folge, nämlidy die unbedingte Ent⸗ 
laßbarkeit vom Amte, in einen eigenthämlichen, von 
den Verhältniffen der übrigen Staatödiener wefentlich 
verfchiedenen Nechtszuftaud kommen: fo ift dieß eben 
fo unzweifelhaft richtig, als daß dadurd) noch Kein 
Unrecht gefhieht. Eine formelfe und materielle Gleich- 
beit der Gefeße ift allerdings eine fehr wichtige Forde⸗ 
rung des Nechtöftaats - Principed. Sie hat außerdem 
ihre großen Vortheile und Annehmlichkeiten für die 
Verwaltung. Allein fie kann doch auch nur da vor⸗ 
handen feyn, wo die Verhältniffe, welche durch die 
Geſetze zu regeln find, gleich find. Wefentlich Verfchies 
denartiged nach gleichen dußern Beftimmungen zu bes 
handeln, würde auftatt einer Gleichheit gerade eine 
große innere Ungleichheit erzeugen. Und wenn allers 
dings nur allzu häufig Trägheit und geiftlofer Schlens 
drian in der Verwaltung ihren Vortheil dabei zu fin 
den glauben, mechauiſch nur Eine Formel auf die 
möglichft große Anzahl von Fällen anwenden zu dürfen, 
ohne Ruͤckſicht darauf, ob MWiderftrebendes und Fremd: 
artiged ſich darunter befindet, welches in diefem Pro: 
cruſtes⸗ Bett verflämmelt oder verzerrt wird; wenn 
auch die von der Verwaltung unabhängigen Gefeßge: 
ber, Staͤndeverſammlungen 3. B., in mißverflandener 





Anwendung der Nivellirungs= Tendenz unferer Tage 
fi) gerne zu folchen allgemeinen gleichen und dadurd) 
im DBefonderen hoͤchſt ungleich wirkenden Beſtimmun⸗ 
gen verführen laffen: fo tft dieß kein Beweis, daß es 
fo feyn muß, fondern nur ein Beſpiel, wie ed nicht 
feyn ſollte. Durch die Nothwendigfeit an der Stelle 
des unantaftbaren Zärften die Minifter auch für feine 
‚Handlungen und Unterlaffungen haften zu laſſen, ift 
diefe Slaffe von Beamten nun einmal materiell in eine 
ganz eigenthämliche Lage verfeßt worden, in welcher 
ſich die Übrigen Beamten nicht befinden, da von ihnen 
feine audere Vertretung als die ihrer eigenen Hand: 
lungen verlangt wird. Somit ift eine Abweichung 
von der gewöhnlichen Dienft : Pragmatif hier nicht nur 
erlaubt, fondern felbft geboten. — Wenn aber zweitens 
darauf hingewiefen wird, daß die Stellung des Fuͤr⸗ 
ſten dur) den Grundfag der Verantwortlichkeit feiner 
Minifter und durch die daraus folgende Nothwendig⸗ 
Zeit einer formellen Zuftimmung derfelben zu der Mehr: 
zahl feiner Negentenhandlungen eine ganz andere iſt, 
als in einer unbefchränften Einherrfchaft, fo ift dieß 
zwar fehr wahr: allein ein Unrecht ift hierin ebenfalls 
nicht zu erkennen. Ein allzuhäufiger Minifterwechfel 
wäre nicht nur für den Zürften felbft unangenehm, 
und wenn derfelbe wegen Weigerang der Vorgänger 
in verfaffungswidrige Zumuthungen einzuftimmen noth- 
wendig geworden wäre, vielleicht ſogar fehr ſchwuͤ⸗ 
rig, da fidd Nachfolger unter der Bedingung, ihr 
Amt mit einer fo laut gewordenen und im Zweifel 
fo bedeutenden Berfaffungsverlegung zu beginnen, oft 
ſchwer genug finden laffen moͤchten. Je nach der Stel: 
lung, weldye die Volfövertreter eingenommen haben, 





und Überhaupt nach dem Stande der oͤffentlichen Mei: 
nung und der Entwidelung des conftitutionellen Prinz 
cipes im Volke, ift vielleicht fogar das beftehende Mi⸗ 
nifterium das einzige mögliche, wo dann eine Weige⸗ 
rung deöfelben , einer vom Fürften gewänfchten Maas: 
regel beizutreten, durch das Necht einer willfiührlichen 
Entlaſſung freilich nicht ausgeglichen wird. Es wäre 
daher thöricht, ſich darüber täufchen zu wollen, daß 
allerdings das Staatsoberhaupt eine bedeutende Be⸗ 
ſchraͤnkung feines Willens erfährt. Auch mag Denen, 
welche es behaupten, zugegeben werben, daß diefer 
Wille des Fürften keineswegs immer der verfaſſungs⸗ 
widrige und „materiell nachtheilige ift, daß vielmehr 
die Minifter Gutes zu verhindern entfchloffen feyn 
onen. Allein daraus würde nicht folgen, daß in 
dem Staate mit Volkövertretung die minifterielle Ver⸗ 
antwortlichfeit erfpart werden koͤnne, fondern vielmehr 
der Sag, daß überhaupt diefe ganze Staatö-Art nicht 
tauge, und daß ein völlig unbefchränfter Wille des 
Fuͤrſten den meiften Vortheil und die allgemeinfte 
Rechtsſicherheit verfprehe. Will man aber dieſe 
Behauptung nicht aufftellen; iſt das Dafeyn der con= 
ftitutionellen Regirungsform als etwas Gegebeues und, 
wenigftens vorläufig , Unabänderliches anzunehmen : fo 
bleibt nichts uͤbrig, al& die nothwendigen Kolgen ans 
zuerfennen. Unter diefe gehdrt nun aber die Beſchraͤn⸗ 
fung des fürftlichen Willens durch die für denfelben 
verantwortlichen Minifter, und felbft wenn diefe Ein- 
rihtung blos nachtheilig und unangenehm wäre, fo 
müßte fie Doch getragen werben. Und es kann von 
Ungerechtigkeit und Ungefeslichkeit bei einer aus dem 
Grundgefeße des Staats felbft mit Nothwendigkeit fol- 
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genden Maafregel keine Rede fenn.]| Mit diefer Rechts⸗ 
beftändigfeit kann man aber ſich um fo leichter befreun: 
den, als die in Frage ftehende Einrichtung überdieß 
ihre unzweifelbaften Vortheile ſowohl für dad Allges 
meine, als fogar für die blofe Selbftfucht des Mo⸗ 
narchen hat. Die erfteren, beftehend in der Befeftigung 
der eingeführten Staatöform, in der Sicherung der 
Rechte des Wolkes, folglich auch in der Erhaltung 
der Ruhe und Zufriedenheit, und fomit ruͤckwuͤrkend 
in der Befeftigung der fürftlichen Gewalt, find oben 
bereitö angedeutet. Der felbftifche Vortheil des Herr⸗ 
ſchers aber finder ſich dadurch gefördert, daß ihn nie 
eine perfönliche Unannehmlichkeit, ein Vorwurf, am 
wenigften eine Strafe treffen mag, während feine 
hohe Stellung , fein immerhin höchft bedeuteuder Eins 
fluß auf alle dffentlichen Angelegenheiten, der Genuß 
feiner fämmtlichen Einkünfte ihn ungeftdrt und uuvers 
kuͤmmert bleiben. 

Mau wendet zwar gerne auch gegen dieſes Ey- 
flem und gegen feine eben angedeuteten Vortheile man 
cherlei ein: allein ohne zureichenden Grund. So wird 
3. B. behauptet, daß dem Fürften ein ruhiges Zufehen 
bei der Beftrafuug eines Diener, deſſen Fehler in 
allzugroßer Sügfamkeit in feine Wünfche beftehe, noth⸗ 
wendig in den eigenen und in den Augen des Volkes 
berabfeen müffe, und fpricht dabei von Pruͤgelknaben, 
deren Stelle die Minifter einzunehmen haben. Hier 
liegt aber einem ehrenvollen Gefühle ein ſchiefer Ges 
danfe zu Grunde. Einmal nämlich kann es Feine Une 
ehre bringen, wenn man nicht auch noch eine zweite 
ungefeßliche Handlung, hier nämlich die Nettung von 
verdienter | gefeßlicher Strafe, begeht. Zweitens iſt 





- 76 — 


von einer Beſtrafung Schuldloſer au die Stelle des 
Schuldigen uͤberall hier nicht die Rede. Allerdings 
wird ein Mitſchuldiger, vielleicht ſelbſt der intellec⸗ 
tuelle Urheber naͤmlich eben der Fuͤrſt, nicht zur Ver⸗ 
antwortung gezogen; allein die Beſtraften ſind ſchul⸗ 
dig. Sie haben Theil genommen an der verbotenen 
Handlung, und ſogar durch die Theilnahme dieſelbe 
erſt moͤglich gemacht. Sie haben alſo kein Recht ſich 
‚zu beklagen. Das perſoͤnliche Vorrecht des Fuͤrſten 
giebt ihnen durchaus keinen Anſpruch auf gleiche Be⸗ 
handlung. — Eben fo bleibt eine weitere Einrebe nicht 
ohne Antwort, die nämlich, daß die dem Fürften zu: 
gefügte Beſchraͤnkung ohne wärflichen Gegenvortheil, 
und überhaupt die ganze gefeßliche Fiction der perfbn- 
lichen Unantaftbarfeit des Etaatsoberhauptes nur eine 
Taͤuſchung und Uebertuͤnchung des demfelben zugefüg: 
ten Unrechtes ſey, indem die Gefchichte in den Schick⸗ 
falen Karls I von England, und Ludwigs XVI. 
und Karls X. von Frankreich den dentlichiteu Bez 
weis liefere, daß keineswegs das, gleichgültig ift ob 
verdiente oder fchuldlos erlittene, phnfifche Uebel nur 
die Minifter treffe, der Fürft aber perſoͤnlich unberährt 
bleibe. Hierauf koͤnnte vielleicht mit Recht ſchon im 
Allgemeinen bemerkt werden, daß überhaupt nicht 
leicht eine menfchliche - Einrichtung gefunden werden 
möge, welche unter allen Umftänden ausreiche, und 
daB man zufrieden zu feyn alle Urfache habe, wenn 
nur in der Negel und in der Hauptfache der Zweck 
erreicht werde. Dean könnte darauf hinmeifen, daß 
Rechtsanſtalten und kuͤuſtliche Abwägungen und Bes 
fhränkungen der Gewalten in einem Buͤrgerkriege oder 
in einer allgemeinen gewaltfamen Umwälzung alles 
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Beſtehende freilich nicht zu halten noch zu ſchuͤtzen 
vermögen: daß dieß aber Fein Grund fey, fie nicht 
dennoch für die regelmäßigen und felbft für die nicht 
bie zu Ddiefer Höhe gekommenen abnormen Zuftände 
brauchbar zu finden und einzuführen. Allein es ift 
namentlich daran zu erinnern, Daß die Minifter- Ver: 
‚ antwortlichkeit keineswegs alle Regentenhaudlungen 
mit ihrer Aegide bededen kann noch fol. Wenn‘ der 
Zürft, fey es mit fey es ohne Beihuͤlfe feiner Raͤthe, 
dad MWefen der Verfaffung zu vernichten fucht, fo 
Tann nach dem., waß bereits bemerkt wurde, die Anz 
nahme feiner Entfagung auf den blos unter der Be: 
dingung einer verfaffungsmäßigen Regirung übertra- 
genen Thron nicht umgangen werden. Und eutſteht 
dadurch , daß er fich diefer rechtlich nothiwendigen Folge 
feines eigenen . Thun nicht figt, foudern mir Ge- 
walt der Waffen die zuerft weggeworfene Krone, welche 
ist das Eigenthum des Nächfiberechtigten geworden ift, 
fefthalten will, ein Krieg zwifchen ihm und feinen 
ehemaligen Unterthanen, fo kann allerdings die Er⸗ 
bitterung bed Siegers "weiter gehen, als Humani: 
tät und Kriegsrecht erlauben. Won einem rechtmäßi- 
gen Fürften, und fomit von einer Antaftung desfelben 
ift "aber hier gar Feine Nede mehr. Ob wuͤrklich 
Karl I. und Ludwig XVI. in diefem Falle fich bes 
fanden, oder ob an ihnen, namentlihd an dem leßs 
teren, ein feiger und durchaus ungerechter Mord begans 
gen wurde, thut in fo ferne gar nichts zur Sache, 
als die Richrigkeit eines Grundfages von feiner An⸗ 
wendung bei einer beftimmten Gelegenheit nicht abs 
hängt. Was aber Karl X. betrifft, fo if deffen un⸗ 
geftörter und ſelbſt achtungsvoller Abzug nach vollen- 
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deter Niederlage gewiß weit eher ein Beweis fir als 
gegen die Wuͤrkſamkeit des Principe der Minifter: 
verantwortlichkeit. Allerdings verlor er und feine Nach- 
kommenſchaft den Thron: allein auch hier war offener 
Krieg gewefen, und die Ausfchließung erfolgte in 
Folge der (gleichgültig it mit welchem Rechte) allge: 
mein verbreiteten Ueberzeugung von der gänzlichen Uns 
vereinbarkeit diefer Familie mit dem conftitutionellen 
Principe, alfo von der höchften Wahrfcheinlichfeit bes 
ftändiger Unternehmungen gegen das Weſen und bie 
Grundlage der beftehenden Berfaffung, gegen welche 
biefelbe ein fir allemal zu fchüßen fey. 

3. Eben fo wenig fchlagend ift es, wenn ferner 
gegen den Grundfaß der Minifter - Berantwortlichkeit 
geltend gemacht werden will, daß durch denfelben die 
Stellung diefer Großbeamten eine auf un billige und 
unfluge Weife gefährliche werde, indem fie nun kei⸗ 
nen WUugenblid ihres Amtes, ihrer Ehre und felbft 
ihres Lebens ficher feyen, und daß dadurch mancher 
ausgezeichnete Mann abgehalten werden dürfte, einen 
ſolchen bedenflichen Auftrag zu Übernehmen. Hierauf 
laͤßt ſich mit Fug erwiedern, einmal, daß die Ges 
ſchichte der conftitutionellen Etaaten eine unendlich ges 
ringere Anzahl von Miniftern zeigt, welche in Zolge 
von Staatöproceffen entfernt oder fonft geftraft wur⸗ 
den, als von foldyen, weldhe durd) eine Laune oder 
Intrigue in unbefchränften Fürftenherrfchaften entfernt, 
verbannt, in Kerker geworfen oder felbit hingerichtet 
wurden °); zweitend, daß der rechtliche Mann, wels. 


5) So find 5. B. nur in Frankreich vor der Umwaͤlzung 
des Jahres 1789 mehr ald gwanzig Proceſſe gegen Mi⸗ 
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her im Beſitze der erforderlichen Kenntniffe und Ta⸗ 
Iente, eine Minifterftelle übernimmt, und fie mit Eifer 
und aufrichtigen guten Willen führt, eine Klage oder 
gar Berurtheilung nicht zu fürchten hat. Selbſt Irr⸗ 
thämer werden bei ihm überjehen oder wenigftens 
nicht auf diefe herbfte Weife geahndet werden. Geht 
aber auch wirklich daun oder wann einmal Einer unter 
im Eturme der Partheileidenfchaften, ohne fein Schick⸗ 
fal verdient zu haben, fo iſt niche der Form, in 
welcher er befiegt wird, fondern dem verwirrten Zu: 
ftande der Hffentlichen Angelegenheiten diefe Ungerech: 
tigkeit zuzufchreiben. Ohne diefe immer noch juriftifch 
ſchuͤtzende Formalitaͤt des Staatsproceſſes wäre er 
vieleicht noch weit ungerechter und dann roher behan⸗ 
delt worden 5). 

4. Benn fchließlich noch der Grundfag der Mini: 
fterverantwortlichkeit noch ein unpolitifcher genannt 
wird, weil durch ihn der für das dffentliche Wohl fo 
ſchaͤdliche Häufige MWechfel der oberſten Staatöbeamten 
befördert werde: fo muß hier die Richtigkeit der angebs 
lihen Thatfache unbedingt in Abrede geftelle werden. 


nifter auf Befehl der Könige vorgenommen, und die mei: 
ften derfelben mit fehr harten Strafen gegen die Angellag: 
tem beendigt worden. Laut aber klagt die Geſchichte, daß 
diefe Urtheile meiftend empörende Juſtiz⸗- Morde waren. 
Dder bietet niht Rußland mur während der erften 
Hälfte des achtzehnten Jahrhunderts mehr Beifpiele von 
ungerechten Urtheilen gegen Miniſter dar, als bie ganze 
Geſchichte der englifhen Parliaments⸗Anklagen? Man 
denfe ferner an Struenfee n.f. w. 

6) ®ergl. Marchais de Migneaux, De la respons. 
des ministres N © 9 fg. 





Sreilich ift diefer Wechfel ein wahrer Fluch, welcher 
anf der conftitutionellen Regirungsweife, wenigftens 
wie fie in gewiffen Ländern verftanden und geübt wird, 
centnerfchwer laſtet. Alle Unternehmungen, welche 
eine längere Vorbereitung oder eine geduldige folge- 
richtige Ausführung erfordern, alfo gerade die wichs 
tigften und ſchoͤnſten, werden unmdglid) oder wenig- 
ſtens außerordentlich erfchwert. Es fehlt den ewig 
wechfelnden Miniftern an der genaneren Sacheinficht, 
an der durch nichts zu erfegenden Erfahrung, an der 
fo hoͤchſt nothwendigen Perſonen-Kenntniß. Die Uns - 
tergeordneten emancipiren fih, und Mißbraͤuche und 
Schlendrian reißen auf allen Seiten ein; man hat 
am Ende gar Feine Verwaltung mehr, fondern nur 
noch Politif , oder richtiger nur noch widrige Kämpfe 
um Etelle und Vortheile. Allein die Minifter = Verant: 
wortlichkeit trägt zu diefem verderblichen Spiele nur 
das Ailerwenigfte bei. Wie Wenige find durch Staats⸗ 
anflagen von ihrer Gtelle vertrieben: worden! Die 
PartheisUmtriebe dagegen, der felbftifche Ehrgeiz der 
Führer, die Fehler der Regirung, die fchnelle geiftige, 
phyſiſche und politifhe Abnuͤtzung der den Öffentlichen 
Verhandlungen und Wettkämpfen Preis gegebenen 
Staatömänuer, — kurz, die wahren und hauptfäch- 
lichten Urfachen diefes beftändigen Wechfeld würden 
beftehen und wuͤrken, ob die Minifter = Verantwortliche _ 
keit auf die in Frage ſtehende Meife beftimmt ift oder 
nicht. 

Mit Recht darf fomit behauptet werden, daß bie 
ſaͤmmtlichen gegen die Zuläßigkeit der Minifter- Vers 
antwortlichkeit angebrachten Einwendungen vor einer 
gewiſſenhaften und umfichtigen Prüfung nicht beftehen 











Fonned, und daß die Manöregel, ſowohl in ihrem 
unmittelbaren Zwede ald hauptfächlicy wegen wichtigen 
nochwendigen Folgen eine bedeutende Etelle unter den 
Einridytungen der Einherrfchaft mit Bolfövertretung 
in Aufpruch nimmt 7). 


$. 5 
Be Genunete Begränzung des GSegenftandes 
Ber folgenden Abhandlung. 


Diefe Verantwortlichkeit der Großbeamten einer 
Repräfentativ = Monarchie gegeniiber von dem Molke 
ift e8 denn, welche auf den folgenden Blättern näher 
erdrsert werden fol. Es ift aber auch nur diefe, da 
fie allein ſchon reichlihen Stoff zu rechtlichen und po: 
litiſchen Betrachtungen darbietet. 

Dor Allem ift alſo die Unterſuchung beſchraͤnkt 
auf die für Monarchieen geltenden Grundſaͤtze. 
Das Verhältniß eines nur auf Eurze Zeit gewählten, 
ausdruͤcklich für verantwortlich erflärten Oberhauptes 
einer Republik, z. B. einer repräfentativen Demofras 
tie, ift wefentlicy verfchieden von dem eines perfänlich 
uniantaftbaren Zürften Dadurch ändert ſich auch die 
Stellung feiner Minifter bedeutend, Bleiben fie natuͤr⸗ 
lid) immerhin für das verantwortlih, was fie felbfts 
fläudig gethan haben, fo find fie doch Hinfichtlich eines 





7) Ueber die rechtliche Bedeutung eines vom Fuͤrſten an den 
Minifter ertheilten , von diefem aber als Entſchuldigung 
feines verfefungswidrigen Handelnd angeführten Vafehls, 
ſ. unten Bud 1, Car. 3, & 

6 





vom Vorgefeßten empfangenen und von ihnen nur volls 
zogenen Befehles in einer ganz andern Lage ald bie 
Minifter eines Monarchen. KHöchftend Tonnen fie als 
Gehuͤlfen ded Verbrechens behandelt werben, und aud) 
bier wird fich noch fragen, ob fie nicht — gleich den 
Unterbeamten — zweckmaͤßiger von aller Verantwor⸗ 
tung wegen ber höheren Befehle ganz zu entbinden 
find. Diefe, für den alten Welttheil doch nicht pracs 
tifchen, bedeutfamen Unterfchiede zu erdrtern, wäre eine 
nußlofe Weitläufigleit *). 

Allein auch bei der Monarchie wieder iſt zu bes 
merfen, daß es fich hier nur von der Miniſter⸗Verant⸗ 
wortlichkeit in einer durch Vollövertrerung bes 
ſchraͤnkten Einherrfchaft handelt. Allerdings find in 
den unbefchränften Monarchieen die Minifter aud) Rede 
und Antwort fehuldig über ihre Amtöführung : allein 
theils ift dieß nur der Fall gegenüber vom Fürften, 
theils wird zwifchen den verfchiedenen Arten von Feh⸗ 
lern bier nicht unterfhieden. Sie find einfach der ges 
wöhnlichen BeamtensBerantwortlichkeit unterworfen, fos 
mit entweder, im Falle eines gemeinen oder Amts⸗Ver⸗ 
brechens, den gewöhnlichen Gerichten und Etrafen, oder, 
im alle einer blofen Verfehlung gegen die Dienftges 





1) Wenn bdeffen ungeachtet nicht felten unter ben Beifpielen 
einer gewiſſen Cinrichtung oder als Beleg für einen Grund: 
fat die Beftimmungen repräfentativer Demolratieen, na= 
mentlich der Vereinigten Staaten von Nordamerika und ihrer 
Bliederftanten werden angeführt werden, fo gefchieht ed nur 
in folchen Faͤlen, wo die gleiche Form eine Analogie dars 
bietet, oder auch der materielle Grundſad bucch jewen Untere 
ſchied in der Verantwortlichkeit nicht bedingt iſt. 


feße, den für folche Faͤlle vorgefchriebenen Verwaltungs⸗ 
Maasregeln: Es iſt nicht einmal unbedingt nothwen⸗ 
dig, daß ſie willkuͤhrlich entlaſſen werden koͤnnen, wenn 
ſchon auch in dieſer Regirungsform für folche Ausnah⸗ 
me vieles fpricht: Kurz das ganze Verhaͤltniß ift ein 
andered, und zwar kein für die Minifter eigenthuͤm⸗ 
liches 2). 

Was nun aber endlich die Minifter = Vetantwort⸗ 
lichkeit in der repraͤſentatisen Monarchie bes 
trifft, ſo iſt vor Allem zu bemerken, daß es ſich von 
Faͤllen, in welchen der Fuͤrſt gegen einen ſeine ver⸗ 
faſſungsmaͤßigen Rechte verletzenden Miniſter Maasre⸗ 
geln zu nehmen veranlaßt ſeyn mag, hier gar nicht 
handelt, fondern nur von den Schritten, welche zur 
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3) Der ungenannte Verf. der Ariſtökratieen und Minifter⸗ 
vetautwortlichtelt ih deien Monarchieen ©; 193 fg; wid 
zwar die Werantwortlichleit der Großbeamten in der unbe: 
fhränften Fuͤrſtenherrſchaft ald bad Ideal Eines Rechts 
nud Geſetzesſchutzes darftellen: allein es ift unmöglich aus 
bem untlacen Gerede einen beftimmten Gedanken und Plan 
zu entwerfen. Die Minifter feyen in foldem Staate durch 
die Biltguiig des Zürfteli aller Berantwortung Aberhoben: 
allein immer bleiben noch die nicht gebilligten Hardlungen, 
ſo wie die Vertraͤge, durch welche die Billigung etwor⸗ 
ben wotden ſey. Ueber dieſe Handlungen ſoll nun aber 
die dom Fuͤrſten ſelbſt zuſammengeſetzte, im uͤbrigen blos 
betathende, (Zeudal) Staͤndeverſammlung kichten, auf 
lage eines Berichten ünterthans, einer Probinzial-Ver⸗ 
ſammlung oder eines eignen Beſchluſſes der Stände: Es 
duͤrfte ſchwer ſeyn, mehr Widerſprechendes und allen Priu⸗ 
eiyien Bunideriaitfeubes in fo engem Raume zuſammen⸗ 

68 








— 8 — 


Vertheidigung der Volksrechte und von der Volks⸗ 
feite ausgehend gefchehen. Ereignet ſich nämlich einer 
jener feltenen Fälle, fo bebarf es zur fi cheren Errei⸗ 
hung des Zweckes der Anwendung einer befondern 
Gerichtöbarkeit fo wenig, daß diefelbe vielmehr nur 
nachtheilig wäre). — Allein wenn auch nur auf die 





3) Es kann natuͤrlich nicht davon die Rede ſeyn, daß es den 
Miniſtern ſtraflos hingehn muͤſſe, wenn ſie die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Fürften antaften: allein eine andere 
Frage ift, ob zu folder Abwehr und Beſtrafuug die befon: 
ders fir die Befchwerden des Volkes (und allenfalls für die 
von Kürften gegen Volksvertreter ansuftellenden 
Klagen ) gewählten Mittel ebenfalls die paſſenden feyen? 
Diefe Frage aber ift zu verneinen, weil ed an zureichenden 
Gruͤnden fehlt, von der gewöhnlichen Ordnung der Dinge 
abzuwe ichen. Ginmal nämlich fteht dem Fuͤrſten durch fein 
unbedingtes Entlaffungsreht in jedem Augenblide eine bin: 
reihende Maasregel zur Abwendung der Gefahr zu. Zwei⸗ 
tens aber bedarf es hier, wenn ein bereits begangened Mer: 
brechen ein Gericht fordert, durchaus feiner befondern Vor⸗ 
fehrung, um den Angeklagten troß feiner bedeutenden Stel: 
lung zur verdienten Strafe zu ziehen, indem eine ſolche 
Stellung bei einem bereits entlaſſenen und vom Staats⸗ 
oberhaupte nicht nur nicht gehaltenen ſondern ſogar verfolg⸗ 
ten Miniſter gar nicht befteht. Es könnte ſomit nur die 
bei einem eignen Staategerichte zu vermuthende größere 
Tauglichfeit zur Behandlung von Gtaatsprocefien für die 
Erftretung feiner Jurisdiction auf die Anklagen bed Fuͤr⸗ 
ſten gegen ſeine Minifter fpreden. Da nun aber einer 
Seite eine abfolute Untanglichkeit bei denjenigen Gerichten, 
denen Unterfuchung und Beſtrafung der ſaͤmmtlichen übrigen 
Dienftvergehen eines Minifters jeden Falles übertragen iſt, 
unmöglich vorhanden ſeyn kann ; anderer Seits die ohne: 
dem ſchon hinreichend ſchwuͤrige Zuſammenſetzung eined allen 


t 
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Verannvortlichfeit wegen Verlegung das Volksrecht 
beichräuft, muß das Thema der Unterfuchung wieder 
genau beftimme audgefchieden werdeu. Aufzufuchen find 
nämlich die Grundfäge, welche die Fälle, die Form 
und die Schwere der Berantivortlichkeit eines Minis 
ſters beſtimmen, und zwar fowohl, wenn er fi 
durch Eontrafignatur eines vom Fürften eigentlich aus: 
gehenden Befehles für deufelben verantwortlich macht, 
als wenn er felbftftändig und ohne durdy den Willen 
des Staatsoberhauptes veranlaßt zu feyn eine Verfaſ⸗ 
ſungs⸗Verletzung begangen haben foll. — Ausgefchlofs 
‚ fen aber von der Betrachtung bleibt die ganze Lehre 

von den gemeinen Merbrechen oder den gewbhnlichen 
Dieufiyergeben eines Minifterö, d. 5. folchen, durch) 
welche nicht die Verfaffung , fondern entweder die Ord⸗ 
nung und Rechtlicykeit der Verwaltung oder ein gewoͤhn⸗ 
liches Privat⸗Geſetz mittelft Mißbrauchs ded anvertraus 
ten Amtes verlege wird *), als zu weit vom Ziele abfuͤh⸗ 
rend, und die reine Begränzung der Aufgabe verwifchend. 


Sorderungen entiprechenden Staatsgerichted durch die neue 
Beridfihtigung des Verhaͤltniſſes eined Hagenden Fürften 
zum beflagten Miniftee noch um ein Beträchtliches erichwert 
würde: fo ift diefes eine Moment nicht ſehr hoch in An⸗ 
ſchlag zu bringen. 

4) Wenn es vielleicht ſcheinen moͤchte, als werde durch die 
Ausſcheidung der gemeinen Dergehen und der eine Der: 
fafungsverlegung nicht enthaltenden Dienftverfehlungen eis 
ned Minifterd der Kreis der Unterfuchung zu enge gezogen: 
fo ift einmal zu bemerten, dafi — wie unten in Bud 1, Cap. 
4, $ 1 näher ausgeführt werden wird — bie obenge: 
nannten Vergehen einer ganz andern Gerichtöbarfeit nnter: 
worfen werden müffen, fomit auch nicht einmal in formeller 
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Noch viel weniger werben im Folgenden eine 
Beachtung finden ; erftens bie Erdrferung derjenigen 
Faͤlle, in welchen der Fuͤrſt ſelbſt ausnahmsweiſe 
noch in der Lage iſt das Grundgeſetz zu verletzen; zwei⸗ 
feus die geſammte Verantwortlichkeit der unter⸗ 
georbnefen Beamten, und zwar ſpwohl diejeni⸗ 
gen, welche fie wegen eines Angriffes anf die Verfaf⸗ 
fung ſelbſt trifft, als bie gerodhnliche Strafgefeggebung 
wegen anderweitiger, gemeiner Amtövergehen # ; drit⸗ 
tens endlich Die gefammte Verantwortlichkeit der Volks⸗ 
vertreter, fen ed daß dieſelbe Durch dem zur gericht 
lichen Wertheidigung des Grundgeſetzes beftimmten 
Staatogerichtshof, Durch die betreffende ftändifche Kams 
mer, oder durch bie gewöhnlichen Gerichte des Staates 
ausgeht werben würde, 

Die Verantwortlichkeit der Minifter opr einem Ge⸗ 


Deriehung mit dem hier gewählten ZShema snfammenbäns 
gen; zweitens aber, daß die gerichtliche Verfolgung berfels 
ben, da mo fie dem Volksvertreter im Intereſſe der Rechte 
bes Volkes wuͤnſchenswerth fheinen machte, gar keiner bes 
fondern Schwuͤrigkeiten unterliegt, ſondern wie jeder an: 
dere Fall einer Geſetzesuͤbertretung gu bebanbeln iſt. 

5) Uebrigend werden durch die (Brörterung ber fperiellen Mi: 
niſter-Perantworilichkeit auch beinabe alle Fragen, welde 
bie Verantwortlichkeit ber Unterbeamten betreffen, beant: 
mwortet, indem der Stand und Rang ded Angeichuldigten 
keinen Unterſchied in der Sache ober her Form macht. Nur 
bie beiden Fragen, wann der untergeordnete Diener felbits 
ſtaͤndig handelt, und wann er durch den Befehl eines offen⸗ 
baren Verbrechens von dem Gehorſame befreit ift, find 
bier eigenthuͤmlich und laſſen eine eigene genauere Unter: 
ſuchung zu. 
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richte iſt eine Maasregel, welche eben fo gut eine po⸗ 
litiſche als eine rechtliche Seite kat. Der Zweck 
ift ein politifcher. Es foll das Grundgefeß bed Staas 
ted gegen Berlegungen und Untergrabungen gefährlis 
cher Art gefichert werben. Das Mittel aber ift ein 
sechtlihed. Der Gegenftand Tann alfo nur dann als 
vollftändig erdrtest angefehen werben, wenn fowohl die 
rechtlichen als die politifchen Kragen gelbst find. Es 
voird zu Beidem der Verfuch in Folgendem gemacht 
werden. — Bei einem noch fo wenig in allen feinen 
heilen bearbeiteten und durchgedachten Gegenftande 
der auch im wuͤrklichen Leben noch beinahe überall näs 
bere Borfchriften erft erwartet, ihrer aber auch bedarf, 
find ohne Zweifel Bemerkungen über bie wänfchenswers 
theſte Einrichtung der Sache an ber Stelle. Es wird 
dadurch der Eutwidlung des pofitiven Rechtes, wo ein 
folches befteht, Eein verwirrender Eintrag gethan werden. 

Da die Kenntniß von der Geſchichte einer Eins 
„ richtung unentbehrlich ift zur richtigen Einſicht in Dies 
felbe, fo folge der dogmatifchen Abhandlung eine mdgs 
lichſt vollftändige Erzählung der in den verfchiebenen 
eonftiturionellen Staaten bis igt vorgefommenen Mis 
nifteranflagen. Eine eigentlich rechtögefchichtliche Be⸗ 
handlung. des Stoffes dagegen erfchien nicht zweckmaͤ⸗ 
Big , oder richtiger gefprochen nicht moͤglich, da der 
Grundgedauke der ganzen Inftitution von dem Augens 


blide an, ald er aus dem Principe ber repräfentativen - | 


Monarchie mir Selbftbewußtfeyn und Beftimmtheit 
auögefchieden war, Feine Veränderungen oder auch nur 
bemerkenswerthe Ausbildungen mehr erhalten hat. Erft 
eine größere Anzahl von Proceffen, oder eine viclfeitis 
gere und verfchiedenartigere Behandlung von Theore⸗ 
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len, ober endlich und hauptſaͤchlich eine Veraͤnde⸗ 


rung der ganzen Lehre von der Einherrſchaft mir Volks⸗ 
vertretung kann der Lehre von der Minifter s Berant: 
wortlichkeit eine Gefchichte geben, welche fie bie ige 
noch nieht bat, 


$. 6. 
6. Fiterariſche Astizen. 


So unzweifelhaft wichtig der Gegenſtand iſt, und 
ſo viele anregende und ſchwuͤrige Fragen dem Rechts⸗ 
gelehrten und dem Staatsmaune ſich dabei darbieten, 
fo hat doch die Miniſter⸗Verantwortlichkeit verbältniße 
mäßig nur geringe wiffenfchaftlihe Beachtung und 
fchriftftelferifche Bearbeitung gefunden, Und nicht eins 
mal entfpricht der innere Werth auch nur der Zahl der 
Schriften. Die Mehrzahl derfelben bilden leichte, nur 
auf die Neugierde oder die oberflächlihe Belehrung 
des Augenblies berechnete Flugfehriften. Und felbft 
Die ernfthafteren und bedeytenderen Arbeiten laffen 
manchen Wunfch unbefriedigt. Nachftehende Aufzaͤh⸗ 
lung fo vollftändig ald möglich zu machen, ift Feine 
Muͤhe gefpart worden; doc) kann für unbedingte Luͤcken⸗ 
Iofigfeit keineswegs eingeftanden werden, Diejenigen 
Schriften, welche Erzählungen ber einzelnen Proceffe 
enthalten, find unten im zweiten Buche hehdrigen Or⸗ 
tes angefuͤhrt. 


a) Dogmatiſche Abhandlungen, 
B. Constant, De la responsabilit€ des ministres, 


Par., 1814, 8. Später noch in feinem Cours de po- 
lit. constitut,, 8b. II, ©, 53-—-184, aufgenommen, 





Jus Deutfihe Aberſetzt u. d. T.: Weber Berants 
wortlichkeit der Miniſter, von Ekeudahl. Neuſt., 
1831, 8.; eben ſo wieder in vollſtaͤndigem Auszuge 
in deſſen allgemeiner Staatslehre, Bd, I, ©. 
167. fg. ' 

Daß diefe Schrift mit Geiſt, Leben und Klarheit gefchries 
ben ift und zahlreiche richtige - einzelne Bemerkungen enthält, 
it von ihrem Verfaſſer nicht andere zu erwarten. Allein daß 
fie eine gute Abhandlung über ihren Gegenftand Hefere, ift in 
Mbrede zu ftellen, Theils hält fie ſich viel zu fehr im Allge⸗ 
meinen und Unbeftimmten, theils dreht fie fich im Wefentlichen 
um zwei Saͤtze, von denen ber eine beſtimmt unrichtig, der an: 
dere wenigſtens mehr als zweifelhaft ijt, nämlich erftens um 
die Behauptung, DaB nur derjenige Mißbrauch der Amtegewalt, 
welcher fi innerhalb der Grängen der amtlichen Zuftändigs 
keit halte, ein Amtövergehen fen, und nur ein ſolches zu einer 
Staatsantlage fih eigne, während bei einer Ueberſchrei⸗ 
fung der Amtebefugniffe der Beamte nur ald Privatmann 
bandje 53 zweitens aber um den Satz, daß die untergeordneten 
Beamten troß des ihnen von Oben ertheilten Vefehled verant: 
wortlich feyen, Die Echrift ift auch von deutſchen Schriftſtel⸗ 
letn geplündert worden, 


Marcha is de Miggeaux, De la responsabilite 
des ministres. Observations sur la proposition de 
loi & ce sujet, faite à Ja chambre des Pairs par 
Mr. le comte de Lally Tollendal, et sur quelques 
opinions de M, de Constant. Par., ch. Chaslier et 
Delaunay, 1818, VII. u. 114, ©. 8. 

Diefed niht ohne Geiſt allein ohne irgend eine Linficht 
in dad conftitutionele Epftem gefchriebene Schriftchen ſucht die 
Minifter :Berantwortlichkeit in dem aus der englifhen Verfaſ⸗ 
fang überlommenen Einne als die Quelle von Anarchie und 
Ummwälzung barzuftellen. Die ganze Staatsverwaltung gehöre 
dem Könige nicht den Miniſtern, und biefe feyen nur für bie 





gemeinen Verbrechen des Verrathes und der Erpreffang, und 
zwar nur einzeln nicht ald Geſammtheit verautwortlid. Der 
allerdings nöthige Schug der Rechte ber Bürger finde fi les 
diglich in dem Steuerverweigerungs rechte der, Kammern : 


J. P. Pag£&s, De la responsabilite ministerielle, et 
de la necessit£ d’organiser le mode d’accusation 
et de jugement des ministres. Par, ch. Bechat, 
1818, IL u. 94 S., 8. 

Ziemlich oberflaͤchliche und nicht felten auf Fremdartiges 
geſchwaͤtzig und unklar abſchweifende Flugſchrift, deren Verf. 
jedoch eine einfache richtige Anſicht in der Hauptſache und ein⸗ 
sein im Vorbeigehen gemachte richtige Bemerkungen nicht bes 
ftritten werden können. 

J. Rey, De la responsabilite des agens du pouvoir 
d’apres nos lois actuelles etc. Par., ch. Lhuillier, 
1818. Il u, 88 ©., 8. 

Der Berf. beſchraͤnkt ſich auf das pofitive franzöfifche Recht, 
und fucht darzuthun, welche Nerbrechen unter den unbeſtimm⸗ 
ten allgemeinen Unsdrüden der Karte von 1814 begriffen feven. 
Die Aufzählung ift aber weder vollftändig, noch völlig richtig, 
noch endlich logifch geordnet. 

Ch. Loyson, de la responsabilit€ des ministres. 
Par., ch. Pelissier, 1819, II, 60 ©. 8. 

(Sta &l,) de la responsabilite des ministres et du 
projet deloi sur la mode de proceder en cas d’ac- 
cusation d’en ministre. Par., 1819. 8. 


Cottu, Consideration sur la mise en acousation des 
ministres. Par., eh. Dupont, 1827, IV u.956©., 8. 
Zunaͤchſt auf eine gegen dad Minifterium Villele zu 
zichtende Anlage berechnet, und fomit mebr in aufregenden 
als unterfuhendem und wiſſetzſchaftlichem Geifte geſchrieben. 
Do ſucht der Verf. feinen befondern Zweck auch durch allge: 
meine Srundſaͤde zu fördern, welche aber nicht aubers aid aber 
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Alien und wheilwelfe ſelbſt unrichtig bezeichnet werden können. 

@iner ernfilihen Beachtung ganz unwerth. 

Ferrier, De la responsabilit& ministerielle relati- 
vement & l’administration des Finapces. Par. et 
Lille, ch. Chatet 1832 Il u, 40 ©., 8. 

(Buddeud,) die Minifterveranmworrlichfeit in conftis 
turionellen Monarchieen. Monographie eines alten 
Gefchäffeniannes. Leipzig bei Kbhler, 1833, XVI 
und 280 S., 8. 

Bis itzt allerdings das Hauptwerk uͤber dieſen Gegenſtand. 
Daffelde zerfällt in zwei Abtheilungen, in eine dogmatiſche Ab⸗ 
bandlung (&. 41-100.) und in eine, dem Umfangs nach ziem⸗ 
lich vollſtaͤndige, biftorifchy-fritifhe Ueberſicht über die pofitiven 
Beftimmungen der enropäifchen Mepräfentativ:Staaten (S. 101 
— 280). Es ift an der Arbeit großer Fleiß und aufrichtiger 
guter Wille unverfeunbar , ber richtigen und gehörig begründes 
tem Anſichten find viele, und es ſcheut ſich der Verf. keines: 
wegs, einer Lieblingsmeinung der Zeit offen entgegenzutreten, 
wenn er fie für unrichtig hält. Die Materie wird fo ziemlich 
in ihrem ganzen Umfange behandelt, Namentlich find auch ‚die 
zahlreichen, freilich nicht ganz bequem angegebenen, Parallels 
Stellen eine fhäßenswerthe Zugabe. Wllein es laffen ſich auch, 
abgefehen non manchen einzelnen Behanptungen, welchen man 
die Zuſtimmung zu verfagen genöthigt ift, zwei bebeutende Aus⸗ 
ſtellnugen gegen dad Anh machen. Einmal wird das eigent: 
lich Proceſſualiſche und überhaupt das ſtreng Juriſtiſche ſehr 
kurz und ungenuͤgend behandelt, fo daß man bei ſchwuͤrigen 
Mechtsfragen keine Huͤlfe findet, Zweitens aber ift der Umfang 
und der Begriff der Minifter:Verautwortlichfeit im Allgemeinen 
viel zu enge feitgeftellt und damit dem Ganzen eine falfche 
Grundlage gegeben, Der Verf, will naͤmlich als Gegenſtand 
ber Minifter : Verautwortlichleit nur die Eontrafignatur verfaf: 
fungswibeiger Befehle anerfennen , alle anderen verfaſſungswi⸗ 
drigen Handlungen aber nur der gewöpnlicen DBeamten:iBerants 
wortlichteit unterwerfen. 








vom Vorgefehten empfangenen und von ihnen nur voll: 
zogenen Befehles in einer ganz andern Lage als bie 
Minifter eines Monarchen. Hoͤchſtens Ebnnen fie als 
Gehuͤlfen des Verbrechens behandelt werben, und auch 
bier wird ſich noch fragen, ob fie nit — gleich den 
Unterbeamten — zwedmäßiger von aller Verantwor⸗ 
tung wegen ber höheren Befehle ganz zu entbinden 
find. Diefe, für den alten Welttheil doch nicht pracs 
tifchen, bebeutfamen Unterfchiebe zu erbstern, wäre eine 
nuglofe Weitläufigkeit *). 

Allein auch bei der Monarchie wieder ift zu bes 
merken, daß es fich hier nur von der Minifter-Verants 
wortlichkeit in einer durch Vollsvertrerung bes 
ſchraͤnkten Einherrfchaft handelt. Allerdings find in 
den unbefchränften Monarchieen die Dinifter auch Rede 
und Antwort ſchuldig Über ihre Amtöführung : allein 
theils ift dieß nur der Fall gegenüber vom Fürften, 
theild wird zwifchen den verfchiedenen Arten von Feh⸗ 
lern hier nicht unterfchieden. Sie find einfach der ges 
wöhnlichen BeamtensBerantmwortlichleit unterworfen, fo= 
mit entweder, im alle eined gemeinen oder Amts⸗Ver⸗ 
brechens, den gewöhnlichen Gerichten und Etrafen, oder, 
im Salle einer blofen Verfehlung gegen die Dienftges 


1) Wenn deffen ungeachtet nicht felten unter ben Beifpielen 
einer gewiſſen Finrichtung ober ald Beleg für einen Grund⸗ 
fat bie Beſtimmungen repräfentativer Demokratieen, na⸗ 
mentli der Vereinigten Staaten von Nordamerika und ihrer 
Bliederftanten werden angefiihrt werden, fo gefchieht ed unr 

: in ſolchen Fällen, wo die gleiche Korm eine Analogie dars 
Bietet, ober auch der materielle Grundſatz durch jewen Unters 
ſchied in der Werantwortlichkett wicht bedingt iſt. 


feße, den für folche Fälle vorgefchriebenen Verwaltungs⸗ 
Maasregeln: Es iſt nicht einmal unbedingt nothwen⸗ 
dig, Daß fie willkuͤhrlich entlaffen werden koͤnnen, wenn 
ſchon auch in diefer Regirungsform für folche Ausnah⸗ 
me vieles fpricht: Kurz das ganze Verhältniß iſt ein 
andered,, und zwar kein für die Minifter eigenthäms 
liche ?). 

Was nun ader endlich die Dlinifter = Verantwort⸗ 
lichkeit in der repräfentatisen Monarchie Bes 
trifft , fo ift vor Allem zu bemerken, daß es fidy Yon 
Zällen, in welchen der Fuͤrſt gegen einen feine ver⸗ 
faffungsmäßigen Rechte verlegenden Minifter Mansres 
geln zu nehmen veranlaßt feyn mag, hier gar nicht 
handelt, fondern nur von den Schritten, welche zur 
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3) Der ungenannte Verf. der Weiftöfrarieei ünd Miniſter⸗ 
vetantwortlichtelt in keluen Monarchieen ©; 138 fg; will 
zwat die Werantwortlichleit der Sroßbeamten in der unbe: 
ſchraͤnkten Fuͤrſtenherrſchaft ald das deal Eines Mechts⸗ 
and Geſetzesſchutzes darfiellen: aBein es ift unmöglich aus 
dem unflaren Gerede einen beitimmtei Gedanken und Plau 
iu entwerfen. Die Minifter feyen in folhem Staate durch 
die Billigung des Füriteh aller Verantwortung dberhoben : 
allein immer bleiben noch die nicht gebilligten Hdiidlungen; 
fd wie die Verträge, durch welche bie Billigung erwor⸗ 
ben motden fen. Weber biefe Handlungen foll nun «ber 
die dom Fuͤrſten felbit zufammengefente, im uͤbrigen blos 
berathende, (Zeudal) Gtändeverfammlüng Fichten, auf 
age eines erlebten Ünteithand, einet Prodinzial: Ver⸗ 
fammlang oder eines eignen Beſchluſſes der Stände: Es 
darfte ſchwer ſeyn, mehr Widerſprechendes und allen Prints 
eiyien Sumiderlaufendes in fo engem Raume zuſammen⸗ 
iubräugen: j 

6 


— 4 — 


Vertheidigung der Volksrechte und von der Volks: 
feite ausgehend gefchehen. reignet ſich naͤmlich einer 
jener feltenen Fälle, fo bedarf es zur ficheren Errei: 
hung des Zweckes der Anwendung einer befondern 
GBerichtöbarkeit fo wenig, daß diefelbe vielmehr nur 
nachtheilig wäre). — Allein wenn auch nur auf bie 


3) Es kann natürlich nicht davon die Rede ſeyn, daß ed den 
Miniftern ftraflos bingehn müffe, wenn fie die verfaffunge: 
mäßigen Nechte des Fuͤrſten antaften: allein eine andere 
Frage iſt, ob zu folher Abwehr und Beitrafuug die befon- 
ders für die Befchwerden des Volkes (und allenfalls fiir die 
vom Fürften gegen Volksvertreter anzuftellenden 
Klagen ) gewählten Mittel ebenfalld die paſſenden feyen? 
Diefe Trage aber ift zu verneinen, weil ed an jureichenden 
Gründen fehlt, von der gewöhnlichen Ordnung der Dinge 
abzuweihen. Einmal nämlich fteht dem Zürften durch fein 
unbedingtes Entlaffungsrecht in jedem Augenblide eine bin: 
reichende Maasregel zur Abwendung der Gefahr zu. Zwei⸗ 
tens aber bedarf es hier, wenn ein bereits begangened Der: 
drehen ein Gericht fordert, durchaus Feiner befondern Vor: 
-fehrung, um den Angellagten trog feiner bedeutenden Stel: 
lung zur verdienten Strafe zu ziehen, indem eine foldhe 
Etellung bei einem bereitd entlaffenen und vom Staate: 
oberhaunte nicht nur nicht gehaltenen fondern fogar verfolg: 
ten Minifter gar nicht beſteht. Es könnte ſomit nur die 
bei einem eignen Staategerihte zu vermuthende größere 
Tanglichfeit zue Behandlung von Staatsproceſſen für die 
Erftrekung feiner Yurisdiction auf die Anlagen des Für: 
ften gegen feine Winifter fprehen. Da nun aber einer 
Seits eine abfolute Untanglichfeit bei denjenigen Gerichten, 
denen Unterfuchung und Beftrafung der fämmtlichen übrigen 
Dienfivergehen eines Minifters jeden Falles übertragen ift, 
unmöglich vorhanden ſeyn kann ; anderer Geitd die ohne: 
dem ſchon hinreichend ſchwuͤrige Sufammenfegung eines allen 
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Verantwoitlichkeit wegen Verlegung das Volksrecht 
bejchränft, muß das Thema der Unterfuchung wieder 
genau beftimmt ausgefchieden werden. Aufzufuchen find 
nämlich die Grundfäge, welche die Fälle, die Form 
und die Schwere der Berantwortlichkeit eines Mini- 
ſters beftinmen, und zwar fowohl, wenn er fid) 
durch Eontrafignarur eines vom Fuͤrſten eigentlid) aus⸗ 
gehenden Befehles für denfelben verantwortlich macht, 
als wenn er felbftftändig und ohne durch den Willen 
des Staatsoberhauptes veranlaßt zu feyn eine Verfaſ⸗ 
fungs-Verlegung begangen haben foll. — Ausgeſchloſ⸗ 
fen aber von der Betrachtung bleibt die ganze Lehre 
von den gemeinen Verbrechen oder den gewoͤhnlichen 
Dienfigergeben eines Miniſters, d. h. ſolchen, durch 
welche nicht die Verfaſſung, fondern entweder die Ord⸗ 
nung und Rechtlichkeit der Verwaltung oder ein gewoͤhn⸗ 
liches Privat⸗Geſetz mittelſt Mißbrauchs des anvertrau⸗ 
ten Amtes verletzt wird *), als zu weit vom Ziele abfuͤh⸗ 
rend, und die reine Begraͤnzung der Aufgabe verwiſchend. 





Forderungen entſprechenden Staatsgerichtes durch die neue 
Beruͤcſichtigung des Verhaͤltniſſes eines klagenden Fuͤrſten 
zum beklagten Miniſter noch um ein Veträchtliches erihwert 
würde: fo ift diefes eine Moment nicht ſehr hoch in An: 
flag zu bringen. 

u 4) Wenn es vielleicht fbeinen möchte, als werde dur Die 
Ausſcheidung der gemeinen Vergehen und der eine Ber: 
faffunggverlegung nicht enthaltenden Dienftverfehlungen ei: 
ned Minifterd der Kreis der Unterfuchung zu enge gezogen: 
fo ift einmal zu bemerten, daß — wie unten in Buch I, Cap. 
4, 6. 1 näher ausgeführt werden wird — die obeuge: 
nannten Vergehen einer ganz andern Gerichtöbarfeit nnter: 
worfen werden muͤſſen, fomit auch nicht einmal in formeller 


Noch viel weniger werben im Wolgenben eine 
Beachtung finden ; erftens die Erdrferung derjenigen 
Bäfe, in welchen ber Fuͤrſt felbft ansnahmöweife 
noch in der Lage iff das Grundgeſetz zu verlegen; zwei⸗ 
feus die geſammte Verantwortlichkeit der unters 
geordneten Beamten, und zwar ſowohl diejenis 
gen, welche fie wegen eined Angriffes auf bie Verfaf⸗ 
fung ſelbſt trifft, als bie gewdhnliche Strafgeſetzgebung 
wegen anderweitiger, gemeiner Amtsvergehen 5; drit⸗ 
tens endlich die gefammte Berantworglichkeit ver Volks⸗ 
vertrerer, fen es daß diefelbe Durch ben zur gerichts 
lichen MWertpeidigung des Grundgeſetzes beftimmten 
Staatögerichtöhpf, durch die betreffende ſtaͤndiſche Kam⸗ 
mer, oder durch Die gewöhnlichen Gerichte des Staates 
ausgeuͤbt werben würde, 

Die Verantwortlichkeit der Minifter vpr einem Ge⸗ 


Beziehung mit dem bier gewählten Zhema sufammenbäns 
gen; zweitens aber, daß die gerichtliche Verfolgung berfels 
ben, da wo fie dem Valksvertreter im Intereffe der Rechte 
bes Volles wuͤnſchenswerth feheinen möchte, gar keiner bes 
fondern Schwuͤrigkeiten unterliegt, fondern wie jeder an: 
bere Fall einer Geſetzesuͤbertretung zu behandeln iſt. 

5) Uebrigend werden durch die (Erörterung ber fperiellen Mi: 
nifter: Perantworslichkeit auch beinabe alle Fragen, welde 
die Merantwortlichleit der Unterbeamten betreffen, beant⸗ 
wortet, indem der Stand und Rang des Angefchuldigten 
feinen Unterſchied in der Sache oder der Form macht. Nur 
bie beiden Fragen, warn der untergeordnete Diener felbits 
ſtaͤndig handelt, und warn ex Dusch den Befehl eines offen: 
baren Verbrechens von dem Gehorſame befreit ift, find 
bier eigenthuͤmlich und laſſen eine eigene genauere Unter⸗ 
ſuchung zu. 
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richte iſt eine Maasregel, welche eben fo gut eine po⸗ 
litiſche ald eine rechtliche Seite hat. Der Zweck 
ift ein politifcher. Es foll dad Grundgeleg des Staas 
ted gegen Verlegungen und Untergrabungen gefährlis 
der Art gefichert werden. Das Mittel aber ift ein 
rechtliches. Der Gegenftand kann alfo nur dann als 
vollftändig erbrtert angefehen werden, wenn fowohl die 
rechtlichen als die politifchen Fragen geldör find. Es 
wird zu Beiden ber Verſuch in Folgenden gemacht 
werden. — Bei einem noch fo wenig in allen feinen 
Theilen bearbeiteten und durchgedachten Gegenftande 
der auch im wirklichen Leben noch beinahe überall näs 
here Borfchriften erft erwartet, ihrer aber aud) bedarf, 
find ohne Zweifel Bemerkungen über die wuͤnſchenswer⸗ 
thefte Einrichtung der Sache an ber Stelle. Es wird 
dadurdy der Entwidlung des pofitiven Rechtes, wo ein 
folches beſteht, Fein verwirrender Eintrag gethan werden. 

Da die Kenntniß von der Gefchichte einer Eins 
‚ ridtung unentbehrlich ift zur richtigen Einficht in dies 
felbe, fo folge der dogmatiſchen Abhandlung eine mdgs 
lichſt vollftändige Erzählung der in den verfchiedenen 
eonftitutionellen Staaten bis it vorgefommenen Mi⸗ 
nifteranflagen. Eine eigentlich rechtögefchichtliche Bes 
handlung. des Stoffes dagegen erfchien nicht zweckmaͤ⸗ 
Big, oder richtiger gefprochen nicht moͤglich, da der 
Grundgedanke der ganzen Inſtitution von dem Augens 


blide an, als er aus dem Principe der repräfentativen - | 


Monarchie mir Selbſtbewußtſeyn und Beſtimmtheit 
außgefchieden war, Feine Veränderungen oder auch nur 
bemerkenswerthe Ausbildungen mehr erhalten hat. Erft 
eine größere Anzahl von Procefien, oder eine vielfeitis 
gere und verfchiedenartigere Behandlung von Theore⸗ 


nikern, ober endlich und hauptſaͤchlich eine Veraͤnde⸗ 
rung der ganzen Lehre von der Einherrfehaft mit Bolks⸗ 
pertretung Tann der Lehre von der Minifter s Berante 
wortlichkeit eine Geſchichte geben, welche fie bis ige 
noch nichr bat, 


6 
6. Siterarifhe Wetizen, 

So unzweifelhaft wichtig der Gegenftand ift, und 
fo viele anregende und ſchwuͤrige Fragen dem Rechts⸗ 
gelehrten und dem Staatsmaune ſich dabei darbieten, 
ſo hat doch die Miniſter⸗Verantwortlichkeit verhaͤltniß⸗ 
maͤßig nur geringe wiſſenſchaftliche Beachtung und 
ſchriftſtelleriſche Bearbeitung gefunden. Und nicht ein⸗ 
mal entſpricht der innere Werth auch nur der Zahl der 
Schriften. Die Mehrzahl derſelben bilden leichte, nur 
anf die Neugierde oder die oberflädyliche Belehrung 
des Augenblides berechnete Flugfchriften. Und felbft 
die ernfthafteren und bedeutenderen Arbeiten laffen 
manden Wunſch unbefriedigt. Nachſtehende Aufzaͤh⸗ 
lung ſo vollſtaͤndig als moͤglich zu machen, iſt keine 
Muͤhe geſpart worden; doch kann fuͤr unbedingte Luͤcken⸗ 
loſigkeit keineswegs eingeſtanden werben, Diejenigen 
Schriften, welche Erzaͤhlungen der einzelnen Proceſſe 
enthalten, ſind unten im zweiten Buche gebbrigen Or⸗ 
tes angefuͤhrt. 


a) Dogmatifhe Übhandiungen, 
B. Constant, De la responsahilit& des ministres, 


Par., 1814, 8. Später nod) in feinem Cours de po- 
lit. oonstitut,, Bd. II, &, 63-184, aufgenommen, 








as Deutſche Äberfege u, d. T.: Ueber Berante 
wortfichkeig der Minifter, von Ekendahl. Neuft., 
1831, 8.; eben fo wieder in vollſtaͤndigem Auszuge 
in deſſen algemeiner Staatslehre, Bd, I, ©. 
167. fg. ! 


Daß dieſe Schrift mit Geiſt, Leben und Klarheit geſchrie⸗ 
ben ift und zahlreihe richtige. einzelne Bemerkungen enthält, 
it von ihrem Verfaſſer nicht anders zu erwarten. Allein daß 
fie eine gute Abhandlung über ihren Gegenftand Hefere, ift in 
Abrede zu ftellen, Theils hält fie fi viel zu fehr im Allge⸗ 
meinen und Unbeflimmten, theild dreht fie fich im Wefentlichen 
um zwei Eäde, von denen der eine beftimmt unrichtig, der an: 
dere wenigitend mehr als zweifelhaft iſt, nämlich erftend um 
die Behauptung, daß nur derjenige Mißbrauch der Amtegemwals, 
welcher fih innerhalb der Grängen der amtlichen Zuftändig: 
Feit halte, ein Amtsvergehen fen, und nur ein ſolches zu einer 
Staatsanklage fich eigne, während bei einer Ueberſchrei⸗ 
tung der Amtebefugniffe der Beamte nur ald Privatmann 
bandfe 3 zweitens aber um den Sag, daß die untergeordneten 
Beamten troß des Ihnen von Dben ertheilten Befehles verant⸗ 
wortlich feyen, Die Schrift ift auch von deutſchen Schriftſtel⸗ 
led geplündert worden, 


Marcha is de Migueaux, De la responsabilite 
des ministres. Observations sur la proposition de 
loi & ce sujet, faite & Ja chambre des Pairs par 
Mr. le comte de Lally Tollendal, et sur quelques 
opinions de M, de Constant. Par., ch. Chaslier et 
Delaunay, 1818, VIII. u. 114, ©. 8. 

Diefed nicht ohne Geiſt allein ohne irgend eine Einſicht 
in dad conftitutionelle Syſtem gefchriebene Schriftchen ſucht die 
Minifter :Berantwortlichkeit in dem aus der englifhen Werfaf 
fung uͤberlommenen Einne als die Quelle von Anarchie und 
Ummälzung darzuftellen. Die ganze Staatsverwaltung gehoͤre 
dem Könige nicht den Miniſtern, und diefe feyen wur für bie 
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demeinen Verdrechen bed Verrathes und der Erpeeffung, und 
zwar nur einzeln nicht als Geſammtheit verantwortlih. Der 
allerdings nöthige Schutz ber Rechte ber Buͤrger finde ſich le⸗ 
diglich in dem Steuerverweigerungs rechte der, Kammern ! 


J. P. Pag£&s, De la responsabilite ministerielle, et 
de la necessitt d’organiser le mode d’accusation 
et de jugement des ministres. Par., ch. Bechat, 
1818, IL u. 94 ©., 8. 

Ziemlich oberflaͤchliche und nicht felten pr Fremdartiges 
geſchwaͤtzig und unklar abſchweifende Flugſchrift, deren Verf. 
jedoch eine einfache richtige Unfiht in der Hauptſache und ein: 
zeln im Vorbeigehen gemachte richtige Bemerkungen nicht ber 
firitten werden können. 


J. Rey, De la responsabilit€ des agens du pouvoir 
d’apres nos lois actuelles etc. Par., ch. Lhuillier, 
1818. Il u, 88 ©., 8. 

Der Verf. befchränft ſich auf das pofitive franzoͤſiſche Recht, 
und fucht darzuthun, weiche Verbrechen unter den unbeſtimm⸗ 
ten allgemeinen Ausdrüden der Karte von 1814 begriffen feven. 
Die Aufzählung ift aber weder volftändig, noch völlig richtig, 
noch endlich logifch geordnet. 


Ch. Loyson, de la responsabilitt des ministres. 
Par., ch. Pelissier, 1819, II, 60 ©. 8 

(Sta &l,) de la responsabilite des ministres et du 
projet deloi sur la mode de proceder en cas d’ac- 
cusation d’en ministre. Par., 1819. 8. 


Cottu, Consideration sur la mise en acousation des 
ministres. Par.,-ch. Dupont, 1827, IV u. 95 S., 8. 
Zunaͤchſt auf eine gegen dad Minifterium Villele gu 
zichtende Anklage berechnet, und fomit mehr in aufregendem 
als unterfuhendem und wiſſetgſchaftlichem Geifte geſchrieben. 
Do ſucht der Verf. feinen beſondern Swe auch Dusch allge: 
meine Grmubfäge zu fördern, welche aber nicht aubers als aber: 
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Malie und tbeikweite ſelbſt unrichtig bezeichnet werben können, 
@iner ernfilihen Beachtung ganz unwerth. 


Ferrier, De la responsabilit& ministerielle relati- 
vement à l’administration des Finances. Par. et 
Lille, ch. Chatet 1832 II u, 40 &., 8. 

(Buddeus,) die Miniſterverantwortlichkeit in conſti⸗ 
turionelen Monarchieen. Monographie eined alten 
Gefchäffeniannes. Leipzig bei Köhler, 1833, XVI 
und 280 S., 8. 

Bis itzt allerdings das Hauptwerk über dieſen Gegenftand, 
Daffelde zerfällt in zwei Mbtheilungen, in eine dogmatiſche Ab⸗ 
bandlung (&. 1—100.) und in eine, dem Umfangs nad ziems 
li vollſtaͤndige, hiftorifch-Fritifhe Weberficht über die pofttiven 
Beſtimmungen der europäifchen Mepräfentativ:Stagten CE. 104 
—-1280). Es ift an der Wrbeit großer Fleiß und aufrichtigen 
enter Wille unverkennbar , der richtigen und gehörig begruͤnde⸗ 
ten Unfichten find viele, und ed ſcheut ſich der Verf. keines⸗ 
wegs, einer Lieblingsmelnung der Zeit offen entgegenzutreten, 
wenn er fie für unrichtig Hält. Die Materie wird fo ziemlich 
in ihrem ganzen Umfange hehandelt. Namentlich find and bie 
zahlreichen, freilich nicht ganz bequem angegebenen, Parallel: 
Stelien eine ſchaͤzenswerthe Zugabe. Allein es laffen ſich auch, 
abgeſehen won manden einzelnen Behauptungen, welchen man 
die Zuſtimmung zu verfagen genöthigt ift, zwei bedeutende Aus⸗ 
ftelungen gegen dad Buch machen. @inmal wird dad eigent: 
li Yrocefualifhe und überhaupt das fireng Juriſtiſche ſehr 
kurz und ungenügend bebandelt, fo daß man bei ſchwuͤrigen 
Dlechtöfragen keine Hilfe findet, Zweitens aber ift der Umfang 
und der Begriff der Minifter:Verantwortlichteit im Allgemeinen 
viel zn enge feitgeftellt und bamit dem Ganzen eine falfche 
Gruntlage gegeben, Der Verf, will nämlih als Gegenſtand 
der Minifter : Verantwortlichleit nur bie Sontzafignatur verfaf: 
fungewibriger Befehle anerfennen , alle anderen verfaſſungswi⸗ 
deigen Haudlungen aber nur ber gewöhnlichen Beamten-Berant: 
wortlichkeit unterwerfen. 


Bon den Nriftofratieen, den Geſchlechts⸗, Geldes, Geis 
ſtes⸗ und BeamtensNriftofrarieen und der Minifterials 
verantwortlichleit in reinen Monardieen , ein flaat&s 
wiſſenſchaftlicher Vortrag mit Belegen aus der Zeits 
geihichte, von einem Ungenannten. Lpzg. bei Hins 
richs, VII u. 146 ©., 8. 


Diefe Schrift ift ſchon eine bedeutende und aelitreiche ges 
nannt worden; fie verdient aber nur die Bezeichnung einer 
Auggeburt wahrhaft belirirender Leidenfchaftlichfeit und Ein⸗ 
feitigleit. Der Funken Wahrheit, welcher da oder dort leuch⸗ 
ten mag, wird ganz unfichtbar in dem Nebel der Vorurtheile 
und Webertreibungen. Der größere Theil der Echrift gehört 
nicht hieher, fondern befchäftigt fih mit einigen ſelbſtgeſchaffe⸗ 
nen aber hoͤchſt bösartigen Ungeheuern, Geld: und Beamten: 
Niriftofratie genannt; was aber die Minifter-Verantwortlichfert 
betrifft, fo erklärt der Verf. eine ſolche für conftitutionelle Mo⸗ 
narcieen als einen Widerfpruc in fi, für unbefhränfte Ein: 
berrfchaften aber fchlägt er eine Anklage der Minifter vor den 
vom Fuͤrſten aus dem reichſten Grundeigenthuͤmern gemwähl: 
ten berathenden Ständen vor! Einzelnheiten und Nachweiſun⸗ 


gen über die Möglichkeit der Ausführungen fehlen ganz; deſto 


weniger Beweife von gefhichtliher Unkenntniß. 


C. 8. Scheurlen, der Staatögerichtöhof im Königs 
reich Mirttemberg, mit Hinweifung auf die analos 
gen Einrichtungen in andern teutfchen Bundesſtaa⸗ 
ten. Tuͤb. b. Fues, 1855, VI u. 138 S., 8. 


Diefe dantendwerthe Monographie iſt bie it die einzige 
mwiftenfchaftlihe Behandlung eines pofitiven beutihen Geſetzes 
über Mintfter-Berantwortlichleit. Sie zerfällt in zwei Abthei- 
Iungen. In der erften werben die Beltimmungen der wuͤrtt. 
Berfaffungs:Uirkunde einzeln und gruͤndlich erörtert, und es wird 
dabei namentlich der Verſuch gemacht, die Läden derfelben aus 
der gewöhnlichen Proceß⸗-⸗Geſetzgebung des Laudes zu ergän- 


zen. Ob dieſer Verfud oder ber in meinem Hanbbuche des wuͤrtt. 





Staatsrechtes feftgeßaltene Gedanke, daß ein eigene‘ Gele 
den für die Staatsanklage vorgefchriebenen, der wuͤrtt. @efegs 
gebung fonft fremden Anklage: Proceß näher beftimmen muͤſſe, 
der richtige ift, kann bier nicht weiter erörtert werden; nur fey 
es geftattet im Morbeigehen aufmerffam zu machen auf das 
Beiſpiel von England, wo ſich, namentlich in dem Proceſſe ge: 
gen W. Haſtings, die Nacırheile der Anwendung eines ma⸗ 
teriell unzweckmaͤßigen Werfahreus der gewöhnlichen Gerichte auf 
die Staatöproceffe fo deutiih zeigen. Die zweite Abtheilung 
der Schrift giebt den Zert der in verichiedenen deutfchen Ver⸗ 
fafunge-Urkunden und Geſetzen über Miniſter⸗Verantwortlich⸗ 
keit enthaltenen Beftimmungen, 

Außer diefen dem Gegenftande gewidmeten Mono: 
graphieen find die einfchlägigen Fragen mehr oder wes 
niger ausführlih und genägend auch noch in vielen 
Schriften Über allgemeines und poſitives Staatsrecht 
beridfichtigt. Es ift weder moͤglich noch erfprieslich, 
alle diefe Stellen einzeln zu neunen. Wo eine Mei⸗ 
nung befouderer Berüdfichtigung zu verdienen ſchien, 
ift ihr Diefelbe unten gehdrigen Drted geworden. Syn 
folgenden Schriften diefer Art ift die Materie befons 
ders ausführlich abgehandelt: B. Constant, Es- 
quisse d’une constitution, Cours de polit. const. Bd. 
1, ©. 28 fg. u. 43 fg.; L. Graverand, Des la- 
cunes de la l&gislation frangaise. Bd. II, S. 53—789.; 
Aretin und Rotteck, Staatörecht der conftitutionels 
len Monarchie, Bd. II, S. 207-2238; Malchus, 
Politit der Staatöverwaltung, Bd. I, S. 52. fg.; 
Brewern, das Verbälmiß der Staatsverwaltungs⸗ 
beamten im Staate, S. 206-235. Ferner in meis 
nem Staatörechte des K. Wuͤrttembergs, Bd. I, ©. 
6341—689.; Buͤlau, Darftellung der Verfaffung und 
Berwaltung bes Königreichd Sachſen, W. I, S. 351— 
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802. A. Hamilton, Madison and Jay, The 
Federalist, Nr. 64 u. 65j Story, Gommentaries on 


the eonstitution of the United States, Bd; 1, ©: 314 
— 279. 


b) Ständifche Arbeitens, 
a; Der franzdfifhen Kärmiern; 

Die Karte Ludwigs XVII: enthält bekanntlich 
nur ganz kurze und durch ihre KBefchränlungen ber 
Verantwortlichleit auf zwei einzelne Fälle fogar faft 
nachtheilige Beſtimmungen. Das Nähere follte erft 
durch Geſetze befiimmt und erläutert werden, Die 
Karte von 1830 wiederholt diefelben in ihrer Allges 
meinheit ungenügenden Säge: Daher in Frankreich auch 
feit der Gründung der repräfentativen Monarchie das 
pofitive Beduͤrfniß eines ausführlichern Geſetzes über 
Minifteranllage: Eine lange Reihe von Verſuchen 
verfchiedener Art hat jedoch bis dieſen Augenblid 
(Ende des Jahres 1886) noch zu keinem Ergebniffe 
geführt, 

Den erfien Vorfchlag machfe am 16ten Dec. 1814 
der Abgeordnete Fayet. Er wurde won ibm in ges 
beimer Sitzung entwidelt und umfaßte nicht nur Die 
Beſtimmungen über bie einzelnen Fälle ver Miniſter⸗ 
verautwortlichkeit, fordern auch das ganze dabei zu 
beobachtende gericytliche Verfahren. Derfelbe ift nur 
theilweife befannt gemacht (ſ. Moniteur, 1817, &;78,) 
und hatte unmittelbar Eeinen weitern Erfolg. 

Schr im Wiberfpruche mit den früheren , nicht 
ſowohl eine Begruͤndung als eine Verhoͤhnung des 
Grundgefeges der Miniſterverantwortlichkeit enthaltens 





den napoleonifchen Geſetzen fichen die Art. 38-50, 
der Zuſatz⸗Acte vom 14teh April 1815, durch welche 
bie Berantwortlichkeit wegen ‚Gefährdung der Natios 
nals&icherheit oder der Nationals&hre‘’ anerlannt und 
bie Form ded Verfahrens in der Deputirtens und 
in der Pairs⸗Kammer in den allgemeinften Grundzuͤgen 
feſtgeſtellt iſt. Die Einzelnheiten find freilich ziemlich 
ſtoffleer und in der bekannten Art der kaiſerlich frans 
zoͤſiſchen Geſetze mit Beſtimmungen über gleichgültige 
Zahlen und Termine überladen. 

Nachdem noch im Jahre 1815 die Pairs⸗Kammer 
einen Entwurf über ihr Verfahren ald Gerichtshof, 
welcher jebocy des Falles einer Staatsanklage gegen 
einen Minifter nicht befonders erwähnt, berathen,, und 
denfelben der Kammer der Abgeordneten zu ihrer Bes 
fhlußnahme zugeſchickt hatte, wo er aber nur noch 
einer Commiſſion zugewiefen wurde ohne weitere Bes 
rädfichtigung zu finden, fo regte am 10ten Dec. 1816 
Lally Tollendal in ber AbgeordnetensKammer den 
Gegenfland aufs neue an. Um 2aflen Dec. wurde 
der Vorfchlag, den König um einen Geſetzesentwurf zu 
bitten, von ihm in einer zwar geiftreichen allein obers 
flaͤchlichen Rede ausführlich entwickelt. Er unterfchied 
zwiſchen der immer beflchenden allgemeinen Verant⸗ 
wortlichkeit, welche nur zu Entziehbung des Bertrauend 
führen könne, und den feltenen Fällen einer criminellen 
Auflage. Für legtere wollte er Ausſchließung aller 
Rechtsmittel und der Begnadigung; bei Hochverrath 
Todesſtrafe. Ueber das Berichtöverfahren machte. er 
keine Vorfchläge. Die Kammer befchloß loco dicta- 
turae den Druck des (aus 12 Artikeln beſtehenden) Ent 
wurfes (f. die Berbifenslichung im Moniteur, von 1817, 
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S. 41), und fegte eine Commiſſion zur Begutachtung 
nieder. Hiebei hatte jedoch der Berrieb diefer Sache 
fein Bewenden, da wenige Tage fpäter, nämlich am 
sten Februar 1817, der Siegelbewahrer Pasquter 
der Abgeorbneten= Kammer zwei manchfach verwandte 
GefeßessEntwärfe vorlegte, über Minifter-Berantworts 
lichkeit in 16 Artikeln und über die Gerichtöbarkeit 


der Pairskammer in 24 Artikeln. Lally⸗Tollen⸗ 


dals Vortrag war ſowohl in der Rede des Miniſters 
als in dem Juhalte der Entwuͤrfe nach den leitenden 
Grundideen und nach Einzelnheiten fehr benägt, und 
namentlich auch hier wieder auf die (ſich ganz von 
felbft verſtehende) Unterfcheidung zwiichen allgemeiner 
Minifter-Verantwortung und der juriftifchen fürmlichen 
Anklage fehr gedrungen. Die weſentlichſten Beſtim⸗ 
‚ mungen des Entwurfed über die Minifter : Berantworts 
lichkeit waren nachfiehende: der in ber Abgeordneten⸗ 
Kammer geftellte Antrag zur Anklage foll einer Goms 
miffion von neun Mitgliedern zugefertigt werden, damit 
diefe eine vorläufige Unterfuchung über deren Begruͤn⸗ 
dung veranftslte und darüber innerhalb vierzehu Tas 
gen bis laͤugſtens Hier Wochen berichte, Dreimal fol 
in der Kammer, jein einem Zwilchenraume von wes 
nigftend acht Tagen, über die Annahme und Verwer⸗ 
fung berathen werben, wobei jedesmal Verwerfang, 
Annahme aber nur bei dreifacher Mebereinftimmung 
mdglich if. Der Beſchluß der Anklage ift dem Kö: 
nige mitzutheilen. Die Verfolgung der Anklage vor 
der Pairskammer ftehe fünf Anklage: Sommiflären zu, 
und zwar dauert die Guͤltigkeit des Beichluffes auch 
nad) einer Vertagung und felbft nad) einer. Aufloͤſung 
der Kammer ber Abgeordneten fort. Sogar. follte bie 
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eiamal gewaͤhlten Anklage⸗Commiſſaͤre in der Commiſ⸗ 
ſion bleiben ohne neue Ernennung, wenn ſie nur uͤber⸗ 
haupt wieder zu Abgeordneten gewaͤhlt wuͤrden. — 
Auch dieſer Vorſchlag kam jedoch nicht zur Berathung, 
viel weniger zur Beſchlußnahme. 

Am 28ſten Jaͤnner 1819 brachte daher ber Siegel⸗ 
bewahrer Deſerre einen neuen Geſetzesentwurf Na⸗ 
mens der Regirung an die Kammer der Abgeordneten. 
Er beſtand in 29 Artikeln, und ſchlug vor, daß nach 
geſchehener Anklage drei Tage Zwiſchenzeit verfließen 
muͤſſen, ehe die Kammer daruͤber entſcheide, ob ſie er⸗ 
heblich ſey oder nicht. Die genehmigte Anklage ſey 
dem Miniſter mitzutheilen und ihm eine Friſt von 
acht Tagen zur Vorbringung ſeiner Gegengruͤnde einzu⸗ 
raͤumen. Falle der Beſchluß derſelben ungeachtet da⸗ 
hin aus, daß die Klage zu verfolgen ſey, ſo werde 
zum eine Commiſſion von neun Mitgliedern zur Entwer⸗ 
fung der einzelnen Klage⸗Artikel niedergefeht. Nun 
verfolge der Entwurf die Bahn des Projected von 1817 
mit dem Unterfchiebe jedoch , daß ber Beſchluß der 
Abgeordneten » Kammer dem Könige nicht mitzutheilen 
war, nnd Daß nach einer Aufldfung der Kammer aud) 
die wieder zu Deputirten ernannten Yullage » Coms 
miffäre neu erwählt werden follten. — Da diefer 
Vorſchlag der Regirung das Loos feiner Vorgänger 
theilte, ein ueuer aber während ber übrigen ganzen Zeit 
der Reilaurationd: Periode, troß dem, daß faft jährlicy 
mehr oder weniger beftimmte Anträge yon Mitgliedern 
der Kammern geftellt wurden, nicht wieder eingebracht 
ward: fo ereignete es fich, daß im Yugenblide der 
Juli⸗Umwaͤlzung nod) fein Gefeß über Gegenftand oder 
vorm der Minijter s Anklage vorhauden war, und fich 
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sifern, ober endlich und hauptfächlich eine Veraͤnde⸗ 
rung ber ganzen Lehre von der Einherrſchaft mir Volles 
vertretung kann der Lehre von der Minifter s Berant- 
wortlichkeit eine Geſchichte geben, welche fie bis ige 
noch nichr bat, 


$ 6. 
6 Fiterariſche Astizen. 


So unzweifelhaft wichtig der Gegenſtand iſt, und 
ſo viele anregende und ſchwuͤrige Fragen dem Rechts⸗ 
gelehrten und dem Staatsmaune ſich dabei darbieten, 
fo hat doch die Miniſter⸗Verantwortlichkeit verhaͤltniße⸗ 
mäßig nur geringe wiffenfchaftlihe Beachtung und 
ſchriftſtelleriſche Bearbeitung gefunden. Und nicht ein⸗ 
mal entfpricht der innere Werth auch nur der Zahl ber 
Schriften. Die Mehrzahl derfelben bilden leichte, nur 
anf die Neugierde oder die oberflächliche Belehrung 
des Augenblicdes berechnete Flugfchriften. Und felbft 
die ernflhafteren und bedeutenderen Arbeiten laffen 
manchen Wunſch unbefriedigt. Nachftehende Aufzähs 
lung ſo vollſtaͤndig als moͤglich zu machen, iſt keine 
Mühe geſpart worden; doch kann für unbedingte Luͤcken⸗ 
loſigkeit keineswegs eingeftanden werden, Diejenigen 
Schriften, welche Erzählungen ber einzelnen Proceſſe 
enthalten, find unten im zweiten Buche pebbrigen Or⸗ 
tes angefuͤhrt. 


a) Dogmatifbe Üshandlungen, 
B. Constant, De la responsabilit€ des ministres, 


Par., 1814, 8, Später noch in feinem Cours de po- 
lit. constitut,, Bd. II, ©, 63-134, aufgenommen, 


as Deutfihe Äberfepe u. d. T.: Ueber Berants 
wortlichkeig der Minifter, von Ekendahl. Neuft., 
1831, 8.; eben fo wieder in yollftändigem Auszuge 
ia deſſen allgemeiner Staatslehre, Bd, I, ©. 
167. fg. ' 


Daß dieſe Schrift mit Geiſt, Leben und Klarheit gefchries 
ben tft umb zahlreiche richtige. einzelne Bemerkungen enthält, 
it von ihrem Derfafler nicht anberd zu erwarten. Allein daß 
fie eine gute Abhandlung über ihren Gegenftand liefere, ift in 
Mbrede zu ftellen, Theile haͤlt fie ſich viel zu fehr im Allge⸗ 
meinen und Unbefimmten, theils dreht fie ſich im Weſentlichen 
um zwei Eaͤtze, von denen der eine beſtimmt unrichtig, ber an: 
dere wenigftend mehr als zweifelhaft ift, nämlich erftend um 
die Behauprung, daB nur derjenige Mißbrauch der Amtsgewalt, 
welcher ſich innerbalb der Graͤnzen der amtlichen Zuſtaͤndig⸗ 
Teit halte, ein Amtövergehen fen, und nur ein ſolches zu einer 
Staatsanklage fih eigne, während bei einer Ueberſchrei⸗ 
tung der Amtäbefugniffe der Beamte nur ald Privatmann 
bandje 3 zweitend aber um den Satz, daß die untergeordneten 
Beamten troß bes Ihnen von Oben ertheilten Befehles verante 
wortlih feven, Die Echrift ift auch von deutſchen Schriftſtel⸗ 
lein geyluͤndert worden, 


Ma rchais de Miggeaux, De la responsabjlite 
des ministres. Observations sur la proposition de 
loi & ce sujet, faite & Ja chambre des Pairs par 
Mr. le comte de Lally Tollendal, et gur quelques 
opinions de M, de Constant. Par., ch. Chaslier et 
Delaunay, 1818, VII. u. 114, ©. 8. 

Diefed nicht ohne Geiſt allein ohne irgend eine Einſicht 
in das conftitutionelle Syſtem gefchriebene Schriftchen ſucht die 
Miniiter sVerantwortlichteit in dem aus ber englifhen Verfaſ⸗ 
fang Wberlommenen Einne als die Quelle von Anarchie und 
Umwälzung bdarzuftellen. Die ganze Staatsverwaltung gehoͤre 
dem Könige nicht den Miniſtern, und biefe feyen wur für bie 





oemeinen Werbrechen w Verratbed und der Erperffung, und 
zwar nur einzeln nicht ald Geſammtheit verantwortlich. Der 
allerdings nöthige Schuß der Rechte der Bürger finde ſich les 
diglich in dem Steuerverweigerungs rechte der, Kammern : 


J. P. Pages, De la responsabilite ministerielle, et 
de la necessit€ d’organiser le mode d’accusation 
et de jugement des ministres. Par, ch. Bechat, 
1818, IL u. 94 ©., 8. 

Ziemlich oberflaͤchliche und nicht felten auf Fremdartiges 
seihwägig und unklar abihweifende Flugſchrift, deren Verf. 
jedoch eine einfache richtige Auſicht in der Hauptſache und ein⸗ 
zeln im Morbeigeben gemachte richtige Bemerkungen nicht be: 
firitten werden können. 


J. Rey, De la responsabilite des agens da pouvoir 
d’apres nos lois actuelles etc. Par., ch. Lhuillier, 
1818. Il u, 88 ©., 8. 

Der Verf. beſchraͤnkt ſich auf das pofitive franzoͤſiſche Recht, 
und fucht darzuthun, welche Verbrechen unter den unbeftimm- 
ten allgemeinen QAusdrüden der Karte von 1814 begriffen feven. 
Die Aufzählung ift aber weder vollftändig, noch völlig richtig, 
noch endlich logifh geordnet. 

Ch. Loyson, de la responsabilit€ des ministres. 
Par., ch. Pelissier, 1819, II, 60 ©. 8. 

(Sta&l,) de la responsabilite des ministres et du 
projet deloi sur la mode de proceder en cas d’ac- 
cusation d’un ministre. Par., 1819. 8. 


Cottu, Consideration sur la mise en acousation des 
ministres. P ar.,-ch. Dupont, 18237, IV 1.956. 8. 
Zunaͤchſt auf eine gegen dad Minifterium Willele gu 
zichtende Anklage berechnet, und fomit mebe in aufresendem 
«ld unterfuhendem und wiſſetzſchaftlichem @eife geſchrieben. 
Doch ſucht der Verf. feinen befonbern Swed auch durch allge: 
meine Grundſaͤte zu fördern, welche aber nicht auders als ober: 
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fachlic und Weilweiſe ſelbſt uurichtig dezeichnet werden Finnen, 
Einer ernſtlichen Beachtung ganz unwerth. 


Ferrier, De la responsabilit& ministerielle relati- 
vement & l’administration des Finanres. Par. et 
Lille, ch. Chatet 1832 Il u, 40 &., 8. 

(Buddeus,) die Minifterverannworrlichfeit in conſti⸗ 
tutionellen Monarchien. Monographie eined alten 
Geſchaͤffemannes. Leipzig bei Köhler, 1833, XVI 
und 280 ©,, 8. 

Bis ist allerdings dad Hauptwerk über diefen Gegenftand, 
Daffelde zerfällt in zwei Abtheilungen, in eine dogmarifche Ab⸗ 
bandlung (&. 1—100.) und in eine, dem Umfangs nad ziem⸗ 
lich vollſtaͤndige, biftorifch-Fritifhe Ueberſicht über die pofitiven 
Beitimmungen der europäifhen Mepräfentativ:Staaten (S. 101 
—280). Es ift an der Arbeit großer Fleiß und anfrichtigen 
guter Wille unverfeunbar , der richtigen und gehörig begruͤnde⸗ 
ten Anfichten find viele, und es ſcheut ſich der Merf. keines⸗ 
wegs, einer Lieblingsmeinung der Zeit offen entgegenzutreten, 
wenn er fie für unrichtig hält. Die Materie wird fo ziemlich 
in ibrem ganzen Umfange behandelt, Namentlich find aud die 
zahlreichen, freilich nicht ganz bequem angegebenen, Parallel⸗ 
Stellen eine ſchaͤzenswerthe Zugabe. Allein es laffen fi) auch, 
abgefehen non manchen einzelnen Behauptungen, welchen man 
bie Auftimmung zu verfagen genöthigt ift, zwei bedeutende Aus⸗ 
ftelungen gegen dad Buch machen. Einmal wird das eigent: 
lich Yrocefualifhe und überhaupt dad fireng Juriſtiſche ſehr 
kurz und ungenuͤgend behandelt, fo daß man bei fchwürigen 
Rechtsfragen keine Hilfe findet, Zweitend aber ift der Umfang 
und ber Begriff der Dinifter:Verantwortlichleit im Allgemeinen 
viel zu enge feftgeftellt und damit dem Ganzen eine falfche 
Grundlage gegeben, Der Verf, will nämlid als Gegenftand 
der Minifter : Verantwortlichkeit nur die Eontrafignatur verfaf: 
fungewibriger Befehle anerfennen , alle anderen verfaſſungswi⸗ 
brigen Handlungen aber nur ber gewöhnlichen Beamten-Berant: 
weortiideit unterwerfen. Ä 





Bon den Xriftofratieen, den Geſchlechts⸗, Geld⸗, Geis 
ſtes⸗ und Beamten⸗Ariſtokratieen und der Minifteriale 
verantwortlichfeit in reinen Monarchieen; ein flaat&s 
wiffenfchaftlicher Vortrag mit Belegen aus der Zeits 
gefhichte, von einen Ungenannten. Lpzg. bei Hin⸗ 
richs, VII u. 146 ©., 8. 


Diefe Schrift ift fhon eine bedeutende und aelitreiche ges 
nannt worden; fie verdient aber nur die Bezeichnung einer 
Ausgeburt wahrhaft belirirender Leidenfhaftlihfeit und Ein: 
feitigkeit. Der Funlen Wahrheit, welcher da oder dort leuch⸗ 
ten mag, wird ganz unfichtbar in dem Nebel der Norurtheile 
und Uebertreibungen. Der größere Theil der Schrift gehört 
nicht hieher, ſondern befhäftigt fih mit einigen felbftgeichaffe: 
nen aber hoͤchſt bödartigen Ungeheuern, Geld: und Beamten: 
Nriftofratie genannt; was aber die Minifter:Berantmortlichkeit 
betrifft, fo erklärt der Verf. eine ſolche für conftitutionelle Mio: 
narcieen ale einen Widerfprud in fi, für unbeſchraͤnkte Ein: 
berrichaften aber fchlägt er eine Anklage der Minifter vor den 
vom Fürften aud den reichften Grundeigenthuͤmern gemähl: 
ten berathenden Ständen vor ! Einzelnheiten und Nachweiſun⸗ 


gen über die Möglichkeit der Ausführungen fehlen ganz; deito 


weniger Beweife von gefchichtliher Unkenntniß. 


C. 8. Scheurlen, der Staatögerichtöhof im Königs 
reich Mürttemberg, mit Hinweifung auf die analos 
gen Einrichtungen in andern teutfchen Bundesſtaa⸗ 
sen. Tuͤb. b. Fues, 1855, VI u. 138 ©., 8. 


Diefe dantenswerthe Monographie ift bie int die einzige 
wiſſenſchaftliche Behandlung eines pofitiven deutſchen Geſetzes 
über Minifter:Verantwortlicgleit. Sie zerfält in zwei Abthei⸗ 
Inngen, In ber erften werden die Beltimmungen der wirtt. 
Verfaſſungs⸗Urkunde einzeln und gruͤndlich erörtert, und es wird 
dabei namentlich der Verſuch gemacht, bie Luͤcken berfelben aus 
der gewöhnlichen Proceß⸗Geſezgebung des Landes zu ergän- 
zen. Ob dieſer Verſuch oder ber in meinem Handbuche des wirkt. 


Staatsrechtes feftgehaltene Gedanke, daß ein eigenes Gefek 
den für die Staatsanklage vorgefhriebenen, der wärtt. Geſetz⸗ 
gebung fonft fremden Anklage⸗Proceß näher beſtimmen -müffe, 
der richtige ift, kann bier nicht weiter erörtert werden; nur fey 
es geitattet im Morbeigehen aufmerffam zu mahen auf dad 
Beiipiel von England, wo ſich, namentlich in dem Proceſſe ges 
gen W. Haſtings, die Nactheile der Anwendung eines ma⸗ 
teriell unzweckmaͤßigen Verfahrens der gewöhnlichen Gerichte auf 
die Gtaatsprocefie fo deutiih zeigen. Die zweite Abtheilung 
Der Schrift giebt den Zert der in verſchiedenen deutſchen Vers 
faſſungs⸗ Urkunden und Gefepen über Dinifter: Verantwortlich 
keit enthaltenen Beſtimmungen. 

Außer dieſen dem Gegenſtande gewidmeten Mono: 
graphieen ſind die einſchlaͤgigen Fragen mehr oder we⸗ 
niger ausfuͤhrlich und genuͤgend auch noch in vielen 
Schriften über allgemeines und poſitives Staatsrecht 
beruͤckſichtigt. Es iſt weder moͤglich noch erſprieslich, 
alle dieſe Stellen einzeln zu nennen. Wo eine Mei⸗ 
nung beſonderer Beruͤckſichtigung zu verdienen ſchien, 
iſt ihr dieſelbe unten gehoͤrigen Ortes geworden. In 
folgenden Schriften dieſer Art iſt die Materie beſon⸗ 
ders ausfuͤhrlich abgehandelt: B. Constant, Es- 
quisse d'une constitution, Cours de polit. const. Bd, 
1, ©. 23 fg. u. 493 fg.; L. Graverand, Des la- 
cunes de la legislation frangaise. Bd. IL, ©. 53—79.; 
Aretin und Rotred, Staatöredht der conftitutionels 
len Monarchie, Bd. I, S. 207-2885; Malchus, 
Politik der Staatsverwaltung, Bd. I, ©. 52. fg.; 
Brewern, dad Berbälmiß der Staatöverwaltungss 
beamten im Etaate, S. 206-235. Ferner in meis 
nem Staatsrechte ded K. Wuͤrttembergs, Bd. I, ©. 
634—689.; Bülau, Darftellung der Verfaſſung und 
Verwaltung des Königreich Sachfen, Wo. L, S. 351— 
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268. A. Hamilton, Madison and Jay, The 
Federalist, Nr. 64 u. 65j Story, Gommentaries on 
the eonstitution of the United States, Bd, II, S. 314 
2378: 


b) Ständifche Arbeiten, 
a; Der franzo ſiſchen Kammern. 

Die Karte Ludwigs XVII: enthält Bekanntlich 
nur gauz kurze und durch ihre Befichränlungen der 
Verantwortlichkeit auf zwei einzelne Fälle fogar faft 
nachtheilige Beſtimmungen. Das Nähere follte erft 
durch Gefege beſtimmt und erläutert werden Die 
Karte von 1830 wiederholt diefelben in ihrer Allges 
meinheit ungenuͤgenden Säge. Daher in Frankreich auch 
ſeit der Gruͤndung der repraͤſentativen Monarchie das 
poſitive Beduͤrfniß eines ausfuͤhrlichern Geſetzes über 
Miniſteranklage. Eine lange Reihe von Verſuchen 
verſchiedener Art hat jedoch bis dieſen Augenblick 
(Ende des Jahres 1886) noch zu keinem Ergebniſſe 
gefuͤhrt. 

Den erſten Vorſchlag machte am 16ten Dec. 1814 
der Abgeordnete Fayet. Er wurde won ihm in ges 
heimer Sitzung entwidelt und umfaßte nicht nur die 
Beſtimmungen über die einzelnen Fälle ver Minifters 
verantwortlichfeie , fondern auch Das ganze dabei zu 
beobacdhtende geridytliche Verfahren. Derfelbe ift nur 
theilweife befannt gemacht (f; Moniteur, 1817, &;78,) 
und hatte unmittelbar feinen weitern Erfolg: 

Schr im Widerfpruche mit den früheren , nicht 
fowohl eine Begründung als eine Verhoͤhnung des 
Grundgeſetzes ber Miniſterverantwortlichkeit enthaltens 





den napoleonifchen Geſetzen fichen bie Art. 38—50, 
der Zuſatz⸗Acte vom 14ten April 1815, durch welche 
die Derantwortlichkeit: wegen „Gefaͤhrdung der Natios 
nal⸗Sicherheit oder ber NationalsEhre‘ anerkannt und 
die Zorm des VBerfahrend in ber Deputittens und 
in der Pairs⸗Kammer in den allgemeinften Grundzigen 
feſtgeſtelt iſt. Die Einzelnheiten find freilich ziemlich 
ftoffleer und in der befannten Art der kaiferlich frans 
zoͤſiſchen Gefege mir Beſtimmungen über gleichgültige 
Zahlen und Termine überladen. 

Nachdem noch im Fahre 1815 die PairdsKammer 
einen Entwurf über ihr erfahren ald Gerichtshof, 
welcher jedoch des Falles einer Staatsanklage gegen 
einen Minifter nicht befonderö erwähnt, berathen, und 
denfelben der Kammer der Abgeordneten zu ihrer Bes 
ſchlußnahme zugefchidt hatte, wo er aber nur noch 
einer Eommiffion zugewiefen wurde ohne weitere Bes 
ruͤckfichtiguug zu finden, fo regte am 10ten Dec. 1816 
Lally Tollendal in der AbgeorbnetensKammer den 
Gegeufland auf's neue an. Um Saflen Dec. wurde 
der Vorfchlag, den König um einen Gefegesentwurf zu 
bitten, von ihm in einer zwar geiftreichen allein obers 
flächlicden Rede ausführlich entwidelt. Er unterfchied 
zwifchen ber immer beftehenden allgemeinen Berants 
wortlichkeit, welche nur zu Entziehung des Bertrauens 
führen Eonne, und den feltenen Fällen einer criminellen 
Anklage. Fuͤr letztere wollte er Ausſchliefiung aller 
Nechtsmittel und der Begnadigung; bei Hochverrath 
Todesſtrafe. Ueber das Gerichtsverfahren machte er 
keine Vorſchlaͤge. Die Kammer beſchloß loco dicta- 
turae den Drud des (aud 12 Artikeln beftehenden) Ents 
wurfed (f. die Berdffentlichung im Moniteur, von 1817, 
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©. 41), und ſetzte eine Commiſſion zur Begutachtung 
"nieder. Hiebei hatte jedoch der Berrieb dieſer Sache 
fein Bewenden, da wenige Tage fpäter, nämlich am 
Sten Februar 1817, ber Siegelbewahrer Pasquier 
der Abgeordneten: Kanımer zwei mandyfad) verwandte 
Geſetzes⸗Entwuͤrfe vorlegte, über Minifier-Berantworts 
lichkeit _in 16 Artifeln und über die Gerichtöbarkeit 
der Vairöfammer in 24 Artikeln. Lally⸗Tollen⸗ 
dal's Vortrag war fowohl in der Rede des Minifterd 
als in dem Inhalte der Entwürfe nach den leitenden 
Grundideen und nad) Einzelnheisen fehr bendgt, und 
namentlich auch bier wieder auf die (fi) ganz von 
felbft verftehende) Unterfcheidung zwifchen allgemeiner 
Minifter-Berantwortung und der juriftifchen foͤrmlichen 
Anklage fehr gedrungen. Die wefentlichiten Beſtim⸗ 
‚ mungen des Entwurfes über die Minifter + Berantworts 
lichkeit waren nachftehende: der in ber Abgeorbnetens 
Kammer geftellte Antrag zur Anklage foll einer Com⸗ 
miffion von neun Mitgliedern zugefertigt werden, damit 
diefe eine vorläufige Unterfuchung über deren Begrüns 
dung veranftalte und darüber innerhalb vierzehn Tas 
gen bis längfiend vier Wochen berichte, Dreimal fol 
in der Kammer, jein einem Zwifchenraume von wes 
nigftens acht Tagen, über die Annahme und Verwer⸗ 
fung berathen werbeu, wobei jebesmal DBerwerfang, 
Annahme aber nur bei dreifacher Uebereinſtimmung 
möglich iſt. Der Beſchluß der Anklage ift dem Kb: 
nige mitzutheilen. Die Verfolgung der Anklage vor 
der Pairskammer ftehe fünf Anklage⸗Commiſſaͤren zu, 
und zwar dauert bie Gültigkeit des Beſchluſſes auch 
nad) einer Vertagung und felbft nach einer Auflbfung 
der Kammer ber Abgeordneten fort. Sogar follte bie 


einmal gewählten Anklage⸗Commiſſaͤre in der Commiſ⸗ 
fon bleiben ohne neue Ernennung, wenn fie nur übers 
haupt wieder zu Abgeorbneten gewählt würden. — 
Auch diefer Vorfchlag kam jedoch nicht zur Berathung, 
viel weniger zur Beſchlußnahme. 

Am 2s8ſten Jänner 1819 brachte daher der Siegel⸗ 
bewahrer Deferre einen nenen Gefeßedentwurf Nas 
mens der Regirung an die Kammer der Abgeordneten. 
Er befland in 29 Artikeln, und fchlug vor, daß nach 
gefchehener Anklage drei Tage Zwifchenzeit verfließen 
muͤſſen, ehe die Kammer darüber enrfcheide, ob fie ers 
beblich fey oder nicht. Die genehmigte Anklage fey 
dem Minifter mitzurheilen und ihm eine Frift von 
acht Tagen zur Vorbringung feiner Gegengründe einzus 
räumen. Kalle der Beſchluß derfelben ungeachtet das 
bin aus, daß die Klage zu verfolgen fey , fo werde 
nun eine Commilfton von neun Mitgliedern zur Eutwer⸗ 
fung der einzelnen KlagesArtitel niedergefegt. Nun 
verfolgt der Entwurf die Bahn des Projected von 1817 
mit dem Unterfchiede jedoch , daß der Beſchluß der 
Abgeordneten s Kammer dem Könige nicht mitzurheilen 
wer, und Daß nach einer Aufidfung der Kammer auch 
die wieder zu Deputirten ernannten Anklage s Coms 
miffäre nen erwählt werben follten. — Da diefer 
Vorfchlag der Regirung das 2008 feiner Vorgänger 
theilte, ein neuer aber während der übrigen ganzen Zeit 
der Reftaurationd: Periode, troß bem, daß faft jährlich 
mehr oder weniger beftimmte Anträge von Mitgliedern 
der Kammern geftellt wurden, nicht wieder eingebracht 
ward: fo ereignete es fich, daß im Augenblide der 
Juli⸗Umwaͤlzung noch fein Gefeß über Gegenſtand oder 
Form der Minister s Unflage vorhanden war, und fich 
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die beiden Kammern in der uͤbeln Lage befanden , ihr 
Verfahren gegen die legten Minifter Karls X. nach 
Gutduͤnken ordnen zu müffen. 

Auch die neue Regirung erfüllte die in der Karte 
übernommene Verbindlichkeit der aldbaldigen Erlaſſung 
eined Gefeßes nicht, freilich durch andere dringende 
Sorgen billigerweife davon abgehalten. Erft am 2ten 
December 18323 legte das Minifterium einen Entwurf 
vor (dem ein von dem Abgeordneten Devaux geftell: 
ter ausführlicher Antrag vorangegangen war). Ders 
felbe behandelte, in 50 Artikeln, den Gegenftand fehr 
ausführlich, Übrigens im Mefentlichen den Regirungs⸗ 
Entwürfen von 1818 und 1819 ſich mit wenigen und 
nicht fehr bedeutenden Aenderungen anfchließend. Das 
Verfahren vor dem Pairsgerichtshofe war ausführlich 
beftimmt, und fchließlich noch eine Reihe von Beftims 
mungen über die Verantioortlichkeit der untergeordneten 
Negirungd-Organe vor den gewöhnlichen Gerichten bei⸗ 
gefügt. — Der Entwurf wurde einer Commiffton zur 
Begutachtung übergeben, und auch der ausführliche, 
fehr wefentliche Uenderimgen enthaltende Vortrag derfel: 
ben durch den Abgeordneten Beranger am 2often 
April 1833 erftattet. Diefe Nenderungen, welchen 
theilweife die Anträge von Devaux zu Grunde lagen, 
betrafen theils eine einzufchaltende. Civil-Verantwort⸗ 
lichkeit der Minifter wegen Amtshandlungen, theils 
erweiterten fie die Artikel über dad Verfahren vor dem 
Pairdhofe in einer Anklage gegen einen Minifter zu 
einem allgemeinen Gefeße: über die fammtlichen Arten 
von Gerichtsbarkeit, welche der Pairskammer nach der 
Karte zuftehen follen. Der Gegenftand kam aber auch 
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dießmal nicht mehr zur Verhandlung vor dem Schluſſe 
der Sitzungen. 

Am 10ten Jaͤnner 1834 brachte daher der Sie⸗ 
gelbewahrer Barthe einen neuen, aus 51 Artikeln 
beftehenden Entwurf in der Kammer der Abgeordneten 
ein, der ebenfalld wieder von Beranger begutachtet, 
allein abermals nicht zur Verhandlung gebracht wurde. 
Der neue Entwurf war in fo fern von dem früheren 
verſchieden, als er die Civil= Verantmwortlichkeit der 
Minifter nad) dem Vorſchlage der Commiſſion des vo⸗ 
rigen Jahres annahm. Dagegen verweigerte er aus⸗ 
dridlich die Aufnahme der fämmtlichen Beftimmungen 
über die Gerichtöbarkeit des Pairshofes, Diefelbe einem 
fpätern eigenen Gefeße vorbehaltend. 

Gleih in der erften Sigung der neuen Seſſion, 
am 1ften Dec. 1834, brachte die Negirung wieder einen 
Entwurf ein, um damit ihren ernftliden Willen zu 
endlicher Feftfegung dieſes Geſetzes zu zeigen; allein. 
abermals vergeblih. Zwar fam er dieſes Mal in der 
Kammer der Abgeordneten nicht nur zur Begutachtung 
(durch Eauzer), fondern auch zur Berathung, und, 
ward auch von derfelben, freilich mit fehr wefentlichen 
Aenderungen, angenommen; allein die Pairskammer, 
beſchaͤftigte fich nicht mehr mit dem Gegenftande. Der, 
Entwurf war namentlih von feinem unmittelbaren 
Vorgänger darin verfchieden, daß er die Civil⸗Verant⸗ 
wortlichfeit der Minifter wieder zuruͤcknahm, weil fie 
eine Unbilligkeit fey und Männer von Bedeutung von 
der Uebernahme eines Minifteriumd abhalten wurde. 

Denfelben Verlauf hatte die nächfte Seffton. Am 
26ſten Jänner 1836 wurde der von der zweiten Sams | 
mer im verfloffenen Fahre angenommene Gefegedents 
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wurf vom Siegelbewahrer auch der Pairdkammer zur 
Berathung Äbergeben. Die Kammer berieth auch wuͤrk⸗ 
Ih in einer Reihe von Sigungen den Entwurf, und 
nahm ihn, jedoch ebenfalls wieder mit manchen bebeus 
tenden Uenderungen, an. Allein diefe Aenderungen fonns 
ten der Ubgeorbneten- Sammer nicht mehr vorgelegt wer⸗ 
den, und fo blieb die Sache abermals unerledigt. Der 
von einem Mitglied der Pairskammer (Mounier) 
gemachte und mit Beifall vorläufig aufgenommene Ans 
trag, überhaupt das Verfahren vor dem Paird ses 
richtshof mittelft eined vom Oberhauſe felbft ausgehen⸗ 
den Gefeßed =: Entwurfes zu regeln, kam nicht einmal 
zur Berathung. 


BP. der wärttembergifchen Ständevers 
ſanmlung: | 
Bei den langjährigen Verhandlungen über bie 
Gründung einer neuen Verfaffung für Württemberg 
fam der Punct der Verantwortlicykeit auch wiederholt 
zur Sprache, und es führte die Discuffion am Ende 
auch zur Seftftellung des itzigen zehnten Kapitels der 
Verfaſſungs⸗Urkunde über den Staatsgerichtshof. Die 
in den Protocollen aufbewahrten Commiffionsberichte 
find jedoch wegen Mangels an fcharfer Auffaffung und 
Sonderung der Fragen von geringer Bedeutung, fey 
es für die Theorie im Allgemeinen, fey es für die Aus⸗ 
legung der pofitiven Landes: Gefekgebung im Beſon⸗ 
dern. Man vergleiche: 
Verhandlungen in der Verfammlung der Landftände 
des K. W. im J. 1817, 9. 35, ©. 94,147 fg. 


Verhandlungen u. ſ. w. im J. 1819, 9. 43, ©. 68fg. 
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d. der badifhen Kammern: 

Im J. 1820 wurde den badifchen Kammern ein 
Gefegesentwurf über die Minifters Verantwerrlichkeit 
vorgelegte, und auch von benfelben mit manchen Ver⸗ 
Änderungen angenommen. Echon im %. 18223 faud 
aber die Regirung eine theilmeife Revifion deſſelben, 
fo wie eine Vermehrung durch ausführliche Beſtimmun⸗ 
gen Über dad Verfahren bei einer Anklage nöthig. Dies 
fer Entwurf gehört zu den ausführlichften legislativen 
Arbeiten über den Gegenftand. Die Commiſſionsbe⸗ 
richte und Discuffionen der Stände, ganz befonders 
aber der erften Kammer (von Zyllhardt, Rots 
tet, Zach ariaͤ u. f. mw.) find fehr belehrend und 
ehrenwerth. Sie find ausfuͤhrlich enthalten in deu 

Verhandlungen der Ständer-Verfammlung des Großs 
berzogth. Baden. Protocolle der erften Kammer. 

1820, 9. 3, ©. 487 fg.; 9.4, ©. 616 fo.; 

H. 5, S. 749 fg.; 1822, Bd. 1, ©. 28 fg, 

46 fg., 301 fg. — Protocolle der zweiten Kanız 

mer, 1820, H.8, ©. 135 fg.; 9.9, ©.76 fg. ; 

1822, Bd. X, Beil. zur 8Hten Sig. u. ©. 401 fg. 

Trog dem aber, daß die Stände den Entwurf im 
Weſentlichen annahmen, ift er von der Regirung nie 
als Geſetz publicirt worden (das Schidfal aller andern 
Geſetzes⸗Entwuͤrfe deffelben Landtags theilend), fo daB 
ist nur wieder das unvollftändige Gefeß von 1820 bes 
flieht. Spätere Anträge in der zweiten Kammer (von 
Duttlinger, begutachter von Rorted) haben bis 
ige Feinen Erfolg gehabt. 


y. der beffendarmflädrifhen Kammern: 
Die Berarhung des Gefeges vor 5ten Juli 1821 


über die Verantwortlichkeit der Minifter und böchften 
Staatöbeamten, führte in den beiden Kammern des 
Großherzogthums Heſſen zu ziemlich ausgedehnten, 
jedoch die Theorie nicht befonders fordernden, fondern 
fih um einige Elementar⸗Saͤtze drehenden Berathungen 
und Commiſſions⸗Berichten. Man fehe diefelben in den 
Verhandlungen in der erften Kammer der Land: 
ftände im J. 1820 (Darmft. 1824) 9. 1, 6.38, 
61; Beil. ©. 43 fg. 70, 83 fg., 107; 9.2, ©.78, 
131,145; Beil., ©.78; 9. 3,116, 145; Beil, 

©. 87. 
Verhandlungen in der zweiten Kammer, 1820. 9.2, 
Beil. S. 36 fg.; H.6, ©. 67 18. 118 fg., Beil. 

©. 5 fg. 


Erstes Buch. 


Dogmatiſche Abhandlung. 


Erſtes Kapitel. 


Ber Angeklagte. 
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1. Genauere Pehimmung des Begriffes 
FMinifßer. 


Wenn ed die Aufgabe des Inſtitutes der Minifters 
Verantwortlichkeit ift, eine gerichtliche Hilfe gegen Vers 
legungen der Verfaffung von Seiten der Staatöge:salt 
zu geben, um einer Seits Schuglofigfeit der Bürger , 
anderer Seits eine fortbaurende feindfelige Stellung der 
Stände und am Ende gar thätliche Selbſthuͤlfe zu vers 
hindern; wenn ferner diefe Anftalt wegen der Unverletz⸗ 
lichkeit der Perfon des monarchifchen Staatsoberhauptes 
gegen diejenigen feiner Organe gerichtet ift, welche uns 
mittelbar unter ihm die einzelnen Megirungszweige 
beforgen (f. oben, Einleit., 6. 4, S. 62 fg.): fo liegt 
hierin ſchon ein untriiglicher Anhaltspunct zur Beaut⸗ 
wortung der Srage, welche einzelne Groß⸗Be⸗ 
amte als verantwortlide Minifter zu bes 
trachten und zu behandeln find? Offenbar find es 
nämlich alle Diejenigen, welche irgend einem felbftftäns 
digen Theile der Gtaatsregirung in lebter Inſtanz 
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unter dem Fürften vorftehen, ohne deren beftimmte An- 
ordnung oder wenigftens Mitwirkung ſomit in Diefem 
Zweige der Staatörhätigkeir Feine von der Regirungs⸗ 
gewalt felbft ausgehende verfaffungsverlegende Hand: 
lung vorgeben Fonnte , und welche ihrer amtlichen Stel- 
lung nach in der Lage gewefen wären, Vorftellungen 
gegen diejenigen diefer Handlungen zu machen, zu 
deren Anordnung ihnen ein Befehl vom Staatsober⸗ 
haupte zufam. Gegen Solche ift Hülfe nöthig; gegen 
fie ift fie auch nicht unbillig. 

Eine genauere Zergliederung des allgemeinen Satzes 
führt zu folgenden einzelnen Beftimmungen :: 

1. Unter allen Umftänden gehört zur Begründung 
der Competenz des Staatsgerichtshofes die Bekleidung 
eines Staatsamtes. Nur gegen Mißbrauch) der 
Regirungs = Gewalt ift die ganze Einrichtung beftimmt; 
wer alfo keinen Antheil an der Regirung bat, kann 
bier auch nicht berücjichtigt werden. Er fällt, wenn 
er gegen Gefeg oderi Verfaffung etwas unternimmt , 
den gewöhnlichen Gerichten anheim, welche gegen. ihn 
wegen Hochverrathes, Widerjeglichkeit u. f. w., je nad) 
der Beichaffenheit des Falles, Verhandlung zu pflegen 
und Strafe audzufprechen haben. Die einzige - Aus: 
nahme von diefer Nichtberheiligung der bloßen Pris 
vatperfonen : fünnte eine Mitſchuld derfelben bei 
einer verfaffungswidrigen Handlung eined vor Das 
Staatögericht zu Stellenden machen. Siehe hierüber 
unten, F. 4. — Da nad) den igt überall, am meiften 
aber in repräfentativen Staaten, gebräuchlichen Eins 
richtungen und Gewohnheiten, die zum gemeinen oder 
zum Chren = Dienfte bei der Perſon des Fürften beru⸗ 
fenen Perfonen, alio Hofdiener und Hofbeamte, 
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an der Leitung der Staatöangelegenheiten durchaus 
feinen amtlichen Antheil zu nehmen haben, fo find fie 
auch binfichtlich ihrer Werantwortlichkeit lediglich als 
Privarperfonen zu behandeln. Titel und Rang, fo 
wie etwaiger perſoͤnlicher außeramtlicher Einfluß 
ändern natuͤrlich hierin nichts. Eben fo ift ungweifels 
haft, daß die fämmtlihben Kirhenbeamten, 
welche gegenüber von dem Rechts-Staate nur die 
Drgane von freiwilligen Privatgefellichaften, fomit felbft 
nur Privatperfonen find, einer Verantwortung vor dem 
Staatögerichtöhof nicht unterliegen. Was die das Ka⸗ 
binet des Fürften, d. h. feine perfönliche Kanzlei, 
bildenden Perſonen betrifft, fo kommt es lediglich auf 
den Gefchäftsfreis diefer Stelle an, ob dem Vorſtande 
derfelben (Staate:Secretair, erftem Kabinetsrath u. f. 
w.) irgend eine wuürkliche Direction eines Theiles des 
Staatöorganismus anvertraut ift, mit andern Worten, 
ob das Kabiner eine befehlende Stelle ift, oder nicht. 
Sm erfteren alle (welcher freilidd wohl nicht die 
zweckmaͤßigſte Organifation liefert) Ffann an der Com: 
petenz des Staatsgerichtes nicht gezweifelt werden; 
im andern Falle dagegen, wenn alfv dad Kabinet ledig- 
lich nur den mechanifchen Theil der vom Fürften felbit 
beforgten Gefhäfte ausführt, ift eben fo wenig an 
dDiefe Competenz zu denken. Die Mitglieder einer fol: 
chen Stelle dienen zwar dem Staatdoberhaupte als 
folchem ; allein fie haben Feine Regirungsgewalt, koͤn⸗ 
nen alio auch feine mißbrauchen. 

2. Dagegen macht die Art des Staatödien- 
ſtes feinen Unterfchied. Nicht nur die den verfchiedenen 
Zweigen des Civil = Dienftes vorgefegren Großbeamten, 
fondern aud) die oberften Leiter der bewaffneren Macht 
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unterliegen für ihre gegen die Berfaffung gehenden 
. Anordnungen. der Jurisdictiou des Staatögerichtes. 
Selbft wenn fie im Wege des militärifchen Dienftbes 
fehle von dem Fürften einen Auftrag dazu erhalten 
hätten, würben fie nicht entſchuldigt feyn. Iſt ed auch 
eine fehr ſchwuͤrige ftaatsrechtliche Frage, in wie ferne 
ein untergeordneter Milirär einem ihm verfaffungdwis - 
drig duͤnkenden Dienftbefehle Gchorfam verweigern 
darf: fo kann doch darüber Fein Zweifel feyn, daß 
der hoͤchſte dem Heere vorgefegte Beamte zu einem 
verfaflungswidrigen Gehorſam nicht verbunden iſt, und 
daß er durch folchen fich der ganzen Verautwortlich⸗ 
keit bloß ftelle *). 

3) Jeden Falls kommt der Titel bei der Ge: 
richtsbarkeit des Staatögerichtes nicht in Betracht. 
Und zwar äußert ſich dieß auf doppelte Weife. Einer 
Seits nämlih ift zur Begründung der Competenz 
nicht ndthig , daß Fein an der Spige eined Verwal⸗ 
tuugstheiles ftehender Beanıter gerade den Minifter: 
Titel führer. Auf der andern Seite dagegen wird ein 
untergeordueter oder mit Feiner Negirungs = Gewalt 
befleideter Staatödiener durdy einen bloßen Minifters 
Titel keineswegs unter dad Staatgericht geftellt. 

4) Sollte in einem Staate die, freilich nicht 
zwedimäßige , Einrichtung beftehen , daß ein minder 
bedeutender Iweig bes dffentlichen Dienftes einem ber 
regelmäßigen Minifterien (Departementd) zugetheilt 
wäre, foudern unter dem Fuͤrſten in böchfter Juſtanz 
von dem Vorſteher geleitet wuͤrde: fo wäre für Letzte⸗ 


1) ©. hierüber das Nähere unten, Nuch I, Kap. 2,1. 2. 
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ren allerdings die Competenz bed Staatögerichtes in 
Beziehung auf diefes exemte Geſchaͤft begruͤndet. Es 
ließe fich dabei denten , daß ein und derfelbe Mann 
in Beziehung auf einen ‘Theil der im übertragenen Ges 
fchäfte ald ein verantwortlicher Großbeamter, in Bes 
ziehuug auf einen andern materiell verfchiedenen 
Theil aber nur untergeordnete® Organ wäre, wo dann 
der betreffende Minifter für Befohlened und Geduldetes 
einzuftehen hätte. 

5) Die vorausfichtlide Dauer der Bekleidung 
des Amtes macht in Beziehung auf diejenigen Hands 
lungen , welche während der regelmäßig gefchehenen 
Uebertragung begangen wurden, durchaus Feinen Uns 
terfchied. Daher denn nicht nur ſolche Beamte, 
welchen ein. Minifterium definitiv übertragen wors 
den ift, fondern auch blos proviforifch damit Bes 
auftragte und Stellverteter jeder Art für die Zeit 
ihrer Amtsführung die Verantwortlichkeit zu uͤberneh⸗ 
men haben. Nun Eann es fich dabei ereignen, daß 
außer dem wegen der zundchft in Frage ſtehenden Hauds 
lung auch zunaͤchſt in Anſpruch genommenen Stellvers 
treter auch noch der eigentliche Ssubaber ber Stelle zur 
Verantwortung gezogen wird. Wenn er nämlich bie 
Maasregel entweder bereitö vorbereitet hatte, oder 
wenn er die ausgefuͤhrte ſpaͤter ausdruͤcklich billigte 
und weiter in demfelben Sinne handelte, fo erfcheint 
er ald Mitfchuldiger. 
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2. Gemeinſchaftliche Anklage mehrerer 
Minifter. 


Nicht felten tritt eine Theilnahme mehrerer 
verantwortlicher Großbeamten an einer Handlung 
ein, welche zu einer Klage geeignet ſcheint. In einis 
gen Fällen ift diefe Theilnahme nothwendig und res 
gelmäßig,, in andern blos zufällig. 

Nothwendig und alfo regelmäßig ift die Ge: 
meinfchaft, wenn die in Frage ftehende Handlung nur 
durd) eine collegialifche Berathung und Beichlußnahme 
der hoͤchſten Staatebehörde zu Stande fommen kann. 
Dieß ereignet fid) aber in zwei, von einander freilich 
wieder ſehr verfchiedenen Fallen. Einmal nämlich in 
jenen größern Staaten, deren Äußere unabhängige 
Rage eine freie Entwicklung der politifchen Partheien 
gejtattet, und welche dem zu Folge nur ein aus 
den allgemeinen Verhältniffen hervorgegangenes, in 
politifcher Beziehung homogenes , unter einem Mini- 
fter ePräfiventen vereinigtes Meinifterium haben koͤn⸗ 
nen. Hier ift zwar der einzelne Minifter in den eigent- 
lichen Berwaltungsfachen ſeines Departementd ganz 
unabhängig von feinen Amtögenoffen; allein die wich: 
tigeren allgemeinen Staatsangelegenheiten werden ge= 
meinjchaftlicy berathen und befchloffen, wobei es denn 
gleihgültig ift, ob die in Frage ſtehende Maas: 
regel der Form nach nur Einem Departement ange⸗ 
bört, oder alle zu gleicher Zeit berührt. Zweitens 
aber befteht eine regelmäßige collegialifche Berathung 
in’ jenen Eleineren (deutfchen) Staaten, welche fich zu 
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einer felbftftändigen Stellung der Minifter noch nicht 
haben ermuthigen koͤnnen, an den Traditionen der 
Geheimenräthe aus andern Zeiten und Regirungsfor: 
men Flebend. Hier find es nicht ſowohl die Das po: 
Litifche Syſtem beftimmenden und ausdruͤckenden Be: 
ſchluͤſe, welche gemeinfchaftlich zu faffen find, — 
foiche kommen wenig oder gar nicht vor, — fondern 
die gemdhnlichen Verwaltungs: Mantregeln, weldye bis, 
zur Entfcheidung der legten Inſtanz gedichen find. 

Zufällig dagegen kann eine Theilnahme meh: 
rerer Minifter in allen Staaten, welche getreunte Mi: 
nifterien haben, flatt finden, wenn nämlidy eine 
Maasregel zu ihrer Ausführung die Zufemmenwirfung . 
mehrerer Behörden und Einrichtungen erfordert, welche 
nach der beftehenden Drganifation verfchiedenen Mini— 
ferien untergeordnet find. 

Eomit wirft fid) denn in fämmtlihen Etaaten 
mit Repräfentativ = Verfaffung die Frage auf, wie es 
in dem Falle einer gemeinfchaftlichen verfaffungswiz 
drigen Handlung mehrerer Minifter zu halten ift? — 
Es iſt zu unterfcheiden: 

1. Wenn mehrere Minifter gemeinfchaftlidy unter 
ihrem Namen einen Befehl befannt machen, und fos 
mit jeder denfelben in feinem Gefchäftstheile zum 
Volzuge zu bringen verheißt, fo ift ihre Schuld gleich 
groß, und es trifft fie nicht nur gleiche Etrafe, fondern 
auch folidarifche Verbindlichkeit zum Schadenerfage. 
Der Umftand, daß etwa der eine oder der andere bis 
zu Auftelung der Klage Feine Gelegenheit fand in 
feinem Departement den ungeſetzlichen Grundſatz ſelbſt 
zur Anwendung zu bringen, kann für ihn eine Mil: 
derung der Strafe nicht zur Folge haben, indem er 
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nicht nur, in fo ferne fchon Die Ausfprechung bed vers 
foffungsverlegenden Grundfages ein Verbrechen iſt, 
‚ dasjelbe confumirt, fondern er auch, wenn Die eins 

zelnen in Folge diefes Grundſatzes vollzogenen Hands 
lungen befonderd ins Auge gefaßt und bei der Strafs 
bemeffung in Anfchlag gebracht werden, als Miturs 
beber und fogar als unmittelbarer Theilnehmer an 
den von feinen Amtsgenoſſen auf den Grund des 
gemeinfchaftlichen Befehle begangenen Handlungen 
erfcheint. Durch feine dffeutlich bekannt gemachte Mit⸗ 
unterfchrift hat er theild die Durch ihre Werhältniffe 
zu einer tharfächlichen Ausführung zunaͤchſt berufenen 
Antögenoffen ermuthigt, theild anderer Seits bie 
Birger von der VBercheidigung ihrer Rechte einzu 
ſchuͤchtern gefucht. 
| 2. Wenn der Befchluß zwar von fämmtlichen Minis 
ftern gefaßt, allein derfelbe nur von demjenigen, zu 
deffen Reffort die befchloffene Handlung gehdrt, und 
äwar unter feinem einzigen Namen vollzogen wurde, 
fo ijt zwar Legterer allerdings zunächft in Anfpruch zu 
nehmen, allein die fämmtlichen übrigen Minifter find der 
intellectuellen Miturheberfchaft der vollbrachten gefegs 
widrigen Handlung anzuflagen. Um dieſes zu kdunen 
muß aber freilih, da eine Urkunde Über den gemeins 
ſchaftlichen Beſchluß in diefem Falle nicht dffentlich 
befanıt gemacht feyn wird, entweder die Notorieräe 
der Sache oder eine Angabe des zundchft Berheiligten, 
oder endlich eine organifche Beſtimmung, welcher ges 
maß jeder Gegenftand ſolcher Art. im Minifterrache, 
befchloffen werden foll, die Mitfchuld der Uebrigen, 
wahrfcheinlih machen. Ohne alle Anzeige voraudges 
fegt darf natuͤrlich die Mitſchuld der übrigen Depar: 
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tementö=Chefö bei einer, auch noch fo anffallenden, ' 
verfaffungswidrigen Handlung eines Amtögenoffen nicht 
werben , fondern im Zweifel ift jeder ald für Die von 
ibm formell allein ausgehenden Handlungen allein vers 
antwortlich zu betrachten und zu behandeln *). 

3) Ein Minifter,, welcher fich zwar einer beftimms 
ten Handlungsweife bei der Berathung im Minifters 
Rathe mbglichft widerfeßte, allein endlich dennoch dem 
von der Mehrzahl gefaßten Befchluffe fügte, indem er 
die gemeinfchaftliche fchriftliche Verordnung mit unter 
zeichnete oder das DBefchloffene in feinem Gefchäftes 
freife zur Vollziehung brachte, Fann wegen feiner ane 
fänglichen richtigeren Anficht auf eine Ausnahme von 
der Auklage, und feiner Zeit von der Strafe, Eeinen 
Yufpruch machen. Bei ihm ift das Bewußtſepu der 
rechtöwidrigen Handlung (fogar boppelt) vorhanden, 
eben fo bie phnfifche Theilnahme an derfelben, und 
dieß reicht natuͤrlich vbllig hin, um verantwortlich ges 
macht zu werden ?). 





41) Wichtige Bemerkungen über die Unflagen der fämmtli- 
hen Mitglieder eines fchuldigen Collegiums, welche ihre 
Unſchuld nicht beweifen können , f. in den Verhandlungen 
der 1ften Kammer der gh. beffifhen Stände, 1830, 
9.1, Beil. &. 51 fo. 

3) Unbegreifih it, wie Buddeus „die Minifterverant: 
wortlichteit , &. 97 fg., ber Anſicht ſeyn kann, daß ein 
Miniſter wegen einer gegen feine Meinung befchloffenen 
aber von ihm volzogenen Handlung nicht könne in An⸗ 
{pruch genommen werben, weil er «ls Ausuͤbender nur 
untergeorbneter Beamter ded Minifter:Mathes ſey, und 
er auch wegen einer von ihm mißbiligten Regirungs⸗Hand⸗ 
Iung angellagt würde. Erſteres iſt nicht der Fall. In 

8 
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a4) Dagegen aber ift natuͤrlich ein Minifter vdllig 
Hagfrei zu laffen, welcher anerfanntermaaßen weder 
durch Zuftimmung noch durch fpätere theilweife Aus⸗ 
führung Untheil au der zur Klage veranlaflenden 
Handlung nahm, igt gleichgültig ob wegen Meinungds 
verfchiedenheit, wegen Abwefenheit, weil er zur Theil⸗ 
nahme nicht aufgefordert wurde, u. ſ. w. Der Umftand, 
daß er Mitglied eines Minifteriums blieb, deffen ein⸗ 





einem Stante mir ganz folirten Miniftern kann ohnedem 
feine Dede von einem foldyen angeblichen Befehle der Amts⸗ 
genoffen ſeyn. Allein auch in denjenigen Staaten, welche 
compacte Parthei: Minifterien haben, iſt der Miniſter⸗Rath 
keine über dem einzelnen Dinifter ftehbende und demielben 
Befehle ertheilende Behoͤrde, fondern es ift eine Zuſam⸗ 
menfunft Gleichgeftellter zur Berathung gemeinſchaftlicher 
Maasregeln. Selbft wenn ein Präfident desfelben vorhaus 
den iſt, fo bat biefer nur bie formelle Leitung ber Bera⸗ 
thung, und in fo ferne er in der Regel die Seele ber ganz 
sen durch das Minifterium ausgedrädten politifhen Com⸗ 
‚ bination ift, einen bedeutenden politifhen und perfönlichen 
Einfluß ; allein keine Amtsgewalt über die Übrigen Mint: 
fter. Nur in fo ferne übt ein geſchloſſenes Minifterium 
- » eine Gewalt über bie einzelnen Mitglieder and, als es 
feine Theilnehmer duldet, welde in wefentliden Puncten 
beharrlich abweichender Meinung find. Diefen wird bie 
Alternative geftelt, entweder. ihre Oppoſiton oder ihre 
Steite zu verlaffen. Entſchließen fie fih aber zu erfierem, 
fo find fie natürlich von nun an ſolidariſch verantwortlich 
für das von ihnen angenommene Epftiem. Wollen fie fi 
dee Verantwortung entziehen , fo muͤſſen fie nothwendig 
igre Stelle aufgeben. Iſt dieß aber der Kal, fo leuchtet 
ein, wie mit wenigem Grunde man behaupten kann, daß 
gegen Isgend einen Miniſter eine Anklage ſtatt finde we: 
an riner von ihm gemißbilligten Oandlung. 
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zelne Mitglieder verfaffungswidrige Handlungen bes 
fchloffen und begiengen , kann ein Vorwurf im firtlicher 
Beziehung und ein großer politifcher Fehler fepn: 
allein zu einer juriftifhen Anklage ift deßhalb Kein 
Grund vorhanden. Die Frage aber, wer in dem Cols 
legium unfchuldig und wer zu belangen ſey, erle⸗ 
digt fih ganz einfach Dadurch, daß ſich die Anklage 
an die dußere Erfcheinung hält, und Den oder Diejenis 
gen zunächit faßt , welche ald Unterzeichner oder. Aus⸗ 
führer des Beſchluſſes die Vermuthung gegen ſich 
‚haben. Der Berfolg der Unterfuhung wird alsdann 
den innern Zujammenhang und die Schuld der eins 
zelnen Mitglieder leicht ermitteln. Schuldig find nas 
türlich ‚alle, welche zu dem verfaflungswidrigen Bes 
ſchluſſe zugeflimmt haben , ohne fich auf einen ents 
fchuldbaren Irrthum berufen zu Tonnen ?). 

5) Kaum der Bemerkung bedarf es übrigens, 
daß mehrere oder alle Minifter gemeinfchaftlich nur 
unter denfelben Voraudfegungen angeklagt werden Ebns 
nen, vwoelche bei der Anklage eines einzigen Minifters 
fhon binreichen, denn es ift durchaus fein Grund 
vorhanden, warum Mehrere leichter verurtheile wers 
den koͤnnten und follten, als ein Einzelner *). 


3) Ueber dieſe, einfahen , Saͤtze wurde in der badiſchen 
Kammer von 1820 und 1892 viel und zum Theile ſehr 
unklar verhandelt, 

4) Damit erledigt ſich auch die fonderbare Beforgniß von 
Pages, De la respons, ministerielle, ©. 35 fg., daß die 
Erlaubniß dad Gefammt : Minifternm anzuklagen, zu viel 
bäufigeren und ungerechten Verurtheilungen führen, da⸗ 
durch von den Partheien mißbraucht werden und der Fünig: 

Ulichen Bewalt sum Werberben gerchhen werte. 
8 ® 
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Noch ift fchläßlich die Frage aufzuwerfen, in wels 
chen Verhaͤltniſſen der Präfident eines Minis 
feriums im Falle einer gemeinfchaftlichen Anklage 
ſteht. Allerdings beftehr eine folche Stelle weit nicht 
in allen conftitutionellen Staaten, fondern es fiehen 
häufig (3. B. in allen deutfchen repräfentativen Mos 
narchieen, eben fo in allen repräfentativen Demokra⸗ 
tieen Amerika's) die einzelnen Minifter unmittelbar un- 
ter dem Staatöoberhaupte. Allein in manchen Staa⸗ 
ten ift allerdings, wie bereits oben angedeutet, einer 
von den Miniftern Präfident des MiniftersRathes. So 
3 2. in England und Frankreich. In der Regel bes 
leider derfelbe noch ein befonderes Minifterium; doch 
ift dieß nicht gerade nothwendig, und feine Haupt⸗ 
aufgabe ift vielmehr, eine compacte Politik des Mi⸗ 
nifteriums zu erhalten, im Nothfalle alfo diejenigen 
Amtögenoffen, welche durch abweichende Anfichten in 
wichtigen Dingen die Einheit des Planes der Regi⸗ 
rung ftöreu und fomit deren Kraft brechen, zu ents 
fernen zu fuchen, oder aber im Falle des Mißlingens 
durch Niederlegung feiner Stelle dad ganze Cabinet 
aufzulöfen. Unter diefen Umftänden iſt die Veraut⸗ 
wortlichkeit bed Minifters Präfidenten in zwei Fällen 
ganz Mar. Einmal nämlich, wenn er in feiner Eigens 
fchaft als Departements: Borftand verfaffungswidrig 
handelte. Zweitens, wenn er an einem tadelöwerthen 
Beſchluſſe Antheil nahm. Hier wird er fogar als 
bauprfächlich ſchuldig anzullagen feyn, indem eine ent= 
ſchiedene MWiderfeglichkeit von feiner Seite entweber 
die Aufgebung des Planes oder die Aufldfung des 
Minifteriumd , und fomit ebenfalls, wenigftend vor« 
laͤuſig und für diefe Verwaltung, die Unterlafung 
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der fraglihen Handlung hätte zur Folge haben muͤſ⸗ 
fen. Schwüriger ift Die Frage, welche Schuld ihm 
beizumeflen und von ihm zu vertreten fey, wenn 
die verfaffungswidrige Handlung ohne Beſchluß des 
Minifterrathes fondern felbftitändig von einem Mini: 
fter .innerhalb der Gränzen feiner Amtöbefugniffe vors 
genommen wurde Tine folidarifche Berantwortung 
unbedingt auszufprechen wäre fonder Zweifel unges 
recht, denn wie leicht Bann fchon die angefochtene 
Handlung dem Minifter = Präfidenten ganz unbelanut 
geblieben, fomit auch nicht von ihm zu verhindern 
geweien feyn. Außerdem fteht ihm aber auch keines⸗ 
wegs das Recht zu, einem Amtögenofien nach Belie⸗ 
ben jede Handlung zu unterfagen, welche biefer inners 
halb feines Gefchäftskreifes anordnet und auf eigene 
Berautwortlichkeit zu übernehmen bereit ift.. Der Mi: 
nifter = Präfident ift Fein Vorgeſetzter, welcher den 
übrigen Miniftern im Einzelnen Befehle zu ertheilen 
bat, Fein Staatökanzler, welcher zwifchen ihnen und 
dem Fürften, und fomit auch zwifchen ihnen und 
der Verantwortlichleit ſteht, fondern nur der erfte 
unter Gleichen, in weldyen fih der allgemeine 
politifhe Gedanke des Minifterums perfonificirt, und 
mit welchem dieſes fteht oder fällt. Es ift fomit die 
Mit: Verantwortlichkeit des Minifter-Präfidenten für 
die felbfiftändige Amtshandlung eined Eollegen nur da 
begründet, wo diefelbe auf das ganze politifche Sy⸗ 
flem der Regirung von Einfluß war, der Präfidenr 
aber nicht foleich nach erlangter Kenntniß entweder 
eine Zuruͤcknahme der Maasregel oder, falls dieſes 
nicht gelang , eine Aufldfung des Miniſteriums durch 
feinen Ruͤcktritt bewärfte. Denn in folchem Falle muß 
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er als ſtillſchweigend, zuſtimmend und theilnehmend 
betrachtet werben. 


6. 8. 


3. Weber dis Fortdaner der Werantmortlid- 
heit auch nad Miederlegung des Amtes. 


Es giebt Orundgefege, welche die ausdruͤckliche 
Beſtimmung enthalten, daß die Niederlegung des miß- 
brauchten hohen Amtes die Jurisdiction des Staats: 
gerichted nicht aufhebe 2), und daß alfo dem Grund» 
fage ded gewöhnlichen Rechtes, welchem zu Folge der 
im Augenblide des Proceffes zuftändige Richter auch 
über die unter einer früheren anderen Gerichtöbarkeit 
begangenen Handlungen zu entfcheiden hat, hier des 
rogirt ifl. In anderen Geſetzen wird die Gerichts: 
barkeit des Staatsgerichtshofes wenigftend auf eine 
beftimmte Zeit nady der Nieberlegung des Amts ers 
firedt, und dann erſt den gewöhnlichen Gerichten 
Raum gelafen =). | 

So zweckmaͤßig ed nun ift, wenn zur Mermeis 
dung möglicher Zweifel hier ein Grundſatz ausdruͤck⸗ 





1) ©. 3. 3. die Verf. Urk. des 8. Sachſen, $. 151; gh. 
heſſiſches Geſez vom 3. Juli 1821, Art. 2. 

2) ©. das badiſche Geſetz vomẽs. Det. 1820, $.:5, wo 
das Uebergewicht der Staͤnde und die Competen; bed St. 
G. H. nad Niederlegung ded Amtes noch während der 
Dauer der nächften nach diefem Greigniffe einberufenen 
Ständeverfammlung dauert. In dem fra nsöfifhen 
@efeßentwurfe von. 1833 find zwei Jahre, in dem von 
1834 drei Sabre nach Niederlegung des Amtes in Nor: 
ſchlag gebracht. 
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li) audgefprochen wird , fo folgt daraus doc) keines: 
wegs, daß die Kompetenz des Staatögerichted her 
ebemalige Minifter in jenen Staaten, weldye ihn 
nicht förmlich verkünderen, fehle. Vielmehr gebt die 
unbedingte Nothwendigkeit einer folchen Zuſtaͤndigkeit 
aus der Natur des ganzen Juſtitutes hervor, Mor 
allen Gründen, welche die bei weitem größere Anzabf 
der conftitutionellen Staaten zu der Bildung eines 
außerordentlichen politifch = juriftifchen Staatögerichtes 
beftimmt haben, fällt bei einem Proceffe gegen einen 
freiwillig abgetretenen Diinifter nur der weg, daß einem 
fo hochgeftellten Beamten gegenüber die Unabhängigs 
keit und Unbefangenheit des gewbhnlichen Richters leis 
den Fonnte. Alle übrigen Gruͤnde, welche aus dem noths 
wendigen größern Maaße und der befondern Art von 
Jatelligenz, fo wie aus der Vermeidung des fürftlis 
hen Abolitionds und Begnadigungd: Rechtes gezogen 
werden, bleiben in ihrem vollem Gewichte. Ja, man 
mag fogar behaupten, daß nicht einmal jener erfte 
Beſtimmungsgrund hier ganz wegfalle, indem, wenn 
ein freiwilliger Austritt gendgte zur Vermeidung der 
mehr zu fürchtenden Gerichtsbarkeit des befondern Nas 
tional=Gerichtes 2), ein fpäterer MWiedereintritt in 


3) Es ift zwar auch ſchon der Vorſchlag gemadt worden (I. 
Verhandlungen der ıften Kammer der gh. beffifhben 
Ständeverf., 1820, $. 1, S. 40) daß der freiwillig ab- 
tretende Minifter fir immer zur Bekleidung eines Amtes 
unfähig werden foll: allein es leuchtet ein, daB zu einem 
ſolchen ſchimpflichen Schritte fih nur ein Bramter ents 
fließen könnte , welcher fi eines fchweren Verbrechens 
bewußt wäre. Einen folden aber ber ftrafenden Gerechtig⸗ 
feit zu entziehen , wäre gegen echt und Staatsklugheit. 


— 
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das itzt nur zum Scheine verlaffene Amt möglich und 
felbft wahrfcheinlich, dann aber die Ruͤckſicht eines 
minder zuverläßigen Richters gegen den Angeklagten 
Diefelbe wäre, wie wenn er fic) noch im Amte befände. 
Das Uebel wäre aber ein um fo größeres, als nas 
tuͤrlich auf die vor dem gembhnlichen Richter gebrachs 
ten und entweder von ihm unerheblich gefundenen oder 
durch Abolition und Begnadigung befeitigten Ders 
gehen fpäter bei einem etwaigen Wiedereintritte in das 
Minifterium von den Ständen gar nicht zurüd'gegrifs 
fen werden dürfte, als auf bereitö gerichtlich erle= 
dDigte Dinge. Soll nicht ein ſchmaͤhliches Spiel mit 
den fir die Verfaffung geſetzten Sicherungs s Anftalten 
getrieben werben , fo muß der gegen Berleßungen ders 
felben niedergefeßte Gerichtshof unter allen Umftänden 
über die begangenen Verbrechen zu entfcheiden haben *). 
Und man wende nicht ein, daß fchon oft bie gedrohten 
Anklagen unterlaffen worden feyen , wenn der fragliche 
Minifter das Amt niedergelegt babe. Dieß iſt allers 
dings fchon gefchehen: allein ed beweist dieß nichts , 
als eine Mäßigung der zur Anklage Berechtigten. Sie 
begnügten ſich mit der Entfernung des verfaſſungs⸗ 





4) Versi. mein Staatsrecht von Wuͤrttemberg, Bb. I, 
©. 647, Note 7; und Scheurlen, ber württ. Staates 
serihtähof, ©. 55 f. U. M. ik Hufnagel in 
Schunk's Jahrb., Bd. XVII, H. 8, ©. 255 fl. — 
Diefe oben angeführten Gründe werben denn auch, binrei- 
den, um die Erftredung der Competenz auf eine zu kurze 
Zeit ats tadelbaft barzuftellen , welche Ausſtellung ſich na: 
mentlich genen das oben angeführte badifche Geſetz geltend 
machen laffen dürfte. 
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feindlichen Miniſters von feinem mißbraudyten Amte; - 
fie wußten,, daß bei einer Miederaufnahme desfelben 
auch ihr Anklage⸗Recht in jedem Augenblid ausgeübt 
werden koͤnne, weil hier gar Fein Urtheil gefällt 
warb, und beforgten fomit eine Wiederaufnahme nicht. 
Allein Teineswegs geht aus dieſer Unterlaffung der Aus 
Hage vor dem Staatsgerichtöhofe hervor, Daß diefe 
nicht erlaubt und ein anderes Gericht zuftändig gewe⸗ 
fen wäre. — Selbft wenn der Austritt aus dem Amte 
nicht aus Furcht vor einer drohenden Anklage, fondern 
aus andern, in diefer Beziehung zufälligen, Gründen 
gefchehen , und die Entdedung der zur Klage Veran⸗ 
laffung gebenden Berfaffungsd s Berlegung erft fpäter 
gemacht worden wäre, ift das Feſthalten der Compe⸗ 
tenz des Eraatögerichtes nothwendig , weil biefes als 
fubjectiv befonders tauglich zur richtigen Beurtheiiung 
der Thatfachen angenommen werden kann. 

Die Gefchichte weist denn aucy manche Beifpiele 
von Anklagen gegen Minifter nach, welche ihre Stels 
len bereits verlaffen hatten *) 


$ 4. - 


4. Yan den Mitſchaldigen, melde kein Si- 
niflerinm behleiden. 


Sehr leicht ann fih ereignen, daß die einer Anz 
klage audgefegten Minifter Mitfchuldige haben, welche 





5) So 5. B. in Frankreich gegen bie Minifter Karls X.; 
in England gegen Dauby, Warren Haſtings, Lord Mel 
ville u. ſ. w. . 
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fein Miniferinm belleiden, ſey es, daß fie uͤberhaupt 
in Seinen Amtöverhältniffen , wenigftens nicht zu den 
Anzuflagenden, ftehen, fey ed, daß fie deffen Unters 
geordnete find und nur auf feinen Befehl Antheil an 
der verlegenden Handlung nahmen. ESs entfteht fomit 
die Frage, ob ſolche Mirfchuldige ebenfalls ald Ans 
geklagte vor das Staatögericht (ald forum conne- 
xitatis) zu flellen und von demfelben erforderlichen 
Salles zu beftrafen find 2)7 

Es iſt zu unterfcheiden zwifchen der Beantwortung 
der Srage aus dem blos rechtlichen Standpuncte, 
und ber Anficht, welche fi) aus Gründen der Gefeß> 
gebungs s Politik ergiebt. 

Geht man Lediglich von dem erften Gefichtöpuncte 
aus, fo iſt unzweifelhaft, daß in Ermanglung eines 
befondern, Anderes anorduenden Gefeßes eine folche Erz 
firedung der Gerichtsbarkeit allgemeinen Rede: 
grundfägen nicht gemäß ift, indem ein gemeinichaftlic) 
begangenes Verbrechen keinen Gerichtsſtand, am wes 
nigften aber einen privitegirten , ichafft. Selbſt alfo, 
wenn nad) befondern Laudesgeſetzen ein Gerichreftand 
der Connexitaͤt für gewöhnliche Verbrechen befteht =), 
wilrde eine Ausdehmung diefer Maasregel auf die Zus 





1) Diefe Frage faͤllt natürlih in jenen Staaten weg, in 
welchen bie zum Richter über angeklagte Dintiter beftellte 
Behörde, 3. B. bie Pairskammer, su gleicher Zeit ‚bei 
allen und jeden ſchweren Staatsvergehen competent iſt. 
Hier ſtehen Mitſchuldige eines Minifters ſchon principali⸗ 
ter unter deren Jurisdiction. 

2) Wie dieß z. B. in Württemberg angeordnet iſt durch 
Edict IV von 1818, 8. 207. 
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riödiction des Staatsgerichtshofes nicht flart finden *). 
Und nur in dem Falle, wenn biefer allgemeine Sag 
mit dem Weſen des Staatgerichtshofes ganz unverein: 
bar wäre, müßte bier eine Ausnahme ſtatt finden. 
Es fcheint aber nicht, als ob diefed mit Grund behaup- 
tet werden koͤnnte. Allerdings ift in den Augen des 
Geſetzes dieſes oberfte Gericht zur Aburtheilung von 
Staatöproceffen vorzugsweife tauglich: allein fchon 
der Umſtand, daß vdemfelben nicht unbedingt alle 
Rechtsverletzungen diefer Gattung ausfchließlich über: 
tragen wurden, fondern daß fogar für die große Mehr⸗ 
zahl der Bürger, alfo für die Regel, die gewöhnlis 
chen Gerichte mit der Unterſuchung und Aburtheilung 
beauftragt wurden , beweißt, daß dieſe Letztern ge- 
feglich keineswegs für unfähig erachtet find. Da nun 
überdieß wenigftend Ein Grund des privilegirten Ge⸗ 
richtöftandes eines angeklagten Minifters, nämlich die 


einſchuͤchternde Stellung des Angellagten, bei den Mit⸗ 


ſchuldigen wegfällt; da ferner die allerdings nicht zu 
läugnende Unzweckmaͤßigkeit einer boppelten Unterfus 
bung und eines doppelten moͤglicherweiſe fehr abweis 
henden Urtheiles Fein abfolutes Hinderniß für eine 
vollftändige und gerechte Entfcheidnung ded dem Staats: 
gerichte unterliegenden Theiles der Sache, abgeben 
kaun: fo ift ein zwingender Rechtögrund zu einer Aus⸗ 
nahme von den allgemeinen Grundfägen nicht vorhau⸗ 
den. Eo lange alfo eine gegentheilige ausdrüdliche 
Beſtimmung nicht beſteht, bleibt dem Staatögerichre 
nichts übrig, als die Mirfchuldigen des vor ihm 


3, S. mein Staatdreht von Württemberg ‚w.1, 6, 
644; Scheurlen, Staatsgerichtshof, S. 53 fe. 


t 








Ungellagten , zur Aufllärung der Sache und als Zen: 
gen entweder ſelbſt zu vernehmen, oder mittelft Requi⸗ 
fition vernehmen zu laffen, wobei e8 keinem Anftande 
unterliegen kann, daß diefelben auch perſdulich in 
diefer Eigenfchaft vor den Gerichtshof geftellt werden 
dürfen, falls Muͤndlichkeit des Verfahrens flattfinder. 
Die Würdigung ihrer Ausfage, fen ed nad) blos mos 
ralifcher Ueberzeugung , fey es nach ſtreng juriftifchen 
Grundfägen über verbächtige Zeugen „ je nach der ge: 
ſetzlich angeordneten Beweistheorie , bleibe natürlich dem 
Gerichtöhofe überlaffen. 

Allein — dieß ift der zweite mdgliche Gefichtöpunet, 
aus weldyem die Frage aufzufaffen ift — erfcheint es 
nicht als wünfchenswerth , daß durch eine eigenthuͤm⸗ 
liche Beftimmung den allgemeinen Grundfägen dero: 
girt und dem Staatögerichtshofe auch Gerichtöbarkeit 
über Mitſchuldige, welche Fein Minifterium befleiden, 
beigelegt wird? Hier find denn wohl uͤberwiegende 
Gründe vorhanden, die Frage zu bejahen. Es kann 
nämlich unter allen Umftäuden nur unangenehm und 
häufig materiell nachtheilig feyn, wenn über eine und 
diefelbe Handlung vor verfchiedenen Gerichten viel: 
leicht nad) ganz verfchiedenen Grundfägen und Verfah⸗ 
rensweiſen verhandelt und entfchieden wird, wenn Dies 
felben Perfonen bald Angeklagte bald Zeugen find , 
wenn dad Bertrauen in bie Gerechtigkeit durch ganz 
abweichende Urtheilsfpräche in einer ohnedem fo häd: 
lichten Sache erfchättert wird. Die Gegengründe aber, 
mit welchen man diefe Erwägnngen zu entkräften fucht *), 


‚ 4) ©. einen Commifions = Beriht über den Urt. 18 des 
franzöf. Regirungs : Befegentwurfes vom 1. Der. 1834, 


- 
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find fehr wenig flihhaltig. Denn wenn ed eritens 
allerdings ganz richtig ift, daß eine Minifteranklage 
Beine gewöhnliche Straffache ift, fondern eine politifche 
Beimiſchung hat, fo folgt hieraus noch keineswegs, Daß 
deßhalb Niemand anders ald ein Minifter in fie vers 
flocdyten werden Tann. Bielmehr ſteht gar nichts im 
Wege, wenn diefer Dritte fchuldhaft an der in Frage 
ftehenden Handlung des Minifters Aucheil nahm , und 
wenn feine Aburtheilung durch den für legtern beſtimm⸗ 
ten und überdieß mit fo großer Sorgfalt ausgewählten 
Gerichtshof von Nuben fir das Allgemeine if. Noch 
weniger hat die zweite Einwendung einen Gehalt, daß 
Die Definition der Minifter- Verbrechen der Natur der 
Sache nach fih nicht auch auf die Handlungen auderer 
Perfonen erftreden koͤnne. Davon ift ja gar nicht die 
Rede; der Mirfchuldige fol nicht als Minifter 
geftraft werden. Allein es ift doch nicht abzufehen, 
warum er niht als ſchuldhafter Theilnehmer 
an dem Verbrechen, das allerdings nur der Minifter 
principaliter begehen Konnte, follte in Anſpruch genoms 
men werden dürfen. Kann doch z. B. ein Weib gar 
gar wohl Mitfchuldige bei einer Nothzucht, ein völlig 
Zahmer Mitfchuldiger an einem Morde feyn u. fr w. 
Der dritte. Einwand, daß die Kammer der Abgeorbs 
neten nicht die Anklägerin eines Nicht: Minifters feyn 
konne, ift eine offenbare petitio principii. Sie kann 
ed ſeyn, fobald ihr das Gefeh das Recht dazu eins 
räumet. Sie fol es fogar ſeyn, wenn fie nur dadurch 


bei Rauter, die Verantwortlichkeit der Minifter u. ſ. w., 
in Mittermaiers und Zachariaͤ's Kritiſcher Zeit: 
ſchrift, Bd. VIII 9 H. 2 * S. 214. 





ihrer Pflicht die Verfaffung zu vertheidigen, nachzus 
fommen vermag. Endlich mag auch vierten noch die 
Behauptung , daß der Zutritt zu den in den Miniftes 
rien oder den Archiven der Kammer befindlichen Acten⸗ 
ftäden nicht jedem Angeklagten oder WBertheidiger 
geftartet werden Tonne, nicht als vollgältig betrach⸗ 
ter werden. Theils werden diefe Actenſtuͤcke jeden Fal⸗ 
les öffentlich zu befprechen feyn, wenn fie filr den Pros 
ceß des Minifterd wefentlich find, theild wird, wie 
fhon mehr bemerkt wurde, der Fall eines eigentlichen 
Geheimniffes nur aͤußerſt felten eintreten. Liegt aber 
wirklich einer diefer Ausnahmsfaͤlle vor, fo folgt nur 
daraus, Daß ed Sache der Abgeordnetens Kammer ift, 
den Umftand wohl zu erwägen und im Falle eines über: 
wiegenden Nachrheiles die Anklage ganz zu unterlaffen, - 
nicht aber, daß wenn fie die Vertheidigung der Ders 
faffung fiir wichtiger erachtete, diefe nun doch unvolls 
ftändig bleiben muͤſſe °). 


5) Die Erfiredung der Gerichtsbarkeit ber Pairdlammer auf 
Mitſchuldige ift daher aud in den drei von ber franzöfl- 
(den Megirung in den Jahren 1823 und 1834 übergebe: 
nen Gefegentwürfen (Art. 20, 22 und 28) in Antrag ges 
bracht. In keinen der deutſchen Verfaffungs : Urkunden if 
diefed Puncted Erwähnung gethan. 





Zweites Kapitel. 


Das vergehen. 


ru 





1. Die objective Beſtimmung ber zu 
Staatdantlagen geeigneten Fälle. 


$. 1. 
a. Bir allgemeinen ©rundfäßge. 


Da das ganze Juſtitut der Minifter s Verantivorts 
lichkeit zum Schuge der Verfaffung gegen Mißbrauch 
der Staatögewalt beflimme ift, fo kann es keinem 
Zweifel im Allgemeinen unterliegen, welche Handlun⸗ 
gen vor dad Staatsgericht gebracht werden koͤnnen 
und follen. Es find nämlich eben die von einem Minis 
fer begangenen Beirlegungen der Verfaſſung. 
Eine Befchränlung wuͤrde den Zweck nicht erreichen 
laſſen; eine Ausdehnung auf Andermeitiges wenigftens 
nicht auf demfelben Grunde beruhen. — Doch genuͤgt 
diefe allgemeine Antwort freilich nicht, und es find 
die ndthigen Unterfuchungen über ihre genauere Aus⸗ 
führung anzuftellen, wobei denn freilich vor Allem zu 
entfcheiden ift, ob es zwedimäßig fey bie einzels 
nen Faͤlle möglicher Verfaffungsverlegung vollftändig 
aufzuzählen., oder ob nus im. Allgemeinen der 
Gegenſtand der Gerichtöbarkeit bezeichnet werden fol? 
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Vorerſt muß man daruͤber im Reinen ſeyn, ob die 
ſaͤmmtlichen von einem Großbeamten der Krone 





verbunden. Nur bie Srundgeſetze von Frankreich 
(1814 und 1830), von Portugal (1s22), von Del: 
gien, Naffau, Schfen: Weimar und S. Meis 
ningen (1824 u. 1830), geben entweder eine Aufzaͤolung 
der einzelnen Handlungen, oder beſtimmen wenigſtens, daß 
in einem eigenen Geſetze dieß geſchehen fell. Snar iſt trotz 
vielfacher Verſuche in den Seſſionen von 1814, 1817, 
1819, 1832, 1834 und 1836, felbft in Frankreich dieies 
Geſetz nod nicht zu Stande gelommen. Diele Werfuche 
find aber dennoch von großem Intereffe, weil fie nament: 
lih die Schwuͤrigkeiten eine genuͤgende Cinzeln = Auf: 
zaͤhlung der Fälle von Minifterverantwortfichfeit in ein 
helles Licht ſetzen. Nachdem in allen Regirungs s Anträgen 
ſowohl als ftändifhen Kommifliond : Berichten die, freis 
ih fehr ungendgende , Beſtimmung der Karte, baß wegen 
trahison et concussion eine Minifterantlage ftattfinde , 
noch durch den Zuſatz „prevaricalion“‘ erweitert worden 
ift, ſucht man denn unter biefe drei Worte gegen allen 
gewöhnlichen und gefeßlihen Epradgebraud eine ganze 
Reihe von verbotenen Handlungen zu preflen, ohne baß 
aber damit irgend eine Vollitändigkeit erreicht würde. Go 
enthält 3. B. der von dem Abgeordneten Beranger am 
18. Februar 1834 erftattete Bericht folgende, im Webrigen 
mit dem Megirungd: Antrage im Weſentlichen uͤbereinſtim⸗ 
mende , fonderbare Definition: Art. 4. Verrath (tra- 
hison) wird von den Miniitern begangen, wenn fie durch 
einen von ihnen erlaffenen Befehl oder eine im böolicher 
Abſicht begangene oder unterlaffene Handlung die Si: 
cherheit der Perfon des Königs, der Königin, ded Thron: 
folgers im erften oder zweiten Grade oder des Reichsver⸗ 
wefers, bie innere oder dußere Sicherheit ded Staates, 
Die conftitutionelle Karte und die von ihr geficherten echte, 
die Thronfolge⸗ Ordnung und bie verfaffungsmäßige Gewalt 
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begangenen Verfaffungd » Berlegungen ein Gegenitand 
der conititurionellen Verantwortlichkeit feyn koͤnnen, 
oder nur die in den gewbhnlichen Strafgefeßen des 
Staates bereit6 mit einer Strafe bedrohten 
Handlungen diefer Art, fo daß hinſichtlich der übrigen 
nur eine außergerichtliche Beſchwerde der Volksvertreter 


bei 


den Regenten ſtattfaͤnde? Es wire für eine folche 


Beſchraͤnkung *) allenfalls zu fagen, daß im Rechtes 


— 


des Königs oder der Kammern angreifen. Art.s. Erprefs 
fung (concussion) begehen die Miniiter, wenn fie die Bes 
ziehung von Sefällen, Abgaben, Taren und Requifitionen, 
welche nicht durch ein Gejeß vorgeichrieben find, befehlen 
oder genehmigen; wenn fie mittelbar oder: unmittelbar die 
Staaregelder zu ihrem Nutzen verwenden; wenn fie Anz 
erbietungen, Verſprechungen oder Geſchenke zum Behufe 
der Begehung oder Unterlaffung einer amtlichen Handlung 
annehmen oder billigen ; endlihd wenn tie fih bei Liefe⸗ 
rungsverträgen mit dem Staate berheiligen. Art. 6 Ein 
Dienitvergehen (prevaricalion) begehen die Minifter, 
wenn lie abjichtlich den Intereffen des Staates ſchaden durch 
Verlegung oder Nichtvollzug der Geleße oder durch Mib: 
brauch der ihnen gefeglih anvertrauten Gewalt. — Es tit 
wohl unwiderſprechlich, dag durch diefe unlogifche Aufhäus 
fung von einzelnen Fällen, von denen einzelne wieder gang 
unbeitimne und unbeftimmber find, nicht nur nichts ges 
wonnen if, fondern im Gegentheile die Zuſtaͤudigkeit ber 
Pairstummer unklar, und fomit ſowohl der Leidenfchaft 
als der Beguͤnſtigung blosgeſtellt iſt. — Eine andere, allein 
auch wohl ziemlich willführlihe und ungendgende , Anfz aͤh⸗ 
Iung der einzelnen Fälle verfuchte Zacharid in den Bera⸗ 
thungen der ıften badifhen Kammer. S. deren Vers 

bandl. , 1320, 9. 4, ©. 624 fü. 


3) Sie if, jedoch ohne Erfolg, empfohlen worden von 3a: 


hariä, in den Verb. der badifhen ıflen Kammer, 
9° 
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ſtaate keine Strafe zuerkannt werben dürfe, ald wenn 
fie in einem Gefege ausdruͤcklich angedroht ſey; und 
es wilrde hiegegen wenigftens nicht angeführt were 
den kdunen, daß die meiften Verfaffungen neuer feyen 
als die Strafgefegbücher, und daß fomit von letzteren 
nicht gehörige Rüdficht genommen fey. Natürlich würde 
daraus nur ‚die Nothwendigkeit einer Reviſion des 
Strafgefetes folgen. Allein es ift eine ſolche ausdruͤck⸗ 
liche Strafdrohung wirklich vorhanden. Dadurch, daß 
dem von der Verfaſſung zur Aburtheilung der Staatd- 
anlagen beftellten Richter eine beftimmte Strafgewalt 
angewiefen ift, innerhalb welcher er ſich je nad) der 
Beichaffenheit des einzelnen Falles frei bewegen darf, 
ift Jedem die nöthige Warnung gegeben, daß und welche 
Strafe er bei einer ſchuldhaften VBerfaffungs-Verlegung 
zu erwarten habe. Die Staatöllugheit rather ohuedem, 
feinen Unterfchied zwifchen den verfchiedenen Arten von _ 
Verfaffungsverlegungen zu madyen, und den Vorwand, 
als feyen einzelne minder bedeutend und Feiner gericht: 
fichen Hülfe werth, zu entfernen. Jede von der Re⸗ 
girung begangene Verfaffungsverlegung ift von Wich⸗ 
tigkeit, theild weil jede ein Recht verlegt, theild we⸗ 
gen des üblen Vorganges. Nur wo das Kleine gefhügt 
ift, kann auch das Große in Sicherheit feyn. — So⸗ 
mit muß der Saß allerdings feft ſtehen, daß ſaͤm mi⸗ 
liche Verfaffungs = Verlegungen an und für fich der 





f. dief. 1822 , Bd. I, S. 370 fg. Sehr ſtark druͤckt fich 
gegen diefe Belhränfung aus Lord Ruffel, in feiner 
Geſchichte der englifhen Regirung, deutfche Ueberſ. von 
Kris, Leipz, 1825, ©. 145. 


gerichtlichen Anklage unterworfen feyn Ebunen und fols 
len ?). on | 





3) Man fürchte nicht, ald mache man fi durch diefen Gag 
derfelben Ungerechtigkeit ſchuldig, welche die Geſchichte dem 
englifhen Unterhaufe wegen feined Verfabrend gegen 
Strafford fo bitter vorwirft, und als ſchließe man fich 
der ‘berüchtigten empörenden Aeußexung St. John’d an: 
„Daß Der kein Geſetz anrufen könne, welcher Andere bed 
Geſetzes habe berauben wollen; und daß man zwar Geſetze 
zum Schuße der Haafen und Rehe als jagdbarer Thiere 
babe, daß ed aber nie ald Grauſamkeit oder KHinterlift ges 
golten habe , Wölfe oder Fuͤchſe auf den Kopf zu fchlagen, 
wo man ihrer habhaft werden Tönne, weil dieß Raubthiere 
ſeven.“ Diefer Fall ift ein ganz anderer. Das Unterhaus 
wollte zuerft Strafford eines beftimmten, im Gefeße 
mit einer Strafe fpeciel bedrohten Verbrechens anklagen, 
nämlich des Hochverrathes (high treason). Weil es nun 
aber keine Handlung des Anzuflagenden auffinden konnte, 
welche unter die enge Begriffe : Beitimmung des englifhen 
Geſetzes (25, Edw. Ill, 3) gefallen wäre, fo machte ed den 
Berfuh, mehrere, an fich feinen Hochverrath enthaltende, 
Handlungen dur Zufammenftellung zu diefem Ver: 
brechen zw fleigern (constructive treason) ; um einen 
neueren Ausdruck zu gebrauhen, ed eröffnete einen Ten⸗ 
denz s Proceß gegen ihn. Dieb war nun aber auf dad Bes 
ftimmtefte gegen das pofitive englifhe Net, und auch 
gegen alle Grundſaͤtze des Strafrehted. Denn nimmermehr 
kann eine Anzahl von Verbrehen beftimmter Art eine 
ganz andere Gattung von Gefeßegübertretung ausma⸗ 

- den. — Von allem dem ift bier gar nicht die Rede, fon: 

dern nur davon, daß jede Verletzung eines beftimmten 
Verfaſſungs⸗ Punctes fhon durch ein al lgemeines 
Strafgefeg verboten und ſomit ſtrafbar gemacht werden 
kann, und daß es hiezu nicht eined befon bern Geſetzes 
für jeden einzelnen Fall bedarf. 


Busiz 

Eine ztoeite Trage tft die, ob nicht vielleicht gerade 
im Gegentheile diejenigen DVerlezungen der Verfaffung, 
weldye unter den Begriff ciner der gewöhnlis 
hen in den allgemeinen Strafgefeßen des 
Zandes verpdnten Handlungen fallen, aus 
zunehmen und den ordentlichen Gerichten zu überlaffen 
feyen? Daß eine folche Doppelte Eubfumtion moͤglich 
ift, wird Niemand läugnen wollen. Die Verlegung des 
Rechtes auf perfünliche Freiheit z. B. kann, je nad) 
den Beſtimmungen der Verfaffungs = Urkunde und des 
Strafgeſetzbuches, fowohl in jener als in diefen uns 
terjagt feyn; ein Angriff auf die verfaffungsmäßigen 
Rechte des Fuͤrſten ift aud) ald Hochverrath zu bezeich- 
nen, u. f. w. Da nun aber eines Theile: deßhalb 
ein Berfaffungs = Puncr feinen geringeren Schutz vers 
dient, weil feine Verlegung auch ſchon in andern Ge⸗ 
fetsen unterfagt iftz andern Theiles (wie unten ausfuͤhr⸗ 
licher erdrtert werden wird) bei einer von einem Mies 
nifter begangenen Derfaffungs = Verlegung der ficherfte 
Schuß allerdings gerade in der flaatörechrlichen” Ans 
lage desfelben und in der Führung und Entfcheidung 
des Proceffes in den biefür befonders vorgeichriebenen 
großartigen Formen gefunden werden muß; da ferner 
überdieß das von der Verfaffung felbft vorgefchriebene 
Verfahren den in den gewöhnlichen Gefege enthaltenen 
in Gollijions = Fällen vorgehen muß: fo ergiebt fich, 
daß dieſe Möglichkeit, auch noch ein anderes Gericht 
in Bewegung zu fegen, die Umvendung der von der 
Verfaffung vorgefchriebenen befonderen Maasregel nicht 
verhindern kann noch foll *). 


4) Vergl. Zylinhardt'd Commiſ. Beriht in der bad i⸗ 
fen ıften Sammer, 1820, H. 3, ©. 491. 
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. Wir wenden und zu ber dritten. Frage, zu ber 
nämlich, in welchem Verhälrniffe zu der Perfon 
bed anzuflagenden Minifterd . die Handlungen flehen 
dürfen, un Gegenſtand eines Staatsproceſſes zu wer: 
den. Diefe- Frage ift aber wieder in doppelter Be⸗ 
ziehung zu unterfuchen. Einmal nämlich „ ob nur Die 
Amrtss Handlungen zu einer Klage berechtigen oder 
aud) die Privat: Handlungen? Zweitens aber, ob 
es nur die felbft begangenen oder auch die blos 
bei Anderen nicht verhinderten find? — Was 
zuerft die bloßen Privar= Handlungen eines Minis 
fterö betrifft, d. h. diejenigen, bei welchen er nicht 
in amtlicher Eigenfchaft auftritt und zu deren Voll⸗ 
bringung er feine Amtögewalt benigt, fo moͤchte zwar 
fcheinen, ald ob diefelben Gründe, weldye die Ers 
ſtreckung der Gerichtsbarkeit des Staatsgerichtes über 
gewöhnliche Bürger als unnuͤtz darſtellen, auch bier, 
wo der Minifter nur ald Bürger handelt, Pla greie 
fen: allein theils dürfte doch die Uuterjcheidung der 
Eigenſchaft, in weicher eine beſtimmte Handlung vors 
genommen wurde, in der MWirffichkeit oft ſchwuͤrig 
genug feyn, und fi Dadurch ein Schuldiger dem ges 
fürchteren Gerichte entzichen koͤnnen; theild paſſen die 
Hauptgrinde fir ein befonders geftellted und zuſam⸗ 
mengeſetztes Gericht über Berfaffungs s Verlegungen, 
nimlich die Nothwendigkeit politifcher Einſicht, die 
Gefährlichkeit der Handlung und Die größere Unabs 
bängigkeit von den in bedentenden Stellen ftehenden 
Angeklagten, auf die Privarhandlungen eined Minis 
fterd vollkommen fo gut, als auf feine Amtöhnndluns 
gen. Somit wird ohne weitere Unterfuchung , in wels 
her Eigenſchaft und mir welchen Mitteln eine nach 


ihren fonftigen materiellen Merkmalen zu einer Staates 
anflage ſich eignende Handlung von einem Minifter bes 
gangen wurbe, biefelbe bei dem Staatsrichter anges 
bracht werben koͤnnen 3). — Hinſichtlich ber Frage 





5) Die Werfaflungs: Urkunden enthalten Leine Beftimmungen 
über diefe Frage, allein eben damit iſt fie enticieden. 
Wenn zwiſchen den Privat: und den Amts: Handlungen 
des durch allgemeine Worte der Gerichtsbarkeit des Gt, 
G. H's. unterworfenen Minifterd hätte unterfchieden wer⸗ 
den wollen , fo bätte es ausdrüdlich gefhehen muͤſſen. — 
Da allerdings ein nicht unbedeutender Grund für die Uns 
terwerfung der Privathandlungen eined Minifterd unter 
die gewöhnlichen Gerichte fpricht, fa ift leicht erklraͤlich, 
wie Manche fi dieſer Beantwartung der Streitfrage zus 
einen, Wenn aber B. Constant, De la responsabilite 
des ministres, ch. 1, (Cours de Polit. const, . Bd. I, 
©. 55 fg.) fih dafür eifrigft ausforicht, daB Verantwort⸗ 
lichkeit vor dem Et. ©, H. nur In den Fällen eine 
Mißbrauches der gefeplihen Gewalt, nicht aber bei 
ber Anmaafung einer ganz unggfebliden flattfinden 

koͤnne, indem le&tere nur eine Privathandlung fen; und 
wenn er ferner ald Privatbandlung jeden Act. eines Minis 
fterd bezeichnet, weicher über dag Geſetz hinausgeht: fo 
ift dieß in jeder Beziehung fchief und unrichtig. Cinmal 
ift einleuctend, daß der ganze Grund des Geſetzes eine 
befondere Gerichtsbarkeit über dergleichen Privathandiuns 
gen eben fo gut fordern würde, als die der Amtshandluns 
gen im firengften Sinne des Wortes. Zweitens ift aber 
bie Ueberichreitung einer Amtsgewalt oder die Anwendung 
derfelben auf einen vom Gefeße nicht dazu beftimmten 
Fall nichts weniger ald eine Priyathandiung, fondern 
eben fo gut ein Amtsvergehen, wie die ſchlechte Anwen: 
dung bed Amtes innerhalb der formellen Gränzen der Zus 
Rändigleit. Schon Conſtant's Schüler Pages hat fi, 
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aber, welche Handlungen als von dem Minifter aus⸗ 
gegangen zu betrachten feyen, ift ar, daß nicht nur 
diejenigen Anordnungen, welche er aus eigenem Ans 
triebe traf, fo wie (nach einem unbeftrittenen Grunds 
fate des conflitutionellen Staatsrechtes) diejenigen , 
weiche zwar vom Staatöoberhaupte zunächft ausgiens 
gen, allein vom Minifter contrafignirt und damit auf 
eigene Berantwortung übernommen wurden 5), zu 
einem gerechten Vorwurfe Anlaß geben können, fondern 
auch ſolche, welche er gegen feine Pflicht geſche hen 
ließ. Nur muß bier gehörig unterfchieden werden. 
Wäre es nämlich allerdings woiderfinnig, wenn man 
einen DeyartementösChef geradezu für Alles, was 
ohne fein Wiffen von einem Untergebenen vorgenomts 
men wird, verantwortlicdy machen wollte, während er 
davon nichts wußte noch wiffen konnte; und bleibt 
Daher bier die außfchließliche Strafbarkeit untergeords 
neter Beamten in manchen (hier nicht weiter zu erdrs 
ternden) Fällen beitehen : fo bleibt doch auch eine hin⸗ 
läugliche Schuld auf dem Vorgefeten wegen Nichts 
verhinderung einer von einem Untergeordneten beganges 
nen nerfaffungswidrigen Handlung in folgenden Faͤllen 
liegen: 1) wenn er von dem Vorhaben, fey ed durch) 
den zunächft Betheiligten, fen es auf anderem Wege, 
amtlih in Kenntniß gefeßt wurde, ohne daß er recht⸗ 
zeitig ein Verbot erließ und für deffen Vollziehung 
ſorgte; 2) wenn er zwar nicht auf amtliche Weife, 
allein doch fonft auf eine zuverläßige Art Nachricht 

freilih zum Theile aud ſonderbaren Sränden, gegen bie 

fen falſchen Unterſchied erklärt, 

6) ©. über diefem Yunst oben, Einleit, 5. 4, ©. 61. 
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— Fuͤr eine Specialiſirung ſpricht nun zwar einmal der 
Umſtand, daß die Gerichtsbarkeit uͤber Miniſterankla⸗ 
gen (wenigſtens bei weitem in den meiſten Faͤllen) einem 
Ausnahme = Gerichte übergeben iſt, und daß alfo die 
Säle der Ausnahme fo beſtimmt als mbglich bezeichs 
net werden follten; zweitend aber die Unmbglichkeit 
für jedes Vergehen auch eine beftimmte Strafe feflzus 
ftellen, wenn diefelben nicht einzeln im Geſetze aufge: 
fuͤhrt find. Bedenkt man aber, daß durch Aufftellung 
eines beflimmten allgemeinen Grundfages der Umfang 
ber Gerichröbarkeit des befondern Staatsgerichts hofes 
zwar nicht unmittelbar , allein mittelft eines ganz eins 
fachen Schluffes eben fo unzweifelhaft in jedem eins 
zelnen Falle feftgeftellt werden Tann; muß man ber 
Anficht feyn, daß die Strafbeftimmungen doch jeden 
Falles wegen der vielen und wichtigen hier möglichen 
Milderungs⸗ und Schärfungs = Gründe, nur fehr un: 
beftimmt feyn koͤnnten, und doch der richterlichen Würs 
digung das Meiſte überlaffen bliebe; nimmt man 
bauprfächlich hierzu noch, daß eine vollftändige Aufs 
zählung aller möglichen von einem Minifter denkbarers 
weife gegen die Verfaffung zu begehenden HandInngen 
außerordentlich ſchwuͤrig, wenn überhaupt möglich, 
wäre, eine Unvollftändigkeit aber in ſolchem Falle 
Straflofigkeit, oder mindeftens Verfahren vor einem 
weniger paſſenden Gerichte und nach unzwedimäßigen 
Formen zur Folge hätte: fo muß man fi fir die 
Feſtſetzung einer allgemeinen Beſtimmung ents 
fcheiden *). Wie biefelbe aber zu faflen iſt, dieß 


1) Die Frage uber fperielle Aufzählung der Falle oder allge: 
meine Beſtimmung ber Verantwortlichleit ift von Theore⸗ 
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hängt von ber Deankwortung | der nun folgenden Des 
tails Gragen ab. 





titern vielfach beſprochen worden, (z. B. B. Constant, 
Cours de polit. constit., Bd. II, S. 60 fg.; Lanjuinais, 
Constitutions de la nation frang., ®d. I, S. 2815 Yres 
tin u Rotted, conftitut. Staatdreht , Bd. IT, Abth. 
8, © 217 fg. ,) wape? jedoch zu bemerken ift, daß bie 
franzöfifhen Publiciſten durch die allzu engen pofitiven Be: 
fimmungen ihrer Karte beſchraͤnkt find und fih beinahe 
in falfcher Stellung befinden, Berfaffungsd = Urkunden oder 
die zu ihrer Vervollſtaͤndigung beftimmten Geſetze haben 
eine Specialifirung der eingelnen zu einer Staatdans 
klage geeigneten Zälle febr ſelten verſucht. Im England 
und in ben Vereinigten Staaten von N. U, (fo: 
wohl in der Union ald in den einzelnen Bundesſtaaten) 
ift nur kurzweg beftimmt, daß ein impeachment gegen 
einen Minifter ftattfinde. Es ift alfo eine Anklage wegen 
jeder bedeutenden Verfaſſungs⸗, Geſetzes?⸗ und Vortheils⸗ 
Verlegung geftattet. In der polnifhen Verfaſſung von 
1791 find ald Gegenftand der Staatsanklage genannt die 
Verbrechen gegen die Nation und den König ; in der. von 
1814 die Staatsverbrehen und die von den Broßbeamten 
begangenen Bergehen ; in der fpanifchen Cortes-Verfaſ⸗ 
fung werden bie der Berfaffung und ben Gefegen zuwider: 
laufenden Verordnungen der Minifter ausgehoben ; in 
Balern, X, 5 und 6, ift es Verfaffungsverlegung } 
im 8. Sacfen, 5.142 u in Württemberg, $: 195, 
Sigmaringen, 5.192, Vetſuche zum Umſturz der Vers 
fafung oder Verlegung einzelner Puncte der Verfaſſung; 
in Hanover, $. 151, Verlegung des Staatsgrundge⸗ 
ſedes; in Kurheffen, $ 100, eine Verlegung der 
Verfaffung 5 in Baden, S. 7 und &?, Kerlenung der 
Verfaffung und anerlannt verfaffungsmäßiger Rechte; in 
Braunfhweig, (1832) $. 136, ift dad Mitglied des 
Staatsminifteriumsd zu Verfaſſungs⸗ und Gefegmäßigkeit 
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Vorerſt muß man darüber im Keinen feyn, ob die 
fämmtlihen von einem Großbeamten der Krone 





verbunden. Nur bie Grundgefete von Frankreich 
(1814 und 1830), von Portugal (1822), von Bel 
gieu, Naffau, Sahfens Weimar und S. Meis 
ningen (1824 u. 1830), geben entweder eine Aufzäslung 
der einzelnen Handlungen, oder beftimmen wenigftend, daß 
in einem eigenen Gefeße dieß geſchehen fol. Zu ar iſt troß 
vielfacher Merfuche in den Seffionen von 1814, 1817, 
1819, 1832, 1834 und 1836, felbft in Frankreich dieied 
Geſetz noch nicht zu Stande gefommen. Diele Verſuche 
ſind aber dennoch von großem Intereſſe, weil ſie nament⸗ 
lich die Schwuͤrigkeiten eine genuͤgende Cinzeln = Auf: 
zählung der Fälle von Minifterverantworttihleit in ein 
helles Licht fegen. Nachdem in allen Degirunge s Anträgen 
ſowohl als ftändifhen Kommifliond : Berichten die, freis 
lich ſehr ungenuͤgende, Beltimmung der Karte, daß wegen 
trahison et concussion eine Minifteranflage ftattfinde 
noch durch den Zuſatz „prevaricalion‘‘ erweitert worden 
iſt, ſucht man denn unter diefe drei Worte gegen alien 
gewöhnlihen und gefegliben Sprachgebrauch eine ganze 
Reihe von verbotenen Handlungen zu preflen, ohne daß 
aber damit irgend eine Vollitändigfeit erreicht würde. So 
enthält 3. B. der von dem Abgeordneten Beranger am 
418. Tebruar 1834 erftattete Bericht folgende, im Webrigen 
mit dem Megirunged: Antrage im Wefentliben uͤbereinſtim⸗ 
mende , fonderbare Definition: Art. 4. Verrath (tra- 
hison) wird von den Miniſtern begangen , wenn fie durch 
einen von ihnen erlaffenen Befehl oder eine in böslicher 
Abſicht begangene oder, unterlaffene Handlung die Si: 
cherheit der Perfon des Königs, der Königin, bed Thron: 
folgerd im erften oder zweiten Grade oder des Reichsver⸗ 
wefers, die innere oder äußere Sicherheit ded Staates, 
die conftitutionelle Karte und die von ihr gelicherten echte, 
die Thronfolges Ordnung und die verfaffungsmäßige Gewalt 
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begangenen Verfaffungs = Berlegungen ein Gegenjtand 
der conititurionellen Verantwortlichkeit ſeyn koͤnnen, 
oder nur die in den gewbhnlichen Strafgeſetzen des 
Staates bereits mit einer Strafe bedrohten 
Handlungen diefer Art, fo daß hinfichtlich der übrigen 
nur eine außergerichtliche Beſchwerde der Volksvertreter 


bei 


dem Regenten ſtattfaͤnde? Es wäre fir eine folche 


Beſchraͤnkung =) allenfalls zu fagen, daß im Rechts⸗ 


or 


des Könige oder der Kammern angreifen. Art. 5. Erprefs 
fung (concussion) begehen die Miniſter, wenn fie die Bes: 
ziehung von Gefällen, Abgaben, Tarın und Neguifitionen, 
welche nicht durch ein Geſetz vorgeichrieben find, befeblen 
oder genehmigen; wenn jie mittelbar oder: unmittelbar die 
Staatsgelder zu ihrem Nupen verwenden ; wenn fie Ans 
erbietungen, Werfprehungen oder Geſchenke zum Behufe 
der Degehung oder Unterlaffung einer amtlichen Handlung 
annehmen oder billigen ; endlih wenn fie fih bei Liefes 
rungsverträgen mit dem Staate betheiligen. Art. 6 Ein 
Dienjtvergehen (prevaricalion) begehen die Minifter, 
wenn fie abjichtlih den Jntereffen des Staates ſchaden durch 
Verlegung oder Nichtvollzug der Geſetze oder durch MiR- 
brauch der ihnen gefeglih anvertrauten Gewalt. — Es iſt 
wohl unmwiderfprechlich, daB durch diefe unlogifhe Aufhaͤu⸗ 
fung von einzelnen Fällen, von denen einzelne wieder ganz 
unbeitimmt und unbeflimmbar find, nicht nur nichts ges 
wonnen ift, fondern im Gegentheile die Zuftändigkeit ber 
Pairskammer unklar, und fomit ſowohl der Leidenfchaft 
als der Begünftigung blodgeitellt if. — Eine andere, allein 
auch wohl ziemlich willtäbrlihe und ungenägende , Aufzäb: 
lung der einzelnen Fälle verfuchte Zachariaͤ in den Bera⸗ 
thungen der ıftlen badifhen Kammer. S. ‚deren Vers 
bandl., 1320, H. 4, ©. 624 fi. 


2) Sie iſt, jedoch ohne Erfolg, empfohlen worden von 3a: 


hariä, in ben Verh. der badifchen 1ften Kammer, 
90 
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ſtaate Feine Strafe zuerfannt werben dürfe, ald wenn 
fie in einem Gefege ausdruͤcklich angebroht fey; und 
es würde hiegegen wenigftend nicht angeführt wers 
den kbunen, daß die meiften Verfaffungen nener feyen 
als die Strafgefeßbücher, und daß fomit von legteren 
nicht gehdrige Rücficht genommen fey. Natürlich würde 
daraus nur die Nothwendigkeit einer Reviſion des 
Strafgeſetzes folgen. Allein es ift eine ſolche ausdruͤck⸗ 
liche Strafdrohung würklich vorhanden. Dadurch, daß 
dem von der Verfaſſung zur Aburtheilung der Staats- 
anflagen beftellten Richter eine beſtimmte Strafgewalt 
angewiefen ift, innerhalb welcher er ſich je nad) der 
Beſchaffenheit des einzelnen Falles frei bewegen darf, 
ift Jedem die nöthige Warnung gegeben, daß und- welche 
Strafe er bei einer ſchuldhaften Verfaflungs-Verlegung 
zu erwarten habe. Die Staatsklugheit rather ohnedem, 
keinen Unterfchied zwifchen den verfchiedenen Arten von 
Berfaffungsverlegungen zu machen, und den Vorwand, 
als ſeyen einzelne minder bedeutend und Feiner gericht: 
lichen Huͤlfe werth, zu entfernen. Jede von der Re⸗ 
girung begangene Verfaffungsverlegung ift von Wich⸗ 
tigkeit, theild weil jede ein Recht verlegt, theild we⸗ 
gen des uͤblen Vorganges. Nur wo das Kleine geſchuͤtzt 
ift, kann auch das Große in Sicherheit feyn. — So: 
mit muß: der Sat allerdings feft ftehen,, daß ſaͤm mi⸗ 
liche Verfaffungs = Verlegungen an und für fi) der 





f. dief. 1822 , 3b. I, S. 370 fg. Sehr ſtark drüdt fich 
gegen diefe Beſchraͤnkung aus Lord Muffel, in feiner 
Geſchichte der englifchen Regirung , deutfche Ueberſ. von 
Krip, Leipp, 1825, ©. 143 


gerichtlichen Anklage unterworfen ſeyn Ebunen und fols 
len ?). 





3) Dan fürdte nicht, ald made man ſich durch dieſen Gag 
derfelben Ungerechtigkeit fchuldig , welche bie Geſchichte dem 
englifhen Unterhaufe wegen feined Verfahrnd gegen 
Strafford fo bitter vorwirft, und als ſchließe man ſich 
der berüchtigten empörenden Aeußexzung St. John’d an: 
„Daß Der kein Gefe anrufen könne, welcher Undere des 
Geſetzes habe berauben wollen; und daß man zwar Geſetze 
zum Schuße der Haaſen und Rehe als jagbbarer Thiere 
babe, daß ed aber nie ald Graufamleit oder SHinterlift ges 
golten babe , Wölfe oder Fuͤchſe auf den Kopf zu fchlagen, 
wo man ihrer habhaft werden koͤnne, weil dieß Raubthiere 
ſeven.“ Diefer Fall ift ein ganz anderer. Das Unterhaud 
wollte zuerft Strafford eines beftimmten, im Gefeße 
mit einer Strafe fpeciel bedrohten Verbrechens anklagen, 
nämlich des Hochverrathes (high tresson), Weil ed nun 
aber feine Handlung des Anzuklagenden auffinden konnte, 
welde unter die enge Begriffe : Beiltimmung des engliſchen 
Gefeßes (25, Edw.1ll, 3) gefallen ware, fo machte ed den 
Verſuch, mehrere, an ſich feinen Hochverrath enthaltende, 
Handlungen durh Zufammenftelung zu diefem Ver: 
brechen gu fteigern (constructive tresson) ; um einen 
neueren Ausdrud zu gebrauden, ed eröffnete einen Ten⸗ 
denz = Proceß gegen ihn. Dieß war nun aber auf dad Bes 
ftimmtefte gegen das pofitive englifhe Recht, und aud 
gegen alle Grundfäge des Strafrehtes. Denn nimmermehr 
kann eine Anzahl von Verbrehen beftimmter Art eine 
ganz andere Gattung von Gefegesübertretung ausma⸗ 
den. — Bon allem dem ift bier gar nicht die Rede, fon: 
dern nur davon, daß jede Merlegung eines beftimmten 
Derfaffungs: Panetes fhon durch ein al Igemeined 
Strafgeſetz verboten und fomit ftrafbar gemacht werden 
kann , und Daß es biezu nicht eines befondern Geſetzes 
für jeden einzelnen Fall bedarf. 


— m — 

Eine zweite Frage iſt die, ob nicht vielleicht gerade 
im Gegentheile diejenigen Verletzungen der Verfaſſung, 
welche unter den Begriff einer der gewöhnlis- 
ben in den allgemeinen Strafgeſetzen des 
Landes verpönten Handlungen fallen, aus⸗ 
zunehmen und den ordentlichen Gerichten zu überlaffen 
feven? Daß eine foldye doppelte Eubjumtion möglich 
ift, wird Niemand läugnen wollen. Die Verletzung des 
Rechtes auf perfünliche Freiheit 3.8. kann, je nad) 
den Beſtimmungen der Verfaffungs =: Urkunde und des 
Strafgeſetzbuches, fowohl in jener als in diefen un⸗ 
terjagt feyn; ein Angriff auf die verfaffungsmäßigen 
Rechte des Fuͤrſten ift auch ald Hochverrath zu bezeich⸗ 
nen, u.f. w. Da nun aber eines Theiles deßhalb 
ein Verſaſſungs-Punct feinen geringeren Echuß vers 
diene, weil feine Verlegung auch ſchon in andern Ge⸗ 
ſetzen unterfagt ift; andern Theiles (wie unten ausführs 
licher erbrtert werden wird) bei einer von einem Mi⸗ 
nifter begangenen Berfaflungs = Verlegung der ficherfte 
Schuß allerdings gerade in der ftaatörechrlichen” Anz 
klage deöfelben und in der Führung und Entſcheidung 
des Proceſſes in den hiefuͤr beſonders vorgejchriebenen 
großartigen Formen gefunden werden muß; da feruer 
uͤberdieß das von der Verfaſſung ſelbſt vorgeſchriebene 
Verfahren den in den gewöhnlichen Geſetze enthaltenen 
in Gollifions » Fällen vorgehen muß: fo ergiebt fich, 
daß dieſe Möglichkeit, auch noch ein anderes Gericht 
in Bewegung zu fegen, die Anwendung der von der 
Verfaſſung vorgefchriebenen bejonderen Maasregel nicht 
verhindern kann noch foll *). 


4) Vergl. Zylinhardiis Commiſ. Beriht in der bad i⸗ 
ſchen ıften Sammer, 1820, 9. 3, ©. 491. 
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. Wir wenden uns zu der dritten. frage, zu der 
nämlich, in welchem Verhältnife zu der Perfon 
des anzuflagenden Minifterd die Handlungen ſtehen 
‚dürfen, um Gegenſtand eines Staatsproceſſes zu wers 
den. Diefe- Frage ift aber wieder in Doppelter Bes 
ziehung zu unterfuchen. Einmal nämlich „ ob nur die 
Amts» Handlungen zu einer Klage berechtigen oder 
aud) die Privat: Handlungen? Zweitens aber, ob 
ed nur die felbft begangenen oder auch die blos 
bei Anderen nicht verhinderten find? — Was 
zuerft die bloßen Privat- Handlungen eines Minis 
ſters betrifft, d. h. Diejenigen, bei welchen er nicht 
in amtlidyer Eigenfchaft auftritt und zu deren Voll⸗ 
bringung er feine Amtsgewalt benuͤtzt, fo möchte zwar 
feinen, als ob vdiefelben Gründe, welche die Er: 
ftrefung der Gerichtöbarkeit des Staatsgerichtes über 
gewöhnliche Bürger als unnuͤtz darſtellen, auch bier, 
wo der Minifter nur als Bürger handelt, Plag greis 
fen: allein theils dürfte Doch die Unterſcheidung der 
Eigenſchaft, in welcher eine beſtimmte Handlung vors 
genommen wurde, in der Wuͤrklichkeit oft ſchwuͤrig 
genug ſeyn, und fi) dadurch cin Schuldiger dem ges 
firchteren Gerichte eutzichen koͤnnen; theild paſſen die 
Hauptgruͤnde fir ein befonders geftellted und zufams 
mengefegted Gericht Über Berfafjungs = Verlegungen , 
nämlich die Nothwendigkeit politifcher Einficht , die 
Gefährlichkeit der Handlung und die größere Unabs 
bängigfeit von den in bedeutenden Stellen ftehenden 
Angeklagten, auf die Privarhandlungen eines Mini⸗ 
fterd vollfommen fo gut, als auf feine Amtshandlun⸗ 
gen. Somit wird ohne weitere Unterfuchung , in wels 
her Eigenfchaft und mir welchen Mirteln eine nad) 
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ihren fonſtigen materiellen Merkmalen zu einer Staats⸗ 
anklage fi) eignende Handlung von einem Minifter bes 
gangen wurbe, biefelbe bei dem Staatörichter anges 
bracht werben kdunen °). — Hinfichtlih ber Frage 





5) Die Werfaffungs: Urkunden enthalten Keine Beftimmungen 
über diefe Frage, allein eben damit iſt fie entichieden. 
Wenn zwifchen den Privat: und ben Amts: Handlungen 
bed durch allgemeine Worte ber Gerichtsbarkeit des Gt, 
G. H's. unterworfenen Miniftere haͤtte unterfchieden wers 
den wollen, fo hätte es ausdruͤcklich geſchehen muͤſſen. — 
Da allerdings ein nicht unbedeutender Grund fuͤr die Un⸗ 
terwerfung der Privathandlungen eines Miniſters unter 
die gewoͤhnlichen Gerichte ſpricht, ſo iſt leicht erklraͤlich, 
wie Manche ſich dieſer Beantwartung der Streitfrage zu⸗ 
neigen. Wenn aber B. Constant, De la responsabilits 
des ministres, ch. 1, (Cours de Polit. const, , Bd. I, 
©. 55 fg.) fich dafılr eifrigft ausfpricht, dag Verantwort⸗ 
lichkeit vor dem Et. ©. H. nur in den Faͤllen eines 
Mißbrauches der gefeplihen Gewalt, nicht aber bei 
ber Anmaafung einer ganz unggfeslihen flattfinden 

» könne , indem legtere nur eine Privathandlung fey; und 
wenn er ferner ald Privatbandlung jeden Act eines Minis 
fterd bezeichnet, welcher über dag Gefeß hinausgeht: fo 
ift dieß in jeder Beziehung ſchief und unrichtig. Cinmal 
ift einleuctend, daß der ganze Grund des Geſetzes eine 
befondere Gerichtsbarkeit über dergleichen Privathandluns 
gen eben fo gut fordern würde, als die der Amtshandluns 
gen im firengften Sinne des Wortes. Zweitens ift aber 
bie Ueberichreitung einer Amtsgewalt ober die Anwendung 
derfelben auf einen vom Gefege nicht dazu beftimmten 
Fall nichts weniger als eine Priyathandlung, fondern 
eben fo gut ein Amtevergehen, wie die ſchlechte Anwen: 
dung des Amtes innerhalb der formellen Graͤnzen ber Zus 
Rändigteit. Schen Eanftant'd Schüler Yagas hat fid, 
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aber, welche Handlungen als von dem Minifter aus⸗ 
gegangen zu betrachten feyen, ift Elar, daß nicht nur 
diejenigen Anordnungen, welche er aus eigenem Aus 
triebe traf, fo wie (nach einem unbeftrittenen Grunds 
fage des conflitutionellen Staatsrechtes) Diejenigen , 
welche zwar vom Staatsoberhaupte zunächft ausgiens 
gen, allein vom Minifter contrafignirt und damit auf 
eigene Berantwortung übernommen wurden 6), zu 
einem gerechten Vorwurfe Anlaß geben können, fondern 
auch ſolche, welche er gegen feine Pfliche geſche hen 
ließ. Nur muß bier gehörig unterfchieden werben. 
Wäre es nämlich allerdings widerfinnig, wenn man 
einen Departements:Chef geradezu für Alles, was 
ohne fein Wiffen von einem Untergebenen vorgenoms 
men wird , verantwortlich machen wollte , während er 
davon nichts wußte noch wiffen konnte; und bleibt 
Daher hier die audfchließliche Strafbarkeit untergeorde 
neter Beamten in manchen (hier nicht weiter zu erdrs 
ternden) Fällen beftehen : fo bleibr doch auch eine bins 
länglihe Schuld auf dem Vorgeſetzten wegen Nichts 
verhinderung einer von einem Untergeordneten beganges 
nen nerfaffungswidrigen Handlung in folgenden Fällen 
liegen; 1) wenn er von dem Vorhaben, fey ed durch 
den zunaͤchſt Betheiligten, fey es auf anderem Wege, 
amtlich in Kenntniß gefeßt wurde, ohne daß er rechts 
zeitig ein Verbot erließ und für deſſen WBollziehung 
forgte; 2) wenn er zwar nicht auf amtliche Weife, 
allein doch fonft auf eine zuverläßige Art Nachricht 





freilih zum Theile aus fonderbaren Bränden, gegen Dies 
fen falfchen Unterſchied erklaͤrt. 
6) ©. über biefem Punet oben, Einleit, 5. 4, e. 61. 





von einer ſolchen Verfaffungsverlegung erhielt. Bleibe 
dabei auch immerhin erft zu erweilen, daß. wirklich 
der Angefchuldigte auf nichtamtlichen Wege. eine hinz 
reichend fichere Kunde erlangte, und ift es ferner 
der Beurtheilung des Richters uͤberlaſſen zu enticheis 
den , ob die erwiefene Kenntniß nach den Umftänden 
und erfbnlichkeiten eine gioͤßere oder geringere Bes 
achtung verdiente: fo kann er er fich doch auf den 
nichtamtlihen Charakter feiner Kenntniß keineswegs 
als auf einen unter allen Umftänden eutfchuldigendeu 
. Umftand berufen. Die minifterielle Leitung und Be⸗ 
auffichtigung ber Gefchäfte ift ganz verfchieden von 
der Thärigkeit eines nur auf formgerechtes Anbringen 
der Partheien handelnden Civilrichtere. Er hat, na⸗ 
mentlich wenn es fich von fo wichtigen Gegenftänden 
handelt, wie eine DVerfaffungsverlegung immer ift, 
jede ihm ficher fcheinende Nachricht zu benuͤtzen T). 
Nur diejenigen Fälle machen hier eine Ausnahme, in 
welchen vom Geſetze ausdruͤcklich feſtgeſetzt ift, daß 
blos eine Aufforderung in beftimmter Form den Minis 
fier zu einer Amtshaudlung berechtigt. 3) Wenn er 


7) Wenn Buddeus, Minifterverantwortlicteit, &. 24, 
gewiſſermaaßen einen Minifter nur für die Nichtwerhinde: 
rung folder Handlungen verantwortlih machen will ; von 
welhen dem Monarchen die Kunde officiel zugefom: 
men fey , fo hängt dieß mit der von diefem Gchriftiteller 
aufgeftellten viel zu engen Begriffs - Beftinnmung von Mi: 
nifter = Verantwortlichkeit zufammen , welche oben @inleit., 
5. 4, Note 1, S. 62 fü. , bereits befämpft in. In den 
Srundgefegen- kommen näpere Beftimmungen nir: 
gends vor, _ 
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zwar wuͤrklich gar Feine Art von Kenutuiß hatte, 
allein gerade diefe Unbekanntſchaft in einer Verſaͤumung 
feiner Auffichröpflicht und in einer geſetzwidrigen Unthäs 
tigkeit ihren Grund hatte. Schon die fo nahe liegende 
Möglichkeit, daß ein verfaffungsfeindliher Minifter 
verjuche, durch Andere die Vergehen vollbringen zu 
laffen und fih im: Falle einer Eutdedung und Ber 
ſchwerde mit Umwiflenheit zu entfchuldigen, ndthigt 
auf diefen Grundfägen zu beftehen. Einem thätigen 
Beamten gefchieht dabei nicht zu viel, und daß ein 
unthätiger die Folgen feiner Pflichtwidrigkeit empfinde, 
iſt nur heilfam. 

Eine vierte Frage ift, ob eine Staatsanklage nur 
wegen eines Angriffes auf die ganze VBerfaffung, 
oder auch wegen der Berlegungen gegen einzelne, 
vielleicht minder wichtige, Beſtimmungen der Grunds 
gefeße fol ſtattfinden dürfen? — Keinem Zweifel kann 
unterliegen, daß die allgemeinen Augriffe die gefährs 
licheren und ftrafbareren find; eben fo gewiß ift wuͤn⸗ 
ſchenswerth, daß daB letzte geordnete Mittel Zwifligs 
keiten zwiſchen Regirung und Regirten beizulegen, nicht 
wegen Kleinigkeiten angewendet werden mdge, indem 
fonft anfänglich unndthige Aufregung , ſpaͤter Abnuͤtzung 
und Herabwirdigung der Maasregel eintreten miffen ?): 
allein eine gefegliche Beſchraͤnkung der Gerichtöbarkeit 
des Staatsgerichtshofes auf allgemeine Verfaffungsvers 
legungen wäre dennoch hoͤchſt unzweckmaͤßig. Abgeſehen 


8) Mit vielem Rechte verglih Lord Sommers dad Met 
zu einer Staatdantlage mir dem Schwerte GSoliathis, weL 
ches im Tempel aufbewahrt fen, aber nur bei großen Ge 
legenbeiten gebraucht werden dürfe. 





davon, daß Häufig ein zweifelhafter Streit daruͤber 
entſtehen koͤnnte, ob eine gewiffe Handlung nur eine 
Verleßung einer einzelnen , allerdings wichtigen, Bes 
flimmung der Berfaffung fey, oder ob fie mittels 
bar oder unmittelbar einen Angriff auf die ganze bes 
ſtehende Staatdeinrichtung bilde; abgefehen ferner das 
von, daß ed ein ganz fehiefer Gedanke wäre, irgend 
etwas nur im Ganzen nicht aber auch im Einzelnen 
und Kleinen ſchuͤtzen zu wollen, indem das Ganze aud) 
ſtuͤckweiſe zerftöre werden kaun, und Häufig fogar leichs 
ter und ficherer als durch. einen allgemeinen Sturm: 
fo ift klar, daß gerade in der Sicherheit der einzelnen 
Mechte des Bürgers und fomit auch in der Bewahrung 
der einzelnen zu diefem Zwecke beflimmten Formen, 
die Güte und Wuͤrkſamkeit einer freien und des ges 
bilderen Menfchen würdigen Verfaſſung befteht. Alſo 
muß auch die zum Schutze der Verfaſſung überhaupt 
als beſonders tauglich beftimmte Gerichtöbarfeit ſich 
auf diefe einzelnen Rechte ausdehnen. 

Dieß führt denn nun aber zu der weiteren, fünf: 
ten, Frage, welche gefetliche Beftimmungen zur Ders 
faffung gehdren? — In den meiften Repräfentatios 
Staaten läßt ſich diefe Frage in der Hauptfache nach 
einem dußerlichen Merkmale beantworten. Bekanutlich 
hat nämlich die große Mehrzahl diefer Staaten eigene 
Verfaffungs-Urfunden, alfo mehr oder min 
der ausführliche Geſetze, welche in fuftematifcher Ord⸗ 
nung die fämmtlichen Grundbeftimmungen über bie 
Staatögewalt und die Modalitäten ihre Ausübung ent: 
halten. Was denn nun in einer folchen Verfaflungse 
Urkunde enthalten ift, muß als zur Verfaſſung des 
Staates gehdrig betrachtet werden. Sind andy viel: 
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leicht, namentlich in jenen Grundgefeßen, welche fich 
von allzugroßer Ausfährlichkeit nicht freizuhalten ges 
wußt haben, minder wichtige und blos formelle Puncte 
aufgenommen , fo werben fie doch durch den Ort, an 
welchem fie ſtehen, und wegen der Wichtigkeit, die 
ihnen ber Geſetzgeber nun einmal zugefchrieben hat, 
eben fo unverletzlich, al& die materiell wichtigeren. 
Und die einzige freitige Frage beim Vorhandenſeyn einer 
folchen Urkunde kann nur die feyn, ob nicht auch aus 
Berhalb derfelben noch Verfaffungsbeflimmungen moͤg⸗ 
lich find ? Diefe Frage muß aber bejaht werden. Auch 
abgefehen nämlih von authentifchen Auslegungen, 
ausdrädlichen Abänderungen oder Wermehrungen der 
Verfaffungs » Urkunde, ferner von folchen Geſetzen, 
welche fie felbft ald einen integrirenden Beſtandtheil 
erklaͤrt, — lauter Beftimmungen , welche unzweifelhaft 
zwar nicht der Form, allein der Sache nach zu der 
Urkunde felbft gehoͤren: — läßt es fich denken, daß 
dad Grundgefeg, entweder in unwillkuͤhrlicher Unvolls 
ftändigkeit oder abfichtlich unbeftrittene Säte übers 
gehend, Feineswegs alle Grundfäge in fi) aufgenoms 
men bat, welde zu einer vollftändigen Darlegung der 
wefentlichen Geundlagen des Staatöverbandes gehören. 
Da nun aber natürlich die Vertheidigung der, Rechte 
der Regirung und der Bürger vernünftigerweife nicht 
Davon abhängen kann, an welcher Stelle der betref; 
fende Grundſatz verzeichnet ift, wenn berfelbe nur übers 
haupt außer Streit liegt; und da ed ganz widerfinnig 
wäre, zur Wahrung einer vielleicht ganz gleichgälrigen. 
wo nicht felbft nachtheiligen ober abgefchmadten fors 
mellen Verfiigung der Berfaffungs s Urkunde das letzte 
gefeglihe Mittel des Staates in Anfpruch zu nehmen, 
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weſentliche Grundlagen des Gebäudes aber ihrem 
Schickſale zu überlafen oder wenigftens nicht auf die 
als zweckmaͤßig anerkannte Weife zu fchägen, blos 
weil ihrer au einem beſtimmten Orte nicht ausdruͤcklich 
Erwähnung gefchehen iſt: fo muß man ſich unbedingt 
dafılr entfcheiden, daB auch die außerhalb der Ders 
faflungs = Urkunde nachweisbaren Theile der Verfaffung 
zu einer Staatsanklage gegen einen Minifter Veran⸗ 
laffung geben können und muͤſſen. Nur ift hierbei 
allerdings zuzugeben, daß immer erft der Beweis ges 
führt werden muß, es gehöre ein folder Punct zur 
Derfaffung , während bei den in den Urkunden felbit 
oder ihren Anhängen verzeichneten Beſtimmungen diefer 
Beweis ſich von felbft Lieferer 2). In diefer Ans 
ſicht wird man noch mehr beftärft, wenn .man diejes 
nigen Repräfentativ s Staaten ind Auge faßt, welche 
gar Feine befondern Werfaffungs = Urkunden beſitzen, 
(wie 3. B. Großbritannien). Daß auch bei ihnen Mis 
nifter = Verantwortlicykeic ftattfinden muß, verfteht fich ; 





9) Natuͤrlich iſt dieſer Beweis da nicht anwendbar, wo das 
Gegentheil ausdruͤcklich angeorbnet, und nur die Merleßung 
einer Beſtimmung der Verfaſſungs-Urkunde ſeibſt als 
Gegenftand einer Anklage wor dem Staatsgerichtshofe bes 
zeichnet it. Dieß ift ubrigend mit Beſtimmheit nur ange: 
ordnet für Hannover, 6. 151, wo Verletzung bes 
Staatsgrundgeſetzes bie Zuftändigleit begründet. Schon in 
jenen Staaten, welche eine Verfaſſungs-Verletzung ale 
Gegenitand der Anklage bezeichnen, ift dagegen die wei: 
tere Auslegung gerechtfertigt , aud den im Terte angeführ: 
ten Gründen. Gar feinem Smeifel kann es da unterlies 
gen, wo auch Geſezes⸗Uebertretungen eine Staates 
anflage begründen. 
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weil man aber hier bei der Frage, welche Geſetze als 
zur Verfaffung gehdrig. zu behandeln feyen, ganz von 
einem dußeren Merkmale verlaffen it, fo muß bie 
Sache jelbit ind Auge gefaßt werden. — Es ift num 
aber keineswegs unmöglich oder auch nur ſehr fchwils 
rig , Sichere Anhaltspuncte zu gewinnen. Stellt 
man naͤmlich den Begriff der Berfaffung dahin feſt, 
daß diefelbe alle diejenigen Beltimmungen und Ein⸗ 
richtungen in fich begreife, welde den Grundcharaf: 
ter eined Staates bilden, alfo fowohl dad Verhaͤlt⸗ 
niß der Regirten zu dem oder den Negirenden, als 
auch die Formen, in welchen fich dieſes Verhaͤltniß 
auspraͤgt: fo ergiebt fih , daß als Theile der Verfafs 
fung auzufehen find: 1) alle Sagungen über den leßs 
ten Grund und über den Zwed des Staates, fcy es, 
dad diefelben ausdriclich in einer die Iheilnehmer des 
Staates rechtskräftig verbindenden Urkunde feſtgeſtellt 
find, fey e8, daß fie nur ſtillſchweigend den einzels 
nen Vorfchriften zu Grunde liegen und mit logifcher 
Nothwendigkeit aus denfelben erwiejen werden Tonnen. 
2) Ale Beftimmungen über die der Staatögewalt und 
dem Inhaber derfelben zur Realiſirung jener oberften 
Srundfäge ald nochwendige Mirtel zugewiefenen Rechte. 
3) Ale den Staatögenoifen als folchen eingeräumten 
Rechte, gleichgiältig ob diefe in einer eigenen Erklärung 
der Menſchen⸗- und Bürgers Rechte, oder ob fie geles 
gentlih in fonftigen Theilen des Grundgeſetzes oder 
in fonftigen Gefegen enthalten find, wobei natärlich 
Diejenigen Einrichtungen „ welche weſentlich zum einfeis 
tigen Schuge und zur Ausuͤbung Diefer Rechte bes 
ſtimmt find, vor allen alfo dig Rechte ber Ständes 





Verfamlung 2°), nicht davon getrennt werden koͤnnen. 
4) Endlich diejenigen Anftalten, welche zur allfeitigen 





10) Behält man diefe, an fi wohl ungweifelhafte,, Beſtim⸗ 
mung im Auge, fo kann über die Beantwortung ber fd 
vielfach heſprochenen und faft für unauflögbar erflärten 
Trage: ob ein Minifteer wegen Weberfdreitung eines 
Etats-Satzes mit einer Gtaatdanklage verfolgt werden 
könne, faum ein Zweifel obwalten. Die Einwilligung der 
Stände zu allen Staatsausgaben ift eines ihrer wichtig: 
ften echte, und macht einen hoͤchſt wefentlihen Theil der 
Verfaffung aus. Diefe Einwilligung wird nun, und zwar 
ganz zweckmaͤßig, geübt durch Bewilligung der einzelnen 
Etats : Säge bes Budjets. Die Weberfchreitung eined 
Etats-Satzes iſt fomit jeden Falles eine formelle Were 
legung eines verfaffungsmäßigen Rechtes der Etände, und 
alfo an und für fih zur MWerfolgung vor dem Gtaatöges 
rihtshofe gar wohl geeignet; denn wenn die Verfaſſung 
auch der einzelnen in Frage ſtehenden Summe keine Ers 
wähnung thut und fie nicht unter ihrem ausbridlihen 
Schuß nimmt , fo will fie wenigftend dad Recht im Ban: 
zen unverletzt ſehen. Dieß aber kann nur ſeyn, wenn 
ed nicht im jedem einzelnen Theile ftüdweife vernichtef 
werden darf. Man will gegen dieſe Anſicht geltend mas 
cheu, daß bei der fo häufigen unvermeidlihen Verletzuug 
der Etatd: Säge theile die Zahl der Staatdanflagen ind 
Ungemeffene geben und durch ihr Uebermaas die ganze 
Einrichtung zerftören, theild die Möglichkeit eine Minifter: 
ftelle gu befleiden aufhören , theild die Staatsverwaltung 
nur noch ein Gewebe von Verlegenheiten und Unzweck⸗ 
mäßigfeiten ſeyn würde) und man bat deßhald (unbeſcha⸗ 
det etwaiger Beſchwerden u. di gl.) eine Civil: Verant: 

wortlichkeit ded Miniſters, fo daß ihm die Ueberſchteitung 
zum Activreſte gefchlagen wirde, als genuͤgend betzachten 
wollen. Allein jene Befürchtungen find unbegründet und 


ufrechthaltung der zur Berfaffung in irgend einer Be⸗ 
siehung gehdrigen Beſtimmungen getroffen find, wie 


dieſes Mittel wäre unpaffend. Was naͤmlich bie Befuͤr ch⸗ 
tnngen betrifft , fo ift allerdings richtig, daß bie ein« 
zelnen Etats: Säge häufig ohne „alle Schuld und Tadel 
überfpritten werden müffen, daB in andern Fällen we⸗ 
nigftene ihre Nichtbeachtung blos von Nutzen für die allge- 
meine Sache war, die Einhaltung aber Schaden und 
Unvernunft gebracht hätte, und zwar beides. befonberd dann, 
wenn diefe Edge nur je einen ganz Eleinen Sweig ber 
Staatsverwaltung umfaflen , und fomit eine Vebertragung 
der Deficitd auf die Erſparniſſe innerhalb ber Pofition 
weniger möglih iſt. Allein eben fo richtig iſt, daB kei⸗ 
neswegs jede Etatds Leberfchreitung gu einer Staatsan⸗ 
Mage rechtlichen Grund giebt, fondern nur eine micht g e⸗ 
rehtfertigte. Somit wirde eine Stänbeverfammlung 
nit nur unbillig und unvernünftig handeln , fondern auch 
einer gerichtlichen Zuruͤckweiſung ihrer Klage entgegenfehen, 
wenn fie einen Miniſter wegen einer Etatd-Ueberfchreitung 
belangen wollte, welhe zue Erhaltung bed Staates oder 
feiner wefentlihden @inrichtungen nothwendig war, oder 
bei welcher nur ein ungewiffer und in ber Wuͤrkllchkeit 
nicht eingetretener Voranſchlag verlegt wurde, oder ‚ende 
lich auf weile irgend Jemand ein volllommened Üecht 
hatte. (S. mein Staatsrecht bed Koͤnigr. Württemberg, 
Bd. II, & 820 fg.) Sie würde ferner zwar nicht dad 
ſtarre Recht , allein jede Billigkeit und Vernunft verlegen, 
wenn fie eine @tatd = Ueberfchreitung zur Klage bringen 
- wiärde,, welde zur Erreichung eined ſehr nuͤtzlichen und 
löhlihen Staatszweckes, und zwar ohne unverhaͤltnißmaͤ⸗ 
Figen Aufwand oder allzugroße Belaſtung der Steuerpflich⸗ 
tigen , exforberlih war. Endlich würde eine Staͤndever⸗ 
ſammlung ſehr unklug handeln , wenn fie wegen möglicher 
Kleinigkeiten, follten biefe auch unter: Feine der 
10 - - - 
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z. B. eben ein Staatsgericht, eine Garantie fremder 
Mächte, Verträge mit Auswärtigen u. ſ. w. Go oft 
num nachgewiefen werden kann, daß ein verantwortlis 
cher Staatöbeamter gegen einen Sat gehandelt hat, 
welcher unter eine diefer Gathegorieen gehoͤrt, mag eine 
Anklage vor dem Gtaatögerichte gegen ihn angeftellt 
werden. Die größere Schwuͤrigkeit, alle diefe zerſtreu⸗ 
ten oder nicht einmal foͤrmlich ausgefprochenen Ber 
fimmungen und ihren ganzen Umfaug zu kennen, ift 
vielleicht unter Umfländen ein Milderungdgrund für 





oben genannte Eutichuldigungsgrände fallen, die wichtige 
und häufig bedenflihe Maafregel einer Staatsanklage ans 
wenden wollte. Folglich wird gewiß — die Erfahrung 
jeden Tages beweist ed auf das Unwiderfprechlichfte — aus 
der Auerkennung bed Grundſatzes der gefuͤrchtete Nach⸗ 
theil und Mißbrauch nicht entſtehen. Hinſichtlich der au 
die Stelle der Strafanklage zu ſezenden Civil⸗Ver⸗ 
antwortlichkeit aber faͤllt in die Augen, einen Theiles, 
daß ſchon an und fuͤr ſich und ſelbſt eine ſtrenge Voll⸗ 
ziehung des Epruches vorausgeſetze, eine bloße Nichtan⸗ 
. erkennung einer ungerechtfertigten Ausgabe und die Das 
durch vielleicht, und nur vielleicht, dem anordnenden Mi⸗ 
niſter zugeheude groͤßere oder kleinere Privatverbindlichkeit 
des Wiedererſatzes keine hinreichende Befriedigung fir die 
verlegte Werfaflung darbietet; anderen Theiles, daß ſehr 
haufig felbit dieſer Nachtheil von dem Werurtheilten durch 
einen Mißbrauch der Gelder zu geheimen Sweden oder 
fonftiger einer Flaren Verrehnung leichter zu entziehen⸗ 
ber öffentlicher Gelder abgewendet werben könnte, und 
-fomis für ein vielleicht hoͤchſt firafbared Beginnen dem 
Schuldigen gar kein, dem Staate aber ein bdoppeltes 
‚ Webel gugienge. on 
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den Schufldigen , nie aber eine Urfache , fie nicht gegen 
widerrechtliche Angriffe zu vertheidigen. 

Soll nun aber vielleicht „ fo fragt ſich ſechstens, 
diefe Möglichkeit einer Staatsanklage fo weit ausge⸗ 
dehnt werden, daß fie überhaupt bei der Verlegung 
jedes Geſetzes, aud wenn dasfelbe nicht zu den 
Verfaffungs : Beflimmungen des Staated gehört, vors 
hauden ift ? — Eine nicht unbeträchtliche Anzahl von 
Grundgefegen hat dieß wuͤrklich angeordnet, ſey es 
daß dieſelben einzelne fchwerere Gefegesübertretuns 
gen ausnahmöweife herausheben **), fey ed, daß fie 
fogar im Allgemeinen und fomit bei allen Ungefeglichs 
keiten dem Kläger ein Mecht der Anfchuldigung und 
dem Staatsgerichtshofe eine Zuſtaͤndigkeit einräur 
men 2). Nun ift zwar allerdings zuzugeben, daß 





11) Vergl. dad oben in Note 1 von Frankreich, Yo« 
len, Portugal, Belgien m f. w. Bemerkte. 

42) Dieß ift theild wegen ber großen Meite des Begrif: 
fes von impeschment, welches nicht nur wegen Ireason, 
fondern wegen jeder Urt von high crimes and misdemea- 
nours ftattfindet , in’ England und in den nord 
ameritanifhen Staaten der Gall, theild auch nad 
der ſpaniſchen Verfaflung von 1812, nad der breauns 
ſchweigiſchen von 1833, bem gb. beffifchen Geſetze 
von 1891, Art. 1, u. m — Den, wohl ald red: 
lich merhoͤrt zu begeihnenden, Satz, daß jedes im 
Strafgeſetzbuche ausdruͤclich aufgeführte Verbrechen auch 
ad Hochver rath durch einen Beſchluß der Kammer 
qualificiet, und durch dasſelbe auf ſolche Weiſe die In: 
Jäßigkeit einer Minifterankiage begründet werden koͤnne, 
keit aufs Cottu, Consider. s. 1. mias en accnsalion des 
zninistres N) ©. 55 i% . 
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der eine Grund einer befondern Gerichssbarfeit bei Mi⸗ 
nifteranflagen , nämlich die einflußreiche Erellung des 
Angellagten, auch bei einer Beſchuldigung wegen der 
Uebertretung eines gembhnlichen Geſetzes in voller 
Stärke vorhanden iſt. Auch ift gewiß aus rechtlichen, . 
politifhen und ſittlichen Ruͤckſichten nichts weniger 
wuͤnſchenswerth, ald daß der eines förmlichen Ders 
brechens angeflagte Minifter der verdienten Strafe ents 
ſchluͤpfe, oder er ungefcheut die von den drei Factoren 
der Geſetzgebung gemeinfchaftlich erlaffenen Geſetze bres 
che oder bei Seite fege. Was würde unter dieſen Um⸗ 
ftänden aus dem echte der Ständeverfammlung die 
allgemeinen ziwingenden Anftalten des Staates mit zu 
berathen und mit zu beichließen,, werden? Allein den⸗ 
noch erfcheint eine Befchränfung der Zuftändigkeit des 
Staatögerichtöhofes auf die Verlegungen der Verfaſ⸗ 
fung, und fomit eine Ausfchließung aller Webertretuns 
gen gewöhnlicher Geſetze, als überwiegend wuͤnſchens⸗ 
werth , und die dahin gehenden Beftimmungen mancher 
anderer Staaten als zwedimäßig *?). Vorerſt ift Kar, 


18) Alle diejenigen Staaten, welche entweder nur wegen Ver⸗ 
 Iegung der Verfaffungs:Urfumde felbft, oder wes 
‚nigftend wegen Verlegung der Verfaffung Staatsankla⸗ 
gen geftatten, gehören hieher, alfo 3. B. Baiern, 
Württemberg, Sachfen, Hanover, Kurbef 
feu, Sigmaringen. 9a Württemberg fand 
eine ausfährlihe Verhandlung in der Stände: Werfanms 
Iung uͤber diefe Frage ſtatt, allein der Beſchluß fiel end⸗ 
lich, der Werfaffung gemäß, gegen die Ausdehnung ber 
Competen; bes St. ©. 5H’6 auf bloße GSeſetzes uͤbertre⸗ 
tungen aud. S. Wethandlungen ber wär. Kammer der 
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daß der. zweite Hauptgrund für ein Ausnahmegericht, 
sämlich die Nothwendigkeit politifcher Einficht, bier 
gar nicht flattfinder, ſomit die Mechtfertigung einer 
Abweichung von der Megel der allgemeinen Gleichheit 
vor dem Gefete hier bedeutend geſchwaͤcht iſt. Zwei⸗ 
tens ift, namentlid) wenn fämmtliche Verbredyen oder 
Gefebesübertretungen zu einer Klage vor dem Staats⸗ 
gerichte Veranlaſſung geben kdunen, zu beforgen , daß 
bäufigere Proceffe diefer Art entflehen, als mit dem 
Anfehen des Berichtes und mit der, in geraden Vers 
haͤltniſſen zur Seltenheit ftehenden, Abſchreckungskraft 
der ganzen Einrichtung vereinbar iſt. Zerner geht durch 
eine folche Vermifchung der Gefege und der Verfafs 
fung ein Theil des wohlchärigen Nimbus verloren, 
welcher durch eine auch noch in feinen Verletzungen 
abgefonderte Behandlung des Grundgefeßes , ald ets 
was befonders heiligen , erzeugt wird. Es fteht dann 
in diefer wichtigen Beziehung ganz einfach den Übrigen 
Geſetzen gleich , und deren tägliche Uebertretung und 
häufige Veränderung ftumpft leicht auch gegen bie 
äußerlich gleichgeftellten Verlegungen desfelben ab. Nas 
türlich handelt es ſich nicht Davon, die Gefege unges 
ftraft verlegen zu laſſen, fondern es find nur andere 
Mittel anzuwenden. Nicht nur bleibt ja in den hies 
zu geeigneten Zällen die Klage bei ben gewöhnlichen 
Gerichten, fondern ed wird eine ernfte Befchwerde der 
Ständeverfammlung von der Regirung kaum überfehen 





Abg., 1833, Heft IT, S. 41 fa; mein wirt. Staats⸗ 
rebt, Bd. 1, ©. 643. Man vergleihe über diefe Frage 
noh: Pages, De la respons. ministerielle, ©. 49 fg. 


davon, daß häufig ein zweifelhafter Streit baräber 
entftehen koͤnnte, ob eine gewifle Handlung nur eine 
Verlegung einer einzelnen, allerding6 wichtigen, Be⸗ 
flimmung der Verfaſſung fey, oder ob fie mittels 
bar oder unmittelbar einen Angriff auf bie ganze bes 
ftehende Staatseinrichtung bilde; abgefehen ferner das 
von, daß es ein ganz fchiefer Gedanke wäre , irgend 
etwas nur im Ganzen nicht aber au) im Einzelnen 
und Kleinen fchüßen zu wollen, indem das Ganze auch 
ſtuͤckweiſe zerfiört werden kann, und häufig fogar leich⸗ 
ter und ficherer als durch. einen allgemeinen Sturm: 
fo ift Mar, daß gerade in der Sicherheit der einzelnen 
Mechte des Bürgers und fomit auch in der Bewahrung 
der einzelnen zu dieſem Zwecke beflimmten Formen, 
die Güte and Wuͤrkſamkeit einer freien und des ges 
bildeten Deenfchen würdigen Verfaſſung befteht. Alſo 
muß auch die zum Schutse der Verfaſſung überhaupt 
als befouders tauglich beftimmte Gerichtsbarkeit fich 
auf diefe einzelnen Rechte ausdehnen. 

Dieß führt denn nun aber zu der weiteren, fünf: 
ten, Frage, welche gefetliche Beftimmungen zur Vers 
faffung gehören? — In den meiften Repraͤſentativ⸗ 
Staaten läßt fi diefe Frage in der Hauptfache nach 
einem dußerlichen .Dierfmale beantworten. Bekanntlich 
bat nämlich die große Mehrzahl diefer Staaten eigene 
Verfaffungs-Urkunden, alfo mehr oder mins 
der ausführliche Geſetze, welche in foftematifcher Ord⸗ 
nung die fämmtlichen Grunpbeftimmungen über Die 
Staatögewalt und die Modalitäten ihre Ausübung ent: 
halten. Was denn nun in einer ſolchen Verfaſſungs⸗ 
Urkunde enthalten tft, muß als zur Verfaſſung des 
Staates gehdrig betrachtet werden. Sind andy viel: 
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leicht, namentlich in jenen Grundgefeßen, welche ſich 
von allzugroßer Ausführlichkeit nicht freizuhalten ges 
wußt haben, minder wichtige und blos formelle Puncte 
aufgenommen , fo werden fie doch durch den Ort, an 
welchem fie ſtehen, und wegen der Wichtigkeit, die 
ihnen der Gefegeber nun einmal zugefchrieben hat, 
eben fo unverleglih , als die materiell wichtigeren. 
Und die einzige ftreitige Frage beim Vorhandenfeyn einer 
folchen Urkunde kann nur die feyn, ob nicht auch aus 
Berhalb derfelben noch Verfaſſungsbeſtimmungen moͤg⸗ 
lih find? Diefe Frage muß aber bejaht werben. Auch 
abgefehen naͤmlich von authentifchen Auslegungen, 
ausdrädlichen Abänderungen oder Vermehrungen der 
Berfaffungs : Urkunde, ferner von folchen Geſetzen, 
welche fie felbft als einen integrirenden Beftandeheil 
erklaͤrt, — lauter Beftimmungen „ welche unzweifelhaft 
zwar nicht der Form, allein der Sache nach zu der 
Urkunde felbft gehbren: — läßt es fich denken, daß 
dad Grundgeſetz, entweder in unwillkuͤhrlicher Unvoll⸗ 
ftändigfeic oder abfichtlich unbeftrittene Saͤtze übers 
gehend, keineswegs alle Grundfäge in ſich aufgenoms 
men bat, welche zu einer vollftändigen Darlegung ber 
wefentlichen Geundlagen des Staatsverbandes gehbren. 
Da nun aber natürlich die Vertheidigung der, Rechte 
der Regirung und der Bürger vernüänftigermweife nicht 
Davon abhängen kann, an welcher Stelle ber betref: 
fende Grundfag verzeichnet iſt, wenn derfelbe nur übers 
haupt außer Streit liegt; und da es ganz widerfinnig 
wäre, zur Wahrung einer vielleicht ganz gleichgältigen. 
wo nicht felbft nachtheiligen oder abgefchmackten fors 
mellen Verfügung der Verfaffungs s Urkuide das lebte 
gefegliche Mittel des Staates in Anfpruch zu nehmen, 


wefentlihe Grundlagen des Gebaͤndes aber ihrem 
Scidfale zu überlaffen oder wenigftens nicht auf die 
ald zweckmaͤßig anerkannte Weile zu ſchuͤtzen, blos 
weil ihrer an einem beftimmten Orte nicht ausdridlich 
Erwähnung gefchehen iſt: fo muB man fich unbedingt 
dafılr entfcheiden, daß auch die außerhalb der Ders 
faſſungs⸗ Urkunde nadyweisbaren Theile der Verfaflung 
zu einer Staatsanklage gegen einen Miniſter Veran⸗ 
laffung geben konnen und muͤſſen. Nur ift hierbei 
allerdings zuzugeben, daß immer erft der Beweis ges 
führt werden muß, es gehbre ein folder Punct zur 
Verfaſſung, während bei den in den Urkunden ſelbſt 
oder ihren Anhängen verzeichneten Beſtimmungen diefer 
Beweis fich von felbft liefert %). In diefer Ans 
ſicht wird man noch mehr beftärft, wenn man diejes 
nigen Repräfentativ s Staaten ind Auge faßt, welche 
gar Feine befondern Berfaffungs = Urkunden befigen, 
(wie 3. B. Großbritannien). Daß auch bei ihnen Mi⸗ 
nifter = Berantwortlicykeir ftattfinden muß, verſteht fich ; 





9) Natürlich iſt diefer Beweis da nicht anwendbar, mo das 
Gegentheil ausbrüclich angeordnet, und nur die Verletzung 
einer Beſtimmung der Verfaſſungs-Urkunde feibit als 
Gegenfiand einer Anklage wor dem GStaategerichtähofe bes 
zeichnet ift. Dieß it übrigens mit Beſtimmheit nur ange: 
ordner für Hannover, 6. 151, wo Verletzung bes 
Staatsgrundgeſetzes die Zuftändigfeit begründet. Schon in 
ienen Staaten, welche eine Werfaflungs: Verlegung ald 
Gegenftand der Anklage bezeihnen, ift dagegen die wei: 
tere Auslegung gerechtfertigt , aus ben im Terte angeführ: 
ten Gründen. Gar feinem Sweifel kann ed da unterlies 
gen, wo auch Geſetzes⸗Uebertretungen eine Staates 

anklage begründen. 


— 143 — 


weil man aber bier bei der Frage , weldye Geſetze ale 
zur DVerfaffung gehbrig. zu behandeln feyen, ganz von 
einem dußeren Merkmale verlafien iſt, fo muß bie 
Sache jelbit ins Auge gefaßt werden. — Es ift nun 
aber keineswegs unmoͤglich oder auch nur ſehr fchwils 
rig, fichere Anhaltspuncte zu gewinnen. Stellt 
man nämlich den Begriff der Verfaſſung dahin feſt, 
daß diefelbe alle Diejenigen Beſtimmungen und Ein⸗ 
richtungen in ſich begreife, welde den Grundcharafs 
ter eines Staates bilden, alſo ſowohl das Verhaͤlt⸗ 
niß der Regirten zu dem oder den Megirenden, als . 
auch die Formen, in welchen fich diefes Verhaͤltniß 
ausprägt: fo ergiebt fi) , daß als Theile der Verfafs 
fung anzufehen find: 1) alle Sagungen über den letz⸗ 
ten Grund und über den Zwed des Staates, ſey es, 
daß diefelben ausdriclich in einer die Theilnehiner des 
Staates rechtskräftig verbindenden Urkunde feftgeftellt 
find, fey es, Daß fie nur ſtillſchweigend den einzels 
nen Vorfchriften zu Grunde liegen und mit logifcher 
Nothwendigkeit aus denfelben erwieſen werden koͤnnen. 
3) Ale Beltimmungen über die der Staatögewalt und 
dem Inhaber derfelben zur NRealifirung jener oberften 
Grundſaͤtze als nothwendige Mittel zugewiefenen Rechte. 
3) Ale den Staatögenoifen als foldyen eingeräumten 
Rechte, gleichgültig ob diefe in einer eigenen Erklärung 
der Menſchen⸗ und Birger= Rechte, oder ob fie geles 
gentlich in fonftigen Theilen des Grundgefetsed oder 
in fonftigen Gefegen enthalten find , wobei natürlich 
diejenigen Einrichtungen , welche weſentlich zum einfeis 
tigen Schuge und zur Ausuͤbung dieſer Rechte bes 
ſtimmt find, vor allen alfo die Rechte ber Ständes 
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Verſamlung 2°), nicht Davon getrennt werden koͤunen. 
4) Endlich diejenigen Anftalten, welche zur allfeitigen 





10) Behält man diefe, an fi wohl unzweifelhafte, Beftim: 
mung im Auge, fo kaun über die Beantwortung der fo 
vielfah befprohenen und faft für unaufloͤsbar erklärten 
Trage: ob ein Minifter wegen Weberfchreitung eines 
Etats-Satzes mit einer Staatdanklage verfolgt werden 
könne, faum ein Zweifel obwalten. Die Einwilligung der 
Stände zu allen Staatdausgaben ift eines ihrer wichtige 
fien Rechte, und macht einen hoͤchſt weientlihen Theil der 
Verfaffung aus. Diefe Einwilligung wird nun, und zwar 
ganz zweckmaͤßig, geuͤbt durch Bewilligung der einzelnen 
Etats : Säge des Budjetd. Die Ueberfchreitung eined 
Etats-Satzes iſt fomit jeden Falles eine formelle Ders 
legung eines verfaffungsmäßigen Mechtes der Etände, und 
alfo an und für fih zur Merfolgung vor dem Staatsge⸗ 
richtshofe gar wohl geeignet; denn wenn die Verfaſſung 
auch der einzelnen in Frage fiebenden Summe feine Ers 
wähnung thut und fie nicht unter ihrem ausdridlihen 
Schuß nimmt , fo will fie wenigitend dad Recht im Ban: 
zen unverleßt feben. Dieß aber kann nur feyn, wenn 
es nicht in jedem einzelnen Theile ſtuͤkweiſe vernichtet 
werben barf. Man will gegen diefe Anficht geltend ma⸗ 
eu , daß bei der fo häufigen unvermeidlihen Verletzung 
der Etats: Säge theils die Zahl der Staatdanflagen ind 
Ungemeffene gehen und duch ihre Uebermaas die ganze 
Einrichtung zerftören, theild die Möglichkeit eine Minifter: 
ftelle zu bekleiden aufhören , theild die Staatsverwaltung 
nur noch ein Gewebe von Verlegenheiten und Unzweck 
maͤßigkelten ſeyn würdes und man hat deßhald Lunbefcha: 
det etwaiger Beſchwerden u. di gl.) eine Eivil: Verant: 

wortlichkeit des Minifterd, fo daß ihm bie Neberfchteitung 
zum Activreſte gefchlagen würde, als genigend betrachten 
wollen. Allein jene Befürchtungen find unbegrändet und 


Aufrechthaltung der zur Berfoffung in irgend einer Be⸗ 
ziehung gehbrigen Beſtimmungen getroffen ſind, wie 


dieſes Mittel wäre unpaſſend. Was naͤmlich bie Bef uͤr ch⸗ 
tungen betrifft, fo iſt allerdings richtig, daß die ein⸗ 
zelnen Etats⸗Saͤtze häufig ohne alle Schuld und Tadel 
uͤberſchritten werden muͤſſen, daß in andern Faͤllen we⸗ 
nigſtens ihre Nichtbeachtung blos von Nutzen für die allgee 
meine Sache war, die Einhaltung aber Schaden und 
Unveruunft gebracht hätte, und zwar beides beſonders dann, 
wenn biefe Edge nur je einen ganz Fleinen Sweig ber 
Staatöverwaltung umfaffen , und fomit eine Nebertragung 
der Deficitd auf die Erfparniffe innerhalb der Pofition 
weniger möglich iſt. Allein eben fo richtig iſt, daB kei: 
nedwegs jede Etatds Veberfchreitung zu einer Staatsan⸗ 
Page rechtlichen Grund giebt, fondern nur eine nichtges 
zehtfertigte. Somit wiirde eine Ständeverfammlung 
nicht nur unbillig und unverninftig handeln , fondern auch 
einer gerichtlihen Zuruͤckweiſung ihrer Alage entgegenfehen, 
wenn fie einen Minifter wegen einer Etats⸗Ueberſchreitung 
belangen wollte , weiche zur Erhaltung ded Staates oder 
feiner wefentlihen Einrichtungen nothwendig war, oder 
bei weicher nur ein ungewiſſer und in dee Wuͤrklichkeit 
nicht eingetretener Woranfchlag verlegt wurbe, oder -ende 
lih auf welde irgend Jemand ein volllommened Recht 
hatte. (S. mein Staatsrecht bed Könige. Württemberg, 
Bd. U, & 820 fg.) Sie würde ferner zwar nicht das 
ftarce Recht, allein jede Billigkeit und Vernunft verlegen, 
wenn fie eine Etats : Veberfchreitung zur Klage bringen 
- würde, weile zur Erreichung eines ſehr nuͤtzlichen und 
löblihen Staatszweckes, und zwar ohne unverbältnigmäs 
Figen Aufwand ober allzugroße Belaftung der Steuerpflich« 
tigen , erforderlih war. Enblich wärbe eine Staͤndever⸗ 
ſammlung ſehr unklug handeln , wenn fie wegen möglicher 
Kleinigleiten , follten biefe auch unter Beine ber beiden 
10 -  . 
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3. B. eben ein Staatsgericht, eine Garantie fremder 
Mächte, Verträge mit Auswärtigen n. ſ. w. Go oft 
num nachgewiefen werden kann, daß ein verantwortlis 
cher Staatsbeamter gegen einen Saß gehandelt har, 
welcher unter eine diefer Gathegorieen gehbrt, mag eine 
Anklage vor dem Staatögerichte gegen ihm angeftellt 
werden. Die größere Schwuͤrigkeit, alle diefe zerftreus 
ten oder nicht einmal foͤrmlich ausgefprochenen Bes 
flimmungen und ihren ganzen Umfang zu Eennen, ift 
vielleicht unter Umfländen ein Milderungsgrund für 


oben genannte Entſchuldigungsgruͤnde fallen, die wichtige 
und bäufig bedentlihe Maaßregel einer Staatsanklage ans 
wenden wollte. Folglich wird gewiß — Die Erfahrung 
jeden Tages beweist ed auf das Unwiderſprechlichſte — aus 
der Anerkennung des Grundfaged ber gefürdtete Wache 
theil und Mißbrauch nicht entſtehen. Hinſichtlich der an 
die Stelle der Strafantlage zu febenden Cipil⸗Ver⸗ 
antwortlichkeit aber fällt in die Augen, einen Cheiles, 
daß fhon an und für ſich und felbft eine firenge Voll⸗ 
siehung des Epruches vorausgefegt, eine bloße Nichtans 
erkennung einer ungerechtfertigten Ausgabe und bie das 
durch vielleicht, und nur vielleicht, dem anordnenden Mis 
nifter zugeheude größere oder kleinere Privatverbindlichkeit 
des Miedererfages feine hinreichende Befriedigung für bie 
verledte Verfaſſung darbietet; anderen Theiles, daß fehr 
häufig felbit dieſer Nachtheil von dem Werurtheilten durch 
einen Mißbrauch der Gelber zu geheimen Smeden ober 
fonftiger einer Flaren Verrechnung leichter zu entziehen⸗ 
der öffentlicher Gelder abgewendet werben Eöunte, und 
-fomie für ein vielleicht hoͤchſt Arafbared Beginnen dem 
Säuldigen gar kein, dem Staate aber ein doppelted 
VUedel gugienge. 
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den Schuldigen, wie aber eine Urfache , fie nicht gegen 
widerrechtlicye Angriffe zu vertheidigen. 

Soll nun aber vielleicht „ fo fragt ſich ſechſtens, 
diefe Möglichkeit einer Staatsanklage fo weit ausges 
behut werden, daß fie überhaupt bei der Verlegung 
jedes Geſetzes, auch wenn daßfelbe nicht zu den 
Verfaflungs s Beftimmungen des Staated gehört, vor: 
handen ift ? — Eine nicht unberrädyrliche Anzahl von 
Grundgefegen hat dieß wärfli angeordnet, fey es 
daß Diefelben einzelne fchwerere Gefegesübertretuns 
gen ausnahmesweife herausheben **), fen ed, daß fie 
fogar im Allgemeinen und fomit bei allen Ungefetlichs 
Teiten dem Kläger ein Recht der Anfchuldigung und 
dem Staatögerichröhofe eine Zuſtaͤndigkeit einraͤu⸗ 
men 22). Nun ift zwar allerdings zuzugeben , daß 


11) Vergl. dad oben in Note 1 von Frankreich, Po⸗ 
len, Portugal, Belgien u, f. w. Bemerfte. 

28) Dieß iſt theild wegen der großen Meite des Begrif: 
fe6 von impeachment, weldhed nicht nur wegen Ireason, 
fondern wegen jeder Urt von high crimes and misdemes- 
nours ftattfindet, in’ England und in den nord 
amerilanifhen Gtaaten der Fall, theild aud nad 
der franifchen Verfaſſung von 1813, na der braums 
Shweigifhen von 1833, dem gb. heſſiſchen Geſetze 
von 1821, Art. 1, u. ſ. w. — Den, wohl ald recht⸗ 
lih umerhört zu dezeichnenden, Satz, daß jedes im 
Strafgeſetzbuche ausdruͤcklich aufgeführte Verbrechen auch 
als DS ochverrath durch einen Beſchluß der Kammer 
qualificirt, und durch dasfelbe auf folhe Weile die Bu: 
Säfigleit einer Miniſteranklage begründet werden Löune, 
kelt auf: Cottu, Consider. . }. miss en accusalion des 
zninisires 9 ©. 55 $8 : 

10 * 
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der eine Grund einer befondern Gerichröbarkeit bei Mi⸗ 
nifteranflagen,, nämlich die einflußreiche Stellung des 
Angeflagten, auch bei einer Beſchuldigung wegen der 
Uebertretung eines . gembhnlicdhen Geſetzes in voller 
Stärke vorhanden iſt. Auch ift gewiß aus rechtlichen, 
politifchen und firelihen Ruͤckſichten nichts weniger 
wuͤnſchenswerth, ald daß der eines förmlichen Ver⸗ 
brechens angeklagte Minifter der verdienten Strafe ente 
ſchluͤpfe, oder er ungefcheut die von den drei Factoren 
der Geſetzgobung gemeinfchaftlicy erlafienen Geſetze bres 
che oder bei Seite feße. Was würde unter dieſen Um⸗ 
ftänden aus dem Mechte der Ständeverfammlung die 
allgemeinen zwingenden Anſtalten des Staates mit zu 
berachen und mit zu befchließen,, werden? Allein den: 
noch erfcheint eine Beſchraͤnkung der Zuſtaͤndigkeit des 
Staatögerichtöhofes auf die Verlegungen der Verfaſ⸗ 
fung, und ſomit eine Ausfchließung aller Webertretuns 
gen gewöhnlicher Gefege , als überwiegend wuͤnſchens⸗ 
werth , und die dahin gehenden Beftimmungen mancher 
anderer Staaten ald zwedmäßig *?). Vorerſt ift Kar, 


13) Ude diejenigen Staaten, welche entweder nur wegen Ver⸗ 
lenung der Verfaſſungs-Urkunde felbft, oder we⸗ 
‚nigftend wegen Verlegung der Verfaffung Staatsankla⸗ 
gen geitatten, gehören hieher, alfo 3. B. WBatern, 

Württemberg, Sachfen, Hanover, Kurbef 
fen, Sigmaringen. In Württemberg fand 
eine ausfährliche Verhandlung in ber Stände: Berfamms 
Iung über biefe Frage ſtatt, allein der Beichluß fiel end: 
lich, der Verfaffung gemäß, gegen die Ausdehnung ber 

"" Sompetenz des St. G. H'6 auf dloße Geſetzes uͤbertre⸗ 
tungen aus. ©. Veihandlungen ber wärt Kammer bes 
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daß ber. zweite. Hauptgrund für ein Ausnahmegericht, 
sämlich die Nochwendigkeit politifcher Einſicht, bier 
gar nicht ſtattfindet, ſomit Die Rechtfertigung einer 
Abweichung von der Regel der allgemeinen Gleichheit 
vor dem Geſetze hier bedeutend gefchwächt ift. Zwei⸗ 
tens iſt, namentlich wenn fämmtliche Verbrechen oder 
Gefegesübertretungen zu einer Klage vor dem Staates 
gerichte Veranlaffung geben koͤnnen, zu beforgen, daß 
hiäufigere Proceffe diefer Art entftehen, ald mit dem 
Anfehen des Gerichtes und mit der, in geraden Ders 
hältniffen zur Seltenheit ftehenden, Abſchreckungskraft 
der ganzen Einrichtung vereinbar iſt. Feruer geht durch 
eine ſolche Vermifchung der Gefege und der Verfafs 
fung ein Theil des wohlthätigen Nimbus verloren, 
welcher durch eine auch noch in feinen Berlegungen 
abgefonderte Behandlung des Grundgefees , als ets _ 
was befonders heiligen , erzeugt wird. Es fleht dann 
in diefer wichtigen Beziehung ganz einfach den Übrigen 
Geſetzen gleich, und deren tägliche Uebertretung und 
häufige Veränderung flumpft leicht auch gegen bie 
äußerlich gleichgeftellten Verlegungen deöfelben ab. Nas 
tärlich handelt es ſich nicht davon, die Gelege unges 
fraft verlegen zu laffen, fondern es find nur andere 
Mittel anzuwenden. Nicht nur bleibe ja in den hie: 
zu geeigneten Fällen die Klage bei den gewöhnlichen 
Gerichten, fondern ed wird eine ernfte Befchwerde der 
Ständeverfammlung von der Regirung kaum überfehen 





Abg., 1823, Heft IN, S. 41 fa; mein wirt. Staats⸗ 
seht, Bd. I, &. 643. Dan vergleibe über diefe Frage 
noch: Pages, De la respons, ministerielle, S. 49 fg, 
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werden koͤnnen. Auch auf diefe MWelfe kann, wenn «8 
an dem gehdrigen Nachdrucke und an nachhaltiger Bes 
harrlichkeit nicht fehle, die Entfernung des Schuldigen 
von Amte erreicht werden, fomit immerhin die Haupt⸗ 
face. 

Noch weniger wäre ed, ſiebentens, zu billigen, 
wenn die Minifter = Berantwortlichfeit auch auf bloße 
Verlegungen des Fntereffed, fey ed des Staates 
im Allgemeinen, fey es der einzelnen Bürger, ausge⸗ 
dehnt werden wollte. Darf aud die Anſicht, nad 
welcher der Staat lediglidy ald eine Rechtsauſtalt bes 
trachtet wird, für eine wegen ihrer offenbaren Cinfets 
tigkeit veraltete erklaͤrt und -ald allgemein zugegeben 
angenommen werden, daß die polizeiliche Huͤlfsthaͤtigkeit 
desſelben dem Umfange der Geſchaͤfte nach bedeutender, 
an moraliſcher und materieller Wichtigkeit kaum ge⸗ 
ringer iſt, als der Rechtsſchutz: ſo folgt daraus noch 
keineswegs, daß die zur Aufrechterhaltung der. widhtis 
geren Rechtögefege, namentlich der Verfaſſungs⸗Beſtim⸗ 
mungen, getroffenen Maasregeln audy da Anwendung 
erleiden, wo es ſich von der Verlegung bloßer Inter⸗ 
effen handelt. Es 'ift aber hier nicht blos die Mögs 
licyfeit einer verfchiedenen Behandlung diefer verfchies 
denen Fälle vorhanden, fondern felbft die Nothweu⸗ 
digkeit. Ein Recht ift etwas aus beflimmten und 
von Jedem anerkannten Quellen Nachweisbares , und 
es kann feine Eriftenz, feltene Fälle abgerechnet, 
objectiv nicht in Abrede geſtellt werden; es ift ferner 
feinem Umfange und feinem Inhalte nach bei einigem 
Scharffinne genau zu beftimmen ; es Tann alfo auch 
über die Säle, in welchen es zu achten iſt, felten ein 
gerechter Zweifel feyn; für die Eutſcheidung von Col⸗ 
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iifionsfällen find beſtimmte Regeln vorhanden ; die 
Strafe , welche die birgerliche Geſellſchaft auf die 
Verlegung fest, kann genau bezeichnet werben, uud 
ift genau bezeichnet; die Zyrechnungsfäpigkeit bei einer 
Rechtsverletzung ift laͤngſt nach allen Seiten hin ſcharf⸗ 
finnig ausgerechnet, die Milderungsgrügde find er: 
forfcht und gewärdigt: kurz es iſt eine. vielleicht nicht 
immer leichte, alcin jeden Falles für den geeigneten 
Mann gar wohl mögliche Logifche Operation, über 
eine Nechtöverlegung ein formell und materiell gerechs 
tes und paffendes Erfenntniß zu fällen. Ganz anders 
verhält es fi aber bei ber Beeinträchtigung eines 
Intereſſes. Hier ift oft fchou das Daſeyn felbft in 
Zweifel zu ziehen, und es kann, wenn: von verfchies 
denen Gefichtöpuncten ausgegangen wird, dad angebs 
liche Intereſſe als falſch verftanden, als fogar gerade 
-entgegengefeßt Dargeftellt werden , ohne Daß allgemein 
anerfannte Entfcheidungs » Normen vorhanden wär 
ren. Noch weniger ift eine Webereinflimmung über 
die Ausdehnung des Vortheiled oder Machrheiles zu 
erwarten, ımd mittelft eines von allen heilen zu 
achtenden Maasſtabes zu erzielen. Dadurch wird 
denn aber namentlich, in Collifionsfäillen leine zwei⸗ 
felloſe Entſcheidung dußerft ſchwuͤrig. Die Feſt⸗ 
ſetzung einer entſprechenden Strafe iſt theils aus den 
bisher angedeuteten Gruͤnden, theils weil die Folgen 
bei ganz gleicher Handlungsweiſe je nad) den zufaͤlli⸗ 
gen dußeren Umfländen fo hoͤchſt verfchicden, ja felbft 
widerfprecdyend ausfallen kͤnnen, kaum moͤglich. Ends 
lic) ift die Zurechnungsfaͤhigkeit aͤußerſt ſchwuͤrig zu 
beftimmen, indem der geringere oder größere Grad 
von allgemeinen oder befondern Kenntniffen, die Ge: 


nialität oder Berftandeögemeinheit bes Handeluden, 
die Erfahrung. und noch fo manches Andere einen fols 
chen "mächtigen Lnterfchied machen, daß von zwei 
Guriſtiſch gleich zurechnungsfaͤhigen) Perjonen der 
einen wegen Derlegung anvertrauter Intereſſen der ges 
grinderfte und größte Vorwurf gemacht, die aubere 
aͤbet ganz freigeſprochen werden muß. Rechnet man 
hiezu noch den materiellen unendlichen Unterſchied in 
dem Werthe der Jutereſſen, der, was bei einem Rechte 
nie der Fall feyn kann, bis zur gänzlichften Unbe⸗ 
deutſamkeit herunterfinten kaun, fomit die Gefahr elen⸗ 
der Bagatells Procefie ; ferner die gar nicht zu gewäls 
tigende Zahl der möglicherweife entſtehenden Klagen: 
fo Tann man ſich nur unbedinge dahin erklären, daß 
eine Auklage der Minifter vor dem Staatsgerichtöhofe 
wegen angeblider Verlegung von Intereſſen nicht 
ftattfinden Tann. uch bier bleiben der Staͤndever⸗ 
ſammlung, welche einen untauglichen, leichtfinuigen 
oder pflichtvergeffenen Minifter von feinem Poften ent: 
ferne wänfcht , hinreichende Mittel zu Erreichung dies 
ſes freilich fehr dringenden Wunfches übrig **). 


14) 9. M. it (Buddeus) die Miniſterverantwortlichkeit, 
©. 25. Diefer Unfiht nach fol wegen einer nachtheili⸗ 
gen Handlung zwar nicht geflagt. werben dürfen, wenn 
der Schaben entweder nur. durch einen unglidlihen Aus 
fall enitand , oder nicht überwiegend iſt; wohl aber wenn 
der Nachtheil größer ald der Vortheil und Zolge voraud 
zu überfebender Unzweckmaͤßigkeit, begangener Mißgriffe, 
ermangelnder Chaͤtigkeit und Einſicht iſt. Unzweifelhaft 
berechtiat eine ſolche Handlungsweiſe zu einer Beſchwerde; 
ob aber zu einer gerichtlichen Klage, dieß iſt die, von 


Dogegen Tann es, achsens, keinem Zweifel unterlie⸗ 
gen, daß nicht nur die pofiriven Verlegungen 
der Verfaſſungs⸗Vorſchriften, ſondern auch-die Un: 
terlaffungen des Vollzuges ihrer Gebote Gegens 
Kaud einer Staatsanflage feyn koͤnnen. Abgeſehen 
Davon, daß in manchen Källen es rein willkuͤhrlich ift, 
ob die Beflimmung gebietend oder verbietend gefaßt 
werben will, und daß die bloße -Verfchiedenheit der 
MWortftellung Teinen folchen bedeutenden materiellen Un⸗ 
terfchieb zur Zolge haben kann : fo find auch in jenen 
Faͤllen, welche eine Uebertragung in die entgegenges 
fette, Medeweife nicht ertragen, Worfchriften . über 
Grundlagen des Staatöverbandes gegeben. Es wird 
felöft feinen Widerſpruch finden, wenn die Unterlaffung 
einer Handlung, welche aud) ohne ausdrädlidy in einem 
Verfaffungsgefege vorgefchrieben zu feyn, die unerläßlich 
nothwendige Bedingung einer Verfaffungsvorfchrift. iſt, 
für eine flrafbare Uebertretung der PVerfaffung er⸗ 
Flärt wird *°). Um jedoch in irgend einem Falle eine 





dem Verf. wohl nicht ſcharf genug Ind Unge gefaßte,, 
Frage. 
15) Beifpiel: Wenn dad Grundgefeh zwar nicht ausdruͤcklich 
die rechtzeitige Vornahme ber Wahlen zur Staͤnde⸗Verſamm⸗ 
lung verlangt, dagegen die Wahlperiode auf ſechs Jahre 
feftfeßt, und alle drei Jahre Landtag zu balten vorfchreibt: fo 
ann der Minifter des Innern einer Anklage unterworfen 
werden, falld er nicht fo frähe vor Ablauf des fechsiährigen 
Zermined neue Wahlen ausfchreibt, daß die Verfammlung 
rechtzeitig einberufen werden kann. — Eine eigenthäms 
liche Beſtimmung enthält Art, 3, bed gb. heſſiſchen 
Geſetzes vom 3. Juli 1821 , Indem derfelbe die Minifter 
in Anklageſtand zu verfeßen erlaubt wegen Nichterfüllung 





* 


Klage wegen Verſaͤumniß anſtellen zu Tonnen, iſt na⸗ 
tuͤrlich nothwendig, daß die in Frage ſtehende Hand⸗ 
lung vom Miniſter wirklich unterlaffen, d. h. nicht zu 
der Zeit vorgenommen wurde, als ſie haͤtte unternom⸗ 
men werden koͤnnen und ſollen. Hierbei iſt denn vor 
Allem zu unterſcheiden zwiſchen den Faͤllen, in wel⸗ 
chen ein Termin gegeben iſt, und jenen, in welchen 
die Verfaſſung nur im Allgemeinen etwas vorſchreibt. 
Bei Verſaͤumniß eines Termines iſt die Schuld ſo klar, 
daß nur die phyſiſche oder rechtliche Unmoͤglichkeit der 
Einhaltung zur Entfchuldigung dienen kann. Lebtere 
aber wird nur dann vorhanden feyn , wenn bie Boll: 
ziehung der Handlung von der Erfüllung einer Bebins 
gung dur Dritte, weldye dazu nicht vermocht wer: 
den konnten, abhängt. Falls dagegen eine beftiinmte 
Zeit zur Erfiillung der Vorfchrift nicht ſchon ausdruͤck⸗ 
lich gegeben tft, wird es zur Begründung einer Klage 
darauf ankommen , ob der Gegenftand derfelben ein 
unerläßlicher Beftandtheil der Verfaſſung des Staates 
tft, oder ob nur eine wuͤnſchenswerthe Bervolllommnung 
feiner Anftalten und Geſetze. In jenem Falle fcheint 
ebenfalld wieder eine Schuld des mit der Vollziehung _ 
der Vorſchrift Beauftragten vorzuliegen, fobald ihm 
bewiefen werden kann, daß er nicht Alles in feiner Ge: 
walt liegende gethan bat, um dem Geſetze fo bald es 
nur irgend möglidy war zu entfprechen. Die Vornah⸗ 


der Zuſagen bed Regenten an die Stände. Go billig 
eine ſolche Beitimmung an und für ſich uun aber fepn 
mag, fo paßt fie doch nicht fiir einen Staat, welder ſich 
bei der Suftändigfeit des Staatsgerichtes lediglich an die 
Verfaffungd: Verlegungen bält. 
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ine anderweitiger , vechtlich oder thatſaͤchlich weniger 
suothwendiger Arbeiten kann Feine Eurfchuldigung ſeyn. 
Sm andern alle dagegen iſt es eine gältige Eutfchul: 
Digung, wenn nachgewiefen werden kann, daß atıdere, 
mindeftend eben fo wichtige Arbeiten die Zeit in Ans 
ſpruch nahmen. In beiden Fällen fteht aber der Mi⸗ 
nifter natürlich auch wieder nur für feine eigenen Hands 
lungen und Unterlaffungen. Liegt die Schuld der Vers 
$dgerung au den Ständen, oder Fann er nachweifen, 
daß er den Auftrag zur Bearbeitung des Gegenftandes 
der geeigneten Behörde übergab, von diefer aber — 
troß der Anwendung aller ihm zuftehenden Mittel — 
eine rechtzeitige Beendigung nicht erwuͤrken Tonnte: fo 
Tann ihn Feine Verantwortung treffen. Es fragt fid) 
überhaupt ,„ ob nicht mit Recht verlangt " werden 
Tann, daß bei allen jenen Vorfchriften , deren Erfuͤl⸗ 
lung nicht entweder fchon vom Gefee innerhalb eines 
beftimmten Zeitraumes verlangt, oder als rechtlich 
nothwendige Folge eines andern genau beſtimmten Ge⸗ 
fhäftes gegeben ift, immer erft eine Mahnung von 
ftindifcher Seite an die Regirung erlaffen werden muß, 
ehe eine Anklage wegen Saͤumniß eingebracht werden 
darf. — Eine zweite Bedingung der Strafbarkeit einer 
Unterlaffung ift, daß der Minifter auf das Vorhan⸗ 
denjeyn eines Falles von nothiwendiger Geſetzes⸗An⸗ 
wendung aufmerffam gemacht wurde. Die Unwiſſen⸗ 
heit einer Thatfache entfchuldigt bekanntlich, wenn fie 
nicht felbft aus grober Fahrlaͤßigkeit herruͤhrt. Schwuͤ⸗ 
riger ift hierbei nur die Frage, ob nur amtliche 
Benachrichtigung dem Minifter die Verbindlichkeit zu. 
handeln auferlegt, oder ob der — freilich Feineswegs im: 
mer zu führende — Beweid, daß er privatim von dem 


ER) I} 








Verhaͤltniſſe Nachricht hatte, die Dbliegenheit zu hans 
deln auferlegt ? Es ift erfteres allerdings ſchon behaup⸗ 
tet wörden 26): allein es muß doch wohl auch hier, wie 
oben, ©. 137, bei der unterlaffenen Verhinderung Un: 
tergeordneter , unterfchieden werden. Es giebt nämlich 
allerdings Fälle, in welchen ein Dinifter nach den bes 
ſtehenden Einrichtungen gar nicht handeln darf, bis 
er in beſtimmter Zorm in Kenntniß gefegt und aufges 
fordert if. In anderen dagegen, und zwar in der. 
Mehrzahl, kaun er aud aus eigenem Antriebe hans 
dein. In jener Vorausſetzung ift natuͤrlich der Minis 
fter obllig gerechtfertigt, wenn er von feinen Privat: 
Kenntniffen gar feinen Gebrauch macht, ruhig die 
verlangte Form erwartend. Allein anders bei einem 
Galle der zweiten Art. Da er bier handeln konnte, 
fo mußte er es auch thun. — Gar feinem Zweifel 
kann es dagegen unterliegen, daB auch binfichtlidy des 
Nichtvollzuges von Verfaffungs : Beflimmungen der 
allgemeine Grundfaß , daß die Berufung auf den per: 
fönlihen Willen des Staatsoberhauptes den verants 
wortlichen Minifter nicht ftraffrei made, volle Ans 
wendung erleidet. So wie der Minifter, welcher den 
Monarchen! zur Zuruͤcknahme einer verfaffungswidrigen 
Anmuthung nicht zu bewegen vermag , feine Entlafr 
fung zu nehmen bat, fo auch derjenige, welcher die 
Erfüllung einer Zufage oder den Gehorfam gegen ein 
Gebot des Grundgefeges nicht durchfegen kann. Grüns 
de und Folgen find in beiden Fällen ganz biefelben. 





16) ©, von den Wriftofratieen und ber Miniſterverantwort⸗ 
lihlelt, S. 130% 
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Wenn es fchon im Allgemeinen: nicht: zweckmaͤßig 
erſcheint, auch der Regirung dad Recht einzuraͤumen, 
Klage gegen ihre eigenen Beamten bei dem Staatsge⸗ 
richtshofe zu fuͤhren, ſo iſt damit, neuntens, die 
Frage noch keineswegs beantwortet, ob nicht der Staͤu⸗ 
des Berfammlung oder wen ſonſt das Klagrecht eins 
geraͤumt ſeyn mag, auch wegen ſolcher Verfaſſungs⸗ 
widrigkeiten, welche zunaͤchſt ein Regirungsrecht 
„verlegen, eine Beſchwerde bei dem Staatsgerichte eins 
zubringen erlaubt feyn fol? — In der Regel wird 
zwar die Negirung ‚einer ſolchen Unterſtuͤtzung nicht 
bedärfen,, indem fie durch Entlaffung des feine Stel⸗ 
lung auf doppelte Weife mißbrauchenden Minifters 
fi) Genugthuung und in der Sache Abhälfe zu ſchaf⸗ 
fen vermag: allein das Recht zu einer folchen Klage 
muß dem im Allgemeinen Berechtigten immerhin zus 
ſtehen. Die Verfaffung ift nicht blos zur Beftimmung 
und Schuͤtzung der Rechte der Negirten vorhanden , 
fondern eben fo gut zur Feitftelung und Wahrung . der 
Rechte der Regirung. Wer alfo den Auftrag bat, zu 
wachen über die Heilighaltung der Verfaſſung, muß 
jebe Verlegung berfelben zum Gegenftande feiner Thaͤ⸗ 
thigkeit machen koͤnnen. Dieß ift um fo nothwendiger, 
als das wohlverflandene Intereſſe von. Regirung und 
Regirten dasfelbe ift, und fomit in vielen Fällen eine 
Beeinträchtigung der Rechte der erſteren unmittelbar 
oder mittelbar nachtheilige Folgen auch für die legteren 
hat, und ald die gegentheilige Beſtimmung überdieß 
fehr leicht zu zeitraubenben und verwirrenden forides 
elinatoriſchen Einreden mißbraucht werben - könnte. 

Zehntens, bebarf es wohl kaum erft der Beners 
fung, daß nicht blos vollbrachte Handlungen, fons 
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dern auch fchon. die Verſuche zu ſolchen zu einer 
Auflage und Strafe fi) eignen, Dieß ift nicht mus 
den allgemeinen bier keineswegs aufgehobenen Grunds 
fügen des Strafrechtes gemäß, fondern bei Angriffen 
auf die Berfaflung um fo nothwendiger, weil die volls 
brachten Handlungen diefer Art, wenigftens die allers 
bedeutendften und gefährlicyiten derfelben , eine Strafe 
nicht mehr finden kdunen, wenn fie bereits geglüdt 
find. 

Ferner ift &, eilftens, ebenfalld nur den allgemeis 
nen Grundfägen des Etrafrechted gemein, wenn nicht 
blos derjenige, welcher die rechtöwidrige Handlung 
felbft begieug oder begehen half, fondern ſchon der, 
welcher den Rath dazu ertheilte, einer Strafe unters 
liege. Es finden bier die Grundfäge über intellecs 
wuelle Urheberfchaft ihre volle Anwendung, wie dieß 
denn auch von mehreren Gefegebungen ausdrüdlich 
anerfanut und geäbt wird 27), 

Endlich ift, zwblftens, noch darauf aufmerkffam zu 
machen, Daß Handlungen, weldye nicht gegen die Vers 
faffung ded eigenen Landes begangen wurden, fous 
deru gegen die Einrichtungen eines fremben Staates, 
Fein Gegenftand für die Gerichtsbarkeit des St. G. 


17) Aus der englifhen Geſchichte iſt befannt, daß wies 
berholte Staatsanklagen wegen eines dem Unterhaufe als 
widerrechtlich erfheinenden Mathes ftatt fanden. In 
der babifhen Kammer wurde bei Berathung ded Ges 
feßed von 1880 und 1833 Veß ausdruͤclich ald der Sinn 
besfelben angenammen. S. 3. B. Spilenbarde be 
veitd angef. Eommif Bericht, ©, 402 und die Verb. 
bee Item Kammer, Bi. X., S. 416 ſo· 


95. find. In den feltenen Fällen, tu welchen über 
baups eins Strafe wegen einer gegen einen fremden 
Staaı begangenen Handlung erfölgen kann, find bie 
gewbhmlichen Gerichte zuftäudig. Der St. G. H. iſt 
nur zum Schutze der eigenen Derfaflung beftimmt. 
Miche zu verwechfeln hiermit ift übrigens natuͤrlich 
der Fall, wenn dieſes zumächft gegen den fremden 
Staar gerichtete Unternehmen ebenfalls, wenigs 
flens in feinen Folgen, gegen die Verfaſſung ded, eiges 
nen Staates beabfichtigt iſt. Hier würde allerdings 
eine Staatsauklage ftattfinden kͤnnen, aber nur in 
Beziehung auf diefe fecundäre Abficht der Handlung. 
Wenn alfo 3. B. ein Minifter die Verfaffung eines 
natärlichen Verbündeten mit Gewalt oder Li angreift, 
damit deren Sturz die eigene, ihr Ähnliche, Berfafs 
fung mit zu Grunde richte: fo mag er natürlich dieß⸗ 
falls angeklagt werden, falls man glaubt die Schwils 
rigleit des Beweifes überwinden zu koͤnnen. Ein ganz 
aͤhnliches Unternehmen dagegen, verfucht gegen bie 
Einrichtungen eines Volkes, deffen Schidfale nicht auf 
unfern Staat zuruͤckwuͤrken koͤnnen, würde vielleicht zu 
einer Klage vor den gewbhnlichen Gerichten oder zu 
Beſchwerden und EntlaffungdsGefuchen bei der Regis 
rung, nie aber zu einer Anflage vor dem St. ©. H. 
Anlaß geben. 

Faßt man beun nun alle biefe Einzeln-Entfcheibuns 
gen zufammıen , fo ergiebt ſich anf die Frage, welche 
Handlungen objectiv als Gegenſtand einer Staatdans 
klage gegen einen Minifter zu betrachten fenen, die 
Antwort, daß fich dazu eiguen: ſaͤmmtliche von einem 
folgen Beamten ſowohl als Privatperfon wie durch 
Mißbrauch der Amtsgewalt ausgehende, oder von 


ihm, obgleich er eB gefonnt und geſollt, nicht" verhin⸗ 
derte Verlegungen ber gefammten Berfaffung und einzel⸗ 
ner Beftimmungen berfelben , gleichgültig, ob mittelft 
Begehens oder mittelft Unterlaffend verübt, ob vollendet 
oder nur verſucht, und werfen Rechte zunaͤchſt kraͤnkend. 


9. % 


b. Sälle der Werentwortliäkeit, welde 
ausſchließend einzelne befimmie Miniſter 
betreffen | 


Die bisher erdrterten Grundfäge gelten für alle 
Miniſter gleichmäßig, fey der ihnen anvertraute Ges 
ſchaͤftskreis welcher er wolle. Nun aber bringt faft 
in jedem einzelnen Departement die Eigenthuͤmlichkeit 
der zu behandelnden Verhaͤltniſſe, häufig auch eine 
befondere Beſtimmung des SGrundgeſetzes eine eigene 
Anwendung, wo nicht Modification, jener allgemeinen 
Grundfäge mit ſich. Ohne gerade eine vollfländige 
Aufzählung dieſer Eigenchämlichkeiten voruehmen zu 
wollen oder zu koͤnnen, (was bei der Verfchiedenheit 
des Organismus und des Inhaltes der Verfaffungen: 
unausführbar fcheint,) darf man auf die nachſtehen⸗ 
den die Aufmerkfamleit zu richten fuchen. 

‚ 1: Dem Zuftiz s Minifter ladet der in allen 
eonftitutionellen Staaten ausdrädlich oder ſtillſchwei⸗ 
gend übergangene Grundfat der Unabhängigkeit der 
Juſtiz eine Verantwortlichkeit auf, welche feine ſaͤmmt⸗ 
lichen Amtsgenoſſen nicht thellen ; dagegen nimmt ihm 
dieſer Grundfag auch in. anderen Beziehungen dine weit 
ausgedehnte. Berantwortung ab. Die ihm befonbers: 
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zugetheilte verfaffungsmäßige Pflicht beſteht nämlich 
darin, daß er fih durchaus Feine Leitung oder gar 
Entfheidung in den bei den Gerichten anhängigen 
Rechtsſachen erlaubt. Er hat blos darauf zu fehen, 
daß die Gerichte Feine Verzögerung oder Verweigerung 
der Rechtöpflege eintreten laffen, und hat namentlid) 
bei Amtövergehen oder Verbrechen eines Richters deffen 
geſetzliche Beſtrafung bei der zufländigen Behdrde eins 
zuleiten ; allein ein Verſuch von feiner Seite, einem 
Gerichte entweder die Art der Behandlung oder gar 
das Endurtheil in einer bei demfelben anhängigen bürs 
gerlichen oder Strafs Sache vorzufchreiben, wuͤrde 
nicht nur völlig unverbindlich für diefen Richter feyn, 
fondern auch den Minifter einer bedenklichen Klage 
vor dem Staatsgerichtshofe ausſetzen. Die Gerichtss 
ordnung des einzelnen Staates muß dabei die Ent—⸗ 
fcheidung an die Hand geben, ob nicht in beftimmten 
einzelnen Fällen, 3. B. bei der Recufation eines ganz 
zen Gerichtes,, bei Gompetenzftreitigkeiten mehrerer Ge: 
richte, wegen ber Beforgniß allzugroßer drelicher Auf: 
regung u. ſ. w., der Zuftizminifter dad Recht und die 
Pflicht hat, auf die Behandlung (natärlich nie auf 
die materielle Entfcheidung) einer Rechtsſache einen 
Einfluß auszuüben. Als Regel ift aber auch im Bes 
jahungsfalle ind Auge zu faffen, daß alle biefe Faͤlle 
nur Ausnahmen find, und fomit auch einfchräntend er: 
Härt werben muͤſſen. Nicht felten ift in den Grund: 
gefegen die Vorfchrift gegeben , daß das dem Staats⸗ 
oberhaupte zuftehende Begnadigungs » und Abolitions⸗ 
Recht nicht zur Schwächung des Aufehens der Rechts⸗ 
pflege mißbraucht werden’ fol. In diefem Falle ift, 
wenn auch die Berfaffung dem Juſtizminiſter nicht aus⸗ 
11 
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druͤcklich ein Mitwuͤrkungsrecht einräumt, (mas aber 
auch zuweilen geichieht,) derfelbe für die Einhaltung 
diefed Verfprechens verantwortlich *). Die befondere 
Entlaftung von einer PVerantwortlichfeit hat der Ju⸗ 
flizminifter aber eben darin zu finden, daß er für den 
inhalt der in feinem Departement gefällten Beſchluͤſ⸗ 
fen und Entfcheidungen nicht einzuftehen braucht. Er 
bat nur dafür zu forgen, daß die Gerichte innerhalb 
des ihnen vom Gefeße angewiefenen Kreifes thätig 
find, alein alles weitere geht ihm nichts an. Gelbft 
wenn gerichtliche Urtheile offenbor gefeg s oder verfafs 
fungswidrig find, hat er weder Macht noch Recht ſich 
deren Rechtskraft zu widerfegen, und nur in Straffas 
hen kann er gegen eine ungerecht ftrenge Strafe das 
Begnadigungds Rrcht des Staatöoberhauptes wuͤrkſam 
zu machen fuchen. Nur da wo die Gerichtsordnung des 
Staats der Regirung das Necht giebt, mittelft ber 
Staatsanwälde gegen verfaffungss und gefegwidriges 
Verfahren der Gerichte Abhuͤlfmittel zu ergreifen, 
eutſteht mit der Befuguiß auch eine Pflicht für den 
Minifter, und er kann wegen Nichtverhinderung einer 
Verfaffungs = Verlegung belangt werden , fobald ihm 
nachgewiefen werden kann, daß er von einem verfafs 
fungswidrigen Beichluffe eines Gerichtes Nachricht 


4) Vorſchriften über bie unnachtbeilige Ausübung ded Be⸗ 
gnadigungsrechtes finden fih 3. 3. in den Grundgefegen 
von Württemberg, $. 975 von Kurheſſen, $. 126; 
von Hohenzollern: Sigmaringen, 8. 00. Ju 
Württemberg kann namentli das Abolitionsrecht nur 
audgeäbt werben, wenn nah bem Gutachten des Juſtiz⸗ 
Miniſteriums binlängliche Gründe dazu vorhanden find. 
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erhielt „ nicht aber alöbald auf deſſen Abänderungen 
antragen ließ. 

2. Wohl überall ift dem Minifter des Ins 
nern außer den zu feinem Departement unmittelbar 
gehoͤrigen Gegenftänden auch die amtliche Beforgung 
der auf die Wahl, die Einberufung und die Entlafs 
fung der Stände bezäglichen Gefchäfte übertragen. 
- Mögen auch bei befonders wichtigen Fällen, 3.8. bei 
einer Aufldfung der Verfammlung , die fämmtlichen Dis 
nüfter durch ihre Mitunterfchrift auch an der Verant⸗ 
wortung Theil nehmen; und würde ferner bei einer 
Verſaͤumniß der vorfchriftmäßigen Zeit der regelmäßigen 
Verſammlung eine Klage gegen alle durch ihr Vers 
bleiben im Amte an diefer Verfaffungsverlegung Aus 
theil nehmenden Minifter begründer feyn : fo finder doch 
eine amtliche Theilnahme derfelben an den vorhin ges 
nannten Gefchäften , alfo auch eine Verantwortung in 
der. Regel nicht flatt. Mas alfo in diefer Beziehung 
gegen die Verfaſſung gethan oder unterlaffen wird, 
fällt dem Miniſter des Innern zur Laſt. Würde er 
ed für zwedmäßig und ehrenhaft erachten, eine ins 
telleetuelle Mitſchuld feiner Amtsgenoſſen nachzumweifen, 
fo wärde fie dieß zwar in feine Strafe mitverwideln, 
allein ihn keineswegs befreien oder audy nur ibm als 
Milderungsgrund dienen. Hier namentlich dürfte der 
Fall einer auch bei mnichtamtlicher allein doch zuver⸗ 
läßiger Kenntniß eintretenden Verantwortlichkeit nicht 
felten eintreten, indem gar manche von diefen Gefchäfs 
ten, namentlich bei den Wahlen, allerdings im Wege 
der Privatmittheilung geleitet und entfchieden zu were 
den pflegen. 

8. Am häufigften muß eine befondere Verantwort: 

11° 
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lichkeit des Finanz: Mintfters zur Sprache kom⸗ 
men, wegen des tiefgehenden Einfluffes, welcher den. 
Stände » Berfammlungen fowohl auf die Einnahmen 
als die Ausgaben des Staates zufteht. Die Fälle find 
bier mancherlei und zum Theile zweifelhaft. Als 
Hauptgrundfag muß immer vorangeftellt werden, daß 
ed eine verfaflungswidrige Handlung ift, wenn der 
Finanz s Minifter von Gegenftänden , von Perfonen , 
oder auf eine Weife, welche dem Principe der ftändiz 
fen VBerwilligung zuwider oder auch nur fremd find, 
Geld für den Staat einzieht; oder wenn er die von 
den Ständen verwilligten Einnahmen nicht macht 2); 
endlih wenn er von benfelben verweigerte oder zu 


2) Nicht Jeder wird vielleicht geneigt fepn, die Unterlaffung ' 
einer von den Ständen genehmigten Cinnahme für eine 
Derfaffungsverlegung gelten zu laffen, weil er wohl zum 
Eingriffe in die Eigenthumsrechte der Bürger, nicht aber 
zur Unterlaffung eined folgen Eingriffes einer ftändifchen 
Erlaubnid bedürfe. Allein es iſt zu bedenken, daß durch 

den einfeitigen und eigenmäcdtigen Nichteinzug der einen 
Cinfonmensgattung dad ganze mit den Ständen berathene 
und von ihnen verwilligte Verhaͤltniß geftört wird, und 
daß keineswegs erwiefen iſt, daß fie gerade dieſes Einkom⸗ 
men nicht angenommen, alle andere dagegen beibehalten 
hätten. Welcher ſchreiende Mißbrauch hier getrieben wer: 
den könnte, leuchtet ein. Wenn verminderte Bebürfniffe 
oder unvermuthet größere anderweitige Cinnahmen einen 
Nachlaß an den in Voranſchlag gebrahten Einnahmen ge- 
ftatten , fo muß die Sache fo von Seiten der Verwaltung 
behandelt werden, daß beimtnächften Sufanımentritte ber 
Stände Alles noch unenfcieden ift, und fie wuͤrklich und 
frei mit der Regirung über den nachzulaffenden Theil. 
ber Steuer übereinkommen Finnen. 
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ihrer Befchlußnahme gar nicht vorgelegte Ausgaben 
macht und machen läßt, die von ihnen verwilligten 
nochwendigen aber unterläßt. Es Tonnen aber aller: 
dings mandyfache Ausnahmen von diefer Negel eintreten, 
fo daß die formell verfaffungswidrige Handlung aus 
überwiegenden Gründen völlig gerechtfertigt wird, und 
entweder fchon von den Ständen als foldye anerkannt 
und nicht mit einer Anklage verfolgt, oder, wenn 
dieſes auch der Fall ſeyn follte, wenigftend vom Staats 
gerichtähofe nicht für firafbar erklärt wird. Die (un: 
ten, Kap. 2, G. 5, näher zu erbrternden) Eutfchuldis 
gungsfälle einer Nothwendigkeit oder eines fehr bedeu⸗ 
tenden Nutzens werben bei feinem Minifterium fo häufig 
mit Recht vorfommen , als gerade hier. Die Art der 
Gegenftände, über welche von dem Minifter Rechen: 
[haft gefordert werden kann, ift natürlidy je nach den 
wirthfchaftlichen Einrichtungen des einzelnen Staates 
verſchieden. Namentlich) vergrößert ſich feine Verant⸗ 
wortlichkeit in jenen Staaten fehr bedeutend „ welche 
einen großen Domanials Befis haben. Unter allen 
Umftänden ift dabei gewiß, daß er fie nicht auf feine 
Hand in ihrem Beſtande vermindern und befchädi- 
gen darf; ob fie aber überhaupt , und namentlich mit 
Zuftimmung der Stände, im Ganzen oder theilweife 
veräußert werden bürfen, haben die Grundgefehe zu 
entfcheiden. Die gewoͤhnlichſte Vorficht verlangt das 
genauefte Einhalten diefer Beſtimmungen. Cine zweite 
befondere Rüdficht verdient bei diefer fpeciellen Der: 
antwortlichkeit des Finanz: Minifterd namentlich die 
firenge Einhaltung der Beftimmungen über die Staatds 
ſchuld. Je zarter der Staatöcredit ift, und je tiefer 
eingreifende Folgen berfelbe für das Wohl, ja felbft 
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fir das Beſtehen des Staates haben kann; defto noth⸗ 
wendiger ift die Einhaltung der mit den Ständen ge: 
meinfchaftlich feftgeftellten gefeglichen Beflimmungen. 
Selbſt ein offenbarer augenblidlicher Vortheil kann 
bier zu einer Ungeſetzlichkeit nicht berechtigen. Hier ift 
das Erdulden des Unzweckmaͤßigen bis zu gefeglicher 
Abhuͤlfe weit das Zweckmaͤßigere. In jenen Staaten, 
welche (wie 3. B. Württemberg) dem Finanzminiftes 
rium die Verwaltung der Staatöfchuld ganz entzogen 
haben , um fie den Ständen unterzuordnen , iſt dem⸗ 
felben eine große Verantwortlichkeit abgenommen. 
Derfelbe Fall tritt da ein, wo jeder Minifter die von 
den Ständen für die ihm untergeordneten Perſonen 
und materlellen Anftalten verwilligten Summen vom 
Finanz Diinifter im Großen erhält, ſich mit diefem 
nur fummarifch berechnet, und dagegen nur die eins 
zelnen Ausgaben in feinem Departement felbftftändig 
anordnet und verantwortet. 

4. Am fchwirigften find die Fälle und der Grad 
der Verantwortlichkeit zu beftimmen für den Krieg s- 
minifter. Wbgefehen nämlich von den übrigen Theis 
Ien des ihm anvertrauten Verwaltungs = Zweiges , wel: 
de nad den allgemeinen Grundſaͤtzen zu behandeln 
find. und wohl thatfächliche allein keine rechtliche 
Schwuͤrigkeiten darbieten,, ift hier mit Schärfe das 
Verhältniß zu beftimmen,, in welchem er zu bem 
Staatöoberhaupte rädfichtlih eines von leßteren aus: 
- gehenden militärifchen Dienftbefehles fich befindet. — — 
Auf der einen Seite ift nun unläugbar, daß dem 
Staatöoberhaupte in allen, felbft den bemofratifchen 
nordameritanifchen, Staaten der Oberbefehl über vie 
bewaffnete Macht zufteht,, daß alfo ale Militär : Pers 
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fonen feinen Dienftbefehlen militärifchen, d. h. augen: 
blicklichen und blinden, Gehorfam zu leiften haben. 
Es ift ferner gewiß, daß die Einrichtung des Mili: 
tärdienftes die Ausftelung von fchriftlichen Befehlen, 
weiche jodann vom Minifter contrafignirt und dadurch 
auf eigene Verantwortung Äbernommen werben Ebuns 
ten, häufig ganz unmdglich macht. Hievon kann na= 
mentlih bei dem augenblidlih zu vollziehenden und 
vielleicht fchon im nächften Augenblide durch ein neues 
erfegten militärifchen Commando gar nicht die Rede 
ſeyn. Theils wird der Kriegäminifter nicht immer zur 
Hand feyn, ‚wenn der Negent einen ſolchen Befehl 
zu geben für gut findet, theild wäre es ohne den 
Gipfel der Unzwedimäßigfeit und Lächerlichfeit moͤg⸗ 
ih, alle ſolche Befehle fchriftlich auszuftellen und 
contrafigniren zu laffen 2). Man denke fich eine foͤrm⸗ 
liche Verordnung contrafignirt vom Minifter , welcher 
einer Schildwache befiehlt, „Gewehr in Arm’ zu 
nchmen. Was jeder Unteroffizier Ebnnte, fände dem 
Dberbefehlöhaber des ganzen Heeres nicht zu! Wie 
aber würde ſich gar eine auf diefe Weife geleitete 
Schlacht ausnehmen, und wie audfallen? Auf der 
andern Seite ift aber eben fo einleuchtend, daß die 
für die Handlungen des unantaftbaren Regenten eins 
trerende Minifter s Berantwortlichkeit, fomit eine der 


3) Schwerlich hat; fib Polis, wenn er in feinem Votum 
über bie braunfhweigifche Landſchafts-Ordnung, 
©. 77 fg., unbedingt die militärifhen Befehle den übrigen 
Verordnungen gleih ftellt, bie Eigenthuͤmlichkeiten der 
erſteren Klar vergegenwärtigt, 


% 
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ſtaͤrkſten Schumwehren der Verfaſſung, eine große und 
bedenkliche Lide hat, wenn gerade die Anwendung 
der bewaffneten Macht ohne Theilnahme eines verant⸗ 
wortlichen Miniſters erfolgen kann. Es muß, wenn 
irgend mdglich, eine Hülfe gefucht- werden. Auf den 
erften Augenblick möchte man glauben, dieſe Hülfe 
darin zu finden, wenn beftimmt würde, daß die ges 
wöhnlichen , ohne weiteren Zweck vorgenommenen 
Kriegsibungen und die gegen den Feind anzuordnens 
den tactifchen Bewegungen auf dem Wege des muͤnd⸗ 
lien Dienftbefehles erlaffen werden Fünnen, dagegen 
alle Befehle, welche die Rechte eines Bürgers oder 
überhaupt einen Verfaffungspunct beeinträchtigen koͤnn⸗ 
ten, fhriftlih erlaffen werden und durch den Kriegs 
minifter gehen müffen. Allein eine nähere Betrachtung 
zeigt, daß in der Wuͤrklichkeit hierdurch nichts ges 
wonnen würde, theild weil jede eine Verfaffungswis 
drigfeit beabfichtigende Anordnung leicht in eine Reihe 
von einzelnen gewöhnlichen Dienftbefehlen aufgeldst 
werden kann, welchen fi) fodanı angenommenermaa⸗ 
Ben der Untergeordnete nicht entziehen darf; theils 
weil überhaupt, felbft wenn der Befehl allgemeiner 
lautete und die Abficht erkennen ließe, eine Gehorſams⸗ 
verweigeruug nur in dem Einen Falle rechtlich deufbar 
ift, wenn ein fchon in feiner bloßen Thatſache ſich 
ganz unverkennbar her ausftellendes Verbrechen befoh: 
len würde, nicht aber wenn die Ungefeglichkeit erft aus 
einer, vielleicht fehr kuͤnſtlichen, Zufammenhaltung 
des Mechtes des DBefehlenden mit einer verfaſſungs⸗ 
"mäßigen Pflichr ſich ergiebt , eine ftantsrechtliche Un- 
terfuchung,, zu welcher der Untergeordnete weder die 


— 169 — 


Zeit, noch in der Regel die Fähigkeit hat *). So⸗ 
mit wird man fich denn mit ber, freilich keineswegs 
alle Gefahren befeitigenden, Entfcheionng begnügen 


4) Mlerdings ift der Gehorſam des Soldaten nicht unbedingt 
blind. Niemand wird ihn für fchuldig erachten, auf ben 
Dienftbefehl eined Morgefesten 3. B. Straßenraub, Des 
fertion zu begehen, oder dem Staatsoberhaupte nah dem 
Leben zu trachten. Allein theils verlangt die Dieciplin, 
welche nicht nur für die Wuͤrkſamkeit des Militärd , fons 
dern eben fo ſehr für die Sicherheit ber Rechte der übri- 
gen Bürger gegenüber von dem bewaffneten Haufen uns 
umgänglich nothwendig ift, die möglichfte Beſchraͤnkung der 
Sälle eines erlaubten Ungehorſams; theild fordert die Vils 
ligkeit, daß man bie obnedem hoͤchſt ſchwuͤrige und gefahr: 
volle Lage bes militärifchen Untergeordneten , welcher einem 
Dienitbefehle Gehorfam verweigert, nicht dadurch ind Un⸗ 
erträgliche fteigert „ daB man ihm auch in-folhen Fällen, 
in welden nur 'mittelft einer rechtlichen Beweisführung 
die Ungefeplichleit bed ertheilten Befehles erfanıt werden 
koͤnnte, den Ungehorfam zur Pflicht macht. Nur da, wo 
ed auch dem einfachften Mienfchenverftande Klar ſeyn muß, 
daß der Befehl ein mit dem fhuldigen Dienftgehorfame 
in gar feiner Verbindung ftehendes WVerbrechen anordnen 
will, muß Ungehorfam erlaubt und geboten feyn. Man 
kann doch einem rechtäungelehrten und in der Segel übers 
haupt ganz umngebildeten Soldaten nicht zumuthen,, was 
einen gelehrten Publiciften erfordert, und was auch die: 
fen bei der Nothwendigkeit einer plöglichen Entſcheidung 
leicht in große Merlegenheit feßen würde. Diefe Forde⸗ 
rung ber Billigkeit und des gefunden Menfchenverftandes 
bat B. Constant, De la responsab, , ©. 69 fg. , vers 
kannt, wenn er den Soldaten unbedingt bie ſtaatsrecht⸗ 
liche Prüfung der ihm gegebenen Dienftbefehle zur Pflicht 
und zum echte machen will. 


2) 
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müffen, daß alle bleibenden Einrichtungen im Mi: 
litaͤr als folcye nur durch die Eontrafiguatur des Mi- 
nifterö angeordnet werden koͤnnen. Mag bier auch in 
dem erften Falle und Augenblicke der Dienft s Befehl 
des Staatsoberhauptes ohne Jemands Werantworts 
lichkeit Gehorfam finden, fo ift doch die Hauptfache, 
nämlich die Wiederholung in allen Eünftigen Fallen, 
für das Gefeg gerettet, und in fo ferne unter die 
bleibenden Einrichtungen nicht nur die ganze Kriegs⸗ 
Verwaltung, fondern aud jeder allgemeine Ver: 
hältniffe ordnende, namentlich ein für allemal eine 
Dienftpflicht beftimmende Befehl gehoͤrt, fo ift doch 
durch ihre Gefeglihmahung immerhin Bedeutendes 
gewonnen. Eine rechtliche Schwuͤrigkeit aber kann die’ 
Vollziehung diefer Beſtimmung nicht finden, indem 
bier weder bie Zeit fo unmiderftehlich dringt, noch vie 
augenblidliche Abweſenheit des Kriegsminiſters ſeine 
Kenntnißnahme und, udthigenfalls, die Einrichtung 
von Vorſtellungen verhindert. Eine Unbilligkeit endlich 
enthaͤlt ſie nicht, eben weil der Miniſter Zeit zur Ueber⸗ 
legung und zur Behandlung des Geſchaͤftes hat *). 


5) Vielleicht duͤrfte dieſer Vorſchlag die richtige Mitte hal: 
ten zwiſchen der Verzweiflung , bier irgend einen Anhalts⸗ 
punct zum Schutze der bedrohten Verfaſſung finden zu 
können, (welche 3. B. anh Buddens, ©. 98 fg-, 
theilt,) und der völlig unpractiſchen Gleichſtellung des 
militärifchen DOberbefehled und der Leitung der übrigen Me: 
giruugszweige. Wo ein innerer Widerſpruch vorliegt , 
wie hier zwifchen der Nothwendigkeit fchnellen und blinden 
Gehorſams und der Nothwendigkeit eines Schußes gegen 
denſelben, ba läßt fih unmöglich durch aͤußere Einrichtun- 


—- 171 — 


5. In Beziehung auf den Miuifter der aus: 
wärtigen Angelegenheiten bedarf es nicht erft 
der Bemerkung, daß feine befondere Verantwortlichkeit 
füch ſowohl auf die vollftändige und rechtzeitige Vor: 
legung der von ihm Namens der Regirung abgefchloi- 
fenen Staatöverträge,, fo weit diefelben ſich nad) den 
hierin unter fich fehr abweichenden Beftimmungen der 
Grundgefege zur Theilnahme oder auch nur Kennmiß- 
nahme der Stände eignen, als auf den verfaffungs: 
mäßigen Inhalt derfelben erftrede. Eben ſo klar ift, 
daß ihm auch die Verfäumniß der für die Kräftigung 
und Ausführung der Verfaffung paffenden Gelegenheis 
ten, und mehr noch eine von ihm ausgehende Begins 
ftigung verfaffungsfeindlicher Zuftände und Verbindun⸗ 
gen , felbft wenn fie nur mittelbar und entfernt nach: 
theilig feyn koͤnnten, mit Recht zum Vorwurf gemacht 
werden milßte. 


gen Harmonie heritellen. Entweder verfehlen dieſe ibren 
Zweck ganz, oder fie find, weil fie gegen die Natur der 
Dinge neben, ungerecht. — Nur wenige Grundgefege tbun 
biefed Punctes ausdruͤcklich Erwähnung. Die hanoͤvri⸗ 
ſche Verfaffung, $. 155, nimmt bie rein militärifchen 
Uingelegenheiten , indbefondere bie innere Drganifation ber 
Armee und die Unftellung und Entlaffung der Offiziere, 
von der Dazwifchentunft des Minifteriums and. Eben fo 
fließt die norwegiſche Nerfaffung, $. 19, die Noths 
wendigteit einer Contraſignatur gerabesu aud. Merkwuͤr⸗ 
digerweife aber beitimmt bie Nerfaffungd : Urkunde eines 
enge verbundenen und Ein Staatsoberhaupt anerfennenden 
Staates gerade Antgegengefeßteds. Die ſchwediſche 
Verf. Ur. von 1809 verlangt nämlih in $. 18 und 38 
ein Protofel und Contrafignetur bed Vortragenden (mie 
es übrigens fcheint , nur bei wichtigen Befehlen). 
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$. 8. 


c. Weber die Auslegung einer Werfaffungs- 
Urkunde. 


So unpaffend es wäre, bie fämmtlichen Negeln 
über die Auslegung der Gefege, auch bie ganz unbes 
flrittenen und auf den vorliegenden Gegenfland unans 
wendbaren, hier deßhalb einzufchalten,, weil allerdings 
der Frage, ob eine VBerfaffungsbeftimmung verletzt 
worden fey, die andere vorangehen muß, was denn 
die Verfaffung anordne: fo nothwendig ift es body, 
diejenigen Grundfäge, weldhe die Auslegung eines 
Srundgefeßes insbefondere betreffen, näher zu. bes 
leuchten. Es mag dieß um fo weniger unterlaffen 
werden , aid diefe Regeln bis ist die gründliche Erbr- 
terung noch keineswegs gefunden haben, welche das 
täglihe Bedärfniß ihrer Anwendung gebieterifch zu 
fordern fcheint. Folgende Säge dürfen als die we⸗ 
fentlichften betrachtet werden: 

Vor Allem ift natürlich zu unterfuchen, ob der 
Sinn der in Frage ftehenden Verfaffungs = Beftimmung 
etwa bereits durch eine authentifhe Auslegung 
oder durch ein Gewohnheits⸗-Recht beftimmt ift. 
Daß zu erfierer die ſaͤmmtlichen Sactoren der gefeß- 
gebenden Gewalt beigetragen haben müffen, bedarf 
nicht erft der Bemerkung. Befondere Foͤrmlichkeiten 
oder größere Majoritäten in den ftändifchen Kammern 
ald die abfolute, (wie dieß in manchen Örnndgefegen 
für die Aufhebung oder Abänderung einer 
Verfaffungsbeftimmung vorgefchrieben ift,) find aber 


Dabei nicht erfordert. - Was dad Gewohnheitsrecht 
betrifft, fo ift ein folches uur in zwei Faͤllen als vor: 
handen anzunehmen, nämlich einmal, wenn ein Grund: 
fag feit langer Zeit unveraͤnderlich und in einer Viel⸗ 
beit von Fällen befolgt wurde; zweitens, wenn ein 
Sag nach contradictorifcher Erörterung der Etreitfrage 
zwiſchen Regirung und Etänden endlich), wenn fchon 
ohne fürmlichen gefeglihen Beſchluß, wenigftens ver: 
fhiedene Male befolgt wurde. Ohne daß gerade 
ein Minimum von Sahren oder von Fällen angegeben 
werden koͤnnte, fo ift doch wohl die Bemerfung ges 
sechtfertigt, daß die erften Jahre nad) Gründung einer 
Verfaſſung in fo fern zur Bildung eines feſten Ges 
wohnbheitsrechtes nicht fehr tauglich find, als es 
bier bei allen Handelnden leicht au Erfahrung und 
allfeitiger Durchdenkung der verfchiedenen Fälle , fomit 
an der mit vollem Bewußtfeyn und mit Folgerichtig- 
Feit unternommenen Berfahrensweife fehlt *). 

Iſt aber das zu erläuternde Gefeß noch nicht auf 
folche genägende Weife beftimmt, fo gelten nachftehende 
Grundfäße : . 

1. Eine Berfaffungs:Urkunde ift das Vertrags 
JInſtrument uͤber die zwifchen dem Fürften und dem 
Volke in gemeinfchaftlicher Webereinftimmung feflges 
fegten Regirungs = Grundfäge. Selbſt wenn die Vers 
faſſung einfeitig von der Regirung und ohne vorgän= 
gige Unterhandlung mit dem Wolke verliehen (octroirt) 


41) Tergl. Thibaut, Panderten = Met, 7. Aufl., $- 18 
und 19, und defien Erörterungen Cherausg. von Braun) 
©. 29 fg. 


wurde, iſt Die Vertrags s Eigenfchaft in ihrem ganzen 
Umfange vorhanden. Der Vertrag ift bier nur auf 
eine andere Weife zu Stande gelommen; aber es fins 
der auch hier Angebot von der einen Geite, und — 
entweder ausdrädlich ausgefprochene, oder durch bewei⸗ 
fende Handlungen, 3. ®. die Ausuͤbung des in der 
Urkunde gegebenen Wahlrechtes , ftillfchweigend bethäs 
tigte — Annahme von der andern Seite Statt. Als 
Vertrags⸗Inſtrument aber ift die Verfaſſungs⸗Urkunde 
nad) der firengften Auslegung zu verftchen. Ihre Bes 
fimmungen find alfo wörtlih zu nehmen, fo lange 
der Wortfinn weder mit deu Geſetzen des Denkens uns 
vereinbar ift, noch mit einer andern klaren Beltims 
mnng der Verfaffungs = Urkunde in unmittelbarem Wis 
derfpruche fteht. Eine Abweichung von dem MWorts 
finue ift namentlih auch dann nicht gerechtfertigt 
wenn derfelbe eine minder zwecknraͤßige, von den ana= 
logen Einrichtungen anderer conftitutionellen Staaten 
abweichende Beſtimmung enthält. Selbſt wenn eine 
foldye Beftimmung mit dem Geifle des conftiturionels 
len Staatörechted in innerem MWiderfpruche ſtuͤnde, 
wirde dieß nicht zu einer Ungultigerflärung oder offen= 
baren Berdrehung des nun einmal beftehenden Haren 
Buchftabens führen dürfen, fondern nur zu dem Wun⸗ 
fche einer möglichft baldigen Abänderung‘ auf verfafs 
fungsmäßigen Wege. Die allgemeinen Auslegungs⸗ 
vorfchriften, daß der einfache und gembhnliche Sprach⸗ 
gebrauch dem felteneren vorzuziehen, weder Pleonas⸗ 
mus noch grammatifalifcher Fehler anzunehmen, end= 
lid) die richtigere Wortftelung ald die beabſichtigte 
von zwei mÖglichen anzunehmen ift, find natürlich auch 
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bier vollkommen gültig ). Wenn es ſich aber ereig⸗ 
net, daß eine Beſtimmung der Verfaſſungs⸗Urkunde 
wörtlid aus einem andern Grundgefege entlichen iſt, 
ein biebei gebrauchtes Wort aber in der gefeglichen 
Sprache ‚der beiden Länder eine verfchiedene Bedeutung 
bat, fo muß es unzweifelhaft in dem Sinne genom⸗ 
men werden, welchen die gleichzeitige Gefeßgebung 
des eigenen Landes damit verbinder. Sollte die Bes 
Deutung eined Ausdrudes im Laufe der Zeit in der 
gewöhnlichen Gefeßgebung eine Aenderung erleiden‘, fo 
bat dieß keinen Einfluß auf die Auslegung der Vers 
faflungs » Urkunde, falls nicht im Wege einer verfaf- 
fungsmäßigen Aenderung auch auf ihre Beftimmungen 
der neue Sinn ausgedehnt worden ?). 


2) S. Thibaut, Theorie der logiſchen Anslegung, 3, 
Aufl., $ 9. 

3) Wenn alio 5. B. zur Zeit ber Crlaffung bed Grundges 
feßed unter dem Ausdrude: „Arbeitshausſtrafer eine infas 
mirende Sreiheitsitrafe verftanden wurde, eine fpätere Wen: 
derung in der Strafgefeßgebung aber dieſen Strafgrad mit 
„Buchtbaud” bezeichnet, dagegen eine leichtere nicht ins 
famirende Strafe, mit welcher keine Unfähigkeit zur Aus⸗ 
Abung der Wahlrechte verbunden fepn foll, Arbeitshaus⸗ 
frafe nennt : fo find diejenigen Beitimmungen der Bere 
faffungenrtunde , welche gewiſſe nachtheilige Folgen auf die 
Erfiehung einer Arbeitshausſtrafe fegen, nicht auf bie itzt 
fo genannte Strafgartung, fondern auf die Igige Zuchthaus: 
firafe zu beziehen. Oder wenn eine vor der Erlaffung dir 
Wiener Schlußacte zu Stande gekommene Merfaffungs: Urs 
tunbe hinſichtlich der organifhen Bellimmungen des drut: 
fden Bundes Anordnungen trifft, fo gilt nicht die in Art. 
13 gewählte, belanntiih ganz willkuͤhrliche, Definition 





2. Iſt die Wortfaffung einer Verfaſſungs⸗Be⸗ 
fimmung ungrammatifalifh, unlogiſch oder fonft uns 
verftändlih,, und ift diefelbe nicht entweder durch ein 
fpäteres Geſetz authentifch interpretirt oder durch ein 
Gewohnheitsrecht die Ungewißheit entfchieden, fo 
muß: 

a) vor Allem aus beglaubigten Actenftüden eruirt 
werden, wie die verfaffungsgebenden Factoren 
den zweifelhaften Satz felbft verftanden haben. 
Solche Uctenftüde find-denn : frühere Entwürfe der 
Berfaffungs sUrkunde, auf welche die itzt geltende 
mehr oder weniger gegriünder ift; Berichte der 
zur Entwerfung oder Beurtheilung diefer Entwürfe 
beftellten Commiſſionen; namentlidy aber auch die 
Protocolle der ſtaͤndiſchen Verſammlungen, welche 
die Annahme der Verfaſſungs-Urkunde beriethen 
und befchloffen. Solgende Grundfäße *) beftim: 
men aber die Anwendung ’ diefer Protocolle zur 
Erflärnng des Sinnes der Verfaffungs = Urs 
Funde; 


a. Wenn eine Stelle auf den von allen Factoren 
der verfaffunggebenden Gewalt geradezu ge: 
nehmigten Autrag eines Theiles oder felbft 


auch für das innere Staatsrecht jened Staates, fondern 
vielmehr Die Begriffs⸗Beſtimmung, welde zur Zeit der 
Gründung feiner Verfaffung mit den bezeichneten Worten 
verbunden wurde oder werden mußte. 


4) Diefelben find im Wefentliben entnommen C. G. Waͤch⸗ 


ters Abhandlungen aus dem Strafrechte. Leipz., 1835, 
Bd. 1, ©. 242 fe. 
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eined einzelnen Mitglieded angenommen wors 
den ift, fo gilt diefelbe in dem von dem 
urfprünglihen Urheber damit verbundenen 
Sinne. 

P. Nimmt eine ftändifhe Kammer zwar den 
Antrag eines Mitgliebed an, ſchiebt demfel: 
ben aber ausdridlich ein anderes Motiv uns 
ter ,„ welches fodann auch von ben übrigen 
Sactoren der gefeßgebenden Gewalt angenoms 
men wird, fo gilt der Sinn Diefed neuen 
Motives. 

y. Wird ohne Widerſpruch v von den uͤbrigen Fac⸗ 
toren von einem Theile foͤrmlich beſchloſſen, 
daß ſich etwas von ſelbſt verſtehe, und daß 
es deßhalb nicht im Geſetze ausgedruͤckt zu 
ſeyn brauche, ſo darf das Geſetz nur in die⸗ 
ſem Sinne verſtanden werden; eben ſo, wenn 
ohne Jemands Widerſpruch erklaͤrt wurde, 
daß die in Frage ſtehende Beſtimmung auf 
gewiſſe Weiſe nicht zu verſtehen ſey. 

d. Dagegen bilden die, nicht zu Beſchluͤſſen einer 
Verfammlung erhobenen Motive und Aeuße⸗ 
rungen einzelner Mitglieder, felbft wenn ihnen. 
nicht widerfprochen wurde, Beinen zuverläßis 
gen Auslegungsgrund. Doch konnen diefelben 
immerhin mit mehr oder weniger Gewicht zur 
Begründung einer VBermuthung über die 
zur Zeit der Abfaffung beftehenden gemeinen 
Meinung benügt werben. 

e. Irrige Neußerungen und Behauptungen über 
das bereitö beftehende Recht haben, felbft 
wenn fie von der Regirung oder von den Stäns 

13 
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"den foͤrmlich gegeben worden ſeyn follten, keine 
zwingende Kraft zur Auslegung der Verfaſ⸗ 
fungsurfunde, falls diefelben nicht ausdruͤcklich 
zur Aenderung des Veftehenden Anlaß gaben. 

b. Wenn folche beſtimmte Nachweifungen fehlen, muß 
der Zweck und Geiſt erforfcht werden, welcher den 
Beftimmungen der Verfaffungd = Urkunde über die 
in Frage ftehende Materie zu Grunde liegt. Der 
diefem Spfteme am meiften entſprechende Einn 
ift der unklaren Stelle beizulegen, da Folgerich⸗ 
tigkeit im Gefege vermuther werden muß. Hier⸗ 
bei ift denn namentlidy die Aufmerkjamkeit auf 
die geſchicht liche Entwickelung des fraglichen 
Gegenftandes zu richten. ine genaue Kenntniß 
der Kor der Verfaſſung beftehenden Einrichtungen 
fammt deren Folgen und Beurtheilung kann leicht 
einen Schlüäffel zur Berftändniß der neuen Beſtim⸗ 
mung geben, fey es, daß fie auf eine Beſtaͤti⸗ 
gung und Fortfegung, ſey ed, Daß fie auf eine 
Aenderung hindeuten. Nicht erft der Erwähnung 

. follte ed übrigens beduͤrfen, daß es ein gefchicht- 
lich und practifh gleich unzuläßiges Verfahren 
ift, wenn man an den früheren Zuftand auf eine 
erfünftelte oder gewaltfame Weile dad Neue an: 
knuͤpfen will, obgleich der erftere vollkommen ge⸗ 
fchloffen ift, und das zweite, auf ganz andern 
legten Grundlagen beruhend ,„ fi) nur der Zeit 
nicht aber dem Inhalte nach, an Ihn anfchließt. 
Eine folche gefchichtliche Verbindung kann nur fäls 
ſchen und verzerren , anſtatt zu erläutern °). 


5) Zwar ift, fo weit meine Kenntniß reicht, bie igt ber 
diefe Art von unwiſſenſchaftlichem und unpractiihem Wer: 
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c. Iſt auch ein ſolcher beſonderer Zweck nicht mit 
Beſtimmheit zu erkennen, fo muß auf der allge: 
meinen Theorie des Nechröftaates in feiner Form 
der Einherrfchaft mit Volksvertretung zurädgegan: 
gen werden, um in den allgemeinen Grundjügen 
diefer Staatdart eine Erläuterung zu finden. 

d. Endlich kann die Analogie anderer conftitutioneller 
Staaten, namentlich der vor der Abfaffung der 
in Frage ftehenden Verfaffung bereitd vorhandenen, 
auf deren Einrichtungen eriwiefenermanßen in an⸗ 
deren Theilen des Geſetzes Rüdfiht genommen 
wurde, zu Hilfe genommen werden, natürlidy 
nicht um unmittelbar das gefeßliche Beſtehen der 
gleichen Einrichtung , fondern nur um die Mög- 
lichkeit und Wahrſcheinlichkeit der Abficht, eine 
ähnliche zu gründen, zu erweifen. 

3 Wenn zwei verfchiedene Beltimmungen der 
BVerfaffungs = Urkunde beide den Worten nad) Mar und 
beide nur auf Eine Weife verftändlich , auch nicht an 
und fuͤr ſich widerſinnig, einander mittelbar oder un⸗ 
mittelbar widerſprechen, ſo iſt zu unterſuchen, od nicht 


fahren in den Verſuchen zur Auslegung der neuen Ver⸗ 
faffungs - Urkunden wenig zu klagen. Wielleiht dürfte eher 
über allzubäufige Vernachlaͤßigung aller Geſchichte dabei 
Beſchwerde geführt werden. Allein eine Warnung ift dens 
noch nicht überflüßig, weil bie bei dem fog. allgemeinen 
deutfchen Staatsrechte angewendete (von Kluͤber zuerft 
aufgebrachte) und dort fo Höchft nachtheilige und verwir⸗ 
rende Methode, Altes und Neues, Verfchiedenartiged und 
Gleiches zufammenzumwerfen , mit einer ganz leichten Mo: 
difieation auch hierauf übertragen werben könnte, 
12 * 
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die eine als Negel, die andere als Ausnahme zu gel⸗ 
ten bat. Die Eutſcheidung aber daruͤber, welche von 
beiden die Regel, und welche die Ausnahme ſey, wird 
theild von der oͤrtlichen Stellung der beiden Vorſchrif⸗ 
ten, ob nämlich eine derfelben unter anderen allge 
meinen Regeln, die zweite aber unter befonderen Vor: 
ſchriſten ſteht, theil& aber davon abhängen, welche 
von beiden mit dem Geifte der befonderen Verfaffung 
oder des conftitutionellen Syftemes am meiften übers 
einftimmt. Auch koͤnnen hierbei fowohl die gefchichts 
lidyen Vorgänge, ald die analogen Einrichtungen der 
übrigen conflitutionellen Staaten zum Anhaltöpuncte 
dienen. Iſt aber diefe Frage entfchieden,, fo folgt aus 
allgemeinen Rechtöregeln von felbft, daß der als Aus⸗ 
nahme erkannte Saß fo befchräufend, ald mit den 
Morten verträglich ift, ausgelegt werden muß. — Ge⸗ 
lingt ed nicht, Worte und Siun der widerftreitenden 
Beftimmungen auf diefe Weife zu vereinigen, fo ift 
eine förmliche Antinomie und fomit die Nothwendig⸗ 
Zeit einer möglichft fchleunigen authentifchen Erläutes 
rung vorhanden. Bis diefe übrigens erfolgt, muß es 
Jedem frei ftehen das ihm beliebige Glied der Alters 
native anzuwenden „ ohne daß ihm deßhalb ein Vor⸗ 
wurf gemacht werden kann. 

4. Wenn endlidy eine Verfaffungs : Beftimmung 
einen doppelten Sinn zuläßt, von denen jeder an und 
für fi) moͤglich, auch mit keiner andern Stelle des 
Grundgefeges im MWiderfpruche iſt, fo ift vor Allem 
zu unterfuchen,, welches der Wille des Gefeigebers 
war. Diefem ift, feyen feine Kolgen welche fie wol- 
len, zu gehorchen. Iſt aber derfelbe nicht zu erforfchen, 
fo muß nur unterfucht werden, zu welchen eutfernteren 
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Solgen eine confequente Entwicklung jeder diefer beiden 
Auslegungen führt. Kinder fi, daB eine berfelben 
unrechrliche „ abfurde oder mit dem Geifte des cons 
fliturionellen Syſtems im Widerfpruche ftehende Säße 
mit fich führen würde, die andere aber mit den uͤbri⸗ 
gen Gefegen und mit der Vernunft im Einflage blies 
be, fo ift legtere zu wählen, weil die verfaffungges 
benden Factoren keinen Widerfinn noch) Unrecht ges 
wollt haben koͤnnen. Sollten aber beide Auslegungds 
weifen auch in ihren Folgen gleich zuläßig feyn, fo 
würde — bis eine authentifche Erklärung der Ungewißs 
heit ein Ende gemacht hätte — die Analogie der uͤbri⸗ 
gen conftitutionellen Staaten ein Entfcheidungsgrund: 
feyn. 


2. Die fubjective Strafbarkeit. 


6. 4. 


a) Weber gefetzwidrige Abficht, Sahrläßig- 
keit und Iırtham. 


Es unterliegt natärlich Teinem Zweifel, daß bie 
“allgemeinen Vorfchriften der Landeögefege über bie 
fubjective Strafbarkeit ihre Anwendung auch bei Staatd- 
anffagen finden, und daß 3. B. ein nicht zurechnungds 
fähiger Minifter auch nicht ftrafbar wäre. Einige 
Eigenthuͤmlichkeiten bringt jedod) immerhin die befons 
dere Stellung der Betheiligten und die Natur des 
Vergehens mit fi), und diefe find denn nun, unter 
Vebergehung des Gewdhnlichen, näher zu beleuchten. 
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Hinfihhelich des intellectuellen Grundes der 
Uebertretung geht 

1) bei der boͤslichen Abſicht (dem dolus) 
die Frage nicht ſowohl dahin, ob derſelbe, wo er ers 
wiefen vorliegt oder angenommen werden muß, eine 
Strafe begrinder, — dieß verfteht fih von ſelbſt, — 
jondern, ob ausfchließend nur die gefeßwidrige Abſicht, 
oder ob auch fhon die Fahrlaͤßigkeit (culpa) diefe 
Solge hat? Es möchte fcheinen, ald ob die Gründe, 
welche überhanpt eine grobe Fahrläßigkeit, wenn durch 
dieſelbe eine Nechtöverlegung entitand, zu beftrafen an= 
rathen, bier, bei der Michtigfeir der zu fchägenden 
Rechte, felbft noch flärfer eintreten: allein dennoch 
ift dieß weit nicht die Auſicht aller Grundgefeße, 
noch aller Schriftfteller, und es beftimnt von jenen 
eine Anzahl ausdruͤcklich, daß nur die abficht: 
liche Verlegung einer Verfaffungs- Urkunde zu einer 
Anklage vor dem Staatögerichtöhofe Veranlaſſung ge: 
ben fönne *). So unzweifelhaft nun in diefen Fällen 
der Wille des Geſetzes einzuhalten, d. h. Feine An 
klage anzuftellen ift, fo lange man nicht erftens die 
Willensbeſtimmung zur Begehung einer Verfaffungs- 
widrigfeit, und zweitens das Bewußtſeyn der Gefeß- 
widrigkeit beweifen kann; eben fo unzweifelhaft muß 
in allen Staaten, welche diefe (unzweckmaͤßige) Be: 
ſchraͤnkung nicht kennen, auch die durch bloße Fahr: 





1) ©. die baierifche Verfaſſung, Fit. X, 6. 6; die ba- 
nöprifhe, $. 1525 die neue braun ſchweigiſche, 
$. 108 — 111. Auch in dem franzoͤſiſchen Entwurfe 
eines Geſetzes fuͤr Miniſterverantworlichkeit von 1834, 
Art. 4, iſt dasſelbe vorgeſchlagen. 
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laͤßigkeit entitandene Verfaffungss Verlegung zus 
Klage und Strafe fommen. Die Grandbeftimmunugen 
des Staates find auch gegen Leidenſchaft, Leichtſiun 
wıd Geiftesträgheit zu ſchuͤtzen, und es waͤre dech Die 
unperaunvortlichfte Auomalie, wenn eine blos culpofe 
Verlegung der Nechte eines Buͤrgers im gewöhnlichen 
Leben au einem noch fo ungebilderen und geiftig unbe⸗ 
deutenden Menſchen geftraft würde, diefelbe Handlung 
aber ımantaftbar wäre, wenn fie von einem Manne 
begangen würde, bei welchem fein hohes Amt das 
bedeutendfte Maas von Geifteskräften und Kenntniſſen 
vorauöfesen läßt, und welchen die große ihm anver: 
traute Gewalt zu befonderer Behutſamkeit auffordern 
muß. Davon ganz abgefehen, daß die Echwiirigfeig 
eines genügenden Beweiſes der bbslichen Abſicht fir 
Manchen ein bedeutender weiterer Reiz zu Verfaſſungs⸗ 
verlegungen feyn koͤnnte, und daß alfo die Nichtbes 
ftrafung der Fahrläßigkeit fogar ganz unmittelbar Ges 
fahren für die Rechte erft hervorrufen würde =); fer⸗ 
ner abgerechnet, daß es in vielen Fallen ſehr ſchwer, 
wo nicht unmdglidy wäre, gleich von vorne herein und 
ehe der Proceß ganz zu Ende geführt ift, zu entfcheis 
den, ob bösliche Abficht oder Fahrlaͤßigkeit der objec⸗ 
tiv tadelöwerthen Handlung zu Grunde liegen, welche 
Schwuͤrigkeit denn die Wuͤrkſamkeit des ganzen Ges 


2) Vergl. Pag?s ‚ De la respons, minist., €. 54 fg.; 
Zplinhardt’d Sommif. Bericht in der badifhen 1ften 
Kammer , 1820. H. 3, €. 492. U. M. ift Oliver, 
The rights of an American citizen. Boston, 1832 ‚, ©. 
113; Saharid, in den Verb. der ıften badifchen 
Kammer, 1820, H. 4., S. 624. 
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fees beinahe vernichten Ehnnte. — Welcher thatfäche 

liche Grund vie Kahrläßigkeit veranlaßte, ob alfo 

Untenntniß des Geſetzes, Uebereilung , ober Unbedachts 

ſamkeit ift natuͤrlich vollig aleichgältig, da die Stels 

Iung eines verantworlichen Minifterd weit entfernt iſt, 

in irgend einer diefer Beziehungen zur Entſchuldigung 

zu gereichen. 

2. Dagegen kann es ebenfalls keinem Zweifel uns 
terliegen, daß ein unvermeidlicher, alſo ent⸗ 
ſchuldbarer, Irrthum den Miniſter von aller Straf⸗ 
barkeit befreit, und die Frage iſt nur die, in welchen 
Faͤllen eine ſolche Art von Irrthum anzunehmen iſt. 
So gewiß nun von einem unvermeidlichen Irrthume 
nicht die Rede feyn kann, wenn dad Grundgefeg in 
Haren und unzweifelhaften Worten ein Gebot oder 
Verbot enthält, oder wenn ein zweifelhafter Ausdrud 
entweder durch eine authentifche Auslegung , eine vor⸗ 
gängige Entfcheidung einer zuftäudigen Behoͤrde (des 
Staatögerichtähofes oder, wo ein folches befteht, 
eined Schiedögericht8) , oder ein beweisbares Gewohns 
heitörecht bereits erklaͤrt ift: eben fo unzweifelhaft ift, 
daß von einer Schuld des Minifters in folgenden Faͤl⸗ 
len der Unklarheit einer Verfaffungs s Beftimmung 
“nicht die Rede feyn Tann: 

a. Wenn der Sinn der fraglichen Stelle erft durch 
eine Fünftliche Auslegung aufzufinden iſt, Die von 
dem Minifter befolgte aber von dem Gerichte ald 
die richtige anerkannt werden muß, wobei es 
denn darauf lediglich nicht ankommt, welche Er: 
klaͤrung die Stände: Verfammlung einfeitig 
diefer Stelle erft itt oder von.jeher gegeben hat. 
Die Stände find bier blos Parthei, und felbft 


* 


c) 
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ihre entichiedenfte Ueberzeugung beftimmt das ma= 
terielle Recht noch keineswegs. Wäre der Beweis, 
daß die Stände die fragliche Beftimmung immer 
anders auögelegt haben als it ber Minifter, 
fhon hinreichend zur Verurtheilung deöf-iben,, fo 
brauchte es keines Gerichtes, fondern der Kläger 
koͤnnte alsbald auch verurtheilen. 

Chen fo ift der Minifter in dem gar leicht moͤg⸗ 
Iihen Fall freizufprechen, wenn der Richter nach 
Erwägung der beiderfeits vorgebradhten Gründe 
und nach eigener Unterfuchung der Sache den 
Sinn des Geſetzes für zweifelhaft erflären muß. 
In diefem Salle kann von einem Unrechte, ge⸗ 
rade die eine der beiden Meinungen und nicht die 
andere gefaßt und gehandhabt zu haben, nicht die 
Rede feyn, fordern nur von der Nothwendigkeit 
einer ſchleunigen Abhuͤlfe des Zweifels durch die 
Geſetzgebung. Daß der Miniſter bei der ihm frei⸗ 
ſtehenden Wahl das den Rechten der Regirung guͤn⸗ 
ſtigere Glied der Alternative annahm, kann ihm ſo 
wenig zum Nachtheile gereichen, daß er vielmehr 
ſich dem Vorwurfe ausſetzen wuͤrde, ſeine Stel⸗ 
lung falſch aufgefaßt zu haben, wenn er ſich fuͤr 
die entgegenſtehende Meinung entſchieden haͤtte. 
Wenn zwar der Richter nach allſeitiger Erwaͤ⸗ 
gung von Gründen und Gegengruͤnden ſich gegen 


die vom Minifter gehandhabte Auslegung auöfpres 


hen muß „ dabei aber anerkennt, daß auch der 
Angeklagte bei der unklaren Saffung des Geſetzes 
bedeutende Gründe für fich geltend machen koͤnne, 
auch ihm weder bösliche Abficht noch Fahrläßigkeit 
in Ergreifung ‚gerade diefer feiner Anficht fchultzs 
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2. Iſt die Wortfaſſung einer Verfaffungs = Be: 
flimmung ungrammatifalifh , unlogifch oder fonft uns 
verftändlih, und ift diefelbe nicht entweder durch ein 
fpäteres Gefeß authentiſch interpretirt oder durch ein 
Gewohnheitsrecht die Ungewißheit entfchieden, fo 
muß: 

a) vor Allem aus beglaubigten Actenſtuͤcken eruirt 
werden, wie die verfaffungsgebenden Factoren 
den zweifelhaften Sat felbft verftanden haben. 
Sole Actenſtuͤcke find-denn : frühere Entwürfe der 
Berfaffungs sUrkunde, auf welche die ißt geltende 
mehr oder weniger gegründet ift; Berichte der 
zur Entwerfung oder Beurtheilung diefer Entwürfe 
beftellten Commiſſionen; namentlich aber auch die 
Protocolle der ſtaͤndiſchen Verfarmmlungen , welche 
die Annahme der Verfaffungs: Urkunde beriethen 
und befchloffen. Folgende Grundfäge *) beſtim⸗ 
men aber die Anwendung dieſer Protocolle zur 
Erklärung des Sinnes der Verfaffungs - Urs 
kunde: 


o. Wenn eine Stelle auf den von allen Factoren 
der verfaffunggebenden Gewalt geradezu ges 
nehmigten Antrag eines Theiles oder feldft 


auch für das innere Staatsrecht jened Staates, fondern 
vielmehr die Begriffe» Beftimmung, welche zur Seit der 
Gruͤndung feiner Verfaffung mit ben bezeichneten Worten 
verbunden wurde oder werden mußte, 


4) Diefelben find im MWefentlihen entnommen €. G. Waͤch⸗ 


ters Abhandlungen aug dem Gtrafrechte. Leipz., 1835, 
Bd. I, ©. 243 fg- 
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eines einzelnen Mitgliedes angenommen wor⸗ 
den iſt, ſo gilt dieſelbe in dem von dem 
urſpruͤnglichen Urheber damit verbundenen 
Sinne. | 

B. Nimmt eine ftändifche Kammer zwar den 
Antrag eines Mitgliedes an, ſchiebt demfel: 
ben aber ausdrädlicy ein anderes Motiv uns 
ter , welches fodann auch von den übrigen 
Sactoren der gefeßgebenden Gewalt angenoms 
men wird, fo gilt der Sinn bdiefed neuen 
Motives. 

y. Wird ohne Widerſpruch von den übrigen Fac⸗ 
toren von einem Theile förmlich befchloffen, 
daß ſich etwas von felbft verftehe, und Daß 
es deßhalb nicht im Gefege ausgedruͤckt zu 
ſeyn brauche, fo darf das Gefeg nur in Dies 
fem Sinne verftanden werden; eben fo, wenn 
ohne Jemands MWiderfpruch erklärt wurde, 
daß die in Frage fichende Beſtimmung auf 
gewiffe MWeife nicht zu verftehen fey. 

d. Dagegen bilden die, nicht zu Befchläffen einer 
Verfammlung erhobenen Motive und Yeußes 
rungen einzelner Mitglieder, felbft wenn ihnen. 
nicht widerfprochen wurde, feinen zuverläßis 
gen Auslegungögrund. Doch Fhnnen diefelben 
immerhin mit mehr oder weniger Gewicht zur 
Begründung einer Vermuthung über die 
zur Zeit der Abfaffung beftchenden gemeinen 
Meinung benägt werden. 

e. Irrige Neußerungen und Behauptungen über 
das bereits beftehende Recht haben, felbft 
wenn fie von der Regirung oder von den Stäns 

13 
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den förmlich gegeben worden ſeyn follten, Feine 
zwingende Kraft zur Auslegung der DVerfafs 
fungsurfunde, falls diefelben nicht ausdruͤcklich 
zur Aenderung des Beſtehenden Anlaß gaben. 
b. Wenn folche beſtimmte Nachweifungen fehlen, muß 
der Zweck und Geift erforfcht werden, welcher den 
Beſtimmungen der Berfaffungs = Urkunde über die 
in Frage ftehende Materie zu Grunde liegt. Der 
dieſem Syſteme am meiften entfprechende Sinn 
ift der unklaren Stelle beizulegen, da Folgerich- 
tigkeit im Gefeße vermuthet werden muß. Hier⸗ 
bei ift denn namentlich die Aufınerfjamkeit auf 
die geihichtliche Eutwidelung des fraglichen 
Gegenftandes zu richten. Eine genaue Kenntniß 
der Kor der Verfaſſung beftehenden Einrichtungen 
fammt deren Folgen und Beurtheilung kann leicht 
einen Schlüffel zur Berftändniß der neuen Beftim= 
mung geben, fey es, daß fie auf eine Beſtaͤti⸗ 
gung und Fortfegung, -fey ed, daß fie anf eine 
Aenderung hindenten. Nicht erft der Erwähnung 
. Tollte e& übrigens beduͤrfen, daß es ein gefchicht: 
lich und practiſch gleich unzuläßiges Verfahren 
ift, wenn man an den früheren Zuftand auf eine 
erfünftelte oder gewaltfame Weife das Neue ans 
knuͤpfen will, obgleich der erftere vollfommen ge- 
ſchloſſen tft, und das zweite, auf ganz andern 
legten Grundlagen beruhend , ſich uur der Zeit 
nicht aber dem Inhalte nah, an ihn anfchließt. 
Eine folche gefchichtliche Verbindung kann nur fäls 
[hen und verzerren , anſtatt zu erläutern >). 


5) Zwar ift, fo weit meine Kenntniß reiht, bis itzt über 
diefe Art von unwiſſenſchaftlichem und unpractifhem Ver⸗ 
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c. ft auch ein folcher befonderer Zweck nicht mit 
Beſtimmheit zu erkennen, fo muß anf der allge: 
meinen Theorie des Nechröftantes in feiner Form 
der Einherrjchaft mir Volkövertretung zuruͤckgegan⸗ 
gen werden, um in den allgemeinen Grundjügen 
diefer Staatdart eine Erläuterung zu finden. 

d. Endlich kann die Analogie anderer conftitutioneller 
Staaten, namentlich der vor der Abfaffung der 
in Frage ftehenden Verfaffung bereits vorhandenen, 
auf deren Einrichtungen erwieſenermaaßen in an⸗ 
deren Theilen des Geſetzes Rüdficht genommen 
wurde, zu Huͤlfe genommen werden, natuͤrlich 
nicht um unmittelbar das geſetzliche Beſtehen der 
gleichen Einrichtung , fondern nur um die Mög: 
lichkeit und Wahrſcheinlichkeit der Abſicht, eine 
ähnliche zu gränden , zu erweifen. 

3. Wenn zwei verfchiedene Beftimmungen der 
Verfaffungs = Urkunde beide den Worten nach Har und 
beide nur auf Eine Weiſe verſtaͤndlich, auch nicht an 
und für fic) widerfinnig, einander mittelbar oder uns 
mittelbar widerfprechen , ſo iſt zu unrerfuchen, od nicht 


fahren in den MVerfuhen zur Auslegung der neuen Vers 
faſſungs⸗Urkunden wenig zu klagen. Vielleicht dürfte eber 
über allzuhaͤufige Vernachlaͤßigung aller Geſchichte dabei 
Beihiwerde geführt werden. Allein eine Warnung ift den: 
noch nicht überflüßig, weil bie bei dem fog. allgemeinen 
deutfchen Staatsrechte angewendete (von Klüber zuerft 
aufgebrachte) und dort ſo hoͤchſt nachtheilige und verwir⸗ 
rende Methode, Altes und Neues, Nerfchiedenartiges und 
Gleiches zufammenzumerfen ,„ mit einer ganz leichten Mo⸗ 
dification auch hierauf übertragen werben koͤnnte. 
12 * 


— 190 — 


die eine ald Negel , die andere ald Ausnahme zu gels 
ten bat. Die Entſcheidung aber dardber, welche von 
beiden die Regel, und welche die Ausnahme fey, wird 
theild von der drtlichen Stellung der beiden Vorfchrif: 
ten, ob nämlich eine derfelben unter anderen allge 
meinen Regeln, die zweite aber unter befonderen Bor: 
ſchriſten ſteht, theil& aber davon abhängen, welche 
von beiden mit dem Geifte der befonderen Verfaffung 
oder des ronftitutionellen Syftemed am meiften übers 
einftimme. Auch koͤnnen hierbei fowohl die gefchichte 
lichen Vorgänge, als die analogen Einrichtungen der 
übrigen conftitutionellen Staaten zum Anhaltspuncte 
dienen. Iſt aber diefe Trage entfchieden, fo folgt aus 
allgemeinen Nechtöregeln von felbft , daß der ald Aus: 
nahme erkannte Saß fo befchränfend, ald mit den 
Worten verträglich ift, ausgelegt werden muß. — Ges 
lingt ed nicht, Worte und Sinu der widerftreitenden 
Beſtimmungen auf diefe Weife zu vereinigen, fo ift 
eine foͤrmliche Antinomie und fomit die Nothwendig⸗ 
Zeit einer möglichft fchleunigen authentifchen Erläutes 
rung vorhanden. Bis diefe übrigens erfolgt, muß es 
Jedem frei fiehen das ihm beliebige Glied der Alters 
native anzuwenden , ohne daß ihm deßhalb ein Vor⸗ 
wurf gemacht werden fann. 

4. Wenn endlich eine Perfaffungs = Beftimmung 
einen doppelten Sinn zuläßt, von denen jeder an und 
für ſich moͤglich, auch mit keiner andern Stelle des 
Grundgeſetzes im Miderfpruche iſt, fo ift vor Allem 
zu unterfuchen,, welche der Wille des Geſetzgebers 
war. Diefem ift, feyen feine Folgen welche fie wol⸗ 
Ien, zu gehorchen. Iſt aber derfelbe nicht zu erforfchen, 
do muß nur unterfucht werden, zu welchen entfernteren 
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Solgen eine confequente Entwicklung jeder diefer beiden 
Auslegungen führt. Kinder fi, daß eine derfelben 
unrechtliche , abfurde oder mit dem Geifte des cons 
ftiturionellen Syſtems im Widerfpruche ftehende Saͤtze 
mit ſich führen würde, die andere aber mit den übris 
gen Gefegen und mit der Vernunft im Einflage blies 
be, fo ift legtere zu wählen, weil die verfaffungges 
benden Factoren keinen Widerfinn noch Unrecht ges 
wollt haben konnen. Sollten aber beide Auslegungds 
weifen auch in ihren Folgen gleich zuläßig feyn, fo 
wirde — bis eine authentifche Erflärung der Ungewißs 
heit ein Ende gemacht hätte — die Analogie der uͤbri⸗ 
gen conflitutionelen Staaten ein Entfcheidungsgrund 
ſeyn. 


2. Die ſubjective Strafbarkeit. 


6. 4. 


a) Weber geſetzwidrige Abſicht, Sahrläßig- 
heit und Irrthum. 


Es unterliegt natürlich keinem Zweifel, daß Die 
“allgemeinen Vorfchriften der Landesgeſetze über die 
fubjective Strafbarkeit ihre Anwendung aud) bei Staats⸗ 
anflagen finden, und daß 3. DB. ein nicht zurechnungs⸗ 
faͤhiger Miniſter auch nicht ſtrafbar waͤre. Einige 
Eigenthuͤmlichkeiten bringt jedoch immerhin die beſon⸗ 
dere Stellung der Betheiligten und die Natur des 
Vergehens mit ſich, und dieſe ſind denn nun, unter 
Uebergehung des Gewoͤhnlichen, naͤher zu beleuchten. 
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Hinfichelih des intellectuellen Grundes der 
Webertretung geht j 

1) bei der boͤslichen Abficht (dem dolus) 
die Srage nicht fowohl dahin, ob derfelbe, wo er ers 
wiefen vorliegt oder angenommen werden muß, eine 
Strafe begründet, — dieß verfteht fh von ſelbſt, — 
jondern, ob ausfchließend nur die gefeßwidrige Abficht, 
oder ob auch ſchon die Fahrlaͤßigkeit (culpa) diefe 
Folge hat? Es möchte fcheinen, als ob die Gründe, 
welche überhaupt eine grobe Fahrläßigkeit, wenn durch) 
diefelbe eine Rechtöverlegung entitand, zu beftrafen au: 
rathen, hier, bei der Wichtigkeit der zu ſchuͤtzenden 
Rechte, felbft noch ſtaͤrker eintreten: allein dennoch 
ift dieß weit nicht die Aufiche aller Grundgefege, 
noch aller Schrifrfteller, und es beſtimmt von jenen 
eine Anzahl ausdruͤcklich, Daß nur die abficht: 
liche Verlegung einer Verfaffungs = Urfunde zu einer 
Anklage vor dem Staatögerichtöhofe Veranlaffung ge: 
ben könne *). So unzweifelhaft nun in diefen Fällen 
der Wille des Geſetzes einzuhalten, d. h. feine An- 
Mage anzuftelen ift, fo lange man nicht erftens die 
MWillensbeftimmung zur Begehung einer Verfaſſungs⸗ 
widrigkeit, und zweitens dad Bewußtfeyn der Gefeb- 
widrigkeit beweifen kann; eben fo unzweifelhaft muß 
in allen Staaten, weldye diefe (unzweckmaͤßige) Be⸗ 
ſchraͤukung nicht kennen, auch die durch bloße Fahr: 





1) ©. die baierifche Verfaſſung, Fit. X, 9.6; die ba: 
ndvrifhe, 9. 1525 die neue braunſchweigiſche, 
$. 108 — 111. Auch in dem franzoͤſiſchen Entwurfe 
eined Geſetzes für Minifterverantworlichleit von 1834, 
Art. 4, ift dasfelbe vorgefchlagen. 
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laͤßigkeit entſtandene Werfafiungd- Verlegung zur 
Klage und Strafe fommen Die Grundbeflimmungen 
des Staates find auch gegen Leidenſchaft, Teichtkun 
md Geiftesträgheit zu ſchuͤtzen, und es wäre doch die 
unveraunvortlichfte Anomalie, wenn eine blos culpofe 
Verlegung der Rechte eines Bürgers im gewöhnlichen 
Leben an einem noch fo ungebildeten und geiftig unbes 
deutenden Menfchen geftraft würde, Diefelbe Handlung 
aber ımantaftbar wäre, wenn fie von einem Manne 
begangen würde, bei welchem fein hohes Amt das 
bedeutendfte Maas von Geiftesfräften und Kenntuiſſen 
vorausſetzen läßt, und welchen die große ihm anvers 
traute Gewalt zu befonderer Behutſamkeit auffordern 
muß. Davon ganz abgefehen, daB die Schwuͤrigkeit 
eined genuͤgenden Beweiſes der bbglichen Abſicht fiir 
Manchen ein bedeutender weiterer Reiz zu Verfaſſungs⸗ 
verlegungen ſeyn Fönnte, und daß alſo die Nichtbe⸗ 
ftrafung der Fahrläßigkeit fogar ganz unmittelbar Ge⸗ 
fah:en für die Rechte erft hervorrufen würde 2); fer: 
ner abgerechnet, daß es in vielen Fallen fehr ſchwer, 
wo nicht unmoͤglich wäre, gleidy von vorne herein und 
ehe der Proceß ganz zu Ende geführte ift, zu eutfcheis 
den, ob bößliche Abficht oder Fahrlaͤßigkeit der objec: 
tiv tadelöwerthen Handlung zu Grunde liegen, welche 
Schwuͤrigkeit denn die Wuͤrkſamkeit des ganzen Ges 


2) Vergl. Pagts, De la respons. minist,, €, 54 fg. ; 
Zylinhardt’d Sommif. Bericht in der badiſchen ıften 
Kammer , 1820. 9. 8, S. 492. U. M. ift Oliver, 
The rights of an American citizen. Boston, 1832 ‚©. 
113; Zachariaͤ, in den Verb. der ıftlen badiſchen 
Kammer, 1820, H. 4, S. 624. 
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fees beinahe vernichten Thnnte. — Welcher thatfäche 

lihe Grund die Kahrläßigkeit veranlaßte, ob alfo 

Unfenntniß des Geſetzes, Uebereilung , oder Unbedachts 

ſamkeit ift natürlich völlig gleichgältig, da die Stel⸗ 

Iung eines verantworlichen Minifters weit entfernt iſt, 

in irgend einer diefer Beziehungen zur Entſchuldignag 

zu gereichen. 

8. Dagegen Tann es ebenfalls keinem Zweifel uns 
terliegen, daB ein unvermeidlicher, alfo ents 
ſchuldbarer, Irrthum den Minifter von aller Strafs 
barkeit befreit, und die Trage ift nur die, in welchen 
Fällen eine folche Art von Irrthum anzunehmen ift. 
So gewiß nun von einem unvermeidlichen Irrthume 
nicht die Rede feyn kann, wenn das Grundgefeg in 
Haren und unzweifelhaften Worten ein Gebot oder 
Verbot enthält, oder wenn ein zweifelhafter Ausdrud 
entweder durch eine authentiſche Auslegung , eine vor⸗ 
gängige Entfcheidung einer zuftändigen Behoͤrde (ded 
Staatögerichtshofes oder, wo ein ſolches befteht, 
eined Schiedsgerichtd) , oder ein beweisbared Gewohns 
heitörecht bereitö erklärt iſt: eben fo unzweifelhaft ift, 
daß von einer Schuld des Minifters in folgenden Faͤl⸗ 
len der Unklarheit einer VBerfaffungs s Beftimmung 
nicht die Rede feyn Kann: 

a. Wenn der Sinn der fraglichen Stelle erft durch 
eine Eiinftliche Auslegung aufzufinden iſt, die von 
dem Minifter befolgte aber von dem Gerichte als 
die richtige anerkannt werden muß, wobei es 
denn darauf lediglich nicht ankommt, weldye Er: 
Härung die Stände: Berfammlung einfeirig 
diefer Stelle erft ist oder von. jeher gegeben hat. 
Die Stände find hier blos Parthei, und felbft 


b. 


c) 
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ihre entichiedenfte Ueberzeugung beftimmt das mas 
terielle Recht noch keineswegs. Wäre der Beweis, 
daß die Stände die fragliche Beftimmung immer 
anderd ausgelegt haben als ikt der Minifter, 
fhon hinreichend zur Verurtheilung desf'iben, fo 
brauchte es feines Gerichtes, fondern der Kläger 
Fonnte alsbald auch verurtheilcn. 

Eben fo ift der Minifter in dem gar leicht moͤg⸗ 
lichen Fall freizufprechen, wenn der Richter nad) 
Erwägung der beiderfeits vorgebrachten Gruͤnde 
und nach eigener Unterfuchung der Sache den 
Sinn des Geſetzes für zweifelhaft erflären muß. 
Su diefem Falle kann von einem Unrecdhte, ges 
trade die eine der beiden Meinungen und nicht bie 
andere gefaßt und gehandhabt zu haben, nicht die 
Rede ſeyn, fordern nur von der Nothwendigkeit 
einer fchleunigen Abhilfe des Zweifels durch die 
Geſetzgebung. Daß der Minifter bei der ihm frei- 
ftehenden Wahl das den Rechten der Regirung guͤn⸗ 
fligere Glied der Alternative annahm , Fann ihm fo 
wenig zum Nachtheile gereichen, daß er vielmehr 
fi) dem Vorwurfe ausſetzen würde, feine Stel: 
lung falſch aufgefaßt zu haben, wenn er fich für 
die entgegenftehende Meinung entfchieben hätte. 
Wenn zwar der Richter nach allfeitiger Erwaͤ⸗ 
gung von Gründen und Gegengründen fich gegen 


die vom Miniſter gehandhabte Auslegung auöfpres 


chen muß , dabei aber anerkennt, daß aud) der 
Angeklagte "bei der unklaren Saffung des Gefees 
bedeutende Gründe für fi) geltend machen koͤnne, 
auch ihm weder bößliche Abſicht noch Sahrläßigkeit 
in Ergreifung , gerade diefer feiner Anficht ſchuld⸗ 


gegeben werden Eonne; müßte zwar Das Urtheil 
die objectiv unrichtige Meinung als foldye bezeich⸗ 
nen, allein Strafe dürfte nicht erfaunt werden, 
weil fubjective Strafbarkeit fehle. Es wäre hier 
ein entjchuldbarer Irrthum. Erſt, wenn nad) 
folhem , den richtigen Sinn des Geſetzes feſtſtel⸗ 
lenden, Urtheile ein Minifter feine Auslegungs: 
weife nochmals befolgen wollte, würde Strafe zu 
erfolgen haben 3). 


3) Bil man mit Buddeugs, Minifterverantwortlicteit, ©. 
30 fg. , diefe Mißbilligung in objectiver, allein Straf: 
losertlirung in fubjectiver PVeziehung eine Zurechtwei- 
fung nennen, fo iſt dagegen wohl etwas Wefentlihes nicht 
einzumenden, allein dadurch auch etwas Nuͤtzliches kaum 
gewonnen. Denn wenn biefer Bezeichnung (im Gegen: 
faße gegen Verweis) die Tolge beigelegt werden will, daß 
nun der Minifter nit vom Amte abzutreten braude; fo 
möchte einmal, falld man der äußern Form bier Gewicht 
geben will, die Freiſprechung doch noch ehrenhafter ſeyn; 
zweitens aber hängt wohl die Entfheidung ſehr von der 
Frage, ob der angellagte Minifter im Amte bleiben will und 
kann, (den Fall einer gerichtlich audgefprochenen Entfer: 
nung, wie natürlich, abgerechnet,) nicht ſowohl von der 
Sorm und felbft nicht von dem Inhalte des Erkenntniſſes 
ab, fondern von der ganzen politifhen Geftaltung der 
Dinge, welde eine Krife in der Anklage und deren mae- 
teriellem Ausgange gefunden bat. Wenn ein Regi- 
rungs⸗Syſtem vom Staatsgerichtshofe auch. nur für objec⸗ 
tiv unrichtig erflärt it, fo wird in der Regel der Minifter, 
welcher in deffen hartnädiger Vertheidigung unterlag, nicht 
im Amte bleiben können und wollen, gleichgültig ob er 
auch noch geftraft wird ober nicht. 


b. Yon der Entfhuldigung wegen Rothfallcs 


Meter phyſiſch noch rechrlih Unmoͤglichs Tann 
und darf von einem Minifter hinfichrlicy der Handhas 
bung und Ausführung der Verfaffung verlangt werden. 
Sobald er den Beweis zu liefern vermag, daß er nichr 
im Stande war feiner Pflicht in dieſer Beziehung 
nachzukommen, muß er von jeder Schuld freigef re chen 
werden. Es fragt fich fomit nur, wanır eine foldye 
überwiegende Gewalt wiürfli vorhanden und nicht 
blos vorgeſchuͤtzt iſt; wobei dann die drei Fälle einer 
übermächtigen phyſiſchen Gewalt, einer rechtlis 
hen Unmdglid;keit, und eines entgegenftehenden grds 
Beren Vortheiles zu unterfcheiden find. 

1. Eo unmöglich e8 auch ift, die fämmtlichen 
einzelnen Sale zum Voraus aufzuzählen, in welchen 
durch Einwürkung feindlicher fremder Etaaten, auar⸗ 
chiſcher innerer Zuftände , fonftiger Unorönungen im 
Eraatöleben oder fchwerer Glementar = Ereigniffe eine 
überwiegende phyfiihe Gewalt die Vollziehung 
einer Berfaffungsbeftimmung hindern kann: fo läßt ſich 
doch im Allgemeinen der Sag aufitellen, daß ein fol= 
ches völlig entfchuldigendes Hinderniß immer dann vor: 
handen ift, wenn die Vollziehung der Verfaſſungs-Vor—⸗ 
fchrift wegen eines nicht von der Regirung felbft veran: 
laßten thatfächlichen Verhältniffes unmdglich ift, diefes 
aber von dem Minifter mit den ihm zu Gebote ftehenden 
Mitteln nicht weggeraumt werden Fann. Der von dem 
Befchuldigten zu feiner Rechtfertigung zu führende Be⸗ 
weis ift alfo immer ein dreifacher: Erſtens, daß das 
Hinderniß nicht eigene Schuld der Regirung ift. Zwei: 

’ | 
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tens, daß baffelbe von binreichender Ausdehnung und 
innerer Kraft war, um die Vollziehung der fraglichen - 
Vorſchrift wärklich zu hemmen. Drittens, daß der 
Beichuldigte nicht im Stande war bdiefes Hinderniß 
wegzurdumen. Alle Theile diefes Beweifes koͤnnen ihre 
bedeutenden Schwürigkeiten haben, und das Mißlingen 
nur eines derfelben wälzt auf irgend Jemand die Schuld 
einer durch Fahrläßigkeit oder bösliche Abficht verans 
laßten Verfaſſungs⸗Verletzung. 

Miplinge der erfte Theil des Beweiſes, ftellt fich 
alfo heraus, daß die Negirung felbft Schuld an der 
Entftehung des ist auch von ihr nicht mehr zu entfer⸗ 
nenden Hinderniffes ift, fo ift mindeftens Fahrlaͤßigkeit 
in der Nahrung der Verfaffung conflatirt, nnd alfo 
auch zu firafen. Nur verfteht fih von felbft, daß 
derjenige Minifter, welcher ißt die Verfaffung verlegen 
mußte, nicht nothwendig auch der Strafbare ift, fons 
dern derjenige, weldyer an der Herbeiführung des Hinz 
derniffes Schuld war; möglicherweife alfo nicht blos 
ein Vorgänger im Amte, fondern aud) der Chef eines 
ganz andern Departements *). Se unmittelbarer die 


4) Beifpiel: Die Verfaſſung fchreibt das Beftehen gewif: 
fer Gerichte und deren Befegung mit einer beftimmten 
Anzahl von Mitgliedern vor. Der Yuftizminifter errichtet 
aber diefelben ganz oder theilmweife nicht, weil der fchlechte 
Sinanz:Zuftand die Ausgabe unmöglihd macht. Hier wird 
nun nicht ihn ſondern den Finanz: Minifter der Vorwurf 
treffen, falls diefer Schuld an der Verwirrung des Staats⸗ 
haushaltes if, und es wird alfo demſelben, wenn er 
überhaupt zur Verantwortung wegen fchlehter Amtdfüh: 
rung gezogen wird, diefe nachtheilige Folge ebenfalls aufge- 
rechnet werben. . 
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hindernde Thatfache gerade mit einer beſtimmten Bers 
foffungsbeftimmung in Verbindung fteht, je ficherer 
alfo auch die Wuͤrkung derfelben vworausgefehen wers 
den mußte, deſto gröber ift natuͤrlich auch die Fahr⸗ 
(äßigkeit, während ein eutfernter und vielleicht nur zus 
fälliger Zufammenhang natuͤrlich die Strafbarfeit, fo 
weit eö ſih von Verfaffungdverleßung handelt und uns 
befchader der Strafen wegen fonftiger Dienftvergehen, 
bedeutend vermindert. Sehr leicht wird freilidy gerade 
diefer Theil des Staatsproceffed in einen fürmlichen 
politifchen Proceſi ausarten, wo von juriftifher Wirs 
digung der einzelnen Thatfachen und ihrer Folgen keine 
Nede mehr iſt. So 3. B., wenn die ganze politiſche 
Stellung und Richtung der Regirung Verlegenheiten 
für die Verfaffung herbeiführte , oder wenn in Folge 
allgemeiner oder drtlicher Unzufriedenheit die Ruhe im 
Lande geftört und die Ausführung der Verfaflung ges 
hemmt worden ift, u. f. w. 

Weil fich, wie bereitö bemerkt, die einzelnen Fälle 
eines Hinderniffes unmöglich zum Voraus mit Beftimmt: 
beit und in ihrer Individualitaͤt auffinden laffen, fo 
ift über den zweiten Theil des Beweiſes etwas Ges 
naues nicht zu beftimmen. Auch er Fanı übrigens 
fehr Leiche einen rein politifchen Character annehmen, 
und damit dann die Würdigung der Thatfachen, und 
fomit der Schuld, dem bloßen Ermeffen und faft dem 
allgemeinen politifhen Glaubensbefenntniffe der Rich: 
ter anheim fallen. Nur Ein Punct ift ed, welcher auch 
im Allgemeinen eine nähere Betrachtung zuläßt, foldye 
aber auch erfordert. Es ift dieß der Saß, daß der 
einer Berfaffungs = Verlegung befchuldigte Deinifter nie 
als unüberwindliches Hinderniß und fomit zu feiner 
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Entfhuldigung einen Befehl des Staatsober: 
hauptes vorfchüßen darf. Die ftaatsrechtliche und 
politiſche Nothwendigkeit des Saged, daß das Staats⸗ 
oberhaupt über jeden perfänlichen Angriff und naments 
lich über jede Verantwortlichkeit filr Regirungs- Hands 
Iungen erhaben fey, daß aber an feiner Stelle die Mi: 
nijter einzutreten haben; ferner der Beweis, Daß dieſes 
ihr Eintreten bei der Nothwendigkeit einer von ihnen 
ausgehenden Mitunterzeichnung aller auf die Staats⸗ 
verwaltung fich beziehenden fürftlichen Befehle gar wohl 
möglich, und daß es in den meiften Fällen auch wuͤrk⸗ 
lich genügend fey, ift bereird oben, Einleir. F. 3 und 4, 
hinreichend erdrtert, und Dabei gezeigt worden, daß 
eben hierin ein Hauptgrund fowohl ald Haupteheil der 
Minifterverantwortlichkeir beitehe. Damit ift denn nun 
freilich der Satz, daß der Wille des Staatsoberhaup⸗ 
tes auch Fein Eutjchuldigungsgrund für einen Mini: 
fter ſeyn Fönne, von ſelbſt ſchon ausgeſprochen und be= 
wieſen, denn wenn derfelbe zugelaffen wiirde, fo koͤnnte 
der Hauptſatz ſelbſt gar Feine practifche Wuͤrkung mehr 
haben. Urtheile, weldye zwar die objective Ungeſetz⸗ 
lichkeit einer Handlung anerkennen, allein die ſubjec⸗ 
tive Strafbarkeit wegen der, wo nicht wuͤrklich vor⸗ 
handenen doch ſehr leicht ſpaͤter vorgeſchuͤtzten, intel⸗ 
lectuellen Miturheberſchaft eines unverantwortlichen 
Dritten immer laͤngnen muͤßten, koͤnnten unmoͤglich einen 
Damm gegen abſichtliche Verfaſſungsverletzungen bil⸗ 
den. Dieß gilt gleichmaͤßig fuͤr die beiden moͤglichen 
Faͤlle, naͤmlich ſowohl da, wo der Befehl des Fuͤrſten 
nur privatim an den Miniſter gerichtet war und die⸗ 
ſer die verletzende Handlung unter ſeinem alleinigen 
Namen vollzog, als da, wo die Verordnung im Na⸗ 


— 191 — 


men des Staatdoberhanptes und nur contrafignirt vom 
Minifter erſcheint. Allein , möchte doch vielleicht ge⸗ 
fragt werden , ijt denn eine ſolche Nöthigung in der 
Wuͤrklichkeit nicht denfbar? Kann denn nicht ein Minis 
fter ſich möglichit beftrebe haben, den Fürften von einem 
beftimmten Vorſatze abzubringen, und er fi) nur, als 
er doch Alles vergeblich fah, in das Unvermeidliche ges 
fügt haben ? Kann nicht (da allerdings ein augen 
blicflicyes Niederlegen ded Amtes ihn diefem Zivange 
enthoben hätte) entweder dad Gefühl perfünlicher Anz 
bänglichkeir, oder die Ruͤckſicht auf die unheilbrine 
genden politiſchen Folgen eined gerade it erfolgenden 
Austritted den Minifter, oder endlich die Furcht ale 
feig im Augenblide der Gefahr zu erfcheinen, allein 
zur Eimwilligung bewogen haben, und follen dieß Feine 
Entfchuldigungsgrände feyn? Man unterfcheide. Es 
kann wenigitend einzelne Bälle geben, in welchen diefe 
Gründe allerdings ſittlich zum Theil entfchuldigen, 
— obgleich nicht zu läugnen ift, daß es ein noch hoͤ⸗ 
heres Gebot der Sittlichkeit iſt, gefchworene Verfaf- 
fungstrene zu bewahren; und eine nody Achtere Freund: 
fhaft, jelbit auf die Gefahr einer Verkennung hin den 
Freund von einem Unrechte beftändig abzuwarnen, als 
demfelben am Ende nachzugeben: — allein rechtlich 
und felbft politiſch ift nie eine Entfchuldigung vor⸗ 
handen. Rechtlich nicht, weil natürlich von einem 
eigentlichen Zwange von Seite ded Fürften und von 
einer Unmöglichkeit demfelben zu widerftehen, nicht die 
Rede feyn kann; die Einflimmung und Minvärkung 
alfo immer als freiwillig, fomit als zurechenbar, er- 
fcheint. Politiſch aber felbft in dem Falle nicht, wenn 
die Weigerung des Minifters die Aufldfung eines nuͤtz⸗ 





— ⸗ 182 — . 


Hinfihelich des intellectuellen Grundes der 
Webertretung "geht j 

1) bei der boͤslichen Abſicht (dem dolus) 
die Frage nicht fowohl dahin, ob derfelbe, wo er ers 
wiefen vorliegt oder angenommen werden muß, eine 
Strafe begruͤndet, — dieß verſteht ih von ſelbſt, — 
jondern, ob ausſchließend nur die gefegwidrige Abficht, 
oder ob auch fehon die Fahrlaͤßigkeit (culpa) diefe 
Folge hat? Es möchte feheinen, als ob die Grunde, 
welche überhaupt eine grobe Fahrläßigkeit, wenn durch 
diefelbe eine Nechtöverlegung entitand, zu beftrafen au⸗ 
rathen, hier, bei der Wichtigkeit der zu ſchuͤtzenden 
Rechte, ſelbſt noch flärker eintreten: allein dennoch 
ift dieß weit nicht die Aufiche aller Grundgefege, 
noch aller Schriftfteller, und es beſtimmt von jenen 
eine Anzahl ausdrädlih, DaB nur die abſicht— 
liche Verlegung einer Verfaſſungs-Urkunde zu einer 
Anklage vor dem Staatögerichtshofe Veranlaffung ges 
ben fünne *). So unzweifelhaft nun in diefen Füllen 
der Wille des Gefeßed einzuhalten, d. h. Feine An⸗ 
Mage anzuftellen ift, fo lange man nicht erftens die 
MWillensbeftimmung zur Begehung einer Verfaſſungs⸗ 
widrigfeit, und zweitens das Bewußtſeyn der Gefeß: 
twidrigkeit beweifen kann; eben fo unzweifelhaft muß 
in allen Staaten, welche diefe (unzwechnäßige) Be: 
ſchraͤnkung nicht kennen, auch die dur) bloße Fahr: 





1) ©. die baierifhe Nerfaffung, Tit. X, $. 6; die ba: 
nöprifhe, 6. 1525 die neue braunfhweigifce, 
$. 108 — 111. Auch in dem franzoͤſiſchen Cntwurfe 
eined Geſetzes fir Minifterverantworlichleit von 1834, 
Urt. 4, ift dasſelbe vorgefchlagen. 
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laͤßigkeit entftandene Verfaffungds Verlegung zus 
Klage und Strafe kommen. Die Grundbeſtimmuugen 
des Staates find auch gegen Leidenſchaft, Leichtſinn 
und Geiftesträgheit zu ſchuͤtzen, und es wÄre doch Die 
unveraunvortlichfte Anomalie, wenn eine blos culpofe 
Verlegung der Rechte eines Bürgers im gewöhnlichen 
Leben an einem noch fo ungebildeten und geiftig unbes 
deutenden Menſchen geftraft würde, diefelbe Handlung 
aber ımantaftbar wire, wenn fie von einem Manne 
begangen würde, bei welchem fein hohes Amt das 
bedeurendfte Maas von Geifteskräften und Kennrutffen 
vorausfeßen läßt, und welchen die große ihm anver⸗ 
traute Gewalt zu befonderer Behutſamkeit auffordern 
muß. Davon ganz abgefehen, daß die Echwilrigfeie 
eined genügenden Beweiſes der boͤslichen Abſicht für 
Manchen ein bedeutender weiterer Reiz zu Verfaſſungs⸗ 
verleßungen feyn koͤnnte, und daß alfo die Nichtbe⸗ 
ftrafung der Fahrläßigkeit fogar ganz unmittelbar Ges 
fahren für die Rechte erft hervorrufen wiirde 2); fer: 
ner abgerechnet, daß es in vielen Fallen fehr ſchwer, 
wo nicht unmoͤglich wäre, gleid) von vorne herein und 
ehe der Proceß ganz zu Ende geführte ift, zu eutfcheis 
den, ob bösliche Abficht oder Fahrlaͤßigkeit der objec⸗ 
tiv tadelöwerthen Handlung zu Grunde liegen, welche 
Schwuͤrigkeit denn die Würfjamkeit des ganzen Ges 


2) Vergl. Pagts ‚„ De la respons. minist,, €. 54 fü. 5 
Zylinhardt’d Commif. Beriht in der badiſchen 1ften 
Kammer , 1820. 9. 3, €. 492. U. M. ift Oliver, 
The rights of an American citizen. Boston, 1832 ‚©. 
113; Zacha riaͤ, in den Merh. der ıften badifhen 
Kammer, 1320, H. 4, S. 624. 
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feed beinahe vernichten Fhnnte. — Welcher thatſaͤch⸗ 

lihe Grund Vie Fahrlaͤßigkeit veranlaßte, ob alfo 

Unkenntniß des Geſetzes, Webereilung , oder Unbedacht⸗ 

ſamkeit ift natürlich vollig gleichgältig, da die Stels 

lung eines verantworlichen Minifterd weit entfernt iſt, 
in irgend einer diefer Beziehungen zur Entfeuldigung 
zu gereichen. 

8. Dagegen kann ed ebenfalld keinem Zweifel uns 
terliegen, daß ein unvermeidlicher, alfo ents 
ſchuldbarer, Irrthum den Minifter von aller Strafs 
barkeit befreit, und die Trage ift nur die, in welchen 
Fällen eine ſolche Art von Irrthum anzunehmen ift. 
So gewiß nun von einem unvermeidlichen Irrthume 
nicht die Rede feyn kann, wenn dad Grundgefeg in 
Haren und unzweifelhaften Worten ein Gebot oder 
Verbot enthält, oder wenn ein zweifelyafter Ausdrud 
entweder durch eine authentifhhe Auslegung , eine vor⸗ 
gängige Entfcheidung einer zuftändigen Behoͤrde (des 
Staatögerihtöhofes oder, wo ein folches befteht, 
eines Schiedögerichtd) , oder ein beweisbares Gewohn⸗ 
heitörecht bereit erklärt ift: eben fo unzweifelhaft ift, 
daß von einer Schuld des Minifters in folgenden Faͤl⸗ 
len der Unklarheit einer Verfaſſungs⸗Beſtimmung 
nicht Die Rede ſeyn Fann: 

a. Wenn der Sinn der fraglichen Stelle erſt durch 
eine kuͤnſtliche Auslegung aufzufinden iſt, die von 
dem Minifter befolgte aber von dem Gerichte als 
die richtige anerfannt werden muß, wobei es 
denn darauf lediglidy nicht anlommt, weldye Er⸗ 
Härung die Stände: Berfammlung einfeitig 
diefer Stelle erft ist oder von jeher gegeben bat. 
Die Stände find hier blos Parthei, und felbft 
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ihre entichiedenfte Ueberzengung beflimmt dad mas 
terielle Recht noch keineswegs. Wäre der Beweis, 
daß die Stände die fragliche Beſtimmung immer 
anders ausgelegt haben ald itzt der Minifter, 
fhon hinreichend zur Verurtheilung desſelben, fo 
brauchte es keines Berichtes, fondern ber Kläger 
Fonnte alsbald auch verurtheilen. 


b. Eben fo ift der Minifter in dem gar leicht moͤg⸗ 


lihen Fall freizufprechen,, wenn der Nichter nad) 
Erwägung der beiderfeits vorgebrachten Gründe 
und nad) eigener Unterfuchung der Sache den 
Sinn des Geſetzes für zweifelhaft erklären muß. 
In diefem Falle kann von einem Unrechte, ges 
rade bie eine der beiden Meinungen und nicht die 
andere gefaßt und gehandhabt zu haben, nicht die 
Rede fenn, fondern nur von der Nothiwendigkeit 
einer fchleunigen Abhilfe des Zweifeld durch die 
Geſetzgebung. Daß der Minifter bei der ihm frei- 
ftehenden Wahl das den Rechten der Regirung guͤn⸗ 
fligere Glied der Alternative annahm , kann ihm fo 
wenig zum Nachtheile gereichen, daß er vielmehr 
fi) dem Vorwurfe ausfeßen würde, feine Stel: 
lung falfch aufgefaßt zu haben, wenn er fi) für 
die entgegenftehende Meinung entfchieden hätte. 

Wenn zwar der Richter nach allfeitiger Erwäs 
gung von Gründen und Gegengründen fich gegen 


die vom Minifter gehandhabte Auslegung auöfpres 


chen muß , dabei aber anerkennt, daß aud) der 
Angellagte "bei der unflaren Faffung des Geſetzes 
bedeutende Gründe für ficy geltend machen koͤnne, 
auch ihm weder bößliche Abficht noch Fahrläßigkeit 
in Ergreifung ‚gerade diefer feiner Anficht ſchuld⸗ 
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gegeben werden koͤnne; muͤßte zwar das Urtheil 
die objectiv unrichtige Meinung als ſolche bezeich- 
nen, allein Strafe dürfte nicht erfannt werden, 
weil fubjective Strafbarkeir fehlt. Es wäre hier 
ein entichuldbarer Irrthum. Erft, wenn nad) 
ſolchem, den richtigen Sinn des Geſetzes feſtſtel⸗ 
lenden, Urtheile ein Minifter feine Auslegungs⸗ 
weife nochmald befolgen wollte, würde Strafe zu 
erfolgen haben 3). 


3) Will man mit Buddeug, Minifterverantwortlichleit, ©. 
30 fg. , diefe Mißbilligung in objectiver, allein Straf: 
loserklirung in fubjectiver Beziehung eine Zurechtwei— 
fung nennen, fo ift dagegen wohl etwas Mefentlihes nicht 
einzuwenden, allein dadurch auch etwas Nuͤtzliches kaum 
gewonnen. Denn wenn diefer Bezeichnung (im Gegen: 
faße gegen Verweis) die Kolge beigelegt werden will, daß 
num der Minifter nicht vom Amte abzutreten braude; fo 
möchte einmal, falld man der äußern Form bier Gewicht 
geben will, die Zreifprebung doch noch ehrenhafter ſeyn; 
zweitens aber hangt wohl die Entfheidung ſehr von der 
Frage, ob der angellagte Minifter im Amte bleiben will und 
kann, (den Fall einer gerichrlih audgefprochenen Entfer: 
nung , wie natürlich , abgerehnet,) nicht ſowohl von Der 
Form und felbft nicht von dem Inhalte bed Erfenntniffes 
ab, fondern von der ganzen politifhen Geftaltung der 
Dinge, welche eine Krife in ber Anklage und deren me: 
teriellem Ausgange gefunden hat. Wenn ein Megi: 
rungs- Syftem vom Staatsgerichtshofe auch nur für objec⸗ 
tiv unrichtig erflärt ift,, fo wird in der Megel der Minifter, 
welcher in deffen hartnädiger Mertheidigung unterlag, nicht 
im Amte bleiben tönnen und wollen, gleihgältig ob er 
auch noch geftraft wird ober nicht. 


5 
b. Bon der Entfhuldigung wegen Wothfalles 


Weder phyſiſch noch rechtlich Unmoͤglich s Tann 
und darf von einem Minifter hinſichtlich der Handhas 
bung und Ausfiihrung der Verfaffung verlangt werden. 
Sobald er den Beweis zu liefern vermag, daß er nicht 
im Stande war feiner Pflicht in diefer Beziehung 
nachzukommen, muß er von jeder Schuld freigef sr chen 
werden. Ed fragt ſich fomit nur, yoanır eine foldye 
überwiegende Gewalt wuͤrklich vorhanden und nicht 
blos vorgeſchuͤtzt iſt; wobei dann die drei Fälle einer 
übermächtigen phyfifchen Gewalt, einer rechtlis 
hen Unmbglid;keit, und eines entgegenftehenden grds 
Beren Vortheiles zu unterfcheiden find. 

1. Eo unmöglich e8 auch ift, die fämmtlichen 
einzelnen Fälle zum Voraus aufzuzählen, in welchen 
durch Einwirkung feindlicher fremder Etaaten, anar⸗ 
hifcher innerer Zuftände,, ſonſtiger Unordnungen im 
Eraatöleben oder fchwerer Glementar = Creigniffe eine 
überwiegende phyſiſche Gewalt die Vollziehung 
einer Verfaffungsbeftimmung hindern Fann: fo läßt fid) 
doch im Allgemeinen der Sat aufitellen, dag ein fols 
ches völlig entfchuldigendes Hinderniß immer dann vor: 
handen ift, wenn die Vollziehung der Verfaffungs: Vor: 
fchrift wegen eines nicht von der Regirung ſelbſt verau⸗ 
laßten thatſaͤchlichen Verhältniffes unmoͤglich ift, diefes 
aber von dem Minifter mir den ihm zu Gebote ftehenden 
Mitteln nicht weggeräumt werden Fan. Der von dem 
Beichuldigten zu feiner Rechtfertigung zu führende Be⸗ 
weis ift alfo immer ein dreifacher: Erſtens, daß das 
Hinderniß nicht eigene Echuld der Regirung tft. Zwei⸗ 
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tend, daß baffelbe von hinreichender Ausdehnung und 
innerer Kraft war, um die Vollziehung der fraglichen - 
Vorſchrift wärklich zu hemmen. Drittens, daß der 
Beichuldigte nicht im Staude war diefes Hinderniß 
wegzurdumen. Alle Theile diefes Beweifes koͤnnen ihre 
bedeutenden Schwilrigkeiten haben, und das Mißlingen 
nur eines derfelben waͤlzt auf irgend Jemand die Schuld 
einer durch Fahrläßigkeit oder boͤsliche Abficht verans 
laßten Verfaſſungs⸗Verletzung. 

Mißliügt der erfte Theil des Beweiſes, ftellt fich 
alfo heraus, daß die Negirung felbft Schuld an der 
Entftehung des ist auch von ihr nicht mehr zu eutfers 
nenden Hinderniffes ift, fo iſt mindeftens Fahrlaͤßigkeit 
in der Wahrung der Verfaffung conftatirt, und alfo 
auch zu ſtrafen. Nur verfteht fih von felbft, daß 
derjenige Minifter, welcher ige bie Verfaffung verlegen 
mußte, nicht nothwendig auch der Strafbare ift, fons 
dern derjenige, weldyer an der Herbeiführung des Hins 
berniffes Schuld war; möglicherweife alfo nicht blos 
ein Vorgänger im Amte, fondern auch der Chef eines 
ganz andern Departementö *)., Je unmittelbarer die 


4) Beifpiel: Die Verfaffung ſchreibt dad Beftehen gewif: 
fee Gerihte und deren Befegung mit einer beftimmten 
Anzahl von Mitgliedern vor. Der Zuftigminifter errichtet 
aber diefelben ganz oder theilweife nicht, weil der fchlechte 
Finanz⸗Zuſtand die Ausgabe unmöglih macht. Hier wird 
nun nicht ihn fondern den Finanz: Minifter der Vorwurf 
treffen, falls diefer Schuld an der Verwirrung bed Staat: 
haushaltes iR, und es wird alfo bemfelben , wenn er 
überhaupt zur Verantwortung wegen ſchlechter Amtsfuͤh⸗ 
rung gezogen wird, dieſe nachtheilige Folge ebenfalld aufge- 
rechnet werben. , 


bindernde Thatfache gerade mit einer beflimmten Vers 
faffungsbeftimmung in Verbindung fteht, je ficherer 
alfo auch die Wirkung derfelben vorausgefehen wers 
den mußte, defto gröber ift natuͤrlich auch die Fahr⸗ 
laͤßigkeit, während ein entfernter und vielleicht nur zus 
fälliger Zufammenhang natuͤrlich die Strafbarkeit, fo 
weit es fi) von Verfaffungsverlegung handelt und uns 
befchader der Strafen wegen fonftiger Dienftvergeben, 
bedeutend vermindert. Sehr leicht wird freilich gerade 
diefer Theil des Staatöproceffes in einen formlichen 
politifhen Proceh ausarten, wo von juriftifcher Wuͤr⸗ 
digung der einzelnen Thatfachen und ihrer Folgen keine 
Rede mehr if. So 3. B., wenn die ganze politiſche 
Stellung und Richtung der Regirung Verlegenheiten 
für die Verfaffung herbeiführte , oder wenn in Folge 
allgemeiner oder drtlicher Unzufriedenheit die Ruhe im 
Lande geftört und die Ausführung der Verfaffung ges 
hemmt worden ift, u. f. w. 

Weil fich, wie bereits bemerkt, die einzelnen Bälle 
eines Hinderuiffes unmöglich zum Voraus mit Beſtimmt⸗ 
beit und in ihrer Individualitaͤt auffinden laffen, fo 
ift über den zweiten ‘Cheil des Beweifes etwas Ges 
naues nicht zu beftimmen. Auch er kann übrigens 
fehr leicht einen rein politifchen Character annehmen, 
und damit dann die Würdigung der Thatſachen, und 
fomit der Schuld, dem bloßen Ermeffen und faft dem 
allgemeinen politifchen Glaubensbekenntniffe der Rich⸗ 
ter anheim fallen. Nur Ein Punct ift ed, welcher auch 
im Allgemeinen eine nähere Betrachtung zuläßt, foldye 
aber audy erfordert. Es ift dieß der Saß, daß der 
einer Berfaffungs = Verlegung befchuldigte Minifter nie 
als uniberwindliches Hinderniß und fomit zu feiner 
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Entfchuldigung einen Befehl des Staatsober: 
hauptes vorfchägen darf. Die ftaatörechtliche und 
politifhe Nothwendigkeit des Satzes, daß das Staates 
oberhaupt über jeden perfönlichen Angriff und naments 
lich über jede Verantwortlicyfeie für Regirungd- Hand: 
Iungen erhaben fey, daß aber an feiner Stelle die Mi: 
nijter einzutreten haben; ferner der Beweis, daß diefes 
ihr Eintreten bei der Nothwendigkeit einer von ihnen 
ausgehenden Mitunterzeichunng aller auf die Staatds 
verwaltung fich beziehenden fürftlichen Befehle gar wohl 
möglich, und daß es in den meiften Fällen auch wuͤrk⸗ 
lich genuͤgend fey, ift bereird oben, Einleit. ſ. und 4, 
hinreichend erdrtere, und Dabei gezeigt worden, daß 
eben hierin ein Hauptgrund fowohl ald Hauptrheil der 
Miniſterverantwortlichkeit beitehe. Damit ift denn num 
freilich der Eaß, daß der Wille des Staatsoberhaup⸗ 
tes aud fein Eurfhuldigungsgrund fir einen Mini: 
fter feyn Fonne, von felbjt ſchon ausgeſprochen und be= 
wiejen, denn wenn derfelbe zugelaffen wirde, fo koͤnnte 
der Hauptfaß felbit gar Feine practifche Wirkung ‚mehr 
haben. Urtheile, weldye zwar die objective Ungeſetz⸗ 
lichkeit einer Handlung anerkennen, allein die fubjec- 
tive .Strafbarkeit wegen der, wo nicht wirklich vor⸗ 
bandenen doc) fehr leicht fpater vorgeſchuͤtzten, intel: 
lectnelen Miturheberfchaft eines unverantwortlichen 
Dritten immer läugnen müßten, Ponnten unmöglich einen 
Damm gegen abfichtliche Verfaffungsverlegungen Bil: 
den. Dieß gilt gleichmäßig für die beiden möglichen 
Fälle, nämlich fowohl da, wo der Befehl des Fürften 
nur privatim an den Minifter gerichtet war und dies 
fer die verlegende Handlung unter feinem alleinigen 
Namen vollzog, als da, wo die Verordnung im Na⸗ 
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men des Staatsoberhauptes und nur contraſignirt vom 
Miniſter erſcheint. Allein, moͤchte doch vielleicht ge⸗ 
fragt werden, iſt denn eine ſolche Noͤthigung in der 
Wuͤrklichkeit nicht denkbar? Kann denn nicht ein Mini⸗ 
ſter ſich moͤglichſt beſtrebt haben, den Fuͤrſten von einem 
beſtimmten Vorſatze abzubringen, uud er ſich nur, als 
er doch Alles vergeblich fah, in das Unvermeidliche ge⸗ 
fügt haben? Kann nicht (da allerdings ein augen 
blicflicyes Niederlegen ded Amtes ihm dieſem Zivange 
enthoben hätte) entweder das Gefühl perfünlicher An⸗ 
hänglichkeir , oder die Ruͤckſicht auf die unheilbrins 
genden politifhen Folgen eines gerade itzt erfolgenden 
Yustrittes den Minifter, oder endlich die Furcht als 
feig im AUugenblide der Gefahr zu erfcheinen, allein 
zur Einwilligung bewogen haben, und follen dieß Feine 
Entfhyuldigungsgrände feyn? Man unterfcheide. Es 
kann wenigitens einzelne Fälle geben, in welchen diefe 
Gründe allerdings fitrlich zum Theil entfchuldigen, 
— obgleidy nicht zu laͤugnen ift, daß es ein noch hoͤ⸗ 
heres Gebot der Sittlichkeit ift, geſchworene DVerfaf: 
fungstreue zu bewahren, und eine nod) Achtere Sreund: 
fchaft, jelbit auf die Gefahr einer Verkennung hin den 
Freund von einem Unrechte beftändig abzumarnen, als 
demfelben am Ende nachzugeben: — allein rechtlich 
und felbft politifch ift nie eine Entfchuldigung vor: 
handen. Rechtlich nicht, weil natürlich von einem 
eigentlichen Zwange von Seite ded Fürften und von 
einer Unmdglichkeit denifelben zu widerftehen, nicht die 
Nede feyn kann; die Einftimmung und Mitwuͤrkung 
alfo immer als freiwillig, fomit als zurechenbar, er⸗ 
fcheint. Politiſch aber felbft in dem Kalle nicht, wenu 
die Weigerung des Minifterd die Aufldfung eines nuͤtz⸗ 
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lichen oder felbft nothwendigen Minifteriums Gerbeizus 
führen drohen würde, theild weil gerade eine bis aufs 
Aeußerſte gehende Feſtigkeit die Erhaltung bewerkſtel⸗ 
ligen kann, theild weil die Einwilligung in eine Hands 
lung, durch welche eine gerichtliche Aufldfung und das 
mit felbft eine rechtliche Unmöglichkeit einer fpätern 
MWiederzufammenfegung herbeigeführt werden kann und 
muß, eine fohlechte Sorge für die Fortdauer eines wuͤn⸗ 
fchenswerthen Verhältniffes ift ). 


2) Der Grundfag, daß ein angeklagter Minifter ſich durch⸗ 
"aus nicht auf einen fürftlihen Befehl zu feiner Entſchul⸗ 
digung berufen Fönne, ift in vielen Grundgeſetzen aus⸗ 
druͤcklich ausgeſprochen, oder ift wenigftend dur Gewohn⸗ 
heitsrecht unzweifelhaft anerfannt ; in den übrigen ergiebt 
er fi aus der Natur der Sache oder aus anderweitigen Bes 
ftimmungen der VBerfaffung mit Nothwendigleit. In Engs 
land gilt diefer Grundfag unbeftritten feit der Anklage 
gegen Lord Danby im 9.1678, f. State Trials, T.XI, &, 
599 fj.;5 De Lolme, Constitution of England, B. I, 
ch. 8; Hallam, Constitut. history, T. 1ll, (Ed, Par.) 
©. 146 fo. Für Frankreich enthält ſchon die Verf. 
von 1791, Tit. IH, Art. 2, Abth. 4, Art. 6, bie Beſtim⸗ 
mung mit ausdrüdlihen Worten; und obgleich in ben ſpaͤ⸗ 
teen EConftitutionen nicht befonderd wiederholt, fo wurde - 
doch in dem Proceffe gegen die Minifter Karl’d X, von 
allen Seiten der Grundſatz anerfaunt, fe Buddeug, ©, 
120. Ausdrüdlih angeordnet ift der Sag ferner in der 
fpanifhen Verfaffung von 1812, Art. 2265 in ber 
Verfaſſung von Belgien, Art. 89, u. f. w. Zwar nur 
indirect, aber eben fo unzweifelhaft ift bad Yrincip in allen 
jenen Grundgeſetzen anerkannt, in welden bie Contraſigna⸗ 
tur eined färftlihen Befehles als Bedingung feiner Voll 
ziehbarleit gefordert, fir bie Contraſignatur aber ber Mi⸗ 
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In Beziehung auf den dritten Theil des Bewei⸗ 
ſes iſt hauptfädhlich zu bemerken, daß eine Unmoͤglich⸗ 
feit noch keineswegs gezeigt ift, wenn bloß belegt wird, 
daß mit den gewdhnlicdhen dem Angefchuldigten 
anvertrauen Mitteln das Hinderniß nicht zu entfernen 
war. Es fragt fi) dann immer noch, ob er nicht von 
einem Amtsgenoſſen die zu deffen Gebot ftehenden Mit: 
tel hätte in Anfpruch nehmen koͤnnen, und felbft, wenn 
wirklich die fämmtlichen für die Negel der Regirung 
anvertrauten Kräfte unzureichend gewefen wären, ob 
niht außerordentliche Maasregeln den Zweck ers 
reicht hätten, und warum fie nicht angewendet worden 
find ? Diefe Fragen muͤſſen uamentlich in jenen Staaten 
gemacht werden, in welchen dem Staatsoberhaupte aus⸗ 
drüdlich dad Recht eingerdumt ift, in Nochfällen auch 
zu außerordentlichen, d. h. außerhalb der gewöhnlichen 
Gefeggebuug liegenden, Maasregeln zu greifen. Ein 
völlig entfchuldigender Nothfall ift e8 freilich, wenn. 
die Verfaffung aus Mangel an Vertheidigungs s Mits 
teln nicht gegen Verlegung gefchäßt werden Faun. Dem 
richterlichen Ermeffen bleibt aber anheimgeftellt zu wuͤr⸗ 
digen, ob nicht zu Ergreifung unterlaffener Maasregeln 
Zeit und Umftände giuftig gewefen wären, ob fomit 


nifter verantwortlich erklärt if. Damit ift ia eben gefagt, 
daß ein fürftliher Befehl die Verantwortlichleit bed Mini: 
fterd nicht ändere. — In den fämmtlihen vepräfentativen 
Demofratieen ift natürlich von der ganzen Frage gar 
nicht die Rede, weil der Befehl des felbft verantwortlichen 
gewählten Staatsoberhauptes die Verantwortung einer bes 
fimmten Handlung zwar auch theilmeife auf ihn felbfk: 
waͤlzen, allein einen Mitſchuldigen nicht befreien kaum. 
\ 13 
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nicht dem Angefchuldigten wegen der Verſaͤumniß der: 
ſelben ein Vorwurf trifft. 

8. Die Fälle einer rechtlichen Unmbglichkeit der 
Vollziehung der Verfaffungs = Urkunde koͤnnen natürs 
lich nur fehr felten ſeyn, weil diefelbe das oberfte Gefeg 
des Landes ift, und fomit unbedingt allen andern Ges 
fegen derogirt , und weil felbft wenn ein wohlerworbe⸗ 
nes Privatrecht einer Verfafungs = Beflimmung zuwi⸗ 
derlauft , daſſelbe als aus Gründen des oͤffentlichen 
Nutzens (natürlich gegen genuͤgende Entſchaͤdigung) aufs 
gehoben zu betrachten iſt. Es laßt fich fomit nur Eine 
folche Unmdglichkeit denken, nämlich wenn der Staat 
fi) durdy einen formell und materiell gültigen vdl⸗ 
kerrechtlichen Vertrag zur Erfüllung einer ges 
wiffen Berbindlichkeit anheiſchig gemacht hat, weldye 
mit einer Beftimmung der Verfaffungs s Urkunde collis 
dirt; und zwar gilt dieß fowohl da, wo jener Vertrag 
vor Abfaffung des Grundgefeges gefchloffen wurde, 
als da, wo er gültig nach derfelben zu Stande fam. 
In jenem Falle hätte in der Verfaſſungs⸗Urkunde ents 
weder die itzt widerfprechende Beſtimmung gar nicht 
aufgenommen werden follen, oder war wenigftens eine 
diefem Vertrage enrfprechende Ausnahme mit feftzus 
fegen; denn es ift Doch unzweifelhaft, daß kein Staat 
feine gegen einen Dritten uͤbernommene rechtsguͤltige 
Verbindlichkeit dadurch Idfen oder einfeitig aͤndern Tann, 
daß er in einem feiner eigenen Gefege ausfpricht , die⸗ 
fer Verpflichtung nicht nachkommen zu wollen und nicht 
nachfommen zu laffen. Auf diefelbe leichte Weife koͤnnte 
ein Mann dur) einen Vertrag mit feinen Familiens 
genoffen feiner Verbindlichkeiten gegen feine Gläubiger 
fi) entledigen. Selb wenn bie in Frage fiehende 
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Verbindlichkeit gegen die Fremden weder ehrenhaft noch 
nuͤtzlich iſt, darf fie gebrochen werden, fondern es find 
diefe Eigenfchaften unr ein Grund, um wo mödglid) 
Befreiung von dem Verfprechen auszuwirken. Gelingt 
dad aber nicht, ift vielleicht diefe Beſtimmung ein 
nothwendiged und folgerichtiged Glied eines größern 
nnentbehrlichen und auch dem Staate im Ganzen nüßs 
lichen Werhältniffes, fo bleibe nichtd anders übrig, 
als diefe Nichtansfuͤhrbarkeit eines Theiles des Grunds 
geſetzes, und waͤre ſie auch ein Uebel, zu tragen. Kaum 
der Bemerkung bedarf es dabei, daß die in Frage 
ſtehende Vertrags⸗Beſtimmung auch in ihren ſaͤmmt⸗ 
lichen rechtlich⸗ und logiſch⸗nothwendigen Folgen zu 
vollziehen iſt, und daß ſomit ein mit dieſen letztern 
in Widerſpruch gerathender Verfaſſungs⸗Punct eben⸗ 
falls durch ſie geaͤndert wird 2). Allein auch in 


3) Würden dieſe einfachen und unbeſtreitbaren Säge in dem 
ewig wiebertehrenden Gtreite, ob die Derfaflungen ber 
dbeutfchen Bundesftaaten durch Bundesbeſchluͤſſe abgeändert 
werden können, im Auge behalten , fo könnte wenigſtens 
für Diejenigen, welbe die Wahrheit erfennen wollen, 
nurnoch im einzelnen Kalle die Frage zweifelhaft ſeyn, 
ob eine gewiſſe Worfchrift ded Bundes ald eine vechtlich« 
und logifch :nothiwendige Folge des oberften Bundeszweckes 
ober eines einzelnen beftinmten Artiteld der Bundes : Ncte 
erſcheine oder nicht. Zür jeden rubig Weberlegenden, wel: 
cher den Gegenftand nicht zu Partheisweden gebrauchen 
will, muß bie Un:ichtigleit beider extremer Meinungen glei 
einleuchtend ſeyn, und es ift offenbar eben fo unjuriſtiſch 
und fogar gegen den gemeinen Menichenverftand zu bes 
baupten , jedes Bundesgeſetz ſey deßhalb nichtig, weil es 
irgend einem Geſetze irgend eines Bundesſtaates, glei 
ı3 *® 
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dem andern Falle, wenn naͤmlich der Vertrag erſt 
nach der Gruͤndung der Verfaſſung geſchloſſen wurde, 
kann die Prioritaͤt der letzteren keinen Grund zu der 
Nichteinhaltung des Verſprechens abgeben, vorausge⸗ 
ſetzt, daß der Vertrag auf guͤltige Weiſe zu Stande kam. 
Hier iſt naͤmlich die Vertrags-Beſtimmung nicht mehr 
und nicht weniger, als eine Abänderung der Verfaffung, 
und ed kann fomit diefelbe nicht ald Grund gegen die 
Guͤltigkeit des Vertrages angeführt merdben. Anders 
verhäle es fich freilich, wenn der ſpaͤtere Vertrag nicht 
vdllig abgefchloffen wurde, wenn es alfo namentlich 
an der Erlaubniß eine folche Verfaffungs : Aenderung 
zu bewerfitelligen gebrah. Dann bindet derfelbe Nie- 
mand; er Fann nicht als ein rechtliches Hinderniß des 
Vollzuges der Verfaffung angefehen werden; und es 
ift diefe Form der Verfaffungd- Verlegung fo wenig 
für den Schuldigen , 3. ®. den Miniſter der auswärs 





viel ob berfelbe ed habe geben Fönnen oder nicht, zuwider⸗ 
laufe; als ed unfiunig ift, die Meinung aufzuftellen , 
daß Alles, mas der Bund beſchließe, gebe ed auch aus 
feinen Grundbeitimmungen nicht hervor , und fey es von 
den einzelnen Mitgliedern auch nicht gültig bewilligt , doch 
gleihfam durch eine myſtiſche Gewalt und eine über bie 
gewöhnlichen Rechtsbegriffe erhabene befondere Eigenfchaft 
desfelben pofitived Recht und gültiges Geſetz ſey. Letz⸗ 
tere Behauptung ift eine Verlängnung aller Grunbfäge 
und alled Rechtsgefuͤhles, erftere eine lächerliche oder boͤs⸗ 
willige Beftreitung der thatfählihen und ber juriftifhen 
Nothwendigkeit, fo wie ein Beweis von dem fi fo häufig 
und ſelbſt in fo ſchreckhaften Erſcheinungen zeigenden 
Mangel unferer Zeit an Otefignation, auch ba wo fie 
Pflicht und unerlaͤßlich if. 
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tigen Angelegenheiten, eine Rechtfertigung, daß fie 
im Gegentheile feine Strafbarfeit nod) erhöht, indem 
dadurch dem Staate, außer dem Verſuche einer Vers 
faffungsverleguug „ aud) noch die Unannehmlichkeit und 
vielleicht Gefahr einer Verwicklung mit dem Aus⸗ 
lande zugezogen wurde. 

3. Die größte Schwirigfeit bietet offenbar die 
Beantwortung der Trage dar, ob und in wie weit ein 
mit einer flrengen Vollziehung der DVerfaffungs = Be: 
flimmungen unvereinbarer Vortheil als vollgül: 
tige Entfchuldigung einer Verlegung betrachtet werden 
darf? — Wenn «8 keinem Zweifel unterliegen Tann, 
daß der Werth von Verfaffungs:Beftimmungen baupts 
fählih in ihrer Unverleglicykeit befteht, dieſe aber 
wieder zum großen Theile auf ihrer thatfächlichen Uns 
verlegtheit beruht, und zwar nicht blos auf der ' 
Unverlegtheit der zunaͤchſt betheiligten Beftimmungen, 
fondern überhaupt aller, felbft der entferntern und uns 
bedeutender fcheinenden; wenn fomit auch an und für 
fih minder. wichtige Beſtimmungen, felbft bloße Forms 
vorfchriften,, eine große Bedeutung erhalten: fo ergiebt 
ſich ſchon hieraus, daß unter feinen Umftänden die 
Trage unbedingt bejaht werden kann. Welches Zu: 
trauen koͤnnte der Bürger. in feinen Rechtszuſtand 
fegen, wenn er fürchten müßte, denfelben in jedem 
Yugenblide wegen eines angeblichen größern Nugens 
umgeftoßen zu fehen? Mit welcher Lauigkeit wuͤrde 
er feinen Verpflichtungen nachlommen, wenn er als 
einen alle Zeit gültigen Entfchufdigungsgrund einer 
Pflichtverlegung , felbft hinſichtlich der Grundlagen 
des Staates, einen Nuten anführen. hörte? Alle 
Geſetze, und fo auch die Verfaffungs » Gefeße, find 
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allerdings des Nutzens der Bürger wegen vorhanden: 
allein ein Hauptbeftandtheil dieſes Nutzens befteht eben 
in der Gewißheit , daß fie vorhanden find und gehals 
ten werden muͤſſen. Es muß um fo firenger an dies 
fen Säten gehalten werden „ weil bei fehr vielen Bes 
flimmungen der Verfaffungen der Werth weniger ein 
materieller ald ein geiftiger ift, und fomit leicht eine 
Vergleihung mit einer Handlung, weldye unmittels 
baren und palpabeln Nuten gewährt, ganz zum Nach⸗ 
theile felbft der wichtigften unter den erfteren ausfals 
len muͤßte. — Allein dennoch wäre es nicht zu rechts 
fertigen, wenn der Satz unbedingt und audnahmlos 
feftgeftalten werden wolle, daß Feine Verfaſſungsbe⸗ 
flimmung wegen eines Vortheiles verlegt werbeu dürfe, 
und daß fomit eine foldhe Handlung unter allen Um⸗ 
ftänden ftrafbar fey. Es laffen ſich nämlich allerdings 
Falle denken, in welchen auf der einen Seite dad Ges 
fe, von deffen einmaliger Nichtadytung es fich han 
delt, an und für fich fo unbedeutend, 3. 3. fo ganz 
bloße Formſache, auf der andern Seite ber Vortheil, 
welchen man durch deffen firenge Einhaltung verlieren, 
oder der Schaden, weldyen man dadurch nicht ver- 
meiden würde, fo bedeutend wäre, daß man ein flars 
red Sefthalten am Gefege, blos weil ed einmal bes 
ftebt , mit dem gefunden Menfchenverftande kaum ver⸗ 
einigen koͤnnte. Findet man body, obgleich die Ges 
wißheit der Strafereilung von großer Bedeutung ft, 
ein Begnadigungsreht in jedem woohleingerichteten 
Staate nothwendig, eben fo ein Difpenfationsrecht bei 
Verwaltungdgefegen, weil das Recht zuweilen zum Wis 
derfinne würde; follte eine folche Nothwendigfeit nur 
bei Verfaſſungsgeſetzen nie eintreten Tonnen? Es ift 
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auf lange Zeit hinaus und in weiserem Umfange zu 
wuͤrken bat, die Einzelnheiten der Verhaͤltniſſe alfo 
in keiner Beziehung zum Voraus alle zu berädfichrie 
gen im Stande ift. Ob eine bis zum offenbarften 
allgemeinen Nachtheile gehende Folgerichtigkeit der Aus⸗ 
führung wuͤrklich das Unfehen des Grundgeſetzes ers 
halte und erhöhe, ift ohnedem in Frage zu flellen *). 
— Da nun aber eine foldye Verlegung des Geſetzes 
in jedem Falle formell illegal iſt, fo verfteht fich, daß 
der Minifter wegen ihr gültig in Anklageftand verfeßt 
nnd mit einer Strafe belegt werden kann, falls es 
ihm nicht gelingt, bie zur Anklage berechtigte Vers 
fammlung , oder wenigftend den Richter, davon zu 
überzeugen, daß bier einer der Fälle vorliege, in wels 
hen ein buchftäbliches Feſthalten an der Verfaffung 
unzwelmäßig und widerfinnig geweſen wäre. Er 
übernimmt das Ganze auf feine Gefahr. Und es ift 
fogar hoͤchſt wuͤnſchenswerth, daß Kläger und Richter 
fehr firenge in der Beurtheilung ſolcher Faͤlle feyen, 
Damit nicht Durch lare Nachſicht die Verfaffung unter 
dem Vorwande bed Nutend erft ſtuͤckweiſe und damm 
im Ganzen zu Grunde gehe. Die Saͤtze aber, an 


4) Die Geſchichte der englifhen Staatsanklagen seigt, daß 


auch dad Parliament von dieſer Anſicht ſchon ausgegangen 


iſt, und Handlungen, welche es ſelbſt als ungeſetzlich und 
verfaſſungswidrig anerlannte, dennoch ſtraflos ließ, wei 
ſie unter den gegebenen Umſtaͤnden als uͤberwiegend vor⸗ 
theilhaft erſchienen. Man ſehe z. B. die Anklage gegen 
Lord Coningsby und Sir Eh, Porter im J. 1692. 
State Trials , Bd. XII, ©. 1379. 


>, weile fich Kläger und Richter, je in ihrer Stellung, 
bei der Beurtheilung folcher Fälle zu halten haben , 
feinen folgende zu feyn: 


a) 


B. 


Unter keinen Umſtaͤnden kann die Verfaſſung von 
einem Miniſter entſchuldbar gebrochen werden, 
wenn der dadurch bezweckte Voriheil nur ein in: 
dividmeller ifl. Der BVortheil eines Einzelnen 
oder nur weniger ift, wenn er aud für dieſe 
groß wäre, doch der Verlegung eines allgemeinen 
Rechtes oder wenigftend Rechtöfchugmitteld gegen- 
über immer das Untergeordnete und minder Wich: 
tige. Es ift dabei gleichgültig, wer dieſer zu 
Beguͤnſtigende wäre. 

Eben ſo wenig iſt eine Verfaſſungsverletzung als 
gerechtfertigt anzufehen , wenn zwar ein allgemei: 
ner Vortheil durch diefelbe bezweckt würde, der: 
felbe aber minder hoch anzufchlagen wäre, als 
dad aufgeopferte Recht, ſey ed wegen deffen uns 
mittelbaren oder fey es nur wegen feines mittel: 
baren Werthes. Namentlich ift dabei nicht zu 
überfehen, daß die moralifche oder politifche , 
kurz Die geiſtige Wichtigkeit eine! Rechtes in kei⸗ 
nem geraden Verhältniffe zu feinem materiellen 
Werthe zu ſtehen braucht, und daß fomit der 
Beweis, daß durch den Bruch ein größerer ma⸗ 
teriellee Gewinn gemacht worden fey, die Trage 
noch lange nicht entfcheidet , ob nicht dennoch der 
DVerluft den Vortheil weit uͤberſteigt. Der Um: 
fland, daß diefer geiftige Werth Feinen fo leicht _ 
aufzufindenden, noch weniger einen fo allgemein 
anerkannten Maasftab hat, wie bieß bei mate- 
siellen Dingen der Fall ift, und daß Zeit und 
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Umftände fo wie die Perfbnlichkeit der Schügen: 
den von dem größten Einfluffe feyn werden und 
müffen, Tann nicht die Richtigkeit des Satzes 
widerlegen, fondern im Gegentheile nur zu der 
größten Vorficht aufmuntern. Daß jeden Falles 
nicht der Minifter, fondern der Kläger und der 
Richter, jeder feines Theils, die verhaͤltnißmaͤ⸗ 
Bige Wichtigkeit feftzuftellen hat, verfteht ſich von 
felbft. 

Eben fo ift Elar, daß bei einem abfolut Kleinen, 
wenn fchon vielleicht im Verhältniß zu der unmit- 
telbar dadurch betroffenen Verfaſſungs-Beſtim⸗ 
mung relativ ziemlich großen Bortheile der Nuss 
ſpruch immer gegen den Minifter ausfallen muß, 
weil bier der allgemeine, wenn ſchon nur mittel: 
bare, Nachtheil eine Berfaflungsverlegung durch 
einen folchen an fi) unbedeutenden materiellen 
Gewinn nicht gedeckt werden Fann. 


. Dagegen mag, wenn ein an fich fehr bedeutender 


allgemeiner Bortheil durch die Verlegung eines 
verhältnißmäßig unwichtigen Gefetzed erlangt oder 
ein ebenmäßig großer Schaden abgewendet wers 
den kann, allerdings die Trage eutftehen , ob nicht 
diefer Vortheil vorzuziehen ift. Natürlich find uͤbri⸗ 
gend in ſolchem Falle fowohl bei der Verlegung 
als bei dem Gewinn außer den unmittelbar und zu⸗ 
nächft liegenden Verhältniffen und Folgen auch die 
entfernteren und blos mittelbaren, außer den mas 
teriellen auch die immateriellen, außer dem Falle 
an und für ſich auch Die übrigen Umſtaͤnde, bie 
Zeit, die Vorgänge, bie wahrfcheinlichen Folgen 
zu prüfen und in Berechnung zu uchmen, und 
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nur, wenn and) noch nach allfeitiger Erwägung 
aller diefer Umftände, das Kleben am Buchſta⸗ 
ben unzweckmaͤßig und widerfinnig erfcheinen muͤßte, 
die Freifprechung zu ertheilen. Da man mit Recht 
die Prüfung aller dieſer Umftände auch von dem 
fo Bedenkliches unternehmenden Miniſter verlanz 
gen kann; da ferner die Freiſprechung nicht aus 
Rechts⸗ fondern nur aus Billigkeitö - Gründen ers 
folgt, deren Begründung aber nur aus der gans 
zen Lage der Dinge hervorgeht; da endlich ehe 
Abweichung von der Regel wuͤrklich nur in den 
Außerften Fällen gefchehen darf: fo kann in diefer 
Auffteluug fo vieler Bedingungen durchaus kein 
Unrecht gegen den Angeklagten liegen. Wenn die 
Sache irgend zweifelhaft iſt, fo unterlaffe er die 
Verlegung der Berfaffung; unternimmt er fie aber 
aus Liebe zum allgemeinen Beſten, fo muß bieß 
mit größter Umficht gefchehen. Vor dem unklus 
gen Sreunde muß man fich auch fchügen. 


$. 6 


c Bon verfaffungswidrigen Handiungen, 
welde mit Theilnahme der Ständeverfamm- 
lung ssrgenommen murden, 


Nichts kann ſich Leichter ereignen, ald daß eine 
fpätere Stände sVerfammlung ein anderes politifches 
Syſtem verfolgt , und daß fie Handlungen für verfafs 
fungswidrig erklärt, an deren Begehung durch einen 
Minifter eine Borgängerin ſelbſt Antheil genommen hat. 
Wird fie nun durch eine folche Theilnahme gehindert, 





gegen den von ihr filr ſchuldig erflärten Minifter Klage 
anzuftellen oder vielmehr, kann diefer, wenn er anges 
Hagt wird, mit dem Beweife einer folchen Theilnahme 
jede Strafbarkeit zuruͤckweiſen? — Es ift zu unterfcheis 
den. Beltcht die angebliche Theilnahme der Stände blos 
darin, daß fie einfach unterließen gegen die, ihmen 
befannt gewordene, fraglide Handlungsweiſe Vorftels 
lung zu machen und Klage zu führen, obne baß fie 
übrigens durch irgend etwas befondersd aufges 
fordert geweſen wären ſich über den Gegenftand zu 
erflären , fo ift dieß in keinem Falle hinrefchend zur 
Befreiung des Schuldigen. Die ftrafbare Handlung 
wurde von ihm felbfiftändig und fomit anf eigene Vers 
antwortung begangen , und bie fpätere etivaige Pflicht⸗ 
vergeffenheit eined Dritten Tann feine Schuld nicht 
mindern. Hoͤchſtens mag diefes Stillfchweigen als ein 
Milderungsgrund für die fpäteren Wiederholungen ders 
felben Handlung gelten. Uebrigens wäre es auch viel 
zu raſch, dieſe Unterlaffung einer Klage fogleich und 
unterfchiedlos als eine Pflichtwidrigkeit der früheren . 
Verſammlung erklären zu wollen. Nichte nur Tann fie 
feldft , wenn ſchon mit Unrecht allein in gutem Glaus 
ben, die Handlung des Minifters für gerechtfertigt ans 
gefehen , fondern leicht mögen bie Umftäude die Ans 
ftellung einer Klage nicht möglich, wenigſtens nicht 
säthlich gemacht haben. . 

Im MWefentlichen derfelbe Fall ift es, wenn die 
in Srage ftehende Handlung vor ihrer Vollziehung ber 
Gegenſtand eines Streites zwifchen dem Mi⸗ 
nifter und der damaligen Stände sVerfammlung war, 
die letere aber, ald der Gegner feiner Meinung thats 


fächliche Wirkung gab, ihre Anficht nicht durch Vers 
wahrungen oder gar Klagen aufrecht erhielt, fondern 
von bem Augenblide der Handlung an ftille ſchwieg. 
Hier mag der Unterlaffungsfehler von Seiten der Staͤn⸗ 
be ein größerer ſeyn, allein eine Nechtferrigung für 
den Minifter entfteht auch hier vor Ablauf der Ver⸗ 
jährungszeit keineswegs. "Nur der Eine Fall fcheint 
eine Ausnahme zu machen, wenn nämlich auf den 
Grund einer ſolchen coutradictatorifhen Verhandlung 
bin fih ein förmlidhes Gewohnheitsrecht bildete, 
Kann auch allerdings ein folches nicht gegen eine aus⸗ 
druͤckliche und klare Beſtimmung des Grundgefeges 
ſtattfinden, ſo iſt es zur Feſtſtellung zweifelhafter Saͤtze 
natuͤrlich ſehr wohl moͤglich und ſelbſt erwuͤnſcht. 
Nun aber wäre es doch ein offenbarer Widerfpruch ; in 
fih felbft, wenn man diejenige Handlung ,„ welche zu 
einer als rechtmäßig ist anerkannten Auslegung die 
Beranlaffung gab, als firafbar bezeichnen.wollte. Cine 
Berfaffungswidrigkeit kanu doch zu feinem giltigen 
Gewohnheitsrechte die Grundlage feyn; ift diefes alfo 
wuͤrklich vorhanden , ſo iſt fein Anfang ebenfalls 
rechtsguͤltig. 

Hat dagegen eine wuͤrkliche Theilnahme 
der zur Zeit der Handlung im Amte befindlichen Stäns 
beverfammlung an der igt zum Gegenftande einer Uns 
Plage gemachten Handlung ftatt gefunden, d. h. bat 
biefelbe entweder felbft die zur Vollbringung nothwen⸗ 
digen Mittel zu diefem Zwecke bewilligt, oder hat fie, 
um ihre Zuftimmung ausdrädlich befragt, dieſelbe 
erklärt, fo wird die Frage allerdings ſchwuͤriger. Ihre 
Beautwortung aber hängt von der Entfcheibung der 
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Vorfrage ab, in wie ferne eine Ständeverfammlung 
überhaupt fich felbft und ihre Nachfolgerinnen durch 
ihre Beſchluͤſe zu binden im Stande ift? Diefe, 
in der Regel nur wenig unterfuchte Frage iſt fomit 
vor Allen genauer zu erdrtern. 

Der erite fchärfere Blick fchon zeigt, daß fich die 
Trage weder unbedingt fiir die Verbindfichkeit fruͤherer 
Beſchluͤſſe, noch ohne Unterfchied gegen diefelbe be⸗ 
antworten laͤßt. Die Argumentation, mit welcher jene 
Anſicht begruͤndet werden muͤßte, gienge dahin, daß 
die Staͤndeverſammlung eine moraliſche Perſon ſey, 
deren einzelne Beſtandtheile ſich zwar, und zu einem 
betraͤchtlichen Theile in regelmaͤßig wiederkehrenden 
Zeitabſchnitten, ändere, welche ſelbſt aber nie aufhdre. 
Deßhalb feyen denn auch alle einmal gültig gefafiten 
Beſchluͤſſe ſo wie andere eine Verpflichtung begruͤn⸗ 
dende Handlungen fo lange bindend, bis zur Mies 
derauflofung der Verbindlichkeit alle Betheiligten beis 
getragen haben. Namentlich fey cin Perfonen = Weche 
fel in der einen Kammer nimmermehr ein Grund, daß 
die Nachfolger die Beichläffe ihrer Vorgänger nicht 
mehr anerkennen dürfen *). Die entgegenftehende Ans 
fidht dagegen moͤchte auf die Weife begriinder werden 
wollen, daß man der Kammer der Abgeordneten eine 
nur auf die Dauer ihrer Wahlperiode gehendes Recht 
einrdumte , indem nur auf fo lange aud) das Mandat 
gehe. Zugeftändniffe und Verwilligungen, , welche diefe 





4) Diefe Argumentation tft würflich ſchon gebraucht worden 
in der württembergifhen Kammer d. A., f. deren 
Verhandlungen , 1833, I, B. I, Sie. 16, ©. 37 fu. 
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Periode uͤberragen, ſeyen nichtig ) Nun iſt aber 
einerſeits unbeſtreitbar, daß keineswegs die von einan⸗ 
der der Zeit nach getrennten Verſammlungen, ſon⸗ 
dern nur die einzelnen Landtage ald ein fortdauerndes 
Ganzes vom Geſetze angefehen werden, was 3.8. ſchon 
der Umftand beweist, daß die auf dem einen Lands 
tage nicht beendigten Gefchäfte von dem nächften , 
und beftinde er ganz aus denfelben Perſonen, wies 
der gauz von vorne unternommen werden muͤſſen, 
wobei alle früheren Beſchluͤſſe ige nicht mehr gelten. 
Sol ſomit ein ftändifcher Beſchluß auch noch für kuͤnf⸗ 
tige Landtage guͤltig ſeyn, ſo iſt dieß als Ausnahme 
zu beweiſen, nicht aber als Regel anzunehmen. Auf 
der andern Seite iſt es aber laͤcherlich laͤugnen zu 
wollen, daß es Beſchluͤſſe geben koͤnne, welche die 
Staͤnde auch uͤber die Dauer einer Wahlperiode hinaus 
binden, ſo daß ſie alſo den Gegenſtand nicht einſeitig 
noch willkuͤhrlich anders behandeln koͤnnen. Schreiben 
nicht die Grundgeſetze dieß ſelbſt vor, z. B. in Be⸗ 
ziehung auf die Civilliſte? Werden denn die Geſetze, 
die Vertraͤge mit fremden Staaten immer nur auf eine 
Wahlperiode bewilligt? u.f.w. — Es muß alſo durch⸗ 
aus hier im Einzelnen unterſchieden werden. Hier 
unterliegt denn nun aber 

1. keinem Zweifel, daß ein ſtaͤndiſcher Beſchluß, 
welcher die Zuſtimmung zu einem Geſetzentwurfe 
(ohne aufloͤſende Zeitbedingung) ertheilte, auch fuͤr 


2) Auch dieſe Anſicht wurde au demſelben Orte aufgeſtellt, 
ſ. die angef. Verh. Bd, III, Sig. 96, ©. 60; Bd. IV, 
Ei. 43, S. 10. 
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alle kuͤnftige Ständeverfanminngen bindend ift‘, bis 
durch ein neues Geſetz, d. h. einen nur mit der Zus 
flimmung aller Factoren möglidyen Act, derfelbe zus 
ruͤckgenommen oder modificirt wird. ine fpätere Meis 
nungs s Menderung der Stände, oder gar nur einer 
Abtheilung derfelben, kann nur einen Wunfch zur Folge 
haben, fo lange fie nicht auch von der Regirung ges 
theilt wird. Der Gegenftand des Geſetzes macht, mit 
einziger Ausnahme der Abgabengefege, welche ja nur 
auf eine beftimmte Zeit verwilligt werden Ebnuen 2), 


8) Es if bien nicht der Ort, bie Frage in allen ihren Eins 
zeinheiten zu erörtern, auf wie lange ein Finanz : Gefeß 
gültig von den Ständen gegeben werden kann: allein 

. wenigftend eine Andeutung der bei der Beantwortung 
zu machenden Unterſchiede buürfte doch wohl an der 
Stelle ſeyn, ald eined Theiles auch dieſer Gegenitand zu 
Staatsproceſſen Veranlaſſung geben kann, anderen Thei⸗ 
les derſelbe nur wenig und keineswegs auf eine durchaus 
zu billigende Weiſe bearbeitet iſt. (Pfizer, Das Recht 
der Steuerverwilligung nach Grundſaͤtzen der wuͤrtt. Ver⸗ 
faſſung. Stuttgart, 1835, iſt tbeild particularrechtlich, 
theils, bei vielem Scharfſinne, im Principe unrichtig.) 
Es ſind drei weſentlich verſchiedene Faͤlle zu unterſchei⸗ 
den. Entweder naͤmlich kann Regirung und Staͤndever⸗ 
ſammlung gemeinfhaftlih dad ganze Budget uber 
bie ald Regel feſtgeſetzte (oder gewohnheitsrechtlich anges 
nommene) Periode verlängern wollen ; oder fie fönnen nur 
einzelne Cinnahmeguellen über diefe Zeit verwil: 
ligen ; oder endlih fie können einzelne Ausgaben 
auf längere Zeit feſtſtellen wollen. Was nun den eriten 
Fall betrifft, fo if vor Alem darauf zu fehen, ob durch die 
Berlängerung in die Umtezeit der nächlten Kammer der 
Abgeordneten eingegriffen werden würde, ober ob dieſelbe 
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keinen Unterſchied hiebei, und es bleiben alſo nament⸗ 
lich auch diejenigen Geſetze in Kraft, deren Vorſchrif⸗ 
ten nicht nothwendig gerade in dieſer Form gegeben 
werden mußten, ſondern auch ſchon durch bloße Ver⸗ 
ordnungen haͤtten guͤltigerweiſe von der Regirung ein⸗ 


ganz innerhalb der itzigen Wahlperiode fiele, ſo daß alſo 
nur die Ausuͤbung des eigenen ſpaͤteren Rechtes anticipirt 
waͤre. So wenig nun erſteres ber Fall ſeyn darf, weil 
keine Ständererfammlung dad Recht haben kann ihre Nach⸗ 
folgerin. nach Belieben zu ſchmaͤlern, fo iſt das zweite, falls 
überhaupt vernünftige Gründe zur Abweichung von der 
beſtehenden Regel vorhanden find, aus Feiner baltbaren 
Urſacke anzufechten. Aehnlich verhält es fih im zweiten 
Kalle, jedoch mit der Ausnahme , daß wenn die blog fes 
eundäre Folge irgend einer gefehlich beftehenden Cinrichs 
tung eine Gimmahme ift, diefe fo lange fortdauert als 
biefe Einrichtung felbft. Und wenn auch im dritten Kalle 
derfelbe Grundfaß als Regel gilt, fo ift nicht nur eben: 
falld die Ausnahme anzuerfennen , daß die mit einer ge: 
feglich begründeten Anftalt nothwendig verbundenen Aus⸗ 
gaben für die Dauer der Anſtalt bewilligt find, fondern 
auch noch die weitere Möglichkeit, daß dad Grundgeſetz 
felbft gewiffe Ausgaben auf eine längere, beftimmte oder 
unbeftimmte, Zeit verwilligt, wie 3. B. die Civilliſte, die 
Apanagen , u. f. w. Die Behauptung, daß jedes eine 
Ausgabe zur Folge habende Geſetz ein Finanzgeſet fev, 
and fomit über die gewoͤhnliche Etats: Periode, hoͤchſtens 
uͤber die Wahlperiode der igigen Abgeordnetenfammer, bins - 
and nicht gelte, wenn und fo weit ed nicht ausdrädlich 
eeneuert werde, iſt allzu verkehrt, um dabei zuf verweilen. 
Die, allerdings zusugebende, Möglichfeit eines Mißbrau⸗ 
ches ift aber nm fo weniger ein Grund zur Laͤugnung des 
echtes , als bie entgegenftehende Anſicht nothwendig zu 
einer Auflöfung des ganzen Staatsverbanded führen müßte, 


feitig, befannt gemacht werden mögen. Natuͤrlich ift 
dabei aber immer vorausgefegt , DaB dad in Frage 
ftehende Geſetz guͤhtig erlaffen wurde, indem ein von 
Anfang an nichtiges natärlich auch Feine fpäteren Vers 
fammlungen binden kann. Dieß ift denn auch der 
Grund, warum ein Gefeß dem Minifter Feinen Schug 
gewähren kann, weldyes fpäter als verfaffungswibdrig 
nach Form oder inhalt erkannt wird. Vielmehr if 
er gerabe wegen der in ber Form eiued Gefeßes 
begangenen Berfaffungsverlegung befonders ftraffäl,, 
lig *). 

2. Ganz fo verhält es ſich auch mit der ftändifchen 
Zuftimmung zu Verträgen mit fremden Staus 
ten. Hier hat nicht nur Die eigene Regirung , fondern 
auch noch eine dritte Macht ein fbrmliches Recht auf 
die Gütrigkeit erworben , welches durch die Meinungs⸗ 
änderung nur Eines der vielen hier thätigen Factoren 
nicht entriffen werden kann. 

3. Dieß gilt in beiden Faͤllen au da, wo nur 
ein allgemeiner Grundfag ohne weitere Ausführung 
förmlich verabfchiedet worden if. Hier find auch die 
fämmtlichen Folgen, fo weit fie nur mit rechtlicher 
und logifcher Nothwendigkeit in diefem Grundfage 
enthalten find, mitverwilligt, und auch fie gelten über 


4) Ob auch die zu dieſer Verfaſſungsverletzung mitwirkenden 
Stänbemitglieder zur Strafe gezogen werden koͤnnen, ift 
nah den verfhiedenen Beltimmungen ber Grundgefeße 
über die Merantwortlichkeit der Stände verfhieden zu bes 
antworten. Uebrigens hat natuͤrlich die Antwort auf 
diefe Frage feinen Einfluß auf die Steafbarleit des Mi⸗ 
niſcers. 

14 
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die Wahlperiode hinaus für die Staͤnde. Erſt Vers 
fügungen, welche nicht mehr gauz von dem Grunds 
ſatze gededt find , ihrem materiellen Inhalte nach (als 
Veränderungen im Nechtözuftande der Bürger) aber zu 
ben Gefegen gehoͤren, fallen wieder. unter dad Bewils 
ligungsrecht der Stände, und koͤnnen von ihnen, eben 
weil fie Über den zugegebenen Grundſatz hinaus gehen, 
nach Belieben genehmigt oder verworfen werden. 

4. Weit ſchwuͤriger dagegen ift die Entfcheidung 
hinfichtlich der fortdauernden Verbindlichteit einer fläns 
difhen Einwilligung zu einer Verwal 
tungs⸗Maasregel. ine regelmäßige Billigung 
diefed Theiles der Regirungds Handlungen durch die 
Stände fchreibt zwar Feine Verfaſſung vor, fondern 
eben fie find lediglich den Miniftern auf ihre Verant: 
wortung gegeben. Die Stände haben nur bie vollzos 
genen zu prüfen, und finden fie eine Verletzung des 
dffentlihen Wohles, fo haben fie dad Recht eine Bes 
fchwerde, bei einer Rechtöbeeinträchtigung eine Klage, 
und verlegte fie gar die Verfaflung, fo mag ein 
Staatöproceß eingeleitet werden. Allein es kann ſich 
wohl ereignen , daß ein Minifter in einem befonders 
zweifelhaften oder wichtigen Falle, in welchem er die 
Verantwortlichkeit nicht gerne allein uͤbernimmt, die 
Stände s Berfammlung ausdrädlih um ihre Billigung 
angeht. Er kann diefes mit gleicher Wuͤrkſamkeit (da 
eine fpätere Genehmigung der vorgängigen Einwillis 
gung rechtlich ganz gleich ſteht) entweder vor jeder 
Handlung von feiner Seite thun, oder auch nach be⸗ 
reits gefchehener Vollziehung. Geht nun die Ständes 
verfammlung in fein Verlangen ein, fo frägt: fi, 
welchen rechtlichen Character eine ſolche Wiligung 
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bat? In objectiver Beziehung muß von dem Sage 
ausgegangen werden, daB eine geſetzliche Kraft 
nur diejenigen gemeinfchaftlichen Befchlüffe der Regi⸗ 
sung und ber Stände habe, welche auf dic verfafs 
fungsmäßige Weife eingebracht, berathen und befchlofe 
fen, fo wie auf die vorfchriftmäßige oder gewohnheits⸗ 
rechtliche Weife befanut gemacht find. Da von allem 
diefem bier nicht die Rede ift, fo kann durch die unfoͤrm⸗ 
liche Zuftimmung der Stände weder die Abweichung von 
einem Gefege , noch weniger die Verlegung der Bers 
faſſung fanctionirt werden. Dagegen aber if in fubs 
jectiver Beziehung allerdings richtig, Daß diefe Zus 
flimmung ein perfbnliches Verfprechen der Ständemits 
glieder bildet, die fraglihe Handlung nicht zum Gegens 
Rande einer Anklage oder, wenn diefe doch erfolgen follte, 
einer Beruriheilung machen zu wollen. Diefed Ber: 
forechen bindet fie nicht nur fittlid und ald Ehren: 
fache , fondern ed muß als ein fdrmlicher Vertrag ans 
geſehen werden , auf deffen Erfüllung der Minifter ein 
Zwangsrecht hat. Es kann fomit die zweite Kammer 
während des Reftes ihrer Wahlperiode, die erfte Kam⸗ 
mer aber, fo lange die ist zuflimmenden Mitglieder 
die Mehrheit der DVerfammlung bilden und weder 
durch Tod erfegt noch durch eine Vermehrung der Anz 
zahl überragt find, über das von ihr gebilligte Vers 
fahren des Minifterd Feine Staatsanklage erheben, 
noch , beziehungsweife , ein verutheilendes Erfenntniß 
ausfprechen. Sollte blos eine Kammer befragt wors 
ben ſeyn, fo ift natürlidh nur die Abwendung bes die⸗ 
fer zufticheuden Rechtes, ſey es der Anklage fey es 
der Verurtheilung , erworben, bie unbefragte aber in 
ihrem Rechte unbefchränft, in fo ferne dasſelbe nach 
14 ® 
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der Einrichring der Verantwortlichkeit noch flattfinden 
fann °). Allein mit dem Vorftchenden ift auch bewies 
fen, daß. eine aus andern Verfonen beftehende Ders 
fammlung in der Ausübung ihrer Rechte durch die Zus 
flimmung einer VBorgängerin nicht gehemmt iſt. Die 
Handlung liegt in ihrer rechtlichen Beſchaffenheit, wie 
der Minifter fie begieng, unverändert und objectiv 
nicht geſchuͤtzt vor. Mill alfo fpärer das nachgeholt 
werden, was nur perfonlich und fomit wefentlich teme 
porär durch das frühere Verſprechen verfäumt wurde , 
fo fteht nichts im Wege. Man kann namentlich nicht 
einwenden, daß in derfelben Sache Fein doppelte Urs 


5) Wenn gegen dieſe Anficht eingewendet werden wollte , daB 
ein Vertrag zwifchen dem Richter und dem Schuldigen auf 
Nichtverurtheilung etwas im Rechte Unerhörted und wer 
fentlih Nichtiged fey, indem der Michter unter allen Um⸗ 
ftänden die Pfliht habe, nach Befund der Sache und feis 
ner Ueberzeugung gemäß zu fprehen : fo wäre darauf zu 
erwidern, daß überhaupt bei einer gelegentlich als Gerichte: 
hof dienenden ftändifhen Kammer ganz eigenthiimlihe und 
fonft unerhörte Verhältniffe beſtehen. Wenn es bei einem 
gewöhnlihen Michter vorkommen koͤnnte, daß er von eis 
nem Buͤrger, der im Begriffe ftünde eine gewiſſe Sands 
fung zu begehen , um bie Billigung bderfelben befragt wire 
de ‚und er ihm diefe ausdruͤcklich ertheilt hätte: fo könnte 
eö doch kaum einen Zweifel unterliegen, daß er weder 
nah Biligfeit noch nach Recht befugt wäre, denfelben 
wegen diefer Handlung für ftraffällig zu erklären. Ein 
höherer Michter wuͤrde vielleiht den Fragenden und den 
Untwortenden beitrafen könne: ein foldher höherer Michter 
fteht aber über der Pairskammer nicht, und deßhalb tritt 
mit ihrer fubjectiven Unfähigkeit zu ſtrafen auch Straf⸗ 
loſigkeit ein. 
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theil gefällt werden bürfe. Es tft noch gar Feines ge: 
fälle; nicht einmal eine Klage ift ja angebracht wor: 
den. Die Billigeit der mit dem Anklagerecht verfes 
henen Berfammlung wird ermeffen, in welchen Fällen 
diefe Befugniß wuͤrklich auszuuͤben ift; die Gerechtig⸗ 
keit der Richter aber beurtheilen, in wie ferne wenig: 
ſtens bei einer der Handlung vorgängigen Anfrage die 
Billigung der Stände ald Milderungsgrund erfcheint. — 
Es ift allerdings nicht zu Idugnen, daß die Ausuͤbung 
dieſes fpäreren Klagerechtes je nach den Umftänden und 
dem guten Glauben des Handeluden hart feyn Fann; 
gerne mag ferner zugegeben werden, daß die Stellung 
der Minifter in einer conftitutionellen Monarchie bei 
den hier aufgeftellten Grundfägen ſchwuͤriger ift, als 
wenn im Gegentheile angenommen wird, daß eine, 
gleichviel wie zu Stande gebrachte, Billigung einer 
Ständeverfammlung die Veranewortlichkeit für immer 
deckt, indem im erftern Falle noch bis zu Ablauf der 
Verjährundzeit laͤngſt abgemacht ſcheinendes plötzlich 
und zur beſchwerlichſten Zeit weiter aufleben kaun: 
allein es iſt auch anderer Seits zu bedenken, daß 
ſchreiender Mißbrauch getrieben werden koͤnnte, wenn 
ein Miniſter eine gewonnene Majoritaͤt fuͤr ſich haͤtte, 
und daß die gerichtliche Anklage wegen Verfaſſungs⸗ 
Verletzung offenbar ſo lange rechtlich zuſteht, bis die 
Strafbarkeit durch Verjaͤhrung oder gerichtliches Ur⸗ 
theil getilgt iſt. Will man ſich den Unannehmlichkei⸗ 
ten der allgemeinen Grundſaͤtze entziehen, ſo bleibt 
immer das Mittel uͤbrig, durch eine eigene Beſtim⸗ 
mung ber Verfaſſungs-⸗Urkunde, oder durch einen 
Nachtrag zu derſelben, feftzuftellen, daß eine ſolche 
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Einwilligung der Ständeverfammlung für, immer von 
Verantwortung befreie. 


$. 7. 


d. Sheiluchme an einer Handlunngsmeife 
des Fürſten, welche für diefen deu Berluf 
Des Thrones zur Folge hatte. 


Es ift bereits oben, Einleit., 9. 3, ©. 36 fg., 
der Sag zugegeben worden, daß es Fälle geben koͤnne, 
in welchen der Regent eines conftitutionellen Staates 
als auf ben Thron entfagend angenommen, und nd: 
thigen Falles mit Gewalt , zum Vortheil des Nächfts 
berechtigten, von demfelben entfernt werben müfle , 
und zwar wurden als ſolche Fälle diejenigen bezeichner, 
wenn ein Fuͤrſt die DVerfaffung im MWefentlichen und 
foftematifh mißachter und umftärzt. Es iſt nun. ſchon 
die Behauptung aufgeftellt worden *), daß bei einem 
folchen Ereigniffe Die an der verfafjungswidrigen Hands 
Iungsweife theilnehmenden Minifter völlig ſtraflos aus⸗ 
gehen muͤſſen, weil bier die Unfträflichkeit des Fuͤrſten 
nicht geachtet werde, Werantwortlichkeit der Minifter 
aber nur das zweite Glieb ber Alternative ſey. Die 
Verantwortung bleibe allerdings in der Negel bei dem 
Organe ſtehen und erreiche den Fürften nicht; werbe 
aber ausnahmsweiſr diefem wegen feiner Handlungen 


€ 
1) Dieß tft namentlich gefchehen in dem Proceſſe gegen die 
Miniſter Karld X. ©. Peyronnet, Questions de 
jurid. parlem., &. 27 fg., und Sitzung der Deput. Kam. 
vom 27. Sept. 1830. 
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gegen die Verfaſſung ein Uebel zugefigt, fo Zune 
von einer Strafe gegen die Minifter nicht mehr die 
Rede feyn „ weil ist die Fiction aufgebbrt babe und 
die Wuͤrklichkeit eintrete. 

Dieſe Beweisführung iſt jedoch durchaas unzuz 
laͤßig. Sie bernht auf unrichtigen Vorausſetzungen 
und auf falſchen Rechtsfaͤtzen. 

Vorerſt iſt nicht richtig, daß der Fuͤrſt wegen we⸗ 
ſentlicher und ſyſtematiſcher Verfaffungs⸗Verletzung 
zur Srafe des Thrones beraubt worden ſey. Es 
iſt dieſe Entfernung von der Regirung nur eine noth⸗ 
wendige Folge von der Nichterfuͤllung einer der Be⸗ 
dingungen, unter welchen er die Krone allein erwerben 
und behalten kann. Zu einer Strafe gehört ein Rich⸗ 
ter, eine Unterfuchung, ein Pbnalgefeg und ein Urs 
theil. Bon allen dem ift bier gar nicht die Rede, 
fondern lediglich von der Zeftftellung einer Thatſache, 
wozn entweder eine eigene, vom Staatsgerichtähofe 
möglicherweife’ganz verſchiedene Behörde beftimmt ſeyn 
kanun, oder was ohne regelmäßiges Verfahren durch 
dad aufgeregte und verlegte, vielleicht won der Kam⸗ 
mer unterftügte Volt Eurzweg. entfchieden- wird. 

Zweitens ift e8 eine ganz fchiefe Anſicht, daB bie 
Beftrafung der Minifter wegen der von ihnen unters 
flügten und ausgeführten Berlegungen einzelner Ders 
faffungsbeflimmungen nur durch die Fiction gerechte 
fertigt fey , daß ber Fuͤrſt nicht unrecht handeln koͤnne, 
und daß fie deßhalb für ihn Leiden müflen. Sie wer: 
ben ihrer eigenen gefegwidrigen Handlungen wegen 
zur Verantwortung gezogen und beftraft, wie dieß nicht 
nur das Nechtöprincip will, fondern auch namentlid) 
der Umſtand unwiderſprechlich beweist, daß fie aud) 
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wegen folcher Handlungen zu Hecht fichen muͤſſen, 
von denen der Fürft gar Feine Kenntuiß Hatte. Daß 
Leßterer, troß feiner etwaigen Theilnahme, bei blos 
vereinzelten Webertretungen von Grundgeſetzen ftraffrei 
bleibt, ift ein — aus guren Gründen gegebenes — Pri⸗ 
vilegium; allein die Schuld der Theilnahme wird das 
durch fo wenig geändert oder vergrößert, als wenn bei 
gewöhnlichen Vergehen einer der Mitfchuldigen Be⸗ 
gnadigung oder Abolition erhält. Wenn fomit in einem 
beftimmten Zalle auch dem Fuͤrſten in Folge einer 
Meihe von wefentlich verfaffungsvernichtenden Hands 
Iungen und Beftrebungen , ein Uebel zuftdßt, fo bleibt 
dadurch die Schuld, welche ihnen dabei zur Laft fals 
len mag, völlig unverändert, und fomit die Strafs 
barkeit, der Gerichtöftand,, Furz das ganze Rechts⸗ 
und Geſetzes⸗Verhaͤltniß dasſelbe. 

Unbedingt muß alſo der Satz feſt ſtehen, daß die 
Miniſter eines Sürften ‚ welcher feiner Seits die Ders 
faſſungs⸗Verletzungen fo weit trieb, daß von ihm 
eine Verzichtleiftung auf die Krone angenommen wer= 
den mußte, hieraus durchaus Feine Befreiung von 
Verantwortung und Strafe für ſich ableiten mögen. 
Im Gegentheile beweist das Schickſal des Fuͤrſten, 
wie groß auch ihre Schuld als Theilnehmer an ei⸗ 
nem folchen Angriffe auf das Weſen und dad Beſte⸗ 
hen der ganzen Verfaſſung ift. | 


’ 





m emo - 


Drittes Rapitel. 


Ber lager. 


‘ 





$. 1. 


1. Wothwendigheit einer Befhrankung Des 
Alageredtes. 


Es giebt Feinen einleuchtenderen politifchen Sag , 
und Daher auch feinen, welcher unter Theoretifern und 
Geſetzgebern allgemeinere Geltung gefunden hätte, als 
den, daß die Anklage eines verantwortlichen Minifters 
vor dem National ⸗Gerichtshofe nicht von dem ein 
zelnen Bürger ausgehen dürfe. Nicht Eine unter 
den vielen Berfaffungs = Urkunden der legten fünfzig 
Fahre ift Hierin verfchiedener Meinung gewefen. Und 
ed ift auch klar, daß ein allgemeines Klagerecht zu 
giner unerträglichen Menge von Proceffen führen wuͤrde. 
Ein Minifter muß nothwendig, und faft um’ fo häus 
figer als er feiner Pflicht eifrig nachkommt , Die felbflis 
fhen Wünfche und den Vortheil Einzeluer durchkreu⸗ 
zen, mit andern Worten, fich eine Menge von Feins 
ben machen. Diele von diefen werden aus Haß, Un⸗ 
wiffenheit und Einfalt in ihren Intereſſen die Staats⸗ 
grandfäge verleit finden , fo daß es wohl wentge Mi: 
nifter gäbe, gegen welche nicht immer, vielleicht viele, 
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feinen Unterfchied hiebei, und es bleiben alfo nament⸗ 
lich auch diejenigen Gefege in Kraft, deren Vorfchrif- 
ten nicht nothmwendig gerade in diefer Form gegeben 
werden mußten, fondern auch fchon durch bloße Ver⸗ 
ordnungen hätten gültigerweife von der Negirung eins 


ganz innerhalb der ißigen Wahlperiode fiele, fo daß alfo 
nur die Ausübung des eigenen fpäteren Rechtes anticipirt 
wäre. So wenig nun erfteres der Fall ſeyn darf, weil 
feine Ständeverfammlung das Recht haben kann ihre Nach⸗ 
folgerin. nah Belieben zu ſchmaͤlern, fo ift dad zweite, falls 
überhaupt vernünftige Gründe zur Abweihung von der 
beftehenden Regel vorhanden find, aus Feiner beltbaren 
Urſache anzufenten. Aehnlich verhält es ſich im zweiten 
Kalle, jedoch mit der Ausnahme , daß wenn die blog fes 
eundäre Folge irgend einer geſetzlich beſtehenden Einrich⸗ 
tung eine Einnahme ift, dieſe fo lange fortbauert ale 
diefe Einrichtung felbft. Und wenn auch im dritten Kalle 
derfelbe Grundſatz ald Regel gilt, fo ift nicht nur eben: 
falld die Ausnahme anzuerkennen , daß die mit einer ges 
feslich begründeten Anftalt nothwendig verbundenen Aus⸗ 
gaben für die Daner der Anftalt bewilligt find, fondern 
auch noch bie weitere Möglichkeit, daB dad Grundgefeß 
feibft gewiffe Ausgaben auf eine längere, beftimmte oder 
unbeftimmte, Zeit verwilligt, wie 3. ®. die Civilliſte, die 
Apanagen , u. f. w. Die Behauptung, daß jedes eine 
Ausgabe zur Folge habende Gefer ein Finanzgeſetz fep, 
and fomit über die gewöhnliche Etats: Periode, hoͤchſtens 
über die Wahlperiode der ipigen Abgeorbnetenfammer;, hin⸗ 
aus nicht gelte, wenn und fo weit es nicht ausdrädlich 
erneuert werde, fft allzu verkehrt, um dabei zuf verweilen. 
Die, allerdings zuzugebende, Möglichkeit eines Mißbrau⸗ 
ches ift aber um fo weniger ein Grund zur Läugnung des 
Mechtes , als die entgegenftehende Anfiht nothwendig zu . 
einer Auflöfung ded ganzen Staatsverbandes führen müßte. 
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ſeitig, bekannt gemacht werden moͤgen. Natuͤrlich iſt 
dabei aber immer vorausgeſetzt, daß das in Frage 
ſtehende Geſetz guͤhtig erlaſſen wurde, indem ein von 
Anfang an nichtiges natuͤrlich auch keine ſpaͤteren Ver⸗ 
ſammlungen binden kann. Dieß iſt denn auch der 
Grund, warum ein Geſetz dem Miniſter keinen Schutz 
gewähren Tann, welches fpäter als verfaſſungswidrig 
nad Form oder Inhalt erkannt wird. Wielmehr iſt 
er gerade wegen ber in der Form eined Geſetzes 
begangenen Berfaffungsverlegung beſonders ftraffäl,., 
lig *). 

2. Ganz fo verhält es ſich auch mit der ftändifchen 
Zuftimmung zu Verträgen mit fremden Staa 
ten. Hier hat nicht nur die eigene Regirung „ fondern 
auch noch eine driste Macht ein fbrmliches Recht auf 
die Gütrigkeit erworben, welches durch die Meinungss. 
änderung nur Eines der vielen hier chätigen Factoren 
nicht entriffen werden Tann. 

3. Dieß gilt in beiden Fällen auch da, wo nur 
ein allgemeiner Grundfag ohne weitere Ausführung 
förmlich verabfchiedet worden ift. Hier find auch die 
fämmtlichen Folgen , fo weit fie nur mit rechtlicher 
und Logifcher Nothwendigkeit in dieſem Grundfage 
enthalten find, mitverwilligt, und auch fie gelten über 


4) Ob auch die zu diefer Verfaſſungsverletzung mitwirkenden 
Ständemitglieder zur Strafe gezogen werden können , ift 
nah den verfhiedenen Beltimmungen der Grundgefeße 
über die Verantwortlichkeit der Stände verfchieden zu bes 
antworten. Uebrigens bat matirlih die Antwort auf 
diefe Trage Teinen Einfluß auf die Strafberleit des Mi: 
niſcers. 
14 
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die Wahlperiode hinaus für die Staͤnde. Erft Ber: 
fügungen,, welche nicht mehr ganz von dem Grund» 
ſatze gededt find, ihrem materiellen Inhalte nad) (als 
Veränderungen im NRechtözuftande der Bürger) aber zu 
den Gefegen gehdren , fallen wieder. unter das Bewil⸗ 
ligungsrecht der Stände, und koͤnnen von ihnen, eben 
weil fie ber den zugegebenen Grundfag hinaus gehen, 
nach DBelieben genehmigt oder verworfen werben. 

4. Weit ſchwuͤriger dagegen ift die Entfcheidung 
Hinfichtlich der fortdauernden Verbindlichteit einer fläns 
difhen Einwilligung zu einer Verwal 
tungs-⸗Maasregel. Eine regelmäßige Billigung 
dieſes Theiles der Regirungds Handlungen durch bie 
Stände fchreibt zwar feine Verfaſſung vor, fondern 
eben fie find lediglich den Miniftern auf ihre Verant⸗ 
wortung gegeben. Die Stände haben nur die vollzo⸗ 
genen zu pruͤfen, und finden fie eine Berlegung des 
dffentlichen Wohles, fo haben fie das Recht eine Bes 
ſchwerde, bei einer Nechtöbeeinträchtigung eine Klage, 
und verlegte fie gar die Verfaffung, fo mag ein 
Staatöproceß eingeleitet werden. Allein es Tann fich 
wohl ereignen , daß ein Minifter in einem befonders 
zweifelhaften oder wichtigen Kalle, in welchem er die 
Verantwortlichkeit nicht gerne allein übernimmt , bie 
Stände » Berfammlung ausdruͤcklich um ihre Bilfigung 
angeht. Er Faun diefes mit gleicher Wuͤrkſamkeit (da 
eine fpätere Genehmigung der vorgängigen Einwillis 
gung vechtlih ganz gleich ſteht) entweder vor jeder 
Handlung von feiner Seite thun, oder auch nach bes 
reits gefchehener Vollziehung. Geht nun die Ständes 
verfammlung in fein Derlangen ein, fo frägt: ſich, 
welchen rechtlichen Character eine ſolche Wiligung 
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bat? Sm objectiver Beziehung muß von dem Gate 
audgegangen werden, daß eine geſetzliche Kraft 
nur Diejenigen gemeinfchaftlichen Beſchluͤſſe der Regi⸗ 
sung und der Stände habe, welche auf dic verfaf- 
fungsmäßige Weife eingebracht, berathen und befchlof: 
fen, fo wie auf die vorfchriftmäßige oder gewohnheits⸗ 
rechtliche Weife befanut gemacht find. Da von allem 
diefem hier nicht die Rede ift, fo kann durch die unfoͤrm⸗ 
liche Zuftimmung der Stände weder die Abweichung von 
einem Geſetze, noch weniger die Verlegung ber Ver⸗ 
faffung fanctionirt werden. Dagegen aber ift in fubs 
jectiver Beziehung allerdings richtig, Daß diefe Zus 
flimmung ein perfdnliches Verfprechen der Ständemit: 
glieder bilder, die fragliche Handlung nicht zum Gegens 
ſtande einer Anklage oder, wenn diefe Doch erfolgen follte, 
eines DBeruriheilung machen zu wollen. Dieſes Ber: 
fprecden bindet fie nicht nur fittli und als Ehren: 
fache , fondern es muß als ein foͤrmlicher Vertrag ans 
geſehen werden , auf deffen Erfüllung der Minifter ein 
Zwangsrecht hat. Ed kann fomit die zweite Kammer 
während des Neftes ihrer Wahlperiode, die erfte Kam⸗ 
mer aber, fo lange bie it zuflimmenden Mitglieder 
die Mehrheit der Verſammlung bilden und weder 
durch Tod erfeßt noch durch eine Vermehrung der Anz 
zahl überragt find, über das von ihr gebilligte Vers 
fahren des Minifters keine Staatsanklage erheben, 
noch, beziehungsweife , ein verutheilendes Erkenntniß 
ausfprechen. Sollte blos eine Kammer befragt wors 
den ſeyn, fo ift natürlidh nur die Abwendung des die⸗ 
fer zuftcheuden Rechtes, fey es der Anklage fey es 
der Verurtheilung , erworben, die unbefragte aber in 
ihrem Rechte unbeſchraͤnkt, in fo ferne dasfelbe nah 

14 °® 
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der Einrichtiing der Verantwortlichleit noch ftartfinden 
fann °). Allein mit dem Vorftehenden ift auch bewies 
fen, daß eine aus andern Perfonen beftehende Mer: 
fammlung in der Ausuͤbung ihrer Rechte durch die Zu: 
ftimmung einer Vorgängerin nicht gehemmt ift. Die 
Handlung liegt in ihrer rechtlichen Befchaffenheit, wie 
der Minifter fie begieng, unverändert und objectiv 
nicht gefhigt vor. Mill alfo fpärer das nachgeholt 
werden, was nur perfönlich und ſomit wefentlich teme 
porär durch das frühere Verſprechen verfäumt wurde , 
fo fleht nichts im Wege. Man kann namentlich niche 
einwenden, daß in derfelben Sache Fein doppeltes Urs 


5) Wenn gegen diefe Anficht eingewenbdet werden wollte, daB 
ein Vertrag zwifchen dem Michter und dem Schuldigen auf 
Nichtverurtheilung etwas im Rechte Unerhörted und we⸗ 
fentlih Richtiges fey, indem ber Dichter unter allen Um⸗ 
ftänden die Prliht habe, nah Befund der Sache und ſei⸗ 
ner Ueberzeugung gemäß zu ſprechen: fo wäre darauf zu 
erwidern, daß überhaupt bei einer gelegentlich als Gerichte: 
hof dienenden ftändifhen Kammer ganz eigenthiimliche und 
fonft unerhörte Verhältnife beftehen. Wenn es bei einem 
gewöhnlichen Richter vorfommen könnte, baß er von ei⸗ 
nen Bürger, der im Begriffe ftände eine gewiſſe Hands 
fung zu begehen , um bie Billigung derfelben befragt wire 
de ‚und er ihm diefe ausdruͤcklich ertheilt hätte: fo könnte 
ed doch kaum einem Zweifel unterliegen, daß er weder 
nah Billigfeit noch nach Mecht befugt wäre, denſelben 
wegen diefer Handlung für ftraffällig zu erklären. Ein 
höherer Richter wuͤrde vieleicht den Fragenden und ben 
Untwortenden beitrafen koͤnnen: ein folcher höherer Dichter 
ſteht aber über der Pairdlammer nicht, und deßhalb tritt 
mit ihrer fubjertiven Unfähigkeit zu ſtrafen auch Gtrafs 
loſigkeit ein. 
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theil gefällt voerben dürfe. Es iſt noch gar Feines ges 
fällt; nicht einmal eine Klage ift ja angebracht wor: 
den. Die Billigfeit der mit dem Anflagerecht verfes 
benen Berfammlung wird ermeffen, in welchen Fällen 
biefe Befugniß wuͤrklich aus zuͤben ift; die Gerechtigs 
feit der Richter aber beurtheilen, in wie ferne wenig: 
ftend bei einer der Handlung vorgängigen Anfrage die 
Billigung der Stände als Milderungsgrund erfcheint. — 
Es ift allerdings nicht zu Idugnen , daß die Ausdbung 
dieſes fpäreren Klagerechtes je nach den Umftänden und 
dem guten Glauben des Handelnden hart feyn Tann; 
gerne mag ferner zugegeben werben, daß die Stellung 
der Minifter in einer conftitutionellen Monarchie bei 
den hier aufgeftellten Grundfägen ſchwuͤriger ift, als 
wenn im Gegentheile angenommen wird, daß eine, 
gleichviel wie zu Stande gebrachte, Billigung einer 
Ständeverfammlung die Verantwortlichkeit fir immer 
det , indem im erftern Falle nody bis zu Ablauf der 
Verjaͤhrunszeit Längft abgemacht fcheinendes pldtzlich 
und zur befchwerlichiten Zeit weiter aufleben Taun: 
allein es ift auch anderer Seits zu bedenten, daß 
fchreiender Mißbrauch getrieben werden koͤnnte, wenn 
ein Minifter eine gewonnene Majoritaͤt für ſich hätte, 
und daß die gerichtliche Anklage wegen Berfaffungss 
Verlegung offenbar fo lange rechtlich zufteht, bis die 
Strafbarkeit durch Verjährung oder gerichtliche Urs 
theil getilgt if. Will man fich den Unannehmlichkei- 
ten der allgemeinen Grundfäße entziehen, fo bleibt 
immer das Mittel uͤbrig, durch eine eigene Beſtim⸗ 
mung der MVerfaffungs Urkunde, oder durch einen 
Nachtrag zu derfelben, feftzuftellen, daß eine folche 
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Einwilligung der Ständeverfammlung für, immer von 
Verantwortung befreie. 


6. 7. 


d. Gheiluchme an einer Handlnangsweife 
des Fürſten, welhe für diefen den Verluſt 
Des Chrones zur Solge hatte. 


Es ift bereits oben, Einleit., $. 3, ©. 36 fg., 
der Sa zugegeben worden, daß es Fälle geben koͤnne, 
in welchen der Regent eines conftitutionelen Staates 
ald auf den Thron entfagend angenommen, und nd= 
thigen Falles mit Gewalt, zum Vortheil des Nächits 
berechtigten, von demfelben entfernt werden muͤſſe, 
und zwar wurden als folche Säle diejenigen bezeichnet, 
wenn ein Fuͤrſt die Verfaſſung im Wefentlichen und 
foftemarifch mißachtet und umftärzt. Es ift nun ſchon 
bie Behauptung aufgeftellt worden *), daß bei einem 
ſolchen Ereigniffe die an der verfaffungswidrigen Hands 
Iungöweife theilnehmenden Minifter vdllig ftraflos aus⸗ 
gehen muͤſſen, weil bier bie Unfträflichleit des Fürften 
nicht geachtet werde, Werantwortlichkeie der Minifter 
aber nur das zweite Glied der Alternative fey. Die 
Verantwortung bleibe allerdings in der Negel bei dem 
Drgane ftehen und erreiche den Fuͤrſten nicht ; werde 
aber ausnahmsweiſr diefem wegen feiner Handlungen 


€ 
1) Dieß tft namentlich gefchehen in dem Procefie gegen bie 
Miniſter Karla X. ©. Peyronnet, Ousstions de 
jurid, parlem., &. 37 fg., und Gißung der Deput. Kam. 
vom 37. Sept. 1830. 
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gegen die Verfaſſung ein Uebel zugefügt, fo kEdnne 
von einer Strafe gegen die Minifter nicht mehr die 
Rede feyn „ weil itzt die Fiction aufgehört habe und 
vie Wuͤrklichkeit eintxete. 

Diefe Beweisführung ift jedoch durchaus ung: 
laͤßig. Sie beruht auf unrichtigen Vorausfegungen 
und auf falfchen Rechtöfägen. 

Vorerft ift nicht richtig, daß der Fuͤrſt wegen we⸗ 
fentliher und foftematifher Verfaffungs : Verlegung 
zur Srafe bes Throned beraubt worden ſey. Es 
ift dDiefe Entfernung von der Regirung nur eine noth⸗ 
wendige Folge von der Nichterfüllung einer der Be: 
dingungen, unter welchen er die Krone allein erwerben 
und behalten fann. Zu einer Strafe gehört ein Rich⸗ 
ter, eine Unterfuchung, ein Pbnalgefeg und ein Urs 
theil. Bon allen dem ift bier gar nicht die Rebe , 
fondern lediglich von der Feſtſtellung einer Thatſache, 
wozu entweder eine eigene, vom Staatsgerichtshofe 
möglicherweife’ganz verſchiedene Behörde beftimmt ſeyn 
Tann , oder was ohne regelmäßiges Verfahren durch 
dad aufgeregte und verlegte, vielleicht von der Kam⸗ 
mer unterftügte Volk Eurzweg entſchieden wird. 

Zweitens ift ed eine ganz fchiefe Auſicht, DaB Die 
Beftrafung der Minifter wegen der von ihnen unters 
flüßten und ausgeführten. Berlegungen einzelner Vers 
faffungsbeftimmungen nur durch die Fiction gerecht⸗ 
fertigt fey , daß der Fuͤrſt nicht unrecht handeln koͤnne, 
und daß fie deßhalb für ihn leiden muͤſſen. Sie wers 
den ihrer eigenen geſetzwidrigen Handlungen wegen 
zur Verantwortung gezogen und beftraft, wie dieß nicht 
nur das Rechtöprincip will, fondern auch namentlich 
der Umſtand unwiderſprechlich beweist, daß fie auch 
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wegen folcher Handlungen zu Recht fichen milffen , 
von denen der Fürft gar Feine Kenntniß hatte. Daß 
Letzterer, troß feiner etwaigen Theilnahme, bei bloß 
vereinzelten Webertretungen von Orundgefegen ftraffrei 
- bleibt , ift ein — aus guten Gründen gegebenes — Pri⸗ 
vilegium ; allein die Schuld der Theilnahme wird das 
durch fo wenig geändert oder vergrößert, al& wenn bei 
gembhnlichen Vergehen einer der Mitfchuldigen Be⸗ 
gnadigung oder Abolition erhält. Wenn fomit in einem 
beftimmten ale auch dem Fuͤrſten in Folge einer 
Reihe von wefentlich verfaffungsvernichtenden Hands 
lungen und Beftrebungen , ein Uebel zuftdßt,, fo bleibt 
dadurch die Schuld, welche ihnen dabei zur Laſt fal- 
len mag, völlig unverändert, und fomit die Strafs 
barkeit, der Gerichtöftand,, kurz dad ganze Rechts⸗ 
und Geſetzes⸗Verhaͤltniß dasſelbe. 

Unbedingt muß alſo der Satz feſt ſtehen, daß die 
Miniſter eines Fuͤrſten ‚ welcher feiner Seits die Ver⸗ 
faflungs = Verlegungen fo weit trieb, daß von ihm 
eine Verzichtleiftung auf die Krone angenommen wer= 
den mußte, bieraus durchaus Feine Befreiung von 
Verantwortung und Strafe für fich ableiten mögen. 
Im Gegentheile beweist das Schidfal des Fuͤrſten, 
wie groß auch ihre Schuld ald Theilnehmer an ei= 
nem ſolchen Angriffe auf das Wefen und das Beſte⸗ 
ben der ganzen. Derfaffung ift. | 


* 
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Drittes Rapitel. 


Ber klüger 
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1. Wothwendigheit einer Befhrankung Des 
Alagerechtes. 


Es giebt keinen einleuchtenderen politiſchen Satz, 
und daher auch keinen, welcher unter Theoretikern und 
Geſetzgebern allgemeinere Geltung gefunden haͤtte, als 
den, daß die Anklage eines verantwortlichen Miniſters 
vor dem National » Gerichtöhofe nicht von dem eins 
zelnen Birger ausgehen dürfe. Nicht Eine unter 
den vielen Verfaffungs = Urkunden der legten fünfzig 
Jahre ift hierin verfchiedener Meinung gewefen. Und 
es ift auch klar, daß ein allgemeines SKlagerecht zu 
giner unerträglichen Menge von Proceffen führen würde. 
Ein Minifter muß nothwendig, und faft um fo haus 
figer als er feiner Pflicht eifrig nachkommt, , die felbflis 
ſchen Wuͤnſche und den Vortheil Cinzelner durchkreu⸗ 
zen, mit audern Worten, fich eine Menge von Seins 
den machen. Viele von diefen werden aus Haß, Uns 
wiffenheit und Einfalt in ihren Intereſſen die Staats⸗ 
grundfäße verlegt finden, fo daß es wohl wentge Mi: 
nifter gäbe, gegen welche nicht immer, vielleicht viele, 
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Klagen anhaͤngig wären 2). Eine ſoelche Häufigkeit der 
Staatdanflagen hätte aber manchfadhe fehr bedeu⸗ 
tende Nachtheile. | | 

4. Bor allem milrde die Stelle eines Minifters 
dadurch unerträglich und faft unmbglich werden. Wäre 
die einzelne Klage auch vielleicht nichts weniger als 
furchtbar, fo wuͤrde fie doch immerhin einige Zeit in 
Anfpruch nehmen, und je weniger in einen confli= 
tutionellem Staate eine Minifter-Stelle eine Sinecure 
ift, defto mehr müßte eine folche beftändige Abziehung 
auf Privat s Ungelegenheiten nachtheilig und widrig 
ſeyn. Mancher würde die beftäudig ſich wiederholen: 
den Unannehmlichkeiten fo hoch in Anfchlag bringen , 
daß er eine Minifterftelle ganz ausſchluͤge, nur um den⸗ 
felben zu entgehen. Je feltener nun aber die verfchie: 
denen bedeutenden Eigenfchaften find, welche ein tuͤch⸗ 
tiger einer Ständeverfammlung gegenüber geftellter 
Minifter befiten muß: deſto unzwecmäßiger ift offen: 
bar jede Befchränfung ber Heinen vorhandenen Zahl 
von möglichen Kandidaten. 

3. Nicht minder unbeftreitbar iſt, daß die Kraft 
der Regirung noch weiter dadurch gefchwächt werden 
müßte, und zwar fowohl in moralifcher als in mates 
rielleer Bedentung. In erfterer in fo ferne, als ihre 
erften Drgane beftändig vor dem Richter ſtuͤnden. ſchwe⸗ 
rer Verbrechen angellagt. Die nothwendig dadurch auf 
fie fallende Ungunft der Beurtheilung koͤnute aber der 
ganzen Staatögewalt, welche fcheinbar keine anderen 





1) Verdi. (Buddens,) Minifter : Verantwortliäleit, ©. 
68 fg- 
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Diener zu wählen verſtuͤnde, ebenfalls in den. Augen 
der Menge nur hoͤchſt nachtheilig ſeyn. Materiell 
ſchwaͤchend aber wären die Folgen eines ſolchen Zuſtan⸗ 
des, weil wohl nur allzuoft etwas zwar Nuͤtzliches, 
ja Nothwendiges unterlaſſen werden würde, in der 
Beſorgniß, ed möchte dadurch ein neuer Schwarm 
von Klägern aufgeftöbert werden. 

3 Hoͤchſt beſchwerlich wäre ferner eine foldye be= 
ftändige Thätigfeir für die Richter. Mag zum Staats⸗ 
gerichtshofe beftellt werden, wer da immerhin will, 
(ſ. über diefe Frage das naͤchſte Kapitel,) fo mer: 
den immerhin die Mitglieder desfelben fonftige wiche 
tige bffentliche Gefchäfte zu beforgen haben. Daß 
dieſe unter einer Einrichtung Noth leiden müßten, 
weldhe aus dem, der dee nad) nur Ausnahme : Tri- 
bunale, einen ſtehenden Gerichtshof machte, bedarf 
nicht erft der Ausführung, und die ohnedem nicht 
leichte gute Bejegung des wichtigen Collegiumd müßte 
noch weitere Schmwürigkeiten erfahren. 

4. Endlich) müßte die ganze Anftalt, welche — 
trog mancher Unvolllommenheiten — als der Schlußs 
flein des conflitutionellen Syſtemes zu betrachten ift, 
durch allzuzahlreiche, überdich häufig ganz frivole, 
einfältige und kleinliche Klagen in der dffentlichen Ach⸗ 
tung verlieren. Nun ift aber ein Vertrauen in die 
Anftalt namentlich auch deßhalb von politifcher Wich⸗ 
tigkeit , weil fie fogar in Fällen großer Gaͤhrung und 
Unzufriedenheit noch, als ein die Phantaſie hinreichend 
anfprechendes legales Mittel, vor Gewaltfchritten 
bewahrt. Täglih in Wuͤrkſamkeit und mit Eleinen 
Gegenſtaͤnden befchäftigt gefehen, unbedeutende Stra: 
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fen ausſprechend, Tann fie aber einen ſolchen Einfluß 
auf die dffentlihe Meinung nicht mehr haben 2), 

Handelt es fid) nun aber von den näheren Modas 
litäten der Einrichtung , welche an die Stelle des all: 
gemeinen Klagerechtes zu fetzen ift, fo ift Mar, eins 
mal, daß durch die Verminderung der Staatöklagen 
keineswegs dem Rechte verfaffungswidrig handelnde 
Minifter in den gehbrigen Fällen zur Verantwortung 
zu ziehen Eintrag gefchehen foll; und zweitens, 
daß eine bloße Zahlverminderung , weldye auf die ins 
nere Bedeutung der entfernten fowohl ald der zugelafs 
fenen Klagen Feine Ruͤckſicht nahme, eine höchft unvoll⸗ 
kommene Hilfe und vielleicht felbft noch nadhtheiliger 
wäre , als das Uebel felbft. 

Sin erfterer Beziehung nun iſt vor Allem wohl 
zu bemerken, daß keineswegs der Sat begründet 
wurde, ed miüffe der einzelne Bürger die zu feiner 
Kenntniß Fommenden , ihn vielleicht zunaͤchſt beruͤhren⸗ 
den Verfaffungs = Verlegungen ſchweigend dulden , und 
geduldig warten, bis etwa bie zur Klage allein 
berechtigte Behörde zufällig Kenutniß von diefer oder 
von einer andern unerlaubten Handlung des Minifters 
nehme. Er darf, er foll fogar zur WVertheidigung 
bed Grundgefeßes dad einige beitragen: nur Fann 
dieß nicht in der Form einer von ihm allein ausgehen: 
den felbftftändigen Alage vor dem Staatögerichtöhofe 
gefchehen. Er benüße alfo die Preife, oder — noch 


2) Hiemit ift denn zu gleicher Zeit auch entfchleden , daß eins 
zelne Bürger nicht aub ald Intervententen bei einer 
Minifteranflage auftreten lönnen. Wer Fein Klagerecht hat, 
kann auch kein Interventionsrecht haben. S. übrigens uıt: 
ten, Buch 1, Say. 6, 6. 





— 2231 — 


unmittelbarer dem Ziele zugehend — wende er ſich au 
die mit dem Klagrechte ausfchließend verfehene Bes 
hörde, und trage diefer den Fall mit der Bitte vor, 
daß fie nun ihre Pflicht erfüllen möge. Das Recht 
der Befchwerbe bleibe frei. Der Minifter habe in jedem 
Bürger einen genanen Beobachter feiner amtlichen 
Handlungen zu fcheuen. Allein nur in hinreichend wichs 
tigen und rechtlich unzweifelhaften, fomit in feltenes 
ren, Fällen komme es zur wirklichen Staatsanflage. — 
Eben fo ift zweitens Mar, daß nicht Davon die Rede 
ſeyn kann, die Zahl der Staatsproceſſe durch eine 
jenem franzbfiichen Gefeße analoge Einrichtung, wels 
cher gemäß von der Negirung felbft die Erlaubniß zue 
Klage zu erbitten wäre, zu befchräufen. Nicht nur 
würde eine ſolche Beſtimmung den ganzen Zweck der 
Anſtalt vernichten, (denn es müßten wahrlich drin⸗ 
gende Beweiſe ſeyn, welde einen Miniſter von der 
Zweckmaͤßigkeit und Nothwendigkeit feiner eigenen Anz 
Mage zu überzeugen im Stande wären 3), fondern es 
würde auch der fich in folchem Geſetze ausſprechende 
freche Hohn eine Steigerung der Unzufriedenheit erzeus 
gen, weiche um fo bedenklicher wäre, als kein legales 
Huͤlfsmittel ihr als Sicherheit s Ventil diente. — 
Auch ift drittens die Nothwendigkeit der Beſchraͤukung 
auf wichtigere Fälle nicht fo zu verſtehen, als dürfe, 
durch Seftfegung eines Außern Merkmales, z. B. eines 
Geldwerthes oder d. gh, nur eine folche Verlegung 


3) Eine ziemlich aͤhnliche Naivität if in $. 188 der wuͤrtt. 
V. U, angeordnet, wo der Regirung die @inberufung eis 
ned außerordentlihen Landtages zur Pflicht gemacht wird, 
wenn ihr vom ftändifhen Ausichuffe „ber Grund der Anz 
Elage und deven Dringlichkeit gehörig nachgewieſen werde 1%; 


J 





der Verfaffung zur Klage kommen, wodurd) ein mas 
teriell bedeutender Schaden bereitd zugefügt ſey. 
Allerdings ift die fühlbare Groͤße des Uebels ein Grund 
weiter nach Wiederherftellung und Worbeugung fürs 
Kinftige zu fehen: allein auch wo es fich vorläufig 
nur von einem allgemeinen Grundfage handelt, deffen 
Folgen dießmal von gar keinem Belange, felbft fogar 
mdglicherweife von materielem Nugen feyu mögen, ifl 
eine Anklage an ber Stelle, fobald Dadurch ein gefährs 
liches Spftem angegriffen und befiegt würde. Zweckmaͤ⸗ 
Biger ift es freilich, einen folchen Fall zu wählen, defs 
fen Umftände und aͤußere Wichtigkeit von der Art find 
daß auch die Phantafte der Menge dadurch berührt und 
fomit die bffentliche Meinung lebhaft für die Frage in 
Aafpruch genommen wird: allein Fein Bernünftiger 
wird verlangen, daß wegen der bloßen Verminderung 
der Staatdanflagen der allmähligen Feftftellung vers 
faffungswidriger Principien ruhig zugefehen werden 
muͤſſe, bis endlich ein greller Fall — itzt vieleicht zu 
ſpaͤt — wichtig genug zu einem Rettungsverfuche ers 
fcheinen.. 
Was aber die Eorge für die richtige Wahl der 
aufzugreifenden Klagen betrifft, fo muß offenbar , fol 
der Zwed erreicht feyn, dem mit dem außsfchließenden 
Klagerechte zu Beauftragenden Intelligenz, Würde und 
Kraft beimohnen, und zwar nicht blos zufällig und 
zuweilen, fondern wefentlidy und nad) merfchlicher Vor⸗ 
ausberechnung immer. Intelligenz, damit weder in 
folhen Zällen geklagt wird, in welchen das Recht 
auf Seite des Minifterd ift, noch aber auch eine 
Klage unterbleibt, weil dad Dafeyn und die Wichtigs 


feit einer Derfaflungs -» Verlegung nur von flaatdrecht: 
lich befonderö Gebüldeten zu bemerken if. Würde, 
damit das letzte regelmäßige Mittel zur Wertheidigung 
der Verfaſſung nicht gemißbraudht wird zur Befrie⸗ 
digung perfonlicher Leidenfchaft, und daß ſchon die 
Möglichkeit der bloßen Klage, ganz abgefehen von 
dem richrerlichen Spruche,, ein Auhaltögrund für einen 
Miniſter ift, welcher ſich felbft achtet. Kraft endlich, 
damit theild aud) in ſchwuͤrigen und haͤcklichten Fällen, 
wo vielleicht bedeutender bürgerlicher Muth erforder: 
lich ift, der Schuldige immer einen Gegner finde, 
theil8 aber damit auf der einmal betretenen Bahn feft 
und ruͤckſichtslos weiter gefchritten wird. 


2. Die mögliden Fälle: 


$. 2 
a. Eigens beflellte Cenſoren. 


Leicht bietet fi der Gedanke dar, dieſe Kordes 
derungen durch die Aufftellung eigens beftellter Ce ns 
foren zu erfüllen, Solche hätten dann dad Recht 
und die Pflicht, die fämmtlichen Regirungs » Hands 
Lungen genau zu beobachten , diefelben hinfichtlich ihrer 
Verfaſſungsmaͤßigkeit zu pruͤfen, und gegen die ihnen 
ftrafbar -feheinenden eine Anklage vor dem Staatsge⸗ 
richtöhofe anzuftelfen. Um ihnen die Möglichkeit zur 
richtigen und genauen Handhabung ihres Auftrages 
zu geben, müßte ihnen das Recht eingeräumer ſeyn, 
amtliche Documente zu verlangen und jeden Beamten, 
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vom Minifter an, zu Erklärungen über Thatfachen auf: 
zufordern. Ihre Zufammenfünfte und Berathungen 
wären unter befondern Edyuß der Verfaſſung zu ſtel⸗ 
len, und ihnen perfonlidy die befondern fchüßenden 
Rechte der Ständemitglieder zu ertheilen. Natuͤrlich 
wären fie, ohne alles Zurhun der Regirung , mittels 
bar (durch die Erändeverfammlung) oder unmittel- 
bar vom Volke zu ernennen *)- 

Für diefe Idee ſpricht Manches und Bedeutendes. 
Vorerft unterliegt keinem Zweifel, daß wenn fir ein 
einzelnes beftimmtes Gefchäft die tauglichen Mäns 


1) Ein Nerfuh diefer Art ift in ber ephemeren Nerfdfiung 
der italtänifhen Mepublif, vom Qahre 1802, Art. 
33 — 41 und 109, 1411 und 114 gemacht; eben fo 
ift ist in den nordamerifanifhen Bundesflaate Vers 
mont eine Genjur (freilich in erweitertem , bier nicht 
weiter zu befprehendem, Maafe) beftellt. E. die Verf. 
Urf, desfelten, Art. 43, im Constit,. Law., ©. 114. 
— Bon Thbeoretifern ift die Idee nur wenig aufgefaßt 
und noch weniger irgend ausführlicher entwidelt worden. 
Pinheiro-Ferreira ift ber einzige, welder (in - 
feiner Cours de droit publ, Par., 1830 , ®bd. I, & 
222 fd.) fie fogar den übrigen Möglichkeiten vorzieht, 
aber freilich auf eine hoͤchſt fonderbare und unausführbare 
Weiſe traveftirt. Er will naͤmlich einen eigenen hoͤchſten 
Math (conseil aulique), beftehend aud dem Groß: Kanye 
ler , dem Groß = Michter , dem Eonetable, dem Groß: Ads 
miral und dem Groß = Finanzcontroleur , die beftändige 
Beauffihtigung dee Minifter übertragen. Allein wer fieht 
nicht ein, daß dieſe höchlten Beamten Feine der Verwal⸗ 
tung gegenüberftehenden Cenſoren, fondern deren Haͤupter, 
die Minifter aber nichts anders als beren Secretäre waͤ⸗ 
sen ? 








ner gefucht werden, ihre Auffindung leichter ift, als 

wenn denfelben vielerlei und verfchiedene Gefchäfte aufs 
getragen werden ,„ wie e8 3. B. bei Mitgliedern einer 
Stände Verfammlung der Fall ift. Zweitens ift auch 
zu erwarten, daß Solche, welche befonders und aus⸗ 
fchließlicdy zur Beforgung eines einzelnen Auftrages bes 
ftelle werden, ihrer Auflage räftiger und ficherer nachs 
fommen , als wenn man noch zu vielem Anderen bes 
rufen, abſichtlich oder unabfichtlich, eines über dem 
andern verfänmen, eines hinter das andere verfteden 
kann. Dieß ift um fo gewifler zu erwarten, wenn Die 
fragliche Stellung eine wichtige und den Augen der 
Mit: und Nach⸗Welt ausgeſetzte if. Endlich läßt 
fi) hoffen, daß die von ſolchen verhaßt machenden 
Aufträgen befreite Stände: Berfammlung mit der Res 
girung feltener auf ganz unfreundlichen, das allgemeis 
ne Wohl in der Regel fehr vernachtheiligenden Zuß ges 
rathen werde. 

Dennoch bietet bei näherer Betrachtung diefe Eins 
richtung eine fo große Menge von Schwürigkeiten und 
Fehlern dar, daß nimmer zu ihrer Annahme zu ras 
then ift. 

Vorerft bat ſchon die Beſtimmung der Zahl 
dDiefer Cenforen ihre großen Schwürigkeiten. We⸗ 
nige, oder gar ein Einziger, würden zu geringe Si⸗ 
cherheit darbieten. Nicht nur koͤnnte die Fähigkeit 
fehlen, fondern noch mehr wäre Gefahr, daß auf 
den Willen durch ungebürlide Mittel von der Regi⸗ 
rung eingewärkt würde. Gelbft bedeutende Opfer 
würden für eine ihrer fehlechten Sache bewußte und 
zur Fortfegung ähnlicher Handlungsweife entfchloffene 
Negirung gar wohl der Mühe werth feyn , denn durch 

. 15 





die Beitechung einer Majorität der Eenforen würde fie 
zu gleicher Zeit jeder Schen vor den Ständen und 
vor dem Staatögerichtöhofe enthoben ſeyn. — Eine 
bedeutende Anzahl von Cenforen aber aus lauter voͤl⸗ 
lig fühigen und wirdigen Männern zufammtenzufegen , 
diirfte wenigftend in mittleren und Fleineren Staaten 
keiueswegs leicht ſeyn, weil fchon die Ständeverfamm: 
lung einen größeren Bedarf von talents und Fenntniß- 
reichen, unabhängigen, zuverläßigen Männern außer: 
balb des Staarsdienftes veranlaßt, als immer mit 
Eicherheit aufgefunden werden können, und außerdem 
noch, wenigftend wenn die Stände nicht auch hierzu 
verwendet werden wollen , filr eine tüchtige Beſetzung 
des Staatögerichtähofes zu forgen ift. | 

Zweitens ift leicht vorauszufehen, zu welchen 
Parthei-Umtrieben diefe Einrichtung VBeranlaf- 
fung geben wirde. Iſt e8 ohne Zweifel nicht eben 
die erfprießlichfte und rähmlichite Seite der conftitus 
tionellen Einrichtungen, daß der Sieg eines beftimmten 
Principes lange zweifelhaft bleiben kann, während die 
verlängerten und dffenrlich betriebenen Verhandlungen 
darüber die Leidenfchaften je länger je mehr aufregen, 
und von diefen wieder vielfach mißbraucht werden koͤn⸗ 
nen: fo muß eine Einrichtung, welche diefen Streit 
noch weit mehr zu verlängern geeignet ift und welche: 
den faum und mir Mühe errungenen Sieg einer Ans 
fiht oder Parthei alöbald wieder in Frage ftellen kann, 
zum wahren Uuglüde werden. Und wie wenig koͤnnte 
man auf einen feſten Zuftand und auf Zufriedenheir 
rechnen „ wenn es der Minderzapl gelänge, durch eine 
Sutrigue oder durch den Zufall einer Stimmenmehrs 
beit in dem Fleineren Collegium der Eenforen die Mas 
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jorität nad) bereits entichiedenem yarlamentarifchm 
Siege derfelben immer wieder anzugreifen und ungewiß 
zu machen. 

Drittens wuͤrde ein fehr großer Zeitaufwand 
durch die ist ndrhig gewordene Doppelte Controle 
aller Regirungs-Handlungen verurfacht werden Aus 
Ber der zwifchen den Ständen und der Regirung cons 
tradictorifch zu verhandelnden geuauen Durchficht der 
ganzen Verwaltung wirde nnu auch noch von den 
Cenſoren bei ihren Zufammenkünften derfelbe Kreis von 
Thatſachen durchforſcht und , fehr häufig wenigftens, 
wegen der ndthigen Erläuterungen mit den verantworts 
lien Staatöbeamten gemeinfchaftlich erbrtert wers 
den. Menn nun fchon jene fländifche in kurzen Zeitabs 
fchnitten wiederkehrende Unterfuchung den ruhigen Gang 
der Verwaltung zu fldren und die Zeit fonft vielfach 
befchäftigter Männer in Anfpruch zu nehmen geeignet 
it, fo fälle der Nachtheil einer noch weitern Ausdeh⸗ 
nung dieſes Syſtemes jedem in die Augen. 

Endlich viertend würde durch die Aufftellung fol= 
cher Eenforen die ganze Stellung der Staͤnde-Ver⸗ 
fammlung, fomit dad ganze conftitutionelle Syſtem, 
weſentlich und zwar keineswegs vortheilhaft verändert. 
Nicht nur wiirde nämlich) den Stäuden ein zu ihrem 
ganzen Dafeyn nothwendiges Recht entzogen, fo ıdern 
auch die ihnen noch bleibenden Befugniffe müßten alles 
Nachdruckes und Werthes entbehren,, und endlich mäßte 
die machtheiligfte Verwirrung und Ungewißheit über 
die Staatsangelegenheiten entftehen. — Was das erfte. 
betrifft, fo find die Stände dazu beſtimmt, die Nechte 
des Volkes gegenüber von der Regirung nady Maas⸗ 
gabe der Verfaffung geltend zu machen. Dieß Tann 

15 ° 
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aber unmoͤglich vollſtaͤndig geſchehen, wenn ſie nicht 
auch das Recht haben die Regirungshandlungen der 
oberſten Staatsbeamten zu beobachten und nörhigen 
Falles die erforderlihen Schritte gegen diefelben zu 
thbun. Gerade durch diefe Handlungen wird ja haupt: 
fächlich den Rechten des Volkes zu nahe getreten wer⸗ 
den. Menu in dem Spfteme der conftitutionellen Mo⸗ 
narchie die Regirung und das Volk einander als ges 
trennte umd mit gegenfeitigen Rechten und Pflichten 
auögerüftete Halbtheile Eines Ganzen gegenübergeftellt 
werden, fo muß nothwendig,, wenn das Syſtem nicht 
luͤckenhaft und unvolllommen feyn fol, den Organen 
des Volkes, den Ständen, die Wahrung der gefamms 
ten Stellung und die Verwendung über alle dazu nb: 
thigen Mittel eingeräumt feyn. Hier ift kein Raum 
für eine weitere Gewalt, weldye den Volksorganen ein 
Necht entziehen, die Regirungsorgane aber angreifen 
koͤnnte. Es mag feyn, daß die Staͤude nicht immer 
ihre Schuldigfeir thun werden : allein hieraus folgt noch 
keineswegs, daß über fie noch ein Wächter und ber 
ihre Beſchluͤſſe noch eine Oberauffichtsbehbrde geſetzt 
werden kann. Endlich einmal muͤſſen doch die Con⸗ 
trolen aufhoͤren; wer wird die Waͤchter ſelbſt bewa⸗ 
hen? Und die in der Natur der menſchlichen Dinge 
liegende Unvollkommenheit ift immer noch beffer, als 
ein ungefchicter Verſuch, fie auf Koften des ganzen 
Organismus, wo nicht gar der Lebensfähigkeit zu befs 
fern. — Zweitens aber ift klar, daß die Stände durch 
die Abnahme des Anklagerechtes eine Haupt: Norm 
ihrer Wuͤrkſamkeit verlieren würden. Welchen Nachs 
druck wären fie im Stande, ihren Zorderungen und 





Wahrungen der Verfaffung zu geben, wenn nicht ein: 
mal ein Recht der Anklage im Hintergrunde ftinde ? 
Daß es weder der Verſammlung würdig, noch aud) 
von irgend einem fichern Erfolge wäre, wenn fie die 
Genforen mit einer, natärlid auch zu verweigernden , 
Bitte um Hilfe angienge, ift Mar. Verweigerung der 
Steuer aber ift theils nur da erlaubt , wo fchon offe⸗ 
ner Kampf zwifchen der die Verfaffung angreifenden 
Kegirung und dem fie vertheidigenden Wolfe eutbrannt 
ift, wäre alfo bei einer im Ganzen verfafiungsmä= 
ßigen Regirung, und vieleicht blos Eiues Mannes oder 
einer Handlung wegen, Verbrechen und Wahnfinn ; 
theils ift es ein Mittel von fo unberechenbar eingreis 
fenden und unzähligen üblen Folgen, daß feine Ergreis 
fung leicht das Schlimmfte ift, was begegnen Fann. 
Die Furcht von einer folchen wird fomit nicht fehr groß 
feyn. ° Alle andern zur Verfügung der Stände ſtehen⸗ 
den Mittel find aber theild ebenfalls für das Ganze 
nachtheilig, (während doc) eben diefes Ganze bewacht 
werden foll durch den Angriff auf den verfaffungsfeinds 
lihen Minifter) theils können fie nur langfam würfen, 
und entbehren fomit des erforderlichen Eindrudtes und 
der zwingenden Kraft. Eine Stände s Berfammlung 
aber, welche nicht wirken kann, ift von allen denk⸗ 
baren die abgeſchmackteſte und Eoftfpieligfte Staatseins 
richtung. — Nicht minder klar ift endlich, daß eine eben 
fo ſchwuͤrig zu entwirrende als nachtheilige Verwir⸗ 
rung aus dem MNebeneinanderbeftehen von Cenforen 
und Ständen entftehen müßte. Ihr Gefchäftsfreis wäre 
objeetiv zum großen Theile derfelbe, ihre gegenfeitis 
gen Anfichten und Beichläffe aber wären völlig unabs 
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haͤngig von einander. Eine entſchiedene Meinungs⸗ 
verſchiedenheit uͤber denſelben Punct koͤnnte ſomit in 
jedem Augenblicke ſich ereignen, und wuͤrde auch aller 
menſchlichen Wahrſcheinlichkeit nach haͤufig genug wuͤrk⸗ 
lic) eintreten. Dieß wäre nun aber hoͤchſt unangenehm, 
und zwar fowohl in dem Falle, wenn die Genforen 
eine von den Ständen getadelte Handlungsweiſe bil- 
ligten, als wenn fie eine von derfelben gebilligte Maas: 
regel angriffen. Unter jener Borausfegung wärde alfo 
die eine mit der WVertheidigung der Volksrechte beauf- 
tragte Verſammlung einen gewiſſen Act der Regirung 
aus allen Kräften zu hintertreiben oder wenigftens wies 
der aufzuheben fuchen. Sie wirde die zu feiner Les 
galifirung nörhigen Gefee verweigern; das zu feiner 
Aufrechterhaltung erforderliche Geld abfchlagen. Gie 
würde feine Zurädinahme verlangen, bdiefelbe ald Be: 
dingung eines freundlichen Verkehres mir der Regi⸗ 
rung feßen. Sie würde vielleicht felbft eine fürmliche, 
wenn ſchon außergerichtlidhe , Befchwerde über die ans 
gebliche Verfaffungs-Verlegung an den Regenten brin= 
gen, die Entlaffung: des fchuldigen Minifterd fordern. 
Mihrend deffen aber würden die Genforen , die Recht: 
und Berfaffungmäßigkeie ſtillſchweigend oder ausdruͤck⸗ 
li anerfennend, jede Mitwirkung von ſich weiſen, 
die Bemühungen der Stände ftillfchweigend oder aus⸗ 
druͤcklich tadelnd. Im andern Falle dagegen müßte 
die Ständeverfammlung fehen, wie eine von ihr ges 
billigre , vielleicht fogar erlangte Maasregel von der 
dazu von der Verfaffung eigens beſtimmten Behdrde , 
als ein Verbrechen erfiärt und an das Bericht gebracht 
wiÄrde. Und wenn allenfald auch (übrigens wohl 
gegen eine folgerichtige Durchführung des Grund⸗Ge⸗ 


banfens) beftimmt wäre, daß eine in der Form 
eines Geſetzes von Regirung. und Ständen gebilligte 
Handlung Fein Gegenftand für eine Anklage der Gens 
foren mehr feyn koͤnne: fo blieben immerhin noch theils 
die uugiltig erlaffenen Geſetze, theild die Fälle un⸗ 
förmlicher Zuſtimmung der Stände einem Angriffe 
offen ?). Es Leuchter nun ein, welhe Menge von 
Nachtheilen aus einem folchen Iwiefpalte zweier wid): 
tiger, mit der Wahrung der Berfaffung gleichmäßig 
beauftragter Behdrden entftehen müßte. Die zunächft 
Betheiligten, die Miniſter, wären nie ficher, daß 
‚nicht ihre Handlungen und Plane, trog aller Vorſicht 
und der vollen Billigung der von der Verfaflung zu 
ihrer Guͤltigmachung Beſtimmten, den bedenflichften 
Angriffen unterlägen. Sie hätten fomit die ſchwuͤrige 
und unter Umfländen gar nicht zu löfende Aufgabe, 
außer einer — oft ſchon ſchwer genug erreichbaren — 
Uebereinfunft mit den Ständen, fih auch noch um 
die muthmaaßliche Einftimmung der Eenforen zu be⸗ 
mühen. Was die Stäude betrifft, ſo wäre eine folche 
Controle ihrer Beichläffe, wenn ſchon gegen fie viel- 
leicht Feine Klage damit verbunden wäre, Doch fchon 
deßhalb hoͤchſt widrig , weil auch fie nicht im Stande 
wären, ein beftimmtes Syſtem zu verfolgen. Davon 
gar nicht zu reden, daß es ihnen weit ſchwerer würde 
die dffentlihe Meinung lebhaft für fih aufzuregen und 
dadurch ihrer ganzen Stellung gegenüber der NRegirung 
eine breite und fichere Grundlage , ihren Befchläffen 
Kraft und ihren Bitten Achtung zu verfchaffen. Die 


3) S. oben, Bud I, Kap. 2, 6, ©. 809 fi. 


Bürger endlich wärden nicht nur durch dieſe Schwäs 
hung ihrer Volksvertreter, fondern auch noch durch 
die einer folgerichtigen und Fräftigen Verwaltung in 
den Weg gelegten, oben beruͤhrten, Hinderniffe ſchwe⸗ 
ren Berluft leiden. 

Zu allen diefen pofitiven Mängeln und Nachtheilen 
fommt überdieß noch , daß ein Hauptvorwurf, wel: 
cher die Uebertragung des Anfinge: Rechtes an die 
Stände trifft, nämlich die bei der nur zeitweifen 
Verſammlung derfelben nicht zu vermeidende Verzoͤge⸗ 
rung feiner Ausuͤbung und dadurch entftehende Schwaͤ⸗ 

- dung feiner Wuͤrkſamkeit, durch die Ernennung eigener 
Genforen gar nicht oder nur iu geringem Grade ents 

- fernt würde. Man bat nämlich offenbar nur die Al⸗ 
ternatine, entweder die Cenſoren als eine ftehende Be⸗ 
hoͤrde einzufegen , oder fie auch nur in längeren Zwis 
fhenzeiten einzuberufen. Erfteres ift nun aber theils 
wegen der unverantwortlichen Zeitz und Geldver⸗ 
fhwendung , theild um der beftändigen Gefahr einer 
Störung des ruhigen Ganges der Regirung willen 
ganz außer Frage; bei der anderen Einrichtung wird 
aber , gegenüber von einer Uebertragung an die Stän- 

de, nichtd gewonnen, Auch diefer Umftand kann ſo⸗ 
mit nur zur Verwerfung ded ganzen Gedankens bei⸗ 
tragen. 


F. 3. 
b. Bie Stande - Verſammlung. 


Schon aus dem Bisherigen ergiebt ſich, daß das 
‚ausfchließende Recht ber Minifteranflage der Stän- 
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de⸗Verſammlung nicht entzogen werden kann. 
Hier finden ſich die noͤthigen Eigenſchaften in dem 
hoͤchſten zu erreichenden Grade vereinigt; der regelmaͤ⸗ 
ige Auftrag der Volksvertreter führt fie, ausgeruͤ— 
ftet mit dem nöthigen Materiale, ſchon von felbft 
und ohne weitere Störung des Staatdorganismus und 
feiner heilfamen regelmäßigen Thaͤtigkeit zu den Faͤl⸗ 
Ion, weldye eine Ausübung des Rechtes verlangen. 
Die Ausübung kraͤftigt und fichert ihre auf das allge: 
meine Wohl berechnete Stellung ). 

Zwar ift, wie bemerkt, der Vorwurf längerer Ver: 
zoͤgerung, mo augenblickliches Einſchreiten vielleicht 
noͤthig geweſen wäre, nicht zu entfernen 2): allein, 


41) Dieß war auch bei der Entwerfung und Berathung der 
Verfaſſung der Vereinigten Staaten von N. 9. 
allgemein ald unzweifelhaft angenommen. &. Joarnal of 
the Convention, ©. 69, 121, 137, 225 u. 236; 
Elliot, Debates, Bd. III, &. 43 fy. 


2) Ylerdings wäre ein in jedem Augenblide bereited Einſchrei⸗ 
ten durch ein boppeltes Mittel zu erzielen. Entweder 
nämlich koͤnnte ein ftändifcher beftändiger Ausſchuß eben: 
falls mit dem Klagrechte verfeben werden, oder koͤnnte 
man wenigſtens einem ſolchen Ausſchuſſe die alsbaldige 
Einberufung einer Ständeverfammlung als unabhängi- 
ges Recht überlafien. Allein abgefehen davon , daß die 
meiften conftitutionellen Stasten einen ſolchen Ausſchuß 
num einmal nicht haben, fo ſprechen überwiegende Gründe 
gegen beide Ginrichtungen. Was den erften Plan betrifft, 
fo befteht die große Gefahr folder Ausihäffe der Er: 

fahrung gemäß befanntlich darin , daß fie gerne bie Mechte 
der vollen Verfammlung nah und nah ufurpiren und 
dadurch biefe, bei welcher doch bei weitem mehr Autelligenz, 
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da ed ein Mangel auch der übrigen an und fir ſich moͤg⸗ 
lichen Einrichtungen diejer Art ift: fo. darf diefe Un⸗ 





. Kraft und Unabhängigkeit zu erwarten ift, immer mehr 
in den Hintergrund drängen und am Ende ganz erftiden. 
Nun aber vergrößert jedes wichtige dem Ausfchuffe ein: 
geräumte Recht aus doppelten Gründen die Gefahr einer 
folhen Ufurpation. Einmal erfegt der Ausſchuß durch ein 
folhed Recht bie Ständeverfammlung in einem wichti⸗ 
gen Gefhäfte auf gefehlibe Weile, erwirbt badurh um 
fo mehr Anfehen, und macht, daB die volle Verſammlung 
nm fo meniger vermißt und gewuͤnſcht wird, Dffenbar 
ein bedeutender Vorſchub zu weiterer, ungefeßlicher Ge: 
waltergreifung. Zweitens macht eben das in Frage ftehende 
Recht den Ausſchuß für die Megirung bedeutend. Diefe 
wird alfo leicht auch ihrer Seitd zu Ufurpationen desſel⸗ 
ben ſchweigen badurh Stillfchweigen erfaufend. Und 
fhwerlih wird man diefen Bemerfungen entgegenhalten 
wollen , daß der vollen Verfammlung immerhin ihr eigenes 
Anklagerecht noch bleibe. Nur zu leicht wird ſich Denen, 
welhe nicht denken wollen, und Solchen, melde nicht 
handeln wollen, (und beide machen zufanımen einen guten 
Theil der Menſchen aud,) der Scheingrund barbieten , 
daß der Ausſchuß laͤngſt fhon die ist beanftandeten Me: 
girungs: Handlungen geprüft haben muͤſſe, und daß alfo 

ſein Verharren in Unthätigkeit ein Bemeid von deren Ge: 
feglichkeit fey. Je weniger aber ein ſolcher Vorwand Sinn 
bat und auf Uebergeugung beruht , bes geringeren Grfolg 
pflegt feine Belämpfung zu baden. — Die Einbern: 
fung einer außerordentlihen Stände: Verfammlung zum 
Behufe einer fchnellen Minifter: Ariflage Hätte dagegen 
den Nachtheil, daß das Recht der Megirung , die Stände 
(verfteht fi innerhalb gewiſſer Außerfter Gränzen) zu der 
ihr paffendften und für ben Betrieb der Geſchaͤfte vortheil- 
bafteften Zeit einzuberufen, eben fo das zu Erhaltung der 
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volllommenheit feinen gültigen Grund zur Verwerfung 
abgeben. Es kann ſich ſomit nur davon handeln, 
die nothwendige Einrichtung auf die im Einzelnen 
vortheilhaftente Weiſe einzurichten. 

Die erfte zur Entfcheidung zu bringende Frage 
ift, ob das Anklagerecht der ganzen Stände : Ber: 
fammlung : oder ob es nur einer Abrheilung derfelben 
zu ertheilen fey, und im leßteren Falle, weldyer Kam⸗ 
mer ? Loͤst fich diefe Frage auch in jenen Staaten, 
welhe dem Oberhauſe, allein oder gemeinfchaftlich 
mit andern Elementen, ganz oder nur theilmeife, das 
Richteramt übertragen haben, oder deren Stände 
nur aus Einer VBerfammlung beftehen , allerdings von 
ſelbſt, fo bleibe fie doc) für die Mehrzahl von größe . 
ter Bedeutung. Kür folche liegt denn eine vierfache 
Möglichkeit vor. Entweder kann das Anklagerecht der 
ganzen Stände = Berfanmlung Äbertragen feyn , fo daß 
fie wie bei allen andern Gejchiften nur dann han⸗ 
delnd auftreten faun , wenn beide Kammern einen über: 
einftimmenden Befchluß faffen. Oder kann das Anfla- 
gerecht dem Oberhaufe ausfchließlich Übertragen feyn. 
Oder ift dasfelbe ausfchließende Recht der Kammer der 
Abgeordneten anvertraut. Oder endlich hat jede der 





Drbnung oft noch weit wichtigere Recht, die Verſamm⸗ 
lung zu entlaffen, dadurch ganz aufgehoben würde. Hier⸗ 
mit verglichen erfheint die fpätere Anklage gegen einen 
Minifter dad Fleinere Uebel, wie ed ſich denn überhaupt 
noch frägt , ob nicht wenigftend ein bedeutender Theil des 
Schadens der Verzögerungen in eilenden Fällen dur den 
Vortheil einer größeren Ruhe in der Verwaltung audges 
glihen wird. 


beiden Kammern abgefondert das Recht, eine Klage 
einzureichen. 

Die Behauptung, daß eine ansfchließliche Weber: 
tragung an das Oberhaus nidyt zwedinäßig wäre, wird 
wohl geringen Widerfpruch erfahren. Dasfelbe ift als 
Princip der Maͤßigung, Erhaltung , umfichtiger Ueber⸗ 
legung wenig geeignet zur Bildung von Angriffen. 
Allerdings follen diefe Feine Ungerechtigkeiten feyn : 
allein theild muß doch ſchon das Gefe die Möglichkeit 
hiervon annehmen, indem es erft einen Richter über 
diefelben fest; theils bedarf e8 auch zur Bildung einer 
ganz gerechten Klage einer Stimmung und einer Stel⸗ 
lung, welche einem Oberhaufe wenigftens nicht häufig 
beiisohnen wird. Diefelben Eigenfchaften, weldye ein 
Oberhaus in der Hauptfache gefchict zur Uebernahme 
der Michterftelle machen ?), geben demfelben zur kraͤf, 
tigen "und rädjichtölofen Durchführung der Rolle des 
Klägers mindere Tauglicykeit. Nimmt man nod) hiers 
zu, daß wicht felten auch einem Oberhauſe je nad) 
feiner Iufammenfegung befondere Neigung für arifto: 
kratiſche Jutereſſen nicht wird abgefprocdhen werden 
fonnen, wo denn auf der einen Seite die Verlegung 
oolfschämlicher Rechte geringen Unklang, dagegen auf 
der andern Seite die Ergreifung ganz geſetzlicher, das 
Mohl der Mehrzahl berädfichrigender Schritte heftige 
Anklaͤger finden könnte: fo ftelle fi) daraus eine auf: 
fallendere Untanglichkeit zur alleinigen Webernahme des 
eonftitutionellen Unflagerechtes heraus. Schon der 
Verdacht folder Abfonderung und Partheilichkeit wuͤrde 





3) ©. hierüber unten, Buch I, Kap. 4 , 66. &, 5 und 10. 
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üble Folgen haben, indem er dad Vertrauen des Vol⸗ 
kes in das aͤußerſte gefegliche Mittel ſchwaͤchte, und 
fomit die in legterem liegende Garantie der Ordnung 
und Ruhe minderte. Dieß find denn wohl auch die 
Gründe, warum nicht in Einem Staate dem Oberhaufe 
allein das in Frage flehende ausſchließliche Recht er: 
theilt worden iſt. 

" Das Meifte von dem oben Bemerkten findet nas 
tärlich auch Anwendung ayf einen nothwendigen Ans 
theil des Oberhaufes, wenn nämlich nur durch einen 
übereinftimmenden Schluß beider Kammern eine ftäns 
difche Klage eingereicht werden koͤnnte. Iſt auch einis 
ger Unterfchied zwiſchen bloßer paſſiver Unthaͤtigkeit 
und ausdruͤcklicher Verwerfung einer von Audern bes 
reits befchloffenen Maasregel: fo ift doch nicht zu laͤug⸗ 
nen, daß auch bei diefer Einrichtung das bloße, viel- 
leicht aus ganz felbftifchen Gründen hervorgehende 
Nichtwollen der Pairs jede Minifter- Anklage gänzlich zu 
hindern im Stande iſt. Dieß ift aber um fo gewifler 
ein größeres Uebel, als eine wielleicht zuweilen mit 
Leidenſchaft und Einfeitigkeit von der Kammer der Ab: 
geordneten befchloffene Anklage, da ja der Richter dazu 
vorhanden ift, um Recht und Wahrheit zu unterfu- 
chen, und fomit alfo das moderirende Princip des Ober: 
hauſes überfläßig if. Somit ift eine Abweichung von 
der, allerdings fonft allgemeinen und nothwendigen , 
Regel der Urbereinftimmung beider Kammern zu einem 
rechtöfeäftigen ftändifchen Beſchluſſe hier volllommen 
begründet. 

Zu raſch wäre num aber der Schluß, daß aljo der 
Kammer der Abgeordneten das Anklagerecht ausfchließ- 
lich zu übertragen fey. Daß fie zu feiner Anwendung 
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befonderd geeignet ſey, Tann keinem Zweifel unterlies 
gen; eben fo wenig , daß fie Dasfelbe ungehindert von 
dem Oberhauſe muß zur Anwendung bringen koͤnnen. 
Allein da es auf der einen Seite Feinen Nachtheil 
bringt, wenn das Oberhaus von einem ihm ebenfalls 
zuftehenden abfonderten Rechte keinen Gebrauch macht; 
auf der andern Seite aber doch die Möglichkeit vors 
hauden ift, daß ein Oberhaus pflichtgetreuer handelt 
ald eine Abgeordneten = Kammer, fey ed im Allgemei- 
nen ſey ed in einem einzelnen Falle; da ferner es eine 
folgewidrige Zurädfegung und Verdächtigung des erften 
Beitandtheiles der Volkövertretung wäre, welchem doch 
die Wahrung aller andern Rechte und Sfntereffen des 
Volkes zuftceht, wenn er für unfähig erklärt wilrde eine 
Minifteranklage zu befchließen,; da endlich felbft zu 
beforgen wäre, daß gegen ein auf folche Weife wehr⸗ 
108 gemachres Oberhaus ein factidfes Minifterium im’ 
. Bunde mir einer Äberlpaunten Kammer der Abgeordne: 
ten fi) Schritte erlaubte, welche in der Würkung oder 
felbft in der Korm diefes moderirende Element der Ver⸗ 
faffung vernichteten: fo muß der Sat aufgeftellt wer: 
den, daß beide Kammern, allein unabhängig 
von einander das Recht der Minifter = Anklage fols 
len auszuüben haben *). 


4) Vergl. hierüber auh (Budbdeug,) Minifterverantwort: 
lichleit, S. 60 fg. — Die Bellimmungen ber Mehrzahl 
der Verfafungd = Urkunden ſtimmen nicht mit diefer Forde⸗ 
rung der Theorie überein. In der Megel ift nämlich in 
jenen Staaten, welche nicht dem Dberhaufe das Richter: 
amt übertragen baben, ein fürmlicher Beſchluß beider 
Kammern vorgefhrieben, fo namentlih in der poln’- 
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Eine zweite Frage ift, ob die Stände: Berfamm: 
lung, wie bei manchen andern wichtigen Beſchluͤſ⸗ 
fen , befoudern erfihiwerenden Foͤrmlichkeiten, 3. B. ei⸗ 
ner größern Stimmenmehrheit als der abfoluten, u. dgl., 
zu unterwerfen ift? Daß unndthige Minifteranklagen 
zu vermeiden find, if fchon wiederholt zugegeben 
worden. Gie bringen jeden Falles Erbrung in den 
Gang der Regirung und in das richtige Verhältniß 
zwifchen derfelben und dem Volke, und außerdem wird 
das Mittel abgenuͤtzt. Mifibraucht, muß ed nament⸗ 
lich auch feine ſittliche Wirkung auf die Minifter felbft 
verlieren, und leicht mag ein von einer ungerechten 
Anklage freigefprochener Minifter igt etwas Ungefeßli- 
ches wagen, wozu ihm vor diefem Vorfalle der Much 
gefehlt Härte. Dennoch ift eine andere Erfchwerung des 
Anklagerechted , al& welche in der Perfönlichkeit der 
damit Beauftragten liegt, nicht rathfam. Selten wirb 


fhen Berfaffung von 1791, Art. 75 der franz. Eontt, 
von 1799, Art, 735 in der italiänifhen Mepublik 
von 1802, Art. 108 fg.5 der baierifhen Verf., Tit X, 
6, 6; in der ded Herzogthums Naffau, 2, Nr 25 
des G. H. Helfen, Art, 22; des Königr. Sachſen, 
6. 141; ded Könige. Hannover, Art. 77. ©. eine 
Vertheidigung dieſes Syſtems in der Verb. der gb. he ſ⸗ 
fifhen erften Kammer, 1820, 9. 2, Beil., &. 83 fg. 
In andern wird das Anklagereht ausſchließend nur ber 
Kammer der Abgeordneten übertragen, (obgleich dad Ober⸗ 
haus nicht zu richten bat,) fo 3. B. in. Belgien, Nrt. 
90 , und in einer Reihe von nordamerilanifhen Bundes: 
ftaaten. Nur in Baden, (X. U., $ 67) und in 
Württemberg, (X. U., 5. 179) iſt jeder der beiden 
Kammern ein abgefonderted Kiagerecht übertragen. 
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eine Minifter = Anklage ohne bedeutenden Partheilampf 
befchloffen werden. Selbſt ein ſehr ſchuldiger Minis 
ter bar leicht (zuweilen fogar gerade deswegen) einen 
bedeutenden Anhang in der Stände s Verfammlung. 
So wirden Einrichtungen, welche der Minderzahl ein 
Fünftliches Gewicht geben, die Schwilrigfeiten bis zur 
Unmöglichkeit einen Schuldigen zur verdienten Strafe 
bringen zu fönnen fteigern. Da nun überdieß die An, 
Mage nicht der legte, fondern vielmehr nur der erfte , 
den Entfcheidungen des Berichtes unterworfene Schritt 
ift, die hauptſaͤchlichſten Nachrheile einer ungerechten 
Entfcheidung alfo immer noch vermieden werden koͤn⸗ 
nen: fo ift unzweifelhaft der Saß richtig, daß eine 
Minifters Anklage wie jedes gewöhnliche Gefchäft einer 
ftändifchen Verfammlung zu betreiben ift. 

Drittens frägr fih, welche Wirkungen die vers 
fchledenen Arten von Beendigung einer Ständes 
Verſammlung, nämlid Vertagung, Eutlaffung und 
Aufloͤſung, auf eine von derfelben befchloffene Mini: 
ſter⸗Anklage Haben °)? — Es iſt hierbei zwifchen den 
eben genannten drei Arten einer Beendigung wohl zu 
unterfcheiden. 

Allgemeine Regel ift bekanntlich, daß eine Vers 
tagung die Gefchäfte bloß der Zeit nach unterbricht, 
fie aber im Uebrigen vdllig unverändert läßt, fo daß 
fie beim Wiederzufammentritte der Verfammlung ohne 
weiters fortgefegt werden können und follen. Naments 





5) Diefe fehr nahe liegende Frage iſt bis iur der Weachtung 
der Theoretifer ganz entgangen. Le Graverend, Des 
laounes, Bd. II, ©. 6, fg. , wirft fie zwar auf, allein 
ohne eine Beantwortung zu verfuchen. 





lich behalten die Commiſſionen ihte Auftraͤge und blei⸗ 
ben mit denſelben Perſonen beſetzt; die erſtatteten Com⸗ 
miſſtons⸗Berichte liegen unveraͤndert vor, und die Be⸗ 
ſchluͤſſe behalten ihre Kraft und Verbindlichkeit fuͤr 
alle Betheiligten. Es iſt nun durchaus kein Grund, 
von dieſer Regel bei einer Miuiſteranklage eine Aus⸗ 
nahme zu machen, und es werden ſomit auch in Be⸗ 
ziehung auf fie Vertagungen von gar keinem rechtli⸗ 
hen Einfluffe feyn. Die einzige etwa zweifelhafte 
Trage mag die ſeyn, ob auch während der Bertagung 
der Staatögerichtöhof in Thaͤtigkeit ſeyn kͤnne? Die 
Trage mag aus juriftifchem und aus politifchem Ges 
fihtöpuucte betrachtet werden. In erfterer Beziehung 
find die Fälle verfchieden. Iſt vor der Vertagung der 
Stände s Verfammlung noch kein eine ſolche Thaͤtigkeit 
ubthig machender Beſchluß gefaßt, oder wenigftend der 
gefaßte noch nicht auf gehdrige Weiſe mirgerheilt wors 
den : fo bleibt natuͤrlich das Gericht aud) während der 
Bertagung in Unthätigkeit. ft’ Dagegen der Gerichtös 
Gof ſchon einberufen, fo ift wieder zu unterſcheiden, 
ob bereits folche Echritte von ihm gefchehen find, daß 
er itzt auch ohne Beichläffe der klagenden Verſamm⸗ 
fung weiter fortfahren kann; oder ob er noch den 
Stoff zu feinen Berhandlungen zu empfangen hat. Zu 
jenem Kalle kann und muß dem Gerichte die vorübers 
gehende Abweſenheit bed Klägers fo lange gleichgültig 
feyn, bis wieder eine neue Handlung von diefem zu 
erfolgen hat, wenn der Proceß weiter fortgehen fol; 
und nur wenn Letzters eintritt, hält er ebenfalls fill, 
bi6 nach der Bertagung die wiedernerfammelte Kam⸗ 
mer das Erforderliche gethan bat. Uebrigens kann ein 
ſolcher Stillſtand während einer, Vertagung mo nicht 
: 16 





ganz vermieden, doch wenigſtens fehr ſelten nothwen⸗ 
dig werden? wenn die Kammer vor ihrer Wertagung 
eigens gewaͤhlten Gommiffären die ubthigen Vollmachten 
and Aufträge giebt. Je umfaflender jene, und je 
beftimmter diefe find, defto weniger Mann die Noth⸗ 
wendigkeit einer Zuftructions-Einholung, d. h. alſo 
einer Abwartung des MWiederzufammentrittes, ſich zei⸗ 
sen Im anderen Galle freilih, wenn alfo das Ger 
richt entweder noch gar feinen Stoff zur Behandlung 
erhalten hat, 3. B. die Klage noch gar nicht vorge⸗ 
Bracht wurde, bleibt eine Thaͤtigkeit desfelben aus⸗ 
gefebt, bis nach dem Zufanmentritte das Fehlende 
herbeigefhaffe If. Eben fo wenig ift vom politi⸗ 
fen Standpuncte aus ein Grund zum GStillffande 
Bes Staatsgerichtes während einer Vertagung der Has 
genden Verfammlung. Allerdings ift nörhig, daß diefe 
denn Gange des Proceſſes mit genauer Aufmerffamteit 
folge, damit derfelbe weder eine falfche Richtung er- 
balte, noch aber gar ind Stoden gerarhe. Allein hiers 
zu ift ein ununterbrodyenes Beifanımenfeyn der Ders 
famınlung wicht erforderlich, namentlich wenn für die 
Zwifchenzeiten Commiſſaͤre mit den gehörigen Nufträgen 
und Bollmachten,, für deren Vollziehung fie der Kam⸗ 
mer verantwortlich find , aufgeftellt werden. Es wäre 
im Gegentheile ein offenbarer Nachtheil, Cje nach den 
Umftänden bald fir die eine, bald fir die andere 
Parthei ,) wenn die, vielleicht häufigen und längeren, 
Vertagungen jedesmal den Proceß unterbrechen. Nicht 
nur wilrde Dadurch die Entfcheidung fehr verzögert, ſon⸗ 
dern es koͤnnte eine aus einer ganz frembartigen Urfache 
entftehende- und fomit vielleicht im Augenblicke hoͤchſt 
unzwechnäßige Unterbrechung auch die übelften mates 
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riellen Folgen fir die gerechte Eutfcheidung des Pros 
ceſſes haben. 

Etwas größere thatfächliche und rechtliche Schwils 
rigkeiten bietet der Fall einer formlihen Euntlafs 
fung der Etändeverfammlung nad) regelmäßiger Bes 
endigung der Geichäfte dar. Wenn ed nämlidy aud) 
bier in der Hauprfache keinen Auſtand haben kann, 
daß die zur Vertreibung des Proceffed gewählten Com⸗ 
miſſaͤre auch in der Zwiſchenzeit ihrem Auftrage nach⸗ 
fommen dürfen, indem es haufig genug vorkommt, 
daß auch in der Zwifchenzeit won einem Landtage zumt 
andern ein Auftrag der Etäude vollzogen wird, und 
nicht nur Fein Grund vorliegt, warum dieß hier nicht 
gefchehen dürfte,- fondern im Gegentheile es Dringend 
nothwendig erfcheint 5): fo Fan es fi) doch hier viel 
leichter ereignen, daß in der längeren Zeit ein Fall vors 
kommt, welcher die Unwefenheit der gauzen Elagenden 
Kammer zu feiner Löfung erfordert. Da nun eine Bitte 
der Commiſſaͤre um Zufammenberufung derfelben keines: 
wegs immer ein geneigted Ohr bei der Regirung: fins 
den duͤrfte, diefer jelbft aber die Einberufung aus eis 
genem Rechte nicht geftatter feya kaun ohne einen we⸗ 


6) Die Frage, ob ſolche Commiſſaͤre die verſchiedenen perſoͤn⸗ 
lichen Vorrechte der Mitglieder verſammelter Staͤnde an⸗ 
zuſprechen haben, 3.23. Freiheit vom Verhafte, Unantaſt⸗ 
barkeit wegen ihrer amtlichen Aeußerungen, u. ſ. w., iſt 
wohl unbedingt zu bejahen. Ye weniger ihrer find, deſto 
mehr find fie blodgeftellt ; und je unangenehmer für bie 
Megirung ihre Auftrag iſt, defto leichter koͤnnten Verſuche 
gemacht werden, fie von ciner pflichtgetreuen Erfüllung 
absubalten. Die WBelaffung biefer Rechte ift ein nothwen⸗ 
diges Mittel zus Erreihung des Zweckes. 
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fentlichen Eingriff in das ganze conftitutionelle Sy⸗ 
ſtem; häufig auch felbft ein ſolcher unregehnäßiger 
Zufammentritt der Stände entweder der Koften nicht 
werth, oder fonjtige Verlegeuheiten zu erzeugen ges 
eignet wäre: fo bleibt nichts Äbrig, ald in einem 
folhen Falle den Proceß abzubreden bis zur naͤch⸗ 
ften Stände: Berfammlung. Etwaige Nachtheile find 
ald ein nicht zu vermeidendes Uebel hinzunehmen. 
Eine zweite Schwuͤrigkeit liegt darin, daß nach einem 
allgemeinen und auch fehr nothwendigen Grundfage 
die beim Schluffe eines Landtages nicht beendigten 
Sefchäfte nicht von felbft und in dem Zuftande, 
in welchem fie verlaffen wurden, übergehen auf ben 
neuen Landtag , fondern daß alle, welche weiter vers 
folgt werden wollen, ueu eingebradyt und ganz von vor⸗ 
ne an behandelt werden muͤſſen, wie wenn noch nichts 
in der Eache gefchehen wäre. Die Anwendung biefes 
Grundſatzes auf einen bereits im Gange befindlichen 
Staats: Proceß wäre nım aber nicht nur eine furchts 
bare Zeitverjchwendung , fondern fie koͤnute fehr leicht 
auch von den mnachtheiligften Folgen für die Sache 
felbit feyn, 3. B. wenn bereits gemachte Geftändnifle 
zurädgenommen würden, nothiwendige Zeugen fich ents 
fernten, u. ſ.w. Cine blos zum Echeine und zur Wabs 
rung der Form vorzunehmende Wiederholung des gans 
zen Verfahrens bis zum Augenblicke des Wiederzu⸗ 
fammentrirted ift aber nicht möglich, weil auf Diele 
Weiſe wohl die Handlungen der Plagenden Kammer, 
nicht aber auch die des Gerichtes und ded Beklagten 
parodirt werden fünnen und dürfen. Es bleibt ſomit 
nichts übrig, ald in Beziehung auf einen anhängigen 
Staatöproceh eine Ausnahme zu machen und benfels 
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ben in dem Stande, in welchem er fich gerade befin« 
det, auf die naͤchſte Seſſion übergehen zu laffen, nud 
ed ift erlaubt, diefe Abweichung’ um fo unbedenklicyer 
eintreten zu laffen, als ed diefelben Perfonen find, 
welche die Anklage befchloffen und bisher betrieben ha⸗ 
ben , auf welhe auch die Sortfeßung übergehen ſoll, 
fo daB eine veränderte Auficht Faum anzunehmen ift. 
Da diefe- Ausnahme aber nur wegen ihrer Nüßlichkeir, 
nicht aber weil fie fchon mit rechtlicher Nothiwendigs 
keit und unbeftreitbar fid) ergäbe, gefordert werden 
Tann, fo muß fie durchans gefeglich feftgeftelle wer: 
den. 

In den beiden ist erdrterten Fällen war die den 
Proceß befchließende und die ihn nach einer Unterbres 
dung der Sigungen feftfegende Verſammlung eine und 
diefelbe. Nun aber ift auch fehr wohl möglih, daß 
durch eine Aufldfung der Abgeordneten » Kammer, 
welche die Anklage befchloffen und den Proceß einges 
leiter bat, eine wefentliche Veränderung in den Perfos 
new und Überdieß ein Erldfchen jedes Rechtes der bis⸗ 
herigen Mitglieder während der ZIwifchenzeit bis zu 
einem neuen Landtage eintritt. Eine ſolche Aufldfung 
Tann aber bekanntlich erfolgen theild durch den Ablauf 
der Wahlperiode, theild durch einen Regirungs⸗Act. 
Es ift einleuchtend, daß die Folgen diefes Ereignifs 
fed auch für einen obfchwebenden Staateproceß von 
großer Bedeutung find. Vorerſt kann von einer durch 
die Stände veranlaßten und beforgten Meiterbetreis 
bung des Proceffed in der Zwifchenzeit nach der Auf⸗ 
Idfung und bis zum Zufammentritte der neuzumählens 
den Kammer Feine Rede feyn. Eine aufgeldöte Kam⸗ 
mer Tann Über die Dauer ihres eigenen Rechtes bins 





— 216 — 


aus durchaus Feine rechtögiltige Anordnung treffen, 
und die einzelnen Mitglieder kͤnnen von dem Augen⸗ 
blicke der Aufldfung an keine fländifchen Yunctionen 
mehr ausäben, fomit audy nicht als Commiffäre der 
Kammer vor dem Staatögerichtöhofe auftreten. Allein 
es ift auch zweitens unzweifelhaft, daß ebenfalls der 
Gerichtshof nicht weiter zu handeln berechtigt ift, 
felbft nicht, wenn es ein Proceßact wäre , den er ohne 
Anwefenbeit und befondere Aufforderung von Stell⸗ 
vertretern des Klägerd an und für fich vornehmen 
koͤnnte, oder wenn, was ja ebenfalld moͤglich wenn 
fhon nicht zwedimäßig ift, die Beſorgung der Ans 
Hage andern Stellvertreteru, als den eigenen Mitglie: 
dern der Elagenden Kammer übertragen wäre. Ein 
Anklage⸗Proceß ift nicht denkbar ohne Kläger. Go: 
bald diefer nicht mehr vorhanden ift, ift auch Fein 
Richter mehr da 7). Nun ift aber durch die Aufld- 
fung der Kläger rechtlich völlig vernichtet, alfo muß 
auch- der Proceß aufhdren. Und ed wäre dieß fchon 
dießfalls raͤthlich, wenn ed auch nicht aus Rechts: 
gründen feyn müßte, weil durchaus unbekannt ift, 
ob die neu zu wählende Kammer den Proceß wird 
nur fortfegen wollen, und weil alfo gar leicht alle in 
der Zmifchenzeit vorgenommene Arbeit gänzlich vergeb: 
liche Muͤhe feyn koͤnnte. Da es Übrigens drittens un- 
zweifelhaft iſt, DaB die neu eintretende Kammer vbl: 
lig berechtigt ift , diefelbe Klage einzubringen , fo 
frägt e8 ſich, ob nicht auch hier die oben geforderte 
Ausnahme von.der Regel eintreten fol, fo daß der 


7) ©. hierüber unten, Kap 3, $. 5. 
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Proceß wenigfiend in dem Stadium, in welchem er 
im Wugenblide der Aufldfung der leiten Kammer 
war, von der neuen Verſammlung aufgegriffen wer⸗ 
den dürfte, wenn diefe Überhaupt zur Klage eutfchlof- 
fen wäre? Daß bdiefelben Gründe auch hier für ein 
folches Berfahren fprechen , ift einleuchtend. Ja es 
kommt noch der weitere Grund dazu, daß die Regi⸗ 
rung in der Auflöfung ein Mittel hätte, um einen 
ſchon weit vprgefchrirtenen Proceß mir einemmale zum 
großen Nachtheile des Landes und in offenbarer Vers 
faſſungs⸗ Verhöhnung immer wieder ganz zu vernichs 
ten. Auch ift ganz richtig, daß die nenugewählte Kams 
mer nur da8 Recht , nicht aber auch die Werbindlichs 
keit hätte, ben angefangenen Proceß fortzufegen, und 
daß fomit eine dusch die Aufldfung bewuͤrkte Verändes 
sung in der Majorität ihre volle Wuͤrkung immerhin 
haben konnte. Allein dennoch muß man Bedenken tra, 
gen, den im Ganzen fo nethwendigen Grundſatz, daß 
die nicht bereitd rechtöfräftig gewordenen Handlungen 
einer aufgeldsten Kammer vollig vernichet feyen, mit 
einer fo wichtigen und folgereichen Ausnahme zu durchs 
löchern. Es würde dadurch auf ein Mitte Lerbitterten 
Streitigfeiten ein Ende zu machen verzichtet, und im 
Gegentheile denfelben ewige Dauer gegeben. Denn es 
ift nichtö weniger als gewiß, daß eine Kaumer, wels 
che die Anftellung einer ganz neuen Klage unterlaf: 
fen würde, auch die ihr verfaffungsmäßig angefonnene 
Fortfegung einer bereitd begonnenen verwerfen wird. 
Sehr viele Menfchen fcheuen fich felbft etwas zu thun, 
was fie, von Andern bereitd gethan, unter flügen und 
Ioben. Nimmt wärflich die neue Kammer Die ganze 
Sache abermals vor, fo wirb der materielle Schaden, 
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welchen die Unterbrechung und die Nothwendigkeit ei⸗ 
nes ganz neuen Verfahrens verurſachte, durch die mo⸗ 
raliſche Wuͤrkung einer gegen denſelben Miniſter von 
einer neuen Verſammlung beſchloſſenen Verfolgung aus⸗ 
geglichen. Vor einer mittelſt muthwilliger und un⸗ 
gerechtfertigter Aufloͤſung bewuͤrkten Störung des ver⸗ 
faſſungsmaͤßigen Klagrechtes der Staͤnde ſchuͤtzt aber 
eine kraͤftige Anwendung eben dieſes Rechtes gegen den 
eine ſolche Aufldſung contraſignirenden Miniſter 8). 





8) Dieſe Anſicht laͤuft uͤbrigens allerdings gegen die wichtigſte 
Auctoritaͤt in conſtitutionellen Dingen, naͤmlich gegen 
das engliſche Recht. Nachdem die Frage fruͤher als zwei⸗ 

felhaft gegolten hatte, jedoch ſchon damals die Meinungen 
ſich mehr für eine Fortdauer ausgeſprochen hatte, fo 
wurde im $. 1791 gegen Warren Haftings beftimmt ent: 
fchieden, daß eine Staatsanflage durch die Auflöfung eines 
Darliaments nicht unterbrochen werde. Der Hauptgrund 
war, baß zwifhen der richterliden und ber geſetzgeberiſchen 
Chaͤtigkeit wohl zu unterfheiden ſey. Won ben damals 
über diefe Frage gewechſelten Streitfchriften fcheinen fols 
gende bie hauptfädhlichiten zu feyn: E. Christian, An 
examination of precedents and principles, from which it ap- 
pears, that an impeachmet is determined by a dissolution 
of Parliament. Lond., 1791; A Dissertation, showing 
etc., and containing some farther observations on the ef- 
feot of a dissolution of P. upon an unfinished impeach- 
ment, Lond., 1792; State of the question , how far im- 
peschments are aflested by a dissolution of P. Lond.» 
1791; Hon. H.Hardinge, Series of letters t0 — 
Burke, in which arc contained inquiries into the con- 
stitutional existenoe of an I, against W. Hastings. Lond., 
2791; (Spencer Perceval,) A review ef the 
arguments in’ ifavour of the continuanos af L , notwith 


% 
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Biertens endlich iſt noch zu unterfuchen, ob das 
Anklagerecht in jenen Staaten, deren Verfaſſung einen 
fkändifhen Ausſchuß zur Erhaltung einer unun« 
terbrochenen Stellvertretung des Lauded anordnet, nur 
der vollen Verfammlung oder ob auch diefem Aus⸗ 
ſchuſſe zuftehen fol? Bei weiten die meiften Grunde 
geſetze fprechen fich auf das Beſtimmteſte dagegen aus, 
theils ansprädlich, theils indem fie unter den dem 
Ausfchuffe zuftehenden Rechten, welche als Ausnahme 
einfchränfend zu erklären find, dieſes Mechtes Feine 
Erwähnung thun. Nur ganz felten und für einzelne 
Fälle kommt eine Erlaubniß vor, und höchftens ift dem 
Ausfchuffe das Recht eingerdumt , die Regirung zur 
fchleunigen Einberufung einer außerordentlihen Etäns 
deverfammlung zum Behufe der Anftelluug der Ankla⸗ 
ge anzugehen 2. — Dieß ift denn auch nicht anders 


standing a dissolution , by a Barrister, Lond. , 1791. 
(Die Hauptfarift für die Fortdauer.) 


9) Bekanntlich Tennen lange nicht alle conftitutionellen Staas 
ten die Einrichtungen eines Ausfchuffes, namentlich fehlt 
fie gerade den fämmtlihen größeren Staaten. So ift er 
niche vorhanden in England, Frankreich, den ſaͤmmt⸗ 
liihen nordameritanifhen Staaten, Belgien, 
Sachſen, Hannover, Baiern, u. f. w. Bon jenen 
aber, welche ſich der Grinnerung an bieß in alten, wefents 
li verfhiedenen Zeiten vorhanden gewefene Inftitnt nicht ' 
erwehren konnten, hat Württemberg und Sigmarims 
gen dem Ausihuffe nur dad Recht einer Bitte um einen 
außerorbentlihen Landtag eingeräumet; in Kurbeffen 
aber bat der Ausſchuß gegen Miniftee nur in dem ein 
sigen Galle einer verfpäteten Cinberufung ber Staͤnde 
Kiage zu führen. S. Verf. Urk., $ 81. 
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als zu billigen und fuͤr das erſt zu gebende Geſetz 
zu empfehlen. Möchte auch fuͤr die Einraͤumung eines 
Klage⸗Rechts an den Ausſchuß die Möglichkeit einer 
fchnelleren Hälfe gegen Verfaffungsverlegungen, fo wie 
der Umftand fprechen, daB die Enticheidung beim Rich⸗ 
ter und nicht beim Kläger ſtehe, und fomit die bloße 
Veranlaffung zu derfelben auch einer kleineren Anzapl 
von ausgewählten Männern anvertraut werden könne: 
fo fprechen doc) die überwiegenden Gründe gegen ein 
ſolches Recht. Vor Allem darf nicht ans den Augen 
verloren werden, daß Minifter= Proceffe fo felten, als 
ed fih mit dem Zwecke verträgt, angeftellt werden 
follen,, daß aber eine Fleinere Verſammlung leichter 
fih zu einem falfhen Schritte diefer Art binreißen 
laffen kann, als die, fon in der Schwerfälligkeit 
und Berzögerlichkeit ihrer Form einen Schuß gegen 
ſich felbft findende volle Kammer. Ferner ift ed nicht 
Sache des Ausfihuffes, eine fo wichtige politifche Frage, 
wie die Anklage eines Minifters , alfo die entfchiedene 
feindfelige Stellung gegen die Regirung , deren Mit: 
glied er noch ift, auf eigene Hand zu entfcheides, fon= 
bern es muß dieß Der vollen Verfammlung felbft über- 
laffen bleiben. Widrigenfalls ift fie entweder gend: 
thigt in einen fchneidenden Widerfpruch mit ihrem Aus⸗ 
fduffe zu treten, oder muß fie fi) von diefem gegen 
befferes Wiſſen und ohne Würde in eine ihr widrige 
und vielleicht nachtheilig fcheinende Stellung ſchlep⸗ 
pen laffen. Endlich ift, wie ſchon mehr bemerkt , un= 
zweifelhaft jedes dem Ausfchuffe eingeräumte bebeu: 
tende Recht bedenklich , weil es eine Wahrfcheinlichkeit 
‚weiter ift, . daß ſich auch bei ihm wieder die in der 


v 


Geſchichte der altdeutſchen Stände fo häufige Erfchei: 
nung einer allmähligen Verdrängung der vollen Bere 
ſammlung wiederholen werde. 
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3. Steie Ausübung des dem Kläger einge- 
säumten Uechtes. 


Sey das Klagrecht eingeräumt, wem es da wolle, 
und möge man diefe oder jene Einrichtung zur moͤg⸗ 
lichften Seltenheit der Anklage zweckmaͤßig gefunden 
haben , fo kann das ganze Juſtitut der Minifter = Ver: 
antwortlichkeit nur dann würkli zum Schuße der 
Verfaſſung gereichen,, wenn feine Ausuͤbung nicht von 
Denen entfchieden gehindert werden kann, gegen weldye 
ed gerichtee iſt. Es muß fomit dem Kläger frei ftehen, 
feine Klage wuͤrklich beim Richter anzubrigen, fo’ bald 
er zu dieſem Schritte entfchloffen ift und die allenfalls 
beftehenden Ausgleichungs - Maasregeln (f. Einleit. , 
6. 1) ihren Zweck verfehlt haben. Eine Klage, zu 
deren Anftellung ed in irgend einer Art der Erlaubniß 
oder fonftigen Theilnahme des Anzuklagenden bedarf, 
ift ein traurige Sicherungsmittel; und ein Recht, 
welches nur unter Billigung des Verlegenden geſchuͤtzt 
werben darf, ift wahrlich fchlecht vertheidigt. 

So aber verhält fi) die Sache wuͤrklich in zwei 
Fällen. Einmal, wenn in einer Anzahl von Grundges 
fegen die Beftimmung getroffen ift, daß die befchlofs 
fene und bereitd ausgearbeitete Klagfchrift erft noch 
dem Staatdoberhaupte übergeben werben muß, damit 





diefer fie dem Richter zum weiteren Derfahren übers 
antworte *); und zweitens, wenn wenigftend nad) 
förmlich befchloffener Klage noch ein Suͤhne⸗Verſuch 
vorangehen muß, ehe diefelbe beim Nichter angebracht 
werben darf. Ä 
Was nämlich jene Mittheilung der Klage an den 
Särften betrifft, fo foll dieß entweder eing bloße Form 
feyn und von dem Fürften eine witrkliche Verhinderung 
der Auflage nicht ausgehen, oder man will. wirklich 
demfelben eine folche Befugniß geben. Im erften Falle 
leuchtet die Unzweckmaͤßigkeit von felbft ein. Vorerſt 
ift ed gegen alles feinere Schicklichkeitsgefuͤhl, vielz 
leicht felbft gegen das Sittengefeg, den Fürften pers 
fönlich zum Werkzeuge der Anklage feiner Rathge⸗ 
‚ber zu machen, und es wird der hiebei in der Sache 





1) Dieß ift fo yorgefhrieben für Baiern, Verf. Urk., Zit, 
x, 9.65 Baden, Geleg vom 5. October 1820, $. 6 
und 7; ©. 5. Heffen, Gefeß vom 5. Juli 1821, 6. 
45 Naffau, Verf. U, 9. 2, Nr. 2; Weimar, 
Verf. Urli, 8. 115; Sachſen-Alten burg, 1831, 
6. 375 Schwarzburg:Sondbershbaufen, Verf. 
Url. von 1820, |. 8, Nr. 65 Koburg, Verf. Decret 
vom 16. Mär; 1816, $. 3, Verf, Url. von 1829, 
$. 178. — Mefentlih verfhieden von dieſen DBeltim: 
mungen, jedoch wegen ihrer materiellen Bebeutungslofig: 
Beit nicht zu empfeblen, ift die in dem Grundgefeße 

für Hanover, $. 153, enthaltene, welder gemäß die 
Klage vom Kläger zwar unmittelbar beim Gerichte ange: 
bracht werden fol, nur der König vier Wochen früher 
davon in Kenntniß zu fegen if. Mit Recht bat daher 
auch die franzoͤſiſche Megirung eine ähnlihe Beltimmung , 
welche fie in ihrem Entwurfe vom Jahre 1847 aufgenom⸗ 
wien batte , fpäter wieder verlafen. 
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liegende Hohn durch die fcheinbare formelle Achtung , 
weiche eine fo wichtige Staatöhandlung nur vom 
Staatsoberhaupte felbft ausgehen läßt, nur noch vers 
legender. Zweitens kommt dadurdy eine ganz neue 
Schwuͤrigkeit in das Verhaͤltniß des Fuͤrſten zu feinen 
Miniftern. Nimmt derfelbe an ihrer Anklage keinen 
Ancheil, fo kann er die Freigefprochenen ohne allen Aus 
fand und ſelbſt wir Freude und Ehre in ihren Etels 
len als vertrautefte Rathgeber laſſen: allein wie, wenn 
er felbft die Auflage an den Richter befbrderte? Eine 
Fortſetzung des alten Verhältniffes fcheint dann feiner 
und ihrer glei) unwuͤrdig. Und drittens endlich wird 
jeden Falles die Eurfcheidung ohne Grund und zum 
allgemeinen Nachtheile verzögert: — Soll aber dem 
Fuͤrſten wirklich ein Recht zuftehen die Klage zu übers 
geben oder fie zuruͤckzuhalten, fo wird offenbar der 
ganze Zweck der Minifter = Verantiwortlichkeit vernichz 
tet. Theils wird der Fuͤrſt perfoulicy in die Erreitigs 
keiten über Verlegung der Berfaffung hereingezogen, 
amd zwar auf eine höchft aufregende Weiſe, indem 
ige von feinem Willen die Vertheidigung oder Vers 
legung derjelben abhängig gemacht wird; theils ift nas 
tuͤrlich igt in nur feltenen Faͤllen auf eine gerichtliche 
Hülfe gegen Berfaffungs : Verlegungen zu rechnen. 
Entweder find diefelben fchon mir Wien und Willen 
des Fürften vorgenommen worden, wo er denn nas 
tärlidy cine Klage wegen derfelben weder zulaffen will 
nod) kann. Oder er wird wenigftend viel mehr ges 
neigt feyn, mir feinen Miniftern gegen die Etände, 
ald umgekehrt mir den Ständen gegen die Minifter 
gemeinfchaftlide Sache zu machen. 

Wenn zur Vertheidigung diefer Einrichtung anges 
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führe werden will ), daß nicht ſelten das Wohl des 
Staates eine augenblidlidhe Einlaffung auf: die Klage 
verhindern fönne, indem fonft Staatögeheimniffe uns 
zeitig befannt gemacht würden , eine beftändige Ents 
ziehung Schuldiger aber dennoch auf diefe Weife nicht 
ftart finden kͤnne, indem die Stände ſich diefen Bor: 
wand nicht für alle Zeit gefallen laſſen möchten: fo ift 
darauf. vor Allem das zu erwidern, was überhaupt 
in Beziehung auf die angeblichen Nachrheile der Mis 
nifter = DBerantwortlichfeit wegen der dadurch moͤglicher⸗ 
weife bloßgeftellten Etaatögeheimniffe geantwortet wer: 
den muß, (f. unten Bud) 1, Kap. 5, $. 8); for 
dann aber zu bemerken, daß wenn nicht der Kläger, 
fondern der Fürft über die Zuläßigkeit einer Anklage 
zu entfcheiden hat, dieſes KHinderniß allerdings ganz 
unbeftimmt lange Zeit vorgefhiigt werden kann, ins 
dem nur bei jeder neuen Mahnung immer wieder das 
noch beftehende Borhandenfeyn des alten Hinderniffes 
behauptet zu werden braucht. Wenn es nun aber ein 
ganz unzweifelhafter Sat der Etrafpolitif ift, daß nur 
ſchnell erfolgende Strafen wirklich ihren Zweck erreichen, 
fo ergiebt ſich ſchon hieraus, welchen Nachtheil eine 
von dem Anzuflagenden (mehr oder weniger) abhäns 
gende Verzbgerung der Klage haben muß. Diefe ift 
aber hier um fo gewiffer, als in politifchen Dingen 
Zeit gewinnen häufig Alles gewinnen heißt. Durch 
eine folche Verweigerung der aldbaldigen Vornahme 
der Klage wird jeden Falles der lebhafte Eindruck vers 


2) S. die Verhandlungen der 1ften Kammer ber gb. bef 
fifhen Ständeverfammlung , 1820, H. 1, S. 00. 
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wiſcht, welchen die juͤngſt begangene Verletzung machte. 
Spaͤter wegen einer ſchon beinahe vergeſſenen Sache 
Klage zu fuͤhren, kann aber faſt laͤcherlich und unnd⸗ 
thig hart erſcheinen. Es kann indeſſen ein anderer Zu⸗ 
ſtand der Staatenverhaͤltniſſe, ein anderer Stand der 
Dartheien, eine verfchiedene Mehrheit in den Kam⸗ 
mern eingetreten fern. Man hat Zeit gehabt, die 
Belegung der richterlichen Behoͤrde guͤnſtig einzurichs 
sn. Kurz, ed find Gründe genug vorhanden ,„ weldye 
auf eine Verfpätung der Anklage die Hoffnung einer 
gänzlichen Unterlaffung berfelben, oder wenigftens einer 
Sreifprechung gründen laſſen. Wer aber wird laͤug⸗ 
nen wollen, daß diefe Augfichten zu einer wahrfcheins 
lichen Straflofigkeit ftärker wuͤrken muͤſſen, als die 
Möglichkeit in dem (unwahrfcheinlichen) Falle einer 
endliden Anklage auch noch eine Strafe wegen ber 
ungerecdhtfertigten Verzögerung erhalten zu Ehnnen >)? 


3) (Buddeug,) die Minifterverantwortlihfeit, S. 68 fg., 
ift der Anſit, daß zwar die Klage bei dem Monarcken 
eingereicht und vor deſſen Entſchließung darüber nicht 
beim Gerichte verfolgt werden dürfe, daß aber vor diefer 
Entſchließung und von derfelben an eine gewiffe Zeit lang 
der Landtag weder aufgehoben noch vertagt werben dürfe, 
Diefer Vorſchlag haͤuft aber offenbar auf bie bereits er⸗ 

‚ oͤrterten Nachtheile einer SHereinziehung der Perſon des 
Fuͤrſten und einer Verzoͤgerung der Entſcheidung noch bie, 
moͤglicherweiſe ſehr bedeutenden, Unannehmlichkeiten und 
Gefahren einer unaufloͤsbaren Staͤnde-Verſammlung. Was 
aber die Hoffnung betrifft, daß auf dieſe Anzeige haͤufig 

ſolche Erlaͤuterungen vom Fuͤrſten erfolgen werben, daß 
ſich bie Staͤnde auch ohne Klage werden dabei beruhigen 
tönnen , fo tft diefe offenbar grundkos. 








Etwas weniger grell treten die Nachtheile eines- 
gezwungenen Suͤhne⸗Verſuches herpor, allein 
dennod) find fie immer noch auffallend genug. Vor⸗ 
erft ſchon fcheint es ein falicher Gedanke zu ſeyn, die 
Anfchuldigung eines Verbrechens durch eine guütliche 
Ausgleihung entfernen zu wollen. Dieß kann bei 
einen bärgerlichen NRechröftreite wohl ftartfinden , nicht 
aber wo es ſich von der Eicheritellung der ganzen 
Grundlage des Staates handelt. Eodann ift eine weis 
tere Stage, ob es den Ständen geftatter feyn kann, in 


einem von ihnen ſelbſt ſchon für wichtig erklärten Falle _ 


über die Einhaltung der Verfaffung erft noch zu tranfis 
giren. jeden Falls aber wird die Entfcheidung des Streis 
te8 bedeutend verzögert , während doc) eine Befchleunis 
gung derfelben im allgemeinen Jutereſſe liegt. Davon 
gar nicht zu reden, daß die Bildung einer durch In⸗ 
telligenz und Unabhängigkeit zu Anfehen und Einfluß 
berechtigten Sühne: Behörde hoͤchſt ſchwuͤrig wäre. 
Die einzige zweifelhafte Frage kann die ſeyn, 06 
eine Amneſtie das Klagrecht zu hemmen im Stande 
ift, (ey ed nun, daß Ddiefelbe im Allgemeinen und 
eine ganze Klaffe von Handlungen und Menfchen ums 
faßt, fey ed, daß fie dem Minifter, von deflen Ans 
Hage es fich handelt, beſouders ertheilt wurde? Es 
ift zu nnterfcheiden. Wurde die Amneftie von dem 
Fuͤrſten einfeitig ausgeſprochen, und war fie fomit 
eigentlich nur eine fehr ausgedehnte und vorgreifende 
Anwendung des Nbolitions = Rechtes, fo wird fie ges 
gen eine Staatsanklage nicht augerufen werben koͤn⸗ 
nen, indem eine ſolche, voie oben bemerkt, durch einfeis 
tige Regirungshandlungen nicht gehindert werden, und 
bei ihr fogar, f. unten, Kap. 6, 6. 5, nicht einmal 
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Begnadigung flattfinden kann. Beruht dagegen bie 
Amneſtie auf. einem Acte der gefeßgebenden Gewalt, 
ift fie fomit unter Theilnahme der Stände erlaſſen, 
fo kann wohl an deren Wuͤrkſamkeit Fein Zweifel ſeyn. 
Es leuchtet ein,. daß nicht felten höhere politifche Ruͤck⸗ 
fihten eine foldhe Verhinderung auch künftiger Pars 
thei= Kämpfe und Aufregungen fehr wiufchenswerth 
machen können, und da durch Theilnahme der Volks⸗ 
vertreter die MWahrfcheinlichkeit eines Mißbrauches fehr 
entfernt ift, fo kann die bloße Möglichkeit eines fols 
hen nicht überwiegen ,„ wie denn auch Fein Grundge⸗ 
fe die Ausdehnung von Amneſtieen auf Minifterhands 
lungen unterfagt bat *). | 


9. 3 


4. Ueber das Kecht des Alügers aunf den 
Proceß zu verzichten. 


Bisher iſt die Frage nach dem Rechte zu einer 
Staatsanklage unterſucht worden. Nun iſt aber auch 
bie Frage über die Pflicht zu ihrer Auſtellung zu 
prüfen. 





4) In England ift die Frage ſchon wiederholt practifch ges 
worden, und wurde immer auf die oben angedeutete Weile 
entfhieden. So berief fih 3. B. Erzbifhof Laud mit 
Erfolg auf eine allgemeine gefegliche Amneſtie, der Große 
fhatmeifter Danby aber vergeblich auf eine ihm befon« 
ders und vom Könige allein ertheilte. ©. unten im zwei⸗ 
ten Buche die Geſchichte dieſer Proceſſe, 65.9, 14 und Ir. 
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Im Allgemeinen kann es natuͤrlich keinem Zwei⸗ 
fel unterliegen, daß die mit der gerichtlichen Wahrung 
der Verfaflung beauftragte Verſammlung auch bie Vers 
bindlichkeit Hat, diefes ihr ausichließliches Recht aus⸗ 
zuiben. Allein eben fo nothwenig iſt, daß fie es nur 
in den geeigneten Fällen ausübe. Die gegentheis 
lige Behauptung würde zu offenbarem Widerfinne fühe 
sen. Nun aber kann ein Fall nicht blos deßhalb uns 
geeignet ſeyn, weil der rechtliche Beweis der Schuld 
nicht wurde herzuſtellen ſeyn, fondern ed fonnen auch 
die manchfachften Billigkeits- nud Klugheitögrinde 
eine Klage über einen einzelnen beftimmten Fall oder 
gegen einen gewiffen Mann fehr unraͤthlich machen. 
Serue von und der Gedanfe, daß in einer fo wichtie 
gen Sadye, wo e8 fidy vielleicht von dem Schickſale 
der Verfaſſung, alfo wahrfcheinlich des Volkes, hans 
delt, oder wo Durch ein Eräftiges gefegliches Einfchreis 
ten. ein Bürgerkrieg vermieden werden Tann, Fleine 
Ruͤckſichten der gefelligen Convenienz oder eine fchlaffe 
Gutmuͤthigkeit die Ausuͤbung der Anklage gegen einen 
Miniſter follten verhindern dürfen. Im Gegentbheile ift 
unvermeidlich , daß jede Anklage eines fo hoch geftell: 
ten Mirgkieded der Regirung manchfach unangenehm 
und ftörend fiir dad Ganze und für die einzelnen Theils 
nehmer fey, fo daß eine Eräftige und eutichiedene Hins 
wirkung auf den Anklage: Beihluß einer der fchönften 
Gelegenheiten für einen Volksvertreter feyn kann, feis 
nen bürgerlichen Muth , feine Unabhängigkeit und Un⸗ 
beftechlichfeit auf eine glänzende Weife zu zeigen. 
Aber wäre es nicht 3. B. thöricht, wenn wegen eines 
einzigen, materiell unbedeutenden Sehlgriffes ein Mis 
after geftürgt werden wollte, der unzweifelhafte und 
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ſchwer zu erfeßende Verdienſte um dad Vaterland hat, 
vielleicht fogar eine Stuͤtze der Verfaſſung gegen ge: 
heime allein dennoch nicht minder drohende Gefahren 
it? Kann niche die Auslegung einer Beftimmuug der 
Verfaſſung, oder die Ausfilllung einer Luͤcke des Grunds 
gefeßes zweifelhaft feyn, fo daß, wenn aud) die von 
den Ständen angenommene Auslegung wiürflich die 
richtige wäre, eine Criminal: Aullage wegen Be: 
folgung der andern Anſicht eine große Härte wäre? 
Kann nicht ferner der Stand der politifhen Verhaͤlt⸗ 
niffe überhaupt von der Art feyn, daß im gegenwärtis 
gen Augenblide, oder gegen einen beftimmten Mann, 
eine Staatsanklage hoͤchſt unflug wäre, moͤglicherweiſe 
die ganze Exiſtenz der Verfaffung , welche mit’ fo uns 
zeitigem Eifer gefchäßt werden wollte, in Frage ftels 
len wiirde? Kann nicht endlich, um nur noch einen 
Fall zu erwähnen, die Unterlaffung einer Anklage die 
Bedingung einer höchft wuͤnſcheuswerthen Wiederaus⸗ 
ſohnnug zwifchen Fuͤrſt ımd Volk feyn ? 

Kurz, die Ansuͤbung des Klagerechtes ift aller. 
dings eine Pflicht der dazu Berechtigten; allein es 
iſt keine vollkommene juriftifche Verbindlichkeit, welche 
unter allen Umftänden erfüllt werden müßte bei Vers 
meiduing eigener Berantwortlichkeit und Strafe: fons 
dern ed ift vielmehr eine politifche Aufgabe und ' eine 
motalifhe Pflicht, deren Unterlaffung durch höhere 
Raͤckſichten geboten feyn Fanı. Man darf nicht vers 
geffen, daß eine Minifteranklage Fein Selbſtzweck, fons 
dern ein bloßes Mittel ift, und daß alfo vielleicht 
zuweilen ihr Zweck auch durch andere Mittel erreicht 
werden kann, oder aus überwiegenden Gründen gar 
nicht erreicht werden darf. 

17 *® 





Bei der Nichtausubung des Klag= Rechtes if 
uͤbrigens wieder zu umnterfcheiden zwifchen der gänzs 
lihen Unterlaffung der Klage, und der Wies 
dDeraufgebung einer bereits begonnenen. In erfterer 
Beziehung kann übrigens wieder auf eine doppelte 
Meife verfahren werben. Entweder nämlich verzichtet 
die zur Klage berechtigte Verſammlung ausdruͤck⸗ 
Lich, jomit durch einen förmlichen Befchluß , auf bie 
Ausuͤbuug ihres Rechtes in einem beftimmten Falle. 
Oder aber fie beweist ihre Abneigung nur dur) ſtil l⸗ 
fhweigendes Unterlaffen. 

Daß die Verfammlung , wenn fie überhaupt gur 
Unterlaffung der Klage befugt ift, auch einen foͤr ms 
lihen Beſchluß hierüber faſſen darf, ift eben fo 
unzweifelhaft, als daß eine ſolche ausdrädliche und 
motivirte DVerzichtleiftung für den mit der Möglichkeit 
einer Anklage Bedrohten weit fichernder und angeneh⸗ 
mer ift, als eine blos ſtillſchweigende Unterlaffung. 
Dennoch ift nicht zu rathen, daß ein fehr häufiger Ges 
brauch von diefer Form der Verzichtleiftung gemacht 
werde, Nicht nur kann der Grund, welcher es rathfam 
machte, einen an und für ſich allerdings Schuldigen 
nicht zu belangen, nur vorübergehend feyn, ein fbrns 
licher Verzicht verbietet aber, wenigftens bemfelben 
Landtage die fpätere Benuͤtzung guͤnſtigerer Verhälts 
niſſe; fondern es ift Überhaupt zu beforgen, daß durch 
ſolche ausdruͤckliche Verzichte ſich Grundfäge oder wes 
nigſtens Vorgaͤnge feſtſtellen, welche ſpaͤter ſehr miß⸗ 
braucht werben koͤnnen. Der Klugheits⸗ oder Billig⸗ 
keits⸗Grund der Verzichtleiſtung wird vergeſſen und 
verſchwiegen, und was urſpruͤnglich nur ein nicht ver 
folgted Unrecht war, kann dadurch zum Rechte umge⸗ 
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wandelt werden. Zum wenigſten muß man fich alſo 
gegen ſolche unbeabſichtigte und nachtheilige Folgen 
dadurch ſicher zu ſtellen ſuchen, daß die Ungeſetzlich⸗ 
keit der in Frage ſtehenden Haudlungsweiſe ausdruͤck⸗ 
lich in dem, ihre Nichtverfolgungg beſtimmenden, Be⸗ 
ſchluſſe ausgeſprochen wird 2)Y. — Vom rechtlichen 
Standpuncte aus, iſt hoͤchſtens Eine Frage in dieſer 
Materie zweifelhaft, die nämlich, ob eine ſpaͤtere 
Stände s Verſammlung (natürlich jeden Falles, vor - 
eingetretener Verjährung ) an den verzichtenden: Be⸗ 
ſchluß einer früheren gebunden iſt? Es koͤnnte naͤm⸗ 
lich ein ſolcher Verzichtungs⸗Beſchluß gleichſam als 
ein Act der Begnadigung von Seiten des Volkes ans 
gefehen und einer fpätern Verfammlung die Befugniß 
abgefprochen werben, auf diefen Gegenftand zuruͤckzu⸗ 
kommen. Allein weit richtiger werben hier die allge- 
meinen Grundfäge über die Gültigkeit der Dauer ſtaͤn⸗ 
diſcher Beſchluͤſſe angewender (f. oben, Kap. 2, 6. 6, 
©. 204 fg.). Diefem gemäß ift denn allerdings ein 
Verzicht, welcher in der Form eined fbrmlichen Ges 
feged gegeben würde, eine einfeitig nicht zu bre⸗ 


1) Bekanntlich ift ed ein im britifhen Parliamente nicht 
felten vorfommender Fall, daß den Mintftern eine bill of 
indemnity gegeben, d. b. ein Beichluß gefaßt wird, wel: 
chem zu Folge dad Unterhaus auf fein Klagrecht in einem 
deſtimmten Sale ausdrudlich verzichtet, weil den Minis 
ftern bei einer, firenge genommenen ungefeßlihben, Hands 
lungsweiſe zureihende Entichuldigungsgründe zur Seite 
ftehen. Die Minifter felbft pflegen um den Beichluß zu 
bitten „ und erfennen damit allerdings die juriftifhe Strafs 
barkeit ihrer politiſch nothwendig geweienen Handlung 
unumiunden at. 


chende gältige Beftimmung. Allein jede andere Form 
der Erklärung binder künftige Verfammlungen nicht. 
Sogar diefelbe Verfammlung hat nur eine ſittliche und 
Ehren, allein keine rechtliche Verbindlichkeit, ihm anf 
einem. früheren Landtage gegebene Erklärung fpäter zu 
halten. Der Fall ift nämlicdy offenbar verfchicden von 
der an der eben genannten Stelle gemachten Annah⸗ 
me, daß ein Minifter, bevor er eine gewifle Hands 
lung begieng, die Zuftimmung der Stände verlangt 
und erhalten habe. Hier fchloffen die zeitigen Mit- 
glieder der Berfammlung einen foͤrmlichen Vertrag mit 
ihm, und er hat ein vollkommenes Recht erworben , 
wenigftend von ihnen nicht augeflagt zu werden. Wenn 
aber nad) der Handlung die Verfammlung aus irgend 
einem Grunde erklärt, fie wolle von ihrem Klagrechte 
keinen Gebrauch machen: fo wird dadurch Eein forms 
lied Recht erworben, fondern nur einfeitig eine Ab - 
fiht ausgefprochen. Wenn nun unter Umftänden, 3.8. 
bei einer Veränderung der Umftände oder der Eins 
ſicht, eine Aenderung der früheren Abficht den Mits 
gliedern ald Männern von Ehre allerdings geftattet 
feyn kann: fo iſt nicht abzufehen, was fie an einer 
fpätern Anklage hindern koͤnnte. Dieß nicht fogar nod) 
auf demfelben Landtage zu thun, verhindert lediglic) 
die rein formelle Beftimmung , während desſelben Land: 
tages nicht zweimal die nämliche Sache zu behandeln. 

Noch leichter löst fih die Frage, ob die Stände 
auch ſtillſchweigend auf ihr Klagrecht verzichten 
Fonnen? Wenn der Gab richtig ift, daß nur eine 
in förmlicher Gefeßeöform gegebene Erklärung eine für 
alle Zeiten rechtlich bindende Erklärung ift; und wenn 
es ferner unzweifelhaft ift, daß zu Gefegentwürfen 
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ftilffchweigend eine Einwilligung nicht gegeben merben 
kann, fondern daß hiezu eine Reihe von pofitiven Hands 
lungen nöchig ift: fo folge daraus, daß eine ſtillſchwei⸗ 
gende Verzichtung nicht angenommen werden ann. 
Nur in dem Einen Salle finder eine Nusnahme ftatt , 
wenn die Verfaffungs - Urkunde oder ein zu ihrer Er⸗ 
läuterung gegebenes Geſetz ausdruͤcklich einen beſtimm⸗ 
ten Firzern Termin zur Klage. gegeben bat, dieſer 
aber willentlid und wiffentlich verfäumt wurde, — 
Uebrigens foll nicht geläugnet werden, daß es nach 
manchen Vorgängen fehr unehrenhaft wäre, wenn 
eine Ständeverfammlung von ihrem Klagrechte Ges 
Brauch machte , indem der Minifter allerdings der An⸗ 
ſicht ſeyn konnte, daß diefelbe, zwar nicht rechtlich 
verbindlih allein mit Weberzeugung , eine gewiſſe 
Handlungsweife durch ihr Stillfehweigen und ihre Une 
thaͤtigkeit für erlaubt erkläre, und fomit er in derfelben 
fi beftärken ließ. Dieß wäre namentlich unter fols 
genden Vorausſetzungen richtig : 

1. Wenn die in Trage ftchende Handlung ſelbſt, 
oder ihre Wiederholung und Fortfegimg, in Beziehung 
auf ihre zweifelhafte Geſetzmaͤßigkeit zur amtlichen 
Kenntniß der Verfammlung gebracht wurde, ohne daß 
diefe irgend einen Beichluß gegen dieſelbe faßte, fey 
es förmlich zur Tagesordnung übergehend , fen e8 ohne 
weitere Beruͤckſichtigung mit andern Gegenfländen ſich 
befchäftigend. 

2. Wenn eine nothwendige Folge einer folchen 
Handlung, 3. B. eine durch fie veraulaßte Ausgabe, 
ohne Vorbehalt genehmigt wurde. 

3. Wenn der verfaffungswidrige Grundſatz, auf 
welchem die fragliche Minifterial » Handlung beruht, 


ausdruͤcklich und amtlich der Verſammlung gegenüber 
aufgeftellt wurde, ohne daß er bei der Mehrzahl Wir 
derfpruch gefunden hätte. 

4. Wenn ein dem Grundfage nach ganz aͤhnli⸗ 
cher Fall ausdrädli von der klagberechtigten Kam⸗ 
mer gebilligt wurde. 

5. Selb die anerfannte Notorietät einer gewiſ⸗ 
fen feit langem fortgefegten Handlungsweiſe darf mit 
Billigkeit hieher gerechnet werden. 

Andere Grundfäge entfcheiden über die zweite 
Hauptart auf einen Staatöproceß zu verzichten, näms 
lich über das Sallenlaffen einer bereits an 
geftellten Klage. Es ift nicht felten Grundfag 
ber Gefeugebung über den Anklage = Proceh, daß der 
Kläger das unbedingte Recht habe, das durdy feine 
Klage veranlaßte Verfahren in jedem beliebigen Aus 
genblide vor dem Schlußurtheile des Richters ganz 
aufzuheben , fey es durch ausdruͤckliche Erklärung ab: 
ftehen zu wollen von fernerer Verfolgung, ſey ed durch 
bloßes ſtillſchweigendes Unterlaſſen weiterer Schritte 
vor Gericht 2). Es iſt erlaubt, die theoretifche Rich⸗ 
tigkeit dieſes Grundfages in Frage zu ſtellen. Im 
Civil = Proceffe ift allerdings Fein Richter, wo kein 
Kläger ift. Hier handelt es fich lediglich von: Pri⸗ 
satrechten, auf welche der Eigenthiimer in jedem Aus 
genblide ganz verzichten kann. Ihn zu nöthigen . 
einen Nechtöftreit über ein bereitd von ihm felbft aufs 





2) Dieß iſt 3. B. befannt von dem engliſchen Strafvers 
fahren; in dem franzoͤſiſchen Gefeßentwurfe von 
1834 — 36 iſt wenigſtens bie ausdruͤckliche Werzichtleiftung 

u. des Abgeordneten: Kammer namentlich vorbehalten, 
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gegebenes abtretbares Recht zu fiihren, wäre ein offens 
barer MWiderfinn. Allein anders bei Straffachen. Hier 
Tann allerdings der Kläger auch ein Intereſſe bei der Bes 
ftrafung des Schuldigen haben: allein er hat ein ſolches 
nicht allein. Die ganze bürgerliche Geſellſchaft ift bes 
rechtigt zu verlangen , daß eine Rechts⸗ und Geſetzes⸗ 
Berlegung, weldye einmal zur Kenntniß der verfaffungs- 
mäßigen zuftändigen Behoͤrde gekommen ift, ihre ver: 
diente Strafe finde. Welches Princip. des Strafrecdhtes 
man auch annehmen mag, immer wird diefe Verbind⸗ 
lichkeit gegen den Staat ſich ergeben. Natürlich ift es 
diefem Intereſſe der Allgemeinheit gegenüber völlig 
gleichgültig, auf welche Weile das Gericht zur Kenntniß 
der verbotenen Handlung gefommen iſt, ob 3.3. durch 
Denunciation, durch amtliche Wahrnehmung, durd) 
Klage. Wenn ed ein Einzelner war, welcher durch 
feine Klage Beranlaffung gab, fo mag zwar er fir 
feine Perfon , wenn er will, fidy von der weitern Ver: 
folgung der Sache zurüdziehen , und fomit auf feinen 
Privat: Antheil daran verzichten; allein er kann nicht 
berechtigt ſeyn das, allerdings durch eine Handlung 
von feiner Seite entflandene nun aber einmal vor: 
handene, Recht der Gefammtheit durch feine Willens 
änderung gleichfalls aufzuheben. — Iſt fomir der in 
Stage ftehende Grundfag nicht ausdrüdlich in der po⸗ 
fitiven Gefebgebung oder dem unbeftreitbaren Gewohn⸗ 
heitsrechte eines Staates begruͤndet, fo kann er nicht 
als Richtſchnur aufgeftellt werden. Die möglichen 
Nachtheile der nothwendigen Verfolgung eines Pro⸗ 
ceffes , deffen Niederfchlagung aus Klugheit oder 
Billigkeitögränden etwa zu winfchen wäre, Tonnen um 
fo weniger ein Grund ſeyn, von diefen Forderungen 
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des Mechtes abzugehen, ald dad Abolitionss oder das 
Beguadigungs = Recht des Staatsoberhauptes ihnen in 
den gewöhnlichen Fällen abzuhelfen völlig im Stande 
ift. 

Sp entfcheidend nun auch diefe Gruͤnde fiir ges 
wöhnliche Strafproceffe find, fo ift doch mehr als 
zweifelhaft, ob fie auch hinreichen, um die Weiter: 
betreibung einer Minifteranklage auch gegen den Wile. 
len der Elagenden Behörde zu entfcheiden. Zwar liegt 
auch hier ein hoͤchſt bedeutendes Jutereſſe der ganzen 
bürgerlichen Geſellſchaft vor; ferner ift allerdings der 
Umitand, daß nur diefe Behörde ausfchließlich ein Klag⸗ 
recht in Anfprud) zu nehmen hat, noch keineswegs ein 
Beweis, daß fie aud) befugt ift, das einmal ausge: 
übte wieder in feinen Folgen zu vernichten: allein es 
find die bereitö oben erdrterten Klugheits⸗Gruͤnde aud) 
hier vorhanden „ welche ed wiünfchenswerth machen , 
daB ein Zurücdtreten von der Klage möglidy fey, uud 
es ift namentlich bei einer Handlung von fo wefentlich 
politifcher Natur unmdglich zum Voraus zu beftims 
men, ob e8 nicht höchft winfchenswerth werden koͤnnte, 
daß der begonnene Proceß ftillfchweigend oder mittelft 
eines formlichen Befchluffes Liegen bleibe. Außerdem 
kann fih, gleichgültig aus welcher Urfache, die Stim⸗ 
menmehrheit im Berlanfe des Proceſſes verändern und 
igt gegen die Anklage ſeyn; wo ed denn doch a bges 
ſchmackt und für die VBerfammlung entwärdigend wäre, . 
wenn fie gegen ihre Weberzeugnug und gleichfam in 
der Frohne einen von ihr igt für ſchuldlos oder doch 
für Elagfrei Erachteten immer fort und fort verfolgen 
müßte, an den Proceß gefchmieder gleich am Ixion's 
Rad. Da nun aber bei Staatö - Proceffen aus weit 


überwiegenden Gründen eine Niederfchlagung des Mer: 
fehrense und felbft nicht einmal eine Begnadigung 
von dem Staatsoberhaupte ausgehen darf; 
fo bleibt, um dem Proceffe die Eigenfchaft und Wir: 
fungen eines blind waltenden Fatums zu nehmen ,. 
nichts anderes übrig, ald daß dem Kläger die Be: 
fugniß eingeräumt wird, auf die Weiterberreibung zu 
verzichten. j 

Findet man , wie anzunchmen ift, diefe Gründe 
ausreichend: fo muß durch ein pofitives Gefeß dieſes 
Recht des Klägerd ausdruͤcklich feftgeftellt werden, weil: 
allerdings die richtige Entſcheidung aus allgemeinen 
Rechtsgruͤnden nicht filr dasſelbe ift. Folgende nähere 
Beftimmungen fcheinen dabei zweckmaͤßig und felbft 
nochwendig zu feyn: 

1. Der Belchluß, daß die weitere Verfolgung 
der Anklage unterlaffen werden wolle, it dem Staats⸗ 
gerichtöhofe fürmlid mitzurheilen. Ein blos ftill: 
ſchweigendes Zuruͤckziehen des Klägers ift nicht nur 
eine große Unbilligkeit und felbit Ungerechrigkeit ges 
gen den Beklagten, welcher in Spanuung und viel: 
leicht in einer materiell nachtheiligen Lage, erhalten 
wird, fondern fie ift auch der Würde bes Gerichtes 
und der Stände nicht angemeflen, indem es jenes 
der Schmach vergeblidhen Harrens ‚und Handelns, 
dieſe aber dem Scheine gefliffentlicher Unart und fei⸗ 
ger Scheue ausfegt. Motivirt fcheint dagegen dieſer 
Beſchluß nicht nothwendig ſeyn zu müffen, indem die 
Gründe leicht von der Art feyn konnen, daß eine dfs 
fentlihe Auseinanderfeßung nachtheilig oder unpaffend 
wäre. 

3. Die Zuruͤcknahme einer Anklage hindert jede 


fpätere Wiederaufnahme berfelben. Wegen derfelben 
Handlung fol Niemand zweimal vor Gericht geftellt 
werden ; und iſt das erftemal durch die eigene Schuld 
des Anklaͤgers kein Urtheil erfolgt, fo hat er dur 
fein Zuruͤcktreten Fein Recht erwerben koͤnnen, den Be⸗ 
ſchuldigten nach Belieben wieder und wieder der Beforgs 
niß, dene Aerger und dem Zeitverlufte eines Criminal⸗ 
Proceſſes auszufegen. Es ift dabei namentlih zu 
bedenken, daß durch ein folches (dem Spiele der Kage 
mit der Maus ähnliches) Abwechſeln zwiſchen Klagen 
und Zuruͤcktreten die Stände jeden Minifter in eine 
hoͤchſt widrige und der Regirung unwuͤrdige Stellung 
verfegen koͤuuten. 

3. Durch das Zuräcktreten der Kläger hören ſaͤmmt⸗ 
liche nachtheilige Kolgen, welche der bisigige Zuſtand 
für den Beklagten gehabt haben mochte , vbllig auf. 
Namentlich ift er aldbald aus dem Gefängniffe oder 
der geleifteten Bürgfchaft zu entlaffen, oder, falls er 
fufpendirt war, . wieder in fein Amt einzufeßen 3). 
Eben fo verſteht fih von felbft, daß die Stände bei 
ſolchem Zuruͤcktreten alle bisher aufgelaufenen Proceß⸗ 
Koften zu tragen haben , alfo namentlich auch die von 
bem Beklagten aufgewendeten. Sie find durch ihre 
Klage Schuld an deren Aufwendung, durch ihr Zuruͤck⸗ 
treten aber an der Unmdglichkeit diefelben bei voͤlliger 
Unfchuldserflärung auf den Gegner zu waͤlzen. Nichte 
ift daher gerechter, als daß fie diefelben übernehmen. 

Noch möchte ſich fragen, ob nicht allenfalls der 
Angeklagte das Recht babe zu verlangen, daß 





9) S. bie Verhandlungen in ber franzoͤſiſchen Pairstam- 
mer in der Sihung vom 15. April 1836. 


der einmal begonnene Proceß zu Ende geführt werde, 
damit ihm nicht bloß ein zweideutiged Aufgeben der 
Anklage , fondern eine völlige Freifprechung zu Theile 
werden Fonne? Billig mag dieß allerdings fcheinen. 
Alein einmal ift zu bedenfen, daß damit der ganze 
Zwed der Möglichkeit eines Ruͤcktrittes des Klägers 
vereitelt werden koͤnnte. Zweitens ift wenigftens von 
einer Mechtöverlegung nicht wohl bie Mebe, indem ja 
der Beklagte eben durch den Ruͤcktritt der klagenden 
Stände, fo wie durch die eben aufgeftellte Forderung 
einer vollftändigen Koftenentfchädigung , jedes pofitiven 
Schadens enthoben wird. Drittens würde man auch 
bier die widerfinnige Forderung ftellen, daß eine 
von der Unthunlichkeit eines gerichtlichen Verfahrens 
überzeugte Verſammlung dennoch fich von einem fols 
hen nicht loszumachen vermöchte, 


Viertes Kapitel. 
Der Nichter. 
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1. Die allgemeinen Erforderniffe eines zur 
Behandlung von Staatsproceffen taugliden 
Gerichtes. 


Es bedarf wohl nicht erſt eines Beweiſes, daß 
eine zweckmaͤßige Beſtimmung der Perſon des Rich⸗ 
ters die unerlaͤßliche Bedingung einer gerechten und 
wuͤrkſamen Miniſter-Verantwortlichkeit iſt. Was kann 
eine noch ſo genaue Feſtſtellung der zu einer Anklage 
berechtigenden Handlungen helfen, wenn entweder die 
Verdorbenheit des Richters klar vorliegende Faͤlle nicht 
unter das Geſetz ſubſumiren will, oder aber Leiden⸗ 
ſchaftlichkeit und feige Schwaͤche ihn zur Beſtrafung 
eines Verfahrens hinreißt, welches einzuhalten die Re⸗ 
girung nach der Verfaſſung befugt war? Mas wird 
durch eine noch fo richtige Bezeichnung derjenigen Mänz 
ner geiwonnen, gegen welche Staatöproceffe eingeleitet 
werden dürfen, wenn der Richter von den Bezeichneten 
abhängig ift, fo daß ihm, um fie für fchuldig zu ers 
Hären, leicht Muth und Willen fehlt? Da nun das 
Geſetz nicht im Stande ift, den zu einem beftimmten 
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Geſchaͤfte tauglihen Mann im Einzelnen zu bezeichnen, 
fondern nur die aͤußern Verhältniffe, welche die Wahr: 
fheinlichkeit einer Tauglichkeit gewähren, von ihm bes 
flimme werden koͤnnen, fo muß auch hier das Augens 
mer? auf die, Wahl einer ſolchen Stellung im Leben 
und im &taate gerichtet werden, welche in der Regel 
paffende Richter zu liefern verſpricht. Man wende 
bier nicht ein, daß Partheilichkeit, Leidenfchaft und Abs 
haͤngigkeit nicht blos aus der dußeren Etellung des 
Menfchen hervorgehen, fondern daß auch bei den guͤn⸗ 
ftigften, d. 5. diefe Fehler durchaus nicht bedingenden, 
Verhältniffen fie aus dem Character des Einzelnen ent⸗ 
fpringen koͤnnen und nicht felren werden. Allerdings. 
Allein eben fo ficher ift jeden Falles, daß fie noch weit 
häufiger fchadend auftreten werden, wenn ein Reiz 
zu ihrer Begehrung mit: Nothwendigkeit aus der Aus 
Beren Lage herruͤhrt. Wenige Menfchen find ohne alle 
Beranlaffung ſchlecht; viele bei einer auch nur leichten. 

Unmoͤglich kann die Loͤſung der Aufgabe fchon des⸗ 
bald von vorne herein fiir unerreichbar erklärt werden, 
weil e8 unerlaubte ſey diejelbe auch nur zu verfuchen, 
vielmehr die Grundfüße eines Nepräfentativ: Etnates 
verlangen, daß Niemand — alfo auch nicht der an,es 
klagte Minifter — feinem natuͤrlichen Richter entzogen 
werde, und daß alle außerordentlichen Gerichte vermie⸗ 
den werden. Diefer allerdings heilig zu haltende Grunds 
faß ſpricht nänlicy nicht aus, daß der ordentliche 
Nichrer unter allen Umftänden auch der ausfchließs 
lich zuftändige fey, fondern nur daß, wenn eins 
mal durch ein Geſetz ein beftimmter Richter als zu: 
ſtaͤndig für eine gewiffe Klayfe von Handlungen ers 
klaͤrt ſey, nicht einzelne Fälle willtärlich feiner Ges 
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richtsbarkeit entzogen und außerordentlichen use für 
diefen audgenommenen Fall competent erklärten Ges 
richten zugewiefen werden dürfen. Keineswegs wird 
aber dadurch verhindert, daß für ganze Gattungen von 
Fällen oder von Perfonen, deren Uburtheilung durch 
die gewöhnlichen Gerichte mit fühlbaren und in ber 
Natur der Sache liegeuden, fomit beftändigen, Nach⸗ 
theilen verbunden und vielleicht vernünftigerweife ganz 
unmdglidy wäre, eigene paflendere Richter gefeglich 
beftimmet werden Tonnen. Im Gegeutheile wird eine 
ſolche befondere Beſtimmung durch die Fuͤrſorge für 
objective Gerechtigkeit verlangt. Der oben angeführte 
Verfaſſungsgrundſatz ift hiermit fo wenig im MWiders 
fpruche, daß er im Gegentheile felbft volle Anwendung 
findet. Denn wenn nun einmal gefeßlich eine folche bes 
foudere Gerichtöbarkeit für eine ganze Gattung von 
Fällen beſteht, fo darf allerdings Fein einzelner mehr 
ihr entzogen und einem andern Richter, und wäre ed 
auch dem ordentlichen des Angeklagten, übergeben wers 
den, Itzt ift der befondere Richter der natürliche, d. h. 
gefegliche. — So gewiß alfo den gewöhnlichen Gerichs 
ten die Entfcheidung von Minifter-Anklagen nicht ents 
zogen werden darf, nur weil fie die gewöhnlichen find, 
und fo augemeſſen ed vielmehr für die Einfachheit des 
Staatöorganismus ift, wenn fie beibehalten werden 
koͤnnen: fo ift doch die Hauptfrage die, welches Gericht 
die fämmtlichen nothwendigen und wilnfchenswerthen 
Eigenfchaften zur richtigen Behandlung diefer ſchwuͤri⸗ 
gen Fälle in fich vereinigt; und diefes ift dann zu wähs 
len. — Uebrigens ift die Auffindung ſolcher Verhälts 
niffe, welche einen tauglichen Gerichtshof für Staats⸗ 
proceffe zu liefern verfprechen, keineswegs eine leichte 
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Aufgabe. Die Forderungen nämlich, welche diefe Lang: 


lichkeit bedingen, find aahlreich , bedeutend und uners 
laͤßlich. 

Vor Allem faͤllt in die Augen, daß die Stellung 
der Richter eine ſolche ſeyn muß, welche moͤglichſte 
Unpartheilichkeit bei ihnen vorausſetzen laͤßt. 
Dieſe Forderung iſt allerdings an jedes Gericht zu ſtel⸗ 


len: allein fie iſt doppelt nothwendig in Fällen, welche 


nicht nur fo bedeutende materielle Wichtigkeit haben, 
fondern theils felbft geeignet find die Leidenfchaften aufs 
zuregen, theils in einer allgemeineren Aufregung bderfels 
ben fchon ihren Urfprung genommen haben *). Die 
Erfällung diefer Forderung möchte vielleicht gleich von 
vorne herein hoffnungslos erfcheinen, weil ed der Nas 
tar der Sache nach gar nicht möglidy iſt, Diejenige 
Bedingung der Unpartheilichfeit des Richters, welche 
mir Recht immer zuerft aufgeftellt wird, zu erfüllen, 
naͤmlich daß er perfdnlich bei der Entfcheidung der 
ihm vorgelegten Sache gar nicht betheilige fey. Nas 
tuͤrlich laͤßt fi auch bei Staatsproceffen die Entfers 


nung folcher Richter denken und fordem, welche bei‘ 
den in Frage ftehenden Handlungen unmirtelbar betheis 


ligt find, fey es als vermuchliche Mitfchuldige, fey es 
als Verletzte, fey es weil fie fo nahe mit dem Auges 
klagten verbunden find, daß fein Loos auch das ihrige 
beſtimmt. Allein immer bleibt nody auch für eutferns 


ter ftehende Richter ein perfdnliches Jutereſſe. Es iſt 


1) S. hierüber den Pederalist, Nr. 65.3 Story, Com 
mentaries, Bd. II, S. 218. Freilich tritt in einer reprär 
fentativen Demokratie diefe Geite ber Samirigtek 
beſonders hervor. 
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nämlich nicht zw Iäugnen, daß bei ber Futicheibimg 
einer Minifter-Anllage jeder Staatsbuͤrger mehr oder 
weniger betheiligt iſt. Kann doch vielleicht das Schick⸗ 
fal des Vaterlandes durch fie auf längere Zeit beftimmt 
werden. Nun iſt aber auch der Richter Staatsbuͤrger 
und wird fomit von ben rechtlichen und den politifchen 
Solgen der Eutfcheidung ebenfalls berührt, vielleicht je 
höher er geſtellt iſt, um fo mehr beruͤhrt. Daß dieß 
ber Unbefangenheit feiner Auffaffung und der Ruͤckſichts⸗ 
lofigkeit feines Ausfpruches Eibrrag thun Tann, ift 
zuzugeben, und der Umſtand, Daß dieß bei allen und 
jebeu Richtern, welche man im Staate wählen. möchte, 
gleichmäßig der Fall ift, verhindert zwar, daß aus 
diefem Grunde die eine Wahl entichieben fchlechter 
ausfällt ald eine andre, allein die Verbreitung des 
Uebels hebt deffen Vorhandenfeyn und Wuͤrknng niche 
auf. Biligerweife kann alfo wuͤrklich nicht in Abrede 
gezogen werden, daB eine abfolute Ungartheilichleit 
nicht zu erreichen if, und daß das Beitreben nur dars 
auf gerichtet ſeyn kann, die mdglichite Unbefangen⸗ 
heit zu erzielen . — Hierzu iſt denn nun aber 





9) Un und für fich iſt freilich ein Mittel denkbar, durch defs 
pen Anwendung Die. perſoͤnliche Betheiligung ber: Dichter 
in einem Etagtöpnoteffe wegfallen würde, allein Leider ſte⸗ 
bey. demſelhen ganz überwiegende Gründe im Mege. 
Diefes Mittel beſteht nämlich darin, die Michter nicht 
aus den Staatöbürgern fondern aus Fremden zu wäh 
In, 3 3. alfo die Pairdlammer oder das oberſte Ger 
richt eined andern Staates, Auf Unpartheilichkeit wäw 
allerdings hier iu der Regel zu rechnen; allein Dagegen 
würde ben Richter theild Mangel an ber doch fe noͤthigen 
Einſicht in geſed⸗ und thatfächlihe Werhältuiife treffen, 


zweierlei nbthig. Einmal, daß die Richter wenigftens 
nicht in das Getriebe der politifchen Partheien als 


theils ift ed dem Begriffe des Staatsorganismus und der 
Ehre des Staates gleihmäßig zuwider, ein außerhalb feiner 
Gränzen und der Wirkung feiner Geſetzgebung befindliches 
Clement in ſich aufzunehmen, theild endlich ift die ganze 
Einrichtung nur unter der Vorausſetzung denkbar, daß die 
ſchlechteſte aller Procefformen‘, die des blos ſchriftlichen 
Verfahrens, für Staatsproceffegemählt wuͤrde. Es iſt daher 
auch eine ſolche Beſtimmung noch in keinem irgend in Be⸗ 


tracht kommenden Staate für ben Staatsgerichtshof getrof⸗ 
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fen worden. Weder das Beifpiel bed deut ſchen Buns 
De 6, welcher allerdings für dad wenigftend verwandte In- 
ftirut der Schiedsmänner Fremde wählte, noch das des 
Fuͤrſtenthums Sigmaringen, welches den Ausſpruch 
einer Juriſten⸗Facultaͤt geſtattet, moͤgen als ſchlagende Be⸗ 
weiſe des Gegentheils angeführt werden, Mas nämlich 
den deutſchen Bund betrifft, fo laffen fich einmal gegen ben: 
feiben eben die angeführten Einwendungen wohl mit Recht 
wachen; zweiteus aber ift dad Verhältniß von Bundesſtaa⸗ 
ten zu einander und zum Bunde ein eigenthümliches, wel⸗ 
ches manche Vorkehrungen geftattet, die zwifchen ganz un⸗ 
abhängigen Staaten völlig unzuläßig wären. Davon ganz 
abgefehen, daß die Einrichtung der Schiedsmänner in man⸗ 
Gen Beziehungen von anderer Natur iſt, ale ein Ge⸗ 
richtohof. Die Beitimmung der figmaringifhen Derfafe 
fungs:Urkunde aber ift mehr ein Beleg für bie Schwuͤ⸗ 
rigteit, um nicht zu fagen Unmöglichkeit, die ganze ſchwer⸗ 
fällige Mafchinerie der Megirung mit Molfevertretung im 
ganz Meinen Staaten einzuführen, als ein nachahmenswer⸗ 
thes Mufter. Denn daß die nur mit wenigen Mitgliedern 
befegten , in der Regel kaum Einen Staatsgelehrten in 
ihrer Mitte zäplenden, mit Perfonen und Sachen bed frems 
den Landes nicht befaunten Juriſten Faenltaͤten aller Eigens 
18 *® 
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weſentliche Theilnehmer verflochten find, indem fie 
ſonſt den ganzen Proceß durch die gefaͤrbte Brille der 
Leidenſchaften betrachten oder gar ſelbſtiſche Zwecke 
durch ihren Ausſpruch zu erreichen ſuchen. Das Geſetz 
kann freilich, wie oben bereits bemerkt wurde, nicht ſo 
eingerichtet werden, daß es eine ruhige Sinnesart jedes 
Einzelnen mit Beſtimmtheit auffaͤnde und ſicherte; eben 
ſo iſt ganz richtig, daß man ſeinen Zweck verfehlen 
müßte, wenn man glaubte, aus zwei, jedoch nad) vers 
fhiedener Richtung hin , partheiifchen Elementen eine 
unpartheifche Berfammlung bilden zu können, indem ofs 
fenbar bier ein Kampf und Feine Neutralifirung der 
feindlichen Kräfte entftände: allein es ift möglich wes 
nigftend im Allgemeinen die Wahrfcheinlichkeit einer 
wünfchenswerthen Gemuͤthsſtimmung zu erreichen Durch 
Ausfchließung aller folcher Behoͤrden und deren Mits 
glieder, welche durch ihre Stellung im Staatsorganids 
mus zu einem befonderd lebhaften und felbftchärigen 
Antheile an den dffentlichen Angelegenheiten berufen 
find. Solche muͤſſen nothwendig voreingenommen 
fegn, und würden fogar nicht felten mittelbar oder un⸗ 
mittelbar in eigener Sache, wenigftend über eigene 
Anfichten und Beftrebungen, zu richten haben. — Zwei⸗ 
tens erfordert die Ruͤckſicht auf die Unpartheilichkeit 
burdyaus, daß dem einmal beftellten Gerichtshofe von 
bem Augenblide an Feine neuen Mitglieder beigeſellt 
werben dürfen, als von der zur Anklage beftellten Des 


ſchaften, wit Ausnahme der Unbetbeiligtheit, ermangeln, 
welche ein Staatögerichtähof haben follte, leuchtet wohl Je⸗ 
dem ein, 
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börde der erſte Schriet zur Ausäbung dieſes Nechtes 
gefchehen iſt, oder daß wenigſtens, wenn eine folche 
Ernennung aus andern Gründen und zu andern Zwecken 
ndthig wäre, folche Neuernannten von jedem Antheile 
an dem ſchon vor ihrer Wahl vorhandenen Proceffe 
ausgefchloffen find. Die Gründe für diefe Forderung 
liegen allzunahe, um erft ausführlich nachgewiefen zu 
werden. Eie find fo einleuchtend und ihre Beachtung 
ift für die materielle Gerechtigkeit des Audfpruches fo . 
wichtig, daß felbft da, wo das Geſetz dieſelbe nicht 
ausdruͤcklich anerkannt haben follte, nicht gegen fie 
gehandelt werden darf ®). 

Eine zweite gleich wichtige Forderung ift die der 
ubthigen. Unabhängigkeit. und Selbftftändigs 
keit des Gerichteds. Die eigene unpartheiifche Bes 
trachtung der Richter ſchuͤtzt die Angeklagten noch nicht 
"gegen Ungerechtigkeit, noch die Berfaffung und bie 
Rechte des Volles gegen Strafloſigkeit Echuldiger, 
wenn diefelbe ſich nicht auch frei und ungehindert aus⸗ 
fprechen kann, fondern die Richter gegen eigene beflere 
Ueberzeugung zu einem vorgezeichneren Epruche gends 
thige wuͤrden. In diefem Falle ift die ganze Anftale 
nur ein fchnödes Spiel mit der Gerechtigkeit, und zwar 
gerade hier ein ſehr gefährliches, indem einen Theiles 
der Verfaffung der durch Verantwortlichkeit der Inha⸗ 
ber der Staatögewalt zugedachte Schuß entzogen, ans 
dern Theiles leicht die Volks sLeidenfhaft, wenn fie 
den Damm, welcher ihr durch die Ausficht auf eine 


ı 3) Bel. Peyronnet, Questions de jurisdichon parlemen- 
taire, ©. 31, 
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geſetzliche und gerechte Abhuͤlfe gegruͤndeter Beſchwerden 
geſetzt werden ſoll, durchloͤchert findet, mit verdoppelter 
Wuth Alles mit ſich fortreißt. Zur Herſtellung dieſer 
Unabhaͤngigkeit gehoͤrt nun aber in ſo wichtiger und 
aufregender Angelegenheit nicht blos die Unabſetzbar⸗ 
keit der gewoͤhnlichen Richter, ſondern theils uͤberhaupt 
eine hohe und unantaſtbare Stellung, theils noch ins⸗ 
beſondere eine Sicherung dagegen, daß nicht in dem 
‚sinzelnen Falle diejenigen Mitglieder aus dem Gerichte 
entfernt werden konnen, welche man aus allgemeinen 
oder befondern Gründen dem Angeklagten ginftig ges 
ſtimmt wähnt, fo daß vielleicht nur entfchiedene politifche 
Gegner zurüdblieben *). 

Drittens ift unerläßlich, daß das Gericht Feiner Be: 
ftehung zugänglich fey, und ſelbſt, daß es vernünfs 
tigerweife nicht einmal im Verdachte der Möglichkeit 
einer folchen ſtehe. Kine ſolche Unzugäuglichkeit für 
Verführung ift nun aber theild Sache des Characters, 
theil8 Folge der Äußeren Verhaͤltniſſe. Cine aus der 
erfteren Quelle rührende Unbeftechlichkeit iſt freilich 
nicht nur die achtungswerthere, fondern auch die weit 
zuverläßigere; allein fie kann auch fehlen, und deßhalb 


4) Das Recht zur Recufation einzelner beſtimmter Mit: 
glieder durch den Angeklagten if natuͤrlich etwas ganz 
Andered. S. darüber unten Kap. 4, 6.12. — Mit gros 
Bem Mechte beſchwert fih Peyronnet, Questions ©. 28, - 
fg., darüber, daß vor der Cröffnung des Proceffed gegen die 
Minifter Karl's X. die vom Villele'ſchen Minifterium ers 
nannten Paird in Mafle aus der Kammer geftoßen worden 
feven,, ald über einen hoͤchſt gewaltfemen Eingriff in bie 
Unabhängigleit der Kammer. 


J 
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Me es Immerhin abthig und nuͤtzlich die Autern Wire 
haͤltniſſe zur Stuͤtze und als Erſatz zu Huͤlfe zu ueh⸗ 
men. Es iſt dieß in dem vorliegenden Falle am fo 
rärhlicher , als nothwendigernieife die Handlungen des 
Staatögerichtöhofed gegen zroeierlei Verfuͤhrungsver⸗ 
ſuche zu ſchuͤtzen find, nämlich einer Seits gegen 
folche, melde von der Regirung ausgehen, anderer 
Seits gegen ungebährliche Einfläffe von der Volkspar⸗ 
thei. Sind auch von der Regirung andgehende Ders 
ſuche häufiger zu erwarten und mehr zu fürchten, 
theild weil fie die angeflagte und alfo bei dem Sprus 
che am meiften betheiligte iſt, theiis weil ihr fo viele 
mittelbar und unmittelbar wirkende Einflußmittel zu 
Gebote fichen; fo hieße ed doch die Empfaͤnglichkeit 
Mancher für ein Lob, weldyes als das ter bffentlis 
hen Meinung ihnen gefpender wird, und für die bes 
saufchende Belohnung , welche Eitelfeit in eine Volks⸗ 
triumphe finden kann, nur fchlechr kennen, wenn nicht 
auch eine Gewinnung der Richter von Seiten der 
Volksparthei als eine nahe liegende Gefahr für bie 
Gerechtigkeit des Urtheiles anerfanut werden wollte. 
Natürlich reichen aber zur Abwendung folcher fdrens 
der Einfläffe die Garantieen der formellen Unabhaͤngig⸗ 
keit, nämlich die Beſtinimungen über die Unabſeiz⸗ 
barkeit der Richter und über die Formen ber Berhands 
lung und Abftimmung, nicht aus, (wenn auch fie fchon 
Peineöwegs zu vernachläßigen find ‚„) fondern ed bedarf 
einer ſolchen allgemeinen Stellung ber Richter, daß 
fie dem Reize der Verfuͤhrungen und der Furcht vor 
Drohungen und Nachtheilen an und für fich weniger 
ausgeſetzt find. Eine ſolche Stellung wird aber nur 
die feyn, in welcher fie fchon das Wuͤnſchendwerthe 
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auf «ine firhere Weiſe erreicht haben und vernaͤuftiger⸗ 
weife nur verhälmißmäßig Weniges mehr zu wuͤn⸗ 
ſchen Abrig bleibt °). 

Eine vierte nothwendige Bedingung eines taug⸗ 
lichen Gerichtes fir die Minifter s Unflagen 'ift die 
zur rechtlich und tharfächlidy richtigen Würdigung der 
- Unllagepuncte erforderliche Summe von Kenntnifs 
fen und Einſichten. — Es handelt fich von eis 
‚nem gerichtlichen Verfahren und von einem richterlichen 
Spruche; deßhalb ift eine rechtliche Bildung-, wels 
che wenigftens fo weit geht, um die wefentlichen Ers 
forderniffe einer formell und materiell untadelhaften 
Verhandlung, die Gewohnheit juriftifcher Schlußfols 
gerung und die Befanutfchaft mit dem dffentlichen 
. and dem Strafrechte des Landes nicht vermiffen zu 
laffen , unerläßlih. Große und ausgedehnte Rechts⸗ 
gelehrſamkeit ift freilich dabei keineswegs erforderlich, 
und bei der in einem Nepräfentariv - Staate fo ſehr 
vorberrfchenden rechtlichen Auffaffung aller Erfcheinuus 


5) Wenn Motte (Vortrag in der erſten badiſchen 
Kammer, Verb, 1822, Bd. I, S. 354 fü.) die Unbeſtech⸗ 
lichkeit, oder vielmehr Unbeftochenheit , der Michter dadurch 
zu erreihen ſucht, daß fie immer erſt zu ben einzelnen 
Yrosefien beitimmt werden, nicht aber fen vorher ald 
ftebende Mitglieder bes Staatsgerichted bekannt feyen : 
fo Tann diefer Vorfchlag nur auf bem Gedanken beruhen, 
daß zu einer Beſtechung lange Zeit gehöre. Da nun aber 
dieß offenbar nicht der Fall iſt, fo fat auch ber ganze 
Ylan, und zwar um fo mehr, weil gerabe die Ernen⸗ 
nung zur Aburtheilung eined bereits vorliegenden einzels 
nen Falles zu den größten Mißbraͤnchen Anlaß und Meiz 
geben koͤnnte und würde. 
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gen, und namentlich der Regirungs⸗Handlungen iſt 
vielleicht zur Wahrſcheinlichkeit des Vorhandenſeyns 
der eben angedeuteten Keuntniſſe und Faͤhigkeiten 
eigentliche Rechtsgelehrſamkeit nicht einmal ndthig, 
fondern fchon allgemeine Bildung genägent. — Haͤn⸗ 
fig wird das Urtheil uber Schuld oder Unfchuld des 
Angellagten lediglich von der Aufiche über die feiner 
Handlungsweiſe bedingenden thatſaͤch lichen Ver⸗ 
haͤltniſſe abhaͤngen; fo z. B. wenn wegen einer unlaͤug⸗ 
bar verfaſſungswidrigen, allein nach dem Vorgeben 
des Angeklagten ganz unerlaͤßlichen Handlung Klage 
erhoben iſt, oder wenn ſich die Zuſtaͤndigkeit des Ge⸗ 
richtshofes nicht nur auf rechtlich verwerfliche ſondern 
auch auf blos ſchaͤdliche Regirungs⸗Handlungen er⸗ 
firedt. Hier ift natärlih vor Allem eine genaue 
Kenntniß des ganzen Zuftandes der dffentlichen Auges 
legenheiten, der Hälfsmittel der Regirung, der — 
zwar vieleicht nicht juriftifch erwiefenen allein deffen 
ungeachtet doch vorhanden geweſenen — Gefahren von 
Außen oder im Yunern u. f. w. erforderlich. Die Dar⸗ 
ftellung diefer Umftände von Seite des Klägerd wird 
in der Regel eine völlig verfchiedene feyn von ihrer 
Auseinanderfegung durch den ‚Beklagten, und wenn _ 
auch über einzelne beftimmte Puncte ein Beweis und 
Gegenbeweis möglich und nothwendig iſt, fo liegt es 
doch in der Natur der Sache, daß ein im Proceß⸗ 
wege zu erlangender foͤrmlicher Beweis aller einzelnen 
Umſtaͤnde, welche zuſammen den Zuſtand der dffentlichen 
Dinge ausmachen, eben fo unabſehhar als in vielen 
Theilen unmdglich wäre Hier Tann nur die eigene 
Kenntniß der Richter Helfen. Solche Einficht findet 
fih denn uun aber wur bei einer forgfältig gewählten 
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Behörde, fen es nun, daß Die einzeinen Mitglieder 
diefer Forderung gemäß gewählt werden, oder daß alle 
zumal aus einem von lauter ausgezeichneten Männern 
beftehenden Eollegium genommen werden: nie aber wird 
auf fie mit irgend einem Grade von Sicherheit gerech⸗ 
net werden koͤnnen, wenn das blinde Loos oder eine 
Ernennung durch Volkswahlen die Mitglieder beſtim⸗ 
men foll 6). 

Wenn der Nuten eines regelmäßigen gerichtlichen 
Verfahrens bei Befchwerden iiber die oberſten Beamten 
des Staates hauptſaͤchtlich auch darin zu finden iſt, 
daß die ungeorbnete Leidenfchaft, welche fo leicht Ver⸗ 
legungen aller Urt herbeiführen Fünnte,, in ein regels 
mäßiges Bert geleitet wird, fo ift keinem Zweifel uns 
terworfen, daß eine fünfte Forderung darin beſtehen 
muß, es mbge der Staatsgerichtshof eine Ein 
dbrud mahende Stellung im Staatöorganiss 
mus einnehmen. Ye mehr er aus den gewbhnlidhen 
Sormen des täglichen Lebens heraustritt, je ſtaͤtker 
er die Einbildungsfraft der Menge in Anfpruch nimmt, 
deſto eher. ift er im Stande die vorhandene Gaͤhtung 
zu abforbiren und die Gefahr eines Ausbruches von 
Selbſthuͤlfe abzulenken. Cine foldye imponirende Stel: 
fang wird aber aicht nar durch eine richtig gewählte 
Korm der Äußeren Erfcheinung gegeben , (obgleich auch 
diefe nicht zu verfäumen iſt,) ſondern noch weit mehr 
durch Hohen Rang feiner Mitglieder und durch eine 
zahlreiche Beſetzung. Am unginftigften in diefer Bes 
ziehung ift ohne Zweifel, wenn die als Staatsge⸗ 


- 6) Diefes Mittel ſchlaͤgt vor Rotteck, a. a. O. 
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richtshof auftretende Behorde regelmäßig in Thaͤtig⸗ 
feit, und mit gewöhnlichen laufenden Staatsgeſchaͤf⸗ 
ten beauftragt ifl. Dadurch fcheint denn auch die Mis 
nifteranklage in den Kreis diefer gewöhnlichen Amts⸗ 
thätigkeit erniedrigt zu werden, während der außer⸗ 
ordentliche Kal und vielleicht auch die außerordeutli⸗ 
he Aufregung eines ungewöhnlichen Mittels beduͤr⸗ 
fen möchten. Davon ganz abgefehen, daß Leicht die 
Gefchichte einer folchen ftehenden Behoͤrde Vorgänge 
euthalten kann, welche hoͤchſt nachtheilig auf das, 
doch fo nochwendige, Vertrauen in ihre Tuͤchtigkeit 
und Kraft, oder auf den ruhigen und leidenfchaftslofen 
Gang der Verhandlungen einwirken Tonnen. Da übers 
dieß fowohl die Unabhängigkeit ald die Einficht des 
Gerichtes durch eine zahlreiche Belegung aller Wahr: 
fheinlichkeit gemäß nur gewinnen kann, fo mag das 
Verlangen nach einer folcyen nur um fo weniger Au⸗ 
ftand finden. 

Eben fo ift eine fechöte Forderung unerläßlich , 
nämlich daß der Richter im Stande fey, ſich mit eis 
ner angebrachten Klage ſchleunigſt und unun⸗ 
terbrochen zu befchäftigen. Ein fchnell erfolgender 
Urtheilsfpruch ift nicht nur ein weit würffameres Ab⸗ 
fchredungsmittel und fümit weit geeigneter die Ber: 
faſſung des Landes gegen verbrecherifche Unternehmuns 
gen zu ſchuͤtzen, fondern er dient auch wefentlidh zur 
Beruhigung der allenfalls gefährlidy aufgeregten Volks⸗ 
leidenfchaft, während die Vorausficht auf eine lange 
drohende und oft unterbrochene Verhandlung, auf eis 
nen weiten Zeitraum , welcher zu Intriguen und Pers 
führung der Michter gebraucht werben kanu, und oft 
auf ein ſpaͤtes und unfichere& Urtheil cher zur Ver⸗ 
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mehrung ale zur legalen Beſchwichtigung eines Ver⸗ 
fuches von Selbftrache dienen kann. Es muß fomit 
das Gerichte fo beſtimmt und eingerichtet ſeyn, daß es 
wo nicht beſtaͤndig verſammelt bleibt 7), doch nicht 
nur zu jeder Zeit, ſobald eine Anklage erfolgt iſt, 
alsbald in Thaͤtigkeit treten und in derſelben verhar⸗ 
sen kann, ſondern daß es auch feine Zeit nicht ans 
dern minder wichtigen und doch unaufſchieblichen Ge⸗ 
ſchaͤften zuzuwenden hat. 

Endlich muß ſiebentens die Beſtellung des Rich⸗ 
ters bei einer Miniſter⸗Anklage fo geordnet ſeyn, daß 
aus derſelben keine anderweitigen weſentli⸗ 
chen Nachtheile dem Staate oder den Einzelnen 
zugehen. Als ſolche muͤſſen aber namentlich betrach⸗ 
tet werden, wenn der regelmaͤßige Gang nothwendi⸗ 
ger Staatsgeſchaͤfte darunter leidet, oder wenn eine 
fuͤr das Wohl des Staates wichtige Behoͤrde durch 
ihre Function als Staatsgerichtshof in eine falſche, 
ihrer Wuͤrkſamkeit nachtheilige Lage geraͤth, oder wenn 
die Staatseinrichtung dadurch zu verwickelt wuͤrde, 
u. f. w. - 


7) Es tft fhon der Beſtellung eigener Dichter für Miniſter⸗ 
anflagen ber Vorwurf gemaht worden , daß fie ein felbit 
bie Moralität antaftendes Mißtreuen ausſpreche, (ſ. bie 
Verb. der ıiten Kammer der gh. heſſiſchen Stände, . 
1820 , 9. 1, Beil, S. 47). Allein fpriht denn nicht 
der ganze Gruudſatz ber Minifter »Verantwortlichkeit ein 
Mißtrauen aus ? Und warum fol dieſes Mißtrauen gro: 
er feyn, wenn ein Richter beftändig bereit gehalten wird ? 
In wie ferne aber verlegt die Bereithaltung gegen eine 

als wahrſcheinlich erlannte Gefahr dad Sittengefeg ? 


Das es nicht leicht iſt, alle diefe Eigenfchaften zu 
vereinigen , ift allerdings richtig; doch kann die Möge 


lichkeit einer vollftändigen Verbindung nachgewiefen wer: 


den. Wenn manche der in der Wirklichkeit gewählten 
Mittel mehr oder minder bedeutende Ausftelungen zus 
laffen ,„ fo rühren diefe Mängel theild von einem uns 
vernünftigen Fefthalten am Zufälligen und Hergebradhs 
ten her, theild trägt die Kleinheit der Etaaten die 
Schuld allein, indem diefelben den nbthigen Stoff 
nicht befigen. — Eine genauere Erörterung’ der bis 


igt theils wuͤrklich ausgeführten, theild auch nur vors 


gefchlagenen Einrichtungen wird ſowohl nach ahmungs⸗ 
werthe ald warnende Beiſpiele zeigen und die Mich: 
tigkeit der oben aufgeftellten Korderungen noch genauer 
nachweifen. Leicht wird fich dann ein der Theorie mögs 
lichft naher Vorfchlag machen laſſen. 


2. Prüfung der einzelnen mögliden Ein- 


sihtungen, 
a. Die ordentlichen Gerichte, 
‘ g. 2. 


æ. Gerichte' ohne Geſchworkene. 


Natürlich wirft man, wenn es ſich von der Auf⸗ 
forderung einer Behoͤrde zur Unterfuchung und Beſtra⸗ 
fung eined augeblicdy rechtswidrigen Verfahrens hans 
delt, feinen Blick zuerft auf die ordentlihen Ges 
richte des Staates *) und namentlich, weil eine 





41) Es bedarf wohl keiner Vertheidigung, daß unter den 
ordentlichen Berichten Hier ſtillſchweigend nur foldhe 
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Suftanzenfolge in einem Staatsproceſſe nicht an der 
rechten Stelle iſt »), auf das oberfte Gericht. 
Manches fpricht auch gleich im erften Augenbliche für 
dieſelbe. Theils ift das Entſcheiden über Anklagen an 
und für Ach ihre Beſtimmung, welche dann nothwen⸗ 
Dig auch bei ihren Mitgliedern eine große Geſetzes⸗ 
fenntniß und die Gewohnheit, einzelne Handlungen 
unter die allgemeinen Normen richtig zu fublumiren, 
erzeugt ; theild iſt zur Verhinderung von Gabinetsjus 
ſtiz für mögliche Unabhängigkeit derfelben von etwai⸗ 
gen ungerechten Wilnfchen des Staatdoberhauptes und 
feiner Organe geſorgt; theild endlich gewinnt bei eis 
ner Einheit der Gerichteftände ſowohl die Einfachheit 
des Staatd : Organismus ald der Verfaffungsgrunds 
fag, daß Niemand ohne Noth feinem natürlichen Rich⸗ 
ter entzogen werden fol. Hat man doch auch, eben 
aus diefem Grunde, nicht das mindefte Bedenken, 
dDiefelben für zuftäudig zu erklären in allen Fällen vor 
Civilklagen und felbft von Belchuldigungen gemeiner 
Verbrechen, welche gegen Minifter vorgebracht werden 


verftanden find, welche lediglich mit Rechtſprechen beauf⸗ 
tragt find, fo daß alfo Juri; und Mminiſtration völlig 
getrennt if. Nicht nur ift diefe Trennung wohl in allen 
Nepräfentativ = Staaten (kleine QAnomalteen abgerechnet ) 
ald Verfaſſungs⸗Grundſatz durchgeführt , fondern es fällt 
auch in die WUugen , daß eine Behörde, welche Antheil an 
der Verwaltung nimmt und zu dem Ende unter einem 
anflagbaren Minifter fickt , ganz untauglih zu einem 
Staatsgerichtshofe ift, follten auch berfelben nebenher nach 
NRichtergeſchaͤfte anvertraut ſeyn. 
2) ©. hieruͤber unten, Buch I, Kap. 5, 55 10 — 12. 
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möchten. Sogar in den gegen die Vermoͤgenbverwal⸗ 
tung des Fuͤrſten, eigentlich alſo doch gegen ihn ſelbſt, 
anhaͤngigen bürgerlichen Klagen find fie unbedingt nnd 
ausſchließlich zur Entſcheidung berufen. Nur alfo, 
wenn ſich in der Zufammenbaltung mit den aufgeſtell⸗ 
. ten allgemeinen Zorderingen bedeutende Gründe gegen 
die Hebestragung der Stantöproceffe an die gemöhnks 
chen Gerichte ergeben. follten, wird man veranlaßt und 
berechtigt ſeyn, nach einer andern Behoͤrde ſich umzu⸗ 
ſehen. 
Um aber eine ſolche Vergleichung des Weſens des 
ordentlichen Gerichte, und namentlich eines oberſten Ge⸗ 
richtshofes, mit den im vorhergehenden $. aufgeſtell⸗ 
ten Grundfägen wit Slarbeit anzuftellen, ift vor Als 
lem worhwendig „ zwiſchen folchen Gerichten, welche 
blos aus ſtaͤndigen Michtern beftehen, und denjenigen, 
welchen Gefchworne beigegeben find, zu unterfeheiden. — 
Eine naͤhere Betrachtung der erfteren liefert aber fols 
gende Ergebniſſe: 

1. Ohne Zweifel iſt — abgefehen von der bei Feiner 
Compbination zu entfernenden Theilnahme der Richter 
ald Staatsbuͤrger — die Eigenſchaft der durch die 
äußere Stellung begaͤrſtigten und fomit alfo aud) wahr 
foheinlicherweife vorhandenen Unpartheilichkeit 
bei den ordentlichen Gerichten in ermünfchten Maaße 
vorhanden. Die Gerichte find ihrer ganzen amtlichen 
Stellung nach von dem politifchen Treiben und von 
der Iheilnahme an einzelnen zu Klagen Anlaß gebens 
den Regirungshandlungen ganz entfernt. Es if for 
mit ihre Ehre und ihr Vortheil weder bei dem Gelins 
gen, noch bei dem Fehlſchlagen derfelben betheiligt, und 
fomit auch ihr Urtheil niche zum Voraus ie geleitet. 


Bilden fie auch allerdings in weiterem Sinne einen 
Theil der Regirung, uud konnte man alfo bei ihnen 
eine geheime Neigung für die letztere vorausfegen, 
weiche fie bewegen wilrde in zweifelhaften Fällen die 
Zunge der Waage auf deren Seite zu lenken: fo wuͤrde 
fich einmal fragen, ob nicht bei wirklich zweifelhafe 
ten Klagen bieß eher ein Vortheil wäre; zweitens aber 
zeigt die Erfahrung , daß immer zwifchen den Ges 
rihren und den Verwaltungsſtellen eine ftille Eifers 
ſuͤchtelei ſtattfindet, welche mehr als hinreichend ſeyn 
moͤchte jene Neigung auszugleichen. Ruhige und um⸗ 
ſichtige Erwägung der Gründe und. Gegengruͤnde wird 
bei ihnen überdieß durch ihre regelmäßige Beſchaͤf⸗ 
tigung zum Beduͤrfniſſe und zur andern Natur ®). 

2. Nicht minder befriedigend ift die Stellung 
der ordentlichen Gerichte hinfichtlich der nothwendigen 
Unabhängigkeit von ungebuͤhrlichen Kingriffen 
in ihre Amtshandlungen und gewaltfamer Aufdrängung 
von rechtöwidrigen Urtheilen. So weit menfdliche 
Einrichtungen ſchuͤtzen koͤnnen, tft hier geforgt worden. 
Bekanntlich ift nämlich nicht nur in den conflitutios 
nellen,, fondern überhaupt faft in allen andern Rechts⸗ 
flaaten der Regirung ſchon ganz im Allgemeinen jede 


V ©. (Buddeus,) die Minifterverantwortlihleit, ©. 
79 fo. Nur vermengt ber Verf. bier, und überall, 
Unparthetlihkeit und Unabhängigkeit, während ed doch 
ein großer Unterſchied iſt, ob man aus eigenem Antriebe 
ungerecht urtheilt, oder ob man gegen den eigenen Willen 
dur Außeren Swang dazu angehalten wird, und recht 
gut die eine jener Eigenſchaften ohne die audere vorhanden 
fepn kann. 
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Einwirkung auf die gerichtliche Behandlung und Ents 
fcheidung der einzelnen anhängig gewordenen Rechts⸗ 
fachen entzogen, und den Gerichten das Mecht und 
die Pflicht des Widerflandes gegen etwaige Anmu⸗ 
thungen diefer Arc gegeben. Nichts ift alfo leichter 
und verſteht ſich fo ganz von felbft, als daß diefe 
Unabhängigkeit auch beftcht bei Minifter = Unklagen.. 
Die ganze formelle Einrichtung der Yufliz s Verwals 
tung und die fämmtlichen Gewohnheiten und Tradi⸗ 
tionen aller Behörden find in Beziehung auf diefen 
Punct von der Art, Daß eine directe Anmtithuug, 
auf beftimmte Weife zu verfahren und zu entfcheis 
den, kaum denkbar iſt, fo lange wur irgend noch 
Achtung gegen Verfaffung und Gefeß bei der Regis 
zung beſteht und nicht Willlührherrfchaft eingebros 
hen if. Mittelbarer Zwang aber tft dadurch der 
Megirung erſchwert, daß den Richtern ihre Stellen 
nicht anders ald nach Urtheil und Recht entzogen, 
biefelben fogar häufig nicht einmal gegen ihren Wil⸗ 
len auf eine andere gleichftehende Stelle verſetzt wer⸗ 
den dürfen. Zwar bleibe immer noch die Möglichs 
keit, daß die Regirung den ihr verhaßten Mitglicdern 
der Gerichte außerhalb des Dienftverhaltniffes nach 
den Infländen mehr oder weniger Unangenehmes zu⸗ 
fügt ‚und undenkbar ift es keineswegs, daß fich eins 
zeine ſchwaͤchere oder eigennügigere Männer durch die 
Furcht hiervon einfcyächtern laffen; allein da die Ges 
legenheit zu einer felchen Nederei doch immer nur 
problematifcy ift, fie auch in vielen Fällen bei einiger 
Aufmerkſamkeit vermieden werden kann: fo Darf we⸗ 
nigftend von der Mehrzahl der Richter augeuommen 
werben ; daß fie einen etwaigen Unwillen der Macht⸗ 
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baber auch einzeln und perfbnlich nur wenig färdhten. 
— Mollte man aber darauf aufmerkfam machen, daß 
die Gerichte gegen einen von ber Volks⸗Seite 
ausgehenden ungebührlicyen Einfluß auf ihre Entfcheis 
dung Feineswegs in derfelben genügenden Weiſe gedeckt 
feyen, und daß alfo von hier aus ein Yuftizmord aufs 
gedrungen werben koͤnne: fo ift zwar zuzugeben, daß 
die Leidenfchaften der Menge möglicyerweife aufgeregt 
feyn koͤnnen, Daß dem Richter, welcher nicht in die von 
demfelben verlangte Verurtheilung des Angeklagten eins 
flimmt, perſoͤnliche Gefahr drohte; allein nur mit Uns 
recht wuͤrde man gegen die ordentlichen Gerichte hieraus 
einen befondern Beweis der Untauglichkeit ableiten. Eins 
mal nämlich leuchtet in die Augen, daß eine foldye Eins 
ſchuͤchterung durch einen wuͤthenden Poͤbel eben fo gut 
bei allen audern Staatsgerichtshoͤfen, welche man irs 
gend wählen möchte, moͤglich, und fie fomit Fein befons 
derer Vorwurf gegen irgend eine beftimmte Wahl ifl. 
Haben fi doc fchon fehr zahlreiche und mit der gans 
zen Gtaatögewalt bekleidete Verſammlungen durch 
Drohungen der Partheien einfchächtern und zu unges 
rechten Urtheilen zwingen laffen. Zeuge deſſen ift z. B. 
das englifche Parliament bei den Procefien gegen Die 
Minifter Karls I, und der franzbfifhe Nationals 
Eonvent bei der Verurcheilung Ludwig’ XVI. In 
ſolchen Fällen hört dann überhaupt Recht und Vers 
faſſung auf, und gegenüber von einer Anarchie if von 
der Abwägung ber größern ober geringern Zweckmaͤßig⸗ 
Teit der Staatsanftalten Feine Rede mehr. Zweitens 
aber ift noch befonderd zu bemerken, daß gerade ein 
Nichter die Folgen einer ſolchen Aufregung weniger zu 
fürchten hat, als wenigftens fehr viele Andere. Kann 
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&x fi) nämlich, was ja doch in ber Megel Teiche iſt, 
der augenblidlichen eigentlidy gefährlichen Aufwallung 
entziehen ,„ fo’ ift er ganz in Sicherheit: Sein Amt 
Jann iym natürlich durch Partheildrmen nicht datzos 
gen werden, eine auch fortdauernde Abneigung eine 
Theiles des Volles kann ihm ſomit perſoͤnlich nicht 
ſchaden. Nur in dem einen, übrigens ſeltenen, Falle 
wäre eine Einwenduhg wegen ungebährlichen Einfluffes 
von der Volksſeite gegruͤndet, wenn nämlich in einer 
tepräfentativen Volksherrſchaft die Richter nicht anf 
Lebenslang, fondern nur je auf Eiirzere Zeiten fey es 
vom Volke ſelbſt fey es von den Stellvertretern gewählt 
werden: Daß foldye Richter mitrelfi der Drohung eiuer 
Nichtwiedererwaͤhlung zu einer gewiffenlofen Nachgiebigs 
keit gegen Leidenfcyaften der Menge veranlaßt werden 
kbunen, ift wahr; fie find aljo auch als unfähig zur 
Verfehung des Staatörichteramtes zu erklären, 

3; Nicht ganz fo gänftig flellen fi die Sachen in 
Beziehung auf die Möglichkeit einer, feinern oder grds 
bern, Beftehung der Mitglieder gewöhnlicher Ger 

‚richtee Durch Die Anftälten, welche den Michter ges 
gen einen pofitiven Schaden fügen, deu er ſich durch 
pflichigerreues Halten an feiner Weberzeugung und am 
Rechte zuziehen koͤnnte, ift die Möglichkeit denfelben 
durch die Hoffnung eined Gewinnes zu einem rechts⸗ 
widrigen Urtheile zu verleiten, keineswegs beſeitigt⸗ 
Vielleicht wird der Menfch überhaupt leichter durch 
Hoffuung als durch Furcht bewegt. Die Sache ift am 
fo bedeuklicher , als forwohl Son Seite der Regirung 
ald von der des Volkes Verſuche »iefer Are gemacht 
werden konnen: — Was die Negirung Betrifft, fe . 
if nicht blos Veſtechung im groͤberen Sinne des Wors 
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tes nidglich 5 fondern noch weit gefährlicher , weil we⸗ 
niger plump und merklich, find Anerbietungen und 
ſelbſt blos Hoffnungen von Vortheilen, über welche fie 
verfiigen kann. Mancherlei (auch bei den Mitgliedern» 
eines hbchften Berichtes noch mögliche) Beförderungen, 
welche den Ehrgeiz und die Gewinnſucht gleichmäßig 
befriedigen; Werleihungen von Auszeichnungen; ins 
räumung eines Einfluffes auf Aemterbeſetzungen; Be⸗ 
guͤnſtigimgen von Verwandten, u. ſ. w., find maͤchti⸗ 
ge Lockungsmittel. Daß aber dieſe Mittel alle bei 
einer an und fir fi) die Negirung fo nahe angehende 
Sache, wie eine Minifteranklage ift, angewendet wers 
den Föunen, daß ihre Beunuͤtzung namentlich von eine 
zelnen Miniftern, welche einer Anklage mödglichermeife 
entgegenfehen , erwartet werden muß; endlich, daß 
weder die amtliche Stellung der Mitglieder felbft des 
höchften Gerichte von folcher Bedeutung, noch auch, 
in der großen Mehrzahl der Fälle, ihre Privatverhaͤlt⸗ 
niffe fo glänzend find, daß gar nicht an die Mögliche 
keit der Wuͤrkung diefer Neize gedacht werden koͤnnte, 
ist: nicht zu laͤugnen. Es ift dieß auch fo einleuchtend, 
daß man ſchon auf mancherlei Mittel, diefe Art von 
Einwuͤrkungen ebenfalls zu entfernen, gefonnen bat. 
Entweder ift aber dabei der Zweck nicht erreicht, oder 
aber nur ein Uebel durch ein anderes größeres vers 
drängt worden. Zu den Maasregeln der erftern Art 
iſt das Verbot, einem Richter ein anderes bezahlres 
Nebenamt zu übertragen *), zu rechnen, indem hiermit 


4) Ein ſolches befteht 3. B.in dberbelgifhen Verf. U., Urt. 
⁊ 103; Antraͤge darauf find gemacht worden in der wärtt. 


anderweitige und ſelbſt angenehmere Beguͤnſtigungen 
keineswegs verhindert find. Ein ſogar ſchaͤdliches Mit 
tel Dagegen ift die Uebertragung der Aemterbeſetzung 
bei den Gerichten an eine von der Negirung verfchtes 
dene und von ihr mdglichft unabhängige Behdrde, da⸗ 
mit die Michter durch ein pflichtwidriges Rachgeben 
gegen Anſinnen der Megirung ſich Feine Ausſicht auf 
eine DBefdrderung verfchaffen konnen. Sind es naͤm⸗ 
lidy die Gerichte felbft , deren Vorfchlägen die Ernens 
nungen überlaffen werben, fo entftehen die fämmtlichen 
fchweren Nachtheile der Selbftergänzung, nämlich Ne 
potismus, fchlechte Beforgung der Gefchäfte durch Uns 
tauglidye, Unfrieden in ber ernennenden Behörde, 
u. ſ. w. Wird aber der Staͤnde ⸗Verſammlung ein, 
mittelbares oder unmittelbares, Ernennungsrecht ein⸗ 
geräumt °) fo tritt einen Theils fie ſelbſt Dadurch aud 
ihrer controlirenden Stellung heraus, der Regirung 


Kam. der Abg., Verb. derf. von 1826|7, a. o. Beil. Hft. 
41, ©. 69; Seft 3, S.709, 9.7, ©. 1802; Verb. 
von 1830, H. 6, ©. 1710. Vergl. auh ( Buddeus,) 
die Miniſterverantwortlichkeit, ©. 80. 

5) Ein ſolches Ernennungsreht iſt niht nur in manden 
dee norbamerifanifhen Bundesſtaaten ben repräs 
fentstiven Verſammlungen eingeräumt , fondern auch in 
der belgiſchen Verfaſſung ſteht dem Senate die Ueber 
gebung einer Sandidaten : Lifte bei Velegung der Etellen 
im Saffationshofe zu. Daß dabei dieſem Gerichte felbft 
ebenfallg die Uebergabe einer Lifte geftattet ift und fomit 
der König eine größere Wahl bat, vermindert zwar als 
lerdings auf der einen Eeite die Nachtbeile in etwas, auf 
der andern Seite aber treten nun die Folgen einer Selbf- 
ergänzung dafür ein. 
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aber wird der Einfluß auf einen ber wichtigſten heile 
der Merwaftung entzogen und der Orundfag der Ges 
waltentheilyng fangtionirt; andern Theiles ift nur ges 
singe Sicherheit, daß nicht bloßes Partheiintereffe 
anftart des Talentes und. Verdienftes die Stelfen ver⸗ 
fchaffe und alfo die Gerechtigkeit dem Bürger auf eine 
mangelhafte Weife ertheilt: werde; eublich erhält das 
durch der Anklaͤger ein Mittel den Nichter vbllig mit 
fi) zu identificiren, und es tritt alfo anftart der Moͤg⸗ 
lichheis einer Beſtechung durch den Beklagten eine aͤhn⸗ 
lihe Gefahr von Seiten des Klägers ein, welche die 
Gerechtigkeit eben fo wenig zu fbröern geeignet ift. 
Allerdings laſſen fi) noch zwei weitere Mittel denken, 
von denen an fi) volle Wuͤrkung zu envarten wäre, 
allein die Ruͤckſicht auf die großen dem Staate durch 
fie verurfachten Laſten läßt ihre Anwendung leider nicht 
zu. Dieß iſt einmal eine fo zahlreiche Beſetzung des 
pberften Gerichtöhofes, oder zweitens sine ſolche aus⸗ 
gezeichnet befriedigende und felbft glänzende Stellung 
feiner Mitgfieder, daß nur unerfchwingliche Verfuͤh⸗ 
rungsmittel eine Mehrheit derfelben zu beftechen im 
Stande wären, — Was zweitens aber die Möglichkeit 
besrifft, daß von der anklagenden Vollsparthei 
die Michter zu einem ungerechten Spruche gegen ein 
befferes Gewiſſen könnten verführt werden, fo ift allers 
dings unzweifelhaft, daß ein bedeutender ‘Theil ber 
von der Megirung anzuwendenden Beſtechungsmittel 
bier nicht zu befürchten ift: allein nicht nur Founen, 
wie fo eben gezeigt wurde, fehlerhafte Staatseinrich⸗ 
tungen Dach auch diefer Parthei bedeutende Reize zur 
Verfügung ftellen , fpndern auch ahne folche Mängel 
mag theild durch die Ausſicht auf Ermählung in bie 
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Staͤndeverſanmlung, theils durch ein kuͤnſtlich organi⸗ 
ſirtes Syoſtem von Lob und Tadel auf manchen Rich⸗ 
ter mächtig gewärkt werden, indem feine amtliche 
Stellung nicht von der Art ift, daß fie ihn, falls er 
anders ehrgeizig, eitel oder furchtſam ift, über die 
Beruͤckſichtigung diefer Umſtaͤnde nothwendig erheben 
müßte. Alſo auch in dieſer Beziehung iſt die Wahl 
der ordentlichen Gerichte nicht ganz tadellos. 

4. Nicht wohl möglich ift es, eine unbedingte und 
entichiedene Antwort auf die Frage zu geben, ob bei 
ben Mitgliedern der Gerichte, und namentlich des 
oberften Gerichtähofes, die erforderlichen Kenntniffe 
und Einfichten mit Wahrfcheinlichkeit angenom⸗ 
men werden dürfen? Gar keinem Zweifel kann 
zwar eine bejahende ‚Antwort unterliegen in Bes 
jiehung auf die nöthigen rehtlihen And thats 
fählihen Kenntniſſe. Für jene leifter ihr Staud 
Gewähr; diefe ergeben ſich ganz von felbft bei gebils 
deten Bürgern, welche fchon vorgerüdteren Alters und 
durch ihr Amt mir den verfchiedenften Verhaͤltniſſen 
beö Lebens im Staate befanus find. Wohl aber ift 
die Srage zu ſtellen, ob eine Sicherheit dafılr vorhans 
den fey, daß es an der nöthigen politifchen Eins 
ſicht nicht fehle , welche denn doch in fehr vielen Fäls 
len zur richtigen Auffaffung der Fragen und zur Wuͤr⸗ 
digung der Vertheidigungds und Angriffömittel unere 
laͤßlich ſey? Es ift ein in diefer Hinſicht zu vermus 
thender Mangel ſchon in doppelter Beziehung behaups 
tet worden. Einmal Fonne man won richterlichen Bes 
amten eine genaue und richtige Bekanntſchaft mit den 
Grundfägen, Gewohnheiten und Formen der innern 
und der dußern Staatögefchäfte nicht verlangen und 
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erwarten 6). Zweitens mache fie die Gewohnheit, den 
todten Buchftaben bes pofitiven Geſetzes zur Anwen⸗ 
dung zu bringen, unfähig zu einer freieren und allfeis 
tigen Auffaffung der Klagepuncte 7). Es laͤßt ſich 
nun allerdings nicht laͤugnen, daß diefen Anöftelluns 
gen Wahrheit zu Grunde liegt; allein in völliger Als 
gemeinheit hingeftelt find fie übertrieben. Was naͤm⸗ 
lich die erfte Ausftellung betrifft, fo fälle nicht nur 
diefe Ruͤckſicht bei allen jenen Staaten faft ganz weg, 
welche einen Minifter nur wegen beftimmter einzelner 
rechtöwidriger, und nicht auch fchon wegen nachtheis 
liger, Handlungen in Annklageftand verſetzen laffen, 
indem hier nur in dem Einen Falle, wenn der Ange⸗ 
Hagte eine an fich nicht zu Idugnende Geſetzes⸗ oder 
Verfaffungss Verlegung durch die Unmdglicpfeit Die 
Vorſchrift einzuhalten zu entſchuldigen ſucht, eine 
Abwaͤgung von politiſchen Verhaͤltniſſen und Betrach⸗ 
tungen Sache des Richters ſeyn kann; ſondern auch 
in den einer weiteren Verantwortlichkeit Raum geben⸗ 
den Staaten duͤrften die politiſchen Einſichten der Mit⸗ 
glieder eines hoͤchſten Gerichtes doch nicht fo gar niea 
der angefihlagen werden. Auch abgefehen davon , daß 
bei ihnen, wie bei jedem vollftändig gebildeten Rechtes 
gelehrten, befonders eines conftitutionelen Staates, 
einige Bekanntfchaft mit den Grundzigen der Staats— 
wiffenfchaft vorausgefeßt werden darf, muß angenoms 
men werben, daß im Falle einer Minifteranklage der 


6) S. Ekendahl, Allgem, Staatslehre, Bd. I, ©. 186; 
Story, Commentaries on the Constit. af Ihe U. St., 
Bd. I, G. 238. 

y) Story, a. a. O., &. 235 
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beſondere Gegenſtand nach allen, und ſo auch ad 
feinen politiſchen und techniſchen Beziehungen, von Bes 
theiligten und Unbetheiligten hinreichend verhandelt. und 
erläutert werden wird, und namentlich ,. Daß die Ers 
läuterungen und Nachweifungen, welche Kläger und 
Beklagte moͤglichſt vollftändig zu geben ſich zu bes 
miühen haben, die verfchiedenen politifchen Rüdfichten 
von allen Seiten beleuchten werden. Selbſt alfo dies 
jenigen Mitglieder bed Berichtes, welche bis igt wes 
niger Gelegenheit gehabt haben follten, fich mit bes 
bier zur Sprache kommenden Frage zu befchdftigen, 
werden vor der Ubgebung ihrer Stimme Zeit genug 
finden , fich wenigftens nothduͤrftig zu unterrichten. — 
In Beziehung auf den zweiten Vorwurf, den nämlich 
des fclavifchen, Haltens an dem Buchſtaben des Ges 
ſetzes, ift gerne zuzugeben, daß allerdings nach ber 
täglichen Erfahrung die beftändige Ausibung einer 
geiftigen Thaͤtigkeit eine unwillkuͤhrliche Gewohnheit 
derfelben giebt, und fomit leicht auch eine Anwendung 
in einem unpaffenden Falle moͤglich wird, Allein theild 
wird dieſe Gewohnheit das Gefeß flrenge anzumenden 
in den meiften Fällen von Staatsanklagen, nämlich 
aberall da, wo es fih von der Frage handelt, ob ein 
beftimmtes Gefeß verlegt worden fey, nicht bloß ers 
laubt, fondern fogar vorzugsweife wänfchenswerth ſeyn; 
theils ift denn doch von Männern, welchen man die 
Mahrung der Mechte des Staats und Bürgers in letz⸗ 
ter Inſtanz anvertrauen Fonnte, mit Beſtimmtheit zu 
erwarten, daß fie in folchen Fällen, welche nicht nad) 
juriftifchen Negeln beantwortet werden Tonnen, diefelr 
ben auch nicht darauf anwenden , befonders wenn fie, 
wie hier nicht daran zu zweifeln iſt, darauf follten 


aufmerkfam gemache feyn. Beſtimmt bad Geſetz über 
bie Führung und Entfcheidung der Staatöprocefie, wie 
es kaum anders kann, daß die Richter nicht blos nad) 
den Borfchriften der firengen Beweistheorie ſich zu 
richten haben, fondern daß fte fi) auch als Geſchworene 
zu betrachten haben, fo werden die Richter ſich ſchon in 
biefe ihnen minder gewöhnlichen Formen und Befugniffe 
zu finden wiffen. Auch von einer Gewohnheit ann 
man abweichen, und ber vernünftige Menſch wird 
von ihr immer abweichen, wenn die Natur der Sache 
und feine Pflicht es mir fidy bringt. — So wenig alfo 
geläugnet werben fol, daß Mitglieder der gewoͤhnli⸗ 
chen Gerichte gerade hinfichtlich der politifchen Erfors 
derniffe weniger Ausgezeichnetes zu leiften verjprechen, 
und fo gewiß der Punct beim Schlußurtheile über 
Ihre Verwendbarkeit feine verhältmißmäßige Beruͤckſich⸗ 
tigung verdient: fo ift doch die Tharfache und bie 
Würdigung derfelben nicht zu übertreiben. 

5. Unbedingt dagegen wird von den ordentlichen 
Gerichten die weitere Forderung, nämlich die Mögliche 
keit ſchneller Huͤlfe, vollftäudig erfüllt. Cie find 
beftändig verfammelt, und fomit auch in jedem Augen⸗ 
blide im Stande eine angebrachte Staatsauklage ans 
zunehmen und das Erforderliche ohne Zeitwerluft anzus 
orduen. Mollte man biergegen einwenden, daß fie 
durch die große Wenge der gewöhnlichen laufenden 
Geſchaͤfte verhindert feyen , dieſem befondern Falle die 
nöthige Aufmerkſamkeit alsbald zuzuwenden und fie 
ihm während des ganzen Laufes des Proceſſes zu ers 
balten,, fo läßt fih mir Recht entgegnen, daß durch) 
ein Gefet der Behandlung einer Minifter s Auflage ein 
unbedingtes Vorrecht vor allen andern anbäugigen Sa⸗ 


chen gar leicht gegeben werben kann. — Dagegen ent 
fprechen wieder die Verhaͤltniſſe der ordentlichen Ge⸗ 
sgichte nur im geringeren Grade den beiden noch übri⸗ 
gen Wuͤnſchen. Es fällt nämlich 

6. in die Augen „ daß eine befonders impes 
nirende Stellung von denfelben nicht wohl ger 
ruͤhmt werden mag. Theils ſtumpft fchon die Ger 
wohnbeit das Gericht beftändig verfammelt und ig 
Thaͤtigkeit zu fehen bie Einbildungskraft ab und laͤßt 
Den Reiz des Neuen und den Eindrud des Großartis 
gen nicht zu; theils nimmt felbit das hoͤchſte Gericht 
des Landes in dem Organismus ded Staates Feinen 
fo ausgezeichneten Rang ein , daß nicht andere Perfos 
nen und Behbrden mehr in die Augen fallen und Eins 
drud machen follten. Befindet es ſich doch gerade in 
bem bier vorliegenden Falle fowohl gegenüber vou dem 
Beklagten, als gegenüber von dem Kläger in dem 
Nachtheile einer minder hoben und auffallenden Stel⸗ 
fung. Namentlich tritt dieß in kleineren Staaten 
deutlich hervor , deren oberfte Gerichtshoͤfe weder fehr 
zahlreich beſetzt feyn Ehnnen, noch durch große Aus⸗ 
— ihres Sprengels Eindruck zu machen vermoͤ⸗ 
gen, — Nicht minder iſt 

7. unläugbar , daß durch die Wahl der ordentlis 
chen Gerichte zur Entſcheidung auch der Minifterans 
Bagen nicht unbedeutende Nebennachtheile ſowohl 
Einzelne ald den ganzen Staat treffen. Hinſichtlich 
der erftern fällt nämlich erftens in die Augen, daß 
ihre Intereſſen bedeutend durch die, anbererfeit6 doch 
ganz umvermeidliche „ unbedingte Bevorzugung dieſer 
Staatöproceffe vor allen andern gerichtlichen Geſchaͤf⸗ 
ten vorletzt werben, indem fie num weit laͤnger auf 








die Entſcheldung eines von ihnen anhängig gemachten 
Civilproceffed oder auf die Beſtimmung ihres Schich⸗ 
fales, falls fie eined Verbrechens beſchuldigt find, wars 
ten müffen. Ye befchäftigter ſchon in.der Hegel ein 
Gericht iſt, und je ausfuͤhrlichere und weiter aus⸗ 
fehende Verhandlungen auf der andern Seite die Mir 
nifteranflage verurfacht, defto größer iſt natürlich dies 
fer Nachtheil. Zweitens ift mit Beſtimmtheit zu ers 
warten, daß bei der Ernennung zu den Stellen im 
oberften Gerichte die Eigenfchaft des letztern als Staats⸗ 
gerichtöhof immer auch ins Ange gefaßt, nnd fos 
mit leicht nicht blos bie Tuͤchtigkeit und das Ver⸗ 
dienft,, fondern auch, und vielleicht noch mehr, die 
geneigte politifche Gefinnung berädfichtigt werden wird. . 
Dieß geht nun aber ebenfalls wieder anf Koften Ders 
. jenigen, welche einen Mechtöfpruch von dem oberiten 
@erichte verlangen. — Was aber die den ganzen 
Staat treffenden Nachtheile anbelangt, fo ericheint 
als ein ſolcher, daß die Gerichte aus ihrer von dem 
Getreibe der Partheien entfernten Stellung durch ihr 
politfches Nichteramt gezogen werden. Ihre Entſchei⸗ 
bung mag ausfallen wie fie will, ſo wird fie einem 
Theile der Nation mißfallen. Diefer wird ihnen bas 
burch abgeneigt, wo nicht mißtrauifch gegen fie; und 
wenn es unzweifelhaft im Intereffe der Ruhe und Der 
allgemeinen Zufriedenheit liegt, daB zu den Gerichten 
und ihrer Partheilofigkeit mit allgemeiner Hingebung 
gefhaut wird, fo kann eine Verminderung diefes Vers 
trauens nur beflagt werden °). 

Somit ftellt fi) denn Heraus, daß die Uebertras 





:8) Diefer Meinung ift auch Story, a. a. O., &. 286. 
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gung des Richteramts bei Miniſter⸗Anklagen an die 
gewoͤhnlichen und .ohne Gefchworenen urtheilenden Ges 
richte, und namentlich an das oberfte Gericht des Lans 
des, nicht unbedingt ald lobenswerth , allein eben fo 
wenig als nur verfehlt erfcheint. Sind ed immerhin 
ſehr bedeutende Lobſpruͤche, wenn von einer Gerichtds 
Drganifation gerähmt werden muß, daß fie ihrem 
Weſen nah, und fomit in der Regel, Unbetheiligkeit 
"der Stellung , Unabhängigkeit der Richter, die ndthis 
ge Intelligenz und raſche Enticheidung verfpricht: 
fo muß auf der andern Seite auch eingerdumer wers 
den, daß eine über Verführungen nicht hinreichend 
erhabene, ferner eine nicht genigfamen Eindrud mas 
ende Stellung, und endlich eine Neihe von Nebens 
nachtheilen für Einzelne und für Alle, eben nicht fehr 
enpfehlungswärdige Eigenfchaften find. Wenn es ſich 
nicht von einem Urtheile über unbedingt Gutes oder 
Schlechtes, fonderu nur von einer Abwägung von grbs 
Beren oder Fleineren Uebeln handelt, fo ift Einftimmigs 
keit nicht zu erwarten: allein die Mehrzahl der Stims 
men dürfte ſich doch über die bier vorliegende Frage 
dahin vereinigen, daB gegen die Wahl der ordentlichen 
Gerichte wenigftend Feine überwiegenden Gründe fpres 
chen, wenn fie fchon auch nicht mit voller Weberzens 
gung angerathen werden koͤnne. — Noch ift bis it 
nicht möglich die Erfahrung zu Rathe zu ziehen, ins 
dem zwar manche Staaten ihren oberften Gerichtss 
böfen die Anklage gegen Minifter zugewiefen haben 9), 





9) Von den nordam. Bundesſtaaten gehören hierher Rhodes 
Jéland, Bermont, Rew:Ferfey, Maryland, 
Virginia mund North⸗Sarolina. (Auch für bie 


allein eine zur Bildung eines Erfahrungsſatzes hinrei⸗ 
ende Anzahl von Fällen noch fehle *°). 


6. 8. 
Be Berichte mir Geſchworenen— 


Sind dem Gerichte, welchem die Entſcheidung 
bei einer Minifteranklage übertragen ift, auch Ges 





Unien war es anfänglich in Vorſchlag gebracht, allein verl 
der Convention nah langen Debatten verworfen. Journal 
of Ihe Convention , ©, 217, 3236, 236.) Bon den euves 
päifhen Staaten aber haben folgende ihren oberiten Gee 
richten die Gtaatsanflage zugewiefen: Polen, in feiner 
Verf, von 1791, Wet. 7 m. 8; die italiäniige 
Republik, in ibrer Verf. vom 28. Jaͤnner 1808, 8. 1095 
die Niederlande, Berfs von 1815, $. 175 N 
Spanien, Verf. von 1813, $. 301, di Portugal, 
von 18933, $. 181, 15 Baiern. Verf. U, Ti X, 9 
6; Hanover, 5. 1515 Sroßherz. Heffen, Seſetz vom 
8. Juli 18915 KRurbeffen, V. U., 6: 1005 Balded, 
6.25; Coburg, (Verf. von 1820), 1785 Weimar, 
$.115; Sachfen: Meiningen, Verf. von 1829, 9. 
835 Sahfen:Altenburg, ®. U. von 1831, $. 375 
Hohenzollern:Sigmaringen, $ 193 fg.; im We⸗ 
fentliden auch Braunſchweig, revidirte Landtagsord⸗ 
nung von 1830. 


20) In Europe iſt die itzt wohl außer den drei, zu Gunſten 
des Angeklagten entſckhiedenen, Proceſſen gegen den kur 
heſſiſchen Miniſter Haſſenpflug neh kein Bes 
ſpiel einer Thaͤtigkeit der gewoͤhnlichen Gerichte bei Minis 
ſterauklagen vorgelommen, 


ſchworene beigegebeu, (vie dieß übrigens bis itzt im 
Europa nirgends angeorbnet ift *), fo treten burdh 
die Wirkung diefed neuen Elements eigenthuͤmliche Ers 
tcheinungen hervor , welche eine eigene Betrachtung 
verdienen und zu einem andern Ergebniffe führen koͤn⸗ 
nen, als die Unterfuchungen über das Wefen der blos 
aus rechtögelehrten und beftändigen Richtern beftehens 
den Gerichtöhbfe geliefert haben. 

Vor allem fällt in die Augen, daß die Bedeutung 
ber rechtsgelehrten Richter und ſomit die Wich⸗ 
tigfeit der aus ihrer Auwendung entfpringenden Vor⸗ 
theile und Nachtheile fehr in den Hintergrund tritt. 
Zwar ſteht ihnen auch igt ſowohl die Leitung des ges 
richtlihen Verfahrens ald auch am Scluffe, falls 
die Gefchwornen ein ,, Schuldig‘ ausgefprochen has 
ben, bie Zumeffung der Strafe zu, und ſomit ift 
ihre Tuͤchtigkeit und ihre Gefinnung immerhin noch 
ein Punct von Wichtigkeit, und in Beziehung auf diefe 
von ihnen felbfiftändig und ohne Theilnahme der 
Schwurmänner beforgten Theile des Proceffed gelten 
die im WVoranftchenden gemachten Bemerkungen noch 
alle: allein weit aus die Hauptſache ift doch igt der 
Ausſpruch der Gefchwornen,, auf welchen die Richter 
einen unmittelbaren Einfluß nicht ausüben follen, noch 
in der Regel koͤnnen. Was hilft eine noch fo lobenss 
werthe Unpartheilichkeit, eine. noch fo große Kennts 


1) Auch von den ſechs norbamerifanifhen Bundesſtaaten, 
weihe den gewöhnlichen Landesgerichten ausdruͤcklich oder 
ftinfhweigendb die impeachments sugewiefen haben, meh: 
men nur in Virignien Gefchworene Antheil am Ur⸗ 
theile. 
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niß des proceßleitenden Richtercollegiums, wenn die 
Geſchworenen unerlaubten Einfluͤſſen zugaͤnglich, einge⸗ 
ſchuͤchtert / zum Voraus ſchon eingenommen find? 
Was nuͤtzt der ganze Much, mit welchem ſich die 
Richter zur Faͤllung eines wohlverdienten ſtrengen Urs 
theiles bereit halten, wenn beftucyene Gefchworene dem 
Angeflagten für ganz unfchuldig erklären? — Bei dem 
Endurtheile über die Tauglichkeit eines Gerichtes mit 
Geſchworenen zum Staatsgerichtshofe find ſomit Die 
aus dem Weſen eines mit rechtögelehrten und ſtaͤndi⸗ 
gen Mitgliedern befegten Tribunals hervorgehenden 
Eigenſchaften und MWahrfcheinlichkeiten auch niit in Bes 
rechnung zu ziehen: allein natuͤrlich nur. in demfelben 
Verhaͤltniſſe, ald diefe Richter auf die Entſcheidung 
der Sachen felbft von Einfluß feyn konnen. 

Faßt man denn nun aber die Gefhworenen 
nach ihrem Weſen und ihrer Stellung ind Auge, nnd 
laͤßt man fich hierbei nicht durch die Findifchen oder 
heuchlerifchen Declamationen bleuden, weldye bei einer 
Berfammlung von einen Dußend durch dad Loos zu: 
fantmengewiürfelten Männern ohne weiteres eine Art 
von Übernatärlihen Tugend = und Verftandes- Jafpis 
ration annehmen, bei ihnen auch ohne alle Vorberei⸗ 
ung ſo wie ohne Irrthum und Strauchelt eine eigens 
thuͤmliche Einfihe in das objective Recht und den 
wahren Vortheil des Volkes und des Einzelrien vors ' 
ausfegen : fo findet fich, daß von den allgemeinen Eis 
genfchaften, welche au jede Art von Stadtsgerichtes 
hof gemacht werden muͤſſen, nur zwei in einem bins 
läuglich befriedigenden Grade angetroffen werden, naͤm⸗ 
lich Unpartheilichkeit der Stellung und Schnelligkeit 
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der Eurfcheidung: Eine andere , die Unabhängigkeit 
von umgefeglihenm Zwange ift nur zum Theile vorhaus 
Ben. Bei allen übrigen muß mindeftens fehr großer 
Zweifel, wo nicht unbediugte Verneinung ausgefpro: 
chen werden, | 
Wenige Worte reichen hin um die Nichtigkeit der 
Behanptung nachzuweiſen, daf fuͤr ein Geſchworenen⸗ 
Gericht Unpartheilichkeit der Stellung in dem 
bis itzt damit verbuudenen Begriffe und ſchnelle Ent—⸗ 
ſcheidung ſprechen. Als Bedingung dieſer Eigenſchaft 
wurde angenommen; daß der Miniſter nicht von Amts⸗ 
wegen in ‚die pelitifchen Händel verflochten fey: Dieß 
ift nun aber bei -einem Geſchworenen⸗ Gerichte in dop⸗ 
pelter Beziehung wuͤrklich der Kal: Einmal bildet 
dasfelbe als Inſtitut, und abgefehen von der Zufams 
menfegung im einzelnen Halle, nur einen unfelbititän- 
digen Beitanbtheil der Gerichte, und da nun diefe int 
Ganzen mit den Zwecken und den Mitteln der yolitis 
{hen Partheien niches zu thun haben , fo iſt auch der 
einzelne Beftanbtheil derfelben ganz außer Frage: Zwei⸗ 
tend aber bat jeden Falles daB bei der einzelne Mis 
nifteranflage fungivende Geſchworenen⸗Gericht nad) feis 
nem Perſonalſtande nie früher als eine amtliche Stelle 
befianden , und es kann alfo gar nicht bei irgeud einer 
Staatsbegebenheit betheiligt geweſen feyn: Es Hat we⸗ 
der eine Vergangenheit aufrecht zu erhalten, och eine 
Zukunft zu ſchuͤtzen, denn beide fehlen ihm ganz. Die 
einzige Einwendung / welche hiergegen gemacht wers 
bein: koͤnnte, nämlih, daß zwar nicht dad Geſchwor⸗ 
nengeriche als ſolches, wohl aber Bie einzelnen Mit⸗ 
lieber desfelben eigenen thätigen Antheil dn den Ans 
gelegenheiten genommen haben Hönnen , welche gericht⸗ 
| 20 | 
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lich zu beurtheilen fie igt berufen feyen,, wird dadurch 
eutferut , daß befanntlich ſowohl dem Klaͤger ald dem: 
Angeklagten frei fteht , fich eine beftimmte Anzahl Ders 
jenigen, welche das Loos bezeichnete , als Schwurmaͤnu⸗ 
ner zu verbitten. Dffenbar wird aber entweder der eine 
oder der andere Theil aus dem Grunde diefer frühere 
Theilnahme Urfacye zur Ausübung dieſes Verwerfungs⸗ 
rechtes haben und fid) ficher auch desfelben bedienen. — 
Eben fo wenig kann ed einem Zweifel unterliegen, 
daß es die Natur eines Schwurs Gerichted mit ſich 
bringt, ſchnell zu entſcheiden. Seine Bildung if 
die Sache weniger Augenblide, und dann ift es alsbald 
im Stande zu handeln. Nur um in diefem befondern 
Falle einen Ausfpruch zu thun, beftehbt ed, und gar 
fein anderes Gefchäft kann es unterbrechen, denn nur 
für diefes iſt es zuftändig. Die blos mündliche Bera⸗ 
tbung und die Nochwendigkeit, eine entjcheidende Auts 
wort längftend innerhalb einiger Stunden nad) dem 
Schluſſe der Verhandlungen zu geben, fchneider alle 
Möglichkeit einer Verfchleppung ab. Es ſteht viel⸗ 
leichte lange an, bis die politiſchen Verhälrniffe eine ' 
Anklage geftatten, möglicherweife kaun auch bie Zus 
firuction ded Proceſſes lange Zeit in Anſpruch neh⸗ 
men , allein fobald das Gefchworenengericht astiv aufs 
zutreten im Stande iſt, ift die Sache auch zu Ende. 

Eben fo leicht wird: fi) nun aber zweitens zeigen 
laſſen, daß die Behaupfung, ein Befchworenen 2 &es 
richt biete nur eine theil weiſe Sicherheit gegen 
ungefeglihen Zwang dar, ebenfalls begränder if. 
Sicherheit ift nämlidy zwar aud) bei diefer Form der: 
Gerichte vorhanden, in fo ferue von einem foͤrmli⸗ 
hen ungefeglihen Befehle der Regirung die Rebe. ifl: 
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Die Gerichts- Verfaͤſſung und der laut ausgeſprochene 
Grundſatz der Unabhängigkeit der Juſtiz find hiefdr 
Buͤrgen *); Allein defto weniger iſt gegenuͤber vol 
heimlicyen und indirecten Drohungen der Regirung 
oder gegen Zumuthungen von der Wolföfeite irgend 
Gewaͤhr zu leiſten. Allerdings kann die Regirung den 
Geſchworenen nicht in Beziehung auf ihte Stellen im 
Schwurgerichte auf eine empfindliche Weife zu nahe 
treten und fe alleufalls durch eine Drohnng, ihnen 
dieſelbe durch Gewalt oder heimliche Mittel zu ent⸗ 


ziehen, zu ihrem Willen Bringen: Diefe Stellen find 


nicht nur unentgeldlic und fetbft mit manchfachen 
Spfern verbunden, fie find fo wenig eine Lebeusbe⸗ 


ſtimmung und ein Erwerbszweig, daB fie vielmehr als 


Störungen derfelben zu berrachten find, fü daß gar, 
Manche in einer ſolchen Entziehung eben keine Unan⸗ 
nehmlichkeit erblicken wärden ; ſondern ſie ſiad auch 
nur für Eiuen Ball gegeben, und da d6 rein Dem Zus. 
falle. Aberlaſſen iſt/ ob einu beſtimmter Buͤrger je wie⸗ 
der Dusch Das Sons zur Theilnahme an einem Urtheile 
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2) Zwar iennt die Geichichte des Gefchwornen⸗ Gerichtes aller) 


dings auch Zeiten, im welchen die Regirung es in der Uebung 
hatte, den Schwurmaͤnnern dad von ihnen auszuſprechende 
Urtheil gerddezu vorzuſchreiben, und fie, wenn fe ſich Ge⸗ 
wriſſens halber nicht bazit bewegen laſſen wollten, zu miß⸗ 
handeln und zu ſtrafen; ſ. z. B. Halldm, Cönslit; history 
öf England; Bd. 1; ©. 65, 315; v.. Mi; ©: 239: 
allein Diefe offenbaren und feamlofeh Heihrtanche ſinb 


ſchon ſo lange als ſolche anerkanut Und ſo laͤuge ion 
danz außer Uebung, daß ihre Ruckehr wohl nicht zu 


frrchten iſt: 
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bezeichnet werden wird, fo kann auch für Diejenigen, 
welche fich das Recht ungerne entziehen ließen, der Vers 
Inft nur ein problematifcher feyn. Geſchworene find: 
alſo in diefer Beziehung noch weniger verlegbar als 
die fländigen und befoldeten Mitglieder der Berichte. 
Dagegen iſt es aber der Regirung defto leichter möglich, 
ſoͤlchen Gefchworenen, welche ihrer Ueberzeugung getreu 
gegen einen Angeklagten ſtimmten, in ihren fonftigen 
Verhälmiffen Unluft und Nachtheile zuzufigen. Und 
wenn die Wirkungen einer folchen Rache fchön Bei 
den ſtaͤndigen Nichtern im einige Betrachtung zu zie⸗ 
ben waren, fo find fie hier offenbad won noth weit 
größerer Bedeutung. Der Verwaltungs⸗Beamte, ber 
Gelehrte, der Soldat, der Gewerbende und Landwirth 
Faire son einer bösartigen Negirung, welche gegen ihn 
wegen ſeines Betragens ald Geſchwotener erbittert if, 
nicht nnr in allen den Puncten- befehädigt werden, in 
welchen ſich auth der Richter blosgeftellt fleht , ſon⸗ 
dern moͤglicherweiſe kann er auch noch in feiner Haupt⸗ 
beſchaͤftigung nnd feinem Lebensunterhalte rief verwun⸗ 
det werden, während diefer jeden Falles in feinem ehren= 
vollen und einträglichen Amte gejchägt bleibe. — Ein 
ganz: aͤhnliches Berhältuiß tritt ein gegewäber von einer 
ehbaigen Erbitterung auf der Volks⸗Seite. Auch 
hier find Gefchworene weit biosgeftellter als ſtaͤndige 
Richter. Die mögliche augenblickliche Gefahr im Falle 
eines Auflaufes iſt natuͤrlich fir beide die nämliche; 
weit mehr aber iſt der Gefchworne: einer langen und 
empfindlichen Nachwirkung des Haſſes auögefegt. Er 
tritt, fobald fein Urtheil abgegeben ift, in die Reihe 
der Bürger zuruͤck, hier iſt er nun -nicht nur den manch: 
fachften materiellen Beeinträchtigungen in feinem Ber: 


mdgen uud: Erwerbe, ſondern auch allen möglichen per: 
ſonlichen Mnannehmlichfeiten im dem Kreife, welchem 
or nun einmal angehbrt, blosgeſtellt. Er ift zu. glei 
sher Zeit weit verwundbarer und weit ſchutzloſer abß 
der ftändige Richter. Kein Wunder daher, wenn Furcht 
vor ;einer Parthei⸗Rache auf Gefchronrene - fchon - $p 
‚bäufig in Stantöproceffen eine für Ertheilung ber 
Gerechtigkeit hoͤchſt nachtheilige Wirkung geäußert 
bat 2), Wenige Behauptungen find wohl ärtiger, 
als der freilich — fey ed aus einer falfchen allges 
meinen politifcheg Theorie, fey ed aus einer im Ber 
wußtſeyn gewagter Unternehmungen für. ndthig erach⸗ 
‚teten practifchen Borausficht — fehr häufig aufgeltellte 
Sat, daß Gefchworenens Gerichte in politifchen 
Proceffen vorzugsweiſe tauglich find. Gerade hier zeigt 
ſich ihre Schwäche und Principloſigeir am allerdent⸗ 
lichſten. | | } 





” Den untdiderſprechlichſten Veweis, daß Beftworme: fehr 
wohl durch Parthei- Drohungen eingefhäctert werben Fön: 
nen, liefert Die Gerichts : Gefhichte von Frankreich In als 
fen aufgeregten Zeiten feit der Anarchie der erften Revoͤ⸗ 
lution. Und es ift keineswegs blog eine beſtimmte Parthei, 
welche ſich ſolche Einfgücterungen zu Edulden kommen 

laͤßt und welcher man ben Entſchluß ber wirfihen Voll⸗ 

"  zehung auch zutimut. Vielmehr haben ale Auferiten Mel: 

nımgen in ihren Parorismen es verſucht und durchgeſetzt. 

Während z.B. im Jahre 1815 die Mörder von ber ultra» 

ropaliftifhen Parthei ungeftraft von den zitternden Ge: 

ſchwornen entlaffen wurden, erzwangen nach 1830 die Ne: 
publifaner bie Freiſprechung ihrer Fuͤhrer dur offene äns 
gewendete Schredencm'ttel. Auch bie Geſchichte Englands, 
niamentlich aber Irlands, Bietet Fälle diefer Urt genug 
0. der. : u. . . oa 
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die Entſcheldung eined von ihnen anhängig gemachten 
Civilproceſſes oder auf die Beflimmung ihres Schick⸗ 
fales, falls fie eines Verbrechens befchuldigt ind, wars 
ten müffen. Ye befchäftigter ſchon in der Regel ein 
Gericht iſt, und je ausfährlichere und weiter aus⸗ 
fehende Verhandlungen auf der andern Seite die Mir 
nifteranflage verurſacht, defto größer ift natürlich Dies 
fer Nachtheil. Zweitens ift mit Beflimmtheit zu ers 
warten, daß bei der Ernennung zu den Stellm im 
oberften Gerichte die Eigenfchaft des letztern als Staatör 
gerichtähof immer auch ind Auge gefaßt, und os 
mit Teiche nicht blos die Tuͤchtigkeit und das Ver⸗ 
dienft, fondern auch, und vielleicht noch mehr, Die 
geneigte politifche Geſinnung berädjichtigt werden wird. . 
Dieß geht nun aber ebenfal wieder auf Koften Ders 
- jenigen, welche einen Rechtsſpruch von dem oberften 
©erichte verlangen. — Was aber die den ganzen 
Staat treffenden Nachtbeile anbelangt, fo erfcheint 
als ein folcher, daß die Gerichte aus ihrer von dem 
Getreibe der Partheien entfernten Stellung durch ihr 
politfches Richteramt gezogen werden. ihre Enticheis 
dung mag auöfallen wie fie will, .fo wird fie einem 
Theile der Nation mißfallen. Diefer wird ihnen das 
durch abgeneigt, wo nicht mißtrauifch gegen fie; und 
wenn es unzweifelhaft im Sfntereffe der Ruhe und ber 
allgemeinen Zufriedenheit liegt, daß zu ben Gerichten 
und ihrer Partheilofigkeit mit allgemeiner Hingebung 
gefchaut wird, fo kann eine Verminderung dieſes Vers 
trauens nur beklagt werden 8). 

Somit ſtellt fich denn heraus, daß die Uebertras 





8) Diefer Meinung ift au Story, a. a. O., ©. 296. 


gung des Michteramts bei Miniſter⸗Anklagen an die 
gembhnlichen. und „ohne Gefchworenen urtheilenden Ges 
richte, und namentlich an das oberfte Gericht des Sans 
des , nicht unbedingt als lobenswerth , allein eben fo 
wenig als nur verfehlt erfcheint. Sind ed immerhin 
fehr bedeutende Lobfprüche , wenn von einer Gerichtös 
Drganifation gerähmt werden muß, daß fie ihrem 
Weſen nah), und fomit in der Regel, Unbetheiligkeit 
"der Stellung , Unabhängigkeit der Richter, die ndthi⸗ 
ge Intelligenz und raſche Entfcheidung verfpricht: 
fo muß auf der andern Seite auch eingerdumer wers 
den, daß eine über Verführungen nicht hinreichend 
erhabene , ferner eine nicht genuͤgſamen Eindrud mas 
heude Stellung, uud endlich eine Reihe von Mebens 
nachtheilen fir Einzelne und für Alle, eben nicht fehr 
empfehlungswuͤrdige Eigenfchaften find. Wenn es fich 
nicht von einem Urtheile über unbedingt Gutes oder 
Schlechtes, fonderun nur von einer Abwägung von grds 
Beren oder Eleineren Uebeln handelt, fo ift Einftimmigs 
feit uicht zu erwarten: allein die Mehrzahl der Stims 
men dürfte fich doch über die bier vorliegende Frage 
dahin vereinigen, daß gegen die Wahl der ordentlichen 
Gerichte wenigftend keine überwiegenden Gründe fpres 
hen, wenn ſie ſchon auch nicht mit voller Ueberzens 
gung angerathen werden koͤnne. — Noch ift bis itzt 
nicht moͤglich die Erfahrung zu Rathe zu ziehen, ins 
dem zwar mandye Staaten ihren oberften Gerichtss 
böfen die Anklage gegen Minifter zugewielen haben 9), 





9) Bon deu nordam. Bundesftanten gehören hierher Rhodes 
JIsland, Bermont, New-Jerſep, Maryland, 
Virginia und North⸗-Sarolina. (Auch für bie 


allein eine zur Bildung eines Erfahrungsſatzes hinrel« 
ende Anzahl von Fällen noch fehlt 20). 


$. 3. 
Ps Gerichte mir Gefhworenem 


Sind dem Gerichte, welchem die Enticheidung 
bei einer Miniſteranklage übertragen ift, auch Ges 





Union war ed anfänglich in Vorfſchlag gebracht, allein veil 
der Convention nah langen Debatten verworfen. Journal 
of Ihe Convention , ©, 217, 226, 236.) Bon den eures 
paͤiſchen Staaten aber haben folgende ihren oberiten Gee 
richten die Staatsanklage zugewieſen: Polen, in feiner 
Verf; von 1791, Urt. 7 u. 8; bie italiänifge 
Republik, in ihrer Verf, vom 28. Jaͤnner 180%, $« 1095 
die Niederlande, Verf. von 1815, |. 175 fu.; 
Spanien, Berf. von 1818, $. 301, di Portugal, 
von 1832, 5. 181, 15 Balern, Verf. U, Tir. X, 9 
6, Hannover, $: 1515 Sroßherz. Heffen, Belek vom 
8. Jull 1881; Rurbeffen, 8 U., 6. 1005 Walde, 
6.235; Coburg, (Verf. von 1820), 1785 Weimar, 
5.115; Sahfen: Meiningen, Verf. von 1829, % 
s8j Sachfen:Altenburg, ®. U. von 1831, $. 375 
Hohenzollern:-Sigmaringen, $; 192 fg.; im We 
fentliden aub Braunfhweig, rewidirte Landtagsord⸗ 
nung von 1830. 


20) In Europa iſt bie int wohl außer ben drei, zu Gunften 
ded Angeklagten entfckiebenen , Proschen gegen den tun 
beififhen Miniſter Haſſenpflug neh kein Bes 
fpiel einer Thaͤtigkeit der gewoͤhnlichen Gerichte bei Minis 
ſteranklagen vorgelommen, 


fhworene beigegeben , (wie bieß übrigens bis itzt in 
Europa nirgends angeordnet ift *), fo treten durch 
die Wirkung dieſes neuen Elements eigenthämliche Ers 
ſcheinungen hervor , welche eine eigene Betrachtung 
verdienen und zu einem andern Ergebuiffe führen koͤn⸗ 
nen, als die Unterfuchungen über das Weſen der blos 
aus rechtögelehrten und beftändigen Richtern beftebens 
den Gerichtshoͤfe geliefert haben. 

Vor allem fällt in die Augen, daß die Bedeutung 
ber rechtsgelehrten Richter und ſomit die Wich⸗ 
tigfeit der aus ihrer Aumendung entfpringenden Vor⸗ 
theile und Nachtheile fehr in den Sintergrund tritt. 
Zwar fleht ihnen auch ige fowohl die Leitung des ges 
richtlichen Verfahrens ald auch am Schluffe, falls 
die Gefchwornen ein „ Schuldig‘ ausgefprocdhen has 
ben, die Zumeffung der Strafe zu, und ſomit if 
ihre Tuͤchtigkeit und ihre Gefinnung immerhin nody 
ein Punct von Wichtigkeit, und in Beziehung auf diefe 
von ihnen felbftftändig und ohne Theiluahme der 
Schwurmänuer beforgten Theile des Proceſſes gelten 
die im Voranftchenden gemachten Bemerkungen nod) 
alle: allein weit aus bie Hauptfache ift Doch igt der 
Audfpruch der Geſchwornen, auf welchen die Nichter 
einen unmittelbaren Einfluß nicht ausüben follen, noch 
in der Megel koͤnnen. Was hilft eine noch fo lobens⸗ 
werthe Unpartheilichkeit, eine noch fo große Keunts 


4) Auch von den ſechs norbamerikanifhen Bundesftaaten , 
weihe den gewöhnlichen Landesgerichten ausdruͤcklich oder 
ſtill ſchweigend die impeachments sugewiefen haben, nebs 
men uur in Virignien Gefchworene Untbeil am Ur⸗ 
theile, 
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niß bes proceßleitenden' Richtercollegiums, wenn die 
Geſchworenen unerlaubten Einfläffen zugänglich, einge⸗ 
ſchuͤchtert zum Voraus fchon eingenommen find? 
Was nuͤtzt der ganze Much, mit welchem fich die 
Richter zur Faͤllung eines wohlverbienten ftrengen Urs 
theiles bereit halten , wenn beftuchene Gefchworene den 
Angeklagten für gany unfchuldig erklären? — Bei dem 
Endurtheile über die Tauglichkeir eines Gerichtes mie 
Geſchworenen zum Staatsgerichtshofe find fomir Die 
aus dem Weſen eines mit rechtögelehrten und ſtaͤndi⸗ 
gen Mitgliedern befegten Tribunal hervorgehenden 
Eigenfhaften und Wahrfcheinlichkeiten auch niit in Bes 
rechnung zu ziehen: allein natuͤrlich nur in demfelben 
Verhältniffe, als diefe Richter auf die Enrfcheidung 
der Sachen felbft von Einfluß feyn koͤnuen. 

Faßt man denn nun aber bie Gefhworenen 
nach ihrem Weſen und ihrer Stellung ins Auge, und 
laͤßt man fich hierbei nicht Durch die Findifchen oder 
heuchlerifchen Declamationen blenden, weldye bei einer 
Verſammlung von einem Dutend durch bas Loos zus 
fantmengewürfelten Männern ohne weiteres eine Art 
don übernatärlihen Tugend = und Verftandes- Jafpis 
tation annehmen, bei ihnen auch ohne alle WBorbereis 
fung fo wie ohne Irrthum und Straucheln eine eigens 
thuͤmliche Einfihe in das objective Recht und den 
wahren Vortheil des Volkes und. ded Einzelnen vors 
ausfegen : fo findet fich, daß von den allgenieinen Eis 
genfchaften , welche an jede Art von Stadtögerichtös 
hof gemacht werden muͤſſen, nur zwei in einem bins 
laͤnglich befriedigenden Grade angetroffen werden, näms 
lich Unpartheilichkeit der Stellung und Schnelligkeit 


der Entfcheidung: Kine andere , die Unabhängigkeit 
von ungefeglihem Zwange ift nur zum Theile vorhans 
ben, Wei allen übrigen muß mindeftend fehr großer 
Zweifel , 109 nicht unbedingte Berneinung auögefpro: 
chen werden: 

Wenige Worte reichen hin um die Nichtigkeit der 
Behanptung nachzuweiſen, daß fiir ein Geſchworenen⸗ 
Gericht Unpartheilichkeit der Stellung in dem 
bis ist damit verbuudenen Begriffe und ſchnelle Ent⸗ 
ſcheidung ſprechen. Als Bedingung dieſer Eigenſchaft 
wurde angenommen, daß der Miniſter nicht von Amts⸗ 
wegen in die politiſchen Haͤndel verflochten ſey. Dieß 
iſt nun aber bei einem Geſchworenen⸗Gerichte in dop⸗ 
pelter Beziehung wuͤrklich der Fall. Einmal bildet 
dasſelbe als Inſtitut, und abgeſehen von der Zuſam⸗ 
menſetzung im einzelnen Falle, nur einen unſelbſtſtaͤn⸗ 
digen Beitandtheil der Gerichte, und da nun diefe im 
Ganzen mit den Zwecken und den Mitteln der yolitis 
{hen Partheien nichts zu thun haben , fo tft auch der 
einzelne Beftanbtheil derfelben ganz außer Frage: Zwei‘ 
tend aber hat jeden Falles das bei der einzelnen Mi⸗ 
nifteranklage fungivende Geſchworeaen⸗Gericht nach feis 
nem Perfonalfiande nie früger als eine amtliche Stelle 
beftauden , und ed kann alfo gar nicht bei irgend einer 
Staatsbegebenheit betheiligt geweſen ſeyn. Es Hat we⸗ 
der eine Vergangenheit aufrecht zu erhalten, noch eine 
Zuknuft zu fchäten , denn beide fehlen Ihm ganz. Die 
einzige Eimvendung, welche hiergegen gemacht wer⸗ 
den koͤnnte, nämlich, daß zwar nicht das Geſchwor⸗ 
nengeriche als folches, wohl aber die einzelnen Mit⸗ 
glieder desfelben eigenen thätigen Antheil dn den An⸗ 
gelegenheiten genommen haben lonnen, welche gericht: 
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lich zu beurtheilen fie igt berufen feyen,, wird dadurch 
entfernt , daß befanntlidy fowohl dem Kläg:r als dem 
Angeklagten frei ſteht, fich eine beftinmmte Anzahl Ders 
jenigen, welche das Loos bezeichnete , ald Schwurmaͤn⸗ 
ner zu verbitten. Offenbar wird aber entweder ber eine 
oder der andere Theil aus dem Grunde dieſer frühern 
Theilnahme Urfache zur Ausübung dieſes Verwerfungs⸗ 
rechtes haben und fich ficher auch) desfelben bedienen. — 
Eden fo wenig kann es einem Zweifel unterliegen, 
daß es die Natur eines Schwurs Gerichte mit fich 
bringe, ſchnell zu entfcheiden. Seine Bildung ift 
die Sache weniger Augenblide, und dann ift ed alsbald. 
im Stande zu handeln. Nur um in diefem befondern 
Falle einen Ausſpruch zu thun, beſteht es, und gar 
kein anderes Gefchäft kann es unterbrechen, denn nur 
für diefes iſt es zuftändig. Die blos mündliche Beras 
thung und die Nothwendigkeit, eine entfcheidende Auts 
wort längftens innerhalb einiger Stunden nach dem 
Schluſſe der Verhandlungen zu geben, fchneider alle 
Möglichkeit einer Verfchleppung ab. Es ſteht viel⸗ 
leichte lange an, bis die politifchen Verhältniffe eine ' 
Auflage geftatten, möglicherweife kann auch die Ju⸗ 
firuction des Proceſſes lange Zeit in Aufpruch neh⸗ 
men, allein fobald das Gefcyworenengericht astiv aufs 
zutreten im Stande iſt, ift die Sache auch zu Ende, 

Eben fo leicht wird. ſich nun aber zweitens zeigen 
lafien , daß die Behaupfung, ein Gefchworeuen 2 &es 
richt biete nur eine theil weiſe Sicherheit gegen 
ungefeglihen Zwang bar, ebenfalls begründen iſt. 
Sicherheit ift nämlich zwar auch bei diefer Form ber 
Berichte vorhanden, in fo ferue von einem foͤrmli⸗ 
chen ungefeglichen Befehle der Regirung die Rebe iſt. 


Die Gerichtd : Verfaſſung und der laut ausgeſprochene 
Grundfag Der Unabhängigkeit der Zufliz find hiefuͤr 
Burgen *); Allein deſto weniger ift gegenuͤber von 
heimlichen und indirecten Drohungen der Megirung 
oder gegen Zumuthungen Von der Wolföfeite irgend 
Gewähr zu leiften: Allerdings kann Die Regirung dei 
Geſchworenen nicht in Beziehung auf ihre Stellen im 
Schwurgerichte auf eine empfindliche Weife zu nahe 
treten und fie alleufalls durch eine Drohung, ihnen 
Biefelbe Durch Gewalt oder heimliche Mittel zu ent: 
ziehen, zu ihrem Willen Bringen: Diefe Stellen ſind 
nicht nur unentgeldlich und ſelbſt mit manchfachen 
Spfern verbunden; fie find fo wenig eine Lebeusbe⸗ 
ftimmung uud ein Erwerbszweig, daß fie vielmehr als 
Störungen derſelben zu betrachten find, fü daß gar, 
Manche in eier folchen Entgiehung eben keine Unan⸗ 
nehmlichkeit erbliden wärden j fondern fie find auch 
nur für Eiuen Ball merbeh, und da es rein dem Zus 
falle .üBerlarfen if, ob ein beſtimmter Buͤrger je wie⸗ 
der Durch das Loss zur Teilnahme an einem Urtheile 
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2) Zwar iennt die Geſchichte ded Geihisörnen : Gerichtes aller⸗ 
dings auch Zeiten; in welchen die Regirung es in der Uebung 
batte, deu Schwurmaͤnnern bad von ihnen auszuſorechende 
Urtheil geradezu vorzufchreiben , und ſie, wenn ſie ſich Ge⸗ 

beiſſens halber nicht dazit bewegen laſſen wollten, zu miß: 
handeln und zu ſtrafen j ſ. z. B. Hallami, Conilit; history 
öf Englahd; Bd. I; ©. 65, 3155 vꝛ. MI; €: 232: 
allein dieſe offenbaren und ſchamloſen Rifbtäude ſiud 
ſchon ſo lange als ſolche anerkannt Und ſo lange ſchon 
danz außer Uebung, daß ihre Ruͤcklehr wohl nicht zu 

fuͤrchten iſt: a 

20 * 


bezeichnet werden wird, fo Tann auch für Diejenigen, 
welche fi) dad Recht ungerne entziehen ließen, der Vers 
Inftnnr ein probfematifcher ſeyn. Gefchworene find 
alſo in diefer Beziehung noch weniger verlegbar ald- 
die ftändigen nnd befolderen Mitglieder der Gerichte. 
Dagegen ift es aber der Regirung defto leichter möglich, 
ſoͤlchen Gefchworenen, weldye ihrer Ueberzeugung getreu 
gegen einen Angeklagten ſtimmten, in ihren fonftigen 
Verhälmiffen Unluft und Nachtheile zuzufiigen. Und’ 
wenn die Wirkungen einer ſolchen Rache ſchoͤn bei 
den  fländigen Nichtern im einige Betrachtung zu zie⸗ 
ben waren, fo find fie bier offenbar von noch weir 
größerer Bebeutung. Der Verwaltungs⸗Beamte, , der 
Gelehrte, der Soldat, der Gewerbende und Landwirth 
kann von einer bdsartigen Regirung, welche gegen ihn 
wegen ſeines Betragens ald Gefchwotener erbittert ift, 
nicht unr in allen den Puncten- befchddige werden, in 
welchen fi auth der Richter blosgeftelle flieht , ſon⸗ 
dern moͤglicherweiſe ann er auch noch in feiner Haupt⸗ 
befchäftigung und feinem Lebensunterhalte Tief verwun⸗ 
det werben, während diefer jeden Falles in feinem ehren⸗ 
vollen und einträglichen Anite gejchägt bleibe. — Ein 
ganz Aynliches Verhaͤltniß tritt ein gegewäber von einer 
ehbaigen Erditterung auf der Volko⸗Seite. Auch 
hier find Geſchworene weit blosgeftellter als ſtaͤndige 
Richter. Die mögliche augenblidliche Gefahr im Sale 
eines Auflaufes iſt natürlich für beide die nämliche; 
weit mehr aber ift der Gefchworne: einer langen und 
empfindlichen Nachwirkung des Haſſes ausgeſetzt. Er 
tritt, fobald fein Urtheil abgegeben ift, in Die Reihe 
der Bürger zuruͤck, Hier iſt er nun nicht nur den manchs 
fachſten materiellen Beeinträchtigungen in feinem Ber: 


mbgen uud Erwerke, fondern auch allen moͤglichen per: 
ſonlichen Unannehwlichkeiten im dem Kreife „. welchem 
er nun einmal angehbrt, blosgeſtellt. Er ift zu glei 
cher Zeit weit verwundbarer und weit fehaglofer: afb 
der ſtaͤndige Richter. Kein Wunder daher, wenn Furcht 
vor ieiner Parsheis Rache auf Geſchworene ſchon fP 
häufig in Staatöprocefien eine für Ertheilung ber 
Gerechtigkeit hoͤchſt nachtheilige Wirkung geäußert 
bat 2), Wenige Behauptungen find wohl irriger, 
als ber freilich — fey es aus einer falfchen allge 
meinen politischen Theorie, fey ed aus einer im Ber 
wußtſeyn gewagter Unternehmungen für. ndthig erache 
‚teten practifchen Vorausſicht — fehr häufig aufgeftellte 
Satz, daß GBelrhworenens Gerichte in politifchen 
Proceſſen vorzugsweiſe tauglich find. Gerade hier zeigt 
fih ihre Schwäche und Prineiplofiget am alfesbeate 
lichſten. I | } 





3) Den unwiderſprechlichſten Veweis, daß Befäworene fehr 
wohl dnrch Parthei; Drohungen eingeſchuͤchtert werden koͤn⸗ 
nen, liefert die Gerichts⸗Geſchichte von Frankreich In als 
fen aufgeregten Zeiten feit der Anarchie der erften Revoͤ⸗ 
Iution.‘ Und es ift keineswegs dlos eine beftimmte Parthei, 
welche fih ſolche Einfhüchterungen zu Schulden kommen 

aͤßt und weiber man den Entſchluß der mirflihen Boll: 

n* ziehung. auch zutraut. Wielmehr haben alle aͤußerſten Mei⸗ 

nungen in ihren Paroxismen es verſucht und durchgeſetzt. 

Waͤhrend z. B. im Jahre 1815 die Moͤrder von der ultra⸗ 

rovaliſtiſchen Parthei ungeſtraft von den zitternden Ge⸗ 

ſchwornen entlaſſen wurden, erzwangen nach 1830 die Ne⸗ 
publifaner die Freiſprechung ihrer Fuͤhrer durch offene ans 
gewendete Schredencm'ttel. Auch die Geſchichte Englands, 
nadcqentlich dber Irlands, Bietet Fälle dieſer Art genug 


.* 
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Was endlich drittens diejenigen @tgenfchafren bes 
trifft, welche nach der pben aufgeftellten Pehauptung 
den Gefchwprenen » Gerichzen gar nicht auftehen follen, 
ſo ift norerft in Beziehung auf dis Moͤglichkeit einer 
Beftehung nicht nur alled hier zu wiederholen, 
was ſchon hinſichtlich ſtaͤndiger Richter bemerkt wer⸗ 
den mußte, namentlich auch der Beweis, daß eine 
Verführung von der Volksſeite gar wohl möglich iſt, 
ſondern es iſt klar, daß jene Moͤglichkeit nord durch 
zwei weitere Umſtaͤnde erhoͤht wird. Einmal iſt hier 
die Zahl der zu Gewinnenden gar Mein, da bei Ge⸗ 
ſchworenen⸗Gerichten mindeften® sine fehr überwiegende 
Mehrheit, wo nicht gar Einhelligkeir, der Stimmen zu 
einem Beſchluſſe ndthig ift, und fpmis die Gewinnung 
eines einzigen Mannes, hbchftend einiger meniger, fchen 
hinreicht zur Hinsersreibung einer Verurtheilung. Zwei⸗ 
tens kann der Zufall des Looſes folche Buͤrger zu Ge⸗ 
ſchworenen bezeichnen, deren Character oder Verhaͤlt⸗ 
niffe einen Verſuch der Weftechung weit mehr beguͤnſti⸗ 
gen, als dieß bei den Mitgliedern eines höchften Ger 
richte je der Fall wäre, Gegen die Einwendung, daß 
mwenigftend die Regirung Feine Zeit finden werde, auf 
die erft im Augenhblicde der gerichtlichen Verhandlung _ 
durch Rops beſtimmten Gefchworenen einzuwuͤrken, laͤßt 
ſich mit Grund erwiedern, daß mohl nie eine Miniſter⸗ 
Anklage in Einer Gerichtsſitzung durch ale Stadien 
ber Berhandlung bis zur Möglichkeit eined angenblid 
lichen Endurtheiles getrieben werden fann, fondern daß 
in ber Regel eine Reihe non Sigungen dazu verwens 
bet werben muß, jeden Falles fleht es bei dem Vers 
theidiger des Angeklagten Die Sache binreichemd hin⸗ 
auszuziehen. — Eben fo unzweifelhaft ift, daß in dem 
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Wefen des Geſchworenen⸗Gerichtes irgend eine Sicher 
heit des ndrhigen Grades von Kenntniffen und 
von Einficht zur richtigen Auffaffung und Beurtheis 
ung der, Menigſtens in den meiften Fällen, fo ſchwuͤ⸗ 
rigen und verwidelten Verhältniffe und Streitfragen 
keineswegs liegt. Das 2008 kann mbdglicherweife ganz 
unfähige Menfchen beftimmen, und doch ift eine Verwer⸗ 
fung derfelben bei der Ungemißheit, ob fie nicht durch 
noch fchlimmere erfegt würden, kaum räthlih. Schon 
diefer einzige Umftand muß ein Geſchworenen⸗Gericht 
in den Augen jedes Vernänftigen als untauglich zur 
Entſcheidung über die Anklage eines Minifters ſtem⸗ 
peln. Die Rechte der verfchiedenen Organe der Staatös 
gewalt, die ganze Verfaffung, ja überhaupt die Moͤg⸗ 
lichkeir einer Regirung Tonnen denn doch unmöglich 
dem Zufalle, daß das Loos einmal einige wenige 
ftumpfe und unmwiffende Menfchen zufammenbringt , 
bloögeftellt werden. — Der Umftand, daß ein Ges 
ſchworenen⸗Gericht nicht nach juriftifchen Beweisregeln 
fondern nur nad) moralifcher Leberzeugung zu fpres 
chen bat, und daß es fomit an und für fich weniger 
gehindert ift der objectiven Wahrheit nahe zu kommen, 
ift fo weit entferne hier ein Vortheil zu feyn, daß 
gerade hierdurch vielmehr die Gefahr eines unrichtigen 
und unverjtändigen Urtheiles erft recht vergrößert wird. 
So zweckmaͤßig die Erlaubniß, ſchon nach moralifcher 
Ueberzeugung zu ſprechen, von faͤhigen Richtern benuͤtzt 
werden kann, indem ſie moͤglich macht, die Sache an 
die Stelle der Form zu ſetzen; eben ſo furchtbar kann 
und muß fie von unfähigen mißbraucht werden *). 


& Wollte man dem Mangel an gehdriger Einfikt eines ge: 
wöhnlichen Geſchworenen⸗Gerichtes dadurch abhelfen, daB 








— Von einer befonders imponirenden Stellung, _ 
welche durch Beſchaͤftigung der, Einbildungsfraft die 
Leidenfchaften beruhigen und durch die Auctoritaͤt von 
Namen ˖ ind Mang Zweifel befchwichtigen kbnnte, iſt 
ohnedem gar Feine Rebe, Der perſonliche Eindruck, 
welchen bie Schmurmänner zu machen geeiguet find , 
kaun Bis. zur vdlligen Lächerlichkeit oder Merächtlich« 
Feit herunterfinken. Und felbft wenn alle Einzelnen in 
ihrer Art achtbare Männer find, fo läßt die Art ber 
Bezeichnung, die Eleine Anzahl und die bunte Zuſam⸗ 
menfegung wenig Eindrud zu. — Endlich find auch die 
ſaͤmmtlichen Nebennachtheile, weiche ohen ©. 
299, gegen bie Uebertragung des Staatsrichteramtes 
an bie orbentlichen Gerichte überhaupt angeführt wers 
den mußten, in voller Wuͤrkſamkeit hei denjenigen Ges 
richtöhöfen, welchen Gefchworene beigegeben find, 
Unter diefen Umftänden ift wohl unzveifelhaft, daß 
es nur ald ein ganz ungluͤcklicher Gedanke bezeichnet wers 
den kann, wenn zur Eutſcheidung über Miniſter⸗Ankla⸗ 
gen gewoͤhnliche Geſchwornen⸗Gerichte beſtimmt 
werden, Sie theilen ale Maͤugel, welche. die mit 
vechtögelehrten fländigen Mitgliedern befegteu Gerichtss 
böfe zur Verſehung diefes Amtes minder brauchbar 
machen, und haben noch eine Reihe von eigenthuͤmli⸗ 


— — — 
‚ man eigene Beſtimmungen fuͤr die Bezeichnung der bei 
Minifter : Anklagen aufzurufenden Geſchwornen träfe, fa 
4% 8. daß biefelben nur aus heſtimmten gebildeten Klaffen 
bed Volkes genommen werden dürften ‚ fo verlöre dadurch 
offenbar das ganze Inſtitut den Character und es gehörte 


.. dann zu den eigend beftellten Staatsgerichtshoͤſen. Ueber 
diefe aber f. unten. 
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chen Nachtheilen, welche allein ſchon zu ihrer Verwen 
fung binteichten 


be Pas GOberhaus, 
$. 4. 
4. 
eo, Die Pairsfammer, 


In dem Mutterlande der Mepräfentativ s Einrichs 
tungen, in England, fand fih von allen Zeiten ber 
die Einrichtung vor, daß im Falle einer Staatsanklage 
bad Oberhaus zu Gerichte ſaß. Diefe Beſtim⸗ 
mung {ft denn bis im die neueſte Zeit herunter von 
‚vielen andern Staaten, felbft von sepräfentariven:Des 
mofratieen , fo viel moͤglich nachgeahmt worden, ſo 
namentlich. von den Dereinigten Staaten von 
Mord: Amerifta, und zwar forwohl von der Union 
ſelbſt *) als von fechözehn einzelnen Bundesſtaaten 2)3 


, D®. Constit, of the U. St,, Art. 1, sect.'3,$,. 6 U, 7. 

3) Diefe Staaten find New: Hampfbire, Verf. Urk. von 
1799 , Mbrhl. 1, Abſchn. Senat (Constit, law, S. 87) 3 
Maffachufertd, Verf. U, von 1780, Kap. 1, Sect. 
3. 5, 8; Eonnoetient, ®. U. von 1818, Art. 93 
Pennfpylvania, ®. U. von 1790, Art, 4; Delas 
ware, ®. U. von 1798, Urt, 5, 5. 15 South⸗Ear o⸗ 
lina, Verf. U. von 1790, Urt. 5,5. 235 Georgia, . 
V. U. von 1790, Art, 1, 6. 65 Louiſiana, BU 
von 1813, Art. 5, $. 23 Kentucky, ®. U. von 1799, 
rt. 5,5. 35 Ohio, ©. U. von 1802, $ 23; Ten: 

unefſer, B. U. von 1706, Art. 4, 25 Miffifie 
yi, ®. U. von 1817. Ust, 5, Abſchn. 2—.% 83 In⸗ 
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von Fraukreich ?); von Polen nad) feiner Ver⸗ 
faffung von 1815 *). 

Sp gewiß num die conftitutlonelle Politik ein von 
England gegebened Beifpiel zu beachten hat ,. weil für 
dasfelbe die Vermuthung einer lange erprobten Erfahs 
rung und practifcher Staatöweisheit ſpricht; und fo 
gerne zugegeben werden mag, daß von den verfchies 
denen SForderunge®, welche an ein gut organifirte® 
Staatögericht geftelle werden mußten, einige von einem 
Oberhauſe allerdings erfüllt werden, und zwar zum 
Theile in einem ganz ausgezeichneten Grade: ſo laͤßt 
fih doch zeigen, daß die Nachahmung in dem vors 
liegenden Falle ein Fehler war. Nicht nur nämlid) 
ift die englifche Einrichtung felbft in den monarchi⸗ 
ſchen Staaten mit erblichen oder fonft ftabilen Pairs⸗ 
tammern nur ganz oberflächlich. und blos in Eiuer ihrer 
Beziehungen aufgefaßg worden, wodurch Denn die nach⸗ 
gebildete Anftalt bei aller Aehulichkeit in der Form 
einen im Wefentlichen verfchiedenen Character erhielt, 
in den fie bendgenden Demofratieen aber, welche ges 
noͤthigt waren, anftatt der englifchen Pairskammer 
ihren Mahlfenat zu verwenden, fogar völlig verwech⸗ 





biana, ®., U. von 1816, Art.a, & 233 Illinoie, 
V. U. von 1818, Art, 8, $- 22; Nlabama, ®,U. 
von 1819, Art. 5, Abſchn. 9,5.95 Maine, MU. 
von 1819, Urt. 4, Ubtb. 2,5. 7, | 

3) S. die Charte von 1814, Art. 55; bie napoleonifhe Zu⸗ 
faßsWite von 1815, Urt, 553 Charte von 1890 , Met. 
47. 


4) ©. daſ. 5. 116 u. 15%, bei Politz, Staatsverfaſſun⸗ 
‚ges te Auf, Bd. I, ©. 66. 





felt werden mit etwas ganz anderem; fonbern es tft 
überhaupt der ganze Gedanke einen Theil der Meyräs 
fentasion zum Richter in Staatsproceſſen zu beſtim⸗ 
men, ein falſcher und von menden Nachtheilen bes 
gleiteter. 

Mas ben erflen Punet betrifft, fo ift bekanntlich 
nicht nur uͤberhaupt das engfifche Parliament im Gans 
zen zur Beſorgung einer Menge von eigentlichen Res 
girungsgeſchaͤften ermächtigt, fondern namentlich ins⸗ 
befondere noch die Stellung des Dberhaufes wefenrlich 
verfchieden von der der Senate oder Pairskammern 
der Äbrigen Länder. Es ift dasfelbe nicht blos Theil 
der Repräfentaripn und als folcher mit dem echte die 
Megirung zu controliren und in Gefege und Steuern 
einzuwilligen, befleidet , fondern es ift ihm, welches 
fi zus den auch Gerichtsbarkeit uͤbenden Baronen⸗ 
Verſammlungen unmerklich entwicktelte *), auch eine 
bedeutende Stelle in der ordentlichen richterlichen Hie⸗ 
rarchie übertragen. Abgeſehen davon , daß es in aflen 
Erraffachen zuftändig iſt Über feine eigenen Mitglies 
der und deren Kamilien, fo bilder es bei gembhns 
lichen Civilflagen die Dberappellations = Behörde fps 
wohl in Sachen bed firengen Rechtes als der Billigs 
Felt, Es ift fomit nichts weniger als anomal, wenn 
diefer Verſammlung auch noch die Zuftändigfeit in 
Staatsanklagen üÜberlaffen ift, wobei noch befonderd 
bemerkt werden muß, daB foldhe Klagen keineswegs 





5) S. Haltam , Oonstit, history of England, »d. Par., 
1897, Bd. I, S, 348 fa, nad unten, Buß li, Kap. 
1,5%. 1 








d 


vblos gegen Miniſter ſondern überhaupt gegen alle Ar⸗ 
ten von hoͤhern Beamten wegen eines Amtsfehlers au⸗ 
gebracht, werben Tonnen 5). Die übrigen Staaten aber, 
welche an ihre DOberhäufer die Gerichtöbarkeit bei Au⸗ 
Hagen von Miniftern übertragen, haben nur dieſe eins 
zige Ausnahme von der regelmäßigen Organiſation 
ber Gerichte gemacht, und in allen andern Puncten 
die rein controlirende Stellung der Ständeverfamme 
Jung im Ganzen und des Dberhaufes im Beſondern 
bewahrt. 

Es bedarf nun Feiner Audeinanderfeßung, wie 
ganz verfchieden hierdurch felbft in repräfentariven Mo⸗ 
narchieen die Stellung diefer fragmentarifchen Nachbil⸗ 
dung wird. Während in England die Gerichtöbarkeit 
der Lords über angeklagte Minifter nur die nothwens 
dige Folge eines ganzen — wenn !fchon vielleicht etwas 


“ fonderbaren und veralteren — Epftemes und fomit 
Beinen Vorwärfen. über Folgewidrigkeit und abſichtli⸗ 


He Partheilichkeit in der Wahl des Gerichtes ausge- 
fest ift, muß nothwendig in den übrigen Staaten die 
ganz unorganifche und anomale Beflimmung der Pairs⸗ 
kammer vielfeitigen Zadel hervorrufen, und ift fchon 
dadurch für die Regirung im Ganzen und filr anges 
klagte Minifter insbefondere ein Gegenſtaud von Vers 
druß. und. Verdacht. In ben repräfentativen Demos 





6) ©. Blackstone, Commentaries, B. III, ch, 4, $. 10; 
Tommlins, Art. Parliament und Pairs; Rey, Des in- 
stitutions judiciasres de l'Angleterre, Par., 1826 , BB. 

. 4,© 73 fg. u. 101 fg.; Cottu, de l'administr. de 

la justioe criminejle en Angleterre, ed. 3, Par., 1888, 
©. 187 fg. 
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kratieen gar iſt dadurch, daß an die Stelle ber erbs 
lichen Pairs des Königreichs, der Haͤupter der bis 
her allmaͤchtigen englifchen Artftofratie, eine Verſamm⸗ 
lung von gewählten nad) voenigen Fahren wieder in das 
Privatleben zuruͤcktretenden Bürgern gefegt wird, eine 
fo gänzlich verfchiedene Anſtalt entflanden, daß nur 
die feichtefte Oberflächlichkeit fich dur) den fihwachen 
Echein einer äußern Gleihformigkeit irre führen laſ⸗ 
fen ann, und daß die nähere Betrachtung der beiden 
Fälle völlig auseinander gehalten werden muß. 

Wendet man fich aber, in der an ſich ganz rich⸗ 
tigen Anficht, daß eine auch nur unvollftändig nad)s 
geahmte Auftale doch noch ihre Vortheile haben und 
einem beftimmten '3mede entfprechen koͤnne, zu dem’ 
Weſen der Gerichröbarkeit der Sherhäufer bei Minis 
fter = Anlagen, und zwar zunächft zu der Uebertragimg 
an eigentliche Pairskammern in Monarchieen, 
fo entdeckt eine fchärfere Unterfuchung bei einer Zus 
fünmenhaltung der Eigenfchaften einer Pairskammer 
init den oben auseinandergefeßten Forderungen an einen 
gtit eingerichteten Staatsgerichtshof bald mehrere bes 
deutende Mängel, von welchen einige als weſentlich 
bezeichnet werden muͤſſen, indem ſie von nachtheili⸗ 
gem Einfluſſe auf die Entſcheidung der Proceffe find; 
ein anderer Theil zwar nur Mebenpuncte betrifft, als 
fein doch auch wegen deren Einfinß auf andere Theile 
des Staatslebens Beachtung verdient. 

In Beziehung auf jene wefentlichen Mängel ift 
nämlich vor Allen Mar, daß eine aus politifchen Ele: 
menten zufanımengefegte, von Parthei⸗Intereſſen ge⸗ 
triebene und in denfelben lebende Berfammlung, welche 
gewohnt iſt Die ihr vorgelegten ragen aus dem Ge⸗ 


fihtöpuncte ded Nutzens zu entfcheiden, und welche 
an den ſaͤmmtlichen wichtigen Staafdangelegenheitend 
auf mittelbare oder unmittelbare Weife felbft Theil 
nimmt, für die Erfüllung der erften uud unerläßliche 
fien Forderung an einen Richter, der Unparcheis 
lichkéit nämlich, Feine weſentlichen Garantieen dars 
bietet, am wenigften wenn, wie, bier, die zu ihrer 
Entſcheidung vorgelegten Fälle in der Megel tief in 
diefe politiſchen Jutereſſen eingreifen: Nakldgen , bei 
welchen es fich nur von der WÜburtheildug eines ges 
meinen Verbrechens und von gar feinem Parthei: us 
tereffe handelt, und wo alfo Verurfheilung uud Loss 
ferechung die eigenen Intereſſen der richtenden ers 
ſammlung gleihmäßig unberührt laffen, werden bier 
verhaͤltnißmaͤßig felten ſeyn, fondern eutweber wird die 
Beurtheiluug der als verbrecherifch angefochtenen Hands 
lung weſentlich von dem politifchen Standpuncte dis 
Richters abhängen, oder e& werden wenigftend , wend 
auch Aber Schuld oder Unfchuld Fein vernünftiger Zwei⸗ 
fel obwalten faun , die Folgen des Urtheiles von gro⸗ 
Ber Wichrigkeit für die eigenen Veftrebuugen und Vers 
haͤltuiſſe desſelben ſeyn. Su beiden Fällen wird aber 
gewiß Die Ruhe und die objective Richtigkeit des 
Urcheiles fehr in Gefahr fichen, und offenbar wird 
fogar die Unpartieilichkeit des Richters gleich wenig 
dabei gewinnen, ob der Wortheil und die Leidenſchaf⸗ 
ten ded Oberhauſes binfichtlich der Verurtheiluig BEE. 
Angeklagten Diefelben find wie die des anfchuldigenden 
Unterhaufes, oder ob fie dieferi legtern entgegenlau⸗ 
fen. Ju dem erftern Falle nämlich findet nur allzu 
leicht der unfchuldig Angeklagte auch in feinen Richtern 
nus weitere Verfolger ; im zweiten Galle dagegen wird 
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felbR der offenbar Schuldige von Michtern, welche mit 
feiner Freifprechung im eigenen Intereſſe ſympathiſiren, 
ſchwerlich viel zu fürchten haben, — Würde man dies 
fen Befürchtungen die Bemerkung entgegenfehen wol⸗ 
ien, daß Haltung und Mäßigung im Vortheile und 
im Character eines Oberhauſes begründer feyen, fo 
waͤre zu envidern, einmal, daß die Erfahrung fchon 
gar zu häufig, namentlich auch bei Staatsproceffen, 
Dberhäufer von großer Leidenſchaftlichkeit bewegt ges 
zeigt bat, und zweitens, daß überhaupt Ruhe umd 
Unpartheilichleit auf eine harte Probe geftellt find, wenn 
fie mit dem politifchen Vortheile einer Körperfchafe 
oder Parthei und mit ben eigenen vorangegangeuen 
Handlungen des Richters colliviren. 

„Als ein zweiter wefentliher Mangel diefer Einrich⸗ 
tung muß betrachter werden, Daß eine Pairokammer 
wenigftens in manchen Fällen nicht unabhängig ges 
nug ift, und daß ihr fomit auch gegen ihren Willen 
eine Entfcheidung aufgedrungen werben kann. Iſt dieß 
fhon nicht ganz unmoͤglich gegenüber von der Volks⸗ 
parthei, welche doch feinen Einfluß auf die Stellung 
und die feſtbegruͤndeten günftigen Verhaͤltniſſe der Mits 
glieder einer Pairslammer gusüben kann ”); fo iſt eine 


7) Dieß behauptet z. B. Btory, Commentarie, 3b: II, 
©. 220, Dob möchte der Natur ber Dinge nad dieſer 
Nachtheil nur in den fehe feltenen Sällen bervortreten, 
wenn ein Dberbaus durch eine entfchiedene antiariftofrati: 
ſche Richtung der öffentlihen Meinung fi in feiner Eri- 
ftenz oder wenigſtens in feiner Erblichkeit ernftlih bebroht 
ſieht, und nun um jeden Preis Volksgunſt zu erwerben 
ſtrebt. 
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ſolche ungebuͤhrliche Zumuthung hoch viel leichter mdg⸗ 
lich von Seiten der Regirung. In allen jenen Staa⸗ 
ten’, welche dem Oberhaupte eine willlührliche Ver⸗ 
mehrung der Pairdlammer zu jeder Zeit freiftellen, iſt 
offenbar ein hoͤchſt bedeutender unmittelbarer Einfluß 
auf die Entfcheidung möglicy und alfo wahricheinlidy: 
Abgeſehen nämlich Davon, daß in einer ſolchen Kam⸗ 
mer immer eine bedeutende Menge unbedingter Anhaͤn⸗ 
ger des Minifteriums figen werben, fo hat die Regi⸗ 
sung zwei Mittel, um auch gegen die rechtliche Ueber: 
zeugung der Richter einen fir den Angeklagten guͤnſti⸗ 
gen Ausſpruch herbeizuführen: Einmal mag fie ja 
geradezu die :3ahl der Mitglieder bis zu Erlangung 
einer für den angeflagten Minifter. geſtimmten Mebrs. 
beit vergrößern®) ; zweitens aber kann fie ſogar bies 


‚8) Es möchte feinen, ale ſey es ganz leicht durch eine Ver⸗ 
faſſungs⸗ Beſtimmung, melde die Ernennung neuer Ober⸗ 
hausmitglieder von dem Wugenblide bed Antrages auf eine 

" Wnflage gegen einen Minifter bis zur Entſcheidung des 
Proceſſes unterfagte , einem ſolchen Mißbrauche zu beyen: 
nen: allein ein Augenblick Nachdenken zeigt die Unaudführ: 
barkeit dieſer Veſtimmung. Abgeſehen davon , daß eine 
folge Anklage nicht unvermuthet eintritt und alfo noch 
zu gelegener Zeit Ernennungen erfolgen koͤnnten: fo iſt 

* Mar, daß ed durch dieſe Beſtimmung in die Hände eined 
jeden Mitgliedes des Unterhauſes gelegt wäre, den Megen: 
ten an der Ausübung feined verfaſſungsmaͤßigen Rechtes 

. der Paird: Ernennung zu hindern, indem nur ein — viels 
leicht gar nicht verfolgten , jeden Falled ganz ftivoler — 
Antrag auf eine Minifter : Anklage zu diefem Ende geftelft 
zu. werden brauchte. Und felbft wenn dieſes nicht abfichte 
lich geſchaͤhe, fo könnte während ber oft fehr langen Dauer 
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ſen, immerhin gar zu auffallenden und aufregenden 
Schritt ganz vermeiden, und doch zu ihrem Ziele ge⸗ 
langen ſchon durch eine unter der Hand mit gehdriger 
Beſtimmtheit gemachte Drohung eines Pairs⸗Schubes. 
Eine ſolche Vermehrung in Maſſe kann natuͤrlich den 
bereits vorhandenen Pairs nicht anders als hoͤchſt zu⸗ 
wider ſeyn. Sie verlieren an individuellem Einfluſſe; 
ihre Würde wird häufiger, und ſomit weniger geachtet; 
die bffentliche Achtung zieht ſich von einer fo verfälfch- 
ten Kammer auf lange gänzlich zuruͤck. Wie leicht 
koͤnuen nun diefe Betrachtungen zu einer, im eigenen 
Sjanern verworfenen, Losfprechung führen, beſonders 
da das Gewiffen mit dem Scheingrunde betäubt wers 
den kann, es fey doch wenigftens Feine ungerechte Ber: 
urtheilung und Fein Juſtizmord, fondern nur eine uns 
verdiente Losſprechung ? Und felbft wenn eine ſolche 
Einwirkung von der Megirung nicht einmal verfucht 
worden wäre, fo ift doch die Möglichkeit derfelben vors 
handen. Schon diefe erweckt aber Berdacht und nimmt 
der Entfcheidung viel von ihrem beruhigenden Einfluffe, 
fomit von ihrem hauptſaͤchlichſten politifchen Nuten. — 
Mlerdings finder dieſer Grund der Abhängigkeit nicht 
ftart bei folchen Pairskammern, deren DBermehrung 


eined Staatsproceſſes jenes Recht nicht ausgeuͤbt werben, 
waͤre dieß auch noch ſo wuͤnſchenswerth und ſelbſt nothwen⸗ 
dig. Die weitere, ſich ebenfalls darbietende und allerdings 
ausfuͤhrbare Maasregel aber, den jüngfternannten Mit⸗ 
gliedern die Theilnahme an bem Proceſſe zu unterſagen, 
könnte nur theilweiſe fhägen, indem eine raſch handelnde 
Megirung die verfälfhenden Ernennungen nocd zu einer 
Zeit vornehmen Fönnte, welche eine formel begründete Aus⸗ 
ſtelung ansſchloͤße. 
21 


nicht in dem Willen ded Regenten liegt. Es wird aber 
hierbei nur wenig gewonnen. Der Zahl nach unvers 
änderlihe Pairöfammern find nur fehr Hein), und 
ihre Vermehrung wäre auch and bedeutenden, hierher 
äbrigens nicht gehdrigen, Gründen nicht zu rathen. 

Bon minderem Belange duͤrfte ein dritter, uͤbri⸗ 
gens ebenfalld theils in der Würklichkeie fchon empfuns 
deuer theild von der Theorie gerägter *°), Mangel, 
nämlich die! leicht mögliche Berzbgerung ber Euts 
ſcheidung, deßhalb erfcheinen , weil durch einige eins 
fache und naheliegende Beſtimmungen der Einfluß von 
Vertagungen der Stände Verfammlung eutfernt werden 
Tann. 

Dagegen ift um fo weniger zu verfennen, Daß 
außer diefen wefentlichen Nachrheilen die Beſtimmung 
des Dberhaufes zum Nichter über die Unflagen des 
Unterhaufes auch noch mehrere unangenehme Nes 
den s Folgen har. Einmal nämlidy ift doch jeden 
alles klar, daß durch diefe Einrichtung leicht die richs 
tige gegenfeitige Stellung und das nörhige Einverftäuds 
niß der Pairsfammer und des Unterhaufes geftört, und 
Dadurch eine Hemmung und Verwicklung in alle wichs 
tigen Staatöangelegenheiten gebracht wird. Will man 
auch davon allenfalls abfehen, Daß es der Würde des 





9) Nur in einigen deutfhen Staaten mittlerer Größe, fo in 
Württemberg, Baden, Heffendbarmitadt findet 
diefe wenig nahahmungswerthe Einrichtung ftatt. Die Er: 
fahrungen diefer Staaten werden wohl jeden weitern Ders 
ſuch diefee Art verhindern, 

10) ©. (Buddeug,) die Miniſter⸗Verantwortlichkeit, ©. 
y2. fe. 
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Unterhauſes zuwider zu ſeyn ſcheint, in einer Sache, 
welche das Oberhaus als Richter entſcheidet, nur als 
Kläger und ſomit untergeordnet und bittend aufs 
treten zu dirfen, von der fonft gleich geftellten 
Schweiter-Berfanmlung hier einen fouveränen Befcheid 
über die Richtigkeit eines Befchluffes zu empfangen, 
und fich von ihr (3. B. durch proceßleitende Decrete) 
zu beſtimmten Handlungen anhalten zu laffen *): fo 
iſt jeden Falles unbeſtreitbar, daß diefe Bertheilung 
der Rollen bei Minifter-Unllagen ſehr leicht zu einer 
großen Epannung zwifchen beiden Häufern führen kann. 
Nun ift die Stände s Berfammlung allerdings in der 
Abfiche in zwei getrennte, Yon einander unabhängige 
Berfammlungen vertheilt, damit diefelben fich contros 
liren und gegenfeitig mäßigen follen; ein gewiſſer Grab 
von Eiferſucht und Spannung unter ihnen ift fomit 
nicht nur unvermeidlich, fondern felbft beabfichtigt : 
allein diefe Geſinnung darf nicht bis zur Seindfeligkeit 
nad zur Rache gehen, fonft wird felbft die Möglichkeit 
einer vernünftigen und wohlchätigen Regirung auf das 
Spiel geſetzt. Eine folche Bitterkeit koͤnnen aber die 
gegenfeitigen Gefinnungen nirgends leichter erhalten, 
ald durch die Behandlung und die Entfcheidung eines 
Staatsproceſſes. — Als, nicht unbedeutend erſcheint 
auch ein zweiter mittelbarer Nachtheil, nämlich, daß 
das Oberhaus leichte durch feine Richtereigenfchaft in 
der Öffentlichen Meinung verlieren kann. Dieß ift nicht 


11) Man denfe nur die bittern Streitigleiten, welche zwi: 

fhen dem engliſchen Ober⸗ und Unter⸗Hauſe ſchon wieder 

' Holt über die gegenfeitige Stellung bei Staatsproceſſen aus⸗ 

gebrochen find. S. 3 B. unten, Buch Il, Kap. 1. $. 20. 
21 ° 
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nur dann der Fall, wenn es ſich zu einem leidenſchaft⸗ 
lichen und ungerechten Urtheile ſollte hinreißen laſſen, 
ſondern es findet auch ſtatt, ohne daß irgend ein Feh⸗ 
ler von ſeiner Seite gemacht worden waͤre, und iſt ſo⸗ 
mit recht in der Natur der Anſtalt begruͤndet. Da 
das Oberhaus nämlich als Richter nie auch anflagen 
Darf, fo kann auch bei noch fo fchreienden Amtsmiß⸗ 
bräuchen eines Miniſters der erfte Anftoß zur Huͤlfe nie 
von ihm ausgehen, und es fcheint fomit immer foldye 
Verbrechen und Fehler zu billigen, während das Unter: 
haus die populäre Stellung des Wertheidigerd ter 
Volksrechte einnimmt. Und man wähne nicht, daß das 
Oberhaus durch feinen Urtheilsſpruch die verfcherzte 
Gunſt wieder zu erlangen vermdge; die von ihm aus⸗ 
gefprochene Verurtheilung wird nur dem klagenden Un 
terbaufe zum Verdienfte angerechnet, eine Losfprechung 
‚aber ald eine fchändliche Beginftigung des Mißbrau⸗ 
ſches verfchrieen werben. Wenn’ ed aber gewiß ift, daB 
für ein folches ohnedem nur ald eine erfünftelte uud 
faft hinterliftige Einrichtung den Meiften erfcheinendes 
Oberhaus ein Antheil an der Bollögunft, eben zur 
Erreichung ber ihm befonder& aufgegebenen Zwecke, fehr 
wuͤnſchenswerth ift, weil es bierin eine Fräftige Stäge 
in feiner bewahrenden und abmeffenden Stellung fins 
ben Tann: fo ift die Belaftung mir einem Gefchäfte, 
welches die Schwächung biefer Gunft zur nothwendi⸗ 
gen Zolge hat, immerhin als ein politifcher Fehler zu 
betrachten *2), 


123) Wenn man diefe Ruͤcſicht nnrichtig oder übertrieben fin: 
den wollte, fo werfe man doch einen Blick auf die franzoͤ⸗ 
ſiſche Pairs kammer und die ungiinfigen Folgen ihrer Wer: 
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Ungerecht wäre es nun freilich diefen Mängeln 
nicht auch die unvertennbaren Vortheile entgegenzuftels 
len, welche in andern Puncten der Verwendung einer 
Pairskammer allerdings ebenfalls zur Seite fiehen. Es 
ift nämlich erftend nicht zu laͤugnen, daß bie Möglichs 
keit einer Beſtechung nur in einem fehr geringen 
Grade bier vorhanden if. Wollte die Regirung eine 
Einwirkung auf dad Urtheil verfuchen, fo würde die 
große Anzahl der Mitglieder, die hohe gefellfchaftliche 
Stellung und bei weitem in der Megel auch die Vers 
moͤgensverhaͤltniſſe derfelben an eine Beftechung im grd« 
bern Sinne gar nicht denken laffen. Was aber die mehr 
indirecten Vortheile berrifft, welche in Ausſicht geftellt 
oder förmlich angeboten werben möchten, fo würden 
auch fie gerade hier wenigen Reiz bieten, weil diefe 
Männer ohnedem fchon vielen perfbnlichen Einfluß durch 
ihre ftändifche Stellung befiten, und ſich das Win: 
ſchenswerthe auf befferem Wege als durch eine Niebers 
trächtigkeit verfchaffen konnen. Beftechungen von ber 
Volksſeite aber find bei erblichen oder lebenslänglichen 
Mitgliedern von DOberhäufern ganz undenkbar, (den 
freilich auch denkbaren Fall einer großen Eitelkeit ab: 


wendung als Staatsgerichtshof. Niemand wird läugnen 
wollen, daß gerade biefe Eigenfchaft zu weitgehenden Uns 
griffen auf die Ehre und bad Anſehen bderfelben vielfach 
benägt worden it und noch benüpt wird. — Damit wird 
denn freilich auch die ganz entgegengefeßte Anficht Derjeni⸗ 
gen, melde eine Webertragung einer Gerichtöbarleit in 
Staatdanflagen an die Pairskammer deßhalb nachtheilig 
finden, weil dadurch biefelbe einen allzugroßen ariftofrati> 
ſchen Einfluß bekomme, von felbit widerlegt. 
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gerechnet, welche leerem Partheilobe die Weberzeugung 
aufzuopfern im Stande wäre). — Eben fo wenig ift 
zweitens in Abrede zu ziehen, daß einer Pairskammer 
die nörhige Einſicht und Kenntniß zur richtigen 
YAuffaffung und Beurtheilung der Etreitpuncte beiwohs 
nen muß. Daß fie, welche beftäudigen und wefentlis 
hen Autheil nimmt an allen wichtigen Staatsangele⸗ 
genheiten, deren Mitglieder Überdieß wohl zum großen 
Theile höhere Aemter felbft bekleidet haben oder noch 
bekleiden, und die ihrer ganzen gefellfhaftlichen Etels 
Yung nad) an der Quelle richtiger Nachrichten flehen, 
die charfählichen Verhaͤltniſſe genau kennt, iſt 
ganz unzweifelhaft. Ausgedehnte rechtliche Kennt⸗ 
niffe werden freilich fchwerlich alle Pairs beſitzen; allein 
theils ift denn doch jeden Falles immer eine Anzahl 
von Männern, welche auch in.diefem Theile des Wiſ⸗ 
fend au&gezeichnet find, in ihrer Mitte zu erwarten, 
von welchen fo wie von den Klägern und den Verthei⸗ 
Digern der Angeklagten bie ndthigen WBelehrungen in 
genigendem Maaße ausgehen koͤnnen, theild handele 
es ſich bei Minifter: Anklagen doch in der Regel von 
Fragen des Öffentlichen Rechtes, mit diefen aber milfs 
fen die Mitglieder der StändesBerfammlung und übers 
haupt alle gebildeten Bürger eines Repraͤſentativ⸗ 
Staates nothwendig vertraut genug werben. Gchwers 
lich ift je gegen das zu Gerichtfigen einer Pairskam⸗ 
mer die Einwendung zu geringer Intelligenz vorgebracht 
worden. — Endlih ift wo möglich nody weniger zu 
läugnen, daß eine Pairsfammer die ndthige imponis 
rende Stellung fowohl nah der Zahl ihrer Mits 
‚glieder, als nach deren Rang und endlich nach der fons 
fligen Wichtigkeit der Verſammlung befigt. Diefe Eis 


genfchaft.tritt fo lebhaft hervor, daß fie wohl zuerſt von 
allen bemerkt wird, wenn die Frage über eine Staats⸗ 
gerichtöbarkeit der Kammer in Frage kommt, und 
wohl auch in der Regel die unmittelbare Urfache der 
Nebertragung ift. 

Daß dieſe Vortheile einzeln und zuſammenge⸗ 
nommen von nicht geringer Bedentung find, iſt nicht 
zu verfennen, und fie machen allerdings begreif⸗ 
ki, wie die Beſtimmung der Pairskammer zum Ges 
sichröhofe bei Minifter s Anlagen in mehreren Staaten 
eingeführr werden und auch den Beifall maucher Theo⸗ 
retiker gewinnen mochte : allein eine Vergleichung mit 
den oben erdrterten Mängeln der Einrichtung weist 
doch wohl dem ruhig prüfenden Staatömanne deßhalb 
einen bedeutenden Weberfhuß von fchädlihen Eigen⸗ 
ſchaften nach , weil die Fehler in mehreren wefentlichen 
Puncten die unerläßlichen Bedingungen jedes gerechten 
Nichterfpruches, nämlich die Unbefangenpeit und bie 
Selbfiftändigfeit der Richter „ erſchuͤttern. Auch die 
eünftigfte Abwägung der Grunde Für und Wider kann 
hoͤchſtens zu den Ergebuiffe führen, daß der. Berfuch 
ein gewagter if. Ein ſolches Ergebuifi ift aber nicht 
befriedigend genug , um Darauf Die Vertheidigung ber 
Randesverfaffung gegen mächtige Feinde zu grüns 
deu *2). 


13) Die Ueberlaffung dee Gerichtsbarkeit an bie Pairslammer 
it vielfach empfohlen und vertheidigt worden, fo z. B. von 
Montesquieu, Esp, des loix, liv. U, ch, 6, (ed. ster. 
Didot, ®b. Il, &. 57); De Lolme, Const. of Eagland, 
B. I, ch. 8; von Andern dagegen ſind die Nachtbeile der 
Einrichtung bauptfählih ins Auge gefaßt uud ſomit eut⸗ 
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Zalls jedoch, diefer Gegengruͤnde unerachtet, dens 
noch .die Wahl auf das Oberhaus ‚fälle, fo ift nicht. 
zu üÜberfehen, daß eine Meibe von NebensBeftim 
mungen erforderlich ift, um diefe Verſammlung 
auf zwedimäßige Weife ald Gericht verwenden zu Fans 
nen, und daß Diefe einen, wenn fon nicht fehr wes 
fentlichen ‚. Wnterfchieb zwiſchen der mit legislativen 
Arbeiten befchäftigten Paird s Kammer und bem über 
eine Anklage entfcheidenden Pairs⸗Gerichtshofe mas 
Gen werden. Die wichtigften diefer Nebenbeftimmuns 
gen mögen nachſtehende feyn. Vorerſt muß bad Ges 
rihe zur Vermeidung von formellen und materiellen 
Verftdßen einen rechtsgelehrten Vorſtand has 
ben. Da nun in der Megel der gewoͤhnliche Praͤſi⸗ 
dent der Pairskammer keineswegs nothwendig biefe 
Bildungslaufbahn durchlaufen haben muß: fo ift wo 
nicht die Nothwendigkeit doch die Möglichkeit einer 
paffenden WBefegung zu geben. Wenn es nun aber: 
haupt weder ſchicklich noch ficher ift, der Regirunz 
“irgend einen nothiwendigen Antheil an der Verfolgung 
von Minifter » Ankagen zu geben, fo bleiben nur zwei 
Mittel uͤbrig, um den in Frage flehenden Zweck zu 
‘erreichen. Entweder nämlich wirb fchon durch das Gier 
feg ein beftimmter hoher Yuflizs Beamter zum Bor: 
fige bezeichnet 2*); oder es wird dem Haufe felbft die 


gegenftehende Anſichten audgefprochen worden, ‘fo 5. 2. 
Paley, Moral Philosophy, B. 6., $. 8.3 Aretin u. 
Rotteck, Staatsreecht der conftit. Monarchie, Bd. II, 
th. 2, ©. 232 fe. 
14) So 5. 3. in den Vereinigten Staaten von N. A., 
wo, wenigftend wenn der Praͤſident der W. St. vor Ge: 
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Wahl unter feinen Mitgliederu gelaſſen. Letzteres if 
ohne. Zweifel vorzuziehen „ weil ein der Berfammlung 
Fremder weniger Perfonal- Kenntniß und Einfluß bar, 
‚und weil möglicherweile ein foldher hoher Beamter 
ſelbſt der Gegenftand einer ftändifchen Klage ſeyn kaun. 
— Ein weiteres Beduͤrfniß wird, nicht felten wenigs 
fiens, eine Veränderung in den gewöhnlichen 
Sefhäfrsformen ſeyn. Nicht nur kann, an die 
Stelle der geheimen Sitzungen, ein dffeutliches Ber 
fahren treten, und wird die wefentliche Anwefenheit 
Fremder ein neues Element in dad amtliche Leben der 
Verſammlung bringen; fondern es dndern fich auch 
bie gewöhnlichen Vorfchriften uͤber Antragſtellung, 
Sprechen von einer Rebnerbähne, fummarifhe Abs 
flünmungsweife u. dgl. Davon nicht zu reden, 
daß zufällige und mehr dem Außern Scheine angehd⸗ 
sige Beftimmungen über eigenthiämliches Coſtuͤm, vers 
Andersen Sigungsraum, anderes Kanzleiperfonalu. f. w., 
zwetkmaͤßig erfcheinen mögen. — Unerläßlich fcheint 
jeden Falles, daß alle Mitglieder den Richtereid leis 
fien. 


9. 5. 
B. Der Wahl: Senat. 
Iſt es aber bei einer and Iebendlänglichen oder 


gar erblichen Mitgliedern beftehenden Pairskammer 


sicht ſteht, der Oberrichter (anftatt des Wice s Präfibenten 
der V. St.) zu praͤſidiren hat. ©. Const. , Art. 2, seot, 
3 ” ‘ 6 . . ı 





fchon Pflicht zu zweifeln, fo Kann eine unbebingte Ders 
werfung bei einem Senate, deſſen Mitglieder durch 
Volkswahlen je nur auf eine kuͤrzere Zeit ernannt 
werden , feinen Augenblick Anftand finden, Vorzuͤge, 
welche den Pairölammern nicht zukaͤmen, finden fich 
bier feine; wohl aber einige bedeutende weitere Grunde 
zu Zweifeln und Mißtrauen. 

Die Gemeinfhaft der Mängel engiebt ib aus 
folgenden Betrachtungen: 

Diefelben Gründe , welche in einer Pairskammer 
nur felten eine Unpartheilich keit der Anſichten 
über die bei ihr. angebrachten Klagen flattfinden laſſen, 
find auch bei einem Wahl-Senate vorhanden und dußern 
natürlich auch diefelben Wirkungen. Auch ein ſolcher 
Senat ift nämlich eine wefentlich mithandelnde Staats⸗ 
gewalt und fomit in der Regel zum Voraus bei Klas 
gen über Staatbangelegenheiten mehr oder weniger bes 
eheilige >). Politiſche Partheien find in Staaten mit 
freieren Berfaifungen unvermeidlich ; nun iſt aber Mar, 
daß die Häupter oder hauptfächlichften Werkzeuge der⸗ 
felben in den ftändifchen Kammern figen werden. Bon 
Solchen Unbefangenheit und Neutralität bei wichtigen 
Streitfragen zu erwarten, wäre Eindifche Unkenntniß 


1) Man nehme 5. B. den Ba an, daß Präfldent Jackſon 
wegen feiner Zuräduahme der Staatsgelder aus ber Ver: 
einigten Staaten : Bank follte in Anklageſtand verfeht wer: 
den; wie konnte ber Senat, weicher in jahrelangen Has 
der gerade über biefen Gegenſtand mit ibm lichte „ welcher 
ungäblige Wale ſchon feine Anſicht ausgeſprochen hatte, als 
voruerheilöfzeier und unpartheiiſcher Richter ſich felbft und 
andern erfcheinen. 
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der Menfchen und Dinge. Dem Umſtande, daß bier 
bie Mitglieder fchneller wechleln als in einer Pairs⸗ 
kammer, und daß fomit perfönlich unbetheiligte Richter 
in größerer Anzahl vorhanden ſeyn koönnen, Tann deß⸗ 
halb Fein bedeutendes Gewicht beigelegt werden, weil 
theild Klagen auf die Handlungen gewöhnlich bald 
genug folgen, theild Häufig die Austretenden wieder 
gewähle werden, nnd fomir in beiden Faͤllen die Aus 
nahme einer wefentlichen DBeränderung der Perſonen 
ganz unbegränder if. Davon ganz abgefehen, daß 
auch ſpaͤter Eintretende leicht der Geift der Körperfchafe 
ergreift, und fie dann gemeinfchaftlich mit den zus 
naͤchſt dazu Aufgerufenen die, würkliche oder vermeints 
liche, Ehre der Verſammlung vertheidigen zu muͤſſen 
glauben konnen. Iſt aber gar, wie dieß in nicht wes 
nigen Staaten wuͤrklich die Verfaffung beftimmt, dem 
Senate felbft ein Antheil an gewiflen wichtigen Regi⸗ 
sungshandlungen eingeräumt, 3. B. bei der Ernennung 
der Beamten, bei Abichließung der Verträge mit frem⸗ 
den Staaten u. ſ. w., kurz bekleidet er zugleich die 
Stelle eines Geheimenrathes ?) : wie foll er da uͤber 


3) Don denjenigen Staaten, welde ihre Senate zu Gtaat6s 
gerichtshoͤfen beitellten, haben nachſtehende benfelben zu 
gleiher Seit Antheil an mehr ober minder bedeuten 
den Gegenftänden der Verwaltung eingeräumt: Die Ver⸗ 
einigten Staaten von NR. U. bei der Ernennung 
der Bundesbeamten und bei ber Matification der völlers 
rechtlichen Verträge, B.U., Urt. 2, Get. 3,375 
Loniſiana, bei der Ernennung der Beamten und bei 
Begnadigungen, V. U., Ust. 3, 9. 9 u. 11; Kentudr, 
bei Emennungen, V. U., Wet. 3, 5 233 Inbiana, 


Perfonen , welche feine Schlinge waren , Aber Hand⸗ 
lungen ‚ an denen er directen Antheil hatte, unpars 
theitfch zu Gerichte fisen kͤnnen? — Hinfichtlich der 
Unabhängigkeit har ein Wahl: Senat vor einer 
Pairskammer allerdings voraus, daß Feine uͤberwaͤlti⸗ 
gende Mehrheit zur Faͤlſchung des Urtheiles von ber 
Megirung aufgedrungen werden fann : allein defto abs 
hängiger ift er dagegen auf der andern Seite von dem 
Wolke = Leidenfchaften. Allen Mitgliedern liegt bie 
Möglichkeit nahe, daß fie wieder, vielleicht in ganz 
kurzer Zeit, zurddtreten in eine gembhnliche buͤrgerli⸗ 
he Stellung. In bdiefer find fie dann den Anſichten 
ihrer Umgebungen und der Menge bloögeftelt. Wie 
leichte kann nun Beforgniß vor Nachtheilen, wo nicht 
Miphandlungen, zum Nachgeben gegen eine leidenfchafte 
lich aufgeregte Stimmung bewegen, namentlich wenn 
der Proceß Furze Zeit vor dem Erlbſchen des Wahl: 
mandated vorzunehmen ſeyn folte! — Daß die fchon 
bei den Pairdfammern angeführten Neben⸗Nach⸗ 
theile, nämlich die Verruͤckung der richtigen Stels 
lung der beiden Kammern und die Möglichkeit einer 


eben fo, ©. U., Urt. 4, 5. 83 Illinois, eben ſo, 
Art. 3, 9. 833 Alabama, eben fo und bei Begnadigung 
in Hocwverraths : Fällen. — Sehr wohl fühlt ber Foͤd e⸗ 
ralift Die Unverträglichteit dieſer Beſtimmungen und 
wenn er fie (franz. Ueberf., Bd. I, &. 508 fü.) ſei⸗ 
nem Zwede gemäß vertheidigt, fo iſt es nur mit halbem 
Herzen und mir fehr ſchwachen Sruͤnden. Im Grunde 
gefteht er eigentlich dad Unpaffende der ganzen Einrichtung 
offen ein und behauptet nur, daß eine beffere ſower auf⸗ 
zufinden geweſen waͤre. 
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Depopularifirung der zum Gerichte figenden Berſamm⸗ 
lung, bei einem Senate mindeftend in demſelben Gras 
de ebenfalld eintreten, bedarf wohl nicht erfi einer 
Auseinanderſetzung. 

Zu dieſen gemeinſchaftlichen Maͤngeln einer Ju⸗ 
risdietion der Pairskammern und der Senate kommen 
nun aber auch noch einige den legtern eigenthuͤmliche, 
welche die immerhin bei einer Pairskammer als Iobends 
werth erichienenen Eigenfchaften bedeutend vermindern. 
So darf glei mise Recht behaupter werden, daß bie 
Unwahrfcheinlichkeit einer Beftehung bier ziemlich 
vermindert ift, indem fowohl von der Regirung als 
von der Volksſeite bier weit eher eingewürkt werben 
kann. Der NRegirung ſteht leichter ein Einfluß zu. 
weil die perfdnliche Stellung der Senatoren keineswegs 
von der Art ift, daß nicht eine bedeutende Verbeſ⸗ 
ferung derfelben gar wohl mdglich wäre. Und da in 
der Regel die Zahl der Mitglieder von Wahlfenaten 
weit weniger bedeutend ift, als die von Pairskam⸗ 
mern 2), fo vermindert ſich auch das in der Zahl lies 


3) Die Zahl des Senatoren ift in Belgien hoͤchſtens 1 anf fe 
80,000 Einwohner (ift alfo 50); im Eongreß der Verei⸗ 
nigten Staaten 2 für jeden Bunbesftaat , ist alfo 48; 
in New: Hampfbire, 13; in Maflachnfiettd, 40; in Con⸗ 
necticut, 12; in Pennfplvania zwiſchen 15 und 33; in 
Delaware zwifhen 3 und 2 der Zahl ber Repraͤſentan⸗ 
ven; in &outh=:Earolina, 37; in Georgia, 535 in 
Louiſiana, 14; Kentucky, wenigſtens 34 und höcftene 
38 ; Ohio zwifchen 13 und 36; in Tenneffee zwiſchen 8 
und 20; in Miſſiſippi, zwiſchen 18 und 33; in Indiana, 
zwifchen 19 und 50; in Illinois, zwiſchen 12 und 19; 
in Wlabama, zwiſchen 15 und 33; iu Maine swifhen 20 
und 31. 





- 31 — 


gende SHinderniß. Je weniger derjenige, welcher eins 
mal in Unfehen und Behaglichkeit gelebt hat, wieder 
in einen befcheidenen Zuftand zurädzutreten liebt, des 
flo leichter Fonnen hinreichende Neize den Mitgliedern 
einer Behoͤrde geboten werden „ deren Bedeutung mit 
der Wahlperiode ganz zu erlbfchen drohte. Died it 
denn auch der Grund, warum die von der Volksſeite 
dargebotenen Ausfichten und Berfprechungen auf ans 
derweitige Ehrenpoften oder auf Wiedererwählung für 
fo Geftellte leicht fehr verführerifch erfcheinen kͤunen. — 
Eben fo ift wohl unzweifelhaft, daß auf die Einbils 
dungskraft der meiften Menfchen ein Wahlſenat einen 
geringeren Eindrud macht als eine Yairsfammer. 
Sind auch die gefeßgeberifchen Mechte bei beiden gleidy, 
fo läßt doch der häufige Wechſel der Perſonen, der 
Anbli folcher Bürger , welche früher Mirglieder des 
Senats gewefen, itzt aber wieder in die große Meuge 
zuruͤckgetreten find, namentlich aber die Wahl felbit 
mit ihren Umtrieben, Bitten, und Saturnalien, das 
Gefühl von etwas unwandelbar und höher Geftelltem 
nicht auffommen. Eine Stelle, au deren Vergebung 
man felbft ein Antheilsrecht hat, kann nicht wohl 
durch dunkle, Hier aber nützliche „. Gefühle von ihrer 
Groͤße beherrſchen. — Somit bleibe von allen Vor⸗ 
theilen der Pairölammer nur ber eine, nämlich der 
Vefig der ndthigen Kenntniß und Einfiht ganz 
ungefchmälere *). Allerdings immerhin eine unerläß- 
liche Bedingung der zwedimäßigen Feltfegung der 
Staatsgerichts barkeit, allein keineswegs die einzige 
oder eine ſolche, deren Vorhandenſeyn die theilweife 


4) &. Story, Commentaries, B. I, G. 321. 
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oder gaͤnzliche Abweſenheit der übrigen zu erſetzen ver⸗ 
möchte. 

Ohne Bedenken Tann und muß alfo der Ausfpruch 
wiederholte werden, daß die Uebertragung der Ges 
richtsbarkeit Über angellagte Minifter nicht mit Zweck⸗ 
mädigfeit an einen Wahls Senat flattfinden kann ®) 


c. Eigens errichteter Btantsgerichtehsf. 
$. 6. 
a. Allgemeines. 


Andy abgefehen davon, daß die bisher erbrterten 
Beſtimmungen des Richters bei Minifteranflagen zu 
manchen Zweifeln und zum ‘Theile felbft zu entfchiedes 
ner Mißbilligung Anlaß gaben, mußte die Erinnerung 
an fo viele Staaten alter und neuer Zeit, welche für 
alle Staatöverbrechen überhaupt eigene Gerichte mies . 


5) Allerdingo hat übrigens auch diefe Wet bie Aufgade zu 
loͤſen Wertheibiger gefunden. Ubgefehen von der — mehr 
als zweifelhaften — Billigung bes Eöderstiften baden 
ih 3. B. dafuͤr audgefprohene Eckendahl, allgemeine 
Staatslehre. Neuft., 1833, Bd. I, ©. 181 fg.5 Story, 
Commentaries, Bd, Ih &, 316 fg, Allein bedeutender 
it jeden Falles die Zahl der Adgeneigten, namentlich 
ift dieß der Fall unter den amerifanifchen Staatsmaͤnnern 
und Gelebrtenz man fehe 4. ®-: Journal of the Conrven- 
tion , Supplem. , & 435, 4375 Tucker, Blackstone's 
Comment. , adopt. to America , App. , ©. 200, 3835 fs; 
American Museum, Bd. Il, ©. 549, Bb: Ill, €. yı. 
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dergefetst haben , den Gedanken fehr nahe legen, für 
jene Auflagen eigene Gerichtshöfe zu bilden, 
und fie lediglich nach den hierfür zu nehmenden Ruͤck⸗ 
ſichten einzurichten. 

Die Ausführung dieſes Gedankens verfpricht allers 
Dings bedeutende Vortheile ‚| indem alle jene Mängel, 
welche daher entſtehen, weil die ald Richterin verwen⸗ 
dere Behörde in der Hauptfache zu ganz andern Ge⸗ 
ſchaͤften beſtimmt und alfo auch eingerichtet ift, bier mit 
Leichtigkeit vermieden werden koͤnnen. Setzt man aud) 
den Staatögerichtöhof aus Theilen des fonftigen Staats⸗ 
Drganismud zufammen, fo erlaubt die Freiheit der 
Wahl nur ganz paffende Elemente zu bezeichnen. 
Durch eine Mifchung verfchiedener Stäude und Stelluns 
gen kaun man hoffen Cinfeitigkeit und Partheiligleit 
zu vermeiden, und wenn auch bie gewifien Gattuns 
gen von Richtern einwoln'nden wefenrlihen Mängel 
durch die Beimiſchung anderer nicht ganz vernichtet 
werben Eönnten, fo darf doch auf eine Minderung 
gerechnet werden. Cine Berbindung hoch ftehender 
Männer verfchiedener Gattung verfpricht äußern Glanz. 
Der zu keiner andern Dienftleiftung berufene Staates 
gerichtöhof mag ununterbrochen der Foͤrderung des 
Proceſſes obliegen. Geht man einmal von dem Ge: 
banken ab, nur Mitglieder einer beflimmten Behoͤrde 
zu wählen, fo fteht nichts im Mege, bie Zahl der 
Michter auf jede beliebige Weife feftzufegen. 

Zwar laffen fi) auch fowohl gegen die Bildung 
eigener Staatögerichtähöfe, als namentlich gegen eine 
Zuſammenſetzung berfelben aus verfchiedenen. Beſtand⸗ 
theilen einige Einwendungen im Allgemeinen und noch 
ganz abgefehen von der einzelnen Ausführung machen : 
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doch find diefelben nicht von der Bedeutung um zu 
einem ungänftigen Urtheile über die ganze Idee zu bes 
rechtigen. Wenn fih naͤmlich gegen die Bildung eigcs 
ner Gerichte, welche nur zur Aburtheilung einzelner 
und -zwar ſehr felsener Fälle verfammeln, anfihren 
läßt, daß eine fo wenig in Thärlichkeit befindliche Bes 
hoͤrde Feine Geſchaͤftsgewohnheit beiigen könne, und 
ſomit ſelbſt weder Eicherheit noch Leichtigkeit haben, 
noch den Partheien über folche Nebenpuncte, welche 
im Gefege nicht beftimmt find, durch Vorgänge einen 
Anhalt geben werde: fo ift allerdings richtig, daß die 
bisher erdrterten Arten von Gerichten den gleichen Dans 
gel nicht darbieten; allein es ift ebenfalld zuzugeben, 
daß cine für andere Gattungen von Gefchäften beftes 
bende Geſchaͤftsgewohnheit nachrheiliger feyn kann, als 
die Nothwendigkeit den gerade vorliegenden Fall ohne 
Vorgänge nach der Natur der Eadye und nach allges 
meinen Grundſaͤtzen zu behandeln. — Will aber gegen 
die Zufammenfegung aus verfchicdenen Elementen eins 
gewendet werden , daß die von einer Minderzahl vers 
tretene Kenutniß oder Ruͤckſicht dennoch nothleiden 
Eönne: fo ift dieß freilich niche in Abrede zu ziehen, 
auch fogar einzuräumen, Daß diefem Uebelftande durch 
eine Zufammenfeßung. aus gleichen Hälften nicht abs 
zubelfen iſt, weil dadurch eine innere Spaltung im 
Gerichte und am Eude eine Entfcheidung durch die 
Stimme des Präftidenten veraulaßt wilrde, welches 
beides dem Anſehen der Urtheilöfprüche und fomit dem 
Zwecke der gerichtlichen Eutſcheidung von Staatöfreis 
tigfeiten den größten Eintrag thun müßte *). Allein 


ı) Vergl. Story, Commentaries, Bd. Il, ©. 340. 
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Fals jedoch, diefer Gegeagruͤnde unerachtet, den⸗ 
noch die Wahl auf das Oberhaus faͤllt, ſo iſt nicht 
zu uͤberſehen, daß eine Reihe von Meben⸗Beſtim⸗ 
mungen erforderlich iſt, um dieſe Verſammlung 
auf zweckmaͤßige Weiſe ald Gericht verwenden zu kon⸗ 
nen, und daß dieſe einen, wenn fon nicht fehr wes 
fentlichen „ Unterſchied zwifchen der mit legislativen 
Arbeiten befchäftigten Paird s Kammer und dem über 
eine Anklage entfheidenden Pairds Gerichiähnfe mas 
hen werben. Die wichtigften diefer Nebenbeſtimmun⸗ 
gen mögen machftehende feyn. WBorerft muß das Ges 
richt zur Vermeidung von formellen und materiellen 
Verfidßen einen rechtsgelehrten Vorftand has 
ben. Da nun in der Regel der gewoͤhnliche Praͤſi⸗ 
dent ber Pairskammer keineswegs nothweundig dieſe 
Bildungslaufbahn durchlaufen haben muß: ſo iſt wo 
nicht die Nothwendigkeit doch die Moglichkeit einer 
paffenden Belegung zu geben. Wenn es nun über: 
haupt weder ſchicklich noch ficher ift, der Regirunz 
irgend einen nothwendigen Untheil an der Verfolguug 
von Minifter : Anlagen zu geben, fo bleiben nur zwei 
Mittel übrig, um den in Frage flehenden Zweck zu 
‘erreichen. Entweder nämlich wird fchon durch das Ger 
feg ein beftimmter hoher Zuflizs Beamter zum Vor: 
fige bezeichnet **); ober es wird dem Haufe felbft die 


gegenftehende Anſichten ausgeſprochen worden, ‘fo 5. 2. 
Paley, Moral Philosophy, B. 6., $. 8.3 Aretin u. 
Rotteck, Staatsreecht der conftit. Monarchie, Bd. II, 
th. 2, ©. 298 fe. ' 
44) & 5. B. in den Vereinigten Staaten on N. A., 
wo, wenigftend wenn dee Peäfident der W. St. vor Ge⸗ 
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Wahl unter feinen Mitgliedern gelaſſen. Letzteres ift 
ahne. Zweifel vorzuziehen ,„ weil ein der Verſammlung 
Fremder weniger Perfonal: Kenntniß und Einfluß hat, 
‚und weil möglicherweife ein folder hoher Beamter 
ſelbſt der Gegenftand einer ftändifchen Klage feyn kaun. 
— Ein weiteres Beduͤrfniß wird, nicht felten wenige 
ſtens, eine Beränderung in den gewbhnlicdhen 
Geſchaftsformen ſeyn. Nicht nur kann, an die 
Stelle der geheimen Sitzungen, ein oͤffentliches Verr 
fahren treten, und wird die weientliche Anwefenheit 
Fremder ein neues Element in das amtliche Keben der 
VPerſammlung bringen; fondern es ändern ſich auch 
die gewoͤhnlichen Vorſchriften uͤber Antragſtellung, 
Sprechen von einer Rednerbuͤhne, ſummariſche Abs 
ſtimmungsweiſe u. dgl. Davon nicht zu reden, 
daß zufällige und mehr dem dußern Scheine angehd⸗ 
sige Beftimmungen über eigenthimliches Coſtuͤm, vers 
änderten Sitzungsraum, anderes Kanzleiperfonalu. |. w., 
zweitmäßig erfcheinen mdgen. — Unerläßlicy fcheint 
jeden Falles, daß alle Mitglieder den Richtereid leis 
fin. | 


$. 5. 


BP. Der Wahl: Senat. 


Iſt es aber bei einer aus lebenslänglichen ober 
gar erblichen Mitgliedern beftehenden Pairskammer 


sicht ſteht, dee Oberrichter (anftatt des Vice : Präfidenten 
der V. St.) zu praͤſidiren hat. ©. Const., Art. 1, seot. 
3, 6. 6. 


fchon Pflicht zu zweifeln , fo kann eine unbedingte Ver⸗ 
werfung bei einem Senate, deſſen Mitglieder durch 
Volkswahlen je nur auf eine kuͤrzere Zeit ernannt 
werden , feinen Augenblick Anftand finden, Vorzuͤge, 
welche den Pairskammern nicht zulämen „ finden fich 
bier Beine; wohl aber einige bedeutende weitere Gruͤnde 
zu Zweifeln und Mißtrauen. 

Die Gemeinſchaft der Maͤngel engiebt ſich aus 
folgenden Betrachtungen : 

Diefelben Gründe , welche in einer Pairskammer 
nur felten eine Unpartheilich keit der Anſichten 
über die bei ihr. angebrachten Klagen flattfinden laſſen, 
find auch bei einem Wahl-Senate vorhanden und aͤußern 
natürlich auch diefelben Wirkungen. Auch ein folcher 
Senat ift nämlich eine wefentlich mithandelnde Staats⸗ 
gewalt und fomit in der Regel zum Voraus bei Klas 
gen über Staatdangelegenheiten mehr oder weniger bes 
theilige *). Politiſche Partheien find in Staaten mit 
freieren Verfaſſungen unvermeidlicdy ; nun iſt aber Max, 
daß die Häupter oder hauptſaͤchlichſten Werkzeuge der⸗ 
felben in den ftändifchen Kammern fiten werden. Bor 
Solchen Unbefangenheit und Neutralität bei wichtigen 
Streitfragen zu erwarten, wäre Eindifche Unkenntniß 


4) Man uchme 5. B. den Fall an, daß Präfldent Jackſon 
wegen feiner Zurüduchme der Gtaatägelber aud ber Ber: 
einigten : Staaten : Bank follte in Anklageſtand verfeht wer: 
den ; wie konnte ber Senat, weldyer in jahrelangen Ha: 
der gerade über diefen Gegenftanb mit ihm lichte „ welcher 
ungählige Male ſchon feine Anſicht ausgeſprochen hatte, als 
vormerheiläfseier und unpartheiiſcher Richter ſich ſeldſt und 
andern erſcheinen. 
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der Menfchen und Dinge. Dem Umſtande, Daß bier 
die Mitglieder fchneller wechieln als in einer Pairs⸗ 
kammer, und daß fomit perfönlich unbetheiligte Richter 
in größerer Anzahl vorhanden feyn Ebnnen , Tann deß⸗ 
halb Fein bedeutendes Gewicht beigelegt werben, weil 
theils Klagen auf die Handlungen gewöhnlich bald 
genug folgen, theild häufig die Austretenden wieder 
gewählte werden , nnd fomir in beiden Faͤllen die Aus 
nahme einer wefentlichen Veränderung der Perſonen 
ganz unbegründer if. Davon ganz abgefeben, daß 
auch ſpaͤter Einrretende leicht der Geiſt der Koͤrperſchaft 
ergreift, und fie daun gemeinfchaftlich mit den zu⸗ 
nächft dazu Yufgerufenen die, würkliche ober vermeinte 
liche, Ehre der Verſammlung vertheidigen zu muͤſſen 
glauben koͤnnen. Iſt aber gar, wie dieß iu nicht wes 
nigen Staaten wirklich die Verfaſſung beftimmt, dem 
Senate felbft ein Antheil an gewiffen wichtigen Regi⸗ 
sungshandlungen eingeräumt, 3. B. bei der Ernennung 
der Beamten, bei Abichließung der Verträge mit frem⸗ 
den Staaten u. ſ. w., kurz bekleidet er zugleich die 
Stelle eines Geheimenrathes 2): wie foll er da uͤber 


3) Bon denjenigen Staaten, welde ihre Senate zu Gtaat6s 
gerichtshoͤfen beftellten, baben nachſtehende benfelben zu 
gleiher Seit Antheil an mehr ober minder bebeutens 
ben Gegenſtaͤnden der Verwaltung eingeräumt s Die Vers 
einigten Staaten von N. U. bei ber Ernennung 
der Bundesbeamten und bei ber Matification ber voͤller⸗ 
sechtliben Verträge, V. U., Urt. 2, Sect. 3,%.3u7;5 
Louifiana, bei der Ernennung der Beamten und bei 
Vegnadigungen, V. U., Ust. 3, 5. 9 u. 11; Kentudr, 
bei Ernennungen, V. U, Urt. 3,5 95 Inbiana, 








Derfonen, welche feine Schiglinge waren , Aber Hands 
lungen ‚ an denen er directen Ancheil hatte, unpars 
theiifch zu Gerichte figen konnen? — Hinfichtlich der 
Unabhängigkeit bat ein Wahl: Senat vor einer 
Pairskammer allerdings voraus, daß Feine überwältie 
gende Mehrbeir zur Fälfchung des Urtheiles von der 
Megirung aufgedrungen werden kann: allein defto abs 
hängiger ift er Dagegen auf der andern Seite von den 
Volks sLeidenfchaften. Allen Mitgliedern liegt: bie 
Möglichkeit nahe, daß fie wieder, vielleicht in ganz ' 
kurzer Zeit, zuruͤcktreten in eine gewöhnliche buͤrgerli⸗ 
he Stellung. In diefer find fie dann den Unfichten 
ihrer Umgebungen und der Menge blosgeftellt. Wie 
leicht kann nun Beforgniß vor Nachtheilen, wo nicht 
Mißhandlungen, zum Nachgeben gegen eine leidenfchafts 
li aufgeregte Stimmung bewegen, namentlich wenn 
der ,Proceß kurze Zeit vor dem Erldfchen des Wahl: 
mandated vorzunehmen feyn follte! — Daß die fcyon 
bei den Pairsfammern angeführten Neben⸗Nach⸗ 
theile, nämlich die Verrädung der richtigen Stel⸗ 
lung der beiden Kammern und die Möglichkeit einer 


eben fo, V. U., Urt. 4, 5.83 Jllinois, eben fo, 
Art. 3, 5.8; Alabama, eben fo und bei Begnabigung 
in Hocverzatbs » Fällen. — Sehr wohl fühlt ber Foͤd e⸗ 
salift die Unverträglichkeit diefer Beſtimmungen und 
wenn er fie (franz. Ueberf., Bd. I, &. 508 fo.) ſei⸗ 
nem Zwede gemäß vertheibigt, fo ift es nur mit halbem 
Herzen und mir ſehr fhwahen Gründen. Im Grunde 
gefteht er eigentlich dad Unpafiende der ganzen Einrichtung 
offen ein und behauptet nur, daß eine beſſere toner auf: 
sufinden geweſen wäre. 
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Depopularifirung der zu Gerichte ſitzenden Berſamm⸗ 
lung, bei einem Senate minbeftend in bemfelben Gras 
de ebenfalld eintreten, bedarf wohl nicht erft einer 
Auseinanderfegung. 

Zu diefen gemeinfchhaftlichen Mängeln einer Ju⸗ 
rißdicetion der Pairdfammern und der Senate kommen 
nun aber auch noch einige ben letztern eigenthümliche , 
welche die immerhin bei einer Pairskammer als lobends 
werth erichienenen Cigenfchaften bedeutend vermindern. 
Sp darf gleich mir Recht behauptet werden, daß bie 
Unwahricheinlichkeit einer Beſtechung bier ziemlich 
vermindert ift, indem fowohl von der Regirung als 
von der Volksſeite bier weit eher eingewärkt werben 
kann. Der Regirung ſteht leichter ein Einfluß zu. 
weil die perfdnliche Stellung der Senatoren keineswegs 
von der Art ift, daß nicht eine bedeutende Verbeſ⸗ 
ferung derfelben gar wohl möglich wäre. Und ba in 
der Regel die Zahl der Mitglieder von Wahlfenaten 
weit weniger bedeutend ift, als die von Pairskam⸗ 
mern 2), fo vermindert ſich auch das in der Zahl lies 


3) Die Zahl deu Senatoren ift in Belgien hoͤchſtens 1 anf fe 
80,000 Einwohner (itzt alfo 50); im Congreß der Verei⸗ 
nigten Staaten 2 für jeden Bundesſtaat, ist alſo 48; 
in New: Hampfbire, 13; in Maſſachuſſetts, 40; in Eon 
necticut, 13; in Peunfplvania zwiſchen 15 und 33; im 
Delaware zwiſchen 3 unb 2 der Zahl der ÜRepräfentans 
ten; in South⸗Carolina, 37; in Georgia, 535 in 
Louiſiana, 14; Kentudy, wenigſtens 24 und hödftene 
38 ; Ohio zwifhen 18 und 36; in Tenneffee zwiſchen 8 
und 20; in Miſſiſippi, zwiſchen 19 und 33; in Indiana, 
zwifchen 18 und 50; im Illinois, zwifhen 12 nnd 18; 
in Alabama, zwifhen 15 und 33; in Maine zwiſchen 20 
und 31. 
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gende Hinderniß. Je weniger derjenige, welcher eins 
mal in Unfehen und Behaglichkeit gelebt hat, wicher 
in einen beicheidenen Zuftand zuruͤckzutreten liebt, des 
flo leichter Fonnen hinreichende Reize den Mitgliedern 
einer Behörde geboten werden , deren Bebeutung mit 
der Wahlperiode ganz zu erlbfchen droht. Dieß iſt 
denn auch der Grund, warum die von der Volksſeite 
dargebotenen Ausfichten und Verſprechungen auf ans 
derweitige Ehrenpoften oder auf Wiedererwählung fuͤr 
fo Geftellte leicht fehr verführeriich erfcheiuen kdunen. — 
Eben fo ift wohl unzweifelhaft, daß auf die Einbils 
dungskraft der meiften Menfchen ein Wahlſenat einen 
geringeren Eindrud macht als eine Pairskammer. 
Sind audy die gefeggeberifchen Rechte bei beiden gleich, 
fo läßt doch der Häufige Wechſel der Perfonen , der 
Aublick ſolcher Bürger , welche früher Mitglieder des 
Senats gewefen , itzt aber wieder in die große Meuge 
zurücd'getreten find, namentlicy aber die Wahl felbit 
mit igren Umtrieben, Bitten, und Saturnalien, das 
Gefühl von etwas unwandelbar und hbher Geſtelltem 
nicht auffommen. Eine Stelle, au deren Vergebung 
man felbft ein QUntheildrecht hat, kaun nicht wohl 
durch Dunkle, bier aber nuͤtzliche, Gefühle von ihrer 
Größe beherrfchen. — Somit bleibt von allen Vor⸗ 
theilen der Pairskammer nur ber eine, nämlich der 
Beſitz der ndthigen Kenntniß und Einſicht ganz 
ungefchmälert *). Allerdings immerhin eine unerläßs 
lihe Bedingung der zwedmäßigen Feftfegung der 
Gtaatögerichtöbarkeit, allein keineswegs die einzige 
oder eine folche, deren Vorhandenfeyn die theilweife 


4) &. Story, Commentaries, ®, I, S. 221. 
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oder gaͤnzliche Abweſenheit der uͤbrigen zu erſetzen vers 
möchte. 

Ohne Bedenken kann und muß alfo der Ausſpruch 
wiederholt werden, daß die Uebertragung der Ges 
sichtöbarkeit über angellagte Minifter nicht mit Zweck⸗ 
mäßigfeie an einen Wahls Senat Rattfinden kann ®) 


e. Eigens errichteter Staatsgerichtshoſ. 
$. 6. 
ao. Allgemeines. 


Auch abgeſehen davon, daß die bisher erdrterten 
Beſtimmungen des Richters bei Miniſteranklagen zu 
manchen Zweifeln und zum Theile ſelbſt zu entſchiede⸗ 
ner Mißbilligung Anlaß gaben, mußte die Erinnerung 
an fo viele Staaten alter und neuer Zeit, welche fuͤr 


alle Staatöverbrechen überhaupt eigene Gerichte mies . 





5) Ullerdingd bat uͤbrigens auch diefe Wet bie Aufgabe zu 
löfen Wertheibiger gefunden. Wbgefehen von der — mehe 
als zweifelhaften — Billigung des Föderatiften haben 
ſich 3. B. dafür audgefprohens Ekendahl, allgemeine 
Staatslehre. Neuft., 1833, Bd. I, ©. 181 fg.5 Story, 
Commentaries, Bd, IR &, 216 fg, Allein bedeutender 
it jeden Tales die Zahl ber Mbgeneigten, namentlich 
ift dieß der Fall unter den amerifanifchen Staatsmaͤnnern 
und Gelehrten; man fehe 3. B.: Journal of the Conven- 
tion , Supplem. , & 435 , 4373 Tucker, Blackstone's 
Comment. , adopt. to America, App. , ©. 200, 335 fs; 
American Museum, Bd. Il, ©. 549, BB: Ill, ©, yı. 
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dergefeßt haben, den Gedanken fehr nahe legen, fir 
jene Antlagen eigene Gerihtshhfe zu bilden, 
und fie lediglich nach den hierfür zu nehmenden Ruͤck⸗ 
ſichten einzurichten. 

Die Ausfihrung dieſes Gedankens verfpricht aller⸗ 
dings bedeutende Vortheile, indem alle jene Mängel, 
welche daher entftehen,, weil die als Richterin verwen 
dete Behörde in der Hauptfache Zu ganz andern Ge⸗ 
fchäften beſtimmt und alfo auch eingerichtet ift, hier mit 
Leichtigkeit vermieden werden fünnen. Setzt man auch 
den Staatsgerichtshof aus Theilen des fonftigen Staats⸗ 
Drganismud zufammen, fo erlaukt die Freiheit der 
Wahl nur ganz paffende Elemente zu bezeichnen. 
Durch eine Mifchung verfchiedener Stäude und Stelluns 
gen kann man hoffen Einfeitigkeic und Partheiligfeit 
zu vermeiden, und wenn auch die gewiſſen Gattuns 
gen von Richtern einwoln'nden wefenrlichen Mängel 
durch die Beimifchung anderer nicht ganz vernichtet 
werden koͤnnten, fo darf doch auf eine Minderung 
gerechnet werden. Eine Berbindung body ftehender 
Männer verfchiedener Gattung verfpricht äußern Glanz. 
Der zu keiner andern Dienftleiftung berufene Staates 
gerichtöhof mag ununterbrochen der Förderung des 
Proceſſes obliegen. Geht man einmal von dem Ge⸗ 
danken ab, nur Mitglieder einer beflimmten Behoͤrde 
zu wählen, fo fteht nichts im Mege, die Zahl der 
Michter auf jede beliebige Weiſe feftzufegen. 

Zwar laffen ſich auch ſowohl gegen die Bildung 
eigener Staatögerichtähbfe, als namentlich gegen eine 
Zufammenfeßung derfelben aus verſchiedenen Beſtand⸗ 
theilen einige Einwendungen im Allgemeinen und noch 

ganz abgefehen von der einzelnen Yusführung machen : 
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doch find diefelden nicht von der Bedeutung um zu 
einem ungänjtigen Urtheile über die ganze Idee zu bes 
rechtigen. Wenn fich naͤmlich gegen die Bildung eigcs 
ner Gerichte ,„ weldye nur zur Aburtheilung einzelner 
und -ziwar fehr felsener Fälle verfammeln, auführen 
läßt, daß eine fo wenig in Thärlichkeir befindliche Bes 
hörde keine Geſchaͤftsgewohnheit befigen koͤnne, und 
ſomit felbft weder Eicherheit noch Leichtigkeit haben, 
noch den Partheien über folche Ncbenpuncge „ welche 
im Gefeße nicht beſtimmt find, durch Vorgänge einen 
Anhalt geben werde: fo ift allerdings richtig, daß die 
bisher erdrterten Arten von Gerichten den gleichen Mans 
gel nicht darbieten; allein es ift ebeufalld zuzugeben, 
daß eine fir andere Gattungen von Gefchäften beftes 
beude Geſchaͤftsgewohnheit nachrheiliger feyn fann, als 
die Nothwendigkeit den gerade vorliegenden Fall ohne 
Vorgänge nach der Natur der Sache und nach allges 
meinen Grundfägen zu behandeln. — Will aber gegen 
die Zufanımenfegung aus verfchicdenen Elementen eins 
gewendet werden, daß die von einer Minderzahl vers 
tretene Kenntniß oder Ruͤckſicht dennoch nothleiden 
koͤnne: fo ift dieß freilich niche in Abrede zu ziehen, 
auch fogar einzurdumen,, daß diefem Uebelſtande durch 
eine Zufammenfegung aus gleichen Hälften nicht abs 
zubelfen ift, weil dadurch eine innere Spaltung im 
Gerichte und am Ende eine Enticheidung durch die 
Stimme des Präfidenten veranlaßt würde, welches 
beides dem Anfehen der Urtheilöfprüche und fomit dem 
Zwede der gerichtlichen Eutfcheidung von Staatsſtrei⸗ 
tigfeiten den größten Eintrag thun müßte *). Allein 


1) Vergl. Sıory, Commentaries, Bd, II, ©. 240. 
22 
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es ſey doch erlaubt zu fragen, ob es nicht immer noch 
beſſer iſt, eine moͤglichſte Beruͤckſichtigung eintreten zu 
laſſen, als ganz zu vernachlaͤßigen? 

Es kann natuͤrlich unmoͤglich jede denkbare ein⸗ 
zelne Ausfuͤhrung des Grundgedankens zum Voraus 
aufgefunden, und ſomit eine materiell vollſtaͤndige Be⸗ 
urtheilung dieſes Verſuches die ſchwuͤrige Aufgabe zu 
Idfen geliefert werden. Auch ift gerne zuzugeben, daß 
ſchon Fleinere Aenderungen in dem SPerfonal » Beftande 
fuͤhlbare Wuͤrkungen zu erzeugen im Stande find. 
Allein es iſt wenigftens möglich die verfchiedenen denfs 
barm Haupt = Kombinationen aufzufinden. 

Saft man den Zweck der gangen Einrichtung und 
die ald nothwendig anerkannten Bedingungen einer 
gerechten und Träftigen MWürkfanifeit ind Auge, fo 
fcheint von felbft einleuchtend, daß ein eigens errich⸗ 
teter , von den bisher erdrterten Anſtalten verſchiede⸗ 
ner Staatögerichtähof nur and einem der vier fols 
genden Gedanfen hervorgehen kann. Entweder näns 
lidy bilder ein politifches Elemente die Grundlage, 
dem aber zu größerer Eicherftellung einer gerechten 
und gefeßlichen Eutfcheidung ein gerichtlicher Zus 
fat gegeben wird, Oder es macht zweitens das Ge⸗ 
richt den Hauptbeſtandtheil aus, erhält aber einen 
politiſchen Beifchlag zur Verhinderung einfeitis 
ger Unbehälflichkeit und Einfichtslofigkeit. Drittens 
kann ohne Ruͤckſicht auf Beſchaͤftigung, Laufbahn und 
Stellung der Mitglieder durch freie Wahl aus 
den ausgezeichnetſten Bürgern ein Gerichts⸗ 
bof zufammengefegt werden. Endlich viertens ift es 
denkbar, daß man nicht Fünftlichen Zufammenfegungen 
und großen Derfammlungen, fondern der Tugend und 
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dem Talente Eines Mannes die Staatsficherung 
anzuvertrauen wagt. 

Daß jede dieſer verſchiedenen Einrichtungen ihre 
eigenthuͤmlichen Eigenſchaften hat, und ſomit zu den 
allgemeinen Forderungen an ein Gericht uͤber Mini⸗ 
ſteranklagen ihre beſondere Stellung einnimmt, faͤllt 
beim erſten Blicke in die Augen, und wird auch im 
Folgenden einzeln nachgewieſen werden: allein es koͤn⸗ 
nen und muͤſſen auch einige allgemeine Bemerkungen 
gemacht und Regeln aufgeſtellt werden, welche fuͤr 
alle oder wenigſtens mehrere derſelben gleichmaͤßig paſ⸗ 
ſen. Sie moͤgen der beſondern Unterſuchung zur Ver⸗ 
meidung von Wiederholungen vorausgehen. 

Vor allem leuchtet ein, daß es unerlaͤßlich iſt, an 
alle vier Modificationen des Principes gleichmaͤßig die 
Forderung zn ſtellen, die Mitglieder des Staats⸗ 
gerichtshofes ein fuͤr alle Mal und nicht blos fuͤr 
den einzelnen Fall zu ernennen. Wenn zur Aburtheis 
lung einer beflimmten Befchuldigung und eines bee 
ſtimmten Mannes Richter gewählt werden, fo ernennt 
fie die Partheilichfeit, und der Ausfpruch des Staates 
gerichtshofes ift dann nicht der der Gerechtigkeit, fon: 
dern der der aͤußern Zuftände und der Leidenfchaft. 
Ein ſolches Urtheil iſt aber nicht geeignet die Gefeße 
zu ſchuͤtzen und die Ruhe zu befeftigen. Am beften 
ift e8 alfo, wenn daß Gefeb den Staatögerichtöhof 
aus den faͤmmtlichen Mitgliedern verfchiedener Be⸗ 
hörden, deren Stellen Tebenslang vergeben werben, Zus 
ſammenſetzt, oder wenn die frei gewählten Richter 
lebenslänglich ernannt werden. Als fchon zweifelhafter 
erfcheint die Einrichtung, nad) welcher die Mitglieder 
der einen oder anders der Integrirenden Behdrden je 
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nur auf eine kuͤrzere Reihe von Fahren ernannt wers 
den, indem hier die Gewißheit oder die Wahrſchein⸗ 
lichkeit einer herannahenden Miniiters Anklage einen 
ungünftigen Einfluß auf die Unpartheilichkeit der Wah⸗ 
len ausüben möchte. Die, bei der Zuziehung von Ges 
fhworenen kaum vermeidliche, Ernennung für den 
einzelnen Fall kqun lediglich dadurch wenigftens etwas 
ficherer geftellt werden, daß die Lifte, aus welcher 
diefelben durch Loos gezogen werden, auf lange Zeit 
hinaus und für jeden Einzelnen: auf Lebeuslaug feflges 
ſtellt bleibt. 

Als eine zweite wichtige, wenigftend auf mehres 
ren der denkbaren Modificarionen gleihmäßig anwend⸗ 
bare Regel drängt fidh die Bemerkung auf, daß der 
dur) die Verbindung der beiden verfchiedenartigen 
Elemente beabfichtigte Zweck der Neutralifirung eins 
feitiger Mängel am ficherften Daun erreicht wird, wenn 
die nur als Zufag berechnete Behörde deijenigen, 
welche Überwiegend bleiben. foll, au der Zahl ziemlidy 
nahe flieht. Eine völlige Gleichſtellung ift aus den jo 
eben erft angedeuteuden Gründen nicht wuͤnſcheuswerth; 
es foll auch der Staatsgerichtshof den Character, wels 
cher ihm weſentlich eigen feyn fol, beibehalten, allein 
eine allzugroße nummerifche Ungleichheit der Beſtaud⸗ 
theile taugt ebenfalls nichts. Eine Meine Minderzahl 
wird leicht gänzlich unberuͤckſichtigt gelaffen; mit einer 
bedeutendern aber fich wo moͤglich zu verftändigen, rathet 
ſchon die einfachlte Klugheit, weil fie leicht durch den 
Abfall weniger Mitglieder der Mehrheit den Sieg das 
von tragen koͤnnte. Eine folche Berftändigung ift aber 
nicht anders möglich, ald weun offenbar unrichtige und 
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unbillige Anfichten und Forderungen zum Opfer gebracht 
werden. Gerade hierdurch wird num der Zwed erreicht. 
Nicht minder cinleucht:nd duͤrfte drittens die Regel 
feyn , daß Die Bezeichnung der Mitglieder des Staats⸗ 
gerichtöhofes nicht einfeitig von der Regirung oder 
vom Wolke vorgenommen werde, weil die Unpartheis 
lichkeit des Berichtes: hierunter fehr Noth leiden koͤnnte. 
Ein gemeinfchaftliches Zufammenwirken zur Bezeich- 
nung der Richter hat freilich feine Schwilrigkeiten, 
indem eine Ueberlaffung je der Hälfte der Ernennungen 
zu einem innern Ziiefpalte im Gerichte zu führen 
droht, die Auswahl aus einer von dem Gegentheile 
entworfenen Lifte aber Feine hinreichende Sicherheit ges 
währt, weil diefe Lifte mit lauter ganz gleich Geftnns 
ten beſetzt ſeyn Tann: doch find, wie feiner Zeit im 
Einzelnen angegeben werden wird, wenigftens ziems 
lich ausreichende Mittel zu Erreichung des Zweckes aufs 
zufinden. — Diefem Grundfage fcheint nun freilich 
ganz zu widerfprechen, wenn Die Mitglieder des Staats⸗ 
gerichtshofes nicht einzeln und zu diefer Wuͤrde befon= 
ders erforen werden, fondern wenn ſchon dad Gele 
gewiſſe Collegien bezeichnet, weldye mit ihrem ganzen 
Derfonalftande zu dem gemeinfchaftlich zu bildenden 
Gerichte zufammen zu treten haben. Hier wird (mit 
Ausnahme der Verwendung von erblichen Pairskam⸗ 
mern und von Wahlfenaten) allerdings die Ernennung . 
in den Händen der Regirung liegen , indem fie die 
Mitglieder jener Behdrden , zundchft freilich nur als 
folche allein doch auch mit Wirkung im Falle der Ein: 
laufung eines Staatögerichtöhofes, ernennt. Es fol 
auch nicht geläugnet werden, daß diefe einfeitige Bes 
flimmung des einzelnen Richters die Schattenfeite dies 
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fer Bildungsweife ausmacht: doch hilte man fich bie 
Nachtheile allzuhoch auzufchlagen und dieſes Einen 
Mangeld wegen die ganze Zufammenfegungsart, wels 
cher gar manche Vortheile zur Seite flehen, zu ver: 
werfen. Wenn auch die Regirung ein Intereſſe dabei 
bat, daß in den möglicherweife zum Staatsgerichtshofe 
einzuberufenden Behdrden Feine politifchen Gegner figen, 
und wenn fie alfo auch verfucht feyn Fann, bei der Erz 
nennung hierauf Rädficht zu uehmen mit Hintaufegung 
der übrigen ndthigen Eigenfchaften: fo iſt doch aud) 
zu bedenken, einmal, daß die Minift:ranflagen ein fehr 
felten vorfommendes und blos mögliches Ereigniß 
find, die tächtige Beſorgung der regelmäßig der bes 
treffenden Behdrde übertragenen Geſchaͤfte aber von 
täglicher Nothwendigkeit ift und fomit der Regirung 
biffigerweife näher am Herzen liegen follte; und zwei⸗ 
tend, daß die Befegung diefer Stellen auf Lebenslang 
gefchieht, in fo langer Zeit aber fi) gar wohl Ver: 
ſonal und Syſtem der Regirung ändert, fo daß dann 
leicht gar Feine gefährliche Sympathie zwifchen den 
Richtern und dem gerade itzt angellagten Minifterium 
obwaltet. 

Schließlich iſt noch die Bemerkung zu machen, 
daß bei einer ſolchen willkuͤhrlich zu beſtimmenden Zu⸗ 
ſammenſetzung lediglich guter Wille von Seiten des 
Geſetzgebers dazu gehört, um einige nicht unbeden⸗ 
tende Forderungen an ein gutes Gericht vollſtaͤndig 
zu befriedigen, und daß alfo ein Mangel an Beruͤck⸗ 
fihtigung bderfelben als eine unentfchuldbare Nachlaͤ⸗ 
Bigkeit, wo nicht als abfichtliche MWerhinderung des 
Guten, erfcheint. Hierher gehört namentlich die Sorge, 
daß ungehindert und ſchnell Rechi gefprochen. 
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werde , und daß das Gericht in der Äußeren Form ber 
Grfdyeinung fo wie in der Perfon der Michter ber wuͤn⸗ 
fyenswerthen Wirde nicht entbehre. Während les 
teres bei den drei eriten Modificationen durch Zahl 
und perfönliche Stellung der Mitglieder, bei einem 
Einzeln Richter aber durch deffen ganzes Dafeyn zu 
bewerkitelligen iſt; kann und muß das Letztere dadurch 
bewerkftelligt werden, daß der Regirung jeder Einfluß 
auf die Zufammenberufung und auf die Geſchaͤftsthaͤ⸗ 
tigkeit ded Staatögerichtähofed entzogen und nur dem 
Kläger das echt eingerdumt wird, benfelben zum 
Zufammentritte aufzufordern, den Mitgliedern aber 
die Verbindlichkeit auferlegt ift, diefem Rufe alsbald 
und namentlich ohne alle Rüdficht auf fonftige Staatde 
gefchäfte zu folgen. Die Zeit, welche zur Verſamm⸗ 
lung der etwa entfernt von einander mwohnenden Bes 
börden oder einzelner Mitglieder erfordert wird, Tann 
bei der Schnelligkeit und Sicherheit aller Nachrichten 
und Reifen in einem gefittigten Staate von nicht völs 


lig riefenmäßiger Gedbe in gar keine Betrachtung kom⸗ 
men 2). 





23) Wenn freilich ein Staat einen halben Welttheil umfaßt . 
und feine Verbindungsmittel noch viel zu wuͤnſchen uͤbrig 
laſſen, dann mögen die Ausftellungen über den mit ber 
Einberufung entfernt wohnender Mitglieder eines Staats⸗ 
gerichtshofes verbundenen Seitverluft und Aufwand aller 
dinge begründer ſeyn, (f. den Foͤder aliſten, Nr. 65, 
und Story, Commentaries, Bd. I, ©. 241, allein 
felbft in den größten europäifhen epräfentativ : Staaten 

"ar biefer Punct nicht der mindeften Ruͤcſicht werth. 


- 


. 
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ß. Politifhe Grundlage mit Beimifhung 
von NRichtern. 


Unläugbar hat jede Minifters Anklage auch eine 
politifche Seite. Es ift num wohl möglich, daß der 
‚Sefeßgeber diefe befonders ind Auge faßt und. ihre 
richtige. Erledigung vorzugsmeife wuͤnſcht. Wenn er 
nun aber auch, wie natürlich , rechtliche Behandlung 
der Perfon des Angeklagten und Beachtung der Ge⸗ 
feße bei der Zumeffung der Strafe ald ebenfalld un 
entbehrlich anerkennt, fo liegt ihm der Gedanke an 
eine Zufammenfegung bed Staatsgerichtshofes aus 
einem überwiegenden politifchen Elemente und einem 
Beiſatze von rechtögelehrten und an die firenge Anwen⸗ 
dung der Geſetze gewöhnten Richter fehr nahe. Je⸗ 
ner Beſtandtheil fichert ihm die in dos Syſtem paſ⸗ 
fende KHauptauffaffung der Fragen; der zweite wird 
fi) einem Verfahren und einem Spruche , welche an⸗ 
erfannten Hechtögrundfägen zumwiderlaufen würden, 
nach Kräften widerfeßen. Das pofitive Staatörecht 
liefert wirklich mehrere Beifpiele ſolcher Verbindun⸗ 
gen *). 


1) Ihre Zahl ift freilich nicht fehe bedeutend. Es gehört bier: 
ber: Frankre ich, nah dem Senatudconfult von 1804, 
$. 104, wo bie Prinzen, die Reichserz- und die Grofs 
beamten ber Krone, 60 Senatoren, 20 Staatsrathsmit⸗ 
glieder verbunden waren mit 20 Mitgliedern bes Caſſa⸗ 
tionshofes; New⸗Pork, ®. U. von 18238 , wo der Se: 
nat gemeinfchaftlid mit den Mitgliedern des oberften Ge: 
sihts deu Staatsgerichtshof bildet; endlich Norwegen, 
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Bon der groͤßten Wichtigkeit iſt natürlich die Art 
und Weife der Zufammenfegung. Erft wenn die zwedis 
mäßigften Beftimmungen hierüber aufgefunden, minder 
beifallewerthe Combinationen aber entfernt find, ift es 
moͤglich eine gerechte und uͤberſichtliche Pruͤfung der 
ganzen Einrichtung mit Ruͤckſicht auf die allgemeinen 
Sorderungen vorzunehmen. — Die Unterfuchung dars 
über, welches Perfonal das tauglichfte zu dem vor⸗ 
liegenden Zwecke zu ſeyn verfpreche, fpaltet ſich der 
Natur der Sache nad) in die Frage nad) der Vertres 
tung des politifchen Elements und in die, welche 
Richter beizugeben ſeyen. 

Hinſichtlich der erſtern Frage hat man ſich erſt 
daruͤber zu verſtaͤndigen, ob eine bereits organiſirte po⸗ 
litiſche Körperfchaft den Auftrag erhalten fol, oder ob 
man, gleihgältig ist auf welche Weife, vereinzelte 
d. h. in Feiner bleibenden ftaatlichen Verbindung zu 
einander ftehende Buͤrger, welchen man Erfahrung und 
Kenntniffe in politifhen Dingen zutraut, und welche 
mit Ertheilung der Gerechtigkeit in ben gewöhnlichen 
Gerichten auf Feine Weiſe befchäftige find, auswähs 
Ien will? Da der Zwed der politifhen Grundlage 
bed Staatögerichtshofes Fefthaltung eines beftimmten 
politifhen Syſtems, genaue Kenntniß der obwaltenden 
Verhälrniffe und practifche Einficht verlangt, fo iſt 
die gefeglihe Beltimmung einer mit den Gefchäften 
vertrauten Körperfchaft der blos zufälligen Zuſammen⸗ 
berufung von Männern , welche fich unter einander und 


f. Verf. von 1814, $. 26, deſſen erfte Kammer , der 
Zagthing, mir dem hoͤchſten Gerichte zu einem Reichsge-⸗ 
richte sufammentritt. 
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mibglicherweife auch den Staatdangelegenheiten bis igt- 
fremd waren, und welche deinnady leicht der Einſicht 
eben fo wohl als eines beftimmten und Elaren Willens 
entbehren koͤnuten, unzweifelhaft vorzuziehen. Bird 
dabei allerdingd an der Unpartheiligkeit der Erellung 
verloren , fo gewinnt man auf der andern Seite wes 
nigftens eben fo viel an ber Unabhängigfeit der eins 
zelnen Mitglieder, und überdieß wird ja jener Mangel 
durch den Zuſatz von Richtern ohnedem noch fehr neus 
tralifirt. Bon der durch die häufigen Wahlen erzewg: 
ten Unruhe und Bewegung foll dabei nicht einmal die 
Mede ſeyn. Iſt die Wahl aber für eine Körperfchafr 
entfchieden,, fo kann wohl kein Zweifel darüber beſte⸗ 
ben, welche vorzuzieben ſey. Bon einer Megirungds 
Bebdrde kann natürlich Feine Nede ſeyn; felbit die 
böchfte berathende Stelle, Geheimerrarh, Staatsrath, 
u. ſ. w., ift viel zu enge mit dem Regirungsſyſteme 
und mit dem Anzuklagenden verbunden, auch in feinen 
einzelnen Deitgliedern viel zu abhängig. Da nun der 
Mepräfentanten s Kammer nothwendig die Molle, des 
Klaͤgers zuzutheilen ift, fo bleibt nichtd anderes Abrig, 
ald das Oberhaus zur politifchen Grundlage des 
Staatägerichtöhofes zu machen. Iſt dasfelbe auch, 
wie oben $.4, ©.317 fg., hinreichend erdrtert wurbe, 
aBerdings nicht in allen Beziehungen als mangellos zu 
"betrachten, fo können doch auch vielfache gute Eigen 
fhaften nicht verfannt werden , und von den Mängeln 
werden einige, namentlih die Möglichkeit einer Bes 
fangenbeit und die geringeren rechtlichen Kenntniffe . 
durch den Zufag von Richtern bedeutend verbeffert. 
Uebrigens fällt in die Augen, wie weit auch bier eine 
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Pairelanımer vor einem Wahlfenate den Vorzug ale 
Richter verdient. 

Leichter ift die Entſcheidung binfichtlich der beizus 
gebenden Rechtsgelehrten. Daß diefelben jeden 
Falles dem unabfegbaren Richterftande angehören miüfs 
fen, ift von felbft einleuchtend. Nicht weniger unzwei⸗ 
felhaft ift aber auch, daß fie nur aus dem hoͤchſten 
Gerichte genommen werden koͤnnen. Richter der mitt: 
feren und unteren Inſtanzen “aben zwar biefelbe dem 
politifchen Treiben abgew⸗ vete Stellung, und fie 
koͤnnen allerdings an Inte‘ . genz den Mitgliedern des 
böchiten Gerichtes gleichftehen: allein nicht nur fpricht 
für Ießtere doch die Vermuthung ciner bedeutenderen 
Perſoͤnlichkeit oder mindeftens Erfahrung, fondern fie 
baben auch geringere Möglichkeit einer Befbrderuug vor 
fih und verfprechen fomit Beſtechungs⸗Reizen noch 
unzugänglicher zu ſeyn. Es wird dieß namentlich dann 
der Fall ſeyn, wenn nach dem beſtehenden Rangs und 
Befoldungss Syfteme felbft für den Vorſtand eines 
mittleren Gerichted die Ernennung zum Mitgliede des 
böchften Berichtes eine Befoͤrderung ift 2). Da die 
Zahl der fämmtlichen Mitglieder des oberften Geriche 
tes nur eine mäßige ſeyn kann, fo iſt nicht ſowohl 
davon die Rede, einen Ueberfchuß ihrer Zahl über die 
des DOberhaufes zu verhindern, (obgleich dieß ndthis 
gen Falles fehr leicht durch die gefetzliche Bezeichnung 
“der Älteften zu bewerkftelligen wäre,) fondern es wird 
fi im Gegentheile zur Herſtelluug der wünfchenswers 


35 Dieſe, in mehr als Einer Beziehung ſehr zwecmaͤßige, 
Einrichtung beſteht 4 B. in Frankreich. 
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then Aundherung an die Zahl der Paird häufig von 
einer Verſtaͤrkung derfelben handeln. Dieſe ift dann 
wohl nirgends anderd als in den ihnen am nädhften 
fiehenden Vorſtaͤnden und Mitgliedern der unterges 
ordneten Gerichte zu fiuden. 

Mender fih nun aber die Unterfuchung zu Den 
wahrfcheinlichen Eigenfchaften eines ans einer Pairefame 
mer und einem oderſten Gerichrähofe zuſammengeſetz⸗ 
ten Staatögerichtshofes, fo darf man davon ausgehen, 
daß jeder der beiden Beftandtheile die ihm eigenthuͤm⸗ 
lihen Vorzige und Mängel ald Ansftattung in dic 
Verbindung bringt, während aljo namentlih von dem 
erfteren Beftandrheile die Schwuͤrigkeit einer -wirffe: 
men Beſtechung, die nörhige politiſche Einficht, Die 
Außere Würde und die Leichtigkeit eines unausgeſetzten 
Betriebes der Sache gerühmt , dagegen aber freilich 
auch die Moͤglichkeit einer Befangenheit, einer Ein: 
ſchuͤchterung von Seiten der Regierung und die unguͤn⸗ 
flige Ruͤck vuͤrkung auf die Volkskammer und die oͤf⸗ 
fentlihe Meinung getabelt werden muß; treten anf 
der andern Seite als rühmliche Eigenjchaften hervor: 
Unpartheilichkeit, Unabhängigkeit, Rechtskenntniß, 
ſchnelle und zwedmäßige Thaͤtigkeit, als nicht win: 
fhenswerthe aber: größere Möglichleit einer Beſtechung, 
Mangel an imponirender Stellung, Beeinträchtigung 
der gewöhnlichen Rechtsftreitigkeiten und Störung des 
paffiven Verhaltens zu den Partheileidenfchaften. 

Hier leuchtet denn vor Allem ein, daß einige von 
den bedeutendſten Maͤngeln der einen Abtheilung burd) 
die entgegenftehenden Vorzüge der andern wo nicht 
ganz aufgehoben, doch wenigftend bedeutend vermins 
dert werden. Dieß tritt ein bei den wichtigen Forde⸗ 
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rungen der amtlichen Unpartheilichkeit, der Unabhaͤn⸗ 
gigkeit, der Unbeftechlicykeit und der dußeren Würde, 
Su den beiden erfteren Beziehungen erfolgt der Ges 
winn durch die Beizichung des oberften Berichtes, 
in den beiden leßteren werden die Mängel der gewöhns 
lihen Gerichte durch die Pairskammer verbeffert. — 
Die Unpartheilichkeit nämlidy kann’ nur gewins 
nen , da die Mitglieder des oberften Berichtes ſowohl 
den Stuͤrmen der Partheien als einer fruͤhern Thaͤtig⸗ 
keit hinſichtlich der ige zum Verbrechen gemaͤchten Mi⸗ 
nifterial: Handlungen von Amtswegen ganz fremd find. 
Bei ihnen kann alſo eine von den Leidenfchaften eines 
—heiles des Oberhaufes verfolgter Angeklagter Schutz 
erwarten, und zwar, wenn fie fchon nur die Minders 
zahl des Staatögerichtöhofes bilden, um fo ficherer, 
als ſich gewiß ein Theil der Oberhausmitglieder an 
fie anfchließen und dann mit ihnen eine mindeftens 
ſehr zu beachtende Minoricde bilden wird. — Eben 
fo einleuchtend it, daß die Unabhängigkeit des 
Gerichtes Durch diefe Beimiſchung gewinnen muß. ine 
Pairskammer ift nur Durch neue Ernennungen oder durch 
die Furcht vor ſolchen einzujchiächtern; diefe Beſorgniß 
bar aber natuͤrlich niche nur fir das Obergericht gar 
feine Bedeutung, fondern es wird ein Pairsfchub fchon ‘ 
durch die bloße Beimifchung feiner Mitglieder fehr 
viel weniger thunlich, weil eine weit größere Menge 
von Ernennungen erforderlich wäre um eine blind fols 
gende Mehrheit zu erlangen. — Sowohl diefe Ers 
böhuug der Zahl der Staatörichter, ald die in der 
Regel wenigitend hohe und bedeutende Stellung der 
Pairs entferut dagegen die bei einer Eleineren Auzahl 
von Beamten cher denkbare Möglichkeit eines, groͤ⸗ 


— 350 — 


beren oder feineren, Beſtechungs-Verſuches. 
Unter den beiden Haͤlften des Staatsgerichtshofes wird 
in Regel wo nicht gar Eiferſucht doch gewiß gegrus 
feitige fcharfe Beobachtung ftattfinden. Auch Dicke 
Fann nicht anders als den Erfolg ungebährlicher Ans 
träge erfchweren. — Daß das Äußere Anſehen 
durch die größere Zahl und durdy die Verſchiedenar⸗ 
tigkeit der Stellung der Staatörichter gewinnen muß, 
bedarf ohuedem Feines Beweiſes. 

Eine zweite Klaffe von Eigenfchaften bilden Dies 
jenigen, wo zwar Peiner der beiden Beftandtheile an 
der Stelle des erforderlichen‘ Worzuged gerade einen 
entgegengefeßten Mangel darbieter, wohl aber das Ges 
wuͤnſchte bei jedem nur theilweife angetroffen wird. 
Hier bringt denn nun Die Bereinigung ein vollſtaͤndi⸗ 
ged und tächtiges Ganzes zu Stande. Dieß iſt na⸗ 
mentlih aber der Fall hinſichtlich der erforderlichen 
Kenntniffe und Einfihten Während ed wenigs 
ftens wahrfcheinlih ift, daß die Mehrzahl der Mit 
glieder einer Pairskammer Beine tieferen Kenntuiffe von 
den pofitiven Gefegen und befonders von den Grunds 
fügen und einzelnen Vorfchriften Über die Leitung eines 
Strafproceffes befikt, muß. ihr dagegen der Natur 
der Sache nad) die nöthige politifche Einſicht vol: 
ftändig beimohnen. Bei dem oberften Gerichte darf 
gerade dad Gegentheil ald wefentlicher Character ans 
genommen werden. Da es num hier nicht Heterogenes 
ift, was ſich gegenfeitig vernichtet, fondern nur Ver: 
ſchiedenes, welches ſich ergänzt, fo kann auch in Dies - 
fer Beziehung die vorliegende‘ Kombination nur als 
zweckmaͤßig erfcheinen. 

Immerhin bleiben freilich nun drittens noch einige . 


Fehler uͤbrig, welche auch durch die Verbindung nicht 
verbeffere werden. Dieß ift namentlid der Kal bei 
den ſaͤmmtlichen Nebenwuͤrkungen der Verwen⸗ 
dung fowohl der Pairskammer als des oberſten Ges 
richtshofes. Auch vereinigt werden ſie oft einer fal⸗ 
ſchen Stellung zu der oͤffentlichen Meinung nicht ent⸗ 
gehen. und die Möglichkeit einer Spannung zwiſchen 
den Ober: und Unters Hanfe, fo wie die Wahrfcheins 
lichkeit wo nicht Gewißheit einer Vernachlaͤßigung der 
regelmäßigen Gefchäfre des oberften Gerichtes wird nas 
türlich durch die Theilnahme Anderer an der Leitung 
und Entſcheidung des Staareproceffed nicht aufgeho⸗ 
ben, der. iegtere Nachtheil fogar eher noch gefteigert. 
Echr Hoch find indeffen diefe Nachrheile niche anzu⸗ 
ſchlagen im Verhältniffe zu den offenbaren Vorzuͤgen 
diefer Verbindung , und nur wenn ſich ein Richter fir 
Miniſterauklagen auffinden läßt, welcher diefe Vor⸗ 
züge in gleichen oder noch höherem Grade befiät‘, 
von den damit verbundenen Nachtheilen aber befreit 
it, kaun ihrer wegen der Gedanke, ein Oberhaus und 
ein Obergericht zu vereinigen, verworfen werden. 


$. 8. 


y. Ridterlide Grundlage mit Beimis 
fhung eines politifhen Elemente. 


Eo wie es möglich ift, bei der gemifchten Nas 
tur der Staatöproceife das politifhe Element haupts 
fächlih ind Auge zu fallen und dem gemäß das Ges 
richte zufammenzufesen, fo mag denn auch mit min: 
deſtens eben fo vielem Fuge der rechrliche Beſtaud⸗ 


— 353 — 


theil vorzugsweife berücdfichtigt werden. Dieß wird 
namentlich in jenen Staaren an der Stelle ſeyn, wils 
he eine Minijter s Auklage nur wegen beftimmter eins 
zelner Geſetzes- und Verfaffungs s Verlegungen, nicht 
aber audy wegen der allgemeinen Tendenz ihres polis 
tiihen Syſtemes oder wegen eines materiellen Nach⸗ 
theiled einer Regirungs = Handlung filr zuläßig erach⸗ 
ten. Natuͤrlich muß bei diefer Aufiche aud) in Der 
Bildung des Staatögerichtöhofes das ‚ Etrengjurijtis 
ſche überwiegen, und die politifche Beimifchung kann 
nur zur allfeitig richtigen Auffaffung aller, aud) der 
Nebenbeziehungen beftimmt feyn, ein Vortreren ihrer 
Wuͤrkung aber höchftend in den Ausnahmsfaͤllen ers 
wuͤuſcht erfcheinen „ wenn die Bertheidigung ſich auf 
eine angeblich politifhe Nochwendigkeit ſtaͤtzt *). 


1) Beifpiele diefer Verbindung finden ſich in folgenden , freis 
lich ebenfalls nicht fehr zablreihen, Staaten vor: Frank⸗ 
reich, nah feinen beiden Verfaſſungen von 1791 (Apr. 
Abſchn. I, Kap. 4, $.23,) und von 1799, ($. 73,) 
welche beide den Caſſations⸗ Hof verbunden mit Hochs Ges 
ſchworenen, haut- jures, ald hohen Nationalgerichtahof 
anorbneten; ferner Württemberg und Königreich 
Sachſen, nah ihren ige beftebenden Verfaflungen , von 
welchen ein aus einem Praͤſidenten und zwölf Richtern bes 
ftehender Staatsgerichröhof angeordnet mird. Die Hälfte 
ber Dichter ernennt ber König aus den Mitgliedern höbe: 
rer Gerichte, eben fo den Präfidenten aus deren Vorſtaͤn⸗ 
den; die andere Haͤlfte ernennen die Staͤnde außerhalb 
ihrer eigenen Mitte, doch fo, daß wenigſtens zwei Rechts⸗ 
gelehrte darunter find. — Eine Reihe intercffanter (uͤbri⸗ 
gend ſaͤmmtlich nicht angenommener) Norfchläge zur Zus 
fammenfegung eines eigenen Staatsgerichishofes von ju⸗ 


Mird auch hier, wie ſich geziemt, die Frage vor: 
angeftellt, auf welche Weiſe denn nun ein folcher 
Staatsgerichtshof zweckmaͤßig zuſammengeſett werden 
ſoll, ſo moͤchte es 

2. hinſichtlich des richterlichen Elementes kaum 
einem gegruͤndeten Zweifel unterliegen, daß uuter allen 
Unitänden auch hier nur von ſolchen Rechtögelehrten 
die Rede feyn follte, welche ſchon ein Hohes Richter⸗ 
amt bekleiden. Nicht nur iſt dieſer Umſtand eine bes 
flimmte Garautie für die intellectuelle Brauchbarkeit 
derfelben , fondern er gewährt auch noch, was mindes 


riſtiſchem Grundcharacter mit politiſcher Beimifhung, 
wurde in "der ba di ſchen Sammer gemacht. Zuerſt von 
Zachariaͤ, f. Verb. der erſten Kämmer, 1820, 9. 4; 
©: 627. Es folte nämlih der Obergerichtshof beftehen 
and: den zwei aͤlteſten Standedherren, dem aͤlteſten ritter: 
ſchaftlichen Mitgliede, dem Oberhofrihter, dem Kanzler 
des Oberhofgerichtes, den acht älteften Raͤthen desfelben , 
den drei Präfidenten der Hofgerichte, den zwei Alteften 
Profefforen der Rechte von Heidelberg und Freiburg: Nach 
- einem zweiten don der Megirung felbft eingereichten Vor⸗ 
ſchlage follten je auf acht Jahr zum Voraus 32 Männer 
bezeichnet ſeyn, nämlich 10 vom Großherzoge, und je 8 
von jeder Kammer, unter welchen lehteren je 4 rechtöge: 
lehrte Staatsdiener. Im Falle eined Proceſſes follten die 
38 diich Loos auf 16 vermindert werden , und diefe dann 
unter einem vom Großherzoge ernannten Präfidenten zu 
Gericht ſizen. ©. die Verb. der erſten Kammer; 1822, 
Bd. 1, ©. 35. Der Commiſ. Bericht der eriten Kam— 
mer flug dagegen vor 24 Richter zu ernennen, näm: 
lich die 12 aͤlteſten Mitglieder des Oberhofgerichtes, 4 
frel vom Megenten ; und je 4 von jeder Kammer zu Waͤh⸗ 
lende. S. dakb,. ©: 334: 
23 
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ſtens eben fo wichtig ift „ eine größere Sicherheit gegen 
Einfhächterung und Verführung des Einzelnen. Das 
bloße Studium: der Rechtsgelehrſamkeit leifter kaum 
Gewähr für die erforderlichen SKenntniffe, und gar 
keine für Unbeſtechlichkeit. Iſt ein Nachgeben gegen 
unerlaubten Reiz allerdings auch bei den Mitgliedern 
des hoͤchſten Gerichtes nicht unmöglich, jo ift doch 
zu bedenken, daß die anzubietenden Mittel bei einem 
Manne, welchem eine ganze Laufbahn erſt erbffnet 
werden kann, weit bedeutender und zahlreicher find, 
ald bei einem andern, welder ſchon am Ende berfels 
ben angekommen iſt. Diefe Korderung reicht jedoch 
noch nicht aus, fondern ed muß noch Die weitere ges 
ftellt werden , daß die Vertretung des juriftifchen Eles 
mentes dem ganzen oberſten Gerichtshofe übersras 
gen werde, und nicht blos einer Anzahl von. einzelnen 
Mitgliedern , weldye auf irgend eine Weife perfbnlich, 
dazu ernannt wirden. Jene Einrichtung bat naͤmlich 
den großen Vortheil, daß das Geſetz ummirtelbar und 
ein fir allemal die Richter bezeichnet, wodurch "einen 
Theils jede Möglichkeit und felbit (was auch ſchon 
zu vermeiden ift) jeder Verdacht unzuverlißiger und 
auf den einzelnen Fall berechneter partheiifcher Wah⸗ 
len entfernt wird, anderen Theiles niche dem Zufalle 
des Loofes die moͤgliche Entfernuug der vorzugsweiſe 
tauglichſten Männer uͤberlaſſen bleibt. Die, an und für 
fidy allerdings nicht ganz zu Überfehende, Einweuding, 
daß dann bei der Beſetzung der gefammten Stellen im 
oberften Gerichte zum Nachtheile des Verdienftes und 
der rechtfuchenden Bürger auf die politifche Gefinnung 
und nicht auf juriſtiſche Tuͤchtigkeit und fitslichE Ans 
befcholtenheie Rücficht genommen werben kbnute, ift 


deßhalb Hier nicht von Gewicht, weil auch ſchon die 
Möglichkeit wo nicht gar Nothwendigkeit der Wahl. 
einzelner Mitglieder diefed Gerichtes die Regirung 
zu derfelben Berechnung führen würde. In der Regel 
wird and) durch Die Bezeichnung des gefammten ober: 
ften Gerichted der weitere , keineswegs unbedeutende 
Vortheil erreicht werden, daB der Staatögerichtähof 
hinreichend zahlreidy befeßt wird, wihrend. Bei einer 
andern Befeßungsweife die Zahl leicht zu Bein gegrifs 
fen werden koͤnute, um die Schwuͤrigkeiten der indivi⸗ 
duelfen Ernennung möglichft zu vermindern 2) Sollte 
"(was aber kaum irgendwo zu beforgen ift) durch dieſe 
Aufnahme des gefammten oberſten Gerichtes der Staats⸗ 
gerichtshof allzuzahlreich zu werden drohen, ſo laͤßt 
ſich durch die Bezeichnung einer niederen Zahl hebfeun, 
welche dann aber lediglich nach dem Amtsalter von 
oben herunter zu nehmen ift: 

2. Weniger leicht und unzweifelhaft iſt die Bes 
antwortung der Frage, wie der politiſche Beſtand⸗ 
theil des Staatsgerichtshofes zu beftimmen fey. Die 
Sache hat allerdings au und für fi in ſolchen Staa: 
ten feine unuͤberwindliche Schwuͤrigkeit, in welchen 
eine Pairskammer beſteht, allein dennoch ift ein nicht 
leicht nach allen Ruͤckſichten untadelyaft zu beftimmers 
der Punct. Selten werden nämlidy die Zahlenverhaͤlt⸗ 





3) Wie dieß 3. 2. in Württemberg ind Sachſen zum 
offenbaren Nachtheile der Suche geſchah. Waͤre in Wuͤrt⸗ 
temberg das gefanimte Dverttidunal in den Gtaatege: 
richtshof berufen, fo würde er mehr ald nodymal fo zahl⸗ 
rei haben beſetzt werden fönnen , tat für feine Würk 

, famteit und Suverläßigkeit hixhft erfprießlich wäre, 
394 
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niffe geftatten,, daß die Pairskammer in ihrer ganzen 
Vollſtaͤndigkeit fidy dem Gerichtöhofe auſchließe. Das 
richterliche Element foll bier vorberrfchen, und kaum 


wird irgendwo eine Pairölammer zu finden feyn, wel: 


che minder zahlreich beſetzt wäre ald der oberite Ges 
richtöhof des Landes. Es muß alfo in der Regel eine 
immer fchwirige Auswahl unter den Mitgliedern ges 
troffen werden, und zwar natirlich eine ſolche, welche 
nicht einmal dem Verdachte der Partheilichkeir und 
der Beſtechung Raum giebt. Dieß iſt nun zwar ſo⸗ 
wohl beim Loofe, ald bei der Bezeichnung nach dem 
(Amts s oder Lebens⸗) Alter der Fall. Allein bei. 
erfterem hat man, wie gefagt , Feine Sicherheit gegen 
widrige Zufaͤlle; das Princip des Alterd dagegen kann 
leichte blos abgelebte und abgeftumpfte Greije liefern. 
Die erftere Gefahr diÄrfte noch , als die minder wahr: 
fheinlicdye , vorzuziehen feyn. 

Noch weit ſchwuͤriger aber ift eine taugliche ‚Eins 
richtung zu treffen in Staaten ohne erbliche oder le⸗ 
benslängliche Paird. Nah dem früher ausführlich 
Bemerkten leuchtet ein, wie vielen Zweifeln die Bei⸗ 
ziehung eines Wahls Eenates oder eines Theiles feis 
ner Mitglieder ausgefegt if. Gar zu groß ift die Ge: 
fahr einer ungebuͤhrlichen Beruͤckſichtigung der Leiden: 
fchaften und der Meinungen der großen Menge. Noch 
weniger kann die Beimiſchung der Mitglieder einer 
Verwaltungs: Behbrde Beifall finden, indem weder 
amtlihe Unbefangenheit noch Unabhängigkeit hier zu 
vermuthen if, Und eben fo dürfte ed kaum einem 
Zweifel unterliegen, daß es diefen beiden legten Arten 
von Zufammenfegung kaum vorzuziehen ift, wenn aus 
einer großen Lifte von Notablen, Nationalgeſchworenen 
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oder wie man fie nennen mag, eine gehbrige Anzahl 
auf eine unverbächtige Weiſe, namentlidy durch Loos , 
ausgewählt und mit dem Gerichtähofe verbunden wers 
den wollte. Die Wahl diefer Männer „ follen fie nicht 
anders bloße Partheiwerkzeuge ſeyn, müßte ziemlich 
umftändlih und verwidele ausfallen, würde leicht 
eine Beranlaffung zu lebhafter Aufregung geben, und 
doch dürfte bei den durch das Loos im einzelnen Falle 
Bezeichneten auf eine höhere politiſche Einficht durchs 
aus nicht mit Zuverſicht gerechnet werden. Es 
wäre fomit eigentlich die Erreichung des Zweckes der 
ganzen Zufammenfegung lediglid dem Zufalle über: 
laſſen, und irgend eine Sicherheit gegen Einſchuͤchte⸗ 
rung und Beftechung läge ebenfalld in der Natur der 
Sadye nicht, fondern koͤnnte nur durch den weiteren: 
Zufall des perſoͤnlichen Characterd gegeben werden. 

Unter diefen Umftänden bleibt wohl nur das Eine 
Mittel uͤbrig, daß fi) Regirung und Stände s Vers 
fammlung zu einer gemeinfchaftlichen Tebenslänglichen 
Ernennung beftimmter einzelner Männer , deren per⸗ 
föulihe Tauglichkeit Feinem Zweifel unterliegen Fanı, 
vereinigen , wobei es jeden Falles einer Vertheilung 
ihrer Zahl unter die beiden Ernennungsberechtigten und 
fomit einer einfeitigen Auswahl der Richter vorzuziehen 
wäre , wenn beide Theile nur Wahlmänner zu bezeich⸗ 
nen hätten, welche dann gemeinfchaftlich uud außers 
halb ihrer Mitte mit einer größern als einer abfolus 
ten Stimmenmehrheit die politifchen Mitglieder des 
Staatögerichtöhofes wählten ?). Daß diefes Mittel 


3) Offenbar fehlerhaft iſt es, wenn die Wahl ber politiſchen 
Mitglieder einfeitig von der einen oder von der andern 


A 
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ben uͤbrigen vorzuziehen wäre. indem es weit größere 
Wahrſcheinlichkeit der noͤthigen Unabhängigkeit und 
Einſſcht darbietet, fällt in die Augen; allein völlig 
tadellos ift es dennoch nicht. Einſchuͤchterung und 
Guunſtanerbietungen koͤnnen auf die vereinzelt und viel- 
leicht nicht in befouders gänftigen Privatverhaͤltniſſen 
Stehenden gar leicht ihre Wuͤrkung üben. Wenn fchon 
alfo beziehungsweife die befte, fo erreicht doch auch 
dieſe Loͤſung der Aufgabe die Mortheile nicht, welche 
die Verfügung über eine Pairskammer darbieget, und 
aud) ihre Aunahıye bleibt daher Bedeuklichkeiten uns 
terworfen. 

Falls nun die Verfaſſung eines Bandes eine Zus 
fammenfegung aus Richtern und einer geringen Unzapl 
von Mitgliedern der Pairskammer verlangt, fp find die 
Wirkungen diefer Einrichtungen natuͤrlich den im vors 
anftehenden $. unterfuchten beinahe ganz gleichzuftellen. 
Die einzigen bemerfbaren Unterfchiede koͤnnen darin bes 
ſtehen, daß hier noch beftimmter auf amtlihe Unbes 


Geite gefthieht „ indem bie Folge Feine andere feun kam, 
als eine bloße Parrbeiernennung. Diefen Fehler haben 
Württemberg und Sachſen gemacht, indem fie die 
Ernennung der fämmtlihen nichtrechtsgelehrten Mitglies 
ber des Staatsgerichtshofes ber Ständeverfammlung über: 
liegen. Der Einwuͤrkung der eriten Kammer ift ed zu 
verdanken, wenn die Folgen des Mißgriffes dis ist we: 
niger grell hervortreten: allein eine Spannung zwiſchen 
den Majoritäten beider Kammern, felbft eine augenblidliche 
Abweichung der Anſichten über deu Werth einzelner Män- 
ner, Tann in jedem einzelnen Zalle zu einer beklagenswer⸗ 
then Wahl führen, durch melde weder bie Gerechtigleit 
noch dad Anſehen des Berichtes ‚gefördert würde. 





fangenuheirt zu rechnen iſt, weil die Mehrheit ber 
Mitglieder des Staatsgerichtshofes bei ben Klage 
puncten gar nicht betheiligt ſeyn kann; daB das dus 
Bere Anfeben des Tribunals vielleicht etwas gerin⸗ 
ger erſcheint; hauptfächlicy aber, daß hier die Poli: 
t iſche Bersachtung und Behandlung der Sache zus 
rädsrsirt gegen die fireng juriſtiſche. Es find dieß 
allerdings Unterfchiede ; wie denn auch welche durch die 
Vermehrung des Zahlenverhältniffes beabfichtigt wur⸗ 
den: allein fie find von ziemlich geringer Wichtigkeit , 
und keineswegs von der Art, um zu einer Berfchieden- 
beit des Urtheiles über die beiden Mifchungen zu be: 
rechtigen, — In einer nähern Auseinanderfeßung der 
Folgen, welche die oben angegebenen und bereits vers 
worfenen weiteren Zufammenfegungen haben müßten, 
einzugehen, ift um fo weniger nöthig, als die haupt: 
ſaͤchlichſten derfelben angedeutet find. jede weis 
tere Unterfuchung beftdtigt nur die Unräthlichkeir einer 
ſolchen Wahl. 


6, 9. 
0. Einzelne Richter. 


In der Ueberzeugung, daß glädliche Erfolge nicht 
- fowohl von kuͤnſtlich ausgedachten Anftalten, als von 
dem Geifte und dem Millen der handelnden Menfchen 
abhängen, und daß dieſe Eigenfchaften durch eine 
große Anzahl von Mithandelnden nicht bedingt fon= 
dern — bei der BVerfchiedenheir der Unfichten und 
Kräfte — cher vermindert werden ,„ haben einzelne 

Volker den Much gehabt, den gerichtlihen Schuß 
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ihrer verfaffungsmäßigen Freiheiten Einem Manne 
anzuvertrauen. Ein folches hohes Amt war z, B. iq 
Aragon dem Justiza mayor *), in Ungarn dem 
Reichs-Palatinus Übertragen, 

Kann nun diefer Verſuch die Aufgabe zu loͤſen 
zur Nachahmung empfohlen werden I So gewiß ein 
kuͤhnes Verlaſſen auf die Perfänlichkeit eines Mannes 
in feiner naiven Großartigkeit anfpredden muß, und 
fo gewiß es einen günftigen Begriff von der Sittlich⸗ 
Feit und der Kraft Derjenigen erwedt, welche fich ges 
gen eigene und fremde Schlechtigkeit nicht hinter Ge⸗ 


1) Der aragonejiihe Justiza hatte (außer einer hoͤchſten Ge; 
richtsbarkeit bei allen Beſchwerden über Urtheile der un: 
tern Gerichte) die Beftimmung die Verfaffung des Landes 
gegen Eingriffe der Krone zu fhüßen. Debhalb hatte er 
nicht nur alle koͤnialichen Befehle hinſichtlich ihrer Geſetz⸗ 
mäßigfeit zu prüfen , ſondern Fonnte auch auf erbobene 
Klage die Sroßbeamten ded Königed von ihren Stellen ent: 
fernen und fie felbit zu harten Strafen verurtbeilen. Gr 
war auf lebenslang, wie es fdheint vom Könige, ernannt 
aus dem Mitterftande. Zur Verhinderung von MWillführ 
oder Schlaffheit wurden jährlich aus jedem der vier Stände 
( braços) der Cortes ein Juquiſitor gewählt, welcher öffent: 
lih die Bürger zu Klagen aufforderte und im Falle eine 
Beſchwerde angebracht wurde, die Unterſuchung führte, 
Dad Urtheil erfolgte von einem eus 17 Perfonen beftehen: 
den Ausſchuſſe aus den Cortes, welcher Abſetzung, Ver: 
mögendentziehung und Todesſtrafe erkennen mochte. ©, 
Blanca, Aragon. rerum commentarii, Hispania ıllus- 
trata. Caesaraug., 1588, fol., a.v. D.; Zurita, An- 
nales de Aragon. ,, Garag., 1579, faol., ®d, I, fol. 9, 
102, 182, 192, 267, 2380, 823; Bd. U, ©, 289; 
Breyer, de Justitig Aragonum fragmentgm. Jen., 1800: 


feße und große Maffen verfchanzen , fondern die eiges 
nen Tugenden aud) bei Anderen vorausfegen und fich 
diefelben aufzufinden getrayen : fo zweifelhaft ift es, 
pb diefes rirterliche Gefühl ein Eluger Leiter in den 
verwidelten Eraatöhändeln beſpuders unferer modernen 
ſelbſtſuͤchtigen Zeit ift, 

Nor Allem fällt in die Augen, daß fchon die Bes 
zeichnung des Mannes großen, kaum zu ldfenden Schwuͤ⸗ 
rigfeiten unterliegt, Es darf derfelbe natuͤrlich we⸗ 
der im ausfchließenden JIntereſſe der Regirung gemähle 
werden, weil fonft auch uoch fo gegründete Anflagen 
fchwerlich-zu einer Verurtheilung führen würden, und 
fomit der ganze Zweck der Anftalt verfehlt wäre ; noch 
aber auch im Einne des demokratifchen Elemente , 
bamit nicht die gefeglichiten und nothwendigften Re⸗ 
girungshandlungen zu Verbrechen geftempelt werden, 
und Das Fönigliche Anfehen bis zum Schatten berabs 
finkt, Einfeitig alfo kann die Wahl nich? flartfinden, 
Mie aber eine Bereinigung auf einen beftimmten eins 
zelnen Bürger bei einer Theilnahme von beiden Geiten 
tgleichgäiltig dabei pb das Volk felbft oder durch feine 
Vertreter handelt) foll erzielt werden koͤnnen, ift fchwer 
einzufehen, Wer dem Einen gefällt, wird in der großen 
Mehrzapl der Fälle dem Andern mißfallen , und zwar 
ſchon deßhalb weil er die Billigung des Gegentheiles 
bat. Mollte man die Schwürigkeit dadurch umgehen, 
daß man dem einen Jutereſſe den Vorſchlag einer Lifte, 
dem andern Die Auswahl aus derfelben einrdumte, fo 
wirde zwar wohl Einer bezeichnet werden , welcher dem 
Waͤhlenden am mwenigften widrig und.nachtheilig fchiene, 
allein nichs nur ift ein kleineres Uebel noch Feine Voll⸗ 
fommenheit, theils Tann die Lifte fo zufammengefekt 
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werden, daß eine Auswahl kaum der Mühe werth iſt. 
Da nur Eine Wahl vorzunehmen tft, fo finder ‚nicht eins 
mal das , felbft noch unzulängliche, Huͤlfsmittel einer 
Ausgleichung und gegenfeitigen Nentralifirung fatt. 

Allein ſieht man and) Hiervon ganz ab, und 
nimmt man an, daß eine Vereinigang über die Perſon 
bed Staatsrichters möglich ſey, fo giebt Die Uuterfus 
hung der einzelnen Forderungen, welche an der Tuͤch⸗ 
tigkeit und Zuverläßigfeit eined Michterd über Minifter 
zu machen find, mehr als hinreichende Gruͤunde zur Vers 
werfung des ganzen Gedanken an die Hand. 

Hier finder ſich udmlih zwar, daß bei einem 
folchen aus dem ganzen Volke auögewählten ohne Zwei⸗ 
fel die nöthigen Kenntniffe und Einfihten fe 
wie die beſtaͤndige Fähigfeit zu handeln als vor⸗ 
handen angenommen werden dürfen; eben fo mag, 
troß dem. daß das Impoſante einer großen Anzahl 
fehlt , dem Einen Staatörichter eine fo hohe Stellung 
gegeben und er mit ſolchen Formen umgeben werden, 
daß fein, feltened, Auftreren des Anſeheus nicht 
entbehren wärbe; allein deſto zweifelhafter ift die Er⸗ 
fuͤllung der uͤbrigen Forderungen, Es ift nämlich eins 
leuchtend, 

1. daß es zwar wohl moͤglich waͤre dem Richter 
eine unpartheiiſche Stellung zu verſchaffen, in fo 
weit diefe durch Ausfchließung von aller Theilnahme 
an Staarsangelegenheiten bedingt iſt, (freilich: eim 
großes Opfer für den Staat bei der audgezeichneten 
Thaͤtigkeit des Mannes,) daß aber damit der Zuſam⸗ 
menbang mit den Partheien, namentlich die Fortſe⸗ 
gung früherer Verbindungen und deren Einfluß Feis 
neöwegs mumbglich oder auch nur unwahrſcheinlich ges 
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macht würde, Keiner wuͤrde natürlich Die Stelle eine 
Staatsrichters erhalten koͤnnen, der nicht den bedeus 
tendften Antheil an den oͤffentlichen Angelegenheiten 
lange genommen haͤtte. Hiervon bleiben aber Neiguns 
gen und Miderwillen, Vorgänge und Erinnerungen‘, 
welche die Unbefangenheit auch nach dem Abtreten 
vom Schauplage fehr ſtoͤren koͤnnen. 

2, Eben fo ift zwar nichts leichter, als durch Ge⸗ 
fee eine formelle Unabhängigkeit berzuftellen; 
ob aber der einzelu Stebende immer auch den unfdruns 
lien und verftedren Anmuthungen fen ed der Megis 
rung. fen es der Volksparthei widerftehen würde, ift 
eine andere Frage, und zwar um fo mehr, als er 
gewiß, eben weil.er allein fteht, häufigeren und drohen⸗ 
‚deren. Berfuchen ausgeſetzt wäre, indem Die größere 
Leichtigkeit einen einzelnen Mann einzufchächtern einen 
“eigenen Reiz zur Unteruehmung bat. Ehr⸗ und Pflicht: 
gefuͤhl kann freilich den Kharaster und den Muth zur 
Verachtung aller Unmuthungen und Drohungen flählen; 
ed kann aber auch dad Gegentheil von folchen Eigens 
ſchaften vorhanden ſeyn. 

3. Im Weſentlichen denſelben Mangel an Zuver⸗ 
laͤßigkeit bietet die vereingelte Stellung dar in Bezie⸗ 
bung auf Beflehung, Bermag auch einem fo body 
geſtellton und für fein ganged Keben feines Amtes ficheren 
Manne die Volksgunſt wenig zu bieten, was ihn zu 
einer Pflichtderletzung verleiten Ebnnte, fo iſt Doch 
die Megirung in anderer Lage, Groͤbere und mittels 
bazsere Bortheile Finnen ihm angeboten werben, und 
zwar, da nur Einer zu beftechen iſt, in uͤbermaͤßigem 
Betrage. Wird Jeder immer widerftehen ? 

Es ift fomit das Vorhandenfeyn gerade derjeni⸗ 
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gen Eigenfchaften, weldye am wefentlichfien und uns 
mittelbarften die Gerechtigkeit eines Urtheilsfpruches 
bedingen , zweifelhaft, zum Theile fogar nicht einmal 
wahrfcheinlih. Die ganze Wuͤrkſamkeit, ja felbft die 
Möglichkeit, der Auftale beruht lediglid auf der Pers 
fdnlichkeit Eines Mannes. Wie leicht kann fomit Alles 
fehlfchlagen! Schon dafür ift Feine Gewähr zu leiſten, 
daß zu jeder Zeit, wenn gerade dad Beduͤrfniß der 
Befeßung der Stelle eintritt, ſich Jemand vorfinder , 
der die erforderlichen Eigenfchaften zu haben auch nur 
fheint, und doch muß eine Ernennung flattfinden. 
Noch leichter mag es ſich ereignen , daß man ſich uͤber 
Taleute, Kenurniffe oder Character des Gewaͤhlten 
taͤuſcht. Wenn einer größeren Anzahl von Menfchen 
bie Handhabung eines wichtigen Auftrages ‚anvertraut 
ift, fo wird dieß allerdings in der Megel nicht mit 
der Leichtigkeit, Entfchloffenheit und Folgerichtigkeit 
gefchehen,, weldye der Handlung Einzelner eigen find: 
allein noch weniger kann die Perfdnlichleie der Beauf⸗ 
tragten Schuld an dem gänzlihen Mißlingen feyn. 
Bei einer größeren Anzahl braucht nicht jedes Mitglied 
fo ganz ausgezeichnete und fomit feltene Zugenden zu 
befigen. Das dem Einen Fehlende wird durch die 
Anlagen Anderer ergänzt; koͤnnen ſich doch felbft Feh⸗ 
ler gegenfeitig biß zu einem Wortheile für das Ganze 
‚ neutralifiren. — Mit einem Worte die ganze Einrich⸗ 
tung ift fo gewagt, ihr Gelingen hängt fo fehr von 
Zufälligleiten und feltenen Einzelnheiten ab , daß ihr 
mit gutem Gewiffen die Vertheidigung der Verfaffung 
des Staates nicht anvertraut werden Tann. 


% 10. 


 SEreie aus dbem Volle gewählte Ber: 
fammlung. 


Iſt aber nicht vielleicht das ficherfte Mittel, den 
ſaͤmmtlichen Schrorigfeiten zu begegnen , darin zu 
finden, daß eine gehdrige Anzahl von richtigen Mäns 
nern aus der Gefammtzahl der Bürger ausgewählte 
wird ?_ Darf man nicht hoffen, daß dadurdy die nbs 
thige Summe von verfchiedenartigen Kenntniffen und 
von Nechrlichfeit gewonnen werde? Und tft es nicht 
erlaubt zu fagen, daß cin Voll, welches unter feinen 
fämmtlidyen Bürgern nicht fo viele tuͤchtige Mäuner 
zu finden wifle, um denfelben ein Allen gleich wichtis 
ged Geſchaͤft anvertrauen zu konnen, der Erhaltung 
feiner Rechte und der Freiheit gar nicht wirdig und 
fähig fey ? — Die Sache ift jeden Falles der genaues 
ren Unterfuchung wertb. 

Auch bier ift natuͤrlich erft die Art und Weiſe der 
Zuſammenſetzung näher zu erdrtern, und alfo die active 
und die paſſive Wahlfähigkeit fo wie die Wahlart feſt⸗ 
zuſtellen. 

Es leuchtet ein, daß die Bezeichnung der Staatsrich⸗ 
ter auf dreierlei weſentlich verſchiedene Weiſen vorgenom⸗ 
men werden mag. Entweder naͤmlich kann ſie der Regi⸗ 
rung zuſtehen, oder iſt zweitens die Wahl dem Volke 
(oder in ſeinem Namen der Staͤnde⸗Verſammlung) uͤber⸗ 
laſſen; oder endlich nehmen drittens beide Antheil *). 


1) Auf dieſe Weiſe gebildete Staatsgerichtshoͤfe finden ſich 
nur in Schweden, wo nah der V. U. von 1809, |. 
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Das Ergebniß ift ein fehr verfchiebenes, je nachdent 
die eine oder die andere diefer Möglichkeiten vorge⸗ 
zogen wird. — Eine einfeitige Ernennung von der Re: 
girung verſpricht durchaus nicht die noͤthige Unbe⸗ 
fangenheit und Unabhängigkeit, Collien auch, wie 
jeden Falles ſeyn mÄßre, die Ernennungen auf lebens⸗ 
lang geichehen, fo wuͤrde es doch einer Meyirung , 
die es irgend beabfichtigte , nie fchwer werden, Bios 
foldye Männer zu ernennen, deren politifche Geſinmin⸗ 
gen , perfbnliche Stellung oder zuginglicher Character 
faft unter allen Umjtänden den Angeflagten ſchuldlos 
finden wärden. Es hieße im eigentlichen Einne die 
Parthei zum Richter zu machen, und jeder Zweck wäre 
verfehlt. Und doch wärde wohl um fo gewifler von 
den Regirungen in diefem Sinne auch wuͤrklich gehan⸗ 
beit werden, weil die auefchließlich zum Graatöges 
richtshofe Beſtimmten durch ihren Wangel an Tuͤch⸗ 
tigkeit keine anderen wichtigen Geſchaͤfre verderben 
kounten, wie dieß z. B. bei einer ſchlechten Beſetzung 
der auch bei Miniſteranklagen fuͤr zuſtaͤndig erklaͤrten 
gemeinen Gerichte der Fall waͤre. — Haudelt es ſich 
von einer einſeitigen Uebertragung der Erneunung der 
Staatsrichter an das Bolk, fo iſt wieder zu unter⸗ 
ſcheiden zwiſchen einer im Namen und Auftrag des 
Volkes von der Staͤndeverſammlung vorzuneh⸗ 
menden Wahl, und der von der Nation ſelbſt mits 
telft eigener Wahlhandlungen ausgehenden Bezeich⸗ 





102, der König ein Reichsgericht aus hoben Eivils und 
Militär: Beamten zufammeniegt, und allenfalls in Nat 
fau, deſſen Verf. Urk., 5. 2, Nr. 3, nur eine vom Her: 
zoge zufammenzufeßende Unterfiichunge:: Commiſſion giebt: 


« 
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nung. Fuͤr die erſtere Weife fpricht zwar bie größere 
Reichtigfeit und Bequemlichkeit des Gefchäftes und die 
Möglichkeit einer plaumäßigen, alle Arten von Eigens 
haften richtig beachteuden Zufammenfegung ; allein 
einmal ift e8 an uud für fidh gegen alle Begriffe von 
Gerechtigkeit, daß der Kläger auch den Richter ers 
nenne , und zweitens iſt zu fürchten, daß weun eins 
mal eine factidje Mehrheit der Stäudeverfammlung 
ihrer Geſiunung und Verfuͤgung angebdrige Richter 
ernannt bar, fie die Negirung widerftandlos unters 
joche und, wo nicht in der Form doch in der Sache, 
eine Staatsumwaͤlzung herbeiführe. Bei einer Eruens 
nung ducch das ganze Wolf, wäre vielleicht, weil die 
Wahlen in verfchiedenartigerem Eiune ausfallen wuͤr⸗ 
den , diefe Gefahr etwas weniger zu beforgen; allein 
theils wäre fie denn doc) nicht ganz eutferut, theils 
wirden andere Nachtheile reichlih die Verbeſſeruug 
ausgleichen. Die Zahl der, jeden Falls mit mancher 
Aufregung ,„ Zeits und Geld: Aufopferung verbundes 
nen, Wahlen würde vermehrt, und zwar mit einer 
befonders befchwerlichen,, indem bei der verhältuißnds 
Big Heineren Anzahl der zu Wählenden große Bezirke 
zu bilden wären ; die nad) keinem beftimmten Plane and 
von vielen verjchiedenen Wahlcollegien erfolgenden Ers 
nenuungen wilrden nur zufällig in ihrer Gefammtheit die, 
nöchigen Qigeufchaften vereinigen , was denn Doc) dem 
Ungefähr nicht berlaffen feyn follte; endlich duͤrfte die 
ganze Einrichtung zu einer bedeutenden Verftärfung des 
in dem Syſteme der Repräfentativ s Monarchie ohnedem 
nur allzuftark fid) ausfprechenden inneren Gegenfat zwi⸗ 
fen Regirung und Bolf führen, vielleicht fogar 
Die Bande des ubrhigen Gehorfams lodern. — Beſ⸗ 
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fere Refultate verfpricht dad Zufammenmwärfen von 
Regirung und Voll, indem nothwendigerweife dadurch 
die einſeitige Befangenheit und Parrheilichkeit gemildert 
wo nicht ganz aufgehoben werden mul. Dod) ift das 
Bei zwiſchen den verfchiedenen möglichen Verfahrungs⸗ 
arten wohl zu unterfcheiden, Die Punftlofefte Weiſe 
ift, wenn beide Theile frei vom Einfluſſe des Gegners 
je die Hälfte der Mitglieder wihlen. Nach einer ans 
dern Gombination wirde ein Theil dem andern eine 
Lifte vorlegen, aus welchen diejer die ihm am mwenigs 
ſten Mipfälligen zu wählen hätte, Drittens endlich 
Fonnten die von beiden Eeiten Gewählten fi) gemein⸗ 
ſchaftlich uͤber die Ernenuung Dritter zu vereinigen 
haben, welchen dann entweder allein oder gemeinſchaft⸗ 
lich mit den bereits Ernannten dad Nithteramt zuſtaͤnde. 
Don diefen drei Arten ift die Wahl aus einer vom 
Gegner vorgelegten Lifte unbedingt zu verwerfen, als 
den beabſichtiaten Zweck ganz verfehlend , wenn, was 
doch mir Beftimmeheit zu erwarten iſt, die ganze Lifte 
in einfeitigem Partheigeifte abgefaßt if. Die Zuſam⸗ 
menfegung gleicher Hälften Tann zwar den Vortheil 
haben, daB die eine gleich ftarke Parthei die andere zur 
Aufgebung falicher und ungerechter Schritte noͤthigt; 
alfein eben fo leicht moͤglich, wo nicht noch wahricheins 
licher iſt, Daß entweder die beiden gleich ſtarken Kräfte 
in einen unverföhnbaren Zwieſpalt gerathen, der, wenn 
er am Eude auch durch die entfcheidende Etinme 
des Spräfidenten dußerlidy beendigt wird, von ber 
nachtheiligften Witrfung auf die dffentliche Meinnng 
feyn muß und fomit einen Haupttheil des beabfichtig: 
ten Nutzens raubt; oder daß diejenige Parthei, wel⸗ 
he auch nur Eine Stimme von der andern zu gewin⸗ 


nen wußte, troß aller partheiifcher Bemuͤhungen und alles 
Rechtes der Gegner ihre politiſchen Abfichren mir Ge: 
walt durchfeßt, zu cben fo großem Nachtheile der Sache. 
Es kann fomit diefe Einrichtung nicht anders denn 
als eine rohe und mangelhafte bezeichnet werden. Das 
gegen darf wohl die Hoffuung gehegt werden, daß 
durch die gemeinfchaftliche Infammenwuürkfung zur Wahl 
Dritter der Character fundamentaler Partheilichkeit 
entfernt werde. Schade iſt nur, daß in kleineren 
Staaten 08 leicht au der gehbrigen Zahl völlig taugs 
licher. Männer außerhalb der Ständeverfammlung und 
der von beiden Seiten ernannten Wühler fehlen kaun; 
eine Ruͤckſicht, welche freilidy bei bedeutenderer Volks⸗ 
zahl ganz wegfällt. Doch laͤßt ſich vielleicht dem Uebel 
dadurch begegnen, daß in Fleineren Staaten die von beis 
den Seiten Ernamnten neben den von ihnen gemeinfchafts 
lich Ermählten Sig und Stimme behalten, wobei die 
-objective Wahrheit immerhin die Möglichkeit für fich 
hat, eine bedeutende Mehrheit zu erhalten, wenn 
ſchon partheiifche Bemuͤhungen einer Minderzapl nicht 
_ auögefchloffen find. 

Hält man num‘ diefe letztere Weife einer gemeins 
fehaftlichen Ernennung, und zwar in ihrer vollkomme⸗ 
neren Zorm, wenn die ſaͤmmtlichen Mitglieder 
des Staatögerichtähofes gemeinſchaftlich bezeich⸗ 
net werden, gegen die allgemeinen Forderungen, fo 
zeigt fi): | | 

1. daß mit Iuverläßigkeit auf dad Vorhanden⸗ 
ſeyn von Unbetheiligtheit, ſchleuniger Ent: 
ſcheidung und äußerer Würde gerechnet werden 
darf, wenn nicht die Beftimmungen im einzelnen Kalle 
anf eine unentfchuldbare Weiſe fehlerhaft und zweck⸗ 
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widrig getroffen find. &ben fo ift dicht leicht deukbar. 
daß die Einrichtung bedentendere Neben » Rad 
theile erzenge. | 

2. Wenigftens mir Wahrfcheinlichkeit ift anzunebs 
nen, daB die verfhiedenen Arten von Kenntaiffen 
and Einfichten in der Verſammlung in gehdriger 
Maffe Tich vorfinden. Ein aus einſichtsvollen Mäns 
nern beftchendes Wahlcollegium, wie bier immer anzu⸗ 
nehmen ift, muß die für beide Theile gleich große Noth⸗ 
wendigkeit tadellofer Intelligenz einfehen, und da ein 
folgerichtiger Plan in Belegung der erlcdigten Stehen 
don Seite eines folchen Collegiums allerdings denkbar 
ift, fo werden Männer der verfchiedenen wuͤnſchens⸗ 
werthen Art von ihm ernannt werden. Wüerdings laͤßt 
fid) das gegenfeitige Verbältniß diefer Kenntniſſe und 
Beurtheilungsart nicht fo beſtimmt der Maſſe nad 
ſchaͤtzen, wie dieß der Fall iſt, wenn ganze geſchloſſene 
Korperſchaften nur nach dieſer Ruͤckſicht ausgeſucht und 
zufſammengeſetzt werden; eben fo iſt nicht mit Beſtimmt⸗ 
heit dafür zu ſtehen, daß eine von einer kleinen Zahl 
repräfentirte Art von Einfichr fich auch in der bunt zu⸗ 
ſammengeſetzten Maſſe immer die nöchige Beruͤckſich⸗ 
tigung verſchaffen koͤnne: allein die Huuptfache, naͤm⸗ 
lich das Vorhandenſeyn einer Maffe von Intelligenz, 
tft doch gefeiftet, und einem ginftigen Erfolge wenige 
ftend mie Wahrfcheinlichleit entgegen zu fehen. 

3. Dagegen find leider ſchwerere Zweifel zu bes 
ben Ninfidhrlich der beiden fo weſentlichen Eigenfchaften 
der Unabhängigkeit und Unbeſtechlichkeie. 
Dir Staatsgerichtshof beſteht nicht nur aus Maͤnnern, 
welche nach der Suflbfung desfelben/ d. h. alſo in 
ver Regel, vereinzelt ſtehen, ſondern es iſt auch keine 
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Art Bon Sicherheit, daß die Eriennungen immer oder 
auch nur vorzugsweife auf foldye Männer fallen wer⸗ 
den; deren dußere Stellung fie gegen Guuſt und Furcht 
gleich unzugänglid macht. Sie find vielleicht in einer 
Rage, in wilder ihnen Die Regirung ſehr fuͤhlbar den 
Unwillen über eine Abſtimmutug im Staatögerichtöhofe 
ausdriichen kaun, oder in welcher ihnen der Wunſch 
einer ; ebenfalls nur von der Regirung abhängigen, 
Veraͤuderung oder Berbefferung fehr ndhe liegt: Aue 
dere werden did Abſicht haben, einen Zweck mittelſt dei 
Volksguuſt zu erreichen, 3. B: eine kuͤuftige Wahl in 
Die Staͤndcverſammlung. Wie leicht kann hier Dros 
hang oder Hofffing in Rampf mit der innern Weber: 
zeugung gerathen. Jeden Falles tritt der Einzelne nach 
geſprochenem Urtheile wieder in feine gewöhnlichen Le⸗ 
bensverhaͤltuiſſe zuruͤck. Sind dieſe nicht von befon- 
derd gänfiger Yır, fo kaun (wie dieß oben, ©: 
308, bei Geſchworenen ſchon bemerkt wurde) fogar 
perſonliche Gefabr und gehaͤufte Unaunehmlichkeit we⸗ 
gen einer unvoikorhuͤmlichhen, wenn ſchou vielleicht vdl⸗ 
lig gerechten, Abſtimmung fein Loos ſeyn. Dieß Al⸗ 
les zuſamumen iſt aber mehr, als daß es au dem Groß⸗ 
theile der Menſchen ſpurlos voruͤber gienge; und wenn 
Der Zufall eines emftadlichen, keiner Selbſttaͤuſchuug 
offenen Gewiſſens ud eines üuerſchuͤtterlichen Charac⸗ 
ters alterdirige auch unter dieſen Verhaͤltniſſen vorhau⸗ 
den ſeyn und ſich geltend machen kanu, fo iſt doch 
ein wichtiges Juſtitut, weiches weſentliche Eigenſchaf⸗ 
tert uicht nothwendig odet doch hoͤchſt wahrſcheinlich 
ſchon durch ſeine eigene Einrichtuug hervorruft, fau⸗ 
deru fie dem Zufalle aͤberlaſſen muß ; gerechten Aus⸗ 


ſtellungen blas ‚gegeben. 
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§. 11. 
d. Ergebniß der NAuterſuchung. 


Unter dieſer langen Reihe von Möglichkeiten eine 
Auswahl zu treffen, ift eben fo ſchwuͤrig als noth⸗ 
wendig. Sind aud) einige der bisher unterfuchten 
Einrichtungen fo mangelhaft erfunden worden, daß 
von ihnen vernänftigermeife nicht wohl die Rede ſeyn 
fann, und paflen andere wegen einzelner Beftandtheile, 
welche ſich nicht in jeder Urt von Mepräfentativ: 
Verfaffungen vorfinden, nicht in allen Fällen: fo bleibt 
doch immer noch manche zweifelhafte Wahl. — Es 
wird die Antwort erleichtern, wenn zuerft diejenigen 
Anftalten ansgefchoffen werden, welche unter feinen 
Umftänden Beräcdfidhtigung verdienen , dann aber die 
übrigbleibenden je in ihren Verhältniffen zu den ver: 
fchiedenen Berfaffungsformen betrachter werden. 

Als ganz verwerflidy erfcheint nad den in alle 
Einzelheiten verbreiteten Unterfuchungen die Uebertra⸗ 
gung des Richteramtes bei Mintfter: Anflagen: 1) au 
ein ordentliches Gericht, welchem zur Gurfcheidung 
über die Thatſache gewoͤhnliche Geſchworene beigeges 
ben find; 2) an einen Wahlſenat; 3) an einen eigens 
gewählten Staatögerichtöhof,, wenn deffen richrerlicher 
Grundlage entweder ein Wahlfenat oder eine Verwal⸗ 
tungsbehörde ald politiſches Element beigemifche ift; 
4) an einen Einzeln: Richter; endlih 5) an einen 
durch freie Wahl aus fämmtlichen Bürgern gebildeten 
Gerichtshof, falld a) entweder die Megirung, oder b) 
die Stände: Yerfammlung und das Volt einfeitig 
wählen würden ; c) jeder Theil gerade die Hälfte der 


Richter zu ernennen, ober d) der Eine nur aus einer 
von dem Anderen entworfenen Kifte die Mitglieder zu 
bezeichnen hätte. Allen diefen Lbfungen der Aufgabe 
leben wefentliche und überwiegende Fehler an, und 
ed kann ihre Anwendung fomir nur Nachtheile erzeu⸗ 
gen, fey die Verfaſſung in ihren übrigen Formen, 
melche fie will, fen fie namentlich monarchifch oder 
demofratifh. Am wenigften hoffe man, durch die 
Erfindung Länftlidyer Formalitäten oder durch den 
Gebrauch von Worten oder Handlungen , welche Eins 
drud machen, und fomit das Gewiſſen gegen die Vers 
ſuchungen der Hoffnungen oder der Furcht ftärken und 
die Vernunft gegen die Verblendung der Partheileidens 
ſchaften ſchuͤtzen follen, die natärlichen Folgen der Dinge 
und die Berechnungen der meufchlichen Selbftfucht ent: 
fernen zu fonnen. In jene Formen fügt man ſich 
fie bemigend,, oder aber man durchbricht fie. Eide 
und Ermahnungen machen nur auf den ohnedem fchon 
rechtlichen unb charaeterfeften Mann einen Eindrud, 
and gerade bei ihm find fie uͤberfluͤßig. Bleibende 
Staatdeinrichtungen , deren Mißbrauch oder Verle⸗ 
Bung großen perſoͤnlichen Bortheil bringen kann, nur 
auf Selbftverläugnung und Tugend: Begeifterung grün 
den zu wollen , wäre Findifch. 

Unter den nicht gänzlich zu verwerfenden Beftim- 
mungen findet num aber natürlich wieder ein bedentender 
Unterfchied ſtatt, theild weil fie an fich ihrer innen 
Güte nach wuͤrklich von einander abweichen , theils 
weil nicht alle in jeder Modification des Repräfentas 
tiv s Staates Anwendung erleiden können. je nachdem 
namlich eine Verfaffung eine (erbliche oder mit lebens⸗ 
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kaͤnglichen Mitgliedern beſetzte) Pairskammer Fennt ober 
Nnicht, muß die Entfcheidung verſchieden ausfallen. 

1. Staaten mir eiyer Pairsfammer 
ſteht an und fir fid) die Wahl frei zwiſchen dem or⸗ 
dentlichen hoͤchſten Gerichte des Staates (ohne Ges 
ſchworene), der Pairsfammer, der Pairslammer mit 
einem Zufage von Richtern, dem Gerichte mit einem 
politiichen Beiſchlage uud endlich einem durdy Zuſam⸗ 
menwuͤrken beider Seiten frei gewählten eigenen Staats⸗ 
gerichröhofe. Keiner dieſer Auswege iſt gänzlich zu 
verwerfen; jeder verfpricht fogar eigenthimliche Wors 
theile. - Doch wird fid) wohl das Urtheil fällen laffen, 
daß unter denjelben dad gewhuliche Gericht und Die 
aus vereinzelt gewählten Buͤrgern eigens zufammens 
gefetste Verſammlung nicht unter qlleu Umſtaͤnden die 
gehörige Kraft verheißen. Curweder nur für die 
Schlichtung der unbedeutenden Rechtsſtreitigkeiten und 
Rechtsverletzungen des täglichen Lebens beftimme und 
berechnet; oder aber qus verſchiedenartigen, weder 
durch Gewohnheit und Sorge fuͤr Amtsehre an einander 
und zu gemeinſchaftlichem Handeln gewoͤhnten, noch 
durch ſonſtige wichtige Stellnug im Staate bedeuten⸗ 
den Buͤrgern zuſammengeſetzt, kounen fie Die Hands 
babung der von gewaltigen politifchen Stuͤrmen beweg: 
ten Waage der Gercchsigkeit zu Fchwer finden, Da 
aber Die ganze Einrichtung cin Nothanker fir große 
Gefahren ſeyn fol, jo ift allerdings Kraft und Ius 
perläßigkeit eine ganz unentbehrliche Einenfchaft , wel: 
her jogar andere ebenfalls wichtige Forderungen ges 
opfert werden muͤſſen. — Schon in einem höheren Grade 
wird dieſes Erforderniß vorhanden feyn bei einer Ders 
bindung des oberften Gerichtes mit einer verbältnißs 


nfigen Minderzahl von Mitgliedern der Pairgkam⸗ 
mer. Durch diefen Zufag gewinnt das Gericht an 
Auſchen und Feftigkeit iu der Behaudlung politiſcher 
Dinge. Doc fällt in die Augen, daß ein bloßes 
Fragment einer Staatsgewalt nicht dasſelhe Gewicht 
haben Tann, mie deren ungetrenntes Gauzes; und fo: 
wir darf man mit Recht erwarten, die nöthige Kraft 
in einem nach höheren Grade bei einer zu Gerichte 
figenden ganzen Pairskammer oder bei einer Verbin⸗ 
dung von Pairölammer und oberftem Gerichte zu fin 
den. Hier iſt hinreichende Gewohnheit des Zuſam⸗ 
menmüärlens in wichtigen Gefchäften, Bewußtſeyn der 
Unabhängigkeit und der dußeren Würde. Wenn aber 
wieder bei einer zum Staatsgerichtshofe allein beftellten 
Pairskammer die Möglichkeit einer Befangenbeit uud 
eines geringeren Grades von Rechtskenntniſſen vorliegt 
und die guten Seiten zu fchwächen droht, fo ift diefen 
Fehlern durch die Beifügung des geſammten oberſten 
Gerichtes möglich abgeholfen. Es wird ſom it keinem 
gegruͤndeten Zweifel unterliegen koͤnnen, daß dieſe 
letgtere Einrichtung für einen Staat, welcher die 
Elemente dazu liefert, vor allen audern den Vorzug 
verdient. 

8. Fur Staaten obne Pairslammern, 
alfo wit Wahlfenasen oder blos Einer ftändifchen Ver: 
ſammlung, vereinfacht fich die Frage in etwas, indem 
ihnen (de bemerktermaaßen die Berwendung des Wahls 
fengtes unbedingt unraͤthlich ift) nur die Mahl zwis 
fen dem oxdenglichen Gerichte, der Verſtaͤrkung des⸗ 
ſelben hurd) ein untergeordnetes politisches Element, 
einer weſentlich polisiichen aber mit einem rechtsge⸗ 
lehrten Zuſatze herſehene Verſammlung, und endlich 
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einem gemeinfchaftlicy beſetzten Staatögerichtöhofe bleibt. 
Wollte man nun rafch nach der Analogie der Staaten 
nit Pairskammern fchließen und als geeignetfies Mit: 
tel auch bier eine wefentlich politifhe Verſammlung 
mit einem richterlichen Zufate erflären, fo würde man 
den großen Unterfchied zwifchen einer -felbftfländigen, 
gefchloffenen , einflußreichen Pairslammer, und einem 
durch Wahl oder fonft ein anderes Mittel zufammens 
gebrachten, aus vereinzelten, fyınpathielofen und durch 
feine fonftige Gewalt im Staate gekraͤftigten Mitglies 
dern beftehenden Colleginm ganz vergeen. Vielmehr 
wird man hier von dem Grundgedanken ausgehen muͤſ⸗ 
fen, daß jede ganz oder im Mefentlichen nur zu der 
Entfcheidung von Minifter s Unklagen beftimmte, durch 
Einzeln Wahlen zufammengefegte Körperfchaft ber 
ndthigen inneren Confiftenz und des erforderlichen 
Anſehens und Schuged der Mitglieder entbehrt, und 
fomit, wenn fie auch fonft manche Vortheile vereini- 
gen möchte, nicht mit Zuverficht gewählt werden mag. 
Somit bleibt nur noch zwifchen dem einfachen Gerichte 
und der Zufammenfegung aus einem folchen und einem 
untergeordneten politifchen Elemente zu enticheiden. 
Leicht koͤnnte man denn bier zu den Schluffe fid) vers 
leiten laffen,, daß offenbar die leßtere Zufammenfegung 
dem einfachen Gerichte vorzuziehen fey, indem fie mit 
den Vorzuͤgen des letzteren noch die eigenthuͤmlichen 
nnd nöthigen Huülfsmittel einer politifchen Verſamm⸗ 
lung vereinige. So wünfhenswerth nun wuͤrklich ſo⸗ 
wohl diefe Vermehrung der Intelligenz ald die Der: 
mehrung der Anzahl der Richter ift, fo ift denn doch 
fehr die Trage, ob nicht deffen ungeachtet ein einfas 
cher oberfter Gerichtöhof vorzuziehen fey , indem Die 
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bedeutende Gefahr geringer perfdnlicher Zuverläßigfeit 
der beigegebenen Politiker nicht nur jene Vortheile 
wieder anfzuwiegen, fondern felbft nod) einen Ueberſchuß 
von ſchwaͤchenden Eigenfchaften übrig zu laffen droht. 
Es gile aber dad Gefeß in der Politik nicht weniger als 
in den mathematifchen Wiffenfchaften, daß allerdings 
Verbindung mit einer noch fo ſchwachen weiteren Kraft 
ftärft , allein die Beimifchung einer negativen Eigens 
ſchaft nur den Hauptbeftandtheil unter feine urfprängs 
liche eigene Kraft herunterzudräden geeigner iſt. 

Werde nun aber gewählt, was da wolle, jeden 
Falles muß dem beftimmten Richter die ausſchlie⸗ 
Bende Zuftändigfeit ber alle von den Ständen gegen 
Meinifter angebrachten Klagen wegen Verfaſſungs⸗Ver⸗ 
leßungen zuftehen. Gerade, weil fich diefe Klagen‘ 
nur fir diefen Richter eignen, ift er mit fo vieler 
Sorgfalt ausgewählt. Bor die gewbhnlichen Gerich⸗ 
te koͤnnen die Stände (oder wer fonft von der Ders 
foffung zur Anftellung von Anklagen gegen Minifter 
berechtige ift) nur in dem Falle fordern, wenn fie 
wegen einer Handlung Strafe wiünfchen, zu deren 
Abruͤgung der Staatögerichtshof nicht zuftändig ift, 
alfo wegen gemeiner Vergehen oder auch wegen fols 
her Berlegungen der Amtöpflicht, welche nur ge⸗ 
gen ein gewöhnliched Geſetz verftoßen. In foldyem 
Galle treten fie Übrigens ganz in derfelben Form und 
‚mit denfelben Mechten auf, wie jeder gewöhnliche Buͤr⸗ 
ger, welcher ein Gericht zur Unterfuchung und Beſtra⸗ 
fung einer Geſetzwidrigkeit auffordert. 
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6. 1 2 


8, Weber die Sahl der Richter und über Er- 
fabmänner. 


Zwar iſt zum Ausſpruche eined gerechten Urtheir 
tes keineswegs eine beftimmte Anzahl von Richtern 
unerläßliche Bedingung. Auch Wenige konnen Einficht 
und Feftigkeit beweiſen; eine aus Vielen beftehende Ma⸗ 
jorität mag dagegen aus dieſer oder jener Urſache 
fehlecht ursheilen. Die Hauptſache ift, daß diejenigen, 
welche richten — fenen ihrer nun viele oder wenige — 
moͤglichſt tauglich yad zuverläßig find. Namentlich 
muß auch die Große des Landes und fomit die Zahl 
der Männer, unter welchen eine Auswahl zu treffen 
it, großen Einfluß auf Die Bellimmung der Anzahl 
der Mirglieder- des Staatögerichtöhofes ausuͤben. Als 
lein in doppelter Beziehung muß Doch vou einer Zahl: 
beftinnmung die Rede ſeyn. Eiumal nämlich kdunten 
Der Richter abſolut zu Wenige ſeyn, fowohl wenn 
won Ruͤckſicht auf die oͤffentliche Meinung nimmer, 
als wenn man bie Möglichkeit einer Beſtechung ins 
Auge faßt. Zweitens ift unzweifelhaft, wenn eine 
Zufammenfegung des Berichtes aus verſchiedenen Be⸗ 
ftandrheilen beliebt wurde, die Einhaltung des Verhaͤlt⸗ 
niffes nicht aur zur Zeit der Ernennungen, fondern 
vor Allem bei der waͤrklichen Anwendung der Einrich⸗ 
tung , das heißt alfo bei den einzelnen Proceffen , ubs,' 
thig. Es iſt fomit die Feſtſetzung ſowohl von benann⸗ 
ten als von Verhaͤltnißzahlen Aufgabe der Geſetzge⸗ 
bung. — Wir erdrtern beide Faͤlle, mit der Beſchraͤn⸗ 
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Fang jedoch, daß nur auf Die für tauglich erachteten 
Amen von Staafsgerichten Mäcdficht genommen wird. 

Was nun das abiplure Minimum der rärh« 
lichen Zahl betrifft, fp find Dabei wieder in doppelter 
Richtung Vorkehrungen zu treffen, einmal naͤmlich iſt 
Die mindefte erfaubte Zahl im Allgemeinen zu beſtim⸗ 
men, zweitens aber muß eine WBorlehrung getroffen 
werden, um für jeben einzelnen Fall auch die wuͤrk⸗ 
liche Anweſenheit der erforderlihen Mirglieder zu 
fichern, 

In erfterer Beziehung iſt nun wohl vor Allem uns 
zweifelhaft, daß hie geringfte geftattbare Zahl der Rich⸗ 
ter immer vorhauden ſeyn wird, wenn entweder das ober⸗ 
fte Gericht des Landes mir einem Zuſatze vpn Pairs, oder 
die gefammte Pairdfamımer , odey gar die Pairkfanıs 
mer yereinigt mit Dem höchften Gerichte mit der Ab⸗ 
ureheilung der Minifter: Anlagen beauftrage find, 
Dagegen iſt 6 afferdinga moͤglich, daß ein gewoͤhnli⸗ 
cher nberfter Berichtöhof, ein eigens gebildeter Staats⸗ 
gerichrehof. ein gewbhnliches Gericht mit einem Zur 
fate von poligifchen Elementen, oder umgekehrt eine 
politiſche Perſammlung mir einem rechrögelehrten Bei⸗ 
fhlage an und fir ſich allzu wenig zahlreich gebildet 
feyu unten, Wenn es nun ſchon feine Schwuͤrig⸗ 
keiten hat, irgend eine Jahl a prior ald die nothwen⸗ 
dige zu beſtimmen, fo fcheint denn Doch hier die Anas 
logie der Gefchworenen-Berichte, welche in allen Laͤn⸗ 
bern aus zwoͤlf Urcheilfprechenden beftehen, um fo mehr 
zum Anhaltspuncçte Diegen zu koͤnngen, als ebenfalls 
nach wmoralifcher Ueberzengung geſprochen wird. Da 
übrigens fomohl die Wichtigkeit des Segenſtandes an 
und fär fh, als die Möglichkeit von Beſtechungs⸗ 
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verſuchen, endlich die (ohne befondere& gegentheiliges 
Geſetz) zur Anwendung kommende abfolute Stimmens 
mehrheit in Betracht zu ziehen find: fo ift wohl un: 
beftreitbar, daß diefe Zahl von zwoͤlf Richtern wuͤrk⸗ 
(ih die möglich geringfte ift *). Sollte daher ber 
in Frage ftehende Gerichtshof nicht fo viele Mitglie- 
der zählen, und auch der Umfang der gewbhnlichen 
Geſchaͤfte eine Erhöhung der Zahl nicht rechtfertigen, 
fo wäre die Beiziehung folcher richterlicher Beamten , 
welche ihrer ganzen Stellung nad) den Mitgliedern 
des oberften Berichtes am nächiten ftehen, 3. B. alfo 
der Vorftände oder Älteften Mitglieder der Mittel: Ger 
richte, wuͤnſchenswerth. Die etwaigen Nachrheile die⸗ 
fer Beiziehung Fremder und nicht gleih unabhängig 
Geftellter verfchwinden „ bei der Unbedeutenheit des 
Unterfchiedes, gegen die Vortheile der hinreicheud zahls 
rei beſetzten Nichterbanf. Unummundenen Tadel 
verdient ed aber namentlich, wenn bei eigens zuſam⸗ 
miengefesten Staatsgerichtshoͤfen, wo alfo die Zahl 
ohne alle Berädfichtigung andermeitiger Verhaͤltniſſe 
ganz nach Belieben und Bedärfniß frei beftiinmt wer: 
ben fonnte, man fi unter der Minderzahl oder 
gerade an derfelben hält. 


4) In Württemberg und Sachſen ift 12 gersde bie 
Zahl der Mitglieder des Staatsgerichtshofes; in Bai- 
ern ift dad Oberappellationg = Gericht fehr viel zahlreicher 
beſetzt; eben fo erreicht die Zahl der Mitglieder der hoͤch⸗ 
ftien Gerichte in Belgien, Hanover und felbft iw 
Kurbeffen dad angenommene Minimum; im ©. 9. 
Heffen fo wie in den ſaͤmmtlichen Fleineren deutſchen 
Staaten, welche ihr oberfted Gericht ald Staatsgericht ans 
geuommen haben, wird bie Normalzahl nicht ganz erreicht. 
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Keine große Schwuͤrigkeit kann die Beruͤckſichti⸗ 
gung der zweiten Forderung hinfichtlid) der Sorge fuͤr 
die gehörige Richterzahl verurfachen,, der nämlich, daß 
nicht durch Zufall oder Abfiche die Zahl der wuͤrklich 
theilnehmenden Mitglieder eines an und für fich bins 
reichend befetten Staatögerichte im einzelnen Falle 
ungebährlich tief ſinke, fen ed gleich bei Erdffnung des 
Proceſſes, ſey es während der Dauer desfelben. Dieß 
ift allerdings zunächft zu befürchten bei ſolchen Colles 
gien, deren Zahl fih der geringften geftatteten fehr 
nähert oder biefelbe gerade nur erreicht; doch ift auch 
bei fehr zahlreichen Berfanmlungen eine ſolche Vermin⸗ 
derung der theilnehmenden Mitglieder denkbar, fo daß 
Vorkehrungen gerechtfertigt erfcheinen. Bei jenen klei⸗ 
‚nen Collegien ift offenbar Fein anderes Mittel vors 
. handen, ald die Ernennung einer verhältuißmäßigen 
Anzahl von Erſatzmaͤnnern. Diefelben find von 
denfelben Perſonen und auf diefelbe Weiſe zu ernen⸗ 
nen, wie die eigentlihen Mitglieder ſelbſt, und muͤſ⸗ 
fen natürlich diefelben Eigeufchaften oder menigftens 
möglichft aunähernde befißen , wie die zundchft Berus 
feuen. So koͤnnen alſo 3. B. zu Erſatzmaͤnnern für 
:fehlende Mitglieder eines oberſten Gerichtes nur (wie 
bei einer urſpruͤnglichen Verſtaͤrkung desfelben) Vorſtaͤn⸗ 
de oder Mitglieder der Mittelgerichte genommen wers 
den. Beftebt das Staatögericht aud verfchiedenen Eles 
menten, fo muß für jedes derfelben Sorge getragen 
werden. Die Zahl muß fich theild nad) dem Unters 
fchiede zwifchen der Geſammtanzahl der ordentlichen 
Mitglieder und dem gefegten Minimum , theild aber 
auch danach richten, ob der zur Ernennung Berech⸗ 
‚tigte in jedem Augenblide im Stande ift fein echt 
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auszuüben , oder ob nur in gewiſſen Zwifchenzeiten, 
wie 3. B. Staͤude⸗Verſammlungen. Natuͤrlich muß 
in letzterem Falle größere Vorſorge getroffen werden: 
Uebrigeus uͤberſteigt wohl in allen Faͤllen die Ernen⸗ 
hung eines Drittheiles der ordentlichen Mitglieder nicht 
die Graͤnzen udehiger Vorſicht. Jmmer aber iſt es 
unzweifelhaft das Belle, wenn die Erſatzmaͤnner ein 
Für alle Mat und nicht erft wenn ein beflimmter Pros 
ce vorliegt, ernannt werden: Sa letzterem Kalle 
konnte nicht nur eine unwuͤnſchenswerthe Idgerung ein: 
treten , namentlich wenn die Erneunung von der Regi⸗ 
tung audgienge ; fündern es haͤtte auch den Nachtheil, 
daß wenigftens ein Theil der Richter für den einzel⸗ 
nen ſchon befannten Fall; ſomit leicht parcheiifch, ers 
hannt wuͤrde; und endlid) dürfte doch , wenigftens bei 
mindficher Verhandlungsweiſe, ein erjt nach Erbffuung 
der Verhandlungen Ernänftter nichr mehr au der Ent: 
ſcheidung Antteil nehmen: Daß die ernannten Erſatz⸗ 
männer von felbft-und ohne weiteren Auftrag ihrer 
Mewaltgeber abwarten zu milffed, auf die Aufforde⸗ 
tung bes Gerichtes eintrefeit, und war det Reiheüfolge 
{rer Eenennung nach, verſteht fich wohl von ſelbſt. — 
Bei jenen jahlreichen Verſammlungen dagegen if nas 
tärlich von Erſatzmaͤnnern nicht die Rede. Teils laſ⸗ 
ſen fie ſich bei Pairskammern au und für ſich nicht 
denken; theils aber find fie aͤberhaupt nicht nöthig, 

indem die Zahl der Mitglieder ſo groß iſt, daß auch 
eine bedeutende Verminderung derſelben immerhin noch 
eine hinreichende Anzahl von Richtern übrig laͤßt. 
les was hier zu geſchehen Braucht, beſtrht in der 
Keftfiellang einer Verhaͤltnißzahl, unter welcht hevamıs 
ter die Zahl der Ami Proeeſſe wirllich Theilnehuneicüen 


wicht finken darf. Bei minder zahlreihen Collegien 
dieſer Art durfte Die Hälfte, bei den, oft aus Huns 
derten von Mitgliedern beftehenden, Pairskammern 
großer Staaten felbft ein Drittheil oder Viertheil, der 
fämmtlichen Berechtigten und WVerpflichteten immer 
noch andreichen 2). 

Was die zweite Aufgabe betrifft, nämlich die Feſt⸗ 
ſtellung gewiſſer benaunter oder Verhaͤltnißzahlen nicht 
nur im Allgemeinen und gleichſam in der Theorie, 
ſondern noch mehr auch im Falle der einzelnen An⸗ 
wendung, fo konnen die zwei einzigen Mittel: zu Errei⸗ 
hung diefer Abſicht nur beftehen in der Verwendung 


2) Vielleicht moͤchten diefe Wenigſtzahlen zu tief berabgefegt 
eriheinen: «fein da fehr lange dauernde Proceſſe doch 
moͤglich find, wobei unter ben zum großen Theile aus 
dlteen Männern beftebenden Richtern manche Verdhin⸗ 
derungen und fomit forten Unmöglichfeiten der Fortſetzung 
vorfommen Eönnen und muüffen ; da ferner unter den Mit: 
gliedern manche durch perfönlide Verhaͤltniſſe oder fonitige 
Betheiligung ausgefchloffen ſeyn können, fo find fie doch 
nicht zu gering angenommen. In dem, freilihb acht 
Fahre andanrenden Procefle gegen Warren: Haftings 
waren am Ende von 188 Michtern nur noch 29 übrig; 
an dem Procefie gegen die April: Angeklagten nahmen im 
%. 1835 von den Mitgliedern der Pairdlanımer 160 In der 
erſten Sitzung Untheils nach nicht drei Monaten Waren 
ihret beim Urtheile gegen die erfte Abtheilung der Gefan⸗ 
genen kaum noch 100. Freilich wird, was weder nöthig 
noch richtig if, in diefen beiden Graaten dad Anthellneh⸗ 
men nur ale ein Recht, nicht auch ald eine Pflitht be: 
trachtet, und mitteilt Swangd: Mansıegeln wäre die Zahl 
der -Michter ohne Zweifel ſehr zu verſtaͤrken geweſen. ©. 
unten Kap. 4 , |. 16 
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von Erfagmännern, oder in dem Austritte der ndthis 
gen Anzahl von Michtern aus der ist überzählig ges 
wordenen Klaſſe. Jenes Mittel ift nun nicht nur übers 
all anwendbar, während das legtere nur zur Herſtel⸗ 
lung einer Verhältnißzahl dient, und von einer ber 
nannten aber nur noch weiter entfernen wiirde; ſon⸗ 
dern ed ift offenbar auch defhalb vorzuziehen, weil 
dadurch der Verluft an Stimmenden immer ein dops 
pelter ift; weil es eine Verlegung für Recht und Ehre 
der durch den Austritt eined Amtögenoffen zum unfreis 
willigen Ruͤcktritte gendthigten Richter iſt, endlich weil 
mdglicherweife fogar abfichtliche Intriguen zur Entfers 
nung eined beftimmten Richters dadurch gefpielt werben 
konnen 3). Letzterer Umftand ift fo Far und fann uns 
ter Umftänden fo nachtheilig feyn , daß wenigſtens, 
wenn Doc) die ganze Einrichtung nicht aufgegeben wers 
den will, der Austritt nur mittelft Loofes ftatt finden 


follte, nicht aber nach dem Amtsalter von unten ber: 
auf. 


3) Sowohl die wuͤrttembergiſche als die ſaͤchſiſche 
Berfaffungs = Urkunden haben — troß dem, daß lie Erſatz⸗ 
männer wenigſtens für die von den Ständen gewählten 
Mitglieder kennen — dad Ausıreten der jüngften Mitglie: 
der als Ausgleihungsmittel beſtimmt. Lächerlih und un: 
klar ausgedruͤckt ift dabei der Beiſah, daß jedoch die Zahl 
der Richter nicht unter zehn ſinken duͤrſe. Wie denn, 
wenn nun aber zwei ober mehrere von einer Seite unfaͤ⸗ 
big werden? ol ein folder Zufall durch bad Wort des 
Geſetzes für immer verſcheucht werben, ober hört die 


Gleichſtellung auf, da wo fie erft recht von Bebentung 
würbe ? 





6. 13. 


4: Weber Unfähigkeit und Becufation der 
Richter. 


Im Allgemeinen ſteht der Satz, daß der Richter 
verpflichtet iſt, ſich der Behandlung und Entſcheidung 
—eiunes zu feinem Geſchaͤftskreiſe gehörigen Proceſſes zu 
unterziehen, eben fo feft als der weitere Sag, daß 
die Parthrien ſich das gejeslidy beftellte Richter : Col: 
legium im Ganzen und jedes orduungsmäßig ernannte 
Mitglied im Einzelnen gefallen laffen muͤſſen. Selbft 
wenn gewiffe wuͤnſcheuswerthe Eigeufchaften nicht 
im volleften Maaße vorhanden feyn ſollten, oder wenn 
für den Richter die Behandlung der Sache perfdnlich 
unangenehm wire, muß die allgeineine gefegliche Vor⸗ 
fchrift zur Ausführung Fommen. Unvolllommenheiten 
laffen ſich aus meufchlicdyen Einrichtungen nie ganz 
entfernen. Jedoch find Im Intereſſe einer materielf 
guten Rechtspflege Ausnahmen von jenen Sägen in 
doppelter Richtung zu machen: Einmal nämlich iſt 
derjenige Richter, welchem eine nothwendige Ei: 
genfchaft abgeht, rechtlich unfähig zu Bekleidung 
feineö Amtes, und aud) vom Gefege dafür ausdruͤck⸗ 
lich zu erklären. Zweitens aber giebt es Verhaͤltniſſe, 
welche eine Partheilichkeit zu erzeugen fo fehr geeig⸗ 
nee find, daß ein unter ihrem Einfluſſe ſtehender Rich: 
ter dem Staate und den Partheien nothwendig vers 
dDachrig feyn muß. Da nun aber Unpartheilichkeit 
des Richters die Grumdbedingung einer guten Rechts 
verwaltung ift, fo muß ein Mittel gegeben werden ; 
das Gegentheil unfchädlich zu maden: Dieſes Mittel 
25 


ift das Necht der Partheien, einen verbächtigen Rich⸗ 
ter zu recuſiren (perborrefeiren). Die Gefeggebung 
aller Staaten hart auch wirflid beide Ausnahmen 
(don fir Die gewöhnlichen Gerichte nöthig erfanut; 
für Staatsgerichte vollends ift ihre Aufftellung und 
firenge Handhabung von befonderer Wichtigkeit. Se 
winfchenswerther eine materielle und formelle Rich: 
tigkeit des Erfenntniffes bei Klagen wegen Berfaffungss 
verlegung, und je bedeutfamer für die Rechte der Res 
girung und der Bürger, fogar vielleicht für die Erhals 
tung der Ruhe und der beftehenden Ordnung, eine 
Zutrauen erweckende Führung der Staatsproceffe iſt, 
defto weniger darf ein unfähiger oder verdächtiger Rich⸗ 
ter Antheil nehmen an den Verhandlungen der einzigen 
Inſtanz. — Folgende Grundfäge find in Ermanglung 
einer eigenen pofitiven Gefeßgebung über diefen Punct 
zu beobachten, und fie durften auch wohl als An 
haltspuncte für die fpecielle Thaͤtigkeit des Geſetzgebers 
dienen : 

Mas zuerft die Unfähigfeit des Michters be⸗ 
trifft, fo zeigt fich vor allem bei näherer Betrachtung 
daß Diefelde wieder doppelter wefentlich unter fich 
verfchiedener Art ift, nämlih eine allgemeine, 
welche den in Frage Etehenden ein für allemal und 
abgefehen von beftimmten Perfonen und Sachen zur 
Bekleidung einer Stelle im Staatsgerichtshofe unfaͤ⸗ 
big macht; und eine befondere, wo bie rechtliche 
Unmdglichkeit der Theilnahme fih nur auf einen eins 
zelnen Fall befchränke. — Die Frage , in welchen ein= 
zelnen Zällen eine allgemeine Unfaͤhigkeit vorhan⸗ 
den ſey, laͤßt fich natürlich nicht gleichmäßig und 
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durchgreifend beantworten. Es kommt hier auf die 
Beſtimmungen der einzelnen Geſetzgebung uͤber die Zu⸗ 


ſammenſetzung und Bildung des Gerichtes an, und es 


kann nur fo viel generell behauptet werden, daß Je⸗ 
der, welchem auch nur Eine der im Gefege ausdruͤck⸗ 
lit). bei einem Staatsrichter vorausgeſetzten oder bes 
ſtimmten Eigenfchaften fehlt, 3. B. hinſichtlich des 
Alters, der Religion, des Vermögens, ded Standes, 
dadurch unfäbig iſt. Der Beſitz aller Übrigen vorge: 
fchriebenen, vielleidye materiell Bei weitem widjtigeren, 
fo wie vielleicht noch weiterer nicht vorgefchriebener , 
allein zweifellos hoͤchſt wuͤuſchenswerther Ei igenſchaf⸗ 
ten kann dieſen weſentlichen Mangel nicht ergäuzen; 
fo wie umgekehrte die Abwefenheit auderweitiger, vom 
Geſetze nicht ausdruͤcklich verlaugter, Eigenſchaften die 
Unfaͤhigkeit herbeizufuͤhren nicht im Stande iſt. Na⸗ 
mentlich koͤunen die im gewoͤhnlichen Rechte des Lan⸗ 
des fuͤr die Mitglieder der ordentlichen Gerichte feſtges 
ſtellten Bedingungen bier nicht, auch nur der Aualo⸗ 
gie nach, angewendet werden. Eben weil die bei den 
gewöhnlichen Ridyrern anzutreffenden Eigenſchaften nicht 
hiureichen oder nicht paſſen, iſt ja ein eigener Staats⸗ 
gerichtshof beſtellt worden. Nur eine Ausuahme von 
dieſer ſtrieten Auslegung iſt zu machen. Wenn naͤm⸗ 
lich ein, Richter in einen ſolchen niangelhaften Zus 
ſtaud des Körpers oder Geiſtes verfallen iſt, daß 
ihm richtiges und mit feinen Collegen gleichmaͤßiges 
Auffaffen und Beurtheilen der verfchiedenen im Pros 
ceffe vorkommenden Handluigen und Rechtsausfuͤh⸗ 
rungen unmöglich ; namentlich alfo wenn er blind; 

taub, wahnftnuig oder blödfinnig ift: fo kann er na: 
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türlich feine Stelle nicht behalten *). — Eine beſon⸗ 
dere Unfähigkeit aber ift nur in dem Einen Kalle 
vorhanden, wenn der an und fir ſich fähige Richter 
in eigener Sache fprechen wuͤrde. Daß dieſes rechtlich 
unmbglich ift, bedarf keines Beweiſes und tft Feiner 
weiteren Ausführung fähig. Zweifelhaft ift dabei al: 
fein, wie weit der Begriff der eigenen Sache auszu⸗ 
dehnen ift. Zunaͤchſt ift ed allerdings blos der Fall 
entweder der Mirfchuld oder der Verlegung durch den 
Beklagten. Allein die wenigftens den bei weiten meis 
ſten Menfchen immohnenden Gefühle der Verwandten 
liebe machen es faft norhwendig ,„ daß aud) nody das 
Schickſal der nächften Verwandten zu den eigenen Sa⸗ 
chen gezählt wird, was fodann den Kreis der unfähig: 
machenden Verhältniffe in doppelter Beziehung eriweis 
tert. Einmal nämlich , wenn der Angeklagte felbft zu 
diefen naͤchſten Verwandten gehdrt; zweitend , wenn 
nahe Verwandte ald Mitfchuldige oder als Werlegte 
berheiligt find. Verſchiedener Meinung fanı man das 
bei wieder feyn über Die unfähig machende Nähe des 
Grades der Verwandtfchaft und Schwägerfchaft. Je⸗ 


1) Es möchte vielleicht fheinen, als fey unter die Fälle einer 
allgemeinen , für das Staategericht paffenden Unfaͤhig⸗ 
feit auch die fehlerhafte Ernennung zu zählen, 
z. 3. Verfäumniß der gefeplihen Formen oder Termine, 
Wahl durch Nichtberechtigte u. f. w. Allein ſolche Indi⸗ 
viduen find nie Richter geworden, und es kann alfo we: 
der von ihrer Faͤhigkeit nod von ihrer Unfähigkeit die Rede 
ſeyn. Daß fie keinen Antheil an den Verhandlungen neb- 
men dürfen , verftcht fich freilich von felbft, und eben ſo, 
daß Jeder auf einen folhen Cindringling aufmerkfam me: 
hen barf. | 








den Falles find wohl darunter zu bezeichnen: bie Aſcen⸗ 
denten und Defcendenten , die Gefchwifter, die Frau 
und die im erften Grade Verichwägerten. Eine weitere 
Ausdehnung feheint zwar nicht nothwendig und ſchon 
von felbft anwendbar, wohl aber immer noch, wenn 
das pofitive Gefe fie vorfchreibt, vorfichtig zu feyn 2). 
Endlich ift nicht zu verfennen, Daß man eine an und 
für fih fremde Sache recht eigentlich) zu einer eigenen ' 
machen kann, fo daß man eben fo befaugen bei der⸗ 
felben ift, als wenn fie urſpruͤnglich ſchon Bezug 
hätte. Dieß ift uamentli da der Fall, wo man 
an ber fremden Eache dffentlich eine folche Art von 
Theilnahme bezeugt hat, daß deren Echicdfal mit dem 
eigenen Vortheile oder der eigenen Ehre unzertrennlidy 
verbunden ift. Eine folhe enge Verbindung findet 
aber namentlidy in folchen Fällen ftatt, in welchen 
man als NRechtöfreund der einen oder der andern Par: 
thei gearbeitet, oder über die man dffentlich in Schrif: 
ten ſchon feine Anfiht beftimme ausgefprochen bat; 
und fo muß auch eine befondere Unfähigkeit die Folge 


2) Nabe Verwandtfhaft ober Echmägerfchaft mit einem Mit: 
gliede der Flagenden Verſammlung ift nicht ale ein 
Grund der @inheit der Perfon bier aufgeführt ; tbeild weil 
dadurch leicht allzuviele Michter ausgefchloffen werden könn: 
ten, theils und hauptfächlich aber, weil dag Interefle, wel: 
ches ein Erändemitglied von Amtswegen an dem Erfolge 
einer angeitellten Etaatöflane zu nehmen bat, durchaus 
für deffen Verwandte und Schwaͤger feine folhe Wichtig⸗ 
feit haben kann, daß fie unfähig wären, gerecht und un: 
befangen darüber zu urtheilen. 


LU. 


47 


w — 


einer ſolchen freiwilligen Auſchließung feyn, — Was 
nun die. Anwendung diefer Grundfäge auf den einzels 
nen Fall berriffe, fo müffen beide Arten von ‘Unfähigs 
feitögründen zu jeder Zeig und in jedem Stande des 
Proceſſes geltend gemacht werden koͤnnen, denn Die 
Einhaltung peremtoriſcher Termine finder deßhalb 
hier keine Anwendung, weil durch deren Verſaͤumung 
eine rechtliche Unmoͤglichkeit nicht aufgehoben, und 
dafi auf eine gerechte Juſtizpflege gerichtete JIntereſſe 
der ganzen Geſellſchaft nicht befriedigt wird, Auf: 
merkjam zu machen auf das Vorhandenicyn einer Unze 
fübigfeie har jeder bei dem Proceffe unmirtelbar Bes 
theiligre das Recht und die Pflicht, alfo nicht nur 
jede Parthei, fondern auch, die Regirung, ein Mit: 
glied, namenrlih aber der Vorſtand des Gerichtes, 
endlich der in Frage Stehende ſelbſt ?). Die Ent: 
ſcheidung kann natuͤrlich bei einem Staatsgerichtshofe 





3) Es möchte ſich fragen, ob nicht jeder Vuͤrger das Recht 
einer Anzeige babe, indem Jeden an einer tadellpien 
Rechtspflege und an ‚einem werichtlichen Schutze der Ver: 
faffung gelegen feun muͤſſe? Wohl nicht. Aus auten Gruͤn— 
den hat man die Maſſe der Vuͤrger ausgeichleif'n von der 

Theilnahme an Miniſteranklagen. Zu einer Ausnabme 
von dieſer Regel iſt aber wohl hier um ſo weniger ein 
Grund, als nicht nur die Partheien ſelbſt fbon ein bin: 
reihend lebhaftes Autereffe haben einen Unfähigen als 
folhen zu bezeichnen, fondern auch überdieß der von einem 
bis ißt geheimen Grunde einer Unfähigkeit unterrichtete 
Bürger demfelden durch Mittbeilung an diejenige Parthei, 
welche bei feiner Geltendmachung am meiften intereffirt 
iſt, fogleih ale Wuͤrkſamkeit verſchaffen kaun. 
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ar von dieſem felbft- vorgenommen werden, und zwar 
in Abwefenheit des Berheiligten. 
Auch bei der Recufarion eines Richters find 
wieder zwei Fälle zu unterfcheiden , nämlich die Ver⸗ 
werfung eines verbächtigen ſtehenden Richters 
und die eines Gefchworenen. Bei beiden ift zwar 
der Grundcharacter des Verfahrens derfelbe,, d. h. die 
Verwerfung eines Michterd nicht wegen einer vom 
Geſetze bezeichneten beftimmten Thatſache, fondern we⸗ 
gen der Meinung, (alfo hoͤchſteus Wahricheinlichkeit,) 
daß er partheiifch gefinue fey; eben fo find bei beiden 
Faͤllen diefelben Fragen hinfichrlidy der Anwendung auf 
den einzelnen Mann zu beantworten: allein es iſt eine 
größere Ausdehnung diefes Verwerfungsrechtes bei den 
Geſchworenen nothwendig, als bei den Mitgliedern 
ftehender Richtercollegien. Der Zufall des Loofes kann 
bei jenen eine ganze Neihe von Perfonen bezeichnen, 
deren Unyuverläßigkeit und Unbrauchbarkeit zwar jedem 
mit ihnen näher Vertrauten vbllig einleuchter, ohne 
daß aber doch eine beftimmte einzelne Thatſache als⸗ 
bald bewiefen werden bunte, welche hinreichend ers 
fchiene ; während bei den mit möglichfler Sorgfalt ge= 
rade für dieſes Geſchaͤft beſtimmten und. zum Theile 
mis aller Vorficht eigens ermählten Richtern ſolche Maͤn⸗ 
gel nur weit feltener vorkommen koͤnnen. Da nun über: 
dieß die Verwerfung eines Gefchworenen weder eine 
Schwuͤrigkeit der Erfegung bat, (weil die Lifte nad) 
Belieben zahlreich feyn kann,) noch fie auch bei dem 
blos zufälligen und voräbergehenden Antrag befonders 
kraͤnkend ift: fo find um fo weniger Gründe, dieſe 
wilnfchenewerthe Ausdehnung des Verwerfungsrechtes 
zu verweigern. — Was nun aber dad Mäbere betrifft, 
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einer ſolchen freiwilligen Anſchließung ſeyn. — Was 
nun die. Auwendung dieſer Grundſaͤtze auf den einzel: 
nen Fall betrifft, fo muͤſſen beide Arten von Unfaͤhig— 
feitögruden zu jeder Zeig und in jedem Stande des 
Progefies geltend gemacht werben Fonnen, Denn die 
Einhaltung peremtoriſcher Termine findet deßhalb 
hier keine Anwendung, weil durch deren Verſaͤumung 
eine rechtliche Unmoͤglichkeit nicht aufgehoben, und 
da auf eine gerechte Juſtizpflege gerichtete Intereſſe 
der ganzen Geſellſchaft nicht befriedigr wird, Auf: 
merfjam zu machen auf das Vorhandenjeyn einer Une 
fübigfeit har jeder bei dem Proceffe unmirtelbar Bez 
theiligre das Recht und die Pflicht, alfo nicht nur 
jede Parthei, fondern quch die Regirung, ein Mit: 
glied, namentlich aber der Vorftaud des Gerichtes, 
endlich der in Frage Stehende felbit 3), Die Ent: 
ſcheidung kann natuͤrlich bei einem Staatsgerichtshofe 





3) Es möchte ſich fragen, ob nicht jeder Buͤrger das Recht 
einer Anzeige babe, indem Jedem an einer tadellpien 
Rechtspflege und an ‚einem gerichtlichen Schutze der Ver: 
faffung gelegen fegn muͤſſe? Wohl nicht. Aus auten Grin: 
den hat man die Maſſe der Vuͤrger ausgeſchloſſen von der 

Theilnahme an Miuiſteranklagen. Zu einer Ausnahme 
von dieſer Megel iſt aber wohl bier um fo weniger ein 
Grund, ald nicht nur die Partheien felbit fbon ein bin: 
reichend lebhaftes Intereſſe haben einen Unfäbigen als 
folhen zu bezeichnen, fondern auch überdieß der von einem 
bis iBt geheimen Grunde einer Unfähigkeit unterrichtete 
Buͤrger demſelben durch Mittbeilung an diejenige Parthei, 
welche bei feiner Geltendmachung am meiften intereflirt 
iſt, fogleih alle Wuͤrkſamkeit verfchaffen kann. 
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aur von dieſem ſelbſt vorgenommen werden, und zwar 
in Abweſenheit des Betheiligten. | 
Auch bei der Recufarion eined Richters find 
wieder zwei Faͤlle zu unterfcheiden „ nämlich die Ders 
werfung eines verdächtigen ſtehenden Richters 
und die eines Geſchworenen. Bei beiden ift zwar 
der Grundcharaeter des Verfahrens derſelbe, d. h. Die 
Verwerfung eines Michterd nicht wegen einer vom 
Geſetze bezeichneten beftimmten Thatſache, fondern wes 
gen der Meinung, (alfo höchftens Wahricheinlichkeir,) 
daß er partheiifch gefinne ſey; eben fo find bei beiden 
Fällen diefelben Fragen hinfichtlich der Anwendung auf 
den einzelnen Mann zu beantworten: allein es ift eine 
größere Ausdehnung dieſes Werwerfungsrechtes bei den 
Geſchworenen nothwendig, als bei den Mitgliedern 
ftehender Richtercollegien. Der Zufall des Loofes kann 
bei jenen eine ganze Reihe von Perfonen bezeichnen, 
deren Unzuverläßigkeit und Unbrauchbarkeit zwar jedem 
mit ihnen näher Vertrauten völlig einleuchtet, ohne 
daß aber doch eine beflimmte einzelne Thatſache als⸗ 
bald bewielen werden koͤnnte, welche hinreichend er: 
fehiene ; während bei den mir möglichfter Sorgfalt ges 
rade fir dieſes Gefchäft beftinnmten und. zum Theile 
mit allee Vorſicht eigens erwaͤhlten Richtern folche Maͤn⸗ 
gel nur weit feltener vorkommen koͤnnen. Da nun über: 
dieß die Verwerfung eines Gefchworenen weder eine 
Schwuͤrigkeit der Erfegung bat, (meil die Lifte nad) 
Belieben zahlreicdy feyn kann,) noch fie auch bei dem 
blos zufälligen und voräbergehenden Antrag befonders 
kraͤnkend iſt: fo find um fo weniger Gruͤnde, _diefe 
wuͤnſchenswerthe Ausdehnung ded DVerwerfungsrechtes 
zu verweigern. — Was nun aber bad Mäbere betrifft, 


392 — 


und zwar bei der Recuſation eines Richters, fo 
fragt fi) vor Allem, ob der deuſelben Werdächrigende 
Gründe für feine Anficht anzuführen, und ob und wie 
er die Wahrfcheinlichkeit derfelben zu erweifen har? 
Obgleich fchon- der erfte Theil Dicjer Frage von nam⸗ 
haften Rechtögelehrten verneint worden ift *), fo kann 
doch wohl Faum ein Zweifel dariiber ftatt finden, daß 
den gröbften Mißbräucen Thuͤre umd Thor geöffnet 
wire, wenn ein jeder Michter auf das bloße Vorge⸗ 
ben einer Parthei, daß fie ihn für befangen halte, 
feinen Sitz verlaffen müßte. Selbſt der von Mauchen 
zu wenigftend einiger Bekräftigung dieſes Worgebens 
verlangte Eid Fonnte nur einen geringen Theil der 
Nacıtheile entfernen. Denn abgefeyen auch vor leichte 
finnig oder falſch gegebenen Verheurungen , wurde ein 
folcher Perhorreſcenz-REid doch weiter nichts beweiſen, 
als die fubjectine Anſicht, keineswegs aber auch nur 
einen Schein von objectiver Mahrfcheinfichkeit. Aller: 
dings werden alfo Gruͤnde anzufuͤhren feyn. Verlangt 
man aber folche , fo muͤſſen fie natuͤrlich auch, wenn 
dich nicht eine bloße Scheiuͤ-⸗Forderung ſeyn fol, bes 
wiefen werden, wobei ſich übrigens von felbft vers 
fieht, daB nur die Thatſachen erwiefen werden Fonts 
nen „ die Schläffe hingenen , weldye aus ihnen auf 
eine angebliche Partheilichkeit des Richters gezogen 
werden, fediglich der Beurtheilung der über dic Re⸗ 
eufation entfcheidenden Behoͤrde zu Äberlaffen find. Da 
kein Grund vorliegt, für den Beweis jener Thatſachen 
ein eigenthämliches Derfahren anzuordnen, fo gelten 


4) 3.3. Quiſtord— v. Buͤlow u. Hagemann, Gluͤck, 
Lotz, Seſterding, u. ſ. w. 


die allgemeinen Vorfchriften Aber Beweid aud) bier, und 
namentlich ift lediglich hiernach die; Frage zu beantwor⸗ 
ten, ob ein Ergänzungseid zuzulaffen ift 9). — Eine 
zweite, mir Diefer erften enge zufammenhängende, Frage 
it, ob das Reeuſations⸗Recht ausgeuübt werden koͤnne, 
wenn das Geſetz keine Aufzählung der einzelnen 
Tharfachen gegeben hat, bei deren Vorhandenfeyn 
Partheiligkeit beim Richter vermuthet iverden darf? 
Eine Verneinung diefer Frage koͤnnte nur auf der Ans 
fihe beruhen, daß eine vellftändige und jeden nicht 
genannten Grund außfchließende Aufzählung möglich 
fey. Allein dem ift nicht ſo. Es wäre zwar allers 
dings nicht ſchwer, eine Anzahl von Verhältniffen aufs 
zuſtellen, in welchen eine Partheilichkeit ſehr wahrs 
ſcheinlich ift, 3. B. notoriſche Feindfchaft oder Freunds 
ſchaft zwijchen dem Richter und dem Beklagten; Schul⸗ 
denverhältuiffe zwifchen beiden; gemeinfchaftliches Eis 
genthum u. f. f.; allein unmöglich it ed, zum Voraus 
alle folche Verhältniffe auszufinnen, weldye ſich im 
wärflicyen Leben ergeben Fonnen. Dem Ermeflen der 


5) Be kannt ift der Streit bet Rechtslehrer über den von ei- 
nem Verborrefcirenden zu fordernden Beweis. Wbgefeben 
von Jenen, weiche ſich mit einer bloßen Behauptung der 
Partheilichleit, böcftend mit einem allgemeinen Eide be: 
gnügen wollen, fordert eine Meinung zwar beftimmte Anz 
gabe der Gruͤnde, allein ſtatt alles Beweiſes blos einen 
Eid; eine zweite Meinung verwirft (eben fo  einfeis 
tig) jeden Eid ganz, und verlangt anderweitige -Beweife 
für die einzeln anzugebenden Gründe; und nnr eine 
dritte Parthei endlich haͤlt fi folgereht an die gewoͤhnli⸗ 
hen Grundfäge über den Beweis. S. Linde, Lehrbuch, 
4. Aufl., $ st, Note 4, und die baf. Angef. 
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enefcheidenden Behoͤrde muß ſomit jeden Falles die Bes 
urtheilung vieler unbenannter Verdachtsgruͤnde frei 
überlaffen bleiben. Damit ift aber bewiefen, daß übers 
- haupt ohne irgend eine gefegliche Aufzählung von eins 
zelnen Fällen, doch eine Recuſation vorgebracht und ents 
fchieden werden kann. Selbft wenn es fi) nur von 
einer lex ferenda handelt , wäre die Feftfegung eines 
fär vollftändig ausgegebenen Verzeichniffes nicht zu billis 
gen, denn ed koͤnnte dem Gerichte durdy die Aufitelung 
von folchen, nothwendig unvollftändigen, Regeln fein 
Geſchaͤft nur erfchwert werden. Hoͤchſtens mögen Bei⸗ 
fpiele gegeben werden °), obgleich auch diefe eher 
zur Verwirrung als zu Anhaltöpuncten dienen wmoͤchten. 
Selbft die Aufftellung eines allgemeinen Priucipes, 
unter welches fodann die fämmtlichen guͤltigen Gründe 
fallen mäßten, fcheine nicht rathſam, indem and) dies 
ſes leicht nicht alle Fälle der vielfach verfchlungenen 
Wirklichkeit begreifen möchte, und daun ebenfalld nur 
nachtheilig wirkte. Namentlich iſt die Analogie der 
Verdachtögrände gegen Zeugen ganz unbrauchbar , ins 





6) Wie dieß z. B. dad Kanonifhe Met an verſchiedenen 
Stellen thut: fo: cap. 36 u. di, 6. 1, X., de appellat., 
3,28; fr. 9, pr. delib , causa 40, 12; cap. 4, X., 
ut lite non contest, , 8, 6; om 25, X , de offic,. et 
potest. jud, deleg,, 1, 9; cap. 18, X., de jad., 8, 1. 
Wenn das franzoͤſiſche Recht Kim Code de proc. civ., art. 
44 und 378) eine vollftändige Aufzählung zu geben fucht, 
fo weist, auch abgefeben davon, daß dabei zwilhen Un: 
fähigkeit und Merbächtigleit kein Unterfhied gemacht if, 
fon ein kurzes Nachdenken die MUnvollftändigleit und fo- 
mit Schäblichleit des Verzeichniſſes nad. 
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dem bie von einem folchen verlangten Eigenfchaften ganz 
andere find, al& die einem Richter uorhwendigen. — Zu 
feinem Zweifel fanı wohl die dritte Frage Unlaß ges 
ben, nämlich ob nur der Beklagte pder auch der Klaͤ⸗ 
ger. ein Derwerfungsrecht haben fol? Ep gewiß auch 
der letztere ſowohl für fich als für das ganze von ihm 
verfretene Volk ein mächtiged Sntereffe hat, daß uns 
partheiiſche Juſtiz gepflogen werde, eben fo gewiß 
muß ihm aud das Recht der Verwerfung zuftehen, 
Dagegen wäre cin der Regirung, abgefondert von den 
dem Beklagten, eingeräumtes Recht eine bloße Su⸗ 
perfbdation, Schwerer ift es die letzte Frage, welche 
Behoͤrde die vorgebracheen Recufatigns= Griude zu 
beurrheilen habe, auf eine Weife zu beantworten, 
welche Eeinen gegründeten Ausſtellungen bloögeftellt if, 
Jeden Falles iſt zu unterſcheiden. Wird blos Ein 
Mirglied des Gerichtes oder hoͤchſtens eine folche Ans 
zahl recuſirt, daß die Zahl der übrigen, nörhigen 
Falles verftärft durch die Erellvertreter, nicht unter 
das vorgefchriebene Minimum ſiukt, fo ſteht unzweis 
felhaft dem Etaatögerichtshofe felbft in Abweſenheit 
des oder der Berheiligten die Entfcheidung zu. Wie 
aber wenn eine größere Anzahl oder wohl gar der 
ganze Gerichtshof recufirt werden will? Die bei den 
gewöhnlichen Gerichten in ſolchem Falle zu ergreifen: 
den Mittel find hier unauwendbar: denn ein hoͤherer 
Richter beftehr nicht; daß Juſtizminiſterium ift dem 
Staatsgerichtshofe nicht vorgeſetzt; einer vom Fuͤrſten 
zu erneunenden-Commiffion kann die Entfcheidung aus 
Furcht vor Mißbrauch nicht anvertraut werden. Ders 
fchieden verhalten fich bier wieder ſolche Staatögerichte, 
welche Erfagmänner zulaſſen, und diejenigen, bei wels 

\ ? 
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ift das Mecht der Partheien, einen verdächtigen Rich⸗ 
ter zu recufiren (perborrefeiren). Die Gefeßgebung 
aller Staaten bat auch wuͤrklich beide Ausnahmen 
[bon fir die gewöhnlichen Gerichte noͤthig erkannt; 
für Staatsgerichte vollends ift ihre Aufftellung und 
firenge Handhabung von befonderer Wichtigkeit. Je 
wilnfchenswerther eine materielle und formelle Rich: 
tigfeit des Erfeuntniffes bei Klagen wegen Verfaſſungs⸗ 
verlegung,, und je bedeutfamer fir die Rechte der Res 
girung und der Bürger, fogar vielleicht für die Erhals 
tung der Ruhe und der beftehenden Ordnung, eine 
Zutrauen erweckende Führung der Staatöproceffe ift, 
defto weniger darf ein unfähiger oder verdächtiger Rich⸗ 
ter Antheil nehmen an den Verhandlungen der einzigen 
Inſtanz. — Folgende Grundfäße find in Ermanglung 
einer eigenen pofitiven Gefeßgebung über diefen Punct 
zu beobachten, und fie därften auch wohl als Ans 
haltspuncte für die fpecielle Thärigkeir des Geſetzgebers 
dienen : 

Mas zuerft die Unfaͤhigkeit bes Richters bes 
trifft , fo zeigt fich vor allem bei näherer Betrachtung 
daß Diefelbe wieder doppelter wefentlich unter fich 
verfchiedener Art ift, nämlid eine allgemeine, 
welche den in Frage Etehenden ein für allemal und 
abgefehen von beftimmten Perfonen und Sachen zur 
Bekleidung einer Stelle im Staatögerichtshofe unfaͤ⸗ 
big macht; und eine befondere, wo die rechtliche 
Unmdglichkeit der Theilnahme ſich nur auf einen eins 
zelnen Fall beſchraͤnkt. — Die Frage , in welchen ein⸗ 
zelnen Fällen eine allgemeine Unfähigkeit vorhau⸗ 
den fen , läße ſich natuͤrlich nicht gleichmäßig und 
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Burchgreifend beantworten Es kommt hier duf die 
Beſtimmungen der einzelnen Gefegebung über die Zu: 
ſammenſetzung und Bildung des Berichtes au, und e8 
kann nur fo viel generell beyaupref werden, daB Je⸗ 
der, welchem auch nur Eine der im Geſetze ausdruͤck⸗ 
lich bei einem Staatsrichter vorausgeſetzten oder be⸗ 
ſtimmten Eigenſchaften fehle, z. B. hinſichtlich des 
Alters, der Religion, des Vermoͤgeus, des Staudes, 
dadurch unfäyig iſt. Der Beſitz aller Übrigen vorge: 
ſchriebenen, vielleicht mareriell Bei weitem wicjtigeren, 
fo wie vielleicht noch weiterer nicht Vorgefchriebener , 
allein zweifellos hoͤchſt wuͤnſchenswerther Eigenſchaf⸗ 
ten Baum dieſen weſentlichen Mangel nicht ergänzen; 
fo wie umgekehrt die Abwefenheit anderweitiger , vom 
Geſetze nicht ausdruͤcklich verlangter, Eigenſchaften die 
Unfaͤhigkeit herbeizufuͤhren nicht im Stande iſt. Na⸗ 
mentlich Founen die im gewoͤhnlichen Rechte des Lan⸗ 
des fir die Mitglieder der ordentlichen Gerichte feſtge⸗ 
ſtellten Bedingungen bier nicht, auch nur der Aualo⸗ 
gie nach, angewendet werden. Eben weil die bei den 
gewöhnlichen Richtern auzutreffenden Eigenfchaften nicht 
hinreichen oder nicht paflen, iſt ja ein eigener Staats: 
gerichtöhof Beitelle worden. Nur eine Ausnahme von 
diefer flricren Auslegung ift Zu machen. Wenn näms 
lich ein, Richter in einen folchen mangelhaften Zus 
ſtaud des Körpers oder Geiftes verfallen iſt, daß 
ihm richtigeß und mit feinen Collegen gleihmäßiges 
Auffaffen und Beurtheilen der verfchiedenen im Pro: 
ceffe vorkommenden Handlungen und Rechtsausfuͤh⸗ 
rungen unmoͤglich, namentlid) alfo wenn er bliud, 
taub, wahnftunig oder blödfinnig ift: fo kann er nd: 
25 ® 
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tuͤrlich ſeine Stelle nicht behalten *). — Eine beſon⸗ 
dere Unfähigkeit aber ift nur in dem Einen Kalle 
vorhanden, wenn der an und für ſich fähige Richter 
in eigener Sache ſprechen würde. Daß diefes rechtlich 
unmbdglich ift, bedarf Feines Beweifes uud ift Feiner 
weiteren Ausführung fähig. Zweifelhaft ift dabei al: 
fein, wie weit der Begriff der eigenen Sache auszu⸗ 
dehnen ift. Zunaͤchſt ift es allerdings blos der Fall 
entweder der Mitfchuld oder der Verlegung durch den 
Beklagten. Allein die wenigftens den bei weitem mei⸗ 
ften Menſchen inwohnenden Gefühle der Verwandten 
liebe machen ed faft nochwendig „ daB aud) noch das 
Schickſal der nächften Verwandten zu den eigenen Sa⸗ 
chen gezählt wird, was fodann den Kreis der unfähigs 
machenden Verhältniffe in doppelter Beziehung erwei⸗ 
tert. Einmal nämlicdy , wenn der Angeklagte felbft zu 
diefen nächften Verwandten gehört; zweitend , wenn 
nahe Verwandte als Mirfchuldige oder als Verletzte 
betheiligt find. Verſchiedener Meinung Tann man das 
bei wieder feyn über die unfähig machende Nähe des. 
Wrades der Verwandtſchaft und Schwägerfchaft. Je⸗ 


1) Es möchte vielleicht fcheinen, ale ſey unter die Bälle einer 
allgemeinen , für das Staatsgericht paffenden Unfaͤhig⸗ 
feit auch die fehlerhafte Ernennung zu zählen, 
z. 3. Verfäaumniß der gefeglihen Formen oder Termine, 
Wahl durh Nichtberechtigte u. f. w. Allein ſolche Indi⸗ 
viduen find nie Nichter geworden, und ed fann alfo we⸗ 
der von ihrer Fähigfeft noch von ihrer Unfähigkeit die Mede 
ſeyn. Daß fie keinen Antheil an den Verhandlungen neh: 
men dürfen , verftcht fich freilich von felbft, und eben fo , 
daß Feder auf einen folhen Cindringling aufmerkfam ma: 
hen darf. 











den Falles find wohl darunter zu bezeichnen: bie Afcens 
denten und Defcendenten., die Gefchwifter, die Frau 
und die im erften Grade Verſchwaͤgerten. Eine weitere - 
Ausdehnung feheint zwar nicht norhwendig und fchon 
von felbft anwendbar, wohl aber immer noch, wenn 
das pofitive Gefe fie vorfchreibt, vorfichtig zu feyn 2). 
Endlich ift nicht zu verfennen, daß man eine an und 
für fidy fremde Sache recht eigentlidy zu einer eigenen ' 
machen kann , fo daß man eben fo befangen bei der: 
felben ift, als wenn fie urſpruͤuglich ſchon Bezug 
hätte. Dieß ift namentlih da der Fall, wo man 
an der fremden Eache dffentlich eine ſolche Art von 
Theilnahme bezeugt hat, daß deren Schickſal mit dem 
eigenen Vortheile oder der eigenen Ehre unzertrennlich 
verbunden if. Eine folche enge Verbindung findet 
aber namentlidy in folchen Fällen ftart, in welchen 
man als Rechtsfreund der einen oder der andern Par⸗ 
thei gearbeitet, oder ber die man dffentlich in Schrif⸗ 
ten fchon feine Anſicht beſtimmt ausgeſprochen bat; 
und fo muß auch eine befondere Unfähigkeit die Folge 


2) Nahe Verwandtichaft oder Echmägerfchaft mit einem Mit: 
gliede der Flagenden Verſammlung ift nicht als ein 
. Brund der Einheit der Perfon hier aufgeführt ; tbeild weil 
dadurch leicht allzuviele Michter ausgefchloffen werden koͤnn⸗ 
ten, theils und bauptfächlich aber, weil das Interefie, wel: 
ches ein Ständemitglied von Amtsmegen an dem Erfolge 
einer angeitellten Staatsklage zu nehmen bat, durchaus 
für deffen Verwandte und Schwäger Feine folhe Wichtig⸗ 
feit haben kann, daß fie unfähig wären, gerecht und un: 
befangen baräber zu urtbeilen. 
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einer ſolchen freiwilligen Anihließung ſeyn. — Mas 
nun Die. Anwendung diefer Grundfäge auf dem einzel: 
nen Fall betrifft, fo muͤſſen beide Arten von Unfaͤhig⸗ 
keitsgruͤnden zu jeder Zeif und in jedem Etande des 
Proceffes geltend gemacht werbeu koͤnnen, Denn die 
Einhaltung peremtoriſcher Termine findet deßhalb 
hier keine Anwendung, weil durch deren Verſaͤumung 
eine rechtliche Unmoͤglichkeit nicht aufgehoben, und 
daſt auf eine gerechte Juſtizpflege gerichtete Intereſſe 
der ganzen Geſellſchaft nicht befriedigt wird, Auf 
merfjam zu machen auf das Vorhandenfeyn einer Une 
faͤhigkeit dar jeder bei dem Proceffe unmittelbar Bes 
theiligre das Recht und die Pflicht, alfo nicht nur 
jede Parthei, fondern auch, die Regirung, ein Mit: 
glied, nameutlich aber der Vorſtand des Gerichtes, 
endlich der in Frage Stehende felbit ?). Die Ent: 
ſcheidung Fany natuͤrlich bei einem Staatsgerichtshofe 





3) E3 möchte ih fragen, ob nicht jeder Pürger dad Necht 
einer Anzeige babe, indem Jedem an einer tadellpien 
Rechtspflege und an ‚einem aerichtlichen Schutze der Ver: 
faſſung gelegen feyn me ? Wohl nicht. Aus anten Gruͤn— 
den hat man die Wale der Rürger ausgefchleifn von der 

Theilnahme an Prinitteranflagen, Zu einer Ausnahme 
von dieſer Megel ift aber wohl hier um fo weniger ein 
Grund, ald nicht nur die Partheien felbft fbon ein bin: 
reihend lebhaftes Intereſſe haben einen Unfäbigen als 
folhen zu begeihnen, fondern auch überdieß der von einem 
bis igt geheimen Grunde einer Unfähigkeit unterrichtete 
Buͤrger demfelben durch Mittbeilung an diejenige Parthei, 
welche bei feiner Geltendmachung am meiften intereffirt 
iſt, ſogleich alle Wuͤrkſamkeit verfhaffen kaun. 
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ur von dieſem ſelbſt vorgenommen werden, und zwar 
in Abweſenheit des Berheiligten. 
Auch bei der Recuſation eined Richters find 
wieder zwei Zülle zu unterfcheiden „ nämlich. die Ders 
werfung eines verbächtigen ſtehen den Richters 
und die eines Geſchworenen. Bei beiden ift zwar 
der Grundcharacter des Verfahrens derfelbe,, d. h. die 
Verwerfung eines Wichterd nicht wegen einer vom 
Befege bezeichneten beftimmten Thatfache, fondern wes 
gen der Meinung, (alfo höchftens Wahrfcheinlichkeic,) 
daß er partheiifch geſinut fey; eben fo find bei beiden 
Fällen diefelben Fragen hinfichtlich der Anwendung auf 
den einzelnen Mann zu beantworten: allein es ift eine 
größere Ausdehnung dieſes Verwerfungsrechtes bei den 
Geſchworenen nochwendig, als bei den Mitgliedern 
ftehender Richtercollegien. Der Zufall des Koofes kann 
bei jenen eine ganze Reihe von Perfonen bezeichnen, 
deren Unzuverläßigfeit und Unbrauchbarkeit zwar jedem 
mit ihnen näher Vertrauten völlig einleuchter, ohne 
daß aber doch eine beftimmte einzelne Ihatfache als⸗ 
bald bewielen werden koͤnnte, welche hinreichend er⸗ 
ſchiene; während bei den mir möglichfter Sorgfalt ge= 
rade für dieſes Gefchäft beftinmten und. zum ‘Theile 
mit aller Vorſicht eigens erwaͤhlten Richtern folche Maͤn⸗ 
gel nur weit feltener vortommen koͤnnen. Da nun über: 
dieß die Verwerfung eines Gefchworenen weder eine 
Schwuͤrigkeit der Erfegung bat, (weil die Lifte nad) 
Belieben zahlreich feyn kann,) noch fie auch bei dem 
bloß zufälligen und voräbergehenden Antrag befonders 
kraͤnkend ift: fo find um fo weniger Grinde , dieſe 
wuͤnſchenswerthe Ausdehnung des Werwerfungsrechtes 
zu verweigern. — Was nun aber das Näbere betrifft, 
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und zwar bei der Wecufation eines Richters, fo 
fragt ſich vor Allem, ob der deufelben Werdächrigende 
Gruͤnde für feine Anſicht anzufähren, und ob und wie 
er die Mahrfcheinlichkeit derfelben zu erweifen har? 
Obgleich fhon. der erſte Theil dirjer Frage von nams 
haften Rechtögelehrten - verneint worden ift *), fo kaun 
doch wohl kaum ein Zweifel daräber flatt finden , daß 
den gröbften Mißbräuchen Thuͤre und Thor geöffnet 
wire, wenn ein jeder Richter auf das bloße Vorge⸗ 
ben einer Parthei, daß fie ihn für befangen halte, 
feinen Sitz verlaffen müßte. Selbft der von Manchen 
zu wenigftend einiger Bekraͤftigung dieſes Vorgebens 
verlangte Eid koͤnnte nur einen geringen Theil der 
Nachtheile entfernen. Denn abgeſehen auch von leicht⸗ 
ſinnig oder falſch gegebenen Betheurungen, wuͤrde ein 
ſolcher Perhorreſcenz-Eid doch weiter nichts beweiſen, 
als die ſubjective Anſicht, keineswegs aber auch nur 
einen Schein von objectiver Wahrſcheinlichkeit. Aller⸗ 
dings werden alſo Gruͤnde anzufuͤhren ſeyn. Verlangt 
man aber ſolche, ſo muͤſſen ſie natuͤrlich auch, wenn 
dieß nicht eine bloße Scheiuͤ-Forderung ſeyn ſoll, bes 
wiefen werden, wobei ſich uͤbrigens von ſelbſt vers 
fieht, daß nur die Thatſachen erwiefen werden koͤn⸗ 
nen, die Schläffe hingenen , welche aus ihnen auf 
eine angebliche Partheilichkeit des Richters gezogen 
werden, lediglich der Beurtheilung der Äber die Re⸗ 
eufation enrfcheidenden Behoͤrde zu Äberlaffen find. Da 
Fein Grund vorliegt, für den Beweis jener Thatſachen 
ein eigenthämliches Verfahren anzuordnen, fo gelten 


4) 3.2. Quiforg, v. Buͤlow u. Hagemann, Sie, 
208, Gefterding, u. fe w. 
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die allgemeinen Vorfchriften Aber Beweid auch hier, und 
namentlich ift lediglich h iernach die, Frage zu beantwor⸗ 
ten, ob ein Ergänzungseid zuzulaffen ift 9). — Eine 
zweite, mit dieſer erften enge zufammenhängende, Frage 
it, ob das Reeuſations⸗Recht ausgeuͤbt werden koͤnne, 
wenn dad Gefeß Feine Aufzählung der einzelnen 
Tharfacden gegeben hat, bei deren Vorhandenfeyn 
Partheiligkeit beim Richter vermuthet iverden darf? 
Eine Verneinung diefer Frage Fonute nur auf der Ans 
fiht beruhen, daß eine vollſtaͤudige und jeden nicht 
genannten Grund ansfchließende Aufzählung mbglich 
fey. Allein dem iſt nicht fo. Es wäre zwar allers 
dings nicht fchwer, eine Anzahl von Verhältniffen aufs 
zuftellen, in welchen eine Partheilichkeit fehr wahrs 
ſcheinlich iſt, 3. B. notorifche Feindfchaft oder Freunds 
fhaft zwiichen dem Richter und dem Beklagten; Schul⸗ 
denverhältuiffe awifchen beiden; gemeinfchaftliches Eis 
genthum u, f. f.; allein! unmöglich iſt es, zum Voraus 
alle ſolche Verhaͤltniſſe anszuſinnen, welche ſich im 
wuͤrklichen Leben ergeben koöͤnnen. Dem Ermeſſen der 


5) Be kannt ift der Streit bet Mechtslehrer über den von ei: 
nem Verhorrefcirenden zu fordernden Beweis. Abgeſehen 
von Jenen, welche fih mit einer bloßen Behauptung ber 
PYartheitichleit , böchftend mit einem allgemeinen @ide be: 
gnuͤgen wollen, fordert eine Meinung zwar beftimmte Anz 
gabe der Grunde, allein ftatt alled Beweiſes blos einen 
Eid, eine zweite Meinung verwirft (eben fo einſei⸗ 
tig) jeden Eid ganz, und verlangt anderweitige - Beweife 
für die einzeln anzugebenden Gründe; und nnr eine 
dritte Parthei endlich hält fih folgereht an die gewoͤhnli⸗ 
hen Grundfäge über den Bemeid. S. Linde, Lehrbuch, 
4. Aufl., $. st, Note 4, und die daf. Angef. 
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enefcheidenden Behoͤrde muß fomit jeden Falles die Bes 
srtheilung vieler unbenannter Berbachtögrände frei 
überlaffen bleiben. Damit ift aber bewiefen, daß übers 
- Haupt ohne irgend eine gefeliche Aufzählung von eins 
zelnen Fällen, doch eine Recufation vorgebracht und ents 
fehieden werden kann. Selbft wenn es fi) nur von 
einer lex ferenda handelt , wäre die Feftfegung eines 
fär vollftändig ausgegebenen Verzeichniffes nicht zu billis 
gen, denn es koͤnnte dem Gerichte durch die Aufſtellung 
von foldyen, nothwendig unvollftändigen, Regeln fein 
Geſchaͤft nur erſchwert werden. KHöchftens mögen Beis 
fpiele gegeben werden °), obgleich auch diefe eher 
zur Verwirrung als zu Anhaltöpuncten dienen woͤchten. 
Selbft die Aufftellung eines allgemeinen Principes, 
unter welches fodaun die fämmtlichen giftigen Gründe 
fallen muͤßten, fcheint nicht rathſam, Indem auch dies 
ſes Teiche nicht alle Fälle der vielfach verfchlungenen 
Wirklichkeit begreifen moͤchte, und dann ebenfalls nur 
nachtheilig wirkte. Namentlich iſt die Analogie der 
Verdachtsgruͤnde gegen Zeugen ganz unbrauchbar , ins 





6) Wie dieß 3. B. dad Kanoniſche Recht an verſchiedenen 
Gtellen tbut: fo: cap. 36 u. 41, $ 1, X., de appellat., 
3,28; fr. 9, pr. delib , causa 40, 12; cap. 4, X., 
ut lite non contest,, 2, 6; on 25, X , de office. er 
potest. jud. deleg., 4, 9; cap. 18, X., de jud., 3, 1. 
Wenn das franzoͤſiſche Recht (im Code de proc. civ., art. 
44 und 374) eine vollftändige Aufzählung zu geben ſucht, 
fo weist, auch abgefehen davon, daß dabei zwiſcheu Un: 
fähigkeit und Merbächtigkeit kein Unterfchied gemacht ift, 
ſchon ein kurzes Nachdenken die Unvollftändigleit und fo: 
mit Schädlichleit des Verzeichniſſes nad. | 
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dem bie von einem folchen verlangten Eigenfchaften ganz 
andere find, ale die einem Richter noghwendigen. — Zu 
feinem Zweifel kanun wohl die dritte Frage Anlaß ges 
ben, nämli ob nur der Beklagte pder aud) der Kids 
ger. ein Werwerfungsrecht haben fol? So gewiß auf 
der letztere ſowohl für fich als fr das ganze von ihm 
verfretene Volk ein mächtiged Sjutereffe hat, daß uns 
partheiiſche Juſtiz gepflogen werde, eben fo gewiß 
muß ihm auch das Recht der Derwerfung zuftehen, 
Dagegen wäre cin der Regirung, abgefondert von den 
dem Beklagten ,„ eingeräumtes Recht eine bloße Su⸗ 
perfhdation, Schwerer ift es die letzte Frage, welche 
Behoͤrde die vorgebradhren Necufatignd= Gründe zu 
beurrbheilen habe, auf eine Weife zu beantworten, 
welche Eeinen gegründeten Ausſtellungen bloögeftellt if. 
Jeden Tales it zu unterſcheiden. Wird blos Ein 
Mirglied des Gerichtes oder hoͤchſtens eine ſolche Ans 
zahl recufirt ,„ daß die Zahl der übrigen, nörhigen 
Falles verftärke durch die Erellvertreter, nicht unter 
Das vorgefchriebene Minimum fiuft, fo ſteht unzweis 
felhaft dem Staatsgerichtshofe felbft in Abweſenheit 
des oder der Berbeiligten die Enrfcheidung zu. Wie 
aber wenn eine größere Anzahl oder wohl gar der 
ganze Gerichtshof recufirt werden will? Die bei den 
gewöhnlichen Gerichten in foldyem Falle gu ergreifen: 
den Mittel find hier unanwendbar: denn ein höherer 
Richter beſteht nicht, Daß Juſtizminiſterium iſt dem 
Staatsgerichtshofe nicht vorgeſetzt; einer vom Fuͤrſten 
zu erneunenden Commiſſion kann die Eutſcheidung aus 
Furcht vor Mißbrauch nicht anvertraut werden. Ver⸗ 
ſchieden verhalten ſich hier wieder ſolche Staatsgerichte, 
welche Erſatzmaͤnner zulaſſen, nad diejenigen, bei wel⸗ 

\ ? 
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mern. Im erſten Falle werden fo viele Erſatzmaͤnner 


auch Aber die gewöhnliche gefegliche Zahl hinaus zu ers 
nennen feyn, daß diefe allein oder mit den nichtrecufirten 
Richtern einen gültigen Schluß faffen Fonnen. Wenn 
auch das Gefeg den zur Erunennung von Erſatzmaͤn⸗ 
nern Befugten die Ausübung ihres Rechtes in joldyem 
Falle nicht ausdrädlih zur Pflicht machen follte, fo 
koͤnnte doch an der Nothwendigkeit und fomit der 
Rechtmaͤßigkeit des Verfahrens Fein Zweifel obwalten. 
Zweckmaͤßig zur Abfchneidung jeden Zweifeld und Streis 
tes iſt freilich „wenn eine entſprechende ausdruͤckliche 
Beſtimmung im Gefege Aber die Minifteranklagen ges 
geben wird. In dem andern Balle ift freilich die eins 
zige Möglichkeit, daß der Gerichtshof ſelbſt entſchei⸗ 
ber, und zwar, wenn er im Ganzen perhorrefeirt wers 
den fol, in voller Verſammlung; foll dagegen nur 
eine größere Anzahl von einzelnen Mitgliedern verdäd)s 
tigt werden, je Über den einzelnen in deffen Abweſen⸗ 
heit. Allerdings läßt fi gegen Beides manche Ein⸗ 
wendung machen: allein noch fchlimmer wäre es, wenu 
mittelft einer fo leicht durchzuführenden Chifane der 
Beklagte felbft die Möglichkeit eines Proceffes vernichs 
ten koͤnnte. Die Verfaffung hat eine Auflage und 
einen Proceß gegen Minifter in gewiffen Fällen für 
nöthig erklärt. Site mäffen alfo audy wuͤrklich ausge⸗ 
führt werden koͤnnen, und läßt fi eine Schwilrigfeit 
nicht befeitigen , fo bleibt nichts übrig, als ohne wei: 
tere Ruͤckſicht auf fie in der Hauptſache fortzufahren. — 
Daß bei der Recufirung von Gefhworenen din 
Partheien ein größerer Spielraum gelaffen werden 
muͤſſe und koͤnne, iſt oben bereits bemerkt. Dieß laͤßt 
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fi) nun auch leicht bewerkftelligen, wenn den Pars 
theien außer dem Rechte, aus beftimmten und erweis⸗ 
baren Grinden verdächtige Geſchworene zu entfernen , 
auch noch die Befugniß eingeräumt wird, eine bes- 
fimmte weitere Anzahl ohne Angebung irgend eines 
Grundes zu verwerfen. Auf diefe Weife kann Jeder 
eutferuc werden, deffen ganze Stellung mehr als eine. 
einzelne Thatfache Verdacht der Partheilichkeit erwedt, 
oder der, durdy einen minderen Grad von Einficht zur 
Unſelbſtſtaͤndigkeit verurtheilt,, leicht die Beute eines 
Fligeren und bösmilligen Amtögenoffen werden koͤnnte. 
Wie groß die Anzahl der ohme Begründung zu Ents 
fernenden feyn fol, ift als eine Sache der Schäßung 
und Willkuͤhr aus allgemeinen Grundfägen nicht wohl 
zu beftimmen. Enthaͤlt das gemeine Hecht des Landes 
für die gewöhnlichen Gerichte Vorfchriften über die: 
fen Punct, fo geben diefe ohme Zweifel die nächfte 
fihere Analogie an die Hand. Beſteht aber Fein Ges 
feß Ddiefer Art, fo bleibt nichts uͤbrig, als daß der 
Staatsgerichtshof gleih in dem erften Falle eine 
Norm feftftellt,, welcher ſodann auch in fpäteren Pro: 
ceffen und bis zum Ausſpruche eines förmlichen Ges 
fees zu befolgen if. Uebrigens fcheint jede denkbare 
Laune des Zufalled in Berechnung genommen und 
jede Billigfeit gegen die Betheiligten erfüllt zu ſeyn, 
wenn die doppelte Zahl der gefeglichen Mitglieder des 
Gefchworenen: Gerichtes von jedem Berheiligten ohne 
Anführung eines Grundes verworfen werden fann. Daß 
ſowohl die Gründe ald dad Beweisverfahren bei den 
aus beftimmten Verdachtöurfachen Verworfenen ganz 
nach denfelben Grundfäßen zu behandeln find, welche 
oben bei der Recufation eines flehenden Richters anges 
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geben wurden , bedarf wohl Faum ber Bemerkung. 
Eben fo unzweifelpaft ift ferner , daß auch hier beis 
de Partheien ein Verwerfungsrecht auezufben befugt 


-feyn muͤſſen. Die Behörde endlich, welche über die 


Ausfchliegung der aus beſtimmten Grinden verdäd)z 
tigren Geſchworenen zu entſcheiden und bei den ohne 
Gründe erlaubterweife recufirten wenigftens die Auf: 


ſicht zu führen har, iſt ohne Zweifel das Nichtercol- 


legium, welchem die Geſchworenen beigegeben find zu 
gemeinfchaftliher Bildung des Staatsgerichtshofes. 
Theild wäre ed der Wilrde und der Unabhängigkeit des 
Staatögerichted zuwider, mern ein anderes niederer 
flenendes Gericht diefen Ausfpruch zu thun hätte, 
theils ift offenbar bei ihm diefelbe Unbefangenheit hierz 
bei vorauözufegen, wie bei irgend einer andern Bes 
hörde, indem er in feiner Stellung uud daß einzels 
ne Mitglied für feine Perfon bei der Frage über die 
Zulaffung oder Entfernung eines beitimmeren, ohnedem 
nur durch den Zufall des Loofes genannten Geſchwo⸗ 
renen nicht entfernt betheilfgt ift. 


$. 14. | 

5: Pie äußere Stellung der Bigter, 

Je ſchwuͤriger die Aufgabe iſt, welche Jemand 
erhaͤlt, und namentlich mit je maͤchtigeren Feinden er 
bei der Ausuͤbung feiner Pflicht Zu thun haben kann, 
defto nothwendiger ift es auch, Daß er beſondern Schutz 
in der Ausübung feines Rechtes und feiner Pflicht er: 
hält, wenn wicht die Furcht Über das Pflichtgefuͤhl 
obfiegen, oder ungerechte Gewalt bie Benuͤtzung des 


“ 


Rechtes verhindern , in beiden Yällen aber der Zweck 
verfehlt werden fol. Eine weite Competenz für das 
Amt und beträchtliche der Behoͤrde zur Verfügung ges 
ftellte Gewalt reichen ohne Schutz für die Perfon der 
mir dent Amte Belleideren keineswegs aus; denn leicht 
Fönnten diefe nicht wagen jene Rechte in Ausuͤbung zu 
bringen. Dieß ift denn auch der Grund, warum ſchon 
den gewöhnlichen Richtern ein größerer perfbnlicher 
Schuß von dem Geſetze eingeräumt worden iſt, als 
anderen Beamten , deren Aufgabe ald weniger hädes 
lich angefehen wird. Offenbar gilt nun aber für die 
Mirgliever des Staatögerichtöhofes der Schluß vom 
Kleineren auf das Groͤßere. Bei der großen Wichtigkeit, 
welche die Ausuͤbung ihres Amtes fowohl fiir die Mes 
girung ale für das Voll Haben muß, und bei den Erurme 
der Leidenfchaften aller Art , welchen diefelbe faft ims 
- mer erregen wird, find fie mitrelbaren und unmittels 
baren Angriffen auf ihre Selbftftändigkeir in hohem 
Grade ausgefegt: Es muß ihnen alfo auch ein bes 
fonders kräftiger Schuß werden. Diejer findet fih nun 
aber iu folgenden Mitteln : 

i. Su der lebenslänglihen Webertras 
gung ded Amtes. Bei manchen Organifationen des 
Staatögerichtöhofes verſteht ſich dieſes von felbft, da 
nämlich , wo mit einer lebenslaͤnglichen anderweitigen 
Stelle die Function eined Staatsrichters wefentlidy und 
untrennbar verbunden if. So 3. B. wenn der Pairs⸗ 
kammer oder dem oberften Gerichte das Richteramt 
übertragen ift. In andern Fällen ift die Unabſetzbarkeit 
‚ausdrädlich ausgefprochen *). Allein wenn auch weder 


1) So in der wiÄrttembergifhen V. u., g. 197. 
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das eine noch dad andere ber Ball iſt, fo verſteht ſich 
die Sache da überall von felbit, wo nicht das Ges 
gentheil vorgefchrieben ift =). Wenn den Mitgliedern 
des Staatögerichtöhofes ihre Wilde auders entriffen 
werden koͤnnte, als durch förmliches Urcheil und Recht, 
fo wäre möglich, daß alle der Bewalt nicht blind und 
bis zur offenen Mißachtung des Geſetzes ergebene ent⸗ 
ferne wuͤrden, wodurch die ganze Anftalt in ein Schutz⸗ 
mittel fuͤr anitart gegen Willkuͤhrherrſchaft verwans 
delt werden muͤßte. Ueber den bei Verbrechen eines 
Mitgliedes zuftindigen Richter f. den naͤchſten $: 

2. Die Freiheit von Haft während der Dauer 
der Sigungen ift bekanntlich ein den Mitgliedern 
der Stände s Berfammlungen nad) dem Mufter der engs 
liſchen Verfaſſung überall eingeräumtes Recht. Nur 
die betreffende Kammer felbft, deren hoͤchſtes Syns 





2) In mehr als einer Beziehung verkehrt ift das Spitem der 
ſaͤchſiſchen Verf. Urk., welde im $. 143 die Mitglies 
der immer nur vom Ausgange eines ordentlichen Landta= 
ged zu einem andern wählen läßt. Hierbei iſt es nicht 
nur moͤglich, dag Gericht für einen beftiinmten einzelnen 
Fall partheiiſch zuſammen zu ſetzen, fondern ed find auch 
die nicht wieder gewählten Mitglieder möglicherweife itzt 
einer Rache weit bloßer geſtellt. Wenn eine Abweichung 
von dem ſonſt fo unglüdlik "genau befolgten Muſter der 

. württembergifhen Beltimmungen über den St. ©: 
H. oft zu wuͤnſchen geweſen wäre, fo ift dieß wenigſtens 
dier nicht dee Full: — Aus denſelben Urſachen find auch 
die Wahlſenate, weihe 5. B. in Belgien, den Ver 
Staaten von N. A. , einem bedeutenden Theil der ein- 
zelnen Bundesſtaaten, us f. w. zu Staatsrichtern beſtellt find, 
minder zuverlaͤßig⸗ 
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tereſſe Verhuͤtung jedes möglichen Mißbrauches iſt, 
kann hierzu die Erlaubniß geben: Der Grund dieſes 
Rechtes iſt, zu verhindern, daß nicht unter falichen Vor⸗ 
waͤnden unbeftechliche Mitglieder, wenn auch nur eine 
Zeit kaug, von den Sigungen eutfernt werden konnen: 
Da num offenbar die Beſorgniß ähnlichen Mißbraus 
ches auch bei ſolchen Staatsgerichten, welche nicht 
aus einem Theile der Staͤnde-Verſammlung beftehen, 
beitehen muß, fo ift die Gewährung eines aͤhnlichen 
Rechtes oder die analoge Ausdehnung desſelben auf 
die Mitglieder des Staatsgerichtshofes vdllig gerecht? 
fertigt: Auch bier iſt dieſes Recht ein foldyed nothe. 
wendiged Mittel zum Zwede, nämlich zu einer unpars 
theliichen Entſcheidung der Staatöprocefft, daß feine 
Behauptung und Handhabung ſelbſt ohne ausdruͤck⸗ 
liche Beſtimmung eines Gefeges erlaubt erfcheine: Alſo 
nur nit Erlaubniß des gerade verjammelten Staats⸗ 
gerichtes felbit darf ein Mitglied unter dem Vorwan⸗ 
de eined begaugenen Berbrechens verhaftet werden. 
Zrat die Verhafınug ein während das Gericht nicht 
beiſammen war; fo iſt wenigſtens alsbald mit der, 
Einberufung auch der Verhaftete zur Verfügung des 
Eollegiums zu flellen: Diefe Eiurihtung ift naments 
lich bei jenen Berichten ; weldye nur wenige Mitglies 
der zählen und antter eine Minderzahl nicht herunters 
ſinken dürfen, wenn fie nicht aufhdren follen thaͤtig zu 
feyn ; gauz unerlaͤßlich. — Endlich if 

3. un Handlungen individuehler Mache vor dem. 
- Mitgliedern abzuwenden, die bei den Staatsdieneru 
überhaupf eingefuͤhrte Anwendung einer erhöhten 
Strafe bei Beleidigungen, welche ihnen wegen ihrer 
Amtsfuͤhrung zugefuͤgt werden möchten ; unzweifelyaft: 

36 


Bon minderer Wichtigkeit, doch aber and) nicht 
gleihgüftig für dad Ganze, find einige weitere Be⸗ 
ſtimmungen über die Äußere den Staatsrichtern einzu⸗ 
räumende Stellung. 

Vorerft der Geldpunct. Es kann nardrlich uns 
ter Feinen Umftinden davon die Rede feyn. den Mit: 
gliedern des Staatsgerichtshofes, fey derſelbe nun 
zufammengefegt wie er wolle, einen flehenden Gehalte 
in diefer Eigenſchaft auszufegen. Nicht nur wäre 
eine ſolche DVerwilligung eine unverantwortlidye Ders 
ſchwendung, inden glädlicherweife die Staatspro⸗ 
ceſſe fo felten find, daß oft in langen Jahren der Ges 
richtöhof gar keine Dienfte zu leiften hat; fondern es 
würde durch die pecuniaͤre Ruͤckſicht die Beſetzung der 
Stellen mit lanter ganz tuͤchtigen Männern nicht fels 
ten erfchwert. Einen Theild nämlich wirde wohl nicht 
felten die Erelle nur deßhalb verliehen, um irgend 
‚einem Beguͤnſtigten den Geldvortheil zu verfchaffen , 
ohne alle Ruͤckſicht, ob er im Kalle eines Proeeſſes 
irgend brauchbar und zuverläßig wäre. Es Edunte der 
Staatögerichtäheof zur bloßen Succurfale der Penftonds 
Lifte werden. Die Seltenheit der Verwendung und 
die Hoffnung, daß während feined ganzen Lebens er 
nicht auf die Probe gejet werden werde, wurden 
über die fehr wichtigen Gegengrände wegiehen Iafs 
fen, während der einmal gemachte Fehler nicht wics 
der gut zu machen wäre, wenn ein eintretender Fall 
eine intelligende und ehrenwerthe Befegung des Gerich⸗ 
tes zum Beduͤrfniſſe machte. Zweitens duͤrften bei 
ſolchem leicht zu verdienenden Schalte fih Manche bei 
Belegung der Stellen zuörängen, welche ihre Hoff⸗ 
nung nur auf Jntrigue nicht auf Verdienft fegen Fans 
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ten. Es wuͤrde ſomit auch diefe Einrichtung , wie fo 
mandje andere id den ronſtitutionellen Stüaten,; nur 
zur Eurfitrlichung der höheren Stände und jur Unter⸗ 
haltung des blinden Partheigeifted beitragen. — Das 
gegen ift eine Entfhädigung für den vorkommen. 
den Falles wuͤrklich geihachren Aufwand nicht nur eine 
Forderung der Billigkeit und felbft der Gerechtigkeit; 
fondern es laͤßt ſich ach ein ABerwiegenider Nachtheil 
nicht einſehen. Man dar zwar die Zweckmaͤßigkeit etiter 
den Staͤndemitgliedern zi verwilligenden Eüt⸗ 
ſchaͤdigung ſchon manchfach In Übrede gezogen 3; die: 
ſelbe auch in großen Staaten (3. B: Frankreich 
und England) waͤrklich verweigert, in der Abſicht 
die Annahme det Stellen in der Strändes Verfammlung | 
nur bedeutend wohlhabenden Mänıern moͤglich zu ma: 
chen ; als von tbelchen man größere Aßneignrig gegen 
unbeſonnene oder gewältſame Neuerungen, lebtjaften 
weil ſelbſtiſchen, Autiheil am dinglicheil Wohle des 
Landes ; geringere Veftechlichkeit und höhere Bildung 
erwartete: allein mit Recht hat man dieſer Beſtitn⸗ 
mung entgegengehalteli, daß fie hoͤchſtens in großen 
Staaten ; dere Staͤudezahl in fehr kleiliem Verhälts 
niffe äu der ganzen Volkszahl ſtehe, und wo alfo größe 
Auswahl fey, durchgeführt werden Tonne; daß fie jeden 


ev. 


3) Dieb if wamieniiich geſchehen von —E Es. 
quisse d’une conslitation, ©. 98 fo: wögegen freilich 
viele andere die Verwilligung einer Entſchaͤdigung lebhaft 
in Schuß nebuien, ſo z. DB .J. Adams; Defense des 
constit. americ., Bd. IT, ©. 135 fa.; Béniham, Prin. 
cipes du code pen., Bd, IT, ©. 69 fi.; Prfiot; ia 
science du pablicisie, BP. Ve 6. 2% fg. 

d6 ° 
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Falles die, immer nicht uͤberfluͤßig große, Zahl der 
ganz tüchtigen Männer bedeutend vermindere; und 
daß nur zu leicht auf mittelbarem Wege eine weit 
höhere Belohnung für die Dienftleiftung erworben wers 
den Tonne, jebod mit dem Unterfchiede, daß folche 
daun nur dem feilen. Talente, nicht aber der aufrichs 
tigen DVaterlandsliebe in ber Regel zu Theil werde, 
Alle diefe Gruͤnde paſſen auch auf die Mitglieder 
ded Staatögerichtöhofes, und mäüffen daher zur Bes 
willigung einer Eutſchaͤdigung führen, welche natürs 
lih am zwedmäßigiten in der Form von Neifekoften 
und Taggeldern verwilligt wird, und zwar ohue Zwei⸗ 
fel mindeftend, in dem Berrage der den Mitgliedern 
der Srändeverfanmlung oder hoͤheren Etaatödienern 
"ausgefegten Summe, Nur die Fälle müffen eine Aus- 
nahme machen, wenn entweder das gewbhnliche. höchite 
Gericht ded Landes auch die Zunctionen des Staats⸗ 
gerichted zu übernehmen bat, wo natürlich für eine 
befondere Bezahlung Fein Grund wäre; oder wenn die 
Gerichtsbarkeit einfach an eine Pairskammer gewiefen 
ift, welche Feine Eutſchaͤdigung für ihre übrigen Si⸗ 
Bungen erhält. Schwuͤrig wirde freilih die Sache 
da, wo die Mitglieder einer ſolchen Pairskammer 
nur einen Theil des Gerichtes bilden. Eine Ungleichs 
heit wäre unangenehm fir die Bezahlten und fiir die 
Nichtbezahlten; und hier mäßren ſich wohl die Pair 
ebeufalld zur Annahme einer Entſchaͤdigung verſtehen, 
wenigftend wäre Allen die Annahme durch das Gele 
gleihmäßig freizuftellen. 

So lange Raugverhaͤlt niſſe beſtimmt wers 
den, ſey es blos des Ceremoniels bei feierlichen Ge⸗ 
legenheiten wegen, ſey es, (was freilich in einem 
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Rechtsſtaate kaum feyn follte „) um dauach beftinmte 
Vorrechte zu ertheilen: fo'lange haben auch die In⸗ 
baber der verfchiebenen Staatsſtellen ein Mecht, ein 
mit der Wichrigkeit ihres Auftrages in richtigem Ders 
hältniffe fieheuden Rang in Anſpruch zu nehmen. Eine 
Zuruͤckweiſung dieſes Anſpruches ift pofitide Nichtachs 
tung und Beleidigung. :Die Mitglieder derjenigen Bes 
börde , vor welcher die volksvertretende Verſammlung 
und die erflen Beumten des Staates flreitend aufs 
sreten, und welche darch ihre Urtheile den Sinn und 
Umfang der oberften Grundfäge ded Staatslebens zu 
beftimmen hat, Eonnen diefen nach offenbar einen hoch⸗ 
lebenden Rang in Anſpruch nehmen, und zwar iſt 
offenbar das Wenigſte, was fie fordern mögen, daß 
ihnen vor den Mitgliedern der höchften ordentlichen 
Serichte der Rang angewieſen werde. Verweigert ihnen 
dieſes der Staat ziſo beweist er, daß er- anf feine 
eigenen Einrichtungen, namentlich aber auf die zum 
Schutze der Mollsrechte dienenden, nicht das gehdrige 
Gewicht zu legen weh. 

Bloßer leerer Pomp ohne innere Kraft und 
Würde if allerdings lächerlich und ſelbſt verächtlich. 
Allein gerne fleht dar Menſch eine wichtige Begeben⸗ 
heit auch In entfprechender Weife in die Erfcheinung 
treten. Es ift fomit: natürlich und anftändig, daß 
auch das Auftreten. des Staatögerichröhofes in allen 
feinen Perfonen und! Handlungen wuͤrdevoll und eins 
brudtmachend ſey. J 


— MM 


9. 15. 


6. Verhaltujß derſelben zur aufſthenden 
©emalt der Hegirung. 


Klugheitögriiude haben den madernen Stagten bie 
Aufftelung des Gates angerathen, daß die Gerichte 
hinfichrlich der Behandlung und Ensfcheidung der eins 
zelnen vor fie gehörigen Nechsöfachen voͤllig unabhaͤn⸗ 
gig von Befehlen der Stagrägemnlt feyen ’), Man 
hat fogar die Wichtigkeit Biefey Einrichtung fo weit 
überfchägt, daß man gegen alle Ragif und Märkliche 
keit die Gerichte als drittes Glien einer politiſchen 
Dreieinigleit der Gejeggebung -And, ber Ausfägruug 
der Geſetze eheutbärtig zur Feite ſetzte. Der Mißgriff 
mar um fo handgreiflicher pud⸗ unverzeihlicher, als 
dieſe augebliche unabhaͤngige. Gewalt, oder richtiger: 
biefer Theil der Auwendung der allgemeinen Geſetze 
auf deu eigzeluen Fall, einer Oberaufiiht des Juha⸗ 
bers der Staatsgewalt unterworfen, and den Befeh⸗ 
In. desſelben in allen die Entſcheidung edres einzelnen 
Necheöftreiges nicht betreffenden Nafepungen Ihrer Thaͤ⸗ 
tigkeit Gehorſam ſchuldig ſeyn muß, wenn niche ein 
für Die Rachte der Baͤrger OHR : Gedenflicher , die 
Einheit des allgemeinen’ Opganismmus qufhebender und 
ſelbſt jede Moͤglichkeit einer Regirung vernichtender 
Staat im Staqte norhanden »ſeun fol. Dieſes Pber⸗ 
auffichtsrecht des Staatsohberhauptes begreift aber, in 





1) Vergl. mein Staatsrecht des K. Bürttemberg, 3b. 
.1I, ©. 199 fg, 
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feine Einzelnheiten zerlegt , folgende Befngniffe in fich: 
erftens das Recht den Gerichten ihre Geſchaͤftsordnung 
(nicht Procefordnung) vorzufsbreiben, damit bies 
felben ihre Aufgabe thaͤtig, puͤnctlich und in formels 
fer Beziehung üÜbereinftimmend unter ſich beforgen; 
zweitend dad Recht ſich von der Einhaltung bdiefer 
Geſchaͤftsvorſchriften entweder durch Berichte oder Bis 
fitationen zu überzeugen; endlich das Recht die nach⸗ 
laͤßig, ungehorfam oder verbrecherifch erfundenen Rich⸗ 
ter zur Verantwortung und durch Uebergabe an bie 
ihnen vorgefeßten Berichte zur Strafe zu ziehen. Be⸗ 
kanntlich ift im den meiften mittleren und größeren 
Staaten die Handhabung der OÖberaufficht über die 
Gerichte einem eigenen Juſtiz⸗Miniſterinm übertragen, 
deffen Vorftand nach Nechten und Pflichten vbllig im 
die Reihe der Minifter gehoͤrt, in einem conftirutios 
nellen Staate namentlid) auch deren Verautwortlich⸗ 
keit theilt. 

Es iſt nun die Frage zu beantworten, ob auch der 
Etaattgerichtöhof einer ſolchen Oberaufjicht des Staats⸗ 
oberhauptes, ſey es durch den Suftizminifter fey es 
auf andere Weiſe, zu unterwerfen ift? 

Die Gründe fir die Bejahung diefer Frage 
-find die allgemeinen „ welche für die Beauffichtigung 
der gewöhnlichen Gerichte fprechen; denn es iſt allers 
dings nicht zu Idugnen , daß auch ein Staatsgerichts⸗ 
hof durdy langſame, unordentliche oder verkehrte Ges 
ſchaͤftefuͤhrung die Erreichung feines wichtigen Zweckes 
beeinträchtigen , daß er fich ihm nicht gebührende und 
die Verfaſſung des Staates verrildende Rechte ans 
maßen, endlidy, daß ein einzelnes Mitglied ſich flrafs 
barer Haudlungen ſchuldig machen fann. Auch der 


Staats gerichtshof ſteht nicht Über Dem Geſetze, und 
es muß ſomit ein Mittel geben, ihm zu demſelben 
zuräd'zuführen, wenn er es zu mißachten geneigt ſeyn 
ſollte. Kine Aufſicht und eige orpnende Gewalt iſt 
alſo noͤchig. 

So wenig nun das Gewicht dieſer Gruͤnde zu 
verkennen iſt, fo find doch unzweifelhaft die fuͤr bie 
Merneinung der Frage ſprechenden Momente von 
größerer Bedeutung, Bor Allem widerfpricht es der 
gauzen Stellung des Staatsgerichtshofes, als eines 
zur Schlichtung von Streitigkeiten zwiſchen Regirung 
und Staͤuden beſtimmten, ſomit in gewiſſer Bezie⸗ 
bung uͤber beiden ſtehenden Gliedes des Staatſsorga⸗ 
nismus, einem dieſer ſtreitenden Theile untergeordnet 
zu ſeyn. Doppelt unaugemeſſen wire dieß namentlich, 
wenn der Juſtiz⸗-Miniſter ſelbſt, allein oder mit ſei⸗ 
nen Untögenoffen, vor die Schrauken geftellt wäre, 
Sodann wirde eine foldye Einwirkung der Regirung 
auf Form und Schnelligkeit der Gefhäfrsbeforgung 
menigftens ſehr leichte Widerſpruch bei der Staͤndever⸗ 
fammlımg finden „ wodurch der Proreß noch mebr ver⸗ 
wickelt und verzbgert werden Founte, Ferner läßt 06 
fich wenigftend denken, daß auch nur diefer formelle 
Einfſuß in einzelnen Fällen zur Faͤlſchung der Rechts⸗ 
pflege mißbraucht merden koͤnute, was wegen der vers 
legten Berfaffung und wegen der Schmägpung der mos 
ralifhen Wirkung der ganzen Einrichtung gleichmaͤ⸗ 
fig zu bedauren ware. Endlich iſt nicht zu vergeffen, 
daß die Fälle einer offenbaren und zu einer Rüge und 
Abftellung durch die oberaufichende Wehdrbe geeignes 
ter Fehler und Nachläffigkeir fehr felten feyn durften. 
Die Wichtigkeit der Sache, die Oeffentlichkeit der Ders 
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handlungen, pie Kraft der öffentlichen Meinung find 
wohl zu beachrende Stuͤtzen und Hülfen für das Pflichts 
gefühl und die Einſicht. 

Somit ift denn von dem Auffichtsrechte einer Re⸗ 
girungsbehoͤrde uͤber den Staatsgerichtshof abzuftehen, 
und demſelben allein und in letzter Inſtanz zu uͤber⸗ 
laſſen, wie er nach Anleitung der Verfaſſung und der 
Geſetze den Proceß zu leiten und ſeine eigene Thaͤtig⸗ 
keit dabei zu bemeſſen und einzurichten fuͤr gut findet. 
Glaubt eine der Partheien oder die Regirung als 
ſolche, daß Grund zu Mißvergnuͤgen vorhanden ſey, 
ſo ſteht ihr natuͤrlich eine Vorſtellung dagegen frei; 
es mag auch der ſich verletzt Findende oinen Verſuch 
machen ein foͤrmliches Geſetz zu Stande zu bringen, 
weldyes fodann wenigftens fuͤr Filnftige Fälle Das Uebel 
verhindern und auch die mittelbaren Folgen des dieß⸗ 
maligen Fehlers zum größten Theile ausgleichen wurde ı 
allein ein unmittelbares Mittel den entfchiedenen Wils 
fen bed Gerichtes zu brechen „ Faun ed der Natur der 
Sache nad) nicht geben, 

Hiermit ift Denn die Frage zugleich beantwortet, 
ob ein Staatsanwalt bei dem Gerichte zu beftel« 
- Ien fey?. So gewiß die Aufftellung eines eigenen Mes 
girungss Commiflärd bei den gewöhnlichen Gerichten 
eine hbchft lobenswerthe und durch Peine andere zu 
erfeßende Anftale iſt 2); und fo gewiß ferner ber 
MWärde des Staatsgerichtshofes durch dieſe Einrichtung 
keineswegs zu nahe getreten werben wuͤrde: fo wenig 


8) ©. Feuerbach, Deffentlihfeit und Mindlichfeit, WO. 
cH,®. 193 fa.5;%, Müller, das Infitut ber Staats⸗ 
anmwaltfchaft nad feinen: Hauptmomenten. 2p5-, 1925. 
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findet fidy bei einem Staatsgerichtshoſe Raum fir 
feine Thärtgleit. Bon den wefentlichen Berrichtungen 
finden zwei , nämlich die Aufſpuͤrung begangener Ders 
brechen und die Anklage im Namen des Staates ges 
gen beſtimmte Verdächtige , der Natur der Sache nad) 
gar Feine Anwendung. Die Beauffichtigung der fürs 
mellen Thaͤtigkeit der Richter aber, fo wie die Wahr⸗ 
nehmung der Gefege und des oͤffentlichen Jutereſſes, 
koͤnnen bei der Unabhängigkeit des Gerichtshofes und 
fomit bei dem Mangel einer Behdrde, an welche die 
Anträge des Staatdanwalted zu richten und von Der 
fie mir Erfolg zu beachten wäre fuͤglich unterlaffen 
werden. Eine wuͤrkungsloſe Controle wäre nur laͤcher⸗ 
li und, durch Verzögerung , nachtheilig. Ihr Wegs 
fallen iR übrigens deßhalb niche fo fehr zu bedauern, 
ald auf den erften Blick vielleicht fcheinen möchte, weil 
theils die Deffentlichfeit und Wichtigkeit der Verbands 
lungen das forgfältig auegewaͤhlte Gericht in der aros 
Pen Mehrzahl der Fälle zu der eifrigften und puͤnct⸗ 
lichften Beforgung feiner Pfliche beivegen muß 3; theild 
. die mit der nöthigen Einſicht wohl ausgeruͤſteten Par⸗ 
theien in ihrem Intereſſe auf die, wohl ſehr felten 
vorfommenden, Fehler das Gericht aufmerkſam mas 
hen und von denfelben deren Abftellung verlangen wers 
den. Davon gar nicht zu reden, daß in einen zwi⸗ 
ſchen den Ständen und der Regirung obwaltenden 
Streite ein von der letztern ernanuter Beamter kaum 
die Vermuthung der Unpartheilichkeit , und alfo der 
Nuͤtzlichkeit, für fich haͤtte. 

Narärlich geht übrigens Diefe Unabhaͤngigkeit des 
Staatsgerichtshofes nicht ſo weit, daß einzelne 
Mitglieder, welche ſich eines Vergehens ſchuldig 
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machen ſollten, ohne Richter und Etrafe blieben. 
Nur der Fuͤrſt iſt in einer couſtitutionellen Monarchie 
heilig und unverletzlich. Es ift ſomit der Schuldige 
mit ganz derfelben Etrafe zu belegen, weldye das Mits 
glied eines gewöhnlichen Berichtes für Diefelbe Hands 
lungsweiſe fich ‚zugezogen hätte. , Die einzige ſchwuͤrige 
Frage ift hier nur die, wer das Richteramt zu übers 
nehmen babe ? Es ift ohne Zweifel zu muterfcheiden. 
Handelt ed fich von einem Difeiplinarfehler, alfo von 
Mangel an Achtung gegen den Vorſtand und feine 
-Befehle oder genen Das gefammte Gericht, von Vers 
flumniß der obliegenden Wrbeiten u, dgl., fo duͤrfte 
ed mit der Ehre des Staatsgerichtohofes nicht vereins 
bar feyn und dje formelle Geſchaͤftsbehandlung ſtoͤ⸗ 
ven, wem eine fremde Behoͤrde einzufchreiten befuge 
wäre. Bier muß vielmehr, je nachdem der Fall noch 
in den Geſchaͤftskreis des Vorſtandes gehoͤrt, von dies 
fem oder von dem ganzen Collegium ige oder 
Etrafe erfolgen, Jedes unter feiner andern Behoͤrde 
unmittelbar ftehende Kollegium hat nothwendigermeife 
die Befugniß ihr eigeues Auſehen zu vertheidigen, fey 
08 gegen Fremde , ſey ed gegen die eigenen Mitglies 
der. Im letzteren Falle von dem filr die gewöhnlis 
chen Gerichte gültigen gefchriebenen oder Gewohnheits⸗ 
Rechte abzuweichen, ift durchaus fein Grund vorhans 
den. Nur ift wohl unter Beinen Umftänden die Verfuͤ⸗ 
gung einer bleibenden oder vorübergehenden Ausſchlie⸗ 
Aung von dem Richteramte zuläßig. Hiervon muß 
fyon die bloße Möglichkeit eines Mißbrauches abs 
halten. — Iſt dagegen von einer eigentlichen Nedytös 
verlegung,, von einem Derbrechen vielleicht die Rede, 
weldye nicht blos die Form fondera das Weſen ber 





Bon minderer Wichtigkeit, doch aber and) nicht 
gleihgiftig für dad Ganze, find einige weitere Be⸗ 
ftimmungen über die dußere den Staatsrichtern einzu⸗ 
räumende Stellung. 

Vorerſt der Geldpunct. Es kann natuͤrlich uns 
ter keinen Umſtaͤnden davon die Rede ſeyn, den Mit⸗ 
gliedern des Staatsgerichtshofes, ſey derſelbe nun 
zufammengefeßt wie er wolle, einen ſtehenden Gehalt 
in diefer Eigenfchaft auszufegen. Nicht uur wäre 
eine ſolche DVerwilligung eine unverantwortliche Ders 
ſchwendung, indem giädlicherweife die Staatspro⸗ 
ceffe fo felten find, daß oft in laugen Fahren der Ges 
richtöhof gar feine Dienfte zu leiften hat ; fondern es. 
wilrde durch die pecuniaͤre Ruͤckſicht die Beſetzung der 
Etellen mit lanter ganz tuͤchtigen Männern nicht fels 
ten erſchwert. Einen Theild nämlich wuͤrde wohl niche 
felten die Stelle nur deßhalb verlichen, um irgend 
‚einem Beguͤuſtigten den Geldvorcheil zu verfchaffen , 
"ohne alle Ruͤckſicht, ob er im Falle eines Proeeſſes 
irgend brauchbar und zuverläßig wäre. Es koͤnnte der 
Staatögerichtähof zur bloßen Succurfale der Penſious⸗ 
Lifte werden. Die Seltenheit der Verwendung und 
die Hoffuung, daß während feined ganzen Lebens er 
nicht auf die Probe geiche werden werde, wiürben 
über die fehr wichtigen Gegengründe wegiehen Iafs 
fen, während der einmal gemachte Fehler nicht wie⸗ 
der gut zu machen wäre, wenn ein eintretender Fall 
eine intelligende und ehrenwerthe Befeßung des Gerich⸗ 
tes zum Beduͤrfniſſe machte. Zweitens durften bei 
ſolchem leicht zu verdienenden Gehalte fih Manche bei 
Belegung der Stellen zudrängen, welche ihre Hoff⸗ 
nung nur auf Jutrigue nicht auf Vervienft fegen kouu⸗ 
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ten. Es wirde ſomit auch diefe Einrichtung , wie fo 
manche andere in den ronſtititionellen Sitaten, mir 
zur Entſittlichung ber höheren Stände und jur Unters 
haltung des blinden Partheigeiftes beitragen. — Das 
gegen ift eine Entfhädigung für beit vorkömmen⸗ 
den Zalles wuͤrklich geinachten Aufwand nicht nur eine 
Sorderung der Billigkeit und felbft der Gerechtigkeit; 
fondern es laͤßt fich auch ein uͤberwiegender Nachtheil 
nicht einſehen. Man har zwar die Zweckmaͤßigkeit eliter 
den Ständemitglicedern zil verwilligenden Eilt: 
ſchaͤdigung ſchon manchfach in Ubrede gezogen 3); dies 
felbe auch in großen Staaten (3. B: Frankreich 
und England) waͤrklich verweigert, in der Abſicht 
die Aunahme der Stellen in ber Stände: Berfäammlung _ 
nur bedeutend wohlhabenden Männern moͤglich zu ma⸗ 
chen ; als von tbeichen man größere Abneignng gegen 
unbeſonnene oder gewälrfante Netierungen , lebhaften ; 
weil felßftifchen, Aniheil am dinglichei Wohle des 
Landes; geringere Beſtechlichkeit und höhere Bildung 
erwartete ; allein mit Recht hat man dieſer Beſtim⸗ 
mung enitgegerigehalteii , daß fie hoͤchſtens in großen 
Staaten ; deren Staͤudezahl in fehr kleitiem Verhälts 
niffe zu der ganzen Volkszahl ſtehe, und do alfo größe 
Auswahl I durchgeführt werden Fonne; daß fie jeden 
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3) Died if namentlich geſchehen von B. Cönstaht, Es 
quisse d’une consiitution, ©. 98 fg.: wögegen freilich 
viele andere die Werwilligung einer Entfhädigung lebhaft 
in Schuß nebmen ; ſo z. B. .J. Adams, Defense des 
constit. americ.,; Bd. II, G. 135 fy.; Bentham, Prin, 
cipes du code pen., ve. IN, ©. 69 fg. ; Friiot; Ya 
science du pablicisie, Bd: Vi. &. 207 fa. 
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Falles die, immer nicht Überflüßig große, Zahl der 
ganz tüchtigen Männer bedeutend vermindere; und 
daß nur zu leichte auf mittelbarem Wege eine weit 
höhere Belohnung für die Dienftleiftung erworben wers 
den Tonne, jedoch mit dem Unterfchiede, daß folche 
daun nur dem feilen. Talente , nicht aber der aufrichs 
tigen Vaterlandsliebe in der Regel zu Theil werde, 
Alle diefe Gründe paffen auch. auf die Mitglieder 
des Staatögerichtöhofes, und muͤſſen daher zur Bes 
willigung einer Eutfchädigung führen, welche natuͤr⸗ 
lih am zwedmäßigfien in der Form von Reifekoften 
und Taggeldern verwilligt wird, und zwar ohne Zwei⸗ 
fel mindeftend in dem Betrage der den Mitglievera 
der Ständeverfanmlung oder höheren Staatsdieuern 
"auögefesten Summe, Nur die Fälle muͤſſen eine Aus⸗ 
nahıne machen, wenn entweder das gewbhnliche. hoͤchſte 
Gericht des Landed auch die Functionen ded Staats 
gerichtes zu übernehmen hat, wo natuͤrlich für eine 
befondere Bezahlung fein Grund wäre; oder wenn die 
Gerichtöbarkeit einfach an eine Pairskammer gewiefen 
ift, welche keine Entſchaͤdigung für ihre übrigen Si⸗ 
Bungen erhält. Schwuͤrig wilrde freilich die Sache 
da, wo die Mitglieder einer ſolchen Pairskammer 
nur einen Theil des Gerichtes bilden. ine Ungleichs 
heit wäre unangenehm für die Bezahlten und für die 
Nichtbezahlten; und hier müßten ſich wohl die Pairs 
ebenfalls zur Annahıne einer Entfchädigung verftehen , 
wenigftens wäre Allen die Annahme durch das Geſetz 
gleihmäßig freizuftellen. 

.  &o lange Rangverhältniffe beſtimmt wers 
den, fey ed blos des Geremoniels bei feierlichen Ges 
legenbeiten wegen, ſey ed, (was freilich in einem 
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Rechtsſtaate kaum ſeyn ſollte,) um daunach beſtimmte 
Vorrechte zu ertheilen: fo lange haben auch die In⸗ 
baber der verfchiedenen Staatsſtellen ein echt, ein 
mit der Wichtigkeit ihres Auftrages in richtigem Vers 
hältniffe ſteheuden Rang in Anfpruch zu nehmen. ine 
Zuruͤckweiſung dieſes Anſpruches ift pofitive Nichtachs 
tung und Beleidigung. -Die Mitglieder derjenigen Bes 
börde , vor welcher die volksvertretende Verfammlung- 
und die erften Beamten ded Staates ftreitend aufs 
treten, und welche darch ihre Urtheile den Sinn und 
Umfang der oberften Grundfäge ded Staatslebens zu 
beftimmen hat, koͤnnen diefen nach offenbar einen hochs 
ſtehenden Rang in Anſpruch nehmen, und zwar ift 
offenbar das Wenigſte, was fie fordern mögen , Daß 
ihnen vor den Mitgliedern der hoͤchſten ordentlichen 
Gerichte der Rang angemwiefen werde. Verweigert ihnen 
biefeö der Gtaat ſo beweist er, daß er- anf feine 
eigenen Einrichtungen‘, namentlich aber auf die zum 
Schuge der Volksrechte dienenden, nicht das gehdrige 
Gewicht zu legen weiß. 

Bloßer leerer Pomp ohne innere Kraft und 
Wuͤrde iſt allerdings laͤcherlich und ſelbſt verächtlich. 
Allein gerne fleht der Menſch eine wichtige Begeben⸗ 
heit auch in entäprechender Meiſe in die Erfcheinung 
treten. Es ift fomit: natürlich und anftändig, daß 
auch dad Auftreten: des‘ Staatsgerichtshofes in allen 
feinen Perſonen und: Handlungen wuͤrdevoll und ein⸗ 
druckmachend (ey, 
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6. Berhältniß derfelben zur auffehenden 
Gewalt der Vegiruns. 


Kfugheitögriinde haben den. madernen Stagten bie 
Aufſtellung des Satzes angerathen, daß die Gerichte 
binfichrlich der Wehandlung md, Ensfcheidung der eins 
zelnen vor fie gebörigen Rechtsſachen völlig unabhaͤn⸗ 
gig von Befchlen der Stagrögemait feyen ’), Man 
bat fogar die Wichtigkeit dieſer Einrichtung fo weit 
überfchäge, daß man gegen alle Logik und Wuͤrklich⸗ 
Feit die Gerichte als drittes Slien einer politifchen 
Dreieinigkeit der Gejeßgebung hub, ber Ausführung 
der Geſetze ebenbuͤrtig zur Feite ſetzte. Der Mifigriff 
mer um fo bendgreiflicher pude unverzeihlicher, als 
Disfe angebliche uuahbhiingige. Gewalt, oder richtiger : 
diefer Theil der Anwendung der allgemeinen Gefege 
auf den einzelnen Fol, einer Oberaufſicht des Juha⸗ 
berd ber Staatögewalt unterworfen, und den Befeh⸗ 
len desfelben in affen die Entſcheidung eines einzelnen 
Rechtoſtreites nicht betreffenden. Aeußepungen Ihrer Thaͤ⸗ 
tigkeit Gehorſam ſchuldig ſeyn muß, wenn nicht ein 
für die Rechte der Buͤrger hoͤchſt hedenklicher, die 
Einheit des allgemeinen Opgauismus anfhebender und 
jelbft jede Möglicpkeir einer Regirung vernichteuder 
Staat im Stagte norhanden -fegn fol. Diefes Dbers 
auffichtöreht des Staatöoherhauptes Kegreift aber, in 


1) Vergl. mein Staatsrecht des 8. Württemberg, 9b. 
. 1, S. 199 fg. 





feine Einzelnheiten zerlegt , folgende Befngniffe in ſich: 
erftiend das Recht den Gerichten ihre Geſchaͤftsordnung 
(nicht Proceßordnung) vorzuſchreiben, damit dies 
ſelben ihre Aufgabe thaͤtig, puͤnetlich und in formel⸗ 
ler Beziehung uͤbereinſtimmend unter ſich beſorgen; 
zweitens das Recht ſich von der Einhaltung dieſer 
Geſchaͤftovorſchriften entweder durch Berichte oder Bis 
fitationen zu überzeugen; endlidy das Recht die nach⸗ 
laͤßig, ungehorfam oder verbrecherifch erfundenen Rich⸗ 
ter zur Verantwortung und durch Lebergabe an die 
ihnen vorgefeßten Gerichte zur Strafe zu ziehen. Bes 
kanntlich ift in den meiften mittleren und größeren 
Staaten die Handhabung der Oberauffiche ber die 
Gerichte einem eigenen Zuftiz = Minifterium äbertragen, 
deffen Vorſtand nad) Rechten und Pflichten vblig im 
die Reihe der Minifter gebdrt, in einem conſtitutio⸗ 
nellen Staate namentlich auch deren DBerantwortlichs 
keit theilt. 

Es iſt nun die Frage zu beantworten, ob auch der 
Staatsgerichtshof einer ſolchen Oberaufſicht des Staats⸗ 
oberhauptes, ſey es durch den Juſtizminiſter ſey es 
auf andere Weiſe, zu unterwerfen ift? 

Die Gruͤnde fir die Bejahun g diefer Frage 
-find die allgemeinen „ welche für bie Beauflichtigung 
der gewöhnlichen Gerichte ſprechen; denn es ift allers 
dings nicht zu laͤugnen, Daß auch ein Staatsgerichts⸗ 
. bof durdy langfame, unordentliche oder verkehrte Ges 
ſchaͤftefuͤhrung die Erreichung feines wichtigen Zweckes 
beeinträchtigen , daß er fich ihm nicht gebührende und 
die Verfaffung des Eraates verriidende Rechte ans 
maßen, endlich, daß ein einzelnes Mitglied ſich frafs 
barer Handlungen ſchuldig machen fann. Auch ber 
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Staatsgerichtshof ſteht nicht über dem Geſetze, und 
es muß fomic ein Mittel geben, ihn zu demſelben 
zurdäd’zuführen, wenn er es zu mißachten geneigt ſeyn 
wilte. Kine Auffiche und eiye orpnende Gewals iſt 
alfo nöchig. 

Eo wenig nun Das Gemicht diefer Brände zu 
verkennen iſt, fo find doch unzweifelhaft die für die 
Merneinung der Frage fprechenden Momente von 
größerer Bedeutung, Mor Allem widerfpricht es ber 
ganzen Stellung des Staatsgerichtshofes, als eines 
zur Sclidytung non Grreitigfeiren zwiichen Regirung 
und Ständen beftimmeen , fomir in gewifler Bezies 
bung dber beiden fichenden Gliedes des Staatsorga-⸗ 
nismus, einem diefer ftreitenden Theile untergeordner 
zu feyn. Doppelt unaugemeilen wäre dieß namentlich, 
wenn der Juſtiz⸗Miniſter ſelbſt, allein oder mit feis 
nen Amtsgenoſſen, vor die Schrauken geftelt wäre, 
Sodann wiirde eine ſolche Einwirkung der Regirung 
auf Form und Schnelligkeit der Geſchaͤftsbeſorgung 
wenigftens ſehr Teiche Widerfprudy bei der Stäudevers 
fammlımg finden „ wodurch der Proceß noch mehr vers 
wickelt und verzoͤgert werden Founte, Werner läßt «6 
fh wenigftend deuken, daß auch nur dieſer formelle 
Einfluß in einzelnen Fällen zur Faͤlſchung der Rechts⸗ 
pflege mißbraucht werben koͤnute, was wegen Der vers 
legten Berfaffung und wegen der Schmäghung der mos 
ralifhen Wirkung der ganzen Einrichtung gleichmäs 
fig zu bedauren wäre. Endlich ift nicht zu vergeffen, 
daß die Faͤlle einer offenbaren und zu einer Rüge und 
Abftelung durch die oberaufichende Behoͤrde geeignes 
ter Fehler und Nachläffigkeic fehr felten ſeyn duͤrften. 
Die Wichtigkeit der Sache, die Deffentlichleir der Ver⸗ 
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handlungen, pie Kraft der dffewulichen Meinung find 
wohl zu beadyrende Stüßen und Hülfen für das Pflichts 
gefühl und die Einfisht. 

Somit ift denn von dem Auffichtsrechte einer Re⸗ 
girungsbehoͤrde über den Staqatsgerichtshof abzuſtehen, 
und demſelben allein und in letzter Inſtanz zu übers 
laſſen, wie er nach Anleitung der Verfaſſung und der 
Geſetze den Proceß zu leiten und feine eigene Thaͤtig⸗ 
keit dabei zu bemefien und einzurichten für gut findet, 
Glaubt eine der Partheien oder die Negirung als 
folche, daß Grund zu Mißvergnuͤgen vorhanden ſey, 
fo ſteht ihr nardrlih eine Vorftellung dagegen frei z 
es mag auch der ſich verlege Findende sinen Verſuch 
machen ein förmliches Gefeg zu Stande zn bringen, 
welches fodann wenigftens fir kuͤnftige Fälle Das Uebel 
verhindern und auch die mirtelbaren Folgen des dieß⸗ 
maligen Fehler zum größten Theile ausgleichen würde ı 
allein ein unmitrelbares Mittel den entfchiedenen Wil⸗ 
fen des Gerichtes zu brechen „ Tann es der Natur der 
Sache nad) nicht geben, 

Hiermis iſt denn die Trage zugleich beautwortet, 
ob ein Staatsanwalt bei dem Gerichte zu beftels 
Nlen fey?. So gewiß die Aufftellung eines eigenen Mes 
girungds Eommiffärd bei den gemdhnlichen Gerichten 
eine hoͤchſt lobenswerthe und durch Feine andere zu 
erfegende Anftale iſt 2); und fo gewiß ferner der 
Waͤrde ded Staatsgerichtshofes durch diefe Einrichtung 
keineswegs zu nahe getreten werden würde: fo wenig 


2) ©. Feuerbach, Deffentlicleit und Muͤndlichkeit, Bd. 
CU, S. 131 fa. A. Müller, das Inſtitut der Staats⸗ 
anwaltſchaft nad ſeinen Hauptmomenten. Lpz., 1825. 
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findet fich bei einem Staatsgerichtshoſe Raum fir 
feine Thaͤtigkeit. Bon den wefentlichen Berrichtungen 
finden zwei, nämlich die Aufſpuͤrung begangener Ver⸗ 
brechen und die Anklage im Namen ded Staates ges 
gen beſtimmte Verdächtige, der Natur der Sache nad) 
gar Feine Auwendung. Die Beauffichtigung der fors 
mellen Thaͤtigkeit der Richter aber, fo wie die Wahr⸗ 
nehmung der Geſetze und des oͤffentlichen Jutereſſes, 
koͤnnen bei der Unabhängigkeit des Gerichtshofes und 
fomit bei dem Mangel einer Behoͤrde, an welche die 
Anträge dee Staatdanwaltes zu richten und von der 
fie mir Erfolg zu beachten wäre „ fuͤglich unterlaffen 
werden. Eine wuͤrkungsloſe Controle wire nur laͤcher⸗ 
lich und , durch Verzögerung , nachtheilig. Ihr Weg⸗ 
fallen iR übrigens deßhalb niche fo fehr zu bedauern, 
ald auf den erften Blick vieleicht fcheinen möchte, weil 
theild die Deffentlichkeit und Wichtigkeit der Verbands 
lungen das forgfältig ausgewaͤhlte Gericht in der gro⸗ 
Ben Mehrzahl der Fälle zu der eifrigften und puͤnct⸗ 
lichften Beforgung feiner Pflicht bewegen muß 5 theils 
‚ die mit der ndthigen Einſicht wohl ausgeräfteren Pars 
theien in ihrem Intereſſe auf die, wohl ſehr felten 
vorkommenden, Fehler dad Gericht aufmerkſam mas 
chen und von denfelben deren Abftellung verlangen wer: 
ben. Davon gar nicht zu reden, Daß in einem zwi⸗ 
ſchen den Ständen und der Regirung obwaltenden 
Streite ein von der legteru ernannter Beamter kaum 
die Vermuthung der Unpartheilichkeit , und alfo der 
Nüglichkeit, für ſich härte. 

Natuͤrlich geht Übrigens diefe Unabhängigkeit des 
Staatögerichtöhofes nicht fo weit, daß einzelne 
Mitglieder, welche ſich eines Vergehens ſchuldig 


— 41 — 


machen ſollten, ohne Michter und Etrafe blieben. 
Nar der Fuͤrſt iſt in einer conſtitutiouellen Monarchie 
heilig und unverletzlich. Es iſt ſomit der Schuldige 
mit ganz derſelben Strafe zu belegen, welche das Mit⸗ 
glied eines gewoͤhnlichen Gerichtes fuͤr dieſelbe Hand⸗ 
lungsweiſe ſich zugezogen hätte. , Die einzige ſchwuͤrige 
Frage iſt hier nur die, wer das Richteramt zu uͤber⸗ 
uehmen habe? Es iſt ohne Zweifel zu nuterſcheiden. 
Handelt ed fich von einem Difciplinarfehler, alfp von 
Mangel an Achtung gegen den Vorſtand uud feine 
-Befehle oder genen das gefammte Gericht, von Vers 
ſaͤumniß der obliegenden Arbeiten u, dgl., fo dürfte 
ed mit der Ehre des Staatögerichtöhofes nicht vereins 
bar ſeyn umd die formelle Geſchaͤftsbehandlung flds 
ven, wem eine fremde Behoͤrde einzufchreiten befugt 
wäre. ‚Hier muß vielmehr, je nachdem der Fall nod) 
in den Geſchaͤftskreis des Vorſtandes gehbrt, von dies 
fem oder von dem ganzen Collegium ige oder 
Strafe erfolgen, Jedes unter keiner andern Behoͤrde 
unmittelhar ftehende Kollegium hat nochwendigerweife 
die Befugniß ihr eigenes Auſehen zu vertheidigen. fey 
ed gegeu Fremde ,„ fey ed gegen die eigenen Mitglies 
der. Im legteren Falle von dem fir die gewbhnlis 
chen Gerichte guͤltigen gefchriebenen oder Gewohnheits⸗ 
Mechte abzuweichen, ift durchaus fein Grund vorhans 
den. Nur ift wohl unter feinen Umftänden die Verfuͤ⸗ 
gung einer bleibenden oder vorübergehenden Audfchlies 
hung von dem Nichteramte zuläßig. Hiervon muß 
ſchon die bloße Möglichkeir eined Mißbrauches abs 
halten. — Iſt dagegen von einer eigentlichen Rechts⸗ 
verleßung , von einem Verbrechen vielleicht die Rede, 
welche nicht blos die Form fondern dad Weſen ber 
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Michterpflicht betreffen , alfo 5. B. von Beſtechung, 
Eoncuffion, Bruch des Amtögeheimniffes , fo tritt für 
biefes gemeine Verbrechen der gewöhnliche Richter des 
Befchuldigten ein, fo wie die Strafe des gemeinen 
Geſetzes, zu welcher hier denn auch Entfernung vom 
Amte gar wohl gehören kann. Der Staatsgerichtshof 
ift gar nicht zuftändig für folche Verbrechen; und es 
laͤßt ſich auch eine Stoͤrung feiner Wuͤrkſamkeit durch 
dieſe fremde Gerichtöbarkeic nicht denken, namentlich 
wenn das im vorangehenden F., S. 400 fg., in Vor⸗ 
flag gebrachte Recht der Einwilligung ded Berichtes 
in den Verhaft eines feiner Mirglieder eingeraͤmmt iſt. 
Etwaigen Mißbraͤuchen, welcher fi die Megirung 
durch die Anwendung eines verdorbenen Untergerichts 
zum Behufe der Verfolgung eines ihr verhaßten Mit⸗ 
gliedes fchuldig machen wollte, würde theild eine 
kraͤftige Ständenerfammlung genigend in ben Weg zu 
treten vermbdgen „ theils wuͤrde fie der, ſich von felbft 
verftehende, Umftand verhiudern, daß ner ein Beſchluß 
des Staatögerichtöhofes felbft, und nie der einer andern 
Behoͤrde, ein Mitglied wegen eines angeblichen Amts⸗ 
vergebens vor den Richter führen Tann >), 


3) Man könnte zwar bad Beifpiel des englifhen Oberhauſes 
ald Beleg für den Sap, daß die Mitglieder ded St. ©, 
H. nur dem eigenen Collegium unterworfen ſeyn follen,- ans 
führen: allein nicht nur ſteht diefem "Beifpiele die bei weis 
tem größere Menge abweichender Cinrihtungen in andern 
Staaten entgegen, fondern ed hängt biefe Einrichtung uͤber⸗ 
haupt mit der ganz eigenthuͤmlichen und keineswegs nach: 
ahmnungswerthen englifchen Gerichtsorganifation zufammen. 
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7, Einberufung des Gerichten, 


Um eine Klage bei einem Staatögerichtähofe eins 
bringen zu koͤnnen, iſt (wenigftens bei den meiften Arten 
desſelben) dad Vorausgehen eines Actes erforderlich , 

welcher bei den vor einem gembhnlichen Gerichte zu 
verhandelnden Sachen nicht nörhig iſt, nämlich die _ 
Eiubernfuug des Gerihtes. Nur da, wo 
einem Einzeln s Richter die Entſcheidung über Staats⸗ 
anflagen anvertraut iſt, finden die Stände den Rich⸗ 
ser zu jeder Zeit bereit. Schon wenn dein aberften Ges 
sichtöhofe des Landes jener Auftrag "anvertraut ift, 
wird mindeftens eine Erklärung, daß er ist ald Staats⸗ 
gerichtshof handle , vorangehen mäffen ; in der Regel 
auch noch manche andere Vorkehrung. Und eben fo 
wird dad Oberhaus zwar in der Regel zur Zeit der 
Einbringung einer Klage vom Unterhaufe verfammelt 
feyn ; allein abgefehen davon, daß ein anderer VBorfigens 
ber , ein anderer Verſammlungsort beftimmt feyn kann, 
daß die zur Ausuͤbung des Richteramtes — nicht aber 
auch zur Verfehung der Stelle eines Volksvertreterd — 
unfähigen Mitgliedern auszufchießen find, daß das 
ganze formelle Geſchaͤftsverfahren ein anderes ift, 
u. fe w., fo kanu das Richteramt nicht als Forts 
fegung der. legislatoriſchen Urbeiren behandelt werden, 
fondern es ift erwas für ſich Beſtehendes, und erfordert 
die formliche Verwandlung der gefeßgebenden Ver⸗ 
fammlung in eine richterliche. *) In allen übrigen Faͤl⸗ 


1) Bekanntlich wird bieß in Frantreih und England 
immer fo gehalten, wenu die Pairslammer ald Staatsge⸗ 


— 44 — 


len ift der Staatsgerichtshof ohnedem zur Zeit der 
Klage gar nicht verfammelt. 

Es iſt nun norhwendig zu verhiddern, BAR nicht 
biefer Her der Einberufung mißbraucht werde , fey es 
um einen Schuldigen der gerichtlichen Unterfuchung 
und Strafe zu entziehen, fey ed um eluem Unfchuldigen 
feine Freifprechung vorjuenthalten. Dieß ift aber dur 
ein doppeltes Mittel erreichſar. Einmal muß Denis 
jenigen, weldyer ein Intereſſe dei der ungefäumten und _ 
unverhiuderren Verſammlung des Geridyred bar, ein 
volllommened Recht zus Einberufung zuftehen , dem 
Geguner aber jedes Mittel fehlen, dieſes zu hintertrei⸗ 
ben; und zweitens muß die mit der Einberufung be⸗ 
auftragte Perſon oder Behorde zur augenblicklichen Er⸗ 
fuͤllung igrer Pflicht angehalten ſeyn 3). 

In erfierer Beziehung iſt zu unterfcheiden zwiſchen 
dern Falle, wenn die Kläger; alfo in der Regel die 
Stände ‚ eine Einberufung verlangen , und dem, wenn 
der Beklaͤgte eine Thaͤtigkeit des Berichtes wilnfcht. 

Um den Forderuigen des Rechtes und der Kluge 
beit in der erfteren Beziehung zu begegudu , ift Hichts 
eiforderlich, als daß das Geſetz der klagenden Vers 
fammlung ſelbſt, ud ohne alle Zwifchenkunft der Mes 
girung, das Recht giebt, den Gerichtähof zu einem Zu⸗ 
ſammentritte aufzuforbern, ſey es durch eine an den Vor⸗ 

figenden desfelben, fey es durch eine an die einzelnen 


a. 





richtshof auftrirt. Selbſt die Benennung der Verſamin⸗ 
lung wird in foldiem. Tale geändert. 

2) 5; die ſehr rihtigen Benerkungen über biefen Gegenſtand 
von Pasquier und Pontécoulaüt in der Gigung ber 
franzoͤſiſchen Pairs⸗Kamnier vom 1. Dirt. 1830. 
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Mitglieder unmittelbar ergehende Ladung. Dann if 
eine Berzdgerung und Verſchleppung durch Geheimum⸗ 
triebe der - Regirung ganz undenkbar; weil, wenn die 
Kammer eine Klage gegen einen Miuiſter wärklich file 
noͤthig erachten, fie natdrlih auch wuͤnſchen muß. 
daß diefelbe alsbald verhandelt und entichieden werde. 

Wenn aber die Regirung nicht fo vielen Einfluß 
hatte , um den Beichluß der Anklage zu bintertreiben,, . 
fo wird fie noch weniger einen Beichluß, der Sache 
“ihren Lauf zu laffen, zu bindern im Stande feyn 3). 

Daß aber auch der Augellagte in gewiſſen Fällen 
ein dringendes Jutereſſe haben kann, eine Thaͤtigkeit 
des Gerichtes hevorzurufen und zu beſchleunigen, iſt 
leicht zu zeigen. Nicht nur ſind, wenigſtens unter ge⸗ 
wiſſen Vorausfetzungen, Rechtsmittel erlaubt; ſondern 
ed wäre auch denkbar, daB die Stände einen ihnen 
verhaßten Minifter, dem fie aber doch Feine Verlegung 
der Verfaſſung nachzumeifen im Stande find, nur im 
der Abſicht anklagten, um die Laſt und Schande eis 
ner Anklage auf ihn druͤcken zu laffen, keineswegs aber 
um wärklich den Proceß zur Verhandlung zu bringen. 


3) Ausdruͤcklich iſt der Stände: Verfammiung das Recht zur 
einfeitigen Cinberufung des Staatsgerichtähofed eingeräumt 
in Württemberg, 2. U., & 198, und im 8. Sadı 
fen, 8. U., $. 145. Ohne daß ed in der Eharte befons 
ders beftimmt wäre, wurde es in Frankreich bei dem 
Proceſſe gegen die Miniftee Karl's X. ebenfalls fo gehal⸗ 
ten. Und dab in England dad Unterhaus ohne alle 
Dazwiſchenkunft Dritter unmittelbar die Yairs auffordert, 
ſich ald Gerichtähof zu conftituiren, um über ein von ibm 
einzubringended impeachment zu richten , ift Yebem be: 
kannt. 


Bu beiden Fällen esfordert die Gerechtigkeit, daß nicht 
der , vielleicht wiffentlich unredliche ,„ Gegner ibm deu 
Zutritt zum Richter erſchweren darf. Falls auch das 
Geſetz ihm ein ſolches Recht nicht ausdruͤcklich eins 
raͤumt, fo liegt eö fo fehr in Der Natur der Dinge, 
daß eine Verweigerung das gröbfte Unrechr wäre *). 
Was aber die den Mitgliedern des Staatsgerich⸗ 
tes obliegende Pflicht, ſich auf die gehbrige Auffor⸗ 
derung moͤglichſt ſchleunig zu verſammieln, betrifft ; 
fo laſſen ſich folgende einzelne Faͤlle unterſcheiden: 
Wenn die Bitte um Einberufung an den Vorſitzen⸗ 
den gerichter if, fo hat er die Pflicht, derfelben Dadurch 
zu genügen, daß er jedes einzelne Mitglied des Ges 
sichtes benachrichtigt und auf einen beflimmten paf⸗ 
feuden Termin zur Verfamnilnng einlader. Cine Vers 
fäumung biefer feiner Pflicht würde ihn perſoͤnlich vor 
ben Staatögerichtöhof wegen Verlegung der Berfafs 
fung bringen, und zwar gleichgültig, ob das in Srage 
fiepende Recht um Einberufung zu bitten in dem 


4) Ausdrüdlihe Beſtimmungen uber dieſen Punct find wohl 
in feinen Geſehe uber Minifter : Verantwortlicgfeit zu fin- 
den: jedoch ift im englifhen Oberhauſe der Brundfag wies 
derholt anerkanut worden, daB der Angeklagte dad Recht 
babe zu verlangen , innerhalb billiger Zeit gerichtet zu wer: 
ben, und dab er diefed Mewtes durch Hutbätigleit ded Un: 
terhauſes nidit beraubt werden koͤnne. SS; die Proceffe 
gegen den Herzog von Leeds, die Graben von Port: 
land, von Halifar, von Drford und Lord Sommer; 
unten Bub IH; Kap; 1, |. 19 und 20. — Ueber die von 
einen Veruriheilten zu ergreifenden Rechtsmittel ſ. Buch 
I; Kap. 8, 5. 10 fü 
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Grundgeſetze felbft beſtimmt iſt, oder ob es nur als 
eine rechtlich norhw.ndige Folge einer Verfaſſungs⸗Be⸗ 
flimmung befteht: Falls der Vorſitzende an der Be: 
Heidung feines Amted verhindert wire, würde fein 
gefeglicyer Stellvertreter , noͤthigenfalls das erfte Mir: 
glied,, dad Recht und die Pflicht haben, an feiner 
Etelle das Erforderliche: vorzußehren. Auch hier bes 
darf ed eines ausdruͤcklichen Ausfpruches des Geſetzes 
nicht, denn wenn die Einberufung unter den weſentli⸗ 
hen Pflichten des Praͤſidenten begriffen ift, fo gebe 
fie auch auf feinen Erellvertreter über ). — Kalle 
aber, der beftehenden Einrichtung gemäß, eine Die 
Einberufung verlangende Parthei fi) unmittelbar au 
bie einzelnen Mirglieder zu wenden hat, fo 
muͤſſen diefelben ſich, ebenfalls bei Vermeidung einer 
Anklage wegen Verfaffungs : Verlegung , einer fors 
mel und materiell begriindeten Aufforderung alsbald 
fügen. Ueber etwaige Entfchuldigungs - Grinde kann 
offenbar nur der Staarögerichtöhof felbft erkennen, 
Daß die Regirung Feine Hinderniffe in-den Weg 
legen darf, fen es den gefammten Mitgliedern, fey es 
beſtimmten Einzelnen , bedarf feines Beweiſes. Auch 
bier wilrde wegen der Verhinderung einer Verfaſſungs⸗ 
Vorſchrift Klage flattfinden. — Diefelben Pflichten 
legt den Mitgliedern eine vom Präfidenten,; 
gleichgültig 08 aus eigenem Antriebe oder aus irgend 
einer äußern Veranlaſſung, ausgehendg Einberu⸗ 
fung auf: 


5) 8. mein miürtiembergifges Gtaatsrecht, Bd. I, G. 
869; 
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 Fünftes Kapitel. 
Das Verfahren. 


1. Allgemeines. 


g. 1. 
a. Wahl der Maxrime. 


Die nämlichen Gründe, welche es nöthig machen, 
daß dad Verfahren der gewöhnlichen Gerichte durch 
beftimmte unabänderlihe Vorſchriften ges 
regelt fey , ſelbſt auf die Gefahr bin, daß in einem 
einzelnen Sale hierdurch die Verfolgung des Rechtes 
erſchwert und verzdgert werde, treten auch bei einem 
Staatsgerichtshofe ein, und vielleicht felbft in ver: 
ftärfter Kraft. Nur gar zu leicht könnte nämlich auch 
bier Reidenjchaft die Geltendmachung eines unwillkom⸗ 
menen Rechtes verhindern, wenn dasſelbe nicht in be⸗ 
ſtimmten unantaſtbaren Formen vorgebracht werden 
koͤnnte und ſelbſt muͤßte, oder wuͤrde die Erreichuug 
des Zwecked erſchwert und unmoͤglich gemacht werden 
koͤnnen durch verkehrtes und unklares Handeln der 
Partheien oder des Richters, welchen keine auf Ver⸗ 
nunft und Erfahrung gegründeten Vorſchriften zu Une 
haltöpuncten gegeben wären. Weit aus das geringere _ 
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Uebel ift es, wenn in einem einzelnen Zalle die That: 
umftände zufällig fo find; daß fie unter Einhaltung 
diefer Vorfchriften nur mit Schwuͤrigkeit zweckmaͤßig 
gehandhabt werden Edunen ; ald wenn in allen Yällen 
einer Staatöanklage bloße Laune und indisiduelle Ans 
ſicht das Verfahren leitet *). | 

Natuͤrlich aber ift diefer Sat nicht mit deni wei: 
tern gleichbedeutend, daß das vor dem Staatsgerichts⸗ 
bofe und von demfelben zu befolgende Verfahren un: 
ter allen Umftänden das filr die gewöhnlichen Laudeöge: 
richte vorgefchriebene feyn muͤſſe. Im Gegentheile kon: 
nen recht wohl befondere , auf die Eigenthuͤmlichkeit des 
Berichtes und der von ihm zu entjcheidenden Fälle Bes 
rechnete Vorfchriften hier angeoröner feyn, und es iſt 
der Gegenſtand einer nähern Prüfung zu unterwerfen ; 


un 


1) Es möchte zwar ſcheinen, ald widerſpreche dieſer Anſicht 
der — freilich nicht immer befolgte — Satz des engliſchen 
Mechtes , daß bei einem impeächment die ſtrengen Regeln 
des Verfahrens nicht eingehalten zu werden brauchen; und 
daß ed genüge, wenn die’algemeinen Regeln des Mechted 
beobachtet werden. S. den belannten Unterhaudbericht über 
die Derzögerung des Proceffes gegen W. Haſtings, in 
der History öf the trial, u. ſ. w.; P. VII; App., S. Vlll fg: 
Allein es iſt zu bemerken, daß auch hier nie eine gaͤnz⸗ 
lie Megellofigteit behauptet; fondern vielmeht die @il: 
tigkeit der Vorgänge und der Parliamenis- Sitte nnuni⸗ 
wunden anerkannt wird, und daß Kauptfählih "nur die 
Anwendung der bei den gemeinen englifien Gerichten 
geltenden , bekanntlich uͤbermaͤßig ſtrengen tind felbit völlig 
abſurden, Vorſchriften uber das “Beweidverfähren und über 
minutidfe Genanigfeit in der Ungabe der die Klage Ye: 
gründenden Thatfahen beftritten witd. | 

27 ? 
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fowohl aus dem Gefichtöpuncte des beftehenden Rech⸗ 
tes als aus dem des winfchenswerthen, wobei fowohl 
die allgemeinen das Ganze leitenden und beftims 
menden Grundfäge, ald die Vorfchriften dber eins 
zelne Theile des Verfahrens zu Bemerkungen Anlaß 
geben mögen. 

Hinfichrlid der "allgemeinen Grundzuͤge iſt vor 
Allem die Wahl der Marime ded Verfahrens zu 
erwägen, d. h. die Art der Thärigkeit der Partheieu 
und des Richterd. Dadurch nämlich, Daß nach der 
Natur des ganzen Inſtitutes die Stände s Derfamms 
lung oder ein Theil derfelben,, eine Klage gegen den 
von ihr für ſchuldig erachreten Minifter bei dem Staates 
gerichtshofe anſtellt, iſt die Frage, ob das Verfahren 
nach der Anklage⸗ oder nad) der Unterſuchungs⸗ 
Marime zu ordnen fey, noch keineswegs nothwendig 
entichieden. Laͤßt es ſich doc) denken, daß Ddiefe ſtaͤn⸗ 
diihe Klage nur als eine Denunciation betrachtet 
werde, und dem Gerichte immerhin die Pflicht übers 
laffen bleibe, durch eine felbftchärig geführte Unterjus 
hung den Proceß zur Epruchreife zu bringen. 

Wird die Frage nur aus dem Gejichtöpuncte der 
SefeggebungssPolirif aufgefaßt, fo kaun die 


Eurfcheidung allerdings nicht lange zweifelhaft feyn, . 


und zwar bar man ſich unbediugt fir das Auklage⸗ 
Verfahren gleichmaͤßig zu enrfiheiden, ob man die bei« 
den Maximen nur au und für ſich, oder ob man fie 
mit namentlich.r Beruͤckſichtigung eines Staatopro⸗ 
ceſſes betrachtet. 

Ju jenem Falle naͤmlich ergiebt ſich, daß das Cha⸗ 


d 


racteriſtiſche der Unterſuch ungs-⸗Marimu?e darin be-⸗ 


ſteht, dad der Nichter durch fortgeſetzte Seloſtthaͤtigkeit 


— 421 — 


ſowohl die objective Wahrheit zu erforfchen, als das 
Gefeg auf die ſolcher Geſtalt aufgefundene Thatſache 
anzuwenden hat. Es muß alfo zu gleicher Zeit durch 
Auffuchung aller Beweife der Schuld den Kläger, 
durdy eben fo gewiffenhafte Inslichtſtellung der für die 
Unfhuld des Bezuͤchtigten fprechenden Gründe den 
Vertheidiger, und endlich durch vbllig unpartheiiſche 
Abwägung der beiderfeitigen Beweiſe, der Zurechnungs⸗ 
fähigkeit und des Strafmaaßes den Richter machen. 
"SR es nun ſchon wahr, daß ein Mann von großer 
Ruhe und Gerechtigkeit des Characterd und von Scharfs 
finn alle diefe Aufgaben neben einander und gleich gut 
loͤſen kann; iſt ferner richtig, daß die Beſtrafung des 
Schuldigen und die Losſprechung des unfchuldig An⸗ 
geflagten bei diefem Verfahren von Amtswegen nicht 
blos vom Zufalle abhängt, je nachdem ndmlid die — 
vielleicht an Verſtand, Kenntniß und Umſicht ſchwa⸗ 
hen — unmittelbar Betheiligten felbft Beweis und 
Gegenbeweis zu liefern verftehen: fo ift auf der andern 
Seite mindeftens eben fo gewiß, daß die Bewahrung 
einer folchen vblligen Unpartbeilichkeit, oder vielmehr 
eine gleichmäßig radellofe Durchfuͤhrung fo verfchiedener 
und fo oft und fchnell wechfelnder Rollen gar leicht durch 
vorgefaßte Meinung, Individuelle Neigung oder Abncis 
gung, Eitelkeit, wo nicht durch noch ſchlechtere Beweg⸗ 
gründe geftdre wird. Daß in ſolchem Falle aber entwe⸗ 
der zum allgemeinen Nachtheile der Schuldige ſtraflos 
bleiben, oder durch furchtbaren Mißbrauch der zur 
Nechröficherung beftimmten Etaatsanftalten der Unſchul⸗ 
dige unterdruͤckt werden kann, ift eben fo begreiflich als 
bedaueruswerth. — Weſentlich verſchieden hiervon ftellt 
fi) der AuklAge⸗-Proceß dar. Wei diefer Berfahs 


“ rendart bleibt Jeder in feiner natärlihen Stellung. 
Der Ankläger fucht die Wahrheit feiner Beſchuldigung 
durch alle Mittel zu erweiſen, doppelt dabei berheis 
ligt, daß es ihm gelinge; einmal, Damit er feinen 
Zweck, nämlich die Beftrafung ded Gegners, nicht 
verfehle, und zweitens, damit nicht. er felbft wegen 
Koften und Entſchaͤdigung in Anfprudy genommen 
werde. Der Angeklagte , dem natärlih die Wahrheit 
-am genaueften befanue ift, fuhrt feine Unfchuld zu 
erweifen, mindeftens feine Schuld zu vermindern , fo 
weit dirß irgend moͤglich iſt. Er ift auf das aͤnßerſte 
bei dem Gelingen intereffirt, und feinem eigenen Man: 
gel am nörhigen Talente kann zum großen Theile der 
Beiſtand eines Nechtsfreundes abhelfen. Das Inter⸗ 
eſſe und der Ruhm des Richters aber kann einzig 
nur darin beſtehen, die ohne fein Zurhun gebildete und 
fomit von ihm ohne Vorliebe oder Abneigung betrach⸗ 
tete Thatſache richtig aufzufaſſen and rechrlich zu beurs 
theilen, Allerdings fichen dieſen Vor: Heilen des Anklage: 
Verfahrens andy einige Nachrheile zur Eeite, naͤmlich 
einmal die nicht felten von dem Kläger empfundene 
Schwuͤrigkeit die nörhigen Beweismittel beizubringen, 
zweitend die Ungewißheit, ob die dem Richter ſich aus 
der Klage und der Verrheidianng ergebende Thatſache 
auch wirklich die objective Wahrheit, und nicht viel⸗ 
mehr ein durch das nerfehrte Beginnen der Partheien 
erzeugtes Truggebilde ift; endlich die der Aufgabe des 
Staates weniger entfpredyende Unthätigfeir des Rich: 
terd: allein nicht nur greifen doch wohl diefe Nach⸗ 
theile nicht fo tief und fo häufig ftörend ein, als bie 
dem Unterfuchungd s Verfahren eigenrhiimlichen,, fon= 
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dern fie werden auch durch dad, bei beiden Maximen an 
wendbare, Verfahrungsmittel , nämlich durch die Nufs 
ſtellung eines Staatsanwaltes, vbllig und ohne Schaf: 
fung neuer Nachtheile getilge, während die ungänftigen 
Folgen der Unterfuchungs s Maxime, als im innerften 
Weſen derfelben begründet , nie ganz auszurotten find. 

Der Vorzug des Auffages Verfahrens ſtellt fich 
aber noch weit bedeutender und Deutlicher heraus, 
wenn die beiden Maximen ausdruͤcklich in ihrer Wuͤr⸗ 
ung auf eine gegen einen Minifter von der Stände: 
Verſammlung angeftellten Anklage betrachtet werden. 
Bei einem nach der Unterfuchung ds Marime ge- 
leiteten Proceffe tritt Derjenige, welcher die Anzeige 
der begangenen rechtöwidrigen Handlung beim Richter 
anbringt, völlig in den Hintergrund ; der Richter als 
lein handelt und ift von Bedeutung. Nur defien Ans 
fücht ift von irgend einer Wirkung, und wenn er eine 
Ungabe des Klägers unwahrfcheinlich oder unpaffend 
findet, fo braucht er fie gar nicht zu beachten, ohne 
diejem irgend eine Rechenſchaft fchuldig zu fenn; eine 
dem Ungeflagten vom Kläger Schuld gegebene Thatſache 
kann er als irrelevant oder nicht beweisbar geradezu 
vom weitern Gange der Unterfuchung ausfchließen. 
Anderer Seitd dagegen kann er Thatſachen verfol:' 
gen, welche der Kläger zur Unterfuchung und Be⸗ 
ftrafung zu bringen gar nicht beabfichtigte. Dieſes 
Verhaͤltniß ift nun aber nicht nur ein mit der Ehre 
einer Etände z Verſammlung ſchwer vereinbares ,' fon= 
dern cd widerftreitet auch) dem ganzen Zwecke der 
Staatsanflagen. Die StändesBerfammlung und nicht 
der Staatsrichter hat zu beftimmen, wegen welcher 
Handlungen ein Miniſter gerichter werden foll; ihr 


— 44 — 


allein kann es zuſtehen, die Art und Weiſe des Be⸗ 
weiſes der Schuld zu waͤhlen; ſie muß das Recht ha⸗ 
beu ſtillſchweigend oder ausdruͤcklich die Klage aufzu⸗ 
geben, wenn fie will und fo weit fie will; fie muß 
während des ganzen Proceffes als felbftchärige Haupt: 
perſon erſcheinen. Dieß Alles aber ift bei einem Une 
terſuchungs⸗ Verfahren undenkbar. Erwaͤgt man nod) 
weiter, welche ſchwuͤrige ſowohl, als leihr zu miß⸗ 
brauchende Stellung der „ ſchon bei gewbhnlichen Fäls 
len in einer falfchen Lage befindliche, Unterfuchuugs: 
richter hätte; wie leicht er aus eigener Leidenfchaft 
oder aus uoch fchlechteren Weweggrinden den Ange⸗ 
klagten begünftigen oder in feiner Vertheidigung hem⸗ 
men Fonnte; wie leicht wenigitens ein Verdacht ſich 
erheben möchte, der allein ſchon hinreichend wäre, 
einen "bedeutenden Theil des Nutzens der ganzen Au⸗ 
ftalt zu vernichten: . fo kann man feinen Augenblick 
über die wefeutliche Untanglichfeir des Unterfuchungss 
Verfahrens in Zweifel feyn. — Dagegen find auf der 
andern Seite bie fcharf gezeichneten Partheirollen des 
Anklage Verfahrens ein unfhäßbarer Vortheil, Es 
liege forner hier die Begränzung des Klage: Gegens 
ſtandes, die Art der Beweisführung und die Mög: 
lichkeit einer Abbrechung ganz in ben Händen ber 
Magenden Stände: Berfamnlung, welche babei eine 
ihrer wuͤrdige Stellung einnimmt und nicht blos als 
Denunciantin und zufällige Gelegenheitögsberin erfcheint, 
Die Vertheidigung iſt gauz ungehemmt, und der Bes 
ſchuldigte hat nur den Klaͤger, nicht auch den Rich⸗ 
ter zum Gegner. Die dem Unflage = Proceß eigens 
thuͤmlichen Zehler aber verfchwinden , felbft ohne Auf: 
ftellung eines Staatsaumaltes, völlig, wenn die Klage 


von eines Ständeverjammlung gegen einen Minifter ans 
geftellt wird. Einem folchen Kläger kann die Beibrins 
gung ber von ihm nicht für ubrhig erachteten Beweis 
mittel unmdglich fchwer werden. Die Paſſivitaͤt der 
Megirung ift bier ganz an der Stelle. Kine durch Un⸗ 
fähigfeit der Partheien entflandene unrichtige Darftels 
lung des Tharfachen, über weldye der Richter zu us 
theilen hat, oder eine ſchlechte Benuͤtzung nahe liegens 
der Beweis⸗ und Gegegenbeweis : Mittel ift hier gar 
nicht denkbar hei der Intelligenz der beiderfeitigen Pars 
theien und ihrer Anwälte, ſo wie der jeden Schritt 
des Proceffed verfolgeuden und eommentirenden dffents 
lich gedußerten Meinung unbetheiligter Sachverſtaͤn⸗ 
biger. 

Somit hat die Wahl der, Anklage: Marime 
nur DVortheile und Feine Nachtheile, und nur fie paßt 
zur DBetreibung einer folchen vwoichtigen rechtlichen und 
politifhen Verhandlung. Eie ift fo überwiegend vors 
theilhaft und faft nothwendig , daß ſelbſt in ſolchen 
Staaten, deren peinliche Gerichtsordnung fuͤr die ge⸗ 
woͤhnlichen Faͤlle ausſchließend nur die Unterſuchungs⸗ 
Maxime kennt, für die Staatsproceſſe das Anklage⸗ 
Verfahren unbedingt zu rathen iſt. Zreilich ift in fol, 
chem Balle eine befondere ausführliche Gefetgebung 
ndthig , indem weder der gewöhnliche Gerichtögebraudh, 
noch auch felbft die Analogie zur Richtſchnur dienen 
koͤnnte: allein dieß iſt natärlich Fein eruftliched Hin⸗ 
derniß. 

Was nun aber die Entfcheldung der vorliegenden 
Stage nach den beftehenden pofitiven Rechten bes 
trifft: fo iſt zu unterfcheiden zwifchen ſolchen Staaten, 
deren Strafverfahren ſchon im Allgemeinen nach der 


Anklage⸗Maxime eingerichter iſt; folchen, welche durch 
eine ausdruͤckliche Beſtimmung das Unterfuchungs-Ber- 
fahren auch bei Minifter s Proceffen anordneten; und 
endlich Denen, welche keine befondere Verfügung ges 
troffen haben, in ihrer gewöhnlichen Gefengebung aber 
die Unterfuhungsmarime befolgen. — Bel den beiden 
erfteren ift Fein Streit moͤglich. Die zuerft genannten 
behandeln narärlich aud) die Staatsproceſſe nach ihrer 
allgemeinen bier vorziglih paſſenden Geſetzgebung. 
Ihre Zahl und noch mehr ihre Bedeutung ift beträchte 
ih *). Eben fo bat ſich die zweite Klaffe der nun 
einmal befchloffenen Marime zu bedienen, wenn fchon 
die Erfahrung ſchwerlich für die Nichtigkeit der Wahl 
‚ fprehen duͤrfte ?). Dagegen ift eine Meinungs = Bers 


2) Die Anklage: Marime wird nämlih in Englaub, in den 
ſaͤmmtlichen Staatender nordamerikaniſchen Union 
und in dieſer ſelbſt, in Frankreich, in Belgien. 
und in Baden, (f. Geſetz von 18232) angewendet. 


3) Nicht fowohl unmittelbar, ald dadurch, daß die ordentli⸗ 
hen Gerichte letzter Inſtanz für zuftändig in Etaatsanfla: 
gen erklärt wurden, ohne daß zu gleiher Zeit für Ddiefels 
ben ein anderes Verfahren, als der ihnen regelmäfig 
vorgefhriebene Unterfuhungg e Proceß vorgefchrieben wor: 
den wäre, erklären fich für die Unterfichunge = Marimen: 
Baiern, Hanover, ©. H Heffen, Kurhbeffen, 
© Weimar, Gotha, Meiningen, Hıldburg: 
baufen. In Naffau ift eine je für den eingelnen Fall 
zu ernennende Unterfuhungs : Sommiflien angeordnet. — 
Wie hoͤchſt unbedeutend und fomit zivedwidrig aber biefes 
Unterfuhungsverfahren ift, wenigſtens in allen jenen Faͤl⸗ 
len, wo die Unterfchrift ded Angeklagten bie Thatfache an: 
fer allen Zweifel ſtellt, und es fi alfo nur von der recht: 
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ſchiedenheit bei der dritten Abtheilung allerdings dent: 
bar. Daß die Analogie filr die Anwendung des ges 
meinen Rechtes fpricht, und daß eine Abweichung von 
demfelben hätte ausdridlich von dem Geſetze erwähnt 
werden ſollen, ift unläugbar, Allein auf der andern 
Seite ift nicht nur die Anwendung des gemeinen 
Rechtes hoͤchſt unzweckmaͤßig und faum in allen feinen 
heilen mit einem Staatsproceſſe vereinbar; fondern 
ed Kann auch wohl kaum bezweifelt werden, daß die 
den Muſtern der größern und Altern Repräfentativ: 
Staaten fich unbewußt anfchliegenden Berfaflungss 
Urkunden ftillfehiweigend von der Aunahme, daß fie 
mit der Beftimmung einer Klage aud) dad Anklage: 
Verfahren feftgefest haben, ausgegangen find, und 
daß alfo der Wille des Geſetzgebers nicht auf die 
analoge Aumwendung der eigenen gewöhnlichen Landes⸗ 
gefeßgebung ,„ fondern ded fremden conftirutionellen 
Rechtes gieng. Diele Vermuthung wird vollends zur 
juriftifchen Gewißheit, werm unter den in der Berfaf: 
fungs = Urkunde enthaltenen Beftimmungen über Mi⸗ 
nifter = Auflagen folche enthalten find, die ſich mit der 
geuauen WBefolgung der gemeinrechtlichen Unterfu: 
chungsmaximen nicht, wohl aber mit dem Anklage: 
Verfahren vereinigen laffen, Natuͤrlich Fommt ed da⸗ 
bei nicht auf die materielle Wichtigkeit einer ſolchen 


lihen Erörterung der Schuld handelt, beweiſen fehr deut: 
lih die im den Proceſſen gegen den kurbefliihen Staatsmi⸗ 
nifteer Haffenpflug aufgenommenen Protocolie des D. 
A. Gerichtes in Kaſſel, vom 10. Juli 1833. Es ift eine 
bloße ud eine Ärmliche Zorm. 


Beſtimmung fondern nur auf deren unzweifelhafte Uns 
vereinbarkeit an *). 


\ 





4) Diefer lehtere Umſtand enticheidet daher auch für bie Uns 
wendung des Anklage⸗Proceſſes in Württemberg 
und im Koͤnigreiche Sach ſen. Zwar beftreitet dich 
Scheurlen, (der Staatsgerichtehof ded K. Württem: 
berg,) allein mit Unreht. Es ift bier nicht der Ort 
den ausführlihen Beweis zu führen, welber in der dem: 
naͤchſt erfheinenden zweiten Auflage meines wuͤrtt. Staats⸗ 
rechtes feinen Platz finden foll; doch fen ed erlaubt, darauf 
binzudeuten, daß alle Proceb : Kenntniß meines gelehrren 
Greundes und Amtsgenoſſen nicht bingereicht bat, feine 
Yuslegung bee Verf. Urf. von mehreren bedeutenden lin: 
möglichkeiten zu befreien. So ift, um nur Eines anzus 
führen, in der V. U. beftimmt, daß Anklage und Vers 
tbeidigung öffentlich geſchehen ſolle. Daß die Ausführung. 
diefer Veſtimmung in einen Antlageproced gar feine 
Schwuͤrigkeit und felbft feinen Zweifel verurfahen kann, 

» flieht Jeder. Anders aber freilib bei einem Unterſu⸗ 

unge: Verfahren. Scheurlen iſt der Anſicht, daß die 
Klage fhriftlih zu übergeben fen, dann die Unterſuchung 
zu Folge babe, und fodann in Ciner Sitzung Anklage und 
Vertpeidiguug öffentlich gehalten werden. Unmoͤglich! 
Kann die Klage nach der Unterfuhung lommen! Kınn 
bie alte, vor Eruirung ber Thatfache durch die Unterſu⸗ 
Kung angeftellte, damals vielleicht ganz zweckmaͤßige, int 
aber durch die nen gewonnenen Ergebniſſe völlig abſurd 
gewordene Klage itzt wiederholt werden? Und zu welbem 
Zwecke, mit welchem falfhen Scheine für die klagenden 
Stände itzt noch einmal? Oder foll allenfalld eine mit 
Beruͤckſichtigung der Unterfuhung entworfene neue Klage 
vorgetragen werden bärfen? Dieß kann nicht ſeyn, weil 
dann offenbar ein Anklage-Proceß und kein Verfahren 
nad der Unterſuchungs⸗Maxime befieht , und bie ‚ganze 
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b. ündlichheit des Verfahrens. - 
Ausdruͤckliche Entfcheidungen der Srage, ob im 


Falle eined Staatsproceſſes dad Verfahren muͤndlich 
oder fchriftlich feyn müfle, find in den Grundgefegen 
nirgends enthalten, (mit einziger Ausnahme des bas 


Difchen Gefegennourfes von 1832 *). Ohne Zweis 





Unterfachung nur eine, gewiß unpaffend vom Richter, zur 
Belehrung des Klänerd unternommene Borunterfutung iſt. 
Wenn aber fomit die alte Klage wiederkelt werden muß, 
bat dann auch ber Angeklagte nur anf dieie zu antworten, 
oder darf wenigftend er auf die Ergebuifle der Unterfuchung 
Nüdfiht nehmen? Im erften Zalle, welcher tunere Wider: 
ſpruch und welches Unreht für den Angellagten gegenuͤber 
vom Richter! _ Im zweiten Falle aber, welche ungerechtfer: 
tigte Beginftigung des Angellagten , gegen den zu einer 
traurigen Rolle verurtheilten Anklaͤger, d. h. gegen die 
Stände des Weichen ! 


4) Diefes badiſche Geſetz ſetzt Folgendes im Weſentlichen 


fett: Die Klagfchrift iſt ſchriftlich ſammt der Angabe aller 
Beweismittel einem Gerichtsausfchuffe zu übergeben. Sie 
wird dem Angellagten zur ſchriftlichen Vertheidigung über: 
geben, und auch in biefer find die Gegenbeweife vollitäns 
dig mitzutheilen. Die Mertheidigungsfchrift wird den 
Klägern mitgetheilt, und Diele haben ſich ber den 
angetretenen @enenbeweis wieder zu erklären. Die nun 
gefhloffenen Acten werden fämmtlich in dem verfammelten 
Gerichte verliefen, und nun beginnt dad Zeugenverbör. 
Nach deffen Schluß Hat der Kläger noch einmal feinen Ans 
trag zu entwideln und zu rechtfertigen, der Angeklagte 
aber feine Schlußvertheidigung vorzulegen. 
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fel in der allgemeinen Vorausfegung , daß diefe Arten 
von Proceſſen ganz in der für alle Strafſachen für 
zwedmäßig erachreten Form zu behaudeln jeyen. Hier⸗ 
durch ijt allerdings eine bedeurende Verſchiedenheit des 
Verfahrens in dieſem Puncte unter den conftitutionel: 
len Staaten entflanden. Da naͤmlich in den ſaͤmmt⸗ 
lihyen großen Staaten, welche die Minifter = Berant: 
wortlichfeie mitteljt eigener Staatsproceſſe zu regeln 
begannen, nämlid in Großbritannien, den Ver: 
einigten Staaten von. A. und Sranfreid, 
muͤndliches Verfahren in allen Strafſachen Lanz 
deögejeß war, fo war eine Ausdehnung dieſer Behand⸗ 
Iungsweife auch auf die Staatsprocejfe nardrli. Eben 
fo verhält es jich mir den fünmtlichen einzeluen 
Staaten der nordanterilanifchen Union und mit Bels 
gien. Wogegen in der großen Mehrzahl der Deuts 
ſchen conftitutionellen Staaten das fchriflliche Vers 
fahren als das fich ganz von felbit verftehende anges 
hommen zu werden ſcheint. Es find weder Auträge 
in den Kammern, noch auch nur Uncerfuchungen von 
Sheoretifern bekannt, welche diefen Gegenſtand behau⸗ 
deiten 2) 

So einfah und unbedeutend it die Sache nun 
‚über doch nicht; es ift vielmehr — und zwar fowohl 
in der Vorausfegung des Anklage- als des Unuterſu⸗ 
hungs = Verfahrens — die Frage zu unterſuchen: ob 
nicht vielleicht Die muͤndliche Verhandlung auch in 
ſolchen Ländern, welche fie bei ihren. gewoͤhulichem 
Strafverfahren nicht fernen, ausnahmsweiſe bei den 





2) Auch Buddeus übergeht ihn ganz. 





Minifter: Anlagen als nothwendig oder mindeſtens 
vorzugsweiſe raͤthlich ericheine ? 

Was nun zuerft die Nochwendigkeit bemifft, 
fo find die zwingenden Gründe, welche für die Anklage: 
Marime nicht nur in der Theorie „ fondern felbft in 
. dem fie nur nicht ausdrädlich ansfchließenden Staate 
fprechen, hier allerdings nicht vorhanden. Es iſt naͤm⸗ 
lic) nicht einzufehen, warum Anklage und Bertheidi- 
gung , Zeugenverhör, Vernehmung des Beichuldigten, 
fo wie überhaupt die verfchiedenen zur Kenntniß Des 
Richters zu bringenägn Thatfachen und Raifonuements 
nicht follten auch fchriftlich vorgelegt werden koͤnnen. 
Häufig wird es ſich fogar in Etaatöproceffen nicht 
einmal von Zeugenaußfagen, Protocollen, u. f. w. 
haudeln, fondern lediglid) von der Beurtheilung einer 
an ſich gauz Flaren und von dem Angeklagten gar 
nicht in Abrede zu ziehenden Thatſache. Die Kläger 
geben fie für eine ſtrafbare Verfaffungsverlegung aus, 
der Angefchuldigte läugnet entweder die Geſetzwidrig⸗ 
feit der Handlungsweife oder behauptet wenigfteng 
eine unumgängliche Nothwendigkeit, fomit Zurechnungss 
loſigkeit, für fih. Daß diefe beiderfeitigen rechtlichen 
Ausführungen fchriftlich geführt, in diefem Zuftaude 
von der Gegenparthei richtig aufgefaßt und beannvor: 
tet, eben fo die vom Richter etwa für noͤthig erachs 
teren Befragungen des Angeſchuldigten zu Protocol 
aufgenommen, und daß fie endlidy alle zuſammen von 
dem Richter, fo wie fie gegeben und beabjichtigt wur: 
den, aufgefaßt und fchließlich gewürdigt werden koͤn⸗ 
nen, ift einleuchtend. Allein auch da, wo Zeugen ver: 
nommen , Thatjachen beftrirten, kurz Perfdulichkeiren 
hberausgejtelle werden, iſt es in Proceffen folder Art 
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keineswegs für die Partheien oder den Richter unıtidg: 
lich die Wahrheit aufzufinden. Es handelt fich bier, 
wenigftend in der Regel, von fo befaunten und fo 
hochgeitellten Perſonen, und von jo vielfach und viels 
feitig befprochenen und beleuchteten Thatſachen, daß 
auch ohne perfänliche Anmwefenheit der Betheiligten der 
Werth ihrer Ausſagen gewürdigt werden faun. — Ob 
dad Verfahren im Wege der allgemeinen Klage oder 
in dem Der richterlichen Unterfuchung betrieben wird, 
macht Dabei lediglich keinen Unterſchied. Es kann fos 
mit, da wo nicht entweder ein allgemeines ‚oder ſpe⸗ 
cielled Gefeg die Muͤndlichkeit vorfchreibt , blos aus 
der Natur der Sache und gegen die fonflige Landes⸗ 
gefeßgebung dieſelbe nicht als rechtlich nothwendig er: 
Härt werden. 

Allein ift ein mindliches Verfahren nicht wenig⸗ 
ſteus zweckmaͤßiger, und ift fomit nicht, wenn es 
fih von der Gründung eines Geſetzes handelt, das⸗ 
felbe nicht befonderd6 anzuorduen ? — Es wird zur 
Erleichterung der Eutfcheidung dienen, wenn erit die 
Einwendungen wegen ſolcher Eigenfchiften der beiden 
Formen entferat werden, welche zwar von größerer 
oder geringerer Wichtigkeit fuͤr gewoͤhnliche Proceſſe, 
bier bei Miniſteranklagen aber ohne Bedeutung find. 
Hierher gehdrt denn auf der einen Seite der Vor⸗ 
wurf der größern Koitfpieligfeit, weldyer dem ſchrift⸗ 
lihen Verfahren haͤufig gemacht wird, Dieje Raͤck⸗ 
fiht, überhaupt im Ötrafproceffe von geringeren 
Belange als bei Streitigkeiten über Mein und Dein, 
Tann bei dem nicht nur fo feltenen,, fondern , noch 
mehr, fo böchft wichtigen Anklagen zur Vertheidigung 
der allgemeinen Rechte und Intereſſen ded Staates 








gar nicht in Betracht kommen. Unbedingt ift bier die 
in fi) zweckgemaͤßere Manöregel zu wählen koſte fie 
was fie wolle. Dagegen find auf der andern. Seite 
auch einige gewöhnliche Ausftellungen gegen das muͤnd⸗ 
liche Verfahren ganz zu befeitigen. Einmal nämlich 
der Umftand, daß bei diefem Verfahren die Berheiligs 
ten nur mit Beſchwerlichkeit und Unficherheit aus der 
Herne ihre Rechte geltend machen können. Die perfbns 
liche Auweſenheit der hauptfächlich Betheiligten verftehe 
fit) hier ohnedem ganz von felbft, und Die etwaige 
Befchwerlichkeit des Transportes von Zeugen u. f. w. 
ift bei der Wichtigkeit und zugleich der Seltenheit 
der Staatsanklagen Feiner Erwähnung werth , wenn 
fonft Gründe fir das mindliche Verfahren fprechen folls 
ten. Eben fo iſt zweitens die filr die gewöhnlichen 
Fälle allerdings fehr in Betrachtung zu ziehende, mit 
dem miündlichen Verfahren nochiwendig verbundene 
Verminderung der Zahl der Rechtsmittel hier von ges 
ringerem Belange, weil — wie unten, $. 10 bis 12, 
gezeigt werden wird — bie Verfchleppung der endlis 
hen Eutfcheidung durch Rechtsmittel bei Proceffen von 
politifcher Wichtigkeit überhaupt zu vermeiden iſt, 
und daher nur wenige, und diefe nur in feltenen Käls 
len , überhaupt zugelaffen werden können. Und drits 
tens kann bei der Seltenheit und Wichtigkeit der 
Staatöproceffe die, freilich bei gewbhnlichen Straf: 
ſachen unausfährbare, nothwendige Anwefenheit der 
fämmtlichen entfcheidenden Gerichtömitglieder auch 
während aller Handlungen eines Unterſuchungsver⸗ 
fahrens, nicht in Betrachtung kommen. Da der 
Staatsgerichtshof doch, ſobald die Klage angebracht 
iſt, zuſammentreten muß, und er bei der Ungewißheit, 
28 
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wann er über Iwifchene oder End = Fragen zu urtheis 
len haben wird, auch von da an verfammelt bleiben 
muß , fo hat die Vornahme der Unterfudhung vor ver: 
fammeltem Gerichte gar feine Schwuͤrigkeit. 

Saft man nun aber die auch hier wichtigen Ei⸗ 
geufchaften ind Auge, fo läßt fih nicht laͤugnen, daß 
in Beziehung auf die oben erwähnte Klaffe von Pro= 
ceffen,, in weldyen die Aeußerungen von beiden Seiten 
nur in Rechtsausfuͤhrungen beftehen , ein fhrifrliches 
Merfahren das paſſendere fcheint, indem eine reifliche 
Veberlegung und Abwägung feiner Rechtöbegriffe 
oder. verfchiedener Syſteme des dffentlihen Rechtes 
in der Erille des Kabinetes und wo Feine alsbal⸗ 
dige Antwort und Entjcheidung verlangt wird, leichs 
ter vorgenommen wird, als in dem Lärmen der 
Öffentlichen Gerichtöfigung und bei der Nothwen⸗ 
digkeit augenblicklicher Auffaffung und Beurtheilung. 
Auch ift nicht in Abrede zu ziehen, daß es viel 
ſchwerer iſt, fchriftli durch Trugfchläffe und Red: 
ner = Fechterfiufte zu blenden und zu überreden; daß 
Zufälligkeiten im Aeußeren und in den Gewohnheiten, 
oder auffallende allein eigentlich unbedeutende Vorfälle 
wihrend der Verhandlungen, Augenblide von Geiſtes⸗ 
ſchwaͤche oder Ueberlegenheit, eudlidy das Gefühl des 
Mitleidens, der Rührung oder des Unwillens, weit 
weniger bei einem fchriftlichen Verfahren als bei der 
dramatifchen Eile und Aufregung der mündlichen Vers 
handlung ungerechten Einfluß, fir oder wider , erhal: 
ten Tonnen. Eudlich wäre es erfahrungswidrig, wenn 
man die Möglichkeit nicht zugeben wollte, daß Zeus 
gen in den Öffentlichen Verhdren , in Gegenwart fols 
cher Angeklagten und folcher Kläger vor dem ganzen 








! 
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Volke zur Schau geſtellt, ſich beengt fuͤhlen, und ent⸗ 
weder ſich der Ausſtellung ganz zu entziehen ſuchen 
oder vor der vollen Wahrheit zuruͤckweichen kͤnnen. — 
Dieſen Vorzuͤgen des fchriftlichen Verfahrens ftehen 
aber auch bedeutende Vortheile der mündlichen Bers 
handlung gegenüber. Einmal werden immerhin wenigs 
ftens einzelne Fälle vorfommen, in welchen die per: 
ſoͤnliche Erſcheinung der Betheiligten, fo wie die muͤnd⸗ 
liche Debatte eine Aufklärung gewähren, welche vom 
Papiere nicht erhalten werden koͤnnte. Zweitens bat 
das mindlihe Verfahren jeden Falles die Folge, daß 
die Berheiligten immer in unmittelbarem Verkehre mit 
dem Richter bleiben, während bei fchriftlichem Vers 
fahren nur eine mittelbare Verbindung mittelft der 
Referenten ftatt findet. Da nun aber die objective 
Wahrheit bei dem Durchgehen durch diefes Medium 
mehr oder weniger gefärbt, verdunfelt oder verzerrt 
werden kann, fey es mit ſey ed ohne Abficht; da 
felbft die Beiordnung von oreferenten keineswegs 
eine vdllige Sicherheit gewährt , diefelbe fogar häufig 
gerade erft Verwirrung und Xrübung herbeifuͤhrt; da 
endlicy die Anordnung, daß jeder Richter fämmtli- 
che Actenſtuͤcke ebenfalls felbft zu lefen habe, nicht nur 
eine fehr bedeutende Zeit in Anfpruch nehmen, fon= 
dern auch keineswegs gegen Trägheit und Gedächtniß: 
ſchwaͤche ſchuͤtzen wuͤrde 3) : fo darf diefe unmittelbare 


3) Es iſt bei dieſen offenbaren Nactheilln bed Referen⸗ 
tens Wefend num begreiflihb, wie die württembers 
sifhen und ſaͤchſiſchen Verfaffungs : Urkunden (in 
65. 201 und 146) die Ernennung von Üeferenten vors 
ſchreiben mochten, ohne daß fie doch ſchriftliches Verfahren 

28 ) 
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Verbindung ein unſchaͤtzbarer Vortheil genannt werben, 
Drittens iſt ein ſchriftliches Verfahren nothwendiger⸗ 
weiſe mit ſehr großem Zeitverluſte verbunden. Jeder 
Parthei muß zu jeder neuen Aeußerung eine betraͤcht⸗ 
liche Friſt eingeräumt werden. Die Referenten im 
Richtercollegium nehmen ebenfalld zu ausführlichen Ars 
beiten Zeit in Anſpruch. Dadurch aber verliert endlich 
viertend die ganze Maadregel fehr am Eindrud und 
an Beruhigungskraft. Bei einem mindlichen Berfah: 
sen geht Alles weit fchneller, Fräftiger und männli- 
cher. In diefer Form erfcheint dad Ganze auch wuͤrk⸗ 
lih als ein offener Act der National s Gerechtigkeit, 
und ald ein wirdiger Kampf um Fuͤrſten⸗ und Volks⸗ 
Rechte, während durch einen Schriftenwechfel nur zu 
leicht an Advocaten= Sintriguen und Proceß » Chifanen 
erinnert wird. Wird nichr ein ſchuldiger Minifter 
fi weit mehr vor dem mindlichen Verfahren und for 
mie vor dem perfdnlichen Auftreten ſchenen, als vor 
einem Wechſel von Schriften , follten diefe auch feiner 
Zeit gedrudt werden? Wird nicht der Unfchuldige 
lieber feinen Klägern Etirne gegen Etirne entgegentres 
ten, und feine Ueberlegenheit an Talent,» Kenntniß 
und Baterlandsliebe ihnen und den Richtern fühlbar 





ausdruͤcklich anordneten, fomit wenigftens die Möglichkeit 
eines muͤndlichen Verfahrens offen laffend. Daß fie dabei 
dem Meferenten einen Coreferenten beiordnen, und dies 
felben aus den beiden verfchiedenen Beftandtheilen des Ge: 
richtes zu nehmen befeblen,, ift ganz löblid , wenn einmal 
ber blos mittelbare Verkehr ftatt finden fol: allein weit 
beſſer wäre eben eine unmittelbare Verbindung geweſen. 
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machen *)? — Auch bier ſcheint kein Unterſchied ſtatt 
zu finden je nach dem Hauptcharacter des Verfahrens, 
d. h. der Anklage⸗ oder der Unterſuchungs⸗Maxime. 
Gründe und Gegengründe paſſen auf Beide gleiche 
mäßig. 

Da nun offenbar die unbedingte Annahme des 
einen fowohl, als des andern Verfahrens mit mehs 
reren Nachtheilen verbunden ift, fo muß erft, ebe 
man fich hierzu entfcheider, unterfucht werden, ob 
nicht durch eine geſchickte Verbindung von beiden die 
Vortheile beider Verbandlungsweifen vereinigt, ihre 
beiderfeitigen Mängel aber entferut oder wenigftens 
unfchädlich gemacht werden koͤnnen? — Als eine foldye 
zwedmäßige Verbindung wird bei gewöhnlichen Rechts⸗ 
facyen, und zwar beides civils und ftrafrechtlicher Nas 
tur, eine [hriftlihe VBorverhandlung und eine 
miündfiche Ausführung ſowohl von einigen der wich⸗ 
tigften Gefeggebungen , namentlich der franzdfifchen 
und der engliichen, ald auch von Theoretikern anges 
fehen 5). Diefe übrigend an und für ſich ebenfalls 
bei beiden Marimen mdgliche Vereinigung der beiden 
Formen fcheint aber hier nicht geeignet zu feyn. 
Einmal fände ein ſolches Vorverfahren in den meiften 
Fällen darin eine bedeutende formelle Schwürigkeit, daß 
die hauptfächlichften Arten von Staatögerichten in der 





4) Vergl. über die Vortheile und Nachtbeile deſ mündlichen 
und des fchriftlihen Verfahrens Feuerbach’ „Betrach⸗ 
tungen über die Deffentlichkeit und Muͤndlichkeit“, ®. I, 
©. 230 fs. 

5) Der Kürze halber berufe ich mic ‚bieräber auf Teuer 
bach, a. D, S. Sos fg. 


Megel gar nicht verfammelt find, fondern erft auf ein 
foͤrmliches Verlangen der klagenden Erändeverfamms 
lung zufammentreten, wo denn alebald die wirkliche 
gerichtliche Verhandlung zu beginnen hat. Wenn nun 
ſchon bei einem mindlichen Vorverfahren, wie eben bes 
merkt , der Staatögerichtöhof befchäfrige werden kann, 
indem dieſes in feiner Gegenwart vorgenommen wird: 
fo ift dieß natuͤrlich bei einem ſchriftlichen Ber« 
fahren nicht thunlih. Womit foll nun, während des 
vielleicht fehr langen Schriftenwechfels derfelbe feine 
Zeit verwenden und feine Wirde wahren? Eine Ent: 
laffung aber bis zum Schluffe der Vorverhandlung ift 
auch) fehr bedenklich, indem leicht Zwifchenfragen ent⸗ 
fehieden werden müffen : eine jedeömalige Einberufung 
und Entlaffung zu folchem Zwecke aber ald unanges 
nehm und unanftändig erſcheint 6). Zweitens wird 
überhaupt eine Vorunterfuchung vor Gericht hier deß⸗ 
halb häufig weniger noͤthig feyn, weil fchon die Has 
gende Ständeverfammlung , ehe fie fich zu dem wich: 
tigen Schritte einer Staatsanflage wirklich fchließlich 
entfcheidet, eine genaue, freilich außergerichtliche aber 
der Natur der Sache nach dffentliche, Vorunterfuchung 
der Thatfachen veranftalten muß , fo daß Gegner und 
Michter mir dem Gegenftande der Verhandlungen und 
dem Fundamente der Klagen lange vor der fdrmlichen 
Erhebung der legtern befannt gemadhyt werden. Im 
Zweifel wird fchon diefe fändifche Vorberathung die 
Bekanntmachung entgegengefeßter, Zwar auch nur eins 





:6) Dieß iſt denn auch der eine Haupteinwurf, welcher gegen 
dad badifche Sefeh zu machen iſt. oa 
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ſeitiger allein eben dadurch ergaͤnzender, Erklaͤrungen 
von Seiten der Regirung hervorrufen. Drittens end⸗ 
lich eutfernt dieſe Verbindung gerade die nachtheiligſte 
Seite des muͤndlichen Verfahrens, naͤmlich die Schwuͤ⸗ 
rigkeit verwickelte und einander bekaͤmpfende Rechts⸗ 
ausfuͤhrungen alsbald richtig aufzufaſſen und im we⸗ 
ſentlichen bis zur Antwort oder zum Urtheile im Ge⸗ 
daͤchtniſſe zu behalten, durchaus nicht. Das ſchriftli⸗ 
che Verfahren kann nur die, Thatſachen bereinigen 
und für das Gedaͤchtniß feſthalten; Rechts au s⸗ 
führungen aber kann es, ſoll nicht eigentlich 
6108 fchriftlich verhandelt und nur dad Gefchriebene 
noch einmal der bloßen Form wegen wiederholt 
oder -abgelefen , kurz die mündliche Verhandlungsweife 
ganz verlaffen werden, nicht wohl enrhalten. Nun 
find jedoch in diefen Staatsproceffen der Thatfachen 
in der Pegel wenige an der Zahl, vielleiht iſt es 
blos eine einzige; fie find uͤberdieß gewöhnlich Klar 
ımd umnbeftritten; fondern die Rechtsausfuͤhrungen 
beider Theile find das Schwürige, was oft einer 
ruhigen und gründlichen Prüfung bedarf 7). — 
Demnady koͤunte denn die Werbindung des muͤnd⸗ 
lihen und des fchrifrlichen Verfahrens, wenn eine 
ſolche ftattfinden follte, nur in der Richtung bewerf: 
ftellige werden, daß die Recht Sausfuͤhrung fchrifts 


7) Hier liegt der zweite Einwand gegen dad Syſtem deos bas 
difhen Procedur-Geſetzes. Dasſelbe wahrt wohl das 
dramatifhe Intereſſe, nicht aber auh Die materielle 
Nechtsſicherheit, und dieſes ift um fo bedenfliher, als 
der Staatögerichtähof zu einem bedeutenden Theile aus 
sechtöungelehrten Richtern befiehen fann. 
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lich übergeben würde, was auf zweierlei Arten moͤg⸗ 
li wäre. Einmal nämlich laͤßt fih denken, daß 
zuerſt die ganze Verhandlung bis zu ihrem vblligen 
Schluſſe muͤndlich durchgefuͤhrt, daun aber zwiſchen 
der letzten Autwort des Beklagten und dem Urtheils⸗ 
ſpruche des Gerichtes eine Pauſe gemacht wuͤrde, in 
welcher das bereits muͤudlich Eroͤrterte nun auch noch 
von beiden Theilen (alſo, je nach der gewaͤhlten Ma⸗ 
xime, von dem Klaͤger und dem Beklagten, oder von 
dem Beklagten und dem mit der Leitung der Un⸗ 
terſuchung beauftragten Inſtructionsrichter) noͤthigen 
Falles vervollſtaͤndigt und beſſer geordnet, ſchriftlich 
aufgeſetzt und dem Richter uͤbergeben wuͤrde. Oder 
aber wuͤrde nur die Klage und das Beweisverfahren 
(beziehungsweiſe die Unterſuchung) muͤndlich, dage⸗ 
gen die beiderſeitige Rechtsausfuͤhrung gleich anfangs 
ſchriftlich vorgenommen. In beiden Faͤllen waͤre Ge⸗ 
legenheit, die im muͤndlichen Verfahren gemachten Ver⸗ 
ſehen gut zu machen und dem Gedaͤchtniſſe und der 
Ueberlegung der Richter zu Huͤlfe zu kommen. Allein 
es iſt doch, ſelbſt abgeſehen von jenen Faͤllen, welche 
wegen ihrer Einfachheit eine ſolche ſchriftliche Behand⸗ 
lung nicht nothwendig erfordern, und die alſo nur 
unndthig verſchleppt wuͤrden, mehr als zweifelhaft, 
ob eines dieſer Mittel empfohlen werden kann. Bei 
der zuerſt erwaͤhnten Verbindung naͤmlich wuͤrde eine 
allzu lange Zeit zwiſchen der Beendigung der Pers 
bandlungen und dem Urtheilöfpruche vergehen, was 
fowohl den frifhen Eindrud auf die Ueberzeugung der 
Nichter ſchwaͤchen, als der wünfchenswerthen Befchleus 
niguug des Ausganges nachtheilig feyn würde. Diefer 
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Stillſtand waͤre aber mit Sicherheit als betraͤchtlich 
anzunehmen, weil theils zur Abfaſſung fo wichti⸗ 
ger und wenigſtens zuweilen umfangreicher Actenſtuͤcke 
keine allzukurzen Friſten geſteckt werden duͤrften; theils 
dem Beklagten jeden Falles ſeine Friſt, erſt von der 
ihm gemachten Mittheilung des Klaͤgers (oder der voll⸗ 
ſtaͤndigen Acten) laufen koͤnnte; theils endlich zur Mit⸗ 
theilung an alle Richter entweder mittelſt Druckes oder 
vieler Abſchriften ebenfalls wieder viele Zeit in Ans 
fpruch genommen werden müßte. Häufig würde foger, 
wenigftend bei der Auflage: Marime, ein -förmlicher 
Schriftenwechfel zwifchen beiden Partheien kaum zu. 
vermeiden feyn. Der andere Ausweg dagegen würde 
nicht nur mindeftend dieſelbe Werzbgerung zu eben fo 
ungelegener Zeit zur Folge haben, fondern überdieß 
noch in einem fehr wichtigen Theile des Procefied das 
eindrucksloſe fchr.filihe Verfahren eintreten laſſen. 

Iſt nun aber auch diefe Verbindung des muͤud⸗ 
lichen und fchriftlichen Verfahrens unzuläßig, fo bleibt 
— da jeden Falles die geringeren Nachtheile dem 
mündlichen Verfahren wefentlih aufleben — nichts 
anderes übrig, ald in Fällen, wo es ſich von der Bes 
gründung eines neuen Gefeges handelt, und zwar 
gleichgültig ob dasfelbe die Auklage- oder bie Unter⸗ 
ſuchungs⸗Maxime gewählt hat, unvermifchtes muͤnd⸗ 
. liches Verfahren für Dinifter: Anlagen zu wählen. 
Die beiden hauptfächlichften Fehler desſelben, naͤm⸗ 
lih Schwürigkeit der Auffaffung und Täufchung durch 
Rednerkuͤnſte, werden, wie man hoffen: darf, bei der 
durch die Wahl und Zufammenfegung möglichft ges 
fteigerten Intelligenz des Richters Collegiums von min- 





derem Belange fenn , als fie ſich allerdings Häufig 
genug bei gewöhnlichen Gefchiworenen sGerichten her: 
audftellen. 


38 
c. ©effentlichheit des Werfahrens. 


So gewoͤhnlich Muͤndlichkeit und Deffentlichkeit 
des gerichtlichen Verfahrens ald enge mit einander ver⸗ 
bunden und faft als eines und dasfelbe betradhter 
werden : fo unrichtig ift Doch diefe Anficht. Eine Sa⸗ 
he kann mindlich bei verfchloffenen Thüren verhan⸗ 
delt werden ; und umgekehrt ift die Anwefenheit Frem⸗ 
der bei der Behandlung und Entfheidung eines fchrifte 
lih verhandelren Proceffes gar wohl möglihd. Die 
Brage, ob ein Staaröproceß dffentlich zu verhan 
deln fey, muß fomit allerdings durch das Geſetz nod) 
befonders pofitiv entichieden,, in der Theorie aber einer 
eigenen Unterfuchung unterworfen werden *). 

Was zuerft die pofitive Geſetzgebung bes 
trifft, fo ift natuͤrlich in jenen Staaten, welche Äber: 
haupt Deffentlichkeit des gerichtlichen Verfahrens als 
algemeined Landeögefeg anerkennen, von einer Ge: 
heimhaltung eines Proceffes über eine Minifter : Anz 
Hage gar Feine Rede, auch wenn dieß nicht befonders 
vorgefchrieben if. So namentlich in England, 
Sranfreih, Belgien, den fämmtlidhen Verei⸗ 
nigten Staaten von N. A. Es fehlt aber aud) 


1) S. (Buddeus,) die „Minifterverantwortlickeit”, ©. 
95; Eckendahl, Staatslehre, Bd. I, ©. 183 fg. 


nicht an Beifpielen von Örundgefegen, welche zwar 
für die gewöhnlichen Gerichte Deffentlichkeit nicht vor⸗ 
fchreiben, allein ausnahmsweiſe bei Staatsproceffen 
die Zulaffung gerichtöfremder Perfonen geftarten, we: 
nigftend bei einzelnen wichtigen Acten des Verfah⸗ 
rend 2). Wenn dagegen die Deffentlichkeit in einem 
Staate weder im Allgemeinen bei allen Strafrechts⸗ 
fachen gilt, noch fir Minifter = Anklagen insbefondere 
vorgefchrieben ift, fo kann diefelbe auch nicht verlangt 
oder vom Gerichte aud eigener Machtvollfommenhett 
angeordnet werden, da diefebe — wie fogleich gezeigt 
werden wird — zu den wefentlichen, und ſomit auch 
ohne befondere Verfügung von felbft geltenden, Formen 
eines Staatsproceſſes nimmermehr gezähle werden 
mag. 

Hinfihrlih der theoretiſchen Grände für 
und wider die Deffentlichkeit ift vor Allem zuzugeben , 
Daß von einer abfoluren Nothwendigkeit dieſer 
Form der Verhandlung Feine Rede ift. Niemand wird 
uämlich läugnen wollen, daß zur vollftändigften Ent⸗ 
wicklung aller Gründe und Gegengrinde fo wie zur 
richtigen und unpartheiiſchen Auffaffung derfelben und 
der Thatfachen der Umftand lediglich nichts beiträgt , 
ob den Sigungen audy noch dritte Perfonen,, welche 
aber lediglich Feine Einfprache oder Bemerkung zu 
machen haben, beimohnen oder nicht. — Dagegen ift 
allerdings Flar, daß die eine der beiden Einrichtungen 
vortheilbafter ald die andere feyn muß. Um 





2) So 3. 3. die württembergifhe Verf. Urf., welde 
im $. 199, bie öÖffentlihe Vornahme der Anklage und 
der Vertheidigung vorfchreibt. 
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aun aber beurtheilen zu kͤnnen, welche von beiden es 
fey , ift vorerft zu unterfcheiden zwifchen der Pars 
thei⸗Oeffentlichkeit, d. 5. der geftatteten Anweſenheit 
des Beklagten und feiner Rechtsfreunde, fo wie der 
Kläger -und ihrer Sachwalter, und zwifchen der Volks⸗ 
Oeffentlichkeit, d. h. dem erlaubten Zutritte dritter 
ganz Uubetheiligter , welche nur das Intereſſe au der 
Handlung zur Anweſenheit bewegt. 

Die Partbei=Deffenrlichkeit fchließe fich 
enge an die bloße Muͤndlichkeit des Verfahrens an, 
indem fie alsbald hergeftelle ift, wenn die Partheien 
auch bei ſolchen Gerichts: Handlungen, an welchen fie 
nicht felbft wefentlichen Autheil nehmen , aumwefend zu 
bleiben die Erlaubniß haben , fomit rheild bei den mit 
der Gegenparthei ausfchließlich fLattfindenden Verhand⸗ 
lungen, theilö bei den verfchiedenen Acten der richterlichen 
Selbſtthaͤtigkeit. Nur in legterer Beziehung kann dieſe 
Form der Deffentlichkeit einiges Bedenken erregen. Eins 
mal ndmlic kann man fürchten, daß bei den Beras 
thungen der Richter unter fich die Anweſenheit Dritter, 
namentlich der Betheiligten felbft, nachtheilig würde, 
indem fie die vertrauliche collegialifhe Beſprechung, 
weldye allerdings von bedeutendem Nugen fir die Bil⸗ 
dung eines richtigen Urtheiles des einzelnen Richters 
über Thatfachen und über Rechtögrundfäge ift, zum 
großen Theile hindern muß. Zweitens aber kann man 
fürchten , daß dieß hierdurch herbeigeführte Bekannt⸗ 
werden der Abftimmungen des einzelnen Richters mögs 
licherweife mißbraucht werde, fey es zu beffen pers 
ſonlichem Nachtheile, fey e8 um durch die im Schooße 
bes Richter = ECollegiums felbft entflandenen Zweifel 
und abweichenden Meinungen auf das Urtheil den 


Schein der Unzuverläßigkeit, wo nicht gar ber offene 
baren Ungerechtigkeit zu werfen 2). Dagegen laflen 
ſich denn freilich auch manche Gründe der Nüglichkeit 
anführen. Nur eine vollftändige Einficht in die ſaͤmmt⸗ 
lihen Verhandlungen des Proceffes ift geeignet das 
Mißtrauen der Berheiligten, und damit auch Das ber 
Menge zu entfernen. Wenn Gharacterlofigkeie und 
Verdorbenheit der Richter allerdings als etwas Möge‘ 
lied angenommen werden muß, fo kann gerade die 
Furcht vor der Deffentlichkeit die Schwachen zur Pflichte 
erfüllung flacheln und ihnen ald Gegengewicht dienen, 
die Schlechten aber wenigftens von den offenen Bers 
fuchen, Andere für ihre Abfichten zu gewinnen, abhal⸗ 
ten. Auch duͤrfte gegenüber von den Ständemitglies 
dern , welche fich oͤffentlich ber die Anklage berarhen 
und, fehr häufig wenigftens , darüber auch einzeln 
bffentlih abflimmen , auf die geheim berathenden 
Staatörichter ein widriger Schein fallen , welcher bei 
einer Anftalt, deren Wuͤrkſamkeit fo viel von dem ihr 
gefchenften Vertrauen abhängt, keineswegs ohne Bes 
deutung wäre *). — In der Abwägung diefer Vor⸗ 





3) Vergl. Seckendorf, Bedenken gegen die Deffentlichkeit 
der Berathung und Beſchlußfaſſung moralifher Perſonen, 
befouderd des Staatd. WBlog., 1835. 

4) Wohl aus diefen Gruͤnden ordnet denn auch bie würts 
tembergifche Verf. Urk., $. 199, den Drnd aller eins 
zelnen Abftimmungen an. Eben fo fpriht in England 
jeder Pair, in Nordam erika jeder Senator öffentlid 
fein „Schuldig” oder „Nichtſchuldig⸗“ aus. In Frank 
reich freilich werden Die Berathungen bed Berichtes fors 
mei bei verſckloſſenen Thuͤren gebalten. Allein bie Preſſe 
luͤftet jedesmal und aldbalb biefen Schleier, 
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tbeile und Nachtheile werden ſich freilid alte Stine 
men fchwerlich vereinigen. Ans fcheint die größere 
Summe von Vortheilen fuͤr die Parthei=Deffentlichs 
keit zu fprechen, wobei es Feiner Ausführung bedarf, 
daß die Grunde für und wider diefelben find, ob im 
Wege der Unterfuchung oder auf Betreiben ded Ans 
Hägerd der Proceß inftruirt wird. Nur find ed im 
erfteren Galle mehr Acte der richterlichen Thaͤtigkeit, 
welche bloßgeftellt werden, im leßteren Dagegen haupts 
ſaͤchlich die Schritte des Gegners. 

Die Volks⸗Oeffentlichkeit ſchließt natuͤr⸗ 
lich die geſammte Parthei⸗Oeffentlichkeit in ſich, giebt 
aber auch noch einem Theile des Publicums das Recht 
der Anweſenheit bei den Verhandlungen. Daß gerade 
Jedermann ohne allen Unterſchied dieſes Recht habe, 
iſt uͤbrigens keineswegs nothwendig zur Herſtellung 
des Begriffes der Volksdffentlichkeit; im Gegeutheile 
wird in jeder Beziehung ganz zweckmaͤßig ſeyn, wenn 
z. B. Weiber, Kinder u. ſ. w. vom Gerichtsſaale aus⸗ 
geſchloſſen ſind. Es iſt eine Herabwuͤrdigung des 
wichtigen Actes, wenn er zur Augenweide fuͤr Muͤßig⸗ 
gaͤnger oder zum Tummelplatze fuͤr den Poͤbel dient. 
Es wuͤrde ſich deßhalb ſelbſt verantworten laſſen, wenn 
der Zutritt nur einer gewiſſen Klaſſe von Buͤrgern ge⸗ 
ſtattet waͤre, z. B. den Waͤhlern, den Graduirten, 
den Beamten des Staates und der Gemeinden, kurz 
Solchen, welche gerechten und verſtaͤndigen Antheil au 
«der Sache zu nehmen geeignet und Willens find. — 
Was die Folgen diefer Art der Verdffentlihung betrifft, 
fo find fie zum ‘Theile die aus der PartheisDeffents 
lichkeit entwickelten, indem. fowohl überhaupt die Ans 
wefenheit von Fremden, wären ihrer auch nur Wenige, 
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diefe Folgen erzeugt, als aber auch durch blos diefe 
Anweſenden fi) Nachrichten über den Gang der Sache 
und über das Verhalten der einzelnen Richter verbreis 
ten fonnen und werden. Dagegen ift doch auch zwi⸗ 
fhen diefen beiden Arten von Deffentlichkeit ein Unter⸗ 
fchied, und zwar fowohl ein nüßlicher als ein nache 
theiliger. Als einen Vortheil nämlich) wird man «6 
gelten laffen milffen , daß das Publitum von zablreis 
cheren und nicht bloß aus Berheiligten beſtehenden 
Zuhörern fchneller und richtiger von dem wirklichen 
Verhalten unterrichtet wird. Als nachtheilig dagegen 
erfcheint nicht nur, Daß doch zuweilen Staatsgeheimr 
niffe durch eine fo offen geführte Verhandlung verrathen 
werden koͤnnen, fondern wohl noch mehr, Daß die 
Anwefenheit eines großen Auditoriumd theils die Eitel⸗ 
feit der Redner, und zwar fowohl der Kläger als der 
Bellagten, namentlich aber der beiderfeitigen Advo⸗ 
caten, zu mehr ſchoͤnen als zur Aufbhellung der Streite 
puncte dienlihen Reden verführen Fann „i theild wohl 
felbjt die Richter durch feine drohende Haltung und 
den Unbli feiner leidenfchaftlihen Theilnahme einzus 
(hüchtern im Stande it’). Die Bedeutung diefer bei⸗ 


5) Wer kennt nicht den beklagenswerthen Einfluß, mel: 
hen auf die Abfiimmungen in dem Procefle gegen Lube 
wig XVI. die Furcht der Votanten vor den Galerieen 
hatte ? Wenn fih felbft ein Lecointre, ein VBergni- 
aud fo einfhüchtern laffen, daß fie, welde mit der Ab: 
fiht gegen den Tod zu ftimmen fi erheben, durch den 
Anblick des biutdürftigen Poͤbels erſchreckt, blaß und zit: 
ternd dad Wort: Tod fiottern: wen ift bann eine aͤhn⸗ 
liche Schwaͤche nicht zuzutrauen? S.-Thiers, Hist. de la 
rövol, franc., Bb- MI, S. 414. (Ausg. von 1894.) 


den letzten Nachtheile ift allerdings fo groß, daß fie 
zu einer Berwerfung diefer ganzen Art von Deffentlichs 
Seit bewegen könnte, wenn es kein Gegenmittel gäbe. 
Nun laͤßt fih aber den Nachtheilen der Einſchuͤchte⸗ 
rung durch einen wuͤthenden Volkshaufen durch die 
oben angedeutete Auswahl der Zufchauer, durch eine 
firenge Sigungspolizei und durch die Wahl eines 
paffenden Locales, weldyes weder eine überwiegende 
Zufchauermenge faßt, noch fonft vertheidigundlos Poͤ⸗ 
belangriffen Preis gegeben ift, größtentheils begegnen. 
Da aber, wo dieſe Mittel wegen der kuͤnſtlich in 
Gaͤhrung gebrachten Volksleidenſchaft nicht helfen oder 
nicht mehr geachtet würden, waͤren auch die in geheis 
mer Sigung berathenden Richter denfelben Drohungen 
und Gefahren blosgeftellt. Was aber die Berhindes 
rung der Verdffentlichung von Staatsgeheimniflen bes 
trifft , fo kann deßhalb aus nahmsweiſe die Fuͤh⸗ 
sung des Proceſſes bei gefchloffenen Thuͤren geftatret 
werden. Natürlich ift dabei Vorſorge gegen Mißs 
brauch zu treffen, und es kann namentlich die Beſtim⸗ 
mung über Deffentlichleir oder Geheimhaltung nicht 
dem bloßen Willen der Partheien überlaffen werden. 
Es liegt aber ein zwedimäßiges Verfahren fehr nahe. 
Als Megel wird Deffentlichleit angenommen. Der 
Anklaͤger kann nie die Geheimhaltung verlangen, denn 
man iſt dem Bellagten die möglichite Deffentlichs 
keit feiner Verteidigung fchuldig , wenn er fie ver 
langt. Fordert dagegen der Angeklagte im Namen 
der Regirung Geheimhaltung, fo hat er feine Gründe 
in einer zu diefem Zweck jeden Falls zu verauftaltens 
den geheimen Sigung anzugeben. Der Kläger wird 
mit feinen etwaigen Gegengründen gehört, und nun 
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entſcheidet das Gericht. Wird die Geheimhaltung 
beſchloſſen, ſo wird nicht nur die muͤndliche Verhand⸗ 
lung bei geſchloſſenen Thuͤren und nur in Gegenwart 
der Betheiligten gefuͤhrt, ſondern es darf dann auch 
Niemand irgend etwas uͤber den Proceß durch den 
Druck bekannt machen. Richter, Partheien und Zeu⸗ 
gen werden auf Geheimhaltung beeidigt. Selbſt bei 
dem Urtheile ſind, fo weit dasfelbe zur Oeffentlichkeit 
beftimmt wird , die Gründe, deren Geheimhaltung bes 
fchloffen wurde, nicht unter den Entſcheidungsgruͤnden 
anzufuͤhren, ſondern entweder, wenn dieß moͤglich iſt, 
zu uͤbergehen, oder es wird das Urtheil ganz ohne 
Entſcheidungsgruͤnde publicirt 5). — Somit bleibt 
auch dieſe Art der Oeffentlichkeit eine Sache der Wahl, 
ohne daß es, entſcheide man ſich fuͤr was man wolle, 
alle Nachtheile vermieden werden koͤnnten. Auch hier 
iſt uͤbrigens die Wahl der Maxime von keiner Bedeu⸗ 
tung. 
Wird die Oeffentlichkeit der Verhandlungen nicht 
gewählt, fo fordert doch fowohl das Intereſſe des Ans 
geflagten, ald das des Staates, daß nad) Beendis 
gung der Sache wenigftend die ſaͤmmtlichen Acten⸗ 
ſtuͤcke vollftändig bekannt gemadyt werden, naments 
lich ift das Urtheil mit den Eutfcheidunge s Gründen 
zu verfehen. Allerdings geben diefe, bei einem mänds 
lichen Verfahren keineswegs alle wichtigen Verhand⸗ 
lungen conftatirenden,, Papiere nicht das lebensvolle 
nnd wahre Bild, wie die perſoͤnliche Anmefenheit bei 
allen Verhoͤren, Zeugenausfagen, Reden u. f. w.: 


6) Gar keine Geheimhaltung will zulaſſen: B. Constant, 
Respon, des ministres , ch, IX. 
29 
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allein weniger als ihr Juhalt ſcheint unter Feinen Um⸗ 
fländen der Neugierde und dem Argwohne des Volkes 
geboten werden zu duͤrfen. Aus diefen Gründen ift 
denn and) in einer Reihe von Staaten die Belannts 
machung durch den Drud ausdruͤcklich angeordnet ”). 


8. Einzelne Sheile Des Werfahrens, 
$. 4. 
a. Werhalten der KMläger. 


Iſt das Aullage = Verfahren gewählt, fo find nas 
türlich nähere Beſtimmungen über die Perſon, fo wie 
über die Rechte und die Pflichten des Klägerd uner⸗ 
laͤßlich. 

1. Hinſichtlich der Perſon des Klaͤgers iſt zwar 
bereits erwieſen worden, daß nur der Staͤnde⸗Ver⸗ 
ſammlung, oder noch beſſer, einer ihrer Abthei⸗ 
lungen, dieſe Rolle zufallen koͤnne: allein da ein ſo 
zahlreiches, nicht ſelten aus mehreren hundert Mitglie⸗ 
bern beſtehendes, Collegium unmoͤglich andere Ges 
fhäfte vorzunehmen im Stande ift, ald Berarhungen 
und Beſchlußnahmen; da ferner nicht die gauze von 
fo wichtigen und zum Theile unauffchiebbaren ‚Ges 
fhäften in Anſpruch genommene Zeit der Stände der 
Verfolgung des Proceffed geopfert werden darf; da 
der Proceß leicht über die von dem Staatsoberhaupte 


7) ©. bie wärttemb. Verf. Url,, $. 199; die f. ſaͤch⸗ 
ſiſche, S. 47; bie bandvrifche, $. 1523; dad badi⸗ 
{de Geſez vom 5. Octob. 1830, Art. 8. 
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ober von "der Verfaſſung felbft feftgeftellte Zeit des 
Zuſammenſeyns der Stände fid) hinausziehen Tann : 
fo ift durchaus nothwendig, daB die Berfamms 
fung die Handhabung der von ihr befchloffenen Klage 
an eine Fleinere Anzahl von Perfonen, wo.nidht an 
- einen einzigen Mann, überträgt. Es liegen hier drei 
an fich ſchickliche Auswege vor. ntiveder nämlich 
kann der Präfivdent der Verfammlung, als das gewoͤhn⸗ 
lihe Organ ihres Willens und der PVollziehrer ihrer 
Beſchluͤſſe, mir der Durchführung der Klage beauftragt 
werden; oder die Verſammlung wählt aus ihrer Mitte 
eine Commiſſion; oder endlich fie Überträgt das Ges 
fdyäft einem oder einigen fremden Sachwaltern =). 
Von diefen drei Auswegen bat der zweite (in der Mes 
‚ gel auch wuͤrklich gewählte) bei näherer Weberlegng 





1) Es iſt zwar auch fhon der Vorſchlag gemaht worden, 
einen lebenslänglihen Groß:Anmwalt zur Fuͤh—⸗ 
rung der von den Ständen beichloffenen Anllagen zu ernens 
nen. Allein während fein befonderer Vortheil diefer Ein⸗ 
richtung jichtbar ift, indem die Stände ohne Zweifel im: 
mer einen oder einige eben fo fäbige Männer zu dieſem Ge⸗ 
fhäfte finden werden, find auf der andern Eeite beftimmte 
und bedeutende Grunde dawider, Der bedeutende Geld: 
aufivand für eine ſolche hohe Stelle ift noch der geringfte 
derfelben. "Allein ift nicht zu beforgen , daß diefer von ber 
Kammer unabhängige Beauftragte nicht in ihrem Sinne, 
fondern nah feiner Willkuͤhr die Eahe zu leiten fuce? 
Iſt dieß nicht um fo bedenfliher, ale er möglicherweife 
mit dem Angeklagten perfönlih und politifh enge verbun⸗ 
den ſeyn fann? Kerner entbehrte man hiebei den Vortheil 
ganz, nah Belchaffenbeit der Eame und der Perfon ded 
Bellagten auch den Proceßführer wählen zu koͤnnen. Vergl. 
B. Constant, Responsab, des ministr., ch, X, 
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offenbar das Meifte für fi. Gegen die Webertragung 
an den Präfidenten fpricht nicht nur die ihm ſouſt aufs 
liegende Geſchaͤftslaſt, fondern auch der Umſtand, 
baß er, obgleich wahrſcheinlich eines der ausgezeich⸗ 
netften Mirglieder ver Kammer , keineswegs immer die 
zur Führung einer ſolchen Sache nöthige rechtliche 
Kenutniß und Redner: Gabe befigen würde. Die Ers 
nennung Fremder aber fcheint theild gegen die Ehre 
der Verſammlung zu feyn, welche ſich dadurch ein 
Unfähigkeitö = Zeugniß auöftellte, theild würde ber Ver⸗ 
kehr mit ſolchen Anwälten manche formelle Schwilrigs . 
feit haben, indem eine blos fchriftliche Verbindung 
eben fo meitläufig als unzureichend, eine mündliche 
aber, (welche nur mirtelft einer Theilnahme der Aus 
wälte an den Sigungen und Berarhungen der Vers 
ſammlung denkbar ift,) gegen alle Regeln und Anas 
Iogieen wäre; theild endlich ift es doch unräthlidy, das 
Scidfal eines fo wichtigen Beſchluſſes Fremden in 
die Hände zu geben *). Alle diefe Unvollkommenheiten 


2) Es Tann die Frage nur in dem einen Falle zweifelhaft 
feinen , wenn die gewöhnlihen Gerichte für Mini: 
fter: Auflagen zuftändig find, bei ihnen aber nah einer 
allgemeinen gefegliben Vorſchrift die Partheien nicht felbft, 
fondern nur mittelft immatriculirter Advocaten, vielleicht 
felbft nur durch einen der wenigen beim Gerichtshofe bes 
ftellten Procuratoren auftreten dürfen. Iſt eine ſolche Vor: 
fhrift auch auf eine Flagende Stände : Verfammlung anzu: 
wenden ? Fuͤr die Bejahung diefer Frage fpriht zwar die 
Allgemeinheit einer folben Beftimmung, welche gehörigen 
Drtes, nämlih durh Das die Zuftändigfeit in Minifter: 
klagen beitimmende Geſetz, nicht befchräntt worden iſt: 
allein wenn man bedenkt: 1) daß bei Erlaſſung jener Be⸗ 
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des einen und des andern Vorſchlages fallen weg bei 
der freien Wahl aus eigener Mitte. Eine unterge⸗ 
ordnete Frage iſt dabei, ob hierzu Ein Mitglied, oder 
vb eine ganze Commiſſion zu beſtimmen ſey. Wenn 
fr jene Beſtimmuug die dadnrdy zu erzielende Eins 
beit des Planes und der Zeitgewinn fprechen moͤgen; 
fo entfcheider doch für eine, natürlich übrigens wenig 
zahlreiche (d. h. aus 3 oder 5 Mitgliedern beftehende) 
Kommiffton einmal die größere Wahrfcheinlichfeit die 
fämmtlichen erforderlichen Eigenfchaften auf diefe Weife 
zu vereinigen, zweitens die Moͤglichkeit, die Gefchäf- 
tens Maffe nach Beduͤrfniß unter Mehrere zu vertheis 
len, namentlich die mit Rednertalent verfehenen Mit⸗ 
gliedern zur muͤndlichen Wuseinanderfegung ?_ bie 
rechtögelehrten aber zur Vorbereirung und Ordnung ber 
Beweismittel gebrauchen zu können; endlich die Ders 


ftimmung der ißt vorliegende Fall noch gar nicht vorhan⸗ 
den war, folglid vom Geſetzgeber auch gar nicht berüd: 
ſichtigt ſeyn konnte; 2) daß der Grund des Geſetzes, naͤm⸗ 
lich die Sicherung und Erleichterung der Verbindung des 
Gerichtes mit den Yartheien und die Abwehr unverſtaͤnd⸗ 
licher und unpaflender Eingaben, auf Gtaatsanflagen einer 
Stände » Verfammlung durchaus nicht paßt; 3) daß wenig: 
ſtens bei muͤndlichem Verfahren die Führung der Sache 
durch einen dee Ständeverfammlung Fremden fo befchwer: 
lich und bedenklich wäre, baß bie Nothwendigkeit berfelben 
dem ganzen Klagerechte beinahe Eintrag thun könnte: fo 
kann man fi nur unbedingt gegen bie Erftredung einer 
ſolchen Vorſchrift auf eine klagende Staͤndeverſammlung 
erklaͤren. 
3) So z. B. wurde Sheridan zum Commiſſaͤr des Unter⸗ 
haufes in dem Proceffe gegen Warren : Haftinge ernannt, 


* 
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meidung ber Unannehmlichkeit, den begonnenen Pros 
ceß einer neuen Beforgung bei. dem, leicht moͤglichen, 
Abgange des bid ist damit beauftragten Mitgliedes 
übertragen zu müffen *). Kanm der Bemerkung bedarf 
‘ed, daß wenn biefe Einrichtung gewählte wird, den 
Commiſſaͤren eine eigene Urkunde zu ihrer Beglaubi- 
gung von den Ständen audzufertigen ift. 
2. Das Verhältniß diefer Commiffäre 
zu der fie bevollmädtigenden Verſamm⸗ 
lung ergiebt fi von felbft aus bem Zwecke ihres 
Auftrages. Sie haben im Allgemeinen die Aufgabe, 
db. 5. gegenüber von der Verfammluug die Pflicht und 
gegenüber vom Dritten das Recht, alle dem Kläger zu: 
ftehenden Mittel zur Durdyführung der Klage Namens 
ihrer Bewaltgeber vorzunehmen. Die Stände aber 
milffen alle die von ihnen innerhalb ihres Auftrages 
vorgenommenen Handlungen gutheißen und vertreten. 
Wichtig ift dabei die Entfcheidung der Frage, ob die 
Berfammlung ihre fämmtlichen Rechte in Beziehung 
auf die Verfolgung des Proceffes der Commiffion ein 
für allemal abzutreten hat, oder ob fie derfelben nur 





offenbar nur um fein Rednertalent zu benuͤtzen. 
Ueber den Erfolg f. 3.®. Th. Moore, Memoirs of the 
life of Sh., (Parifer Ausg. , 1825, Bd. II, ©. 1 fg.) 
4) In dem Sommiffiond: Berichte ber franzöfifchen Abgeord⸗ 
. neten: Kammer über ben Gefeßedentwurf von 1832 ift 
beftimmt nur auf Einen Commiſſaͤr, bem aber ſechs Col⸗ 
legen zur Begleitung vor die Pairskammer beigegeben wuͤr⸗ 
den, angetragen. Nur auf feinen Wunſch fol ibm von 
biefen Begleitern und aus ihrer Mitte Huͤlfe geleiftet 
werben. Der Vorfchlag ift aber in den Entwurf von 
3834 nicht ‚aufgenommen. 
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die befchränfte Erlaubniß geben Faun, einzelne beftimmte 
Arten von Anträgen und Handlungen felbfifländig und 
mit Rechtöverbindlichkeit für die Kammer vorzunehmen, 
während fie fich felbft die Entfcheidung uber die Vor⸗ 
nahme der übrigen vorbehält ?_ Im gemeinen Rechte 
ift ein folcher Vorbehalt. bei der Aufftellung eines Stells 
vertreterd (Procurators) allerdings nicht geftattet: als 
lein es ift zuzugeben, daß bei der großen Verſchie⸗ 


denbeit zwifchen der Klage eines Privatmannes auf 


Beftrafung oder Ausgleichung einer ihm zugefügten 
Nechröftbrung und der Klage der Vertreter des ganzen 
Volkes auf Wiederherftelung der bedrohten Verfaſſung 
diefe Bellimmung einen zwingenden Gruud nicht abs 
geben Tann, fondern daß fie aus dem Weſen eines 
Staatsproceffes entfdpieden werden muß. Fuͤr die Ge⸗ 
währung unbedingter Vollmacht: fpricht nun aber die 
daraus entipringende große Erleichterung und Beſchleu⸗ 
nigung des Verfahrens, und dad, auch einer Stans 
deverfammlung unzweifelhaft zuzuſprechende, Recht der 
Miederherftellung in den vorigen Stand gegen Nach: 
theile, welche aus einer Vernachläßigung der Commiſ⸗ 
färe entftänden. Dagegen aber ift in Erwägung zu 
ziehen: einmal die große Wichtigkeit der Fragen, welche 
felbft gelegentlich entſtehen können , deren Eutfcheis 
dung ein Vorgang zur Bekimmung eines flreitigen 
Verfaſſungspunctes werden koͤnnte, und deren Beras 
thbung und Durchfechtung alfo nicht einem fo Kleinen 
Theile der Stände: Verfammlung überlaffen werden 
ſollte; zweitens die Möglichkeit einer Leideufchaftlichs 
keit, Unfähigkeit oder Beftechlichkeit einiger Commiſ⸗ 
färe und des alddann bei zu weit gehenden Rechten 
derfelben leicht herbeigeführsen Verluſtes des Proceſſes 





_ 46 — 


ſammt allen uͤblen Folgen der Strafloſigkeit des Schul⸗ 
digen. Dieſe Gruͤnde gegen die Allgemeinheit der 
Vollmacht ſind nun wohl, namentlich in materieller 
Beziehung, überwiegend, beſonders da nichts die Staͤu⸗ 
de-⸗-Verſammlung an der Ertheilung hinreichend um⸗ 
faſſender und ausfuͤhrlicher Inſtructionen hindert, auch 
eine Anfrage bei ihr wenigſtens in der Regel moͤglich 
iſt. — Daß die Verſammlung das Recht hat, in jedem 
Augenblicke die Perſon des oder der Beauftragten zu 
wechſeln oder denſelben neue Genoſſen zu geben, be⸗ 
darf wohl Feines Beweiſes. Solche Eommiffäre haben 
fein Amt fondern nur einen Auftrag erhalten, welchen 
der Gewaltgeber in jedem Augenblid zuräd'nehmen oder 
verändern kann °). 

3. Die von den Commiffären zu beforgenden Ge: 
fhäfte find im Wefentlichen folgende: 

a) Dor Allem haben fie — falle dieß nicht ſchon 
vor ihrer Ernennung von einem andern Ausſchuſſe 
geſchehen feyn follte — den gefaßten Beſchluͤſſen 
der Verfammlung gemäß die fbrmliche Klage zu 
entwerfen. Sie dient nicht nur ihren Anträgen 


5) Im eng liſchen echte ift ber Sag unzweifelhaft, daß das 
Unterhaus bie Befugniß bat, den Commiſſaͤren nad fei- 
nem Belieben Anweifungen zu geben und dieſelben zur 
Drdnung zu verweifen, wenn fie weiter gehen , ald thnen 
geftattet it. Died wurde nach ausfuͤhrlicher Berathung 
fo befchloffen , ald in bem Proceffe gegen W. Haſtings 
einer der Sommifläre, Burke, ihm ein Verbrechen vor: 
geworfen hatte, welches in die Anklage: Artikel ded Hau: 
ſes nicht aufgenommen war. S. History of the trial of 
W.H., Set 2, S. 16 fg. 
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und Ausführungen Finftig zur Grundlage , fons 
dern fie muß auch dem Beklagten mitgetheilt 
werden, Damit er feine DVertheidigungsmittel dar⸗ 
nach vorbereiten kann. Der. Gerichtshof aber wird 
aus derfelben erſehen, ob feine Zuftändigfeit bes 
gränder if. Die bei ſolchen Proceffen wuͤnſchens⸗ 
werthe und in der Regel eingeführte Oeffentlichkeit 
und Mündlichkeit (ſ. oben $$. 2 und 3) macht einen 
mündlichen Vortrag zwar in der Mehrzahl der 
Fälle der Klage nothwendig ; allein eben fo uner⸗ 
Läölich ift die Forderung, daß fie dem Gerichte 
auch fchriftlich Äberreiht und von diefem dem Bes 
Hagten zu genauer Kenneniß mitgetheilt werde. 
b. Das nächfte, nicht minder wichtige, Gefchäfte der 
Commiffton befteht in der Bereitung der Bes 
weismittel. Sie hat alfo für die befchwerens 
den Thatſachen entweder die erforderlichen Zeugen 
aufzufuchen , und diefe, falls fie ihrer Privat⸗ 
Aufforderung folgen, vorläufig über ihre Kennts 
niß von der Sache zu befragen, oder bie zum 
Belege nöthigen Urkunden zur - Hand zu fchaffen. 
Mo ihre Aufforderungen nicht den gewuͤnſchten 
Erfolg haben, weil die in Anſpruch Genommenen 
fi) dem Wunfche der Commiſſion zu folgen weis 
gern, ift die Hülfe des Gerichted in Anfpruch zu 
nehmen, falls nicht der Ständeverfammlung felbft 
fhon durch Geſetz oder Gewohnheitsrecht die Bes 
fugniß zuftehen ſollte, Vorladungsbefehle zu er⸗ 
laffen und Urkunden-Auslieferung zu verlangen 6). 


6) Bekanntlich ſteht ein ſolches Met ben beiden Häufern 
des englifhen Parliaments zu, und wird nicht nur 
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o. Manchfach kann die Aufgabe der Commiſſaͤre ſeyn 
waͤhrend der eigentlichen Verhandlung des 
Proceſſes. Jeden Falles haben ſie die Ausfuͤh⸗ 
rung ihres Beweiſes und die Widerlegung des Ge⸗ 
genbeweiſes, wenn einer verſucht wird, zu uͤber⸗ 
nehmen; entſtehen Zwiſchenfragen, fo muͤſſen fie 
die der Klage guͤnſtige Entſcheidung derſelben ver⸗ 
langen und zu begruͤnden ſuchen; eben ſo iſt ihnen 
die Begruͤndung des aus der ganzen Verhandlung 
ſich ergebenden Schlußantrages, ſey er nun mehr 
oder weniger beſtimmt, uͤbertragen. Stehen dem 
Klaͤger Rechtsmittel zu, ſo iſt jeden Falles die 

. rechtzeitige Ergreifung derſelben ihre Sache; ob 
fie, namentlich gegen dad Enderfenntniß , wuͤrk⸗ 
lich verfolge werden follen, wird freilich dem 
Beſchluſſe der Verfammlung anheim zu ftellen feyn, 
ohne deren ausdrüdlichen Willen eine: fo bedeu⸗ 
tende neue Phafe des Proceſſes, wohl gar ein 
ganz neuer zweiter Mechtöftreit, nicht vorgenom⸗ 
men werben kann. Ihre beftändige Anweſenheit bei 
allen Gerichtöverhandlungen , bei welchen die Par: 
theien Zutritt haben , verfteht fi) von felbft; und - 
gleichermaaßen, daß fie es find, welche überhaupt 
alle erforderlichen mündlichen oder fchriftlichen 


von ihnen felbft fehr häufig angewendet , fondern auch an 
ihre Commiſſaͤre abgetreten. Auch die franzöfifhen 
Kammern baben fi feit der Fulirevolution dieſes Recht 
X. obne weiterd angemaadt , und namentlich hat ed die Kam⸗ 
mer der Abgeordneten algbald bei der Inſtruction ded Pro: 
ceffed gegen bie Minifter Karls X, in Anwendung ges 
bracht. 


Erklärungen Namens ber Hagenden Stände geben. 
In wie ferne fie dabei felbfiftändig zu handeln 
haben oder einen Befcheid von der Berfammlung 


verlangen muͤſſen, hängt von der ihnen ertheilten - 


Inſtruction ab. 

. Am zwedigemäßeften wird andy die Aufficht auf 
die Vollziehung des Urcheiles, fo weit 
eine ftändifche Einwirkung hierzu noͤthig iſt, dem 
Commiffären überlaffen. Nur wenn fic) mit Ber 
ſtimmtheit eine verfaffungswidrige Weigerung der 
Megirung, dem rechtsfräftig gewordenen Urtheile 
feinen Vollzug angedeihen zu laffen, berandgeftellt 
haben follte, ift die gefammte Verſammlung zu ' 
Ergreifung der ige ndthig werbenden Echritte zu 
veranlaffen. | 

4. Das Verhaͤltniß der. Commiffäre 


zum Nichter ift unzweifelhaft im Allgemeinen das, 
in welchem ein vor Gericht auftretender Anwalt fteht. 
Sie find alfo theild dem Gerichtöhofe dußere Achtung 
ſchuldig, felbft wenn fie mit deffen Verfügungen uns 
zufrieden find; theild haben fie fih den Anordnungen 
desfelben in Beziehung auf die Proceßfährung zu uns 
terwerfen 7). Und nur in fo ferne findet zwifchen ges 
wöhnlichen Sachwaltern und dem von einem Theile der 
Ständeverfammlung mit der’ Verfolgung einer Staats 
anflage beauftragten Mitgliedern ein Unterfchied ftatt, 





7) Unzählige Beifpiele beweifen , daß dieß bei der engliihen 


Parliament : Anklage unzweifelhaftes Recht if. Naments 
ih in dem Proceſſe gegen W. Haſtings mußten firh die 
Anklage⸗ Tommiſſaͤre manchen ihnen fehr unangenehmen Bes 
ftimmungen bed Oberhaufes unterwerfen. 
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als fie im Falle eines beleidigenden Benehmens oder 
eines Ungehorfamd von dem Gerichte nicht mit einer 
Strafe belegt werden können. Abgefehen davon, daß 
Gefängnißftrafe unter Beinen Umftänden erfaunt werben 
Fonnte, indem nah ganz allgemeinen Beſtimmungen 
ber Berfaffungs = Urkunden Ständemitglieber von feis 
. ner Behörde und unter keinem Vorwande verhaftet 
werden dürfen ohne befondere Erlaubniß ihrer Kammer, 
fd würde eine ſolche Gerichtöbarkeit überhaupt die Has 
gende Ständeverfammlung in eine ganz falſche unters 
geordnete Stellung fegen, welche namentlich in den 
Fällen ganz unerträglich wäre, wo die eine Kammer 
zu Hagen, die andere zu richten hat. Hier bleibt dem 
Gerichte nichtd anders uͤbrig, als fo lange alle Vers 
handlungen einzuftellen, bis ihm die ndthige Genugs 
thbuung gegeben ift. — Uebrigens verfteht fich von 
felbft , daß auch der Richter ſich anftändiger Formen 
und moͤglichſter Beruͤckſichtigung der perſdulichen Ver⸗ 
haͤltniſſe der Commiſſaͤre und der wichtigen Stellung 
ihrer Gewaltgeber zu befleißigen hat. 

5. Die Pflichten gegen den Angeklagten bes 
ſtehen, ebenfalld den allgemeinen Grundfägen gemäß, 
in der Vermeidung unndthig verleßender Aeußerungen 
und namentlic” aller Injurien und Verlaͤumdungen. 
So gewiß der Kläger und fein Anwalt das Recht hat, 
alle Thatfachen, Aber welche er fich befchweren zu 
müffen glaubt, anzuführen, und alle gefeglich erlaub⸗ 
ten Beweismittel zur Begrändung diefer Thatſachen 
anzuwenden; fo gewiß er dad Recht hat, durch jede 
ihm beliebige Argumentationsweife die verbrecherifche 
Natur diefer Tharfachen und die Nochwendigkeit einer 
Beſtrafung nachzumeifen zu fuchen : eben fo unzweifels 
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haft ift er fehuldig feiner Seits das Recht des Be⸗ 
Hagten auf Ehre zu achten, fonsit ſich weder Schimpfs 
worte noch beleidigende Urtheile über feine Perſon, 
noch ganz grundlofe uud durch nichts in den Verbands 
lungen gerecdhtfertigte Borandfegungen von verbreche⸗ 
rifchen Beweggruͤnden oder Thatſachen zu erlauben. 
Auch in diefer Beziehung würde übrigens dem Richter 
ein Strafrecht gegen die Commiſſaͤre nicht zuftehen. 


$. 5 
b. Der Angeklagte während der Bauer des Procieſſes. 


In keiner der beftehenden Verfaſſungen oder weis 
teren gefeglichen Ausführungen derfelben find vollſtaͤn⸗ 
dige und beftimmte Verfügungen darüber getroffen, 
welche rechtliche Stellung der Angellagte während der 
Dauer des Proceffed einzunehmen habe Es bleibe 
fomit nichts uͤbrig, als die aus der Natur der Sache 
fich ergebenden Grundfäge aufzufuchen. 

Belanntli gehören nun aber die Verfügungen 
über die Perfon eines Angefchuldigten während ber 
Dauer des Proceffes zu den fchwirigen Puncten jeder 
Gefeggebung über Strafverfahren. Auf ber einen 
Seite fordert die Ruͤckſicht auf die Mechte eines noch 
nicht fchuldig Erfundenen und vielleicht wuͤrklich Uns 
fhuldigen, daß möglichft wenig eingegriffen werde in 
- feinen bisherigen Zuftand, namentlich in feine perfbns 
liche Sreiheit; auf der andern Geite dagegen find 
Mansregeln zur Verhätung neuen Mißbrauches feiner 
Kraft und zu Entfernung von Hinderniffen, welche dem 


\ 


1 
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Zwecke des gerichtlichen Verfahrens in ben Weg gelegt 
werben koͤnnten, häufig unerläßlich. Diefe Schwuͤrig⸗ 
keiten find noch gefteigere bei der Auflage eines Mis 
nifterd. Iſt bier der Natur der Sache nad) feltener 
eine Flucht oder Colluſion zu fürchten; liegt fogar an 
einer Flucht nicht eben viel, indem in ſolchem Kalle 
immerhin die Hauptabficht einer Staatdanflage , näms 
lich die Entfernung des verfaffungsfeindlichen Minifters 
erreicht wäre; muß wenigftend die Möglichkeit, daß 
durch die Anklage ein nicht nur unfchuldiger, fondern 
felbft hoͤchſt fchäßenswerther Staatsmann aus Bode⸗ 
willigfeit oder zur Förderung fchlechter Abfichten mit 
einem Proceſſe chifanirt werden wolle, gedacht wer⸗ 
den; iſt endlich dafür zu forgen, daß nicht die Kraft 
der Regirung durch die Folgen ungerechter und par⸗ 
theifüchtiger Klagen gebrochen werde: fo ift auf der 
andern Seite eine Kortfegung und vielleicht felbft Ers 
hoͤhuug des Mißbrauches der Amtögewalt häufig wah = 
fheinlich genug. Je nach Umftänden könnte das Vers 
langen, das drohende Urtheil zu vermeiden, felbft zu 
einem gewaltfamen -Angriffe auf die ganze beftehende 
Staatseinrichtung führen. 

Jeden Falles ift Har, daß bei der großen Ans 
gleichheit der Perfonen und Umftände die gefegliche 
Seftfeßung eines gleichen Verfahrens für alle und jede 
Faͤlle die größte Ungerechtigkeit feyn würde, oder die 
aumverzeihlichfte Unklugheit. Auch ift wohl zu beden= 
Ten , daß wenn immer und unter allen Umftänden mit 
ber Thatfache einer ftändifchen Klage auch ein beftimms 
ter rechtlicher Nachtheil, 3. B. Verhaftung oder Ent: 
bebung des Amtes u. f. w., nothwendig verbunden 
wäre, ed ganz in die Hand der Stände geftellt wäre, 


einen ihnen unangenehmen Minifter in jedem Augens 
blicke zu entfernen oder fonft empfindlich zu behelligen, 
auch wenn ihre Klage ganz aus der Luft gegriffen 
wäre. Go gewiß das ftändifche Klagerecht Eräftig 
wuͤrkſam feyn muß zum Schuge der Verfaffung, fo 
wenig darf es zu einer chilanirenden Schwächung ber 
Regirung mißbraucht werden koͤnnen. Es muß noths 
wendig nur dem Ermeffen des Richters die 
Anwendung der paſſenden Maasregel überlaffen bleis 
ben *). Das Geſetz kann nur im Allgemeinen die ers 


1) Es wird nicht erft erwiefen werden müffen, baß ber 
Richter, nicht aber der Kläger, die Vorkehrungen 
gegen den Angellagten zu treffen hat. Eine größere Rechts⸗ 

loſigkeit ließe ſich gar nicht denken. — Diefe Auficht kann 
dadurch nicht geändert werden, dab in England theils 
weife ein anderes Verfahren eingehalten wird. Hier fin: 
ben wir allerdings, daß das Unterhaus in der Megel fchon 
mit dem erften Befchluffe, eine Etaatdanklage anftellen zu 
wollen , fogleih auch die Verbaftung des Beſchuldigten 
entweder felbft verfügt, wenn er nämlich ein Commoner 
it (ſ. z. B. bei Seymour, unten, Bud II, Kap. 1, 
5. 16, und W. Haftings, daf. $. 23,) ober fie vom 
Oberhauſe verlangt, wenn er ein Lord ift, fo 3. B. bei 
Strafford, Find, und Laud (f. unten 66. #1, 
12 und 14). Allein theild finden ſich auch Beifpiele vom 
Segentheile, fo namentlih in dem berühmten Kalle von 
Lord Slarendon, wo dad Dberbaud die Verhaftung ald 
nicht gehörig motivirt abſchlug und feſt dabei bebarrte, 
(die hböchft merkwürdigen Verhandlungen hierüber in dem 
State Trials, Bd. VI., ©. 333 fg.); theils find nicht 
alle Parliaments : Gewohnheiten und Vorgänge, mitunter 
Handlungen ded langen Parliaments, fehr empfeb: 
lenswerth. Und wenn ferner auh die franzoͤſiſche 
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laubten Arten von Maasregeln und einige befondere 
Grundfäge beſtimmen. 

Morerft ift der Zeitpunct vor der Annahme der 
Klage durch ben Richter zu unterfcheiden von dem 
Abſchnitte nach diefer Annahme und nachdem alfo 
die Zührung des Proceffed audgefprochen iſt. 

Daß der urtheilende Richter in jener erften Pe⸗ 
riode, alfo ehe er noch Über feine Zuftändigkeit ents 
ſchieden hat, und fo lange nicht feftfteht, ob nicht 
vielleicht die Klage angebrachtermaaßen abzumeifen 
fey , feine Verfügung gegen den Angefchuldigten ergreis 
fen kann, ift wohl unzweifelhaft. Steht ihm doch 
vielleicht gar Feine Gerichtöbarkeit über denfelben zu. 
— Dagegen hätte ed an und für ſich Feinen Anftand, 
wenn die klagende Stänveverfammlung zugleich bei 
Webergebung ihrer Klage bei dem Staatsgerichte je 
nach der Befchaffenheit der Organifation des Staates 
entweder die Polizeibehdrde oder die Beamten 
der Gerichtöpolizei, namentlih den Staatdans 
walt beim Gerichtöhofe, falls einer beftelt ift, um 
die ihr noͤthig feheinenden fichernden Maasregeln ans 


Deputirten » Kammer gegen die Minifter Karl'd X. fo: 
gar ſelbſt Verhaftbefehle erließ, fo mag bie angebliche 
Dringlichkeit der Umſtaͤnde dieß in etwas entfchuldigen : 
allein immerhin ift zu fragen, ob nicht die Patrd: Kam 
mer, d. h. der Richter, eben fo fhnell bie nöthigen Be: 
fehle Hätte geben können? Die zur Begutachtung des im 
Dec. 1832 übergebenen Gefegentwurfes über Minifter- 

° verantwortlichkeit fand auch felbft für nöthig, Aehnliches 
für fünftig unmöglich zu machen. S. den in der Sitzung 
vom 20. ' April 1833 von Berenger erftatteten Be 
richt. 
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dienge, und dann das Erforderliche von diefen vorge: 
kehrt wuͤrde. Furcht vor ungerechter Willkuͤhr duͤrfte 
wohl von der Geſtattung dieſes Verfahrens nicht ab⸗ 
halten, indem natuͤrlich dieſelben Grundſaͤtze uͤber Si⸗ 
ſtirung des Beſchuldigten, welche auch von dem ur⸗ 
theilenden Richter beachtet werden muͤſſen, zu befol⸗ 
gen, und uͤberdieß jene Beamten allzuſehr im Ver⸗ 
trauen und im Syſteme der Regirung ſeyn wuͤrden, 
um ſich gegen einen offenbar ungerecht angeklagten 
Minifter zu blinden Werkzeugen einer bd8artigen - 
Widerſpruchſs-Parthei mißbrauchen zu laffen. Allein 
dennoch muß man Bedenken tragen, diefe Beſtim⸗ 
mung gut zu heißen. Vor Allem wilrde dadurch einer 
untergeordneten nicht gerichtlichen Behörde das Mecht 
eingeräumt, die Minifter ded Amtes, wenigftens vors 
läufig, zu entheben, ein Recht, welches fich weder 
mir der Stellung des Fuͤrſten, no mit den in 
den meiften Dienftpragmarifen eingeräumten Rechten 
der Staatödiener, noch mit der Wemterhierardyie 
vereinigen ließe. Zweitens ift kaum ein Nutzen 
dieſer Maasregel denkbar. Auch abgefehen näms 
lich davon, daß in den meiſten Faͤllen weder von 
einer Colluſion in Beziehung auf offen vorliegende 
Regirungsacte die Rede ſeyn kann, noch auch ein 
Mann in der Stellung des Angeklagten, ſehr ſchwere 
Faͤlle abgerechnet, der Flucht verdaͤchtig iſt, wuͤrde 
wohl jede vorläufige Maasregel zu ſpaͤt kommen. 
Die Verhandlungen in der klagenden &tände - Per: 
fammlung und namentlidy der Inhalt der Anflages 
Acte find dem Berheiligten längft befaunt geworden ; 
und zwar ehe fie, deren Zuflandebringung nur lang- 
fam gehen kann, formelle Gültigkeit und fomit irgend 
30 
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eine auch nur vorläufige Wuͤrkung hatten. Kand er 
die Sadye von der Art, daß ihm eine Flucht das ein⸗ 
zige Rettungsmittel dAucht , oder daß gewiſſe Beweise 
mittel zu vernichten, Abreden mit Mitſchuldigen oder 
Zeugen zu treffen find, fo konnte er dieſes Alles lange 
volldringen, ehe nur die Möglichkeit einer vorläufigen 
Einſchreitung eintrat. Hier ift alfo nichts mehr zu 
verhindern. Märe aber eine Fortſetzung des begonnes 
nen Verbrechens oder fonft eine Gewaltchat zu fürdhs 
ten, (allerdings an und für fich hinreichende Gründe 
zu einem vorläufigen Einfchreiten „) fo würde wohl die 
Verfügung einer untergeordneten Behdrde Fein Hinder⸗ 
wiß, fondern nur einen weiteren Stacdyel abgeben. Wer 
dem bereitö in Anwendung gebrachten Klagerechte der 
Stände und dem ihn erwartenden Gerichte zu troßen 
wagt, der befindet ſich in einem Zuftande thatſaͤchli⸗ 
cher Auflehnung gegen die Verfaffung und Fann nicht 
durch Heine Polizei: Maasregeln , foydern nur durch 
dad ganze Grwicht eines ausdauernden verfaffungsmäs 
Bigen Volfswiderftandes bejiegt werden. Hat der Aus 
geflagte aber, auf fein gured Recht trauend, ruhig 
den fürmlichen Beichluß der Stände abgewartet, oder 
aber hat er die oben erwähnten Vorbereitungen bereits 
beendigt und verläßt fi nun auf den Mangel an Bes - 
weis: fo ift dieß ein Zeichen, daß er auch das gerichts 
liche Verfahren aber -fich ergehen laffen wird ohne ihm 
weitere Hinderniffe in den Weg zu legen. Erft im 
Laufe des Proceſſes koͤnnte fich vielleicht feine Zuvers 
-fiht mindern oder eine neue Colluſions-Maasregel als 
räthlich zeigen : dann aber ift der urtheilende Richter 
im Stande die erforderliche Vorkehrung zu treffen, wäh- 
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rend ein Worverfahren dieß nicht vorausſehen, alfo 
auch nicht abwenden Fanı. 

Anders ftellt fi die Sache freilich nachdent der 
Staatsgerichtöhof die Klage ald an ihn erwachſen ers 
klaͤrt hat. Dor Allen darf bier Burdyt vor Mißbrauch 
nicht ahhalten, denn dem Richter, welchem die Eut: 
fheidung in der Hauptſache anvertraut werden kann, 
mag natürlidy mit demfelben Zutrauen auch die Er: 
greifung der zu Erreichung des Zweckes ndthigen Mit: 
tel überlaffen werden: Eodanı koͤnuen allerdings, wie 
oben angedeutet wurde, im Laufe der Verhandlungen 
fid) folche Umſtaͤnde ergeben, daß ige erft Vorſichts⸗ 
maadregeln nothwendig und wuͤrkſam werden. Die 
bier geftatteren Mittel und die in Beziehung auf fie 
zu beachtenden Grundfäge find aber folgende : 

1: Sicheryeitsleiftung. Vernäuftigerweife 
muß das Geirg von der Anficht ausgehen, daß ein 
Augeflagter fi) nur ungerne dem gegen ihn eingelei- 
teten Verfahren und deſſen Folgen unterwirft, uni 
daß er fi) namentlich auch durch Flucht diefen Un: 
annehmlichkeiren zu entziehen fuchen wird, wenn biefe 
ihm nicht noch größere materielle oder moralifche Nach⸗ 
theile bringe: Da es nun aber in ber Aufgabe des 
Staates liegt, daß den Verbrecher auch würklich Die 
gefegliche Strafe ereile, fo hat er ein Recht darauf, 
den Beſchuldigten an der Flucht zu hindern. Das 
fiherfte Hinderungsmittel ift allerdings Bewachung des 
Angefhuldigren in einem Gefängnifle: allein dieſe 
tief verlegende Maasregel ift nicht nur bei geringerem 
Derdachte, fondern auch bei leichterer AUufchuldigung 
von allzu unverhältuißmäßiger Streuge um angewen⸗ 
des zu werden: Allein ald ein Hinderniß iſt auch jede 

80 * 
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ſolche Maasregel zu betrachten, welche mit der Flucht 
größere Nachtheile verbindet, als dieſelbe ſchon an und 
fuͤr ſich haͤtte. Und als ganz geſichert gegen Entwei⸗ 
chung mag man ſich namentlich betrachten, wenn dieſe 
kuͤnſtlich geſchaffenen Nachtheile gar die moͤgliche Strafe 
intenſiv uͤbertreffen. Daher die Auflegung von Sicher⸗ 
heitsleiſtungen, d. h. von Verpfaͤndung werthvoller 
Gegenſtaͤnde, welche verwuͤrkt ſind, wenn dennoch der 
Beſchuldigte ſich vor Ausgang der Sache heimlich ent⸗ 
fernt. Als verpfaͤndbar aber wird angenommen: die 
Ehre, mittelſt eidlichen Verſprechens oder Ehrenwortes, 
und Geld oder Geldeswerth, entweder and dem Vers 
mögen des Verdächtigen felbft oder mittelft Buͤrgſchaft 
vertrauender Freunde, (bei welchen leßtern denn die 
Abwefenheit eigenen materiellen Nachtheiles durch die 
ſittliche Verpflichtung gegen die Burgen erfeßt werden 
fol,) 2). Daß auch bei einer Anklage gegen einen 
Deinifter Verhältniffe ſeyn Fonnen,, in welchen Sicher⸗ 
heitsleiftungen gegen Flucht denkbar und zweckmaͤßig 
find , verfteht fi) von felbft, wenn fon im Allge⸗ 
meinen richtig ift, daß bei geringerer Verſchul⸗ 
dung die Nachtheile der Flucht bei einem Manne von 
folder Stellung in der Welt befonderd bedeutend find, 
‚und daß fomit der Verdacht der Beabftichtigung fpäter 
‚begründet ift, ald unter fonft gleichen Verhaͤltniſſen 
der Schuld und bevorftehenden Strafe bei andern Buͤr⸗ 
gern; und daß bei eigentlih gefährlichen Unter⸗ 





Ueber Sicherheitsleiftungen im Allgemeinen f. Mitter: 
mater, das deutfhe Strafverfahren, Abth. I, ©. 335 
fa.; mein Spitem der Praͤventiv⸗Juſtiz, ©. 78 fe. 


— 469 — 
nehmungen gegen die Berfaffung bloße Sicherheitslei 
ftung nicht mehr ausreicht, cheild wegen der Höhe der 
zu erwartenden Etrafe, theils weil der Angeklagte nur 
einen weiteren Stachel zur Durchführung feiner Plane 
darin finden koͤnnte 3). Der Zweck erfordert übrigens 
träftige Mittel. Wenn alfo auf der einen Seite das 
Staatsgericht fpäter al& der gewöhnliche Richter dem 
Angeklagten die Alternarive einer Sicherheitsleiftung 
oder der Haft fielen kann: fo hat es auf der anderen 
Seite die materielle Caution, wenn fie einmal verlange 
werden muß, der Höhe nach in ein richtiges Verhaͤlt⸗ 
niß zu der Stellung des der Flucht Verdächtigen und 
namentlich auch zu den, in der Regel wohl beträchts 
lichen , Proceßkoften und Entfchädigungsforderungen 
des Staates oder Einzelner zu fegen *). Der Meus 





9) ©. meine Präventiv » Zuftiz, S. 80. 


4) Beiſpiele von Buͤrgſchaften in Stahtsprocefien kommen in 
der englifhen Gefhichte vor. Weniger muͤßig, ald fie 
vielleicht auf den erften Augenblick fcheint, dürfte die Frage 
ſeyn, ob der Fuͤrſt ald Bürge für deu Angefchuldigten 
zugelaffen werden könne? Es ift dieß wohl nicht zu ges 
fiatten. Stände dem Fürften auch zur Seite, daB er die 
Mittel im Ueberfluß befaße, und würde er vielleicht auch 
auf feine Rechtswohlthaten zu verzichten erklären und durch 
die Hinterlegung ber baaren Summe bie Erecution dem 
Gerichte völlig in die Hand geben ; kurz wäre auch aus dem 
Geſichtspuncte ber juriftifhen Vollziebbarkeit nichts einzus 
wenden: fo ftehen einer folhen perfönlihen Theilnahme 
des Staatdeberhauptes an dem Proceffe genen einen vers 
antwortlihen Minifter bedeutende politifhe &ründe entge: 
gen. Wenn nicht rechtlih, fo doc fittlih würde er bie 
beilfame Fietion der perfönliben Heiligkeit und Unverletz⸗ 


fdyenfenntniß des Nichters bleibe aͤberlaſſen zu beure 
theilen , ob der Befchuldigte von einem fo zuverläßigen 
und ehrenhaften perſonlichen Character ift, daß feinem 
Eide und Ehrenworte, fo wie, beim Mangel eigenen 
Vernidgens, feiner gegen Buͤrgen einzugehenden fittlis 
chen Verpflichtung hinreichend zu trauen ift, wobei 
allerdings das bei Minnern von hohem Range und 
von Bildung fehr ausgebildete und rege Gefuͤhl für 
formelle Ehre wohl in Unichlag zu bringen if. 

2. Verhaftung Das ſicherſte Mittel, Flucht 
oder Complotte zu DVerheimlihung der Wahrheit zu 
verhindern, iſt immerhin eine gegen den Verdaͤchtigen 
angeordnete Freiheitsberaubung. = Diejelbe darf aber, 
da fie fchon an und fiir ſich ein bedeutendes Uebel ift, 
uud auf Familien: Verhältniffe, Außere Ehre nnd 
Amtsverhaͤltniſſe fehr ſtdrend einwirkt, nur angeprds 
net werden , wenn ein binreichend:r Grund vorliegt. 
Als folcher erfchyeine in dem vo.liegenden Falle ledig: 
lich nur bedeutende WahrfcheinlichFeit einer Flucht des 


Iitkeit durch eine ſolche perfönfiche Erflärung fir die Theo: 
rieen und die Handlungen des Angeflagten zeritören. Nun 
erſt Fame bie Megirung als folhe in aroßes Gedraͤnge bei 
einer Verurtheilung des B Elagten, Die Nerbalrmiffe find, 
wenn es zu einer Klage der Stände gefammen iſt, fchon 
fhlimm genug, und höchft bedenflih wäre ed, fie noch 
weiter zu verbittern. Zu Beweifen von perfönlicher An: 
bänglichfeit und Dankbarkeit gegen den, vielleicht nur aus 
mißverftandenen Gehorfam ind Ungläd gelommenen, Die: 
ner giebt ed andere unverfänglichere Gelegenheiten. Selbft 
wenn bie Birgfchaft wuͤnſchenswerth märe and Mangel an 
anderen Bürgen, fo kann fie füglih durch dritte Hand 
geleifter werden. 
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Angeklagten, und die Verhinderung von Colluſion in 
Beziehung anf Puncte, welche erſt während des Pros 
ceffes eine bedeutende Wichtigkeit erhielten, und zwar 
beides nur in der Vorausfegung, daß dem Angeklag⸗ 
ten wahrfcheinlicherweife eine bedeutende Strafe bes 
vorftehr, erftered aber wenigftend, wenn angenommen 
werden muß, dad eine Eicherheitsleiftung nicht ausreicht, 
oder wenn die geforderte vom Angeklagten nicht aufges 
bracht werden fann. Die fonft auch ald Rechrfertigungss 
grund angenommene Beforgniß neuer Verbrechend-Bers 
ſuche von Seiten des Angeklagten kann bier nicht wohl 
gelten, weil durch die mildere Maasregel der Enthes 
bung des Amtes die nämliche Wilrfung erzeugt wers 
den kann. Selbit die beiden im Allgemeinen als zus 
reichende Begründung erfcheinenden Falle werden nur 
felten wilrklidy eine Anwendung erleiden, weil in der 
Regel die mir der Flucht verbundenen Nachtheile be: 
deutender feyn wilrden , als die wahrfcheinlidd vom 
Gerichtöhofe zu erwartende Strafe, zu KCollufionen 
aber der Natur der Sache nad) felten Beraulaf: 
fung flatt finder °). Wenn jedod) da ausnahmsweiſe 
einer der Fälle eintritt, in welchen der Richter die 
Erkennung einer Haft nothwendig finder, fo hat er 
natuͤrlich die allgemeinen Grundiäge zu beobachten. 
Wenn das Geſetz beſtimmte Arten von Verhaftbefehlen 


5) lieber Nerbaftung des Befchuldiaten f. Mittermaier, 
deutfched Strafverfahren, Abtb. T. S. 313 fü.; Cof- 
finieres, Traitö de la libert individuelle, Par., 
1828, I. II; Daunou, Essai sur les garanties indi- 
viduelies,. Par,, 1819; Meyer, Esprit des ınstitutions 
judiciaires, T. V., ©. 318 fg. 





unterfcheidet, uud für jede Yerfelben gewiffe Formelu 
und Bedingungen feſtſetzt, fo ſind dieſe Vorſchriften 
auch vom Staatsrichter zu befolgen; es darf Fein härs 
terer Grad von Gefäugniß erfannt werden, fo lange 
ein leichterer noch diefelben Dienſte leifter, die Ders 
baftung ift auf die das geringfte Aufſehen, machende 
Weiſe vorzunehmen; ferner find dem Verhafteren alle 
Beſchaͤftigungsweiſen und überhaupt jede Benutzung 
feiner Kräfte und jeder Genuf zu gelatten, welcher 
nicht den beabfichtigten Zweck geführder, Eudlich 
bedarf es kaum erſt der DBemerfung, Daß wenn 
der Augeklagte Mitglied einer ſtaͤndiſchen Kammer ift, 
weldye verfaſſungsgemaͤß um GCimvilligung zur Vers 
baftung ihrer Genoſſen angegangen werden muß, aud) 
der Etaatörichrer nur unter dieſer Bedingung verhafs 
ten darf ©) Durch einen Berhafrbefehl begiebt ſich 
der Staat übrigens, was nicht zu Überfehen iſt, jedes 
Anſpruches auf Zicherpeitsleiftungen, und etwa früher 
geſtellte Cautionen find zuruͤckzuſtellen, Buͤrgſchaften 
als aufgekuͤndigt zu betrachten 7). — Daß keine des 


6) Vergl. die Sitzungen der franzoͤſiſchen Pairskammer vom 
21. und 23. Auguſt 1830, in welchen die Frage verhau—⸗ 
delt wurde, od die Verhtaftung des Fuͤrſten von Poli⸗ 
gnac gut zu beißen fey. 

7) ©. hierüber mein Syſtem der Praͤventiv-Inſtiz. Tuͤb., 
1834 , ©. 109. — Ganz verfibieden von den Fällen einer 
Verhaftung auf den Grund ees gerechten Mißtrauens. 
gegen den Angeklagten, find jene, glüdlichermweife doch nnr 
felteuen, jeden Falles aber von einer bedenflihen Lage der 
politifhen Dinge zeugenden, Verhältniffe, in welchen die 
Sorge für die Sicherung bes beſchuldigten Minifterd gegen 
wabrfheinlihe Angrufe, einer gegen ahı erbitterten yoben 
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volutiven Rechtsmittel gegen einen vom Staatsge⸗ 
richtöhofe ausgeſtellten Verhaftbefehl eingelegt wers 
den koͤnnen, wenn fie auch gegen die Befehle der ges 
wöhnlichen Gerichte nach den allgemeinen Landeöges 
fegen ſtattfaͤnden, liegt in der Natur der Sache; ob 
aber nichtdevolutive zuläßig find, hängt davon ab, 
wie überhaupt die Frage hinfichtlich der Rechtsmittel 
beantwortet wird, worüber unten $. 10 fg. 

8 Eutfernung vom Amte. Die Frage, 0b 
fhon der bloße ftändifche Beſchluß einer Klage vor⸗ 
läufige Entfernung aus dem angeblich) mißbrauchten 
Amte zur Folge habe, mußte verneint werden. Damit 
ift aber natürlich weder die zweite allgemeine Frage, 
pb nicht die Annahme der Klage vom Staatögerichtss 
bofe jedesmal auch die Amtsentziehung nach fich 
ziehe, noch die weitere hiervon wieder verfchiedene 
Frage, ob nicht während der Verhandlungen der Rich⸗ 
ter beftimmte einzelne Veraulaffung zu einer folshen 
Maasregel bekommen koͤnnte, keineswegs erledigt, 
Was nun jenen DVerfuch, einen allgemeinen gefeßlichen 
Machtheil mit der Klage zu verbinden, betrifft, fo 
laͤßt fih zwar zu deffen Nechefertigung anführen, 
daß die Annahme der Klage vom Richter wenigftend 
die Wahrfcheinlichkeie einer Schuld des Angeklagten 
beweiſe; daß es aber bedenklich für die Verfaſſung 





Menge eine Verwahrung desfelben in einem Gefängniffe 
raͤthlich macht. Hier ift die Verhaftung nur fcheinbar, 
theild damit der Schein großer Strenge die erbitterte 
Menge berubige, theild um den Bedrohten in einen fiber 
zugänglihen Ort zu bringen. Natürlich dauert die Haft 
‚in folgen Salle nur fo lange ald die Gefahr. 
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und unehrenhaft für das Volk ſey, einen Manun im 
böchften Amte zu laſſen, auf weldhem der Verdacht 
eines verfaffungäwidrigen Benehmens laſte; endlich daß 
der Staͤndeverſammlung nicht zugemuthet werden fünne 
in amtlichen Verkehr mit einem von ihr Angeklagten 
zu bleiben. Dagegen ift aber doch erftend zu bemers 
Een, daß diefe Annahme der Klage keineswegs noch eine 
Schuld, oder aud) nur eine überwiegende Wahrfchein- 
lichkeit beweist; diefe kann doc) erft aus den Verhand⸗ 
lungen fich ergeben. Zweitens ift es fehr wohl moͤg⸗ 
lich, daß zwar die angeflagre Handlung formell oder 
materiell einer Beftimmung der Grundgefege zuwider 
ift, daß ihr aber aud) entweder bedeutende Rechtferti⸗ 
gungds oder Entfchuldigungs = Gründe zur Seite ſtehen, 
oder daß fie von folcher Unbedeutendheit iſt, daB eine, 
auch nur vorübergehende , Amtsentfernung mit ihr und 
mit der endlichen Strafe in gar feinem Verhaͤltniſſe 
fände. Endlich ift nicht zu verkennen, daß ebeu durd) 
dad Aufgreifen von Kleinigkeiten der Etändeverjamms 
lung die Möglichkeit gegeben würde, faft nad) Belie⸗ 
ben jeden Miniſter vom Amte zu verdrängen, Nament⸗ 
lich in jenen Staaten, deren Berfaffungss Urkunden in 
hoͤchſt unzweckmaͤßiger Ausführlichkeit zahllofe Beſtim⸗ 
mungen ſelbſt über unbedeutende Verwaltuugs-Ge⸗ 
genſtaͤnde enthalten, wäre eine ſcheinbare oder wuͤrk⸗ 
liche Befchuldigung diefer Art fo leicht aufzubringen, 
daß nur noch die Sandidaten der Ständeverfanmmlung, 
nicht aber die Männer des Vertrauens des Fürften 
Minifterftellen bekleiden Fbnnten 2), — Dagegen ijt 





8) Deßhalb iſt ed denn auch nicht zwedmäßig, daß das dub. 
beffifche Geſez von 1820, die allgemeine Beltimmung 
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die andere Frage, ob der Richter aus beſtimmten ei 
zelnen Gruͤnden, welde ſich durch bie gerichtlichen 
Verhandlungen herausftellen , zu einer vorläufigen Ent 
fernung vom Amte berechtigt feyn koͤnne, unbedingt 
zu bejahen. Diefe Gruͤude find aber folgende: 1) die 
durch die Verhandlungen erwiefene Wahrſcheinlichkeit 
einer einftigen mindeſtens anf bleibende Entfernung vom 
Amte lautenden Strafe; 2) die auch während des Pros 
ceſſes nicht unterlaffene Fortfegung der von den Stäns 
den angefchuldigren und vom Richter bereitd ald vers 
faffungswidrig erkannten Handlungsweile ; 3) die Ges 
fahr, daß der Angeklagte fein Amt zur Hinterhaltung 
oder Unterdruͤckung von WBeweismitteln oder zur offes 
nen Miderfeßlichfeit geaen die Befehle und Urtheile 
des Berichtes mißbrauchen werde. — Die recdhtlis 
chen Folgen der vorläufigen Entfernung vom Amte 
treten nad) allgemeinen Grundfägen theils ein ohne 
Ruͤckſicht auf den Grand des Erkenutniſſes, theils 
werden fie durch dieſen beſtimmt. In allen Faͤllen naͤm⸗ 
lich hoͤrt dadurch das Recht zu jeder amtlichen Wuͤrk⸗ 
ſamkeit auf; die Beſoldung dagegen und die Ehren⸗ 
rechte ſcheinen dagegen nur dann wegzufallen wenn 
die Entfernung aus dem zuerſt angeführten Grunde ans 
geordnet wird, indem fie hier nichts anderes ift, als 
ein vorläufiger Anfang der Strafe, welche feiner Zeit 


im 6. 23 des Edictes über die Merhältniffe der Staats⸗ 
beamten, vom 12. April 1820, welcher gemäß mit jeder 
Derfegung in den Anklageftand auch Sudpenfion im Amte 
verbunden iſt, nicht in Beziehung auf Staatdanflagen an: 
der Würkfamfeit gefigr bat. Vergl. der Merb. der zweiten 
Kammer , 188, 9. 6, & 76. fü. 
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dieſelbe Wirkung haben wird. Bloße Sicherungs⸗ 
maasregeln, wie bie unter 2) und 8) angeführten 
Gründe koͤnnen dagegen zu folchen mit der Erreichung 
bes Zweckes keineswegs nothwendig verbundenen Maas⸗ 
regeln nicht befugen. Beitehen im betreffeuden Staate 
beftimmte pofitive Gefetse über die Folgen der Eutfers 
nung vom Amte während einer Unterfuchung , fo 
treten diefe natuͤrlich in Wuͤrkſamkeit. — Ueber die 
Rechtsmittel gegen Suspenfion f. ebenfalld unten, 
6. 10, 


$. 6. 
c. Yon den Advocaten des Poklagten. 


Der Gedanke, eine Minifters Anklage von Seiten 
bee Ständes Berfammlung nicht durch einen 
Ausſchuß von Mitgliedern, fondern durch bezahlte 
Rechts anwaͤlte betreiben zu laffen, ift zwar bereitd oben, 
$. 4, ©. 451 fg., ald ein unpaffender und felbft bes 
denklicher bezeichnet, und die rechtliche Nothwendig⸗ 
fait dieſer Form für alle Fälle zurüdgewielen worden: 
allein ganz anders verhält fich die Sache im Bezie⸗ 
bung auf den Beklagten. Wllerdings iſt es ein 
aus der Natur der Sache hervorgehender Grundſatz, 
daß der Beklagte in Beziehung auf die Unterfuchung 
der Thatſachen Keinen Stellvertreter an das Bericht 
abordnen , noch fid) von einem Nechtöfreunde in diefer 
Beziehung beratben laffen darf. Ein Dritter kaun 
nicht mit derfelben Zuverläßigkeit bie den Augefchuls 
digten perfdnlich berührenden Thatfachen kennen; Die 
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Zageftändniffe und Erzählungen eines Dritten geben 
Feinen rechtlichen Anhaltöpunct. Einer Berathung aber, 
wie die durch das gerichtliche Verfahren zu ermittelnde 
objective Wahrheit zum Nuten des Befchuldigten, ganz 
oder theilweife verfchwiegen und entftellt werden koͤnne, 
wäre dem Zwecke des ganzen Verfahrens geradezu ents 
gegen und widerfinnig. In fo ferne alfo von der Anf⸗ 
findung der Thatfachen und der dazu gehdrigen Bes 
weisgrände die Rede ift, kann auch bei Minifters Ans 
Hagen von NRechtsfreunden Feine Nede ſeyn, fondern 
ed hat der. Angeklagte perfbnlih und allein die von 
ihm verlangte" Auskunft zu ertheilen. 

Allein anders verhält es fic) mit der Rechtsaus⸗ 
führung und Vertheidigung. Zu diefer iſt ſchon nach 
gemeinem Rechte jedem Ungeflagten ein Beiſtand ges 
ftattet; nicht felten wird ihm fogar ein ſolcher ohne 
und gegen feinen Willen aufgendthigt, Damit nur kein 
Recht aus Mangel einer fachgemäßen und gefegkundis 
gen Vertheidigung vom Staate verlegt werde. Zwar 
ift es einer der entfchiedenften Vorzuͤge der conflitutios 
nellen Monarchie , daß fie mit unbedingter Nothwen⸗ 
digkeit zu Befeßung der Minifter: Stellen Männer vers 
langt, weldye nicht nur dem Amte unmittelbar gewach⸗ 
fen find, fondern die auch im Stande find, der Stäns 
deverfammlung gegenuber die Regirnng geſchickt und 
Iräftig zu vertreten; und man muß fomit auch bei 
einem angeklagten Minifter die Fähigkeit, feine eigene 
Sache vor dem Staatögerichte felbft zu führen, im 
Allgemeinen vorausfeßen "): allein ed ſpricht doch 


3) Dieß ift denn auch der Grund, marum man von der, in ges 
wöhnlichen Straffaͤllen häufig vom Geſetze vorgefchriebenen, 





sehr als ein Äberwiegender Grund dafuͤr, daB dad 
allgemeine Recht aller Augeſchuldigten ſich einen Ders 
theidiger zuzugejellen, auch ihn zu Gure fomme. Eins 
mal nämlich ift doch der Fall nicht undenkbar nody 
feibft unerhört, daß felbit ein eonjtitutioneller Fuͤrſt 
fih in der Wahl eines Minifterd fo weit vergreift, 
um diejen als unfaͤhig zur Sclbjivertheidigung gegen 
eine mir Talent und poſitiven Kenntniffen angelegre 
und geführte Anklage ericheinen zu laffen. Gerade ein 
ſolcher untauglicher Minijter wird aber fehr leicht mir 
oder ohne doloſe Abſicht Verfaffungeverlegungen beges 
ben, und ſomit eine Vertheidigung nöth'g haben. Zwei⸗ 
tens kaun einem fonft tanglicyen, vielleicht ſogar vo:s 
zuͤglich brauchbaren Minifter, namentlich z. B. einem 
Miniſter des Kriegsweſens, der Finanzen, oder der 
auswärtigen Angelegenheiten, wenigftens die befundere 
Kenutniß des pofitiven Mechtes und feiner Formen abs 
gehen, Ihn der WBertheidigungsmittel, welche eine 
genaue Bekanntſchaft mie denfelben verſchafft, durch 


Nöthigung zur Annahnie eined Vertheidigers bei einem 
angeflagten Miniiter wird abfehen können und muͤſen. Ce 
ift gegen alle Vernunft und namentlich auch gegen dad 
Princip ded Rechtsſtaates, — deffen eine Unterabryeilung 
die repräfentative Einherrſchaft ift, — einem zur richtigen 
Vollbringung einer Handlung fähigen Bürger einen geſetz⸗ 
liwen Beiftand und Vormund dabei zu geben. Sollte auch, 
wie weiter unten im Terte felbit zugegeben it, d.e Bor: 
ausſetzung der Fähigkeit nicht bei allen Miniftern wirklich 
eintreten; fo ift doch wenigftend mit abfoluter Gewißheit 
anzunehmen, daß er Ginficht genug habe, diefe feine Un: 
fäpigfeie zu kennen, und daß er fib alfo um fo gewilfer 
um einen tüchtigen Mechtsbeiftand umſehen werde, 
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Verweigerung eines Anwaltes zu berauben, wäre hochſt 
ungerecht. Drirtens ift auch ein in materieller Bezie⸗ 
bung noch fo gerüfteter und mit noch fo bedeutenden 
Talente verfehener Ungellagter häufig in der eiges 
nen Sache, wo ed jih um Ehre, Freiheit, felbft viels 
leicht Leben handelt, befangen. Leidenſchaft trübt feir 
nen Tact; Unruhe verhindert die uͤberſichtliche Hare 
Behandlung des Stoffed und die Auffindung und 
ſcharfe Benuͤtzung der Vertheidigungsmirtel. Ein der 
Sache Fremder ift natürlich gefaßter , während Ge⸗ 
wiſſen, Ehre und Bortbeil ihn doch antreiben, dag 
Aeußerſte zu Reiten. Viertens endlich ift bier Bein 
Hinderniß cder Nachtheil denkbar. Der Beklagte bar 
natuͤrlich auch die mit feiner Genehmigung von feinem. 
Rechtsfreunde vorgenommenen Schritte ald die feinigen 
anzuerkennen; er darf ſich Feiner von ibm geforderten 
Erklärung oder der bei den Verhandlungen nothwendi⸗ 
gen Anwefenheit unter dem Vorwaude der Thätigkeit 
feines Vertheidigers entziehen; die Verbindung zwis 
fchen ihnen ift nicht den mindeften Schwuͤrigkeiten uns 
terworfen 2). — Iſt man über den Grundfag einvers 
ftauden , fo Fönnen wohl über die Ausdehnung des 
Rechtes ziveierlei Meinungen nicht beftehen. Alle und 
jede fünftige Verfügungen des Berichtes, von welchen 
der Beklagte für fich fürchten könnte, am meiften aber 
natürlich das Endurtheil, find Gegenftand einer Rechtös 


2) Es ift fomit fiber als ein wefentliher Schritt zur Förde 
rung des formellen und des materiellen Rechtes anzuiehen, 
daß der früber in England beftebende Grundfaß, bei 
Staatsanklagen wegen Verrathes keinen Rechtsfreund zu: 
zulaffen , fpäter aufgegeben wurde. 


ausfuͤhrnng, und ſomit der Beiduͤlfe eines Verthei⸗ 
digers. 

Allein nicht nur die Erlaubniß uͤberhaupt einen 
Anwalt anzunehmen kann keinen Zweifel erleiden, 
fondern auch .in der Zahl der gewählten wird ber 
Angeklagte nicht zu beſchraͤnken ſeyn, falld er mehrere 
anzunehmen wänfcht. Mag es auch bei gewöhnlichen 
Rechtsſtreitigkeiten minder uͤblich feyn, mehr als 
Einen Anwalt zu benuͤtzen, (obgleich auch hier nach 
manchen Gerichtsordnungen neben dem Advocaten noch) 
ein Procurator oder ein Aooue noͤthig if) fo fordert 
doch hier die Billigkeit und felbft das ftrenge Rechr die 
Einräumung diefer Erlaubniß. Der Angriff Fann durdy 
einen Verein auögezeichnerer Talente gefchehen; fol 
die noͤthige Sleichheit ftatt finden, fo mus auch dem 
Angefchuldigten, fo weit er nicht in ſich felbft die Kraft 
gehdrigen MWiderflandes findet, die Erlaubniß einer 
ähnlichen Vereinigung zuftchen. Dem mit der gruͤnd⸗ 
lichen Entwickelung der Rechtsſaͤtze Beauftragten muß 
er einen aͤhnlich tüchtigen Rechtsgelehrten entgegen- 
fegen koͤnnen; dem glänzenden oder gewaltigen Redner 
einen ebenbärtigen Gegner; dem mit Adlerblide das 
Getreibe überfchauenden und ordnenden Politiker einen 
Staatsmann, der wo möglich noch höher ſich erhebt, 
noch fchärfer und weiter blidt. Hat man mit wohl: 
verftandener Arbeitstheilung zu concurriren, fo kann 
nur mittelft einer ähnlichen Theilung im Sachlichen 
wie im Geifligen der Kampf mit Hoffuung beftanden 
werden, 

Diefer Teste Grund ift ed den auch, aus wel: 
hen peremtoriſch die Frage, ob der Angeklagte nur 
unter den gewöhnlichen, zur Kührung von Mechtöfachen 
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vom Staate berechtigten dffentlihen Anwälten 
feine Vertheidiger wählen dürfe, verneint werden muß. 
Sey ed, daß jeder Medhtögelehrte, welcher gewilfe 
Bedingungen, z. B. von Pruͤfungen, beftimmten Auf: 
enthalt am Gerichtsfige u. f. w., erfüllt hat, unter 
‚ die Zahl der Advocaten aufgenommen wird; fey es, 
daß mur eine gewifle Anzahl bei jedem Gerichte vom 
Staate ernannt werde ?): in jedem Kalle wird bei 
ihrer Beftallung anf jene Eigenfchaften., weldye dem 
Bertheidiger in einem Staatöproceffe unentbehrlidy find, 
keine Rücfiche genommen, Somit ift eine Sicherheit, 
daß jeder Advocat wuͤrklich diefe Eigenfchaften befige, 
fo wenig vorhanden, daß fogar leicht unter der ganz 
zen noch fo großen Anzahl vderfelben der Angeklagte 
nicht Einem fein Vertrauen fchenfen zu koͤnnen glaus 
ben mag. Ihn alfo in feiner Verrheidigung auf Die: 
felben zu befchränfen, wäre um fo ungerechter, ald 





3) Iu jenen Staaten , welhe Jeden zur Advocatur zulaffen, 
welder nur gewifle gefeglihe , in der Megel leichte, Be: 
dingungen erfüllt hat, gehören 3, B. England, wo blos 
dreijähriger (noch dazu fingirter) Aufenthalt in einem der 
Inns of court und eine leihte Prüfung durch dad re: 
mium der Advocaten zur Anfnahme unter die Zahl der 
barristers gehört; Frankreich, deflen Gefeße nur die An: 
nabme des Licentiaten:Grabes der Rechte und die Abſchwoͤ⸗ 
rung des Ndvocaten = Eides zur Zulaffung zur Anwaltfchaft, 
und zur Eintragung in dad Verzeihniß der förmlichen 
Advocaten eine dreijährige Ausübung (stage) erfordern ; 
Württemberg, welches nur zwei Prüfungen und ein 
Meferendär: Fahre zur Bedingung macht. Nur in gewiſſer 
Zahl ernannt werben fie dagegen z. B. in Baiern.- 
u. ſ. w. 
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die Ankläger keineswegs der Zahl der Advocaten ent« 
nommen feyn muͤſſen. Schon in gewöhnlichen Straf⸗ 
fällen überlaffen die meiften Gefeßgebungen dem Bes 
fchuldigten bei der Wahl feines Anwaltes beinahe 
völlig freie Hand: wie viel zwingende Beweggründe 
liegen nun aber hier vor! 

Das Verhältniß des Vertheidigerd zum Beklagten, 
zum Gerichte und zu den Klägern bietet keine Schwuͤ⸗ 
rigleiten dar. — Daß er mit dem Bellagten in 
freiem Verkehre ftehen darf, felbft weun gegen diefen 
eine Unterfuchungsd = Haft erkannt wäre, braucht kaum 
erwähnt zu werden. Diefer Verkehr ift nur an bie 
Bedingungen gebunden, weldye die Verhinderung der 
Flucht nothwendig macht; dagegen ift die Zahl und 
die (mit der Hausordnung irgend verträgliche) Dauer 
der Befuche unbefchräntt ; ſchriftliche Mittheilungen 
finden unerdffuer oder wenigftend, wenn fie zur Si⸗ 
cherung gegen Zuftefung unerlaubter Gegenftände zu 
bffuen wären, ungelefen , flatt, und die gegenfeitige 
Zuſendung von literarifhen Hilfsmitteln iſt unbes 
ſchraͤnkt. Natürlich hat der Vertheidiger gegen feinen 
Glienten die Pflicht der Verfchwiegenheit. Syn feinem 
Vertheidigungs:Epyfteme ift er von dem Willen deöfels 
ben unbedingt abhängig, und er darf fomit ein Mits 
tel nicht gebrauchen, welches ihm von demfelben aus⸗ 
drädlich unterfagt wird. Er mag in folden Falle 
ganz zuräctreten , allein behält er den Auftrag bei, fo 
hat er ihn nach dem Wunfche des zunächft Betheilig⸗ 
ten auszuführen. Dieß ift um fo unzweifelhafter, als 
die Art der Vertheidigung mit einem ganzen, in der 
Perfon des Angellagten angegriffenen,, von ihm aber 
als Verfechter vertretenen Regirungsfpfteme zufammens 





Gängen Tann, weldyes felbft zum entſchiedenen Vortheile 
der Bertheidigung zu durchlöchern eben fo folgewi⸗ 
drig ald unehrenhaft wire: Das, allerdings vorhans. 
dene ; Intereſſe ded Staated aber, daß Fein Unrecht 
durch die Juſtiz zugefügt werde, und wäre es auch 
mir dem eigenen Willen und mit der Beihälfe des 
Betroffenen, kann nicht durch dad Aufdringen einer 
unerwuͤuſchten Vertheidigungsweife ,„ fondern entweder 
durch die Intelligenz des Richter oder allenfalls durch 
die Bernerfungen und Anträge eines Staatsariwaltes 
gewahrt werden: — Das Verhäliniß zum Richter 
ift im MWefentlichen dasfelbe, welches bereits bei den. 
Eommiffären der Stände erörtert wurde. Nur bat 
natürlich der Verteidiger leichter Gelegenheit wider die 
natärliche und vorgefchriebene Achtung gegen das Ges 
richt anzuftoßen, fomit alfo auch ftärkere Aufforderung 
fih zu huͤten. So gewiß er jeden Act des gerichtlis 
chen Verfahrens , von welchem er unguͤnſtigen Einfluß 
auf das Einftige Urtheil fürchtet, Anzugreifen und als 
ungefeglich darzuftellen berechtigt und verpflichtet iſt; 
eben fo gewiß ift, daß er die Perfon der Richter und 
ihre Abfichteri bei diefem Tadel ganz aus dem Spiele 
zu laffen und fich leviglih an die Thatſachen und 
Rechtögründe zu halten hat, auch bei deren Widerles 
gung den Anftand gegen Diejenigeti, welche fie ans 
nehmen, hicht verlaffend: Uebrigens liegt es fchon 
allzuſehr im Wortheile ded Angeklagten die Nichte 
nicht unndthigrrweife gegen ſich zu erbittern, da es 
nicht iur Unrecht, ſondern noch niehr grobe Unges 
fchicklichkeit ift, wenn hier gegen Gele und Sitte ein 
Verſtoß begangen wird; — Zu dei Gegnern endlich 
ſtehht der Vertheidiger obllig in demfelben Verhaͤltniſſe, 
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wie diefe zu ihm und feinem Glienten. Es Fann ſich 
daher Furz auf die Uuseinanderfegung der Pflichten 
derfelben bezogen werden. Bergl. oben, Kap. 5, $. 

4, ©. 460 fg. | 


9. 9 
d. Die Einreden des Angeklagten. 


Sehr häufig wird ein Angeflagter nicht alsbald 
zu feiner DVertheidigung in der Sache felbft fehreiten, 
d. h. zu dem DBerfuche, feine Haudlungsweife als völs 
lig tadellod darzuftellen , fondern er wird fuchen zu 
zeigen, daß die ganze Gerichtöbarkeit des Staatsge⸗ 
richtshofes nicht begruͤndet ſey, ſelbſt wenn man alle 
in der Anklage angefuͤhrten Puncte als thatſaͤchlich 
richtig anſehen wollte. Die Einwendung dieſer Ein 
reden hat natuͤtlich im guͤnſtigen Falle ben bedeuten⸗ 
den Vortheil, daß' es nun gar nicht noͤthig iſt, den 
doch immer in ſeinem Erfolge zweifelhaften Beweis 
der Strafloſigkeit zu fuͤhren, und daß uͤberhaupt die 
ganze Sache in weit kuͤrzerer Zeit zu Ende kommt. 

Vielleicht wird dadurch allerdings eine ſpaͤtere und 
eine andere Klage nicht ganz abgeſchnitten: allein ein⸗ 
mal iſt es keineswegs gewiß, ob nicht der erſte ver⸗ 
gebliche Verſuch den Klaͤger abſchreckt, anderentheils 
iſt vielleicht die Zuſammenſetzung und das Verfahren 
eines anderen Gerichtes dem Angeklagten guͤnſtiger; 
endlich heißt in politiſchen Dingen Zeit gewinnen oft 
Alles gewinnen. 

Genauer ind Auge gefaßt, zerfallen nun biefe 
Einreden in drei Klaffen; nämlich in fori decli na⸗ 
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toriſche im engeren Sinne, wenn gezeigt werden 
will, daß die ausnahmsweiſe Jurisdietion des Staats⸗ 
gerichtshofes im vorliegenden Falle gar nicht ſtattfinde; 
in Dilatorifche, wenn verfucht wird zu beweifen . 
daß wenigftend vorläufig dieſe Gerichtöbarkeit noch 
nicht begründet fey; drittens endlich in peremtos 
rifche, wenn der Beklagte einwendet, daß überhaupt 
zu gar feinem Strafverfahren vor diefem oder vor einem 
andern Gerichte ein rechtlicher Grund vorhanden fey. 
1. Sorideclinartorifhe Einreden Fbnuen 
und mäffen von dem Angeklagten in zwei Fällen vors 
gebracht werden, einmal nämlich), wenn es ihm pers 
ſoͤnlich an der Paffiv - Legitimation zur Eache fehlt, 
und zweitens , wenn die in Frage ftehende Handlung 
materiell gar nicht vor das Forum des Staatögerichtös 
hofes, fondern vor die gewöhnlichen. Gerichte : oder 
. Überhaupt vor eine andere Behörde gehört. Jenes ift 
der Fall, wenn der Angellagte Feine derjenigen Stellen 
befleider, welche als nothiwendige Bedingung der Zus 
ftändigteit des Staatsgerichtshofes vom Gefege bes 
ſtimmt find. Ein folcher hat weder das Recht noch 
die Verbindlichkeit, fich vor diefem Ausnahmögerichte 
belangen zu laffen, und ift er wirklich einer ftrafbas 
ren Handlung ſchuldig, fo muͤſſen die Stände andere 
Mansregeln gegen ihn ergreifen, um ihn unfchädlich 
zu machen, 3. B. Bitten an die Regirung um feine 
Beltrafung oder unmittelbare Klagen bei den vrdents 
lichen Gerichten. S. hierüber dben, Einleitung, $. 3 
und 4, und Buch I, erftes Kapitel. — Wegen mas 
teriellee Incompetenz aber mag der Angeklagte fich ger 
gen einen Proceß vor dem Staatsgerichtshofe erklären, 
wenn die ihm Schuld gegebene Handlung , felbit deren 
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eharfächliche Richtigkeit und feine Zurechnungsfaͤhigkeit 
vorauögefegt , gar nicht zu ‚denen gehört, welche vor 
diefem Gerichte verhandelt merden follen. Natürlich 
hätte auch hier die Anerkennung der Unzuffändigkeir 
noch keineswegs auch eine Unitiäflichkeit der in Fra⸗ 
ge ftehenden Handlung zur Folge, fondern ebenfalls 
nur, daß eine andere Behoͤrde, fen es auf erhobene 
Klage fen ed von Amtswegen, diefelbe zu, unterſu⸗ 
‚ hen und zu beurtheilen hätte. Welche Urten von 
Handlungen fih nun aber filr den Staatsrichter eig: 
nen , dieß ift natärlich nur aus dem poſitiven Gelege 
des einzelnen Staates mit Beſtimmtheit zu entnehmen. 
Sp weit fi darüber im Allgemeinen Grundfäge ent» 
wideln laffen, ift der Gegenftand bereits abgehandelt, 
f. oben Kay. 2, 66. 1 bis 3. — In dem einen wie 
in dem andern Falle ift es übrigens natdrlih, daß 
aud) der Kläger über feine Anſicht in der Sache vers 
nommen wird. MW.elleicht hat er Thatſachen oder Rechts⸗ 
ausfuͤhrungen beisubringen, welche von Einfluß auf 
die richterlicdhe Eutfcheidung ſind, und Die nur von 
ihm. dem Richter mirgerheilt werden koͤnnen. Ehen fo 
verftehr ſich von felbft, daß fowohl der Angefchuls 
digte vor allem Andern dieſe Einrede geltend madır , 
indem fie ihn jeder weiteren Ausfuͤhrung uͤberhebt. 
wenn fie nom Richter ald begrindeg anerkannt wird, 
als daB auch der Richter über dieſelbe alsbald 
entfcheider, damit er nicht unndthige und unguͤltige 
Handlungen vornehme. Da nach einem allgemeinen 
Rechtsſatze jeder Richter in erfter Juſtanz felbft über 
feine eigene Competenz zu entfcheiden bat, und. da 
über dem Staatögerichtöhofe eine höhere Inſtanz nicht 
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ſteht: fo entjcheider derſelbe dieſe Borfrage unwiders 
ruflich. 

2. Dil atoriſche Einreden find, wo nicht aus⸗ 
ſchließlich doch hauptſaͤchlich, in dem Falle denkbar, 
wenn das Geſetz einen Verſuch zu ſchiedsrichterlichem 
Ausſpruche oder ſonſt zu guͤttlicher Beilegung des Strei⸗ 
tes vorſchreibt, ehe zu einer Klage vor dem Staats⸗ 
gerichtöhofe gefchritten werden dürfe, (f. hierüber oben, 
Einleitung, $. 1, ©. 14 fg.,) dieſes Vorverfahren 
aber der Meinung ded Angellagten nad) nicht gehb: 
vig beobachter worden ift. Es iſt zwar ohne Zweifel 
in folhem Falle Sache des Gerichtes fhon von Amts⸗ 
wegen zu unterfuchen, ob Diefe Bedingung feiner Com⸗ 
petenz erfüllt. worden ift: allein allerdings hat auch 
der Angeklagte die Befugniß, diefe Frage zu beleuch- 
ten. Eine Aufforderung an den Kläger, fich uͤber diefe 
Einrede zu erklären, fcheint nie umgangen werden zu 
koͤnnen. Findet das Gericht die Einwendung gegruͤn⸗ 
der, fo hat es fich für vorläufig noch incompetent zu 
erklären und alöbald feine Sitzungen ald Etaatöge: 
richtöhof einzuftellen. Will fomir der Kläger nicht die 
ganze Sache fallen laffen, fo muß er ist den Suͤhne⸗ 
Verſuch einfchlagen,, und kann erft wieder , wenn die: 
fer fehlgefchlagen hat, zu einer Erneuerung der 
Klage fchreiten. In diefem Falle fteht dem mit Un 
recht Angeklagten eine Klage auf Eutfchädigung zu, 
für die ihm in dem unndthig erhobenen Proceffe zu: 
gefuͤgten Koften und Befchwerlichkeiten. Das günftige 
Ergebuiß des it noch augeftellten guͤtlichen Verſuches 
zeigt ja, daß es Schuld einer Uebereilung des Klägers 
war, wenn überhaupt nur Proceß geführt wurde. 
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Eine Einhaltung der verfchledenen vorgefchriebenen Sta: 
dien härte jene Koften ganz erſpart. 


3. Was endlich die peremrorifchen Einreden 


betrifft , fo giebt zu folchen jeder Uinftand einen Grund, 
aus welchem hervorgeht, daß wegen der ig Frage 
fiehenden Handlung, deren Wahrheit völlig.zugegeben, 
und ohne daß irgend die Gefegzlichfeit berfelben unters 
ſucht zu werden brauchte , überhaupt ein Strafproceß 
gar nicht eingeleirer werden kann. Dieß faun nun aber. 
in mebreren Fällen fo gefchehen : 

a. Wenn das Verbrechen fein in laͤndiſches ift, 


b 


4 


d. h. wenn die in Frage ſtehende Haudlung gegen 
die Verfaſſung oder Geſetze von dem Angeklagten 
gar nicht zu einer Zeit begangen wurde, als er 
Buͤrger oder wenigſtens Diener des verletzten 
Staates war, ſondern in .einer früheren Eigen⸗ 
ſchaft als Ausländer. Eine ſolche fhon vor dem 
Eintritte in den Staatsverband und ſomit faſt 
muthwillig bethaͤtigte feindſelige Geſinnung darf 
und ſoll die Regirung abhalten, den Mann in 
ihre Dienſte zu nehmen, ſie kann, wenn nicht 
eine vollſtaͤndige Sinnesaͤnderung ſpaͤter bei ihm 
eingetreten iſt, zu auſiergerichtlichen Schritten ges 
gen ihn den Staͤnden Veraulaſſung geben: allein 


er hat als Auslaͤuder kein Geſetz dabei verletzt, 


und iſt ſomit unter allen Umſtaͤnden ſtraflos. 
Wenn das Verbrechen bereits getilge iſt, und 
fomit eine Strafe eben fo unrechtlich als zwecklos 
wäre, Cine völlige Tilgung kann aber aus fols 
genden Urfachen fich ergeben : 


a. Durd) bereits erfolgte vechtöfräftige Beftrafung 


von der zuftändigen Behörde. Wenn 


nämlich der Staatsrichter felbft ſchon früher ein 
Urtheil gefällt bat, fo kann natuͤrlich der Klaͤ⸗ 
ger ein neues Verfahren nicht einleiten, allens 
falls unter dem Vorgeben einer Unzureichenheit 
der erften Strafe. Anders natürlich , wenn dies 
ſes -Urtheil nichtig wäre. 

ß. Dur Begnadigung, falls diefe nach dem 
Geſetze des einzelnen Staates auch bei Minis 
fteranflagen möglich feyn ſollte. S. hierüber 
unten, Kap. 6, G. 5. 

y. Durd Verjährung, fey es innerhalb ber 
gewöhnlichen, fey ed innerhalb einer für Staats⸗ 
verbrechen angefeßten befonderen Zeit. 


$. 8. 
e. Pas Nugehorfams - Verfahren. 


Der Fall ift nicht nur denkbar, fondern bat fih 
wirklich ſchon häufig ereignet, daß fh ein vor dem 
Eraatögerichröhofe Angeklagter dem Proceffe und der 
Strafe durdy Entfernung entzieht. Da ed weder bei 
dem -Befchuldigten ſtehen Fann zu mählen, ob er 
Mede ftehen will oder nicht, noch ihm auch nur erlaubt 
ift, durch die Nachtheile einer freiwilligen Verbannung 
die gefegliche Strafe abzufaufen: fo ift jeden Falles 
gegen ein folches Beginnen dad Erforderliche vorzu⸗ 
kehren. | 

Das erfte ift natdrlih, daß man fucht den Ans 
gellagten perfönlih zur Stelle zu fchaffen, um damit 
das ganze Unternehmen gu vereiteln. EdictalsLaduns 
gen, Fahndungen, Auslieferungs » Berlangen dienen 
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hierzu. — Wenn aber dieſe Mittel mißlingen, fo 
bleibt nun nichts uͤbrig, als das Ungehorfamds 
Verfahren einzuleiten *). 
Aus dem Standpunete des politifchen Rechtes ift 
nur wenig über diefen Punct zu bemerken. Wäre 
eine befondere gefetliche Beſtimmung daruͤber vorhan⸗ 
ben, wie dieſes Werfahren bei einem Proceſſe vor 
dem ÖStaatögerichtähofe zu betreiben fey, fo gienge na⸗ 
tärlich diefe Specials Vorfhrift jeder andern vor. 
Allein ed bat bid ige nirgendwo die Vorſorge des Ges 
ſetzgebers ſich hierauf gerichtet. Somit ift wohl übers 
al im vorkommenden Falle dad gewoͤhnliche Recht 
des Staates anzuwenden. Etwas Allgemeines hierüber 
zu fagen, ift jedoch ganz unmöglich, da die Beftims 
mungen und Gerichtögebräuche der verfchiedenen Staa⸗ 
ten gerade in diefem Puncte außerordentlich verſchie⸗ 
den find, bald faft zu nachſichtig und nicht gehdrig 
auf die Wirde des Geſetzes bedacht, bald mit drafo: 
uiſcher Strenge nody größeres Uebel drohend, als die 
Entfiehung des Proceffes härte bringen Tonnen 2). es 


1) Als zugegebeu darf wohl angenommen werden , daß das, 
übrigens fhon wiederholt angewendete, englifhe Wer | 
fahren einer bill of attainder als eine allen Grundfägen 
des Rechtes und allen gefeglihen Unalogieen zumiderlau: 
fende Gewaltthätigkeit erfheint und ganz verworfen wer⸗ 
den muß, 

3) Während 3. B. dad fran zoͤſiche Recht den ungeborfa 
men Abweſenden auf den Grund der ohne ihn geführten 
VBorunterfuhung in der Hauptfahe verurtbeilen läßt, und 
ihm ſogar dabei dad Recht der WVertheidigung und" des 
Spruces durch Gefchtworene nimmt, das Urtheil an den 
Schandpfahl anfchlägt. und noch einen Vermoͤgens⸗Beſchlag 


- WW — 


den Falles muſſ nber, wenn der in contumaciam 
Proceſſirte fpärer perſonlich vor Gericht geftellt wers 
ben kann, nun erft in der Hnuptfache verfahren und 
geurtheile werden. Daß Dabei die durch den bis⸗ 
herigen Ungehorfam erduldeten Nachtheile dem Schuls 
digen zur Laſt verbleiben verſteht fich von felbft. 
Sol aber die Frage beantworter werden, welche 
Finrihtung des LUngehorfams = Verfahrens rein aus 
dem Staudpuncte der Gefeugebungs s Politik für einen 
Staatögerichtöhof die zweckmaͤßigſte wäre, fo muß 
von zwei Grunbfägen ausgegangen werben. Auf der 
einen Seite nämlich ift klar, daß im Strafverfahren, 
wo es ſich Davon haudele die Höchft = mögliche materielle 
Wahrheit zur Grundlage des Urtheils zu erhalten, 
auf eine ungehorfame Abwefenbeit keine Präjudiz ges 


anordnet, (f. Code pen,, Art. 468 fg-) gefattet der banöpr. 
Entwurf eined Strafverfabreng, 8. 338, gar Fein Contuma⸗ 
zial: Verfahren außer da wo die Strafe auch an einem Ab⸗ 
weſenden volftret werden fannz und der wirt, Entwurf 
eines ſolchen erfahrene (von 1831, $. 436) will 
überhaupt nur ein Ungehorfamsnerfahren bei bedeutende: 
ren Vergehen und went fchon bedeutende Verdachtsgruͤnde 
vorliegen, und auch dann foll nur ein Vermoͤgens-Se⸗ 
quefter eintreten. In der Mitte fiebt das Roͤmiſche 
Recht, welches wenigftend. feine Kapitalftrafen gegen Mb: 
weiende erkennen läßt, nnd immer Vertheidigung zuläßt, 
ſogar nah einer ziemlich verbreiteten Prarid nur ſolche 
Strafen zuerfennt, welche auch gegen einen Abweienden 
erfannt werden können, Etwas ftrenger wieder, in bie: 
fem oder jenem Puncte, find die Gefengebungen von Pre us: 
Ben, Defterreich, Baiern. Berg. Mittermaier, 
Gteafverfabren , Bd. II, ©. 437 f. 
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ſetzt werden kann, welches an die Stelle einer That⸗ 
ſache eine bloße Rechts⸗Annahme ſetzte, indem letztere 
von der Wahrheit ganz verſchieden ſeyn kann, der 
Ungehorſam des Angeſchuldigten aber nimmermehr 
den Staat berechtigen kann, ihu wegen einer von ihm 
nicht begangenen Handlung zu beſtrafen. Auf der an⸗ 
dern Seite aber iſt eben ſo gewiß, daß es nicht un⸗ 
geruͤgt hingehen darf, wenn ein vor die Gerichte ſei⸗ 
nes Vaterlandes auf geſetzliche Weiſe geſtellter Buͤr⸗ 
ger ſich denſelben entzieht und dadurch Strafloſigkeit 
zu verſchaffen ſucht. Deßhalb kann denn weder ges 
billigt werden, wenn dem ungehorſam Abweſenden ge⸗ 
droht wird, daß die ihm Schuld gegebenen Thatſa⸗ 
chen für zugegeben, oder die Vertheidigungsgruͤnde 
für verwuͤrkt werden erachter werden; noch aber auch, 
went gar Feine unaugenehbme ihn zum Gehorfam 
gegen dad Geſetz beftimmende Maasregel gegen ihn 
genommen werden will. Wielmehr fcheine es gerecht 
und zwedimäßig, wenn der Kläger troß der Abweſen⸗ 
beit des Beklagten deunoch fdrmlicy eine Klage zu ers 
heben berechtigt , der Serichtöhof aber zufanımenzutren 
ten und dad Verfahren zu eröffuen fchuldig ift, und 
von letterem fodann DBermdgend = Sequefter und Uns 
fähigkeit zur Ausuͤbung der bürgerlichen Rechte gegen 
den ungehorfam Abmwefenden erkannt wird. Jenes 
fchneider ihm die Unterhaltungsmittel ab; diefes aber 
ift eine gerechte Strafe für Den, welcher die Gefeße 
nicht achtet. Dagegen ift jeder Ausfpruch in der Sache 
felbft eine nutzloſe Rechtsverletzung 2). Nutzlos, weil 





3 Mit ſich ſelbſt in Wiberſpruch ſcheint die in der vor⸗ 
ſtehenden Note angefuͤhrte Meinung, daß wenigſtens 





gegen den perfönlich Siſtirten doch das ganze Berfahs 
ren , eines folchen vorläufigen Urtheiles umerachtet, 
durchzuführen iſt; rechtöwidrig, weil die Berurtheilung 
ohne die nothiwendige Erforfchung der objectiven Wahr⸗ 
beit erfolgte. 


6. © 
f. Vom Pemeife, 


Bei dem Beweife, diefem wichtigften Theile des 
Verfahrens, kommt es natuͤrlich hauprfächli darauf 
an, welde Proceß = Marime gewählt wird. 

Findet vor einem Staatögerichte der Anklage⸗ 
Proceß ſtatt, fo ift es Sache der anflagenden 
Stände mittelft ihrer Commiffarien den Beweis der 
Beichuldigung zu führen. Der Richter trirt nur for⸗ 
mel leitend und Ungehdriges verhindernd ein. Luͤcken 
in dem Beweife werden nicht durch feine Beranftals 
tung ergänzt, und die Beweismittel von ihm nur in 
fo ferne und in fo weit herbeigeſchafft, ald obrigkeits 
liches Anſehen zu ihrer Beibringung erforderlich iſt. 


folhe Strafen gegen einen Ungehorfamen erlannt werden 
dürfen, welche auch gegen Abweſende vollzogen werden Fön: 
nen. Bon welder Art die Strafe ift, ift doch wohl vol: 
lig gleichguͤltig. Es handelt fi lediglih um den Grund⸗ 
faß, ob eine Strafe ohne gehörige Unterfuhung der That: 
ſachen zuerfannt werden könne? Uebrigens find jeden Kal: 
led die von einem St. ©. H. zu erfennenden Strafen nicht 
von der Urt, daß fie gegen einen Abwelenden Anwendung 
finden. 





Dieß gilt fomohl in Beziehung auf den materiellen 
Thatbeſtand der verfaflungswidrigen Haudlung, als 
hinſichtlich der ftrafbaren Gellunung und Zurechnungds 
Fähigkeit. — In diefem Kalle ſcheint es übrigens. 
durchaus nothwendig, daß der Staͤndeverſammlung, 
oder der einzelnen Elagberechtigten Kammer, durch Ges 
feß oder Gewohnbeitsrecht die Befugniß eingerdumt 
wird, wor fi oder vor ihre Anklage: Commilfton 
‚alle diejenigen Perfonen zu fordern, deren Ausfage 
ihr zu der Vorbereitung ihres Beweiſes noͤthig erfcheint, 
und diefelben foͤrmlich und, damit man ſich auf die 
Ausſage auch verlaffen koͤnne, nöchigen Falles unter 
Ableiftung eines Eides zu vernehmen. Allerdings 
ſteht ein ſolches Recht dem klagenden Privatmanue 
nicht zu: allein mehrere Gruͤnde rechtfertigen hier eine 
Abweichung von der Regel. Einmal die Wichtigkeit 
der Sache für den ganzen Staat und fir jeden ein: 
zelnen Befragten; zweitens die Unerläßlichkeit diefer 
Maasregel, falld die von der Verfaffung geborene 
Sicherftellung fol erreicht werden können ; drittens die 
Seltenheit des Vorfalles 1). Daß die Magende Kam⸗ 





1) Diefed Recht, Verhoͤre anzuftellen, ſey es vor dem gan: 
sei Haufe fey ed vor eigens dazu beftellten Ausſchuͤſſen, 
bringt bekanntlich das engliſche Parliament, und 
jedes einzelne Haus desſelben, ſchon feit Jahrhunderten 
im ausgedehnteften Grade in Ausuͤbung. Seinem Bet: 
fsiele iſt det Congreß der Vereinigten Nord: 
anieritanifhen Stdaten, fo wie die Geſammtheit 
det gefeßgebenden Verſammlungen der einzelnen Glieder: 
ſtaaten gefolgt. Und auch die franzöfifhen Kammern 
baben feit bei Juli: Revolution dieſes Recht fi beigelegt. 
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mer von ſolchen Ausſagen nur das benätt, was ihr 
taugt und wie ed ihr taugt, verfteht ſich von felbft; 
auch wird eine Verdffentlihung der fämmtlichen Vers 
höre keineswegs als ein. Recht des Angellagten oder 
. der Regirung dargeftellt werden koͤnnen: allein als ehrens 
haft und ald ein Beweis des ausfchließenden Stre⸗— 
bens nach materieller Wahrheit ftellt fich freilich eine 
ſolche Deffentlichkeit, weldye auch dem Angeklagten zu 
Gute kommen mag, dar, und ift deßhalb rathfam. 
Kaum der Bemerkung bedarf ed, daß von der Bers 
bindlichfeit zu erjcheinen und Rede zu ftehen der An⸗ 
geklagte felbft jeden Falles ausgenommen feyn muß: 
deun wenn er, wie natürlich, dem Richter die gefors 
derten Aufllärungen zu geben oder wenigſtens diefem 
feine Vertheidigungsgrände zu entwideln hat: fo kann 
er nicht fir pflichtig erklärt werden, mit feinem Ans 
klaͤger zu verkehren und diefem felbft Waffen gegen 
fih zu liefern. Meldet er ſich dagegen freiwillig. zu 
Erläuterungen , fo mag das Geſetz oder die Billigkeit 
des Klägers ihm ein Gehör zufprechen , damit wo 
möglich” die Klage noch befeitigt werde, was freis 
lih in allfeitigem Intereſſe liegt =). 


Es ift fehr zu bedauern , daß biefe Sitte‘, durch welche 
(ganz abgefeyen von Staatsanklagen) ſchon fo viel Nuͤtzli⸗ 
ches gefördert und vorbereitet wurde, in den deutſchen con= 
ftitutionelen Staaten noch ganz unbelannt ift. Auch bei 
den bisher würklich angebrachten oder nur verfuchten Staat: 
anflagen ift in einer beutfchen Kammer von diefem Mittel 
einer Morbereitung und Segrändung ber Klage au nur 
bie Rede geweſen. 

2) Eine folde der wuͤrklichen Anklage vorangebende Anhörung 
ded Beklagten ift im englifhen Unterhaufe fait immer 


HR. dagegen der Unterſuchun gs⸗Proceß ges 
feglich beftimmt , fo liegt nicht nur die Leitung des 
Beweifes, fondern auch die Aufiuchung und gehdrige 
Benuͤtzung der einzelnen Beweismittel, fo wie die Eut⸗ 
werfung des ganzen Beweisſyſtemes in den Händen des 
Gerichtes. Allerdings mag der Kläger in diefem 
Falle dem Nichter die Gefichtöpunete angeben, von 
welchen er glaube, daß die Unterfuchung ausgehen 
und welche fie in ihrem Gange feithalten ſollte. Er 
Tann ebenfalld den Beweis durch Angaben und durd) 
freiwillige Herbeifchaffung der Mittel zu erleichtern 
-fuchen. Allein alle dieſe Bemühungen von feiner Seite 
enchalten Feine Zwangsverbindlichkeit fiir das Gericht. 
Es kann nicht nur das Beweisthema anders feftftels 
Ien, denn die klagende Verſammlung wuͤuſcht, ſon⸗ 
dern auch andere Beweismittel verlangen, als dieſelbe 
fuͤr udthig erachtete. Daß bei dieſem Verfahren das 
Schickſal der ganzen Klage, ſomit der Schutz der Ver⸗ 
faſſung, ſehr von der Einſicht und von dem guten 
Willen des Richters abhängt, und daß leicht von dem⸗ 
ſelben Befchläffe gefaßt werden koͤnnen, weldye den 
Klägern höchft verdräßlich find und verderblich erfcheis 
nen „ ift freilich richtig , und oben, Kap. 5, 6. 1, 
S. 421, bereitd zugegeben. — Falld nicht der ganze 
Gerichtshof dem Unterfuchungs s Verfahren anmwohnen 
will, nody dem Gefege gemäß anwohnen muß, fo hat 
unter feiner Leitung eine Commiſſion aus feiner Mitte 3), 


Sitte, wie die im zweiten Buche erzählten Proceß⸗Geſchich⸗ 
ten weiter ausweifen werden. 

3) So ift ed 5. 3. bei der erften Anflage gegen ben kurheſ⸗ 
ſiſchen Miniftee Haſſenpflug von Seiten des Ober: 
appellationdgerichtes in Kaſſel gehalten worden. 
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oder auch wohl ein eigens dazu aufgeſtellter fremder 
Unterſuchungsrichter *) dieß Geſchaͤfte zu beſorgen und 
die Ergebniſſe vorzulegen. 

Von der größten Bedeutung für die materielle 
Entſcheidung der Staatsproceſſe iſt die Beſtimmung 
daruͤber, welche Beweistheorie von dem Gerichts⸗ 
bofe zu befolgen iſt, ob nämlich ſchon nach bloßer mo⸗ 
ralifcher Weberzeugung, fo wie fie fid) aus den Vers 
* bandlungen ergiebt, Schuld oder Unſchuld ausgefpros 
chen werden darf, oder ob die gefegliche Beweistheorie 
gilt, welcher gemäß ein verurtheilendes. Erkenntniß 
nur dann erfolgen kann, wenn gewiffe vom Geſetze 
feldft bezeichnete Beweife der Echuld in hinreichender 
Slaubwirdigkeit vorhanden find. — In zwei Fällen 
kaun, wenn auch das fpeciclle Gefeß ſchweigt, Fein 
Zweifel über die zu gebende Antwort feyn. ins 
mal nämlich, wenn die allgemeine Gefegebung des 
Landes gar Feine andere Enrfcheidung in Gtrafs 
facyen , als die nach moralifcher Ueberzeugung kennt. 
Mag bier die Gerichtsbarkeit über Staatsanklagen 
übertragen ſeyn, wen fie da will: immer muß das 
allgemeine Verfahren auch bier Anwendung finden, 
um fo mehr, als fich namentlich bei diefer Art von 
Sachen nor) befondere Gründe für dasſelbe anführen 
laffen, wie dieß bereits oben, Kap. 4, $.3, ©. 281, 





- 4) Die württ. Verf. Urkunde beſtimmt in 6 200 audbrid: 
li , daß, wenn es erforderlich fey Inquirenten zu beftels 
lien , det Gerichtshof fie aus den Mäthen der Criminal⸗ 
Senate (des Dbertribunals unb der geeicgericterite) zu 
wählen habe. 

sg 


erdrrert ifl. Zu bemerfen babe ift übrigens , daß die 
Sefthaltung diefer Urtheilsweife keineswegs die Aufs 
ftellung einiger negativer Saͤtze, welche eine leichtſin⸗ 
nige und wahrfcheinlich unrichtige Entfcheidung vers 
hindern follen, unmöglich macht, wie dieß auch 3. B. 
das englifhe Recht im Allgemeinen durch feine Grund: 
fäße über den Beweis (evidence), dad norbamerika⸗ 
nifche aber noch befonders durch Beflimmungen über 
den Beweis in Hochverrathsfaͤllen °) gethan hat. — 
Chen fo unzweifelhaft ift die Antwort, wenn das 
höchfte Gericht de8 Landes ohne alle weiteren Bors 
fchriften oder Verftärfung durch rechtöungelehrte Rich⸗ 
ter den Auftrag erhalten hat, auch als Staatsge⸗ 
richtshof erforderlichen Falles zu dienen, nirgends aber 
in der Landesgefeßgebung ein anderes Verfahren vors 
gefchrieben ift, als das der gefetlichen Beweistheorie. 
Da blos mindere Zweckmaͤßigkeit die Unguͤltigkeit eines 
Geſetzes nicht begründen Fann, fo kann bier von einer 
Ausnahme von dem allgemeinen Grundfage nicht die 
Rede feyn. 

Somit bleibt nur der Fall zweifelhaft, wenn in 
einem die gefegliche Beweisſtheorie im allgemeinen aus 
erfennenden Lande der Staatsgerichtshof ganz oder 
theilweife aus rechtsungelehrten Richtern zufammenges 
ſetzt ift, ohne daß aber doch ein Urtheifen nach blos 
Ber moralifcher Ueberzeugung diefen Richtern ausdruͤck⸗ 
lich in einem Gefeße geſtattet iſt. Moͤchte nun auch aus 
bem Soße, daß Audnahnten nicht vermurbet werden , 
eine Feſthaltung der Regel felbft für dieſen Fall vers 





5) ©. Verſ. Urk. der Vereinigten Staaten. 


v 


langt werben wollen? fo ift doch eine andere Mſicht 
des Geſetzes ‚hier mit uͤberwiegender Wahrſcheinlichkeit 
nachzuweiſen. Einmal nämlicy kann die gefeglihe Bes 
weischeorie nur von Rechtsgelehrten richtig "verftanden 
und gehandhabt werden; wenn aljo dad Gele rechtes 
ungelehrte Richter felbft und zwar ausnahmsweiſe bes 
ftellte, fo muß es auch ausnahmsweiſe diefe Vorfchrift 
in folhem Falle aufheben wollen, wobei es denn 
völlig gleichgilsig ift, ob, die Mehrzahl ober die Mine 
derzahl der Richter in diefe Klaffe fällt, indem nas 
tuͤrlich alle Richter gut zu urtheilen im Stande feyn 
müffen, was in ſolchem Salle nur bei der Theorie der 
moralifchen Ueberzeugung ftatt findet, nach welcher 
wohl auch die rechtögelehrten Mirglieder urtheilen mds 
gen, nicht aber , wie gefagt, auch umgekehrt. Zwei⸗ 
tens kaun ja das Gefeg , wenn ed ausnahmsweiſe 
 Mechtöungelebrte zu Michtern fette, feinen andern 
Zweck gehabe haben, als dem durdy Feine technifdyen 
Regeln und Handwerksgewohnheiten eingeengten nas 
türlihen Menfcyenverftande und der freien Welt: und 
Straatd s Kenutniß Raum , und vielleicht vorzugsweife 
Raum, zu geben bei der Entfcheldung von Staats⸗ 
anflagen. Dieje Abfiche wäre aber in der Wuͤrkung 
‚ganz vereitelt, wenn dieſes Clement des Gerichts⸗ 
hofes fich wieder unter die ftarre gefeliche Beweis⸗ 
theorie zu beugen und ſich am Ende von einer Minders 
zahl rechtögelchrter Amtögenoffen oder gar von einem 
‚außerhalb des Collegiums ftehenden Staatsanwalte das 
Urtheil unter dem Vorwande, daß es fo Die Beweis⸗ 
‚sheorie ‚verlange, vorjchreiben laffen muͤßte. Somit 
it der Sau aufzuftellee,. daß (ausdruͤckliche gegens 
theilige Beſtimmungen abgerechnet) in allen Fällen, 
33 ® 
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wo das Oberhaus oder ein aus einer Miſchung von 
richterlihen und politifchen Elementen beftebendes 
Collegium zur Aburtheilung angellagter Minifter 
beſtellt ift, die Richter nur nach moralifcher Webers 
zengung zu fprechen haben, auch wenn für bie 
gewöhnlichen Gerichte die gefeglihe Beweistheorie 
gilt °). 

Die einzelnen Beweismirtel (richterliher Aus 
genfchein ; Gutächten Kunſtverſtaͤndiger; Bekenntniß 


8) Diefer Sag würde fomit feine Anwendung namentlich auf 
die Staatsgerichtshoͤe in Württemberg. und Sach⸗ 
fen finden. Scheurlen, Staatsgerichtshof, ©. 90 fg., 
läugnet zwar die Michtigfeit diefer Behauptung in Bezies 
hung auf Württemberg aus dem Grunde, weil au 
in den Dberamtsgerichten dieſes Landes rechtsungelehrte 
Richter fien , und dennoch bie geſetzliche Beweistheorie 
für fie gelte. Allein abgefehen davon, daß diefe Berichte 
in Straffadhen nur eine fehr kleine Competen; haben, 
und eigentlich die, blos mit Mechtögelehrten beiepten, 
Senate der Kreisgerihte und des HObertribunald über 
Verbrechen richten ; abgerechnet ferner, daß jene Befeßung 
der Dberamtsgerichte längft und allgemein als eine ganz 
verfehlte Maasregel gilt, (vergl. 3. 3. Scheunrien, 
Ueber die Abfaffung von Gefegbühern u. ſ. w. Tub., 
1834 , ©. 90 fg.) fo find damit doch Die oben angefiiht: 
ten Srinde für den präfumtiven Willen bed rinen Staats⸗ 
gerichtshof organifirenden Geſetzgebers nicht im mindeften 
befeitigt. Wenn aber von Analogie die Mede ift, fo find 
ohne allen Zweifel die Einrichtungen aller der mwürttems 
bergifhen Verfaffung vorangehenden Staatsgerichte in ben 
sroßen conftitutionellen Staaten von naͤherem und bebens 
tenberem Werthe, als bie eines Oberamtsgerichtes. 


u 
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des Wingellagten, Zeugenausſage; Zuſammentreffen 
won Jndizien; Urkunden; Eid;) veraͤndern natuͤrlich im 
®taatsprocefie ihre, fonft dem Gefege und der Natur 
der Dinge angemeffene , abiolute und relative Stellung 
und Guͤltigkeit nicht. ine befondere Behandlung jedes 
besfelben und in jeber Richtung wäre daher bier an 
der unrechten Stelle. In fo ferne jedoch einige wenige 
zu eigenthilmlichen Bemerkungen Anlaß geben, mögen 
diefe Puncte vereinzelt eine Stelle finden. 

1. In Beziehung auf die JeugensAusfage 
fräge fi, ob der Fuͤrſt felbft als Zeuge bei einer 
Minifters Anklage auftreten kͤnne? — Daß diefes 
Beugeiß in gar manchen Fällen zur Seftftellang ber 
materiellen Wahrheit fehr viel beitragen koͤnnte, unters 
liegt natürlich feinem Zweifel. Allein dennoch muß 
diefem Beweismittel unbedingt und unter allen Um⸗ 
finden entſagt werden, ſey es, daß der Fuͤrſt gegen 
feinen Willen zu einem Zeugniffe aufgefordert werden 
follte, fey es, daß er freiwillig eine "Ausfage abgeben 
möchte. Im erften Falle wäre es noch das Geringfte, 
daß entweder bei einer Weigerung die Wilrde und 
Wuͤrkſamkeit des Berichtes, bei einer Nöthigung des 
Unwilligen aber die fürftliche Würde und das monars 
chifche Princip tief verlegt würden; fondern es muß 
vor Allem der Grundfag, den Fuͤrſten perfbnlich bei 
allen Streitigkeiten und Anflagen über Verfaſſungs⸗ 
Verlegungen ganz aus dem Spiele zu laffen, auch 
hier bewahrt werden. Nun ift aber einleuchtend „ daß 
dieſes unmöglich) wäre, wenn er gendthigt werben 
konnte, ald Zeuge im Proceffe aufzutreten. Nichte 
wäre leichter, ald die. von ihm zu heantwortenden 
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Fragen ſo zu ſtellen, daß ſeine perſdaliche Theiln ahme 
an der itzt als Verbtechen bezeichneten Thatſache ans 
widerſprechlich hervortrete, ſo daß der Unterſchied zwi⸗ 
ſchen ſeiner Vorforderung als Angeklagter und ſeiner 
Aufforderung zum Zeugniſſe nur der Form nach ver⸗ 
ſchieden wäre. Und fol man den Färften allenfalls 
in die Lage bringen, daB er entweder feine Minifter 
durd) ein wahres Zeugniß verderbe und ſich als 
Mirfchuldiger ſelbſt hinſtelle, wder offenkundig Unwahrs 
heit ausſage? — Ein freiwilliges Anerbieten des Fürs 
ſten Zeugniß ablegen zu wollen, wurde theils diefelbe 
perfdnliche Verflechtung in den Streit zur Folge haben, 
theil® als von Seite eined fo nahe Betheiligten aus 
Gründen der Neigung oder des Haſſes immer einem 
Verdachte unterliegen 7). 

2. Eine leicht in Streit fommende Frage in Ber 
ziehung auf den Beweis Durch Urkunden if, 





7) In ber verwidelten Klagſache, welhe vor dem zweiten. 
Parliamente unter Karl I. gegen Budingbam einer 
Seits und gegen den Graven Briftol anderer Seits be: 
trieben wurde , kam ber Kall vor, daß der König freiwils 
lig gegen Briftel Seugniß gab. Der Ungellagte bat das 
Oberhaus biefes Zeugniß auf die ihm paffend fheinende Art 
surädzumeifen, und es verlangte auch dad Haus von ben 
zwoͤlf Michtern Englands ein Gutachten darüber: ob des 
Königs Zeugniß in einem Kalle von Verrath oder ſchwerem 
Berbrehen angenommen werben dürfe? Der König ver: 
bot den Richtern diefed Gutachten zu geben, und es 
ſcheint dad Haus bie Frage nicht entſchieden zu haben. ©. 
‚State Trials, Bd. HB, ©. 1899 fü. 


‚ 


ob die Regirung ſchuldig ſey, auf Verlaugen der 
klagenden Kammer oder des Gerichtes Urkunden aus⸗ 
zuliefern, aus welchen die Schuld des Angeklagten 
bewieſen werden will? — Die Frage aus dem Grun⸗ 
de vorweg zu verneinen, weil die Regirung nicht ge⸗ 
noͤthigt werden koͤnne, zu ihrer eigenen Anklage das 
Material zu liefern, wäre nicht richtig, theils weil 
uͤberhaupt diefer Grundſatz keineswegs überall gegens 
über von einem Beklagten anerfannt wird , theild und 
hauptſaͤchlich aber, weil nicht die Regirung als fols 
che angeklagt ift, fondern nur ein ſchadhaftes Organ 
derfelben. Es ift vielmehr zu unterfcheiden. Sin kei⸗ 
nem conflitutionellem Staate der Melt ift es Grunds 
fag , daß jedes von den Ständen verlangte Actenftäd 
deufelben alsbald und unweigerlich ausgeliefert wer⸗ 
den muß: ſondern vor Allem iſt natuͤrlich der Uns 
terfchied zu machen, ob fich dasfelbe überhaupt auf 
einen Gegenftand bezieht, hinſichtlich welches deu 
Stäuden ein Recht zuſteht. Nur in diefem Falle kann 
von einem Zwange die Mede feyn. Allein, wenn dies 
ſes auch im Allgemeinen der Fall ift, fo kommt es 
doch wieder darauf au, ob das Staatöintereffe eine 
Verdffentlidung der Urfunden geftarter. Ein Recht 
zur Verweigerung aus diefem Grunde ift zwar nur 
in Beziehung auf die auswärtigen Angelegenheiten in 
den fchriftlihen WVerfafungs Urkunden ausdrüdlic 
auögefprochen ®) : allein derfelbe Grund muß auch bei 





8) So iſt z. 3. in ber württembergifhen, f. 86, der 
bandvrifhen, 5. 98, ber belgifhen, Art. 68, 
Mittbeilung von Verträgen und Unterhandlungen nur daun 
sur Vflicht gemacht, wenn es ohne Nachteile geſchehen 


— 44 — 


andern Verhaͤltniſſen gelten, falls er wirklich vorhan⸗ 
den iſt. Nur wird dieſes bei den innern Angelegen⸗ 
heiten nicht angenommen, ſondern vielmehr von der 
Regirung bewieſen werden. müffen. Es iſt nun kein 
Grund einzuſehen, warum dieſe Grundſaͤtze nicht auch 
gelten ſollen, wenn die Urkunden zum Behufe der 
Begruͤndung einer Staatsanklage verlangt werden. Es 
iſt dabei auch wohl völlig gleichguͤltig, ob fie bie 
Stände oder die Richter einzufehen wuͤnſchen. 


f. Redtsmittel : 
$. 10. 
a. Des VBerurtheilten. 


Wie bei allen Arten von Staats sProceffen , fo ift 
auch bei den Minifter s Anflagen die Stage, ob und 
welche Rechtsmittel zuläßig ſeyn follen, eine fchwer 
aufzuldfende, weil fich zwei beinahe geradezu widers 
fprechende Forderungen dabei befriedigen laffen follen, 
nämlich die, eine moͤgligſt genaue Prüfung verlangende, 
Ruͤckſicht auf das Recht, und die, in der Regel eine 
fchleunige Entſcheidung als wilnfchenswerth darftellende, 
Ruͤckſicht auf die Staatsklugheit *). Die Wichtigkeit 
der legtern Ruͤckſicht bedarf Feines Beweiſes und kei⸗ 


koͤnne. Daß diefes in England, Frankreich u. ſ. w., 
wenigſtens dem Sewohnheitsrechte nach eben fo gehalten 
wird, iſt bekannt. 

3) Vergl. meine Rechtspflege des beutfchen Bundes, GStuttg 
u. Cuͤb., 18233, ©. 198 fg. 


ner Anselnanderfeuung. Die Ruͤckſicht auf bas Recht 
aber ift von doppelter Art. Einmal iſt dafür zu ſor⸗ 
gen, daß ein wegen Verlegung der wefentlichen Be⸗ 
dingungen eines gültigen Verfahrens nichtiger 
Spruch wieder ausgetilgt werden fünne. Zweitens aber: 
HE gegen ungerechte Urtheile Hälfe zu verfchaffen.' 
Auch in einem Staatsproceſſe muß nämlich materielle: 
Wahrheit das Ziel feyn; auch in einem Staatspro⸗ 
eefie aber koͤnnen Irrthuͤmer in Beziehung auf That⸗ 
fachen und Mißverftändniffe hinſichtlich der Rechts⸗ 
gründe fi) ereignen. Daher denn allerdings -einer- 
Seits die Nothwendigkeit - von zroeierlei Arten von 
Rechtsmitteln. Bedenkt man dagegen auf ber 
andern Seite, wie winfchenswerth eine fchleunige Be⸗ 
endigung ded Verfahrens wegen der mit einem Staates 
proceffe immer verbundenen vielfachen Stodungen und 
Aufregungen iſt; erwägt man ferner, daß die ganze 
Klaffe der devolutiven Rechtsmittel hier Feine Anwen⸗ 
dung finden kann, indem der Staatsgerichtöähof, wie 
er nun auch im einzelnen Falle organifirt feyn mag, 
doc) jeden Falles ein oberftes Gericht ift, von dew 
aus Feine Berufung an eine andere Etelle mehr 
möglich ift =): fo ergiebt fidy daraus die Forderung, 


3) Zwar findet nah englifhem Rechte bie Möglichkeit takt, 
von einem Urtheile des Oberhauſes an den Kanzleigerichtes 
.bof zu recuriren und dort eine Nichtigleitdflage, writ of 
error, anzuftellen, fo daB, wenn wirklich dieſe ald ges 
gründet erſcheint, dad Urtheil umgeftoßen und dee Verurs 
theilte freigefprochen wird: allein ſchwerlich durfte dieſer 
Gedanke Beifall verdienen, da er ia den Grunbfaß zer: 
fört, daß ein eigenthämlihes Gericht für Minifter: Aus 
Hagen befteben muͤſſe. 


mittelſt nur’ weniger und nicht devolutiper. Rechtsmit⸗ 
tel den nbrhigen Rechtsſchutz zu befriedigen. 

Die pofitiven Verfaflungs » Urkunden haben dieſem 
Gegenſtande felten die gebührende Aufmerkſamkeit ges 
widmen. Ihre Beſtimmungen zerfallen in drei Klaſſen. 
Eine, übrigens allerdings Heine, Wnzabl erklärt, 
mit offenbarer Verlegung der. Gorderungen der Gerech⸗ 
tigkeit, gar Feine Mechtömirtel in einem. Staats⸗ 
procefie zuzulaffen ?). Eine zweite größere Anzahl 
übergeht jede, fen es erlaubende und ordnende fey ed 
unterfagende, Beflimmung oder audy nur Andeutung 
über den Punct *). Cine dritte verbältnißmäßig wies 
der geringe Zahl von Grundgefeßen endlich orbnet die 
Bulaffung von Rechtsmitteln zwar an, befchränft fich 
aber durchgehende auf die allgemeinften Beſtimmungen, 
aus welchen in ber Regel nichts weiter zu entuchmen 
ift, als der — Übrigens allerdings richtige — Grunde 
fa, daß gegen Irrthum in der Geſetzanwendung ein 
Rechtsmittel (in der Regel Revifion genannt). 
gegen Irtthum in den Thatfachen aber ein zweites 
Giederherſtellung in den porigen Stand) 
geſtattet ſey, wobei man fich-aber nicht einmal dars 





8)-60 dad Grundgeſetz des 8. Hanover, g. 152; die or: 
gan. Beſtim mung über die Drganifation ded Staatsminis 
fteriumd im &. H. Weimar vom 1. Dec. 1815. 


4) Bar keine Beltimmungen geben 3. 8. bie franzoͤſiſche 
Charte; die belgifche und die bairiſche V. U.; die 
ſammtlichen nordame rikaniſchen Gonftitutionen ; die 
der kleineren deut ſchen Staaten, in fo ferne dieſelben 
* bier unter einer ber andern Gattungen aufgeführt 
ind, 
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über ausſpricht, wer dieſe Rechtomittel einzulegen be⸗ 
fugt ſeyn ſol *). — Der Gegenſtand verdient ſe⸗ 
mit jedenfalls eine naͤhere Beleuchtung. 

Was nun zuerſt jene Staaten betrifft, weiche 
ausdridlich jedes Rechtsmittel ausfchließen, fe 
iR zwar narärlich dieſer, wenn ſchon ficherlich mates 
riet ungerechten,, Beftimmung Folge zu leiften. Es 
wird fogar ein wefentlich nichtiges Verfahren nicht 
weiter angegriffen werden koͤnnen. Jedoch kann ſich 
immer noch fragen, ob nicht dody; außerordentlicher⸗ 
weife und nicht in der Form einer Proceß = Handlung 
ein Mittel denkbar wäre, einen als nichtig oder .ges 
fegwidrig anerkannten Spruch des Staatsgerichtes 
ſpaͤter wieder zu vernichten? Un und fär fid) wäre 
dieſe Frage wohl nicht zu verneinen, indem das frags 
liche Verbot der Verfaſſungsurkunden doch nur pros 
ceffualifche Mechrömitrel im Auge bar: allein es läßt 
fh ein, nicht Äbermächrigen anderweitign Einwenl 
dungen biosgeftelltes „ Mittel nicht auffinden. Da 
von Begnadigung in Sraatöprocefien Überhaupt nicht 
wohl, und namentlich nicht in den betreffenden Staaten, 
Die Rede ift, fo koͤnnte nämlich diefes Mittel lediglich 
in einer Handlung der gefeggebenden Gewalt bes 


5) Ausſchließlich iſt Wicbereinfeßung in den vorigen Stand 
zugelaffen in Baden, f. Geſetz vom 5. Oft. 1880, $. 85 
im 8. Sahfen dagegen ausſchließlich die Nerufung auf 
ein anderes Erfenntniß,, $. 149 ; dagegen findet ſowohl 
Meftitution ald Mevtfion ftatt in Wärttemberg, D. 
U., 5. 2045 ©. 9. Deffen, Gele vom 5. Yull 1831, 
6. 85: Kurf. Heffen, ©. U. $. 100; Hodenyol 
lerensBigmaringen, B8.U., $- 194 _ 
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fliehen. Wenn num aber nicht zu Läugnen ſteht, daß alle 
Geſetzgebung über bereits Gefchehened und jedes nur 
einen einzelnen beflimmten Fall ordnende Geſetz theils 
zu großen Mißbräuchen führen kann, theild uͤberhaupt 
dem Begriffe des Geſetzes zuwider if: fo muß auf 
eine foldye Wiedergutmachung eined Unrechtes verzichs 
tet und der einmal gefällte Ausſpruch eined Staats⸗ 
gerichtes in diefen Staaten ald durch menfchliche Ges 
walt unantaftbar erklärt werden. 

Bei jenen Orundgefegen dagegen „ welche gar 
Feine Beflimmung darüber enthalten, ob ein Rechts⸗ 
mittel zuläßig fey oder nicht, wirft ſich vor allem bie 
Brage auf, ob nicht etwa dieſes Stillfchweigen eben⸗ 
falls als ein gänzliches Verbot zu betrachten fey? Dieß 
ift aber auf das Entfchiedenfte in Abrede zu flellen , 
weil die Geftattung einer Huͤlfe gegen formelles ober 
materielled Unrecht fowohl eine Forderung der natüre 
lichen Gerechtigkeit, als auch eine in ber allgemeinen 
Geſetzgebung der in Frage ftehenden Staaten durch⸗ 
aus begrändere Einrichtung ift, und fomit eine Ders 
weigerung jedes Mechtömirteld nur durch eine aus⸗ 
drädliche Beflimmung gegen die Natur der Sache 
und gegen die Analogie eingeführt werden kann. Chen 
fo unzweifelhaft ift die Antwort auf die weitere Frage, _ 
ob bei dem Mangel an beftimmten Vorfchriften die 
Unalogie des gemeinen im Lande gültigen Gtrafpro= 
ceſſes oder ob ein aus der Natur der Sache rein theo« 
retifch abzuleitendes Verfahren bei den Rechtsmitteln 
wider ein ſtaatsgerichtliches Urtheil zu gelten habe? 
Da der vermuthliche Wille des Geſetzgebers immer zu 
befolgen ift, dieſer aber in nichts ficherer zu erkennen 
ift, als in feinen eigenen Beftimmungen über nahe 








verwandte Begenftände : fo dient allerdings die gewoͤhn⸗ 
liche Landesgeſetzgebung zur Richtfchnur auch für das 
Verfahren vor dem Staatsgerichtshofe. Nur in zwei 
Fällen müßte diefe Analogie, hier wie überall, weichen. 
Einmal nämlich, wo ein Punct des gewbhnlichen Ga⸗ 
feges fich mit einer ausdruͤcklichen, weientliden 
‚oder unmefentlichen „ Berfaflungs s Beflimmung über 
Minifters Proceffe nicht vereinigen läßt. Zweitens, 
wenn ein folcher dem zwar nicht ausdruͤcklich feſtge⸗ 
ftellten allein unzweifelhaft erlennbaren Werfen einer 
‚Staatsanklage und. des gewählten Staatsgerichtes ents 
fhieden zumwiderläuft. Es wird erlaubt feyn, auf bie 
-einzelnen Rechtsmittel, welche dieſen Grundfägen ges 
mäß in den verfchiedenen unter dieſe Abtheilung gehoͤri⸗ 
gen Staaten zu gelten haben, nicht weiter einzugehen, 
indem die große Abweichung der betreffenden Landes« 
gefeßgebungen ein mit dem Ergebniffe in gar keinem 
Berhältniffe ſtehenden Raum erfordern wuͤrde. 

Mas endlich die dritte der oben bezeichneten Abs 
theilungen betrifft, fo ift hier natuͤrlich unzweifelhaft, 
daß bei Ermanglung abweichender befonderer Beſtim⸗ 
mungen die allgemeinen Borfchriften der Landesgeſetz⸗ 
gebung über die betreffenden ausdruͤcklich erwähnten 
Rechtsmittel gelten, nur mit den beiden oberwähnten 
Beſchraͤnkungen bei Unvereinbarem. Alle andern Rechts⸗ 
mittel bleiben aber ausgeſchloſſen. 

Wenn nun fchon auf diefe Weife die fehlenden 
oder mangelhaften Beflimmungen der Verfaſſungs⸗Ur⸗ 
kunden auf eine brauchbare Weife ergänzt und erlaͤu⸗ 
- tert werden Tonnen, fo ift doch unläugbar, daß ein 
ausfuͤhrliches Geſetz auch über diefen Punct fehr wuͤn⸗ 
ſchenswerth ift, da es ſich hier um wichtige unantafls _ 
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bare Rechte handelt. Die folgenden Unterfuchungen 
haben die zwedimäßigften Beſtimmungen für ein fols 
ches eigenes Gefeg zum Gegenflande, und zwar miüfs 
fen fie, da bei der Gerechtigkeit eines Urtheiles im⸗ 
mer drei verfchiedene Partheien berheilige find, — 
nämlich der Angeſchuldigte, der Kläger und der ganze 
Staat, — in biefen drei Richtungen verfolgt werden. 

Billig wird zuerft der Beklagte ins Auge ges 
faßt, als derjenige, welcher offenbar das nächte ns 
terefie und das nächfte Recht hat, daß guͤltig und 
gerecht gegen ihn verfahren werde. Hier iſt denn zu 
erdrtern, ob ihm 

1) zuſteht, ein nichtiges Verfahren und Urs 
theil anzufechten und aufheben zu laffen. Allerdings 
Sann von einem fo hoch flehenden Gerichte, wie ein 
Staatsgerichtshof ift, und bei einer fo wichtigen , bie 
eigene Pflichttreue und die allgemeine Aufmerkſamkeit 
in fo hohem Grade aufrufenden Sache, wie eine Mint: 
fteranflage ift, in der Regel die Beobachtung der weſent⸗ 
-fichen Borfchriften eines gültigen Verfahrens erwartet 
werden: allein doch iſt ed moͤglich, daß Leidenfchaft 
‘oder wohl auch Furcht zu einer Verletzung derfelben 
"führen. Ein ſolches Verfahren als eine bloße Gewalts 
"har, und fidh felbft fomit als nicht einmal anf fors 
mei gültige Weile verurtheilt, darſtellen und damit 
eine Caſſation des ganzen unguͤltigen Actes herbeifuͤh⸗ 
'ren zu koͤnnen, iſt nun aber von großer Wichtigkeit 
für den Verletzten. Und eben fo gewiß ift, daß «8 
auch im Intereſſe des Staates felbft liegt, eine folche 
unfoͤrmliche Handlungsweife ganz aus der Reihe ber 
richterlichen Spruͤche zu entferiien. Es muß daher der 
Gebrauch der ‚Nichtigkeit » Klage bei einer Minifters 
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Anklage als an und fürfich zulaͤßig erklaͤrt werben ©). 
Die Schwuͤrigkeit ift nur, daß die Nichtigkeits⸗Klage 
in gewöhnlichen Straffachen immer aur ein devoluti⸗ 
ves Rechsömittel. iſt, da man einer Seits die Einficht 
in die gänzlicye Haltloſigkeit eined Verfahrens dem⸗ 
jenigen Richter, welcher es begieng, nicht zutrauen, 
anderer Seits ihm die Blosftellung einer eigenen Bars 
nichtung feines. Irrthumes nicht zumutben mag. Sit 
diefer Umftand nun hinreichend „ um die Nichtigkeits⸗ 
befchwerde in einem Staatäprocefie, weil bier Feine 
‚höhere Juſtanz vorhanden ift, für tharfächlich unmdgs 
lich zu erflären? Doch wohl nicht; denn von der 
Intelligenz und dem Rechtsgefuͤhle des Etaaröges 
richtshofes iſt eine Anerkennung ſeines Fehlers zu er⸗ 
warten; eine Schonung ſeiner Eigenliebe aber auf Ko⸗ 
ſten des Rechtes wäre ein Verbrechen. — Was die 
naͤheren Beſtimmungen betrifft, ſo fragt ſich natuͤrlich 
vor Allem, in welchen Faͤllen ſolche weſentliche Fehler 
begangen werden, daß entweder das ganze Verfahren, 
oder wenigſtens das Urtheil, ganz nichtig waͤre ? Vorenſt 
kann es keinem Zweifel unterliegen, daß dieß der Fall 
iſt, wenn entweder die angeklagte und proceſſirte Per⸗ 
ſon, oder wenn bie in Trage ſtehende Handlung gar 
nicht zu ber Competenz des Staatsgerichtöhofes ges 
hoͤrte. Zweitens ift ein Urtheil unheilbar nichtig, wenn 
ihm nicht die zur Erforfchung der Wahrheit nothwens 
digen Proceßhandlungen vorangegangen find, alſo nas 
mentlih die Vernehmung des Ungefchuldigten. und 





6) ufelend gewng .fohte die Nichtigteitöbefchwerbe in Ba⸗ 
den ansdruͤcklich ausgeſchloſſen werden. S. Beſchluß der 
zweiten Kammer in den Verh., 1980, 8. 9,8. 127. 
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feine rechtliche Vertheidigung, zu weldyer auch die 
AUAbhbrung der von ihm bezeichneten Entlaflungszeugen 
und Äberhaupe die Herbeifchaffung der von ihm anges 
"gebenen Unſchulds⸗Beweiſe gehdren. Drittens kann 
‘ein Urtheil nicht ald gültig angefehen werben, wel⸗ 
ches entweder felbft formwidrig erlaffen,, oder welches 
auf formwidrig vorgenommene und fpäter nicht mehr 
"zu verbeffernde Proceßhandlungen, 3. B. Zeugenvers 
höre, Protocolle u. ſ. w., geſtuͤtzt iſt. Endlich Kann 
einem bereits erlaffenen und noch rechrägältigen Urtheile 
-ein neuer Spruch über diefelbe Sache nicht entgegens 
geſetzt werden *). Die Nichtigkeitsklage ift übrigens an 
feine Sriften zu binden , weil die Nuffindung der ges 
-machsen Fehler nicht nach Belieben flatt finder, und 
weil das ;Eingeftändniß derfelben nicht zu jeder Zeit 
gleichmäßig zu erwarten ſteht. Eben fo wenig find 
gewiſſe Formen ald nothwendig vorzuzeichnen. Auf 
welche Weiſe der Staat erfährt, daß er durch eine 
‚uichtige Handlung Mechte kraͤnkte, ift gleichgültig ge⸗ 
geniber von der Verbindlichkeit, dieß wieder gut zu 
machen. Der Einwendung vor begonnenem Bollzuge 
bes Urtheiles kann ohne die Gefahr eine Ungerechtigs 
keit, troß einer Warnung, begehen zum laffen, die 
- Sufpenfio s Kraft nicht abgefprochen werden; fpäter 





. 9) ©. Stübel, Sriminalverfahren, ®b. V, 5. 32353 fg. — 
Nichtigkeit wegen falſcher Thatſachen oder wegen 
eines Urtheiled gegen jus in thesi iſt bier nicht vorges 
ſchlagen, weil erftered zur Bitte um Wiederherftellung in 
ben vorıaen G.uuo, letzteres zur Reviſion fi beffer eig» 
net, und beibes die formellen Bedingungen eines gül 
tigen Verfahrens nicht beruͤhrt. 
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eiitgelegt darf die Querel freilich den weitern Vollzug 
und feine Folgen nicht mehr hemmen bis zu guͤnſtigem 
Ausgange. — Mag nun aber die Geſetzgebung dieſe 
oder andere nähere Beſtimmungen über die Nichtigs 
keitsklage geben, fo ift unzweifelhaft, daß ein gunftis 
ger Erfolg derfelßen, alfo eind gänzliche Aufhebung des 
Urtheiles wegen urfprünglicher Nichtigkeit, die Strafe 
und deren ſaͤmmtliche Folgen (und zwar lettere and) 
ruͤckwaͤrts, fo weit diefes phyſiſch möglich ift, ) vdllig 
aufhebt: Dagegen ift aber auch eben fo undeftreitbar, 
bag num ; eben weil Alles im urſpruͤnglichen Zuftande 
iſt, ein ganz neuer Proceß derfelben Sache gegen dei 
Sieger veranftaltet werden Fan, und zwar — je nad) 
dem Caffatidns = Grunde — vor dem Staatögerichtshofe 
oder itzt vor einem gewöhnlichen Gerichte: | 

2) Nicht jeder Fehler in der Proceß = Leitung oder 
im Urtheile hat aber feinen Grund in der Verletzung 
einer Borfchrift Durch dereit Erfüllung ein formell guͤl⸗ 
tiged Verfahren überhaupt bedingt wird: fondern, noch 
weit häufiger unterliegt ein in feinen äußeren Kormen 
völig regelmäßiges Verfahren oder Urtheil deßhalb 
einem großen Tadel, weil e8 materiell unge 
recht ift, d. hi entweder anf falſche Thatfadyen ges 
gründet oder eine unrichtige Anwendung von Rechts⸗ 
fägen enthaltend. 

Sol nun auch mir das abſolut nothwendige 
Mittel zur Vermeidung der hieraus hervorgehenden 
Verlegungen eingeräumt werden, fü muß dem Ans 
geklagten die Möglichkeit gegeben ſeyn, theild gegen 
Gefeg und Nechröridrigkeiten Huͤlfe zu verlangen, 
theils die Falfchheit von Thatſachen, welche det Rich⸗ 
ter als wahr feiner Handlungsweife zn Grunde legte, 

33 
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jeigen zu kbnnen. Es iſt nicht abthig, daß er bei 
biefen beiden Zwecken eine Auswahl unter verfchiedenen 
Mitteln habe; je eines reicht hin: allein eine Bes 
fchräufung auf weniger wäre eine Verweigerung eines 
abfolut norhwendigen Schuged. Weil aber nicht nur 
durch das Endurtheil, fondern auch durch Zwifcheners 
Eenutniffe bedeutende Nachtheile zugefügt werden moͤ⸗ 
gen, fo muͤſſen auch die Rechtsmittel gegen beide ges 
richtet werden Finnen. — Was nun 
a) die gegen ein Endurtheil einzulegeuden 
Rechtsmittel betrifft, -fo kaun es keinem Zweifel uns 
terliegen „ daß jedes Erkenutniß, welches den Ange⸗ 
klagten nicht vollkommen frei ſpricht, und fomit ent⸗ 
weder jeiner Ehre nachtheilig tft oder ihm einen mas 
teriellen Schaden zufügt, zu einer Beſchwerde Beraus 
laflung geben kaun, Namentlich muß da, wo die fans 
deögefengebung ein bloßes Freiſprechen von der Ju⸗ 
ftanz oder ein bloßes Beruhenlaffeu geftatter, auch ges 
gen ein ſolches der Außeren Ehre und wohl felbft den 
materiellen Jutereſſen nachrheiligeö Urtheil ein Rechts⸗ 
mittel eingelegt werden koͤnnen. Die Wahl unter den 
mödglicherweife zu geftattenden Mitteln ift freilich nicht 
“groß , denn da eine höhere Juſtanz nicht vorhanden 
iſt, ſo bleibt nichts uͤbrig, als 
a) in Beziehung auf die Verbeſſerung von Rechts⸗ 
irrthuͤmeru das Mittel der weiteren Verthei— 
dDigung (oder Revifion) bei dem Staatsge⸗ 
richtshofe felbft. — Handelt es ſich hierbei de lege 
ferenda , fo fcheinen folgende Säge ald Auhalts⸗ 
puncte fir eine ganz neue Gefeggebung dienen 
zu mäffen. Die Ergreifung einer Revifion ift dem 
Verurtheilten erlaubt, wenn er Feine neuen That⸗ 
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facheri vörzußringen weiß, welche feine Unſchuld 
oder ibenigftend mindere Schuld darlegen follen ; 
fonderii wenn er blos beweiſen will, dag felbit 
den int Urtheile augenommeien Thatbeſtand zuges 
geben, dentöch ein ungerechted Urtheil gefällt 
worden fey, entweder wegen Nichtbeachtung einer 
Hier anzumendenden gefeglichen Beſtimmung, oder > 
wegen logifch unrichtiger Subſumtion der That⸗ 
fachen unter das Gefeß, oder endlich wegen un: 
richtiger Auslegung der Beſtimmungen desſel⸗ 
ben 2). Ye nad der Art des angeblichen Irr⸗ 
thhumes kann der Vortrag ded um Merbefferung 
Nachſuchenden eutweder die Form eines Ddirerren 
Angriffes auf das Urtheil, oder die einer nocht 
imaligen aber klareren Xuseinanderfegung det 
+ Metlitfertigungss oder wenigſtens Milderungss 
Gruͤnde aunehmen. Die Benuͤtzung dieſes Rechts⸗ 
mittels muß erlaubt ſeyn theils ſogleich nach Er⸗ 
bffnuug des beſchwerenden Erkeuntniſſes, theils 
auch ſpaͤter, wenn die Strafe bereits angetreten 
iſt. Nur mag zwiſchen dieſen beiden Faͤllen bil⸗ 
ligerweiſe der Unterſchied gemacht werden, daß 
wenn alsbald bei der Erbfftiuiig des Urtheiled Res 
vifton ergriffen wird, der Vollzug des Urtheiles 
aufgefchöben wird bis zu Austrag der Sache, 
während eine bereitd angetretene Strafe ohne die 
offenbarften Verwicklungen und Nachiheile nicht 
mehr fufpendirt werden Tann; Um aber in dem ” 


8) Gegen die Seftattung einer Reviflon, als eined wahrfeins 
ih nuglofen Mechtsmittels, ſprach jich die erite badıfhe 
Kammer aus. S; deten Verhandlungen, 1820, 9. 4. 
©. 683 fg. | 
33 ? 
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erfteren Falle alle muthwilligen Verzbgerungen abs 
zufchneiden, ift udthig, daß ein bier gauz kurzer 
Praͤcluſiv⸗Termin zur Erflärung, ob das Rechtsmit⸗ 
tel weiterer Vertheidigung angewendet werden will, 
ferner ein nicht viel größerer zur wirklichen Aus⸗ 
führung , diefer bei Strafe des Verluftes der eiges - 
nen Ausführung der Befchwerde, gegeben ift. Ein 
Eurzer Termin gendat, weil es fich nicht von der 
Auffindung und dem DBeweife neuer Thatſachen, 
fondern nur von der Geltendmachung eined , in 
Kürze ind gehdrige Licht zu ftellenden, Rechts⸗ 
fages handelt, und der Verurtheilte überdieß pers 
fonlich wohl fähig ift, auch ohne weitläufige Bes 
lehrung und Berathung die Lage der Sache und 
die Nechröfäße einzufehen. Cine Präclufion aber 
tft auch in Strafverfahren wohl anwendbar, wenn 
es ſich, wie hier, nicht um fchließliche Aufrecht: 
erhaltung eines materill ungerechten Urtheiles , 
fondern nur von der temporären Verhinderung 
eines Mißbrauches handelt 9). Da die Mevifion 


9) A. M. it Mittermaier, bag beutfhe Strafverfahren, 
Bd. I, ©. 411, weil wegen der Forderung nah mate: 
riellem Mechte_peremtoriihe Srijten im Criminal = Procefle 
überhaupt uuzulaßig ſeyen. Es leuchtet aber ein, daß 
eine folhe Ausdehnung dieſes Grundfaged die Gtrafge: 
rechtigkeit zum Spiele der Schuldigen mahen koͤnnte. 
Alles, was bier gerechtermeife verlangt werden mag, iſt, 
daß dem Ungellagten die nöthigen Mittel zur Abwendung 
der augenblidlihen Vollziehung gelaffen werden. Will er 
fie nicht benuͤtzen, fo tft dieß feine Sache. 
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fein devolutives Rechtsmittel iſt, ſo verſteht fich 
von felbft, daß die nämlichen Richter zu urtheilen 
haben ; doch iſt es allerdings zwedimäßig, wenn 
in folchen Staatsgerichtshoͤfen, deren Gefchäfts» 
gang den Vortrag eigener Referenten erfordert, 
diefe in der Reviſionsinſtauz gewechfelt werden , 
der größern Unbefangenheit wegen. Die Mögliche 
feit einer Schärfung des erftinftanzlichen Urrheiles 
ift, wenn, allerdings gegen die Abficht des Nevis 
fion Nachfuchenden, die neue Prüfung eine unges 
feglich geringe Strafe der erften Inſtanz nachs 
weist, mit der Forderung materielles Recht zu 
erhalten wohl vereinbar; wegen der Verhinde⸗ 
rung unndthiger und muthwilliger Verzbgerungen 
aber (welche in einem Staatöprocefie befonders zu 
vermeiden find) fehr wuͤnſchenswerth. Daß es 
der Verurtheilte felbft war, welcher die neue In⸗ 
ftanz veranlaßte, kann hierin nichts ändern. Der 
Richter hat auf eine gefetliche Weife einen zu⸗ 
reichenden Grund erhalten ,„ fein früheres Urtheil 
noch einmal zu präfen, und wenn er dasfelbe ale 
niche zu Recht beftehend erfinder, fo ift er ver: 
pflichtet ed zu ändern, Die Ergreifung des Rechts⸗ 
mitteld war in folchem Kalle von Seiten des Ver: 
urtheilten eine Ungeſchicklichkeit, allein die 
Zutheilung der nothwendigen Folgen desfelben 
Tann in keinem Zalle ein Unrecht: gegen ihn 
feyn *°). 


10) Hierüber find bei höheren Inſtanzen bie berühmteiten ü 
Rechtsauctoritaͤten einig, (f. 3. B. Kleinfhrob, über 
Mechtskraft, 5. 7; Weber, von der Appellation, &- 


% 
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ß. Noch gänftiger in der Megel ift der Fall für den 
Verurtheilten, wenn er neue, d. b. in dem Vers 
fahren gar nicht zur Sprache gebradhte, Thatſa⸗ 
chen aufgefunden har, welche Dagegen den Thats 
heftand fo weſentlich aͤndern, daß igt das gegen 
ihn, auf den Grund der früher befaunten That⸗ 
ſachen, erlaffene Urtheil als materiell ungerecht 
ericheinen muß, Hier muß eim Rechtsmittel der 

"MWiederberftellung in den norigen 
Stand auf den Grund der neuaufgefundenen 
Thatſachen gerechterweife gegebeu ſeyn, deun der 
Etgar kann meder den Willen noch die Vefuguiß 
baden, ein auf einem ige nachgewiejenen Irrthume 
beruhendes, alfo materiell ungerechtes Urtheil 
aufrecht zu erhalten. Das Recht zu dieſem Ge⸗ 
fuche iſt ſo einleuchtend, daß es nicht nur dem 
Verurtheilten ſelbſt, jonders nach deſſen Tode 
Allen, welche ein Intereſſe bei der Wiederherſtel⸗ 
lung feines Rufes haben, zugeſtanden werden 
muß. Ueber das Einzelne moͤgen folgende kurze 
Andeutungen genuͤgen: Won einer peremtoriſchen 
Frift. zur Vorbringung der neuen Thatſachen kann 
fon deßhalb nicht Die Rede ſeyn, als ed niche 
ig dem Belieben des Werurcheilten ſteht, ob 
ynd wann er neue Thatumſtaͤnde oder wenigſteus 


1023; Tittmann, Handbub, Bd. IT, 8, 618; Mar: 
tin, Lehrbuch des Sriminal:Proceffes, $. 155; Mitters 
maier, dad bdeutfhe Strafverfahren, Bd. II, ©. 412:) 
nun {ft aber offenbar fein Grund, diefed echt der Schaͤr 

. fung bei einem nicht desolutiven Rechtsmittel demſel⸗ 
beu Gerichte zu entziehen. 
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die, früßer nicht beizubringenden , Beweismittel 
derfelben auffinden will. Eben fo wenig paffend 
wäre die Auflegung eines Beweiſes, 3. ®. die 
Abfchwörung eines Eides, daß der Verurtheilte die 
in Srage ftehende Thatſache noch nicht gekannt 
babe, ald fie in dem erften Proceffe vorzubriugen 
geweien wäre. Denn wenn auch der Berurtheilte 
einen Fehler machte, daß er die ihn entlaftenden 
Umftände nicht zu rechter Zeit angab, fo kann 
doc) der Staat das Urtheil in keinem Falle ohne 
Unterfuchung aufrecht erhalten, weil ihm deffen 
Ungerechtigkeit it gezeigt werben will. Daß eine 
vor erfolgter Strafvollziehung gemachte Ankuͤndi⸗ 
gung der beabfichtigten Einlegung des Rechtsmit⸗ 
tels dieſe Vollziehung zu fufpendiren har, bedarf - 
kaum der Bemerkung. ine Veränderung der Re⸗ 
ferenten tft durchaus nicht noͤthig, da weder ihre 
Rechtskenntniß noch ihre logiſche Schärfe ange⸗ 
griffen, fondern nur ein neuer Iharbeftand ihrer 
Benrtheilung unterftellt wird, und fie unter Dies 
fen Umftänden gar kein perſduliches Intereſſe an 
ber Aufrechthaltung des angefochtenen Urtheiles 
haben koͤnnen. Das durch die neuvorgebrachten 
Umftände veranlaßte Urtheil Tann je nach deren 
Bedeutung entweder bebarrend, ganz aufhes 
bend, oder wenigftens mildernd ſeyn. Natuͤrlich 
hören mit der Strafe auch derem rechtliche Folgen 
wieder auf; für Einftig in jedem Falle und vdllig, 
für die Vergangenheit fo weit es möglich iſt, fie 
wieder gut zu machen. Bon einer Entſchaͤdigung 
iſt übrigens nirgends die Mede, indem das Ur: 
theil,, fo vote im Augenblicke der Faͤllung der An⸗ 
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geklagte felbft die Sache darzuftellen wußte, ger 

recht war, und fpmit die Richter kein Bormwurf, 

den Stagt feine Verbiudlichkeit sreffen Faun, Es 
if ein Ungluͤck, welches der Betroffene allein zu 
leidey bat. 

b) Die einem Angeflagten auch durch bloße Zwis 
ſchen beſcheide zuzufägenden Nachtheile Tonnen ſehr 
hedeutend ſeyn, So kanu 3. DB, vorläufige Euthebung 
yom Amte oder Haft beſchloſſen werden; oder es 
wird das Beweisthemq auf eine für den Angeſchuldig⸗ 
ten fchädliche_ Weiſe geftells; er wird in der freien 
Vertheidigung beſchraͤukt, u, fs w. Iſt es nun fchon 
zumeilen möglich, auf Ungerechtigfeiten dieſer Art eine 
Befchiwerde gegen das Enderkenutniß zu ‚bayen , und 
— ua) dem bisher Ausgefuͤhrten — entweder Menis 
fion oder Reſtitution deßhalb nachzujuchen ; fo iſt dieß 
einmal nicht in allen Fällen moͤglich, fo namentlich 
nicht bei ſaͤmmtlichen Härten, welche auf das Ends 
urtheil von Seinem Einfluſſe waren; und zweitens iſt 
es immerhin ſchon cin bedcusendes Uebel, eine Verur⸗ 
theilung gegen ſich zu haben und Diefe erft wieder aufs 
bebeu laffen zu muͤſſen. Auf der andern Geite aber 
laͤßt ſich auch nicht läugnen, daß die Beendigung eines 
Proceſſes unendlich verzögert werden Eounte, wenn es 
dem Augefchuldigten geſtattet wire, wegen jeder 
auch) noch fo gleihgiltigen Verfügung des Richters 
alsbald unter dem Vorwande einer Rechtsbeeintraͤch⸗ 
tigung foͤrmliche Rechtsmittel zu ergreifen. Die Nutz⸗ 
loſigkeit einer ſolchen großen Weire der Bertheidis 
gungds Erlaubuiß tritt nameutlich bei einem oberften 
Berichte, wo alfo nicht einmal die Anſicht eineg ans 
dern Richters herausgefordert werden kann, auf das 
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Deutlichſte hervor, ‚Davon gar nieht zu reden, daß 
leicht der Richter ſelbſt im Laufe des Verfahrens feine 
Anficht und die daraus heruorgehende Maqsregel wieder 
zuruͤcknehmen kann. Die Aufgabe ift alfp, die Moͤg— 
lichkeit eines Schutzes gegen Verlegung in bedeutenden 
Hallen zu verhinden mit der Abfchneidung bloßer Chi⸗ 
kane. Einfach ift wohl die Lhfung darin zu finden, 
daß bei allen ſolchen Zwifchenerfenntniffen, allein auch 
nur bei folchen, welche dem Beklagten einen bleis 
benden Rochtsantheil Zuzufügen drohen, die Ergrei⸗ 
fung von Rechtsmitteln geſtattet ift; bei den übrigen 
dagegen zwar eine Witte um Abänderung nicht unters 
fagt wird, allein ohne daß dabei von einer fhrmlichen 
progefjualifchen Iwiſchenhaudlung mis befiimmten For⸗ 
men und Verhandlungen die Rede wäre, und ohne dafi 
dadurch der Gang der Hauptfache aufgehalten werben 
donnte. Bei den eriteren muß übrigens , da auch bei 
ihnen ſowohl Irrthum in der Mechtsanficht als in deu 
Thatſachen vorliegen kann, Revifion und Wiedereins 
fegung in ben vorigen Stand zuläßig fepn, 


$. 11, 
B8. Des Klägers, 


Nicht eine einzige Verfaffungd = Urkunde hast Bars 
über eine ausdruͤckliche Beſtimmung getroffen, ob dem 
Kläger ein Recht zuftehe, gegen ein ihm zu ges 
Iinde erfcheinendes Urtheil des Staatögerichröhofee 
ein Rechtsmittel einzulegen, Es wäre fehr übereilt, 
aus dieſem Stillſchweigen fagleih den Schluß ziehen 
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zu wollen, daß alfo ein ſolches Kecht überhaupt ganz 
änzuläßig fey, und auch in einem ausführlichen eigen® 
zu  entwerfenden Geſetze über dad Derfahren vor 
einem Stagatsgerichtshof Übergangen oder ausdruͤcklich 
verworfen werden muͤſſe. Im Gegentheile ſbrechen 
da, wo man vöoͤllig freie Hand hinſichtlich der zu 
treffenden Beſtimmungen bat, bedeutende Gruͤnde fuͤr 
die Geſtattung von Rechtͤmitteln, wenn der Klaͤger 
ein Urtheil ungeſetzlich gelind findet. 

Es Bann nämlich im Allgemeinen unmoͤglich 
m: Zweifel gezogen werden, daß auch der Kläger 
ein Recht darauf hat, ein materiell richtiges Urtheil 
gefällt zu ſehen. Schon als Bürger kann er es ver⸗ 
fangen , außerdem aber noch, in der Regel, als Ver⸗ 
letzter oder Stellvertreter des Verletzten, welcher den 
ſittlichen und rechtlichen Theil ſeiner Entſchaͤdigung 
nur in der verdienten Verurtheilung des Schuldigen 
finden kann; davon ganz abgeſehen, daß theils die 
Ehre des Klaͤgers immerhin bei einem freiſprechenden 
Erkenutniſſe vernachtheiligt iſt, theils bei ſolchem 
Spruche der Angeklagte nun vielleicht gar Entſchaͤdi⸗ 
gungöforderungen ‘gegen den Kläger ftellt, Am deut 
fichften aber trirt ein folched Recht des Klägers her⸗ 
vor, wenn derfelbe im Namen des ganzen Volkes, und 
zwar ausſchließlich, aufzutreten hat zur Wertheidis 
gung der Grundlagen ber ganzen Geſellſchaft. Hier 
bedroht die Freifprechung eines offenbar fehuldigen 
Großbeamten die Rechte des ganzen Volkes und Die 
Eriftenz feiner Verfaſſung, und bie mdglichfte Abweu⸗ 
dung eines ſolchen Unrechtes und. Ungluͤckes muß dem 
hier ansfchließenden Organe des Volkes, de Aldger, 
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zuſtehen. Gegen dieſe dringenden Brände erſcheint der 
angebliche Billigkeits⸗ Sag, daß Niemand derſelben 
Strafe wegen zweimal vor Gericht geſtellt werden 
duͤrfe, ſchon an und fuͤr ſich als ſehr ſchwach, und er 
iſt es um ſo mehr, als es ſich ſtrenge genommen gar 
nicht von zwei Proceſſen, ſondern nur von der Berich⸗ 
tigung des einzigen handelt *). Eben fo iſt die Ans 
nahme, daß es ein -losfprechendes Erkenntuiß ſogleich 
mit der Publicaripn verbrößräffig und unabänderlich 
werde, jeden Falles als allgemeiner Sag ganz unhalts 
bar 2), Wie wollen aber diefe Edge gar angeführt 
werben, wenn fchon anderweitige Ausnahmen ges 
macht worden find, und alfo nur dem Kläger ein 
offenbares Recht verkuͤmmert werden fol? — Wenn 
aber dem Kläger Befugniß und Pflicht eingeräumt ift, 
fo verftebe fi wohl von felbft, daB derfelbe wegen 
jeder Urſache, welche die materielle Richtigkeit des Urs 
theiles verhinderte, feine Forderung flellen fann, nas 
mentlih alfo thatfächlicher Irrthuͤmer willen eben 


H & {ft ein keineswegs neuer , allein bier fehr zu erwaͤgen⸗ 
der Satz, daß die Milde zu weit gebe, wenn fie den 
Verbrecher auf Koften ded Verletzten und gar der ganzen 

- bürgerlihen Gefellfchaft beguͤnſtigt. Demfelben Toll kein 
Unreht geſchehen, allein alferdingd Recht; und in wie 
ferne erftered der Zal ift, wenn ein ungeſetzliches 
Urtheil wieder aufgehoben wird, tft wahrlich nicht einzu: 
feben. — U. M. ift übrigendg Stübel, dad Sriminals 
verfahren, Bd. V, $. 3291. 

2) Diefe Behauptung ftellt z. B. Stuͤbel, bad Criminal 

. besfabsen, Bd. V. 5 3248. auf. 
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fo gut, als wegen einer Nichtachtung der Geſetze 2)3 
eben fo, baß er nicht blos wegen eines unrichtigen 
Endurtheiles, fondern auch wegen folder Zwiſchener⸗ 
kenntniſſe, weldye einen bleibenden nachtheiligen Einfluß 
auf das Endurtheil haben würden,. fein Necht auszus 
Ääben hat, Da der Umftand, daß ber Kläger eine - 
Schärfung , der Bellagte aber, wenn er ein Rechts⸗ 
mittel ergreift, eine Milderung des Urtheiles verlaugt« 
von feinem @iufluffe auf die Nothwendigfeit und Zweck⸗ 
mäßigkeit der Formen der beiden hier moͤglichen Ars 
ten von Mechtsmitteln feyn kaun, fo haben Diefelben 
Grundfäße, welche im voranftehenden $. hinſichtlich 
ber Nevifion bei angeblichen Rechtöverlegungen , und 
binfichtlich der Reſtitution bei falfchen Thatſachen ents 
widelt wurden, aud) für den Kläger zu gelten *), 





8) Wenn daher Mittermaier, (deutfhes Strafverfahren, 
Bd. 1, ©. 417,) fih wie gewöhnlich auf die milde Seite 
neigend , einen Angriff auf das. freifprerhende Erkenntniß 
nur in dem Cinen Falle geftatten will, daB nämlich, die 
Salfchheit der Unfchuldsbemweife unmittelbar nachgewieſen wer: 
den könne; fo ift dieß wohl nicht folgerichtig. Seſetzt nänıs 
lich, daß ein wegen einer falfhen thatfählihen Grund: 
lage unrichtiged Urtheil nicht unabänderlih ſeyn foll, fo 

iſt doch Mar, daß ein auf einer falfhen Geſetzesanwendung 
berubendes noch weit weniger Schonung verdient, Soll 
der Staat und feine Verfaſſung denn nur gegen bie Schuld 
oder ben Irrtbum eines Seugen, nicht aber auch gegen 
Schuld oder Irrthum des Richters gefhüßt werden ?} . 

a) Die Einwendung, daß der Mame z. B. „weitere Ber: 
theidigung” nicht auf ein vom Kläger oder Fiacal eingeleg: 
tes Rechtsmittel paffe, (ſ. Martin, Lehrbuch, $.157,) - 
ift doch gar zu unbedeutend. Nenne man ed denn „Re: 
viſion“ und dann ifk der geiſtreiche Einwand befeitigt. 








— 55 — 


Sehr nahe liegen die Billigkeits-⸗Grunde, welche 
zu der Beſtimmung rathen,. daß die vom Kläger vors 
zubringenden Angriffe auf ein ungefeglich gelindes Ur⸗ 
theil in weit kuͤrzerer Zeit verjähren, als in den fir 
die Anwendung von NRechtömitteln dem Verurtheilten 
geftatteten Kridten, 


8. 12% 
y. Des Staated, | 


Es ift natuͤrlich unbeftritten, daß Der ganze 
Staat ein bedeutendes Intereſſe bei der materiellen 
Nichtigkeit der vom Staatögerichtöhofe zu erlaffenden 
Urtheile habe. Daraus möchte man denn leicht auch 
fhließen wollen, daß er fämmtliche an und für fich zus 
läßige Mittel gegen die feinem Intereſſe zuwiderlau⸗ 
fenden ungefeglichen Sprüche ebenfalls verlangen koͤnne. 
Allein eine nur kurze Beachtung der Verhältniffe zeigt, 
baß eine eigene Thätigkeit im Namen und Intereſſe 
bes gefammten Staates nur bei begangenen Nichtig⸗ 
feiten wirklich nöthig iſt, es aber in Beziehung 
auf ungerechte Urtheile befonderer ihm zu geftats 
teuder Rechtsmittel nicht bedarf , indem der moͤgliche 
Zweck ohnedem ſchon von feinen beiden Hauptbeſtand⸗ 
theilen , einer Seits von ber Regirung, in der Perfen 
bes Bellagten, anderer Seits vom Molke, in ber 
Perfon der klagenden Stände erftrebt wird. 

Ein nichtig geleiteter oder entfchiebener Staats⸗ 
proceß muß allerdings zu Gunften ber einen Parthei 
ausgefallen feyn, und in fo ferne möchte es feheinen, als 
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ob man die Darlegung der begangelien Richeigkeiten 
fäglich der Gegenparthei uͤberlaſſen Fhnne, ohne daß 
der Staat ia feiner beide ſtreitende Theile umfaſſenden 
GBefämmteigenfchaft ndthig hätte, dabei anfzutreten. 
Allein wenn der Staat auch die Zurechtſetzung einzels 
ner Ungerechtigkeiten den Beiheiligten Aberlaffen kann, 
und wenn ferner allerdings it vielen Faͤllen eben dies 
felben duch die ndrhigen Schritte zur Wiederdufhebung 
nichtiger Proceß⸗ Handlungen thun werden: fo giebt 
ed doch duch Fälle, in welchen die Nullitaͤt einen wichs 
tigen Punet des ganzen Syſtems der Minijter: Vers 
antwortlichkeit verdrehen oder vernichten würde; Hier 
denn nun das einzige Heilmittel gegen einen verderb⸗ 
lien Vorgang, naͤmlich einer Nichtigkeits-Klage, 
den flreitenden Partheien zu Aberlaffen ; waͤre wohl 
weder des Staates wuͤrdig, noch Hug ; davon dbges 
ſehen, daß es Aderhaupe Pflicht des Staated fern 
moͤchte, dafür zu forgen, daß Keine völlig wichtigen 
Urtheilsſpruͤche in fd wichtigen allgemeinen Angelegens 
heiten beftehen bleiben. Deßhaͤlb wird dent die An⸗ 
ſtellung einer Nichtigkeits⸗Klage im Namen Bed ges 
ſanimten Staates allerdings zu geſtatten und zu em⸗ 
pfehlen ſeyn, ſelbſt weun die gewöhnliche Geſetzgebung 
hieruͤber keine analogen Vorſchriften enthaͤlt. Es ſcheint 
ſogar ſchiklich, daß in der zu einer ſolchen Klage ge⸗ 
eigteten Faͤllen der Staat nicht abwarte, ob die zus 
Hächrt Betheiligten nicht ihrer Seits etwas zu thuu 
beabſi tigen, ſondern daß er alsbald die tbehigen 
Schritte thae. Det Juſtiz⸗Miniſter iſt ohne Zweifel 
das hierzu berufede Drgan ber Staatögewalt: 

Anders aber iun Beziehung duf ungerechte Ent⸗ 
ſcheibaugen. Die materielle Wichtigkeit des Urtheiles 
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tano uämlich bier nur in ſo ferne verlegt fepn, als 
entweber die zuerfannte Strafe zu hart iſt, ober al 
über einen Schuldigen ein ganz freifprechendes oder 
wenigftens zu gelindes Erkenntniß gefällt wird. Wenn 
aun aber, wie biöher erdrtert wurde, fowohl dem Ans 
geflagten im erften, ald dem Kläger im zweiten Falle 
die Möglichkeit, eine Uenderung zu verlangen , in der 
Regel gegeben ift, fo bedarf ed Feiner Bemähung von 
Seiten des Staates, um ein unrichtiges Urtheil Ans 
zugreifen. Das zu gelinde wird ohnedieß vom Kläger, 
das zu firenge vom Merurtheilten angefochten werben, 
und beidemale gewiß mir allem Aufwande von Scharf: 
finn und NRechtöfenntniß , weil perfbnliches Intereſſe 
Die Pflicht und das Recht fchärft. Für eine Handlung 
ded ganzen Staates ift fomit Fein Raum, indem gar 
nicht denkbar ift, daß in dem einen oder dem andern 
Falle von dem zuftehenden Rechte Fein Gebrauch ges 
macht werden werde, oder wenn es je einmal, aus übers 
wiegenden politifchen Gründen, bei dem Kläger fidy 
ereignen follte, fo wären diefelben Gründe natürlich 
noch verftärkt für den gefammten Staat , das heiße 
für die Regirung und das klagende Volk, vorhanden *); 





1) Zwar läßt fi der Fall denken, daß bei einem Wechſel 
ded ganzen Megirungsfyftemes ein Mitglied eines früheren 
Minifteriumd angellage und vom Stagtsgerichtshofe zu 
einer, jedoch ganz ungegmüägenden, Sttafe verurteilt werde, 
oßne daß der Verurtheilte (wie natärlih) oder auch der 
Kläger (aus falfhem Mitleiden, pder fhon zufrieden mit 
dem geringen Erfolge) ein Rechtomittel geden das fürs 
theil einzuwenden Luſt hätte: Hier wäre denn eine von 
der isigen Megitung im Namen bed gefammten Staates 


Nur 'alſo in dem einzigen Kalle , wenn dieſe zundchfi 
Beruferen aus Mangel an einer Befugniß in Unthaͤ⸗ 
tigkeit verharren müßten, fönnte von der Nothwendig⸗ 
feit eines dem Staate einzuräumenden Beſchwerde⸗ 
Nechtes die Rede feyn. Ein folder Mangel an Bes 
fugniß iſt nnn aber, wenn die bisher vorgefchlagenen 
Grundſaͤtze angenommen werden, nicht vorhanden. 





ausgebender Ungeiff auf das gefeßwibrige Uetheil allerbings 
an der Stelle: Allein die Seltenheit bed Falles, und der 
Umſtand, daß denn doch ein, wenn allerdings ſchon ungen 
nuͤgendes, verurtbeilended Erkenntniß gegen deu Schuldie 
gen erkannt iſt, mögen rechtfertigen, wenn eine Yusnahme 
von eine? im Ganzen wohlbegründeten Regel nicht ein: 
tritt: 








Sechstes Kapitei. 


Das Urtheil 


$. i. 
1: Die Sällung des Ürtheiles: 


Im Allgemeinen hat die Schlußfcene des jnriftifchs 
politiſchen Dramas einer Miniſteranklage, naͤmlich das 
End⸗Urtheil, in der Art, wie es zu Stande 
kommt, it feiner Form und feiner Belanntmacdjung 
lediglich nichts von den ähnlichen Handlungen der 
ordentlichen Gerichte Abweichendes. Es kann und mufl 
daher in diefer Beziehung in ber Kegel ganz bei der 
gewöhnlichen Landesgeſetzgebung bleibeh, und ed genis 
gen bier wenige fpeciele Bemerkungen über diefen Ges 
genſtand. 

Vor Alleni kann es keineni Zweifel tinterliegen ; 
daß die mit Recht ſchon bei gemeinen Bergehen: aufe 
geftellte ; wenn freilich nicht immer erfüllte; Forderung; 
daß ein formlides EndurtBeil vom Richter aub⸗ 
äufgrechen und der Rechtsſtreit nicht blos ſtillſchwei⸗ 
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gend verlaffen werde *), in einem Staatsproceſſe mit 
doppelter Stärke gemacht werden muß. Der Unges 
klagte ſowohl, als der Kläger-hat hierauf ein klares 
Recht; und je größeres Auffehen nothwendig die Ans 
ftellung einer gerichtlichen Klage gegen einen der hoͤchſt⸗ 
geftellten Männer im Staate gemacht haben muß; ie 
fchwerer die Anllage eines Ungriffes auf die Verfaſ⸗ 
fung des PVaterlandes zu nehmen ift, und je leichter 
endlich bei den möglichen unangenehmen Folgen eines 
entfchiedenen Ausfpruches Schwachheir und KHalbheit 
diefes Mittel ſich aus der Verlegenheit zu ziehen ers 
greifen möchten: deſto mehr muß darauf gedrungen 
werden. Natuͤrlich ift dabei übrigend nur von folchen 
Procefien die Rede, weldye der Kläger nicht felbft 
ausdridlich oder auch flillfchweigend abgebrochen hat. 
Daß diefer ein Recht hierauf hat, darüber f. oben, 
Kap. 3, I. 5, S. 257 fg. Allein wenn die Beendis 
gung nur noch vom Richter abhängt, fo hat diefer 
feine Pflicht zu erfüllen, Weberwiegende Gründe ges 
ftatten bei Minifter = Unklagen der Regirung feine 
Anwendung des Abolitionsrechteß; eine wahre Mon⸗ 
ftrofitäc wäre aber eine Abolition durch) das Gericht. 
Ehen fo wenig kann einem gegründeten Einwande 
die weitere Forderung unterfiegen, daß dem Urtheile 
ausfuͤhrliche Entſcheidungs-Gruͤnde beigefügt 
werden. In der Regel wird dieſes ſchon die allgemeine 
Geſetzgebung des Landes verlangen: allein wenn dem 





1) S. Kleinſchrod, Abb. aus dem peinlichen Rechte, 
Bd—d. I, S. 205; Mittermaier, Straſverfahren, 
Bo. NM, ©. 344. 


auch nicht fo ſeyn ſollte, fo find noch ſolche befondere 
Gruͤnde vorhanden, fie bei den Urtheilen über Minis 
fter s Auflagen zu fordern, daß jelbft ohne Vorſchrift 
und Aualogie ein Staatsgerichtshof diefe Form nicht 
unterlaffen ſollte. Entfeyeidungsgrände find ndınlid) 
nicht blos in fo fern von Wichtigkeit, als fie wenigs 
fiend gegen die gröbften Fehler und Schlechtigkeiten 
der Richter ficher itelen , fondern namentlich auch deß⸗ 
balb. weil fie die Grundfäge enthalten, auf welche 
geftüßt der einzelne Fall zur Entſcheidung gebracht 
wurde. Da ed fih aber bei dem Urtheile des Staats⸗ 
gerichtöhofes fehr häufig von der Feititellung fkreitis 
ger Verfaffungsfragen haudele, fo it die Kenutaip 
der allgemeinen Priucipien, von welchen er ausgeht, 
von dem größten Intereſſe, theils für die Burger 
überhaupt , theild aber namentlich auch für Diejenis 
gen, welche in den Fall kommen kounen, in analogen 
Fällen handeln zu muͤſſen. Natuͤrlich fubjumire man 
leichter unter einen allgemeinen Grundſatz, als unter 
die Entfcheidung einer fpeciellen Frage; und wenn jener 
auch nur als Eurfcheidungsgrund angeführt iſt, fo bat 
man doch eine ficherere und breitere Grundlage für die 
noͤthige Vorſicht. 

Leichter kann dagegen zu einer Meinungs: Der: 
fchiedenheit die Frage führen, nach welchen Grund: 
ſaͤtzen — in Ermanglung einer beſtimmten Vorſchrift 
oder bei der Entwerfung einer ſolchen — die Abſtim⸗ 
mung vorzunehmen ift? Es find verfchiedene Puncte, 
welche dabei zur Spradje kommen. — Vorerft frägt 
ſich, ob eine größere Auzahl von Stimmen, als die 
abfolute Mehrheit, zu einen verurtheilenden Erkennt: 
niffe gehören? Dieß ift, falls nicht entweder aus- 
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drücklich für den Staatsgerichtshof, oder wenigſtens 
im Allgemeinen für die Landeögerichte, das Gegeutheil 
feftgefegr ift, beftimmt zu verneinen. Der Sag, daß die 
Erimmen der Mehrheit den Willen einer moralifchen 
Perſon ausfprechen, ift uͤberhaupt im Rechte gültig; 
und überdieß ift hier noch der befondere Grund anzufuͤh⸗ 
ren, daß, bei den befonderen Schwilrigkeiten der Verur⸗ 
theilung eines fo Hochgeflellten und, wenigftens in mans 
chen Fällen, bei der eigenthiimlichen Zufammenfegung 
des Staatsgerichtes, die Forderung einer größeren 
" Mehrheit eine unverdiente Straflofigfeit fehr beguͤnſtigen 
koͤnute. Es kdunte fih fogar fragen, ob nicht Ddiefer 
Icgtere Grund von folder Bedeutung ift, daß felbft in 
jenen Ländern , bei deren gewöhnlichen Gerichten eine 
höhere Mehrheit, als die abfolute, zur Faͤllung eines 
Strafurtheiles vorgefchrieben ift, diefe Analogie zuruͤck⸗ 
zuſtehen babe. - Eine Anficht, welche jedoch deßhalb 
nicht gebilligt werden kann, weil die Analogie des ges 
meinen Landesgefeges in zweifelhaften Faͤllen fo lange 
gelten muß, als nicht eine formliche Unverträgs 
lichkeit deöfelben mit dem Weſen eines Staatspro⸗ 
cefies klar vorliegt, was denn doch hier nicht der Fall 
it 2). — Eine zweite Frage ift die, wie — den Grund⸗ 


2) Es kann fomit nur gebilligt werben, wenn in dem feit 
dem %. 1830 den Kammern vorgelegten franzoͤſiſchen 
Gefeßentwurfe immer eine Mehrheit von fünf Achttheilen 
für ein verurtbeilendes Erfenntniß ded Pairskoſes verlangt 
wird, und fomit das allgemeine Princip der franzöfifchen 
Geſetzgebung, nur eine höhere Majorität ald der abfoluten 
bie Berurtheilung ded Angeklagten zu überlafen, auch bier 
geachtet wird. 
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ſatz einer abſoluten Mehrzahl vorausgeſetzt — bei 
einer in drei oder mehr Anſichten gehenden Spaltung 
der Stimmen , welche wegen der Hartnädigleit, mit 
der jeder Theil auf feiner Meinung” beharrt , durch die 
gewöhnlichen Abftimmungsweife nicht entferut werben 
mag 3), dieſe abfolute Majorität zu erhalten ift? 
Es giebt drei mögliche Aufldfungen, Eutweder näms 
lich werden die dem Angeklagten nadhtheiligften Stim⸗ 
men den ihnen am nächften ftehenden ginftigen beiges 
zähle, und fo fort, bis die abfolute Majoritaͤt gebils 
ber ift; oder werden die dem Angeklagten günftigften 
Etimmen den ihnen nächften beigezähle ; oder endlich 
baben diejenigen. Botanten , deren Zahl von allen bie 
Heinfte ift, gleichgültig übrigens, wie fie geſtimmt 





8) Es wird hoffentlich nicht eingemendet werden, daß die bier 
gemachte Vorausſetzung eine undenfbare fey, und daß 
ja in jedem Zalle dadurh am Ende eine Mebrbeit 
für irgend eine Strafe erzielt werden müffe, wenn der 
Vorſitzende die verſchiedenen möglichen, oder wenigitend 
die ſaͤmmtlichen in Antrag gebrachten Strafen ber Reihe 
nah einzeln zur Abſtimmung bringe, wo denn nur mit 
Ha oder Nein geftimmt werden könne, und fomit ein 
Refultat fi ergeben muͤſſe. Dffenbar ift nämlich gar 
wohl denkbar, daß zuerft die Schuld kded Angeklagten 
durch gehörige Stimmenzahl feitgeitellt wird, bei einer 
auf die eben genannte Weiſe geleiteten Abftinnmung über 
die Etrafe aber immer, durch alle Möglichkeiten durch , 
fib eine negative Majortät ergiebt, weil lein Theil 
dem andern nadgeben und deffen Anſicht ald ein wenigſtens 
erträglihed Auskunſtsmittel annehmen wid. Nun aber 
it doch ganz unmoͤglich, daß eine Strafbarkeit erklärt, 
allein keine Strafe erfannt wird. 


baben, ſich einer der Übrigen Meinungen anzufchlies 
Ben, und fo ebenfalls fort, bis eine abſolute Majoris 
tär erzielt ift. Das Ergebni kanu ein jehr verſchie⸗ 
denes ſeyn, je nachdem eine dieſer Modalitäten ges 
wählt wird *). Da nun aber die beiden erſten Arten 
den Machtheil haben, daß bei weitem zahlreichere 
Stimmen durch die endliche Vereinigung mit einer 
vielleicht nur einzigen gendthigt find, deren Meinung 
anzunehmen, was gegen Vernunft und Recht der Bos 
tanten ift; da namentlich noch bei der zweiten Mes 
thode immer die dem Angeklagten unguͤnſtigere Meinung 


4) Es iſt klar, daß bei den beiden erften Modalitäten immer 
dasſelbe Reſultat beraustommt, fobald nur drei Meinun: 
gen find, indem immer die mittlere die abfolıte Mehr: 
beit erhalten muß, ſey es nun, daß man fie mie der guͤn⸗ 
ftigern oder unginitigern Meinung vermehrt, Dagegen 
fann dag Mefultat ein fehr verſbiedenes ſeyn, je nachdem 
man die eine oder die andere Diefer Abforbriond: Merboden 
wählt, fobald vier oder mehr Meinungen anfänglich beſte⸗ 
ben. Angenonımen , es fenen zwoͤlf Richter, und fie ver: 
tbeiten ſich folgendermanden: A 5 Stimmen; B 1 ©t: 
Cı er, ns St: fo ut, wenn  D. A Tobdegitrafe; 
B lebenslänglihes Gefaͤngniß; C zehnjaͤhriges Gefängninz 
D Zreifprebung iſt, auf den erſten Bli Mar, dad bei 
der eriten Methode der Angeklaute zu zehnjaͤhrigem Ge: 
fängniffe verurtheilt wird, während bei der andern Art les 
benslängliches Gefängniß dad Ergebniß iſt. Eben fo gewiß 
ift auch , daß fich die dritte Methode im Allgemeinen gur 
nicht zum Voraus ſchaͤtzen laͤßt, indem die verfchiedeniten 
Compinationen fich ergeben, je nachden Diejenigen, welde 
ibre Meinung ganz aufgeben , zeblreih find oder nicht, 
ſich trennen oder vereinigt zu einer andern Weinung übers 
treten u. ſ. w. 
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endlich deu Sieg davon tragen muß. waß yubällig 
wo nicht ungerecht gegen deufelben ift; ba uͤherhaupt 
der ganze Bedankte, auf mechanischen Wege aus gauz 
verfchiedenen Anfichten eine gemeinfchaftliche „ ihnen 
in der Mehrzahl vielleicht fremde, zu machen, etwas 
MWidriges har: fo fcheine nur die dritte - Art, welche 
der menfchlichen Freiheit und der vernünftigen Webers 
legung die meifte Wahl läßt, auch in fo ferue, als 
fie nur Diejenigen, deren Meinung doch unter Feinen 
Umftänden den Sieg davon tragen konute, zu einer 
Berlaffung derfelben nöthigt, empfohlen werden zu 
koͤnnen. Natürlich ift uͤbrigens durch ein Gefeg die 
Zwangsguͤltigkeit der gewählten Art feftzuftellen *). — 


5) Eine Berathung uber, diefe Frage farb in der franzds 
fifhen Pairskammer ftatt in den Sifungen vom 18. und 
419. April 1836. Die Kammer nahm am Ende, nachdem 
fie verfchiedene Norfchläge verworfen und ſich noch einmal 
batte Bericht erftatten laffen, die erfte der im Terte ange: 
gebenen Methoden an. — Uebrigend tft zuzugeben , daß für 
eine andere als die hier getroffene Wahl manche gewich⸗ 
tige NAuctoritäten fprehen. Es haben ſich nänlich für die 
erfte der oben genannten Abforbtiend = Methoden fowohl 
manche Gefebgebungen (3. die Bairifhe, Handvri» 
ſche, Badiſche), ald auch berühmte Mechtögelehrte ent: 
fhieden (z. B Cuiacius, Obserrat. XII, 16; Heff: 
ter, im Arch. f. Civ. Pr., Bd. XII, 6. 97; Mitter: 

maier, db. &trafverfahren, 3b. II, &. 347). Im Stän: 
deverfammlungen fucht man der , in jeder größeren Der: 
ſammlung häufig wiebertehrenden, Schwuͤrigkeit eine abs 
folute Stimmenmehrheit zu erbalten, im der Megel durch 
etwas gewaltthätige fat mechanifhe Mittel zu begegnen , 
indem man 4. DB. alte nis uubedinge mit Ja oder Nein 

er” über die erfie vom Präfidenten gefiellte Frage Stimmende 
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Endlich fraͤgt fi) noch, ob bei Stimmengleichheit der 
Vorſitzende eine entfcheidende Stimme haben, oder oh 
bie dem Angeklagten guͤnſtigere Anſicht vorwalten fol? 
Letzteres jſt nicht nur die alte Anſicht der Humauitaͤt, 
ſondern auch von mehreren Verfaſſungs⸗ Urkunden aus⸗ 
druͤcklich angeordnet s). Es iſt nun nicht zu laͤugnen, 
daß eine ſolche Beſtimmung, nameutlich bei der nicht 
ſelten aus zwei weſentlich verſchiedenen gleichen Haͤlf⸗ 
ten beſtehende Bildung der Etaatsgerichte ‚ein bedeu⸗ 
tender Vortheil fuͤr den Angeklagten iſt. Allein die 
Frage iſt eben, ob dieſeq im Intereſſe der zu verthei⸗ 
digenden Verfaſſung ſehr wuͤnſchenswerth iſt? Da 
nun durch die Beiziehung bed Vorfitzenden eine weitere 
Etimme eines vdllig geeigneten Richters gewonnen, 
und ſomit einer beſtimmten Auſicht der entſchiedene 
Sieg auf eine rationelle Weiſe verſchafft werden kann; 
da ferner die gewöhnliche Beſetzung der Vorſteher⸗ 
Stelle den Gedanken an einen fyitcmatifchen Feind der 
Regirung ganz ausſchließt; fo moͤchte man ſich wohl 
eher zu der Meinung neigen, daß eine enticheidende 
Stimme des Vorſi itzenden die ehuupfehlenswerihere Ein⸗ 
richtung ſey. 


lurzweg zu den Verneinenden zahlt; chen ſo alle mit der 
vorgelegten Sragenftellung nicht Einveritandenen und jomit 
nicht @timmenden; indem man ferner ohne Ruͤckſicht auf 
deu Gegenſtand immer zuerſt über die kuͤrzeſte Zeit und 
die kleinſte Summe abſtimmt; das Sous⸗Amendement 
vor dem Awendewment, Icptered; vor dem arſpruͤuglichen 
Antrage nimmt, u. ſ. I, 
6) S. z. B. die wuͤrttemb. MU, S. 208; die foͤnigl. 

ſach ſiſcde, & 147. 
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2. Freiſprehende Erkenntuiffe. 


In drei Fällen ift von dem Gerichtöhofe ein den 
Angeklagten freifpredhendes Erkenntniß zu fällen. 
Erftend, wenn die Mehrzahl der Richter die Anſicht 
geroonnen hat, daß dem Bellagten bei der in Frage 
ftehenden Hantlungsweife mit Recht ein Vorwurf gar 
nicht gemacht werden kann. Zweitens, wenn zwar iu 
objectiver Beziehung der Richter die zum Gegenftande 
der Befchwerbe gemachte Handlung der Verfaſſung nicht 
angemeffen finder, allein den Angeklagten fubjectiv von 
jeder Strafe freifprechen zu milffen glaubs, fey es wegen 
Mangel an Zurechnungsfähigkeit, fey es wegen voͤllig 
ausreichender Entſchuldigungs⸗Gruͤnde. Drittens, wenn 
vom Kläger der Beweis der Aufchuldigung nicht auf die 
nehdrige Weife erbracht wurde, in welchem Falle es donn 
freilich sharfädylich einen großen Unterfchied macht, ob 
das Staatsgericht nach moralifcher Ueberzeugung nder 
nach juriftifcher Beweistheorie zu verfahren bat. 

In allen diefen Zälen ift der Angeklagte vblig in 
ben Zuftand vor der Auflage zu verfeßen, falls durch 
vorläufige Verfügungen etwas daran ſollte geändert 
worden feyn, 3.8, Sufpenfion erkannt, Kaution vers 
langt u. ſ. w. Ya wie ferne das ftreitige flaatsrechts 
fihe Princip dadurch ebenfalld zu vdlliger Entſchei⸗ 
dung gelommen ift, hängt hauptfächlic von der Moti⸗ 
pirung des Urtheiles ab, 

Daß die Form der freifprechenden Urtheile des 
Staatsgerichtähofes denen der gemöhnlichen Landeöges 
richte gleich zu ſeyn hart, kann keinem Zweifel unters 
liegen, falls nicht eigenthämliche Vorſchriften befonders 
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gegeben find, Wache daher namentlich die Geſetzge⸗ 
bung einen ſchaͤrferen Unterſchied zwifchen den verſchie⸗ 
denen Arten von Sreifprechung *), fo muß diefer audy 
bier beobachtet werden. Es wäre fogar wuͤnſchenswerth, 
daß überall auf ſolche Weiſe zwifchen Demjenigen, wels 
cher feine Schuldlofigkeit vbllig und poſitiv erweifen 
Tann, und Dem, welcher nur aus Mangel an gebbrigen 
Beweiſen wicht verureheilt werden konnte, ſchon auch 
äußerlich unterfchieden wuͤrde. 

Es find nur zwei zweifelhafte Fragen bei dirſem 
Puncte. Einmal nämlich fragt ſich, ob in jenen Laͤn⸗ 
bern, welche die bloße Sreifprehung von der 
Suftanz durch Befeh oder Gewohnheitsrecht kennen ?). 
dieſe Art von nichtverurtheilender Erkenntniß vom 
Staatsgerichtshofe angewendet werden dürfe? Daß die 
Einfigrung in ſolchen Ländern, deren Gerichtögebraud) 
ſich bisher frei gehalten hat von diefer Art, den Auges 
Hagten zwar nicht für ſchuldig aber auch nicht für 
unfchuldig zu erflären, und ihn beftäudig unter ber 





1) Wie dieß 5. DB. in Baden, Gtraf:@dict, $. 18 und im 
Baiern, Gefepb., Art. 353—356; im Königreih Sa ch⸗ 
fen, Berf. Orbn. vom Boten Mai 1838 der Fall iſt. 

2) Dieß iſt befanntlih der Ball im gemeinen beat: 
{dem Rechte, außerdem aber noch von wiehreren conftis 
tutionellen deutfchen Staaten für die gewoͤhnlichen Straf⸗ 
fälle beſonders heftätigt, 3. B. in Baiern, Wuͤrttem⸗ 
berg, Könige. Schfen, Baden. Für Hanover 
ift ed wenigftens beantragt. — In England dagegen, 
Svantreih, Belgien, den vereinigten Staa: 
ten von Nord-Amerika kennt man biefe Art von 
‚ Urtheilöfpräden nicht. Hier wird entweber freigeſprochen 

ober verurtheilt. 
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Möglichfeis eineg Erneuerung des Proceſſes zu bals 
gen, uicht wünfchenswerth wäre, wird wohl faum von 
Jemand mehr geläugner werden. Es if ein ſolches Er⸗ 
Fenntnif eine Ungerechtigkeit, denn Derjenige, deffen 
Schuld der zuſtaͤndigen Behoͤrde nicht bewieſen iſt, ift 
ald unfchuldig zu betrachten und zu behandeln; dop⸗ 
pelt, wenn der Zweifel der Schuld nur durch eine, 
nicht gehoͤrig zu erweifende, Anklage erregt wurde, uud 
nicht etwa durdy eine Unterfuchung. Es eutfpricht auch 
ein ſolches Urtheil gar keinem wuͤrklichem Zuſtande, ins 
dem man nicht weder fchuldig noch unſchuldig ſeyn kann. 
Namentlich aber waͤre die Moͤglichkeit eines ſolchen 
Ausfpruches in Etaatöprocefien fehr zu beklagen, ins 
dem bdiefelbe von der Partheileidenfchaft pder Intrigue 
zur moraliſchen Vernichtung eines Staatömanned, den 
man geradezu fir fchuldig zu erklären nicht im Stande 
wäre, gar leicht zu mißbranchen ift, und überhaupt 
die Regirung mie Recht verlangen kaun, daß über ihre 
angegriffenen Maadregeln und Organe entweder daß 
Schuldig ausgefprochen oder derfelben ihr verdienter 
und mit Unrecht angegriffener guter Name zuruͤckerſtat⸗ 
tet werde, Sind nun aber diefe letzteren Ruͤchſichten 
von der Bedeutung, daß fie felbft in denjenigen Staas 
ten, deren gewöhnliche Gerichte die bloße Befreiung 
von der Inſtanz anmenden, dieſe Art yon Urtheilen 
den Staatkgerichten unterfagen muͤſſen? Es ift wohl 
zu unterfcheiden, In denjenigen Staaten, weldye ihren 
Staarsgerichten fchon durch deren Iufammenfegung die 
Eigenſchaft von Geſchworenen⸗Gerichten gegeben haben, 
kann von einer bloßen Befreiung von der Inſtanz Feine 
Mede feyn. Nicht nur paßt die Analogie der gewoͤhn⸗ 
lien Gerichte nicht auf biefe, welche angewieſen find, 
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nur nach ihrer moralifchen Ueberzeugung zu banbeln ; 
fondern es fpriche Überhaupt der Schwurmanu nur ein 
„Schuldig ober „Nichtſchuldig““ aus. In jenen 
zahlreichen Staaten aber, welche die oberften Landes⸗ 
gerichte zur Eurfcheidung der Staatsanklagen beftimme 
haben, und zwar obne denfelben eine Abweichung von 
den gewbhnlichen Megeln ihres Verfahrens dabei vor⸗ 
äzufchreiben , Bann Die Entfernung der, zwar fehr uns 
zweckmaͤßigen nicht aber unmdglichen, Beendigung durch 
Losſprechuug von der Sinftanz"nicht als aufgehoben bes 
trachtet werben 3), Don felbft verfteht ſich dabei, daß 
die gewoͤhnlichen gefeßlichen Folgen derfelben auch hier 
eintreten müffen, Wenn alfo namentlih Entfernung 
vom Amte für einen uur von der Inſtanz entbundenen 
Beamten fchon durch das gemeine Recht ausgefprochen 
ift, fo tritt dieſelbe auch für den Minifter ein, jedoch 
freilich mit dem wichtigen Unterfchiede, daß in folchen 
Falle eine ſpaͤtere Wiederanftellung felbft in jenen Staas 
ten möglich bleibt, welche bei einer durch das Ursheil 
bes Staatögerichtöhofes Direct ausgeſprochenen Amts⸗ 
entziehung eine fpätere Wiederaufnahme in den Staats⸗ 
dienft unserfagen, Rechtsnachtheile dürfen nicht aus⸗ 
dehnend erklärt werden *). 





8) Unberer Meinung ift (Buddeus) die Minifterverant: 
wortlihleit, S. 93. — Wgl, Über die absol. ab inst.: Mits 
teumaier, b. Strafverfahren, Bd. II, &. 354 fg. und 
Stuͤbel, Eriminalverfahren, Bd. Y, 5. 3096 fi. (wel 
cher diefeibe nicht verwirft.) 

4) In der ten Kammer der großh. heffifhen Stände iſt 
ber Antrag gemacht worden, einen von der Inftanz enthun- 
denen Minifter unbedingt des Amtes file verluftig zu er: 
Slären , weil er durch einen folden Wudfpruch die erforder: 
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Eine zweite Frage ift, ob nicht dem unfchuldig Au⸗ 
geklagten ist, da feine Unfchuld gerichtlidy anerfannt 
ift, eine Klage gegen feine ungerechten An⸗ 
klaͤger zuſteht? — Bon einer Anklage gegen die ges 
ſammte Ständeverfammlung oder die einzelne mit 
dem Klagerechte beauftragte Kammer kann natdrlich 
unter Beinen Umftänden die Rede feyn. Weder kann 
dieſe Verſammlung ald folche ein Verbrechen begeben, 
noch aber wäre ed denkbar und mit dem conftituties 
nellen Syſteme irgend vereinbar, daß ein Richter uͤber 
eine ftändifche Handlung urtheilte Eben fo wenig 
kann von einer Klage auch nur gegen einzelne Mits 
glieder, 3 3. gegen Untragfteller, Berichteritarter | 
u fi w., die Rede feyn, falls diefe fich in der Aus⸗ 
Übung ihres unzweifelhaften echtes Feine befondere 
Mechröverlegung haben zu Schulden kommen laſſen. 
Denn die bloße Tharfache der Beantragung einer, fpds 
ter vom Richter ald unbegränder erflärten, Staatsan⸗ 
Hage ift keineswegs noch eine Nechtöverlegung, fetidern 
vielmehr eine ihnen durch die Verfaffung felbft zuer⸗ 
Eannte Befugniß und fogar, falls fie ſubjectiv von 
der Schuld des Minifterd überzeugt wären, Pflicht *). 
Wenn die Grundgefege nicht felbft fchon die Mögliche 
keit einer ungegründeten Anklage augenommen hätten, 





liche öffentlihe Achtung als Beamter verloren habe, ©. 
Verh. derſ. 1820, H. 1, S. 40: So richtig diefer Grund 
iſt, fo fheint ed aber doch zweckmaͤßiger, wenn man doch 
einmal ein @efeg über den Gegenitand giebt, lieber bie 
ganze Einrichtung für Gtaatsprocefie aufzuheben, 

5) Dieß ertlärt z. B. die kur heſſiſche Verf. Url, 6: 100, 
ausdruͤclich und mit Recht. 
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fo waͤrden fie nicht erft einen Michter zur Entſcheidung 
über dieſelben geſetzt, fondern gleich den Stränden 
die PVerurtheilung auszufprechen uͤberlaſſen baben. 
Ueber die bloße Thatſache einer ungerechten Beſchuldi⸗ 
gung kaun fid) alfo der Minifter unter Beinen Umftänden 


"rechtlich befchweren. Der ihm Dadurch drohende mates 


riele Nachtheil ift durch die Freifprechung- abgewender; 
die moralijche Unbill einer grundlojen Verdaͤchtigung 
bat er durch feine ſiegreiche Vertheidigung und durch 
die dffentlihe Darlegung der Untadlichkeit feiner Hands 
lungsweife fogar in einen Triumph verwandeln Fonnen z 
und follten auch nach feinem fubjectiven Gefuͤhle den⸗ 
noch die ‚Leiden einer falſchen Beguͤuſtigung überwies 
gen, fo war diefe mögliche Erduldung derjelben eine 
Bedingung feiner Uebernahme einer Minijteritelle in 
einem conftitutionellem Staate. — Allein allerdings iſt 
in dieſem Rechte und diefer Pflicht der Auflage für die 
einzelnen Stcände-Mitglieder nicht auch die Befugniß 
enthalten, gegen den, verdächtig fiheinenden Beam⸗ 
ten Rechtsverletzungen zu begehen, Die Verfaſſung 
ermächtigt fie nicht zu Verlaͤumdungen, Zujurien , 
Faͤlſchungen u. ſ. w.; und der Minifter ift zwar fcbuls 
dig, feine ſaͤmmtlichen Handlungen, weldye ven Schein 
einer Verlegung der Verfaffung tragen, im jedem Aus 
genblicde zu rechtfertigen $ allein er ift nicht für vogel⸗ 
frei und infam erflärt, fo daß die Nairen der Stäns 
deverfamimlung au ihm, dem Paria des Geſetzes, 
nach Belieben jede Kraͤukung vornehmen dürften: Uns 
richtige Vorausfegungen , zu welchen aber ein Scheins 
grund vorhanden war, muß er widerlegen; falfchen 
Schluͤſſen har er die richtigen Folgeſaͤtze entgegenzus 
ftelen; ein haltlofes politifches Syftem , nach deſſen 


Grundfägen er als ſchuldig dargeftellt werben will, ſol 
er durdy die Entwiclung der wahren Regeln der Staats⸗ 
weisheit in feiner Bloͤße darftellen: gegen Berbrechen . 
aber , welche man fchuldhaft an feiner Perfon oder 
feinee Ehre begeben will, bat er Schu anzufpres 
hen. Auch er Ift Bürger eined Rechtsſtaates, und 
das hoͤchſte Mittel zur Erhaltung des Geſetzes darf 
nicht zu deſſen offener firaflofer Verlegung mißs 
braucht werden. ine gerichtliche Klage über Inju⸗ 
rien und Verlaͤumdungen, fo wie über materielle Faͤl⸗ 
fhungen, welche zu feinem Nachtheile vorgenommen 
werden wollten, muß daher dem angeflagten Minifter 
nach allen Forderungen des Rechtes gegen die einzels 
nen Ständemitglieder zuftehen. Die gewöhnlichen Ges 
‚richte jind „ je nach dem Gerichtöftande „ welcher dem _ 
Ständemitglied perſoͤnlich zuſteht, zufländig,. und Mers 
fahren fowohl als Strafe find die durch die allgemeis 
nen Landesgeſetze vorgefchriebenen. Bei legterer iſt na⸗ 
mentlich die große Oeffentlichkeit der zugefuͤgten Ehren⸗ 
kraͤnkung in Rechnung zu nehmen. 6) — Eine Schwuͤrig⸗ 


6) In einer Reihe von deutſchen Verfaffunge : Urkunden ift 
dieß ausdrüädlih anerkannt. ©. die warttembergi— 
ſche Verf., $. 185, wo Beleidigungen oder Verlaͤnm⸗ 
dungen der Megirung oder einzelner Perſonen ber Beſtra⸗ 
fung nah den beftebenden Gefeden in dem ordentlichen 
Mege des Rechtes unterworfen werden; bie E. ſaͤhſiſche, 
6. 83, welder gemäß ein Mitglied vor dem ordentlichen 
Nichter belangt werden kann, wenn eine Weußerung ein 
befondere6 Verbrechen oder eine perſoͤnliche Beleidigung 
in io begreift ; die hanoͤdriſche, nach welcher, 5. 110, 
e6 fi von ſelbſt verſteht, dag dem Beleidigten der Weg 
Rechtes nicht veriperrt werden faun, wenn ein Mitglied 
beleidigende Aeußerungen oder ſchwere Beſchuldigungen vor: 





keit kann nur in jenen Staaten ſtattfinden, weldje 
unbedingt den Grundfag aufſtellen, daß ein Ständee 
mitglied nirgends anders als in feiner Kammer felbjt 
wegen der in derfelben gefchehenen Weußerungen zur 
Verantwortung gezogen werden duͤrfe ’), vder weldye 
wenigftend eine ſolche auswärtige Klage gegen ein 
Ständemirglied nur mit der Genehntigung der betref⸗ 
fenden Kantine? vorzunehmen geitarten dä), In beiden 





brachte. Nach der gh. heſſiſchen Verf. Url., Urt 83; 
ſchuͤtzt das Mecht der freien Aeußerung nicht gegen den Vor 
wurf der Verläumdung ; und die kurbeſſiſche Verf. 
Urk., $. 87, nimmt ebenfalld den Fall der beleidigten Pris 
vatehre aus. 

5) Diefer Grundſatz gilt z. B. im britiſchen Parliamente, 
ſ. Jefferson, Manual of parliamentary prettios. We 
thingt. ; 1820, S. 14 und 24, und in Nachahmung ber 
felven in den Vereinigten Staaten von N. Ws 
ſowohl in der Union / f. Verf. Urk., Art. 1, Abfchn. 6; 
als in der großen Mehrzahl der einzelnen Bundesitaaten 5 
ferner in Norwegen, Verf: Url, $. 66; Spanien, 
Verf. von 1813, 5: 128; Bdiern, Terf. Urk., Tit: 
VI, $ 27; Portugal, Verf. von 1828 , $. 93; Bel⸗ 
gien; Verf: Url. ; Urt: 44: | | 

8) Wie diefed 3. D. vorgefchrieben iſt in der franzöfi: 
[hen Charte von 1814, Urt. 34 und 525 in der pol⸗ 
nifhen Verf; Url. vdn 1818, |. 895 in der ſch we⸗ 
bifhen Merf. Urf. von 1809, $: 110: In Badeui, 
100 die Verf: Urk., $: 49, Freiheit von Merhaftung zu: 
fagte, wurde von einer Commiſſion der erſten Karimer 
ausdrüdlih ein Cjedod von der Kammer nicht angenom: 
mener) Untrag auf die gerichtliche Werfolgung von Mit: 
gtiedern durch beleidigte Privatperfonen nad erhaltener 
@riaubniß der betreffenden Kammer gemacht. &; Vie 
Ver h derf:, 1828, Bd. I, ©. 913 , 430 fg. 
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Faͤllen bleibt nichts übrig, ald daß der Gekraͤnkte fich. 
gun die Kammer wender, und in der erften Vorauss 
fegung diefe felbft um Unterſuchung und Beſtrafung der 
Schuldigen angeht, in der anderen aber fie wenigftens 
um die Erlaubniß zu einer Klage bittet. Nechröges 
fühl und Sorge für die eigene Ehre machen fomohl 
dort als hier die Gewährung der Bitte zur Pflicht. 


3. Straf-Erhenntniffe 
$..3.. 
a. Straf- Arten, 


Die Nothwendigkeit einer in Beziehung auf Art 
uud intenfive Größe der Strafen ausgedehnten Befugs 
niß des Richters in Staatöproceffen, kann von Nies 
mand in Abrede gezogen werden, welcher den Grund: 
fag anerkennt, daß die Strafe. der Berfchuldung an⸗ 
gepaße werden muß, falld er einen Blick auf die 
unter fich fo hoͤchſt verfchiedenen Fälle einer Minis 
fteranflage wirft (f. oben dad zweite Kapitel). Meder 
kann dad Recht erlauben , einen Staatömann, welcher 
aus einer, freilich verfchuldeten, unrichtigen Erkläs 
‚rung einer gefeglichen Beftimmung ſich gegen die Ver⸗ 
faffung verfehlte, oder der durch die materielle Nüßs 
lichkeit einer verfaffungsmäßig nur gemeinfchaftlich mit 
den Ständen vorzunehmenden Maäsregel fih zu einer 
einfeitigen Ausführung derſelben hinreißen ließ, eben 
fo Hart zu beftrafen, als jenen andern, welcher durch 
verraͤtheriſche Verbindung mit Fremden die Eriſtenz 
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des Staates bedrohte, oder der ſich durch Gelb zu Vers 
faffungs » Verlegungen beftechen ließ: noch aber kann 
die gelindere Strafe ded nur Geringes Berfchuldenden 
dem fchweren Verbrecher zu Gute kommen. Unbedingt 
{ft daher die von mandyen Theoretikern vertheidigte 
und felbft von der Mehrzahl der Grundgefege anges 
nommenen Aushebung nur einer oder ganz weniger 
Strafarten als der austheilenden Gerechtigkeit zuwis 
derlaufend zu bezeichnen *). ine folche Beſchraͤnkung 
Tann in den meiften Fällen nur zu der Alternative, entwe⸗ 
der zu gelinde oder zu hart beftrafen zu muͤſſen, führen. 
Die zu gelinden Strafen erreichen aber den Zweck nicht; 
die zu barten find um fo ungerechter, als aus gutem 


1) Während das engliſche Met durchaus Feine eigenthuͤm⸗ 
lihen Strafbeftimmungen für die Staatdanflage enthält, 
ſondern eine ſolche zu jeder geſetzlich erlaubten Strafe fuͤh⸗ 
sen kaun, dat zuerſt die Eonftitution der Vereinigten 
Stauten von N. U. eine Beichrintung bed Staatsge⸗ 
richtshofes auf einige geringere Strafen angeordnet , (1. I, 
3, 5,6 und 7). Dieſem Beifpiele folgten denn num nicht 
nur eine bedeutende Anzahl der einzelnen Bundesſtaaten, 
fondern auh Württemberg, 8. Sachſen, Hau 
ver, Hohenzollern: Sigmaringen, n.f.w. Grant: 
reich dagegen, Belgien, Kurbefien , blieben dem gemeinen 

Mechte geiren, Von Theoretikern find u. A. Hamilton 
im Foͤderaliſten (Bd. U, S. 208 fa.), Motte im Aretind 
Staatsrecht, Bd. IH, S. zu fs., für Beſchraͤnkung auf 

ein geringes Strafuaaßs. B. Eonftant dagegen wii 
auch bie ſtrengſte Strafe zulaffen; eben Yo G. Pagos 
(De la respons. minist., S. 56), und Bubbens, 
Minifter sVerantwortlihleit, &. 34 fü. Edenbahl 
WE Staatslehre (Bd. 1, ©. 188) nimmt Cod, Ver: 
barnuug ud gefaͤugliche Haft als juläfig an. 
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Grunden (f. den folgendeu $.) eine Begnadigung nicht 
ftarıfinden darf. Warum überhaupt hinfschtlich des 
Strafmaaßes ein folches Mißtrauen in die Einfiche- 
oder in die Gerechtigkeitsliebe der ausgewählten Rich⸗ 
ter, denen maun doch Die weit ſchwuͤrigere Leitung des 
Procefieb und die Entfcheidung sber die Hauptfrage, 
nämlich über das Dafeyn einer Schuld „ ruhig übers 
laͤßt? 

Noch auffallender aber iſt es, wie die meiſten Ge⸗ 
ſetzgeber, im Gefuͤhle der Unzureichenheit eines ſo be⸗ 
ſchraͤnkten Strafmaaßes, keine beſſere Huͤlfe wußten, 
als dem falſchen Hauptſatze durch einen noch tadelnd⸗ 
wuͤrdigeren Infag zu Huͤlfe zu kommen. Als ſolcher 
naͤmlich ſind offenbar die beiden nicht ſelten getroffenen 
Beſtimmungen zu bezeichnen, daß mit jeder Schuldig⸗ 
erklaͤrung unter allen Umſtaͤnden Entlaſſung vom Amte 
verbunden ſey ?), und daß der von Staatsgerichtshofe 
Verurtheilte wegen derfelben Handlung noch einmal 
vor die gewöhnlichen Gerichte geftellt und von dies 
fen zu einer noch weiteren Strafe ‚verurtheilt werden 
Tonne 2). — Jene Beſtimmung kann in einzelnen Käls 
len außerordentlich hart ſeyn, indem denn doc) ber 
Hal von einer leidenſchaftlichen Verfolgung eines fonft 
fehr verdienten Minifterö von Seiten der Stände, und 
das Aufgreifen einer einzigen Kleinigkeit, in welcher 


23) Dieb ift angeordnet in bee kurheſſiſchen Derf. Urk., 
$. 100 | 
3) Ale oben bezeichneten Staaten , welde bie Competenz des 
Staatsger chishofes auf nur geringere Strafarten beſchraͤnk⸗ 
ten, haben dieſen Fehler durch den zweiten des dopvelten 
Proceſſes gut zu machen geſucht. 
a5 ® 


er gefehlt Hatte, denkbar iſt. ‚Hier kam der Richter 
nur. zwifchen einer, gegen feine Ueberzeugung und icis 
sen Eid ftreitenden, völligen Freiſprechung, oder einer 
ungerechten Strafe und der Berarmung bed Staates 
nun einen tächtigen Staatömann wählen. Da ber Rich: 
ter immer , wenn er es ndthig findet, Die Eutlaffung 
ausfprechen kann, fo ift die ganze Beſtimmung völlig 
überfläfig , dagegen gewiß höchft unklug, ihn in diefe 
Klemme zu verfegen, bei welcher das Recht in keinem 
Falle unverlegt bleiben kann. Bedenkt man vollends, 
daß ein fir fchuldig erfannter Minifter, und wäre 
ber Gegenftand auch nicht fehr bedeutend, doch in der 
Megel fein Amt wird niederlegen wollen und muͤſſen 
aus Ruͤckſicht auf die bffentlihe Meinnng, fo ift Die 
in Frage fiehende nothwendige Eutſetzung um fo wenis 
ger motivirt, indem fie nur Dana mit jener Kraft eins 
tritt, wenn gerade ihr Michteintreten wuͤnſchenswerth 
wäre. — Welchen innern Widerſpruch aber die An⸗ 
ordnung eines zweiten Procefles vor den gewoͤhnlichen 
Gerichten enthält, darf wohl nicht erft gezeigt wers 
den. Oder läßt es fich etwa begreifen, wenn auf der 
einen Seite ein eigener Staatsgerichtshof gebildet wird, 
weil die ordentlichen Gerichte des Staates aus irgend 
einer Urfache für minder tchtig zur Entſcheidung von 
Minifterflagen erachtet werden, Dagegen aber auf der 
andern Seite diefem auserlefenen Richter nur eine für 
die unbedeutenderen Fälle ausreichende Strafgewalt 
degeben, dem ordentliden Richter aber die Befugniß 
eingerdumt wird, Die wichtigeren Fälle mit ſchweren 
Strafen zu beendigen? Dieß ift aber um fü mehr 
zu tadela, ald nicht nur zu gleicher Zeit ber Grund⸗ 











fat , daß Niemand wegen derfeiben Handlung zwei⸗ 
mal vor’ Gericht geftellt werden fell, verlegt wird; 
fondern auch, wenigftens lehr leicht, Widerfprüdhe zwi⸗ 
ſchen den Anfichten und Urtheilen der beiden Gerichte 
entftehen koͤnnen, welche den Mechröpnner in Verwir⸗ 
rung zu bringen und die bffentlidd Meinung ganz irre 
zu leiten geeignet find. Bon den großen Edywärigs 
keiten ganz abgefehen , welche wenigſtens in vielen FJaͤl⸗ 
len eine Trennung der in @iner Handlung vereinigten 
verfchiedenen Verbrechen haben würde. Die zur Recht⸗ 
fertigung der Maasregel beigebrachten Griinde *) ind 

aber nicht von der Art, um die Einwendungen zu bes 
feitigen. Wenn nämlich einmal aügeführt wird , daß 
die Zurcht vor einer harten Strafe den Angeklagten 
zu einem gefährlichen verzweifelten Widerſtande brins 
gen Fönnte: fo ift doch einlenchtend, daß ihm bei 
diefer Einrichtung eben fo fehr , wo nicht nody mehr, 
die Gefahr einer hohen Strafe droht. Eben fo ift 
der zweite Grund, nämlich die Annahme, daß der 
Staatsrichter leichter zu einer geringen als zu einer 
firengen Strafe zu bringen ſeyn möchte, ganz unfliche 
haltig, indem die Schwirigkeit indem Ausſprechen 


4) S. den Federaliste, B. I, ©. 293 ‚, und Rotteck, im 
Aretin's confit. Staatsrechte, Bd. II, &, 336 fs; 
Rottecks Vortrag in der erften badifhen Kammer, 
f. Verb. derf., 1822, 3b. 1, ©. 347 fg. Dagegen mein 
württemb. Staatsrecht, Bd. I, S. 680; Iullenbarbt's 
Sommiffionsbericht in der erfien Kammer der badifhen 
Ständeverfammlung, in Deren Verh. 18283, Bd. 1, 
©. 319 fe. 


der Schuld, gegen einen hochſtehenden und vielleicht 
von der Regirung mbglichlt gefhägten Manu, . niche 
aber in dem Maaße der Strafe beſteht, und überdieg 
der Staatsrichter leiaeswegs genothigt iſt, gerabe 
eine hohe Strafe auspaſprechen, wenn er eine gelins 
dere aus irgend einem Grunde angemeſſen finder. Und 
noch weniger kann der dritte Grund Billigung fiuden, 
die Behauptung nämlich , daß die Strafen des Staats⸗ 
gerichtshofes deßhalb nicht Höher feigen dürfen, als 
fie zu einer freiwilligen Erfüllung von Geiten 
des Furſten fich eignen, weil eine höhere Machtvoll⸗ 
firedung bier fehle, und der Staatsgerichtshof nur 
ein durch Vertrag zweifchen Fuͤrſt und Wolf errichteres 
Sompromiß fey. Abgeſehen davon, Daß nicht einzus 
fehen ift, warum das Staatsoberhaupt die gegen feine 
vertrauten Räthe ausgeiprochene gelindere Strafe freis 
willig vollziehen und fich nicht ebenfalls fchon hier 
widerfegen follte, fo ift offenbar die Errichtung des 
ganzen Inſtitutes eines Staatögerichtes, welches aller 
dings (wie jeder andere Berfaflungspunct) nur durch 
einen Vertrag zwifchen Fuͤrſt und Wolf zu Stande 
fommen kann, verwechfele mit der von dem einmal 
beftellten &erichte im einzelnen Kalle auögehenden Ents 
fheidung. Diefe legtere ift Fein Compromiß, fondern 
ein förmliches gerichtliches Urtheil, und ob gelinde 
oder ſtrenge, fo muß fie gelten und vollftredit werben. 
Bon wen ? darüber im naͤchſten $. das Nähere. 

Iſt man denn aber auch hier für eine weitausge⸗ 
dehnte Strafbefugniß entſchieden, fo bleibe nun immer 
noch eine ‚genauere Unterfuchung der Frage, weldye 
einzelne Arten von Strafen als die paffendften ers 
fcheinen, übrig. Je mehr die Anklage und Verurthei⸗ 


- 
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lung eines des hoͤchſten Gtaatäbegiuten dazu geriguet 
ift, die allgemeine Aufmerkfamkeit auf ſich zu zichen 
und gährende Leidenfchaften aufzurufen, deſto weniger 
darf Unzweckmaͤßiges oder fonft Tabelnswerthes in ir⸗ 
gend einem Theile des Verfahrens flattfinden, 

Vorerft mibgen diejenigen Straf s Arten bervorges 
hoben werden , welche als gauz und unter allen Um⸗ 
fländen unpaffend erfcheinen. 

Hier drängen fih vorerſt und faſt unwillkuͤrlich 
die Geld: Strafen auf. Daß diefelben bei der gros 
Ben Zahl jener Verfaffungsverlegungen, welche nicht 
aus verbrecherifcher Habfucht entſtanden, ganz verwerf⸗ 
lich wären, da fie die Triebfeder Der verbotenen Hauds 
lungsweiſe nicht belämpfen, ift Har. Bei vielen kaͤme 
überdieß dazu, daß fie in gar keinem Verhälmifie zu 
der Groͤße der Verfohuldung ſtuͤnden. Uub mbchte es 
auch einzelne Fälle von Vergeben eines Minifters ges 
ben , in welchen eine Vermoͤgensſtrafe deßhalb paſſend 
gewählt erfcheint, weil die Triebfeder der verbotenen 
Handlung Habſucht und der beabfichtigte Gewinn ein 
pekuniaͤrer war: fo find doch wohl auch bei folchen 
überwiegende Gründe gegen die Anwendung dieſer 
ganzen Strafgattung. Vor Allem ift nun einmal die 
ungeheure wirkliche Ungleichheit derfelben bei dußerlich 
anfcheinender Bleichheit nicht zu laͤugnen. Diefelbe 
Strafſumme, welche ben ärmesen Daun und feine 
Familie an. den Bertelftab bringt, wird von dem: Reis 
chen gar nicht gefühlt oder wenigftens leicht verſchmerzt. 
Daß aber die Ausmeffung ber Strafe nicht nad) der 
individuellen Fähigkeit oder Beſchwerlichkeit der Ers 
ftehung , fondern nach dem Grade der Schuld und der 
obiectiven Größe der Gefeeöverlegung vorgenommen 


— 552 — 


werden Kann, bedarf natuͤrlich keines Beweiſes. Zwei⸗ 
tens ermangelt die Anſetzung einer Geldſtrafe jedes 
Eindruckes auf die Einbildungstraft, und ift fomit 
tur wenig geeignet zu einer Beruhigung aufgeregter 
Volksleidenfchaften beizutragen. Ferner giebt dieſe 
Strafe, falls fie nicht immer mir Amtöentfernung 
verbunden wird, fo wenig eine Sicherheit gegen eine 
Wiederholung desſelben Verbrechens durdy denfelben 
Staatsmann, daß fie vielmehr leicht zu einer weite⸗ 
ren und gefährlicheren Beruntreuung führen kann, um 
ſowohl den erft beabfichtigten Zweck als eine Wieders 
erftartung der Buße herbei zn führen. — Gilt dieß aber 
ſchon von beftimmt audgefprochenen Geldftrafen , fo 
Tann noch weniger von einer Wermdgenss@inzie: 
dung die Rede feyn. Hier ift die Ungleichheit in obs 
jectiver Beziehung in noch höherem Grade vorhanden „ 
fo daß der bloße Zufall, nicht aber mehr eine vernünfs 
tige Berechnung, die Strafe verhängt. Weberdieß wers 
den in der Regel hauptſaͤchlich Unfchuldige, die Vers 
wandten des Schuldigen, dadurch betroffen °). 

! ) 


5) Ausdruͤcklich ift die Anwendbarkeit von Geldſtrafen nur 
in wenigen Staaten angeordnet, fo 3.2. in Württem: 
berg (f. die Verf. Urf., $. 203) ; allein ſtillſchweigend 
ift fie freilich in allen jenen Gefeßgebungen eingeräumt, 
in welchen die GStrafbefugniß des Staatsgerichtshofes nicht 
genauer bezeichnet und begränzt ik, fo 5. B. in Eng 
land, Sranfreih, Surbeffen. In Enland find 
auch wuͤrklich die Beilviele einer vom Oberhauſe ausge: 
fprohenen Geldftrafe nicht ganz felten. Danegen hat die 
erfte da diſche Kammer den Antrag auf Anwendung von 
Geldbußen verworfen, und zwar einſtimmig. S. deren 
Derh., 1820, 9.4, &. 689. Die Theoretiter über: 
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Wenn überhaupt bei einem in der Gifittigung 
vorgefchrirteneren Volle koͤrperliche Zuͤchtigung 
ganz aus der Reihe der erlaubten und erträglichen 
Strafen entfernt wird, (allenfalls die Zuchtigung von 
fruͤh verdorbenen Jungen und von Landftreichern aus⸗ 
genommen ‚) fo kann natuͤrlich von einer foldy'n Miß⸗ 
handlung hier unter Leinen Umftänden die Rede feyn. 
Es ift fogar kaum zweifelhaft, daß in dem vorliegens 
den Falle auch jede Art von IZwangs-Arbeit mit 
- gleicher Verwerfung zu belegen if. Eine ftrenge, viels 
Leiche ſelbſt einſame, Befchäftigung der Strafgefanges 
nen ift allerdings eine unerläßliche Bedingung eines 
guten Syſtemes der Freiheitäftrafen wegen gewöhnlicher 
Verbrechen ; bdiefelbe dient zur Vervollſtaͤndigung des 
beabfichtigten phufifchen Uebels, zur Erleichterung der 
Koften, und zur Vorbereitung auf ein kuͤnftiges ehr⸗ 
liches Fortlommen nach wiedererlangter Freiheit. Und 

wenn fih auch nicht läugnen laͤßt, daß ein folcher 


geben entweder die Frage ganz , oder wenn fie diefelbe be 
antworten, fo geſchieht ed mit einem Worte, vielleicht 
feldft nur mittelbar. So z. B. Ecendahl, Staatslehre, 
Bd. 1, S. 188, und (Buddeus,) Miniſter-Verant⸗ 
wortlichkeit, S. 190, welche uͤbrigens beide die Anwend⸗ 
barkeit der Geldſtrafen verwerſfen. — Am wenigſten ˖kann 
von der Nachahmung der englifchen „corruption of blood“ 
die Mede ſeyn, jenes Gipfels einer irrationellen und unges 
rechten Strafe, welcher gemäß die Nahlommen eines we⸗ 
gen Hochverrathes Nerurtheilten gar kein Recht erwerben 
fönnen , auf weldes fie dur ihre Abftammung von dem: 
felben einen Anſpruch hätten, f. 3. B. alfo keine Erb⸗ 
fchaft von den Afcendenten entfernterer Grade. Hier wird 
offenbarjder Unſchuldige, und nur diefer , geftraft. 
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Zwang zu einer mechaniſchen Arbeit etwas Entwuͤrdi⸗ 
gendes hat, namentlich für den Mann von feinerer 
Bildung und höherem Range, fo paßt er doch für 
die weit überwiegende Mehrzahl der Fälle; und es 
Tann fogar der Grundfaß der Rechtsgleichheit ohne eine 
allzugroße Unbilligkeit and) gegen den Gebildeten deß⸗ 
balb durchgeführte werden , weil ein Solcher in feiner 
Bildung einen weiteren Grund zu Vermeidung des 
Verbrechens hatte und fomit anch intenfiv ftrafbarer 
iſt. Allein ganz anders verhält ſich die Sache bei ber 
. Beſtrafung eines Minifterd wegen Staatöverbrechen. 
Daß die Strafe audy ohne den Zufag von 3wangs⸗ 
arbeit firenge genug bemeſſen werden kann, bedarf 
feines Beweifes. Selbſt wenn die ſittliche Schändlich- 
beit der Zriebfeder eine Ehrenſtrafe erfordert, fo kann 
dieſe durch eutehrende Eutlaffung vom Amte in bins 
seihendem Maaße gegeben werden,” befonders da das 
ganze öffentliche Verfahren und die Thatſache der Ver; 
urtheilung fchon als Chrenftrafen betrachtet werden 
koͤnnen. Der Beitrag zu den Unterhaltungskoften kommt 
einmal nicht viel in- Betracht bei einem folchen Acte 
der politifchen Gerechtigkeit, und anderentheild Tann 
er in der Regel aus dem Vermögen des Verurtheilten 
bezogen werden. Don der Erlernung eines Gewerbes 
zum Behufe des Eünftigen Lebensunterhaltes ift ohne: 
dem feine Nede. Es fehle fomit an jedem Grunde 
zur Zufügung diefer Art von Uebel. Eine unndthige 
Herabwirdigung von Männern , welche mit der, freis 
lich von ihnen mißbrauchten , Leitung der Staats⸗ 
geichäfte beauftragt waren, wirft überdieß wohl nach 
bem Gefühle der Meiften zunächft einen E chatten auf 


die Ehre des ganzen Landes, und kann und muß Die 
verkehrte Wirkung haben, daß fie Mitleiden erwedt. 

Endlich laͤßt ſich wohl zeigen, daß die Vers 
bannung keine zweckmaͤßige Strafe gegen verurtheilte 
Minifter if. Zwar wuͤrde in ſolchem Falle diefe Strafe 
‚ gegen Bürger angewendet, welche durch Verlegung der 
Verfaſſung ihre unfociale Richtung bewiefen haben; 
auch würde fie allerdings ihre Entfernung aus den 
Gränzen in der Megel von der Wiedergewinnung ihres 
alten ſchaͤdlichen Einfluffes abfchließen: allein theils 
würde den Geftraften der ihrem Gefühle nach vielleicht 
bedeutendfte und jeden Sales wohlverdiente Theil der 
Strafe, naͤmlich der einflußlofe Aufenthalt unter dem 
friiher von ihnen geleiteten Volke und der tägliche Aus 
bli® der ige andern Händen übergebenen Staatsge⸗ 
ſchaͤfte, erfpart, theild dem Bürger das lebendige Beis 
fpiel der Folgen einer Verfaſſungsverletzung eutzogen. 

Dagegen find folgende Strafen ald paflend zu ers 
klaͤren: 

1. Verweis. — Leicht laſſen ſich Faͤlle denken‘, 
in welchen zwar eine Schuld aus Leichtſinn oder Ge⸗ 
waltthaͤtigkeit klar vorliegt, dagegen entweder der Ge⸗ 
genſtand der Verfehlung ein materiell ganz unbedeu⸗ 
tender iſt, oder dem Schuldigen wenigſtens, ſey es 
wegen des von ihm beabſichtigten Nutzens ſey es wegen 
der Nebenumſtaͤude, bedeutende Entſchuldigungsgruͤnde 
zur Seite ſtehen. Ungeahndet darf natuͤrlich auch eine. 
ſolche minder bedeutende Verletzung der Verfaſſung 
nicht bleiben. Allein unvernuͤnftig und unbillig wäre 
ed, deßhalb einen vielleicht fonft hoͤchſt tuͤchtigen Mann 
durch eine Entjegung dem Vaterlande zu entziehen, und 
Befängnißftrafe wäre, felbft in ihren leichteren Graden 





und bei kuͤrzerer Dauer, zu firenge. Hier bleibt Dem 
wohl faum etwas anderes uͤbrig, als gerichtlicher Tas 
del. Derfelbe ftellt einerfeits die Alnerlaubtheit der 
begangenen Handlung feft, anderen Theils if fein Ges 
wicht und feine Schwere , wie gewiß wuͤnſchenswerth 
ift, nach dem ſittlichen und rechtlichen Werthe der 
Handlung und des Mannes fehr verfchieden. Leicht 
und ohne weitere nachtheilige Folgen filr den ſonſt 
ehrenwerthen und näglichen Mann, welcher in der Form 
fehlte und aus Partheihaß oder aus uͤbertriebenem 
Eifer deßhalb angeklagt wurde, ift er minder druͤckend 
und politiſch vernichtend bei ſchlechter Wbficht oder 
uieberträchtigen Mitteln. In leterem Falle wird ſich 
die dffentliche Meinung fo fehr des gerichtlichen Aus⸗ 
fpruches bemächtigen, daß fie Damit den Betroffenen 
von feinem mißbrauchten Amte vertreibt , während im 
erfteren bald Alles vergeffen ift außer der Warnung 
für den Betroffenen und fiir Andere ©). — Webrigens 
ift wohl zu bemerken, daß nicht jede Erklärung des 
Gerichted , ed fey der Angellagte von dem Sinne der 





6) Hoffentlih wird diefe Unterfcheidung zwifchen den verſchie⸗ 
been Faͤllen eines Verweiſes als pfochologifh richtiger 
erkannt werden, denn die in den badiſchen Kammern 
vielfältig geaͤußerte (freilich auch widerſprochene) Anſicht, 
daß ein Verweis ganz unvertraͤalich mit der Beibehaltung 
des Amtes fev. ©. 3. B. die Merh. der zweiten Kam⸗ 
mer 1833, Bd. X, ©. 432 fg. Wäre dieß richtig, fo 
wäre offenbar diefe Ehrenftrafe im Geleße ganz auszu⸗ 
laffen und nur Dienftentlaffung auch auf bie leichteften 
Vergehen zu feßen, was aber aller diftributiven Gerechtig⸗ 
leit z wider wäre, 
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Verfafſungsurkunde abgewichen, jede Zurechtweis 


fung alfo , auch zu gleicher Zeit ein Verweis und 


fomir eine Strafe if. Es ift oben, Kay. 3, $. 1, 
nachgewiefen worden , daß ed Fälle giebt, in welchen 
der Gerichtshof die von dem Ungellagten befolgte 
Auslegung des Grundgeſetzes nicht als richtig aners 
kennen kann, ohne daß aber deßhalb jener eined Ders 
gehend bri feiner Auslegungs⸗ und Handlungs s Weite 
ſich fchuldig gemacht hätte. indem der Fall entweder 
wirklich zweifelhaft war oder eine Pflichten s Collifion 
eintrat, u. ſ. w. In dieſen Källen bat nun der Ges 
richtshof zwar das Hecht und die Obliegenheit zu er⸗ 
Hären, welches die richtige Verfahrensweiſe geweſen 
wäre, (wodurd natürlich fiir kuͤnftige Fälle eine ohne 
Schuld nicht zu verlaffende Richrichuur gegeben wird :) 
allein wegen der vorhandenen Cutfchuldigungss ober 
Rechtfertigungs = Gründe fpricht er den Angeklagten 
von aller Strafe frei. 

2. Entfernung vom Amte. — Die natilrlichfte 
Strafe für bedeutenderen Mißbrauch der Amtögewalt 
ift begreiflich die Entziehung dieſes Amtes. Wer das 


Bertrauen des. Staates getäufcht hat, muß in die . 


Unmöglichkeit verfegt werden, eine ſolche Pflichtverles 
Bung zu wiederholen; dieß fordert ſchon die Selbfls 
vertheidigung des Staated. Außerdem ift der Berluft 
des Einfluffes, bes Gehaltes, bed Ranges und ber 
Hoffnung noc Weiteres zu erreichen , ein bedeutendes 
Uebel, wenigftiend nach den Anfichten und in den Vers 


bältniffen der großen Mehrzahl. Daß er es für einen | 


Minifter feyn muß, welcher feine Stellung nicht nur ' 


gebrauchte , fondern ſogar, fey ed aus Eigenfucht ſey 


eö aus politifcher Leidenfchaft, mißbrauchte, kann eben 
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fo wenig einem Zweifel unterliegen, als daß gerabe 
gegen einen mit fo bedeutenden Mitteln verſehenen 
Gegner die Verfaſſung fait aͤugſtlich zu ſchuͤtzen if. 
Es iſt auch nicht Ein Staat, weldyer nicht Biefe 
Strafe für paſſend bei Minifter » Anflagen erachtet 
hätte. Webrigens kann biefe Strafe allerdings in vers 
fehiedenen Stufen von Härte auferlegt werben , welche 
verfchiedenen Graden von Schuld enrfprechen. Eine 
bloße Entlaffung, ohne weitere ehrenriührige Ers 
klaͤrungen, aber natärli mit Verluſt aller Vortheile 
oder Anſpruͤche an Amt oder Ruhegehalt u.f.w. , tft 
die mildefte Art der Entfernug. Entſetzung if die 
ſchimpfliche Ausftoßung aus dem Amte, in der Nee 
gel auch noch verbunden mit dem Berlufte beftimmter 
Ehrenrechte, 3. B. von Orden u. dgl., oder gewilfer 
ſtaatsbuͤrgerlicher Befugnifle , als da find actived und 
yaffives Wahlrecht u. f.w. Daß die Unwendung der 
legteren Art von Amteentfernung bei ſolchen Verfaſ⸗ 
fungöverlegungen,, welche eine Niedrigkeit der Triebs 
feder beweifen oder durch ſittlich verwerfliche Mittel , 
erreicht werden follten, ganz an der Stelle it, kann 
nicht bezweifelt werden. Minder beftimmt mag man 
fih fir diefe Strafe erklären, wenn zwar die Verfeh⸗ 
ung fehr bedeutend war und ſomit jeden Falles auch 
eine höhere Strafe verdiente, allein boch feine entfchies 
dene Unehrenhaftigkeit in Gefinnung und Ausfuͤhrung 
vorhanden if. Doch ſpricht wohl am Ende für die 
Anwendbarkeit der Entfegung in foldyen Fällen nicht 
nur die Nächlichleit eines Eräftigeren Schußes gegen bes 
fonder6 ftarke Angriffe, fondern auch namentlich bie 
Erinnerung am den auf die Verfaſſung geleifteten Eid. 
An ımd für fich fchließt die Entfernung von einem Amte 


micht auch zu gleicher Zeit die Unfähigkeit, ſpaͤter ein 
anderes zu erhalten, in ſich. Allein nicht nur iſt es 
möglich , Daß das Gericht eine ſolche Unfähigkeit, ſey 
es in Beziehung auf alle, fen es wenigftens hinficht⸗ 
lich beſtimmter Arten von Aemtern, ausdruͤcklich als 
weitere Strafe ausſpricht; ſondern nach der Geſetzge⸗ 
bung ſehr vieler Staaten iſt ein ſolcher beſtaͤndiger 
Ansſchluß die nothwendige Folge gewiſſer hoͤherer Stra⸗ 
fen, namentlich auch der Entſetzung. Wenn nun ſchon 
der Umſtand, daß ein Amt mißbraucht wurde, kein 
Beweis iſt, daß ein ſpaͤteres auch mißbraucht werden 
wird; und wenn vielleicht uͤberhaupt das ganze Syſtem 
mit einer Strafe auch noch ein weiteres mit der erſten 
in gar keinem natuͤrlichen Zuſammenhange ſtehendes 
Uebel als nothwenige Folge zu verbinden, gewichtigen 
Einwendungen ausgeſetzt iſt: ſo iſt doch wohl dieſe 
Verbindung erlaubt und zweckmaͤßig bei einer foͤrmli⸗ 
hen Eutſetzung. Wer durch fein unehrenhaftes Betra⸗ 
gen im Amte ſich eine oͤffentliche Ehrenkraͤnkung zuge⸗ 
zogen hat, kann nicht mehr mit Staatsgeſchaͤften be⸗ 
auftragt werden ohne eine offenbare Beleidigung gegen 
Untergebene und gegen die uͤbrigen Staatsdiener. 
Dagegen wird mit bloßer Entlaffung das Verbot der 
Miederanftelung nur durch einen befonderen richterlis 
chen Ausfpruch im einzelnen Falle in Verbindung zu 
bringen ſeyn, wenn der Richter entweder uͤberwiegen⸗ 
de Gründe fir die Gefahr einer Wiederholung der vers 
botenen Handlung finder, oder die einfache Entlaffung 
nicht als hinreichende Strafe erfcheint. In dieſem 
Balle kann auch nur die Unfähigkeit zu einem beſtimm⸗ 
ten Amte oder einer gewiflen Klaffe von Aemtern aus⸗ 
geiprochen, und die Möglichkeit der Belleidung der 
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übrigen, bei weldyen nach der Perſdulichkeit des Maus 
ned oder den aͤußeren Verhaͤltniſſen nur geringe Gefabr 
des Mißbrauches ift, vorbehalten werben. Freilich 
wird bei einem Minifter der einmal eingenommene 
Rang nur felten. eine folche anderweitige. Verwendung 
moͤglich machen 7). Wird eine Unfähigkeit zur Be⸗ 
Üeidung anderer Aemter audgefprochen , fo erfordert 
zweifeleohne die Schicklichkeit und die Ruͤckſicht auf 
die Volksſtimmung, daß hierunter auch die Hof aͤm⸗ 
ter begriffen find. Allerdings ift in der conflitutios 
nellen Monarchie der Hofdienft Privarfache des Fuͤr⸗ 
ſten; die in ihm Ungeftellten haben einen amtlichen 
Wirkungskreis im Staate, und fie erhalten auch ihren 
Gehalt aus der Civilliſte. Die Auorduung und "Bes 





7) Buddeus, Minifter:Verantwortlicleit, &. 29, fclägt 
vor, das einem Minifter nit als foldem ein Rang ein⸗ 
geräumt „ fondern dem zu folder Stelle Ernannten der 
zunaͤchſt folgende Rang im Staatödienfte (3. B. eines Praͤ⸗ 
fidenten) vorbehalten werde, damit bei einer bloßen Ent: 
laffung der Minifter um fo leichter ohne Schande für ihn 
im Staatedienfte beibehalten werben könne. Da nun aber 
einer Seite diefe Einrichtung doch wohl mınde Unbequem: 
lichfeiten hätte, wie 3. B. eine Menge überzähliger Be⸗ 
amten biefed Grades ; anderen Theiled aber Stagteproceffe 
an und für fih nur fehr felten fi ereignen , von dicfen 
Teinedwegs alle Verurtheilungen zur Folge haben, unter 
den Derurtheilten wieder nur wenige gerade mit bloßer 
Entlaffung mit ber Fähigkeit weiterer Dienſtleiſtung be: 
legt werden werden, endlich unter biefen Manche weitere 
Dienfte gar nicht verlangen werden: fo fheint wenisftend 
dur die Verantwortlichleit der Miniſter diefer Vorſchlag 
nicht gehörig motiviert zu fepn. 


feßung der Hofſtellen liegt ſomit aud) in ber Megel 
ganz außerhalb des ſtaͤndiſchen Wuͤrkungskreiſes und 
überhaupt außerhalb des bffentlichen Rechtes. Allein 
da ed offenbar von der ſchlimmſten Wirkung, ſeyn 
müßte, wenn der Kürft den durch einen Act der Nas 
tional = Gerechtigkeit wegen feiner Angriffe auf die 
Breiheiten des Volkes Gebrandmarkten itzt erft in feine 
unmittelbare Nähe ziehen würde, und nun anſtatt des 
offenen und fomit leichter zu controlirenden Wuͤrkens 
ein geheimer Einfluß auf das Etaatöoberhaupt zw 
beforgen wäre; da ferner leicht einer der Hauptzwecke 
der ganzen Idee der Minifterverantwortlichleit, ndıns 
li die Ableitung der Verantwortlichkeit und der Abs 
neigung von dem Hanupte des Fuͤrſten auf das eines 
Unterthanen „ dadurch vereitelt würde: fo ift felbft im 
wohlorrftandenen Jutereſſe dee Fuͤrſten bier ein ges 
feglicyer Eingriff in feine Privatrechte wuͤnſchenswerth. 
Eben wenn die Perfon des Fürften heilig und unvers 
letzlich ſeyn fol, fo muß er auch jeden perföulichen 
Zufammenftoß mit den Wächtern der dffentlichen. Zreis 
heit vermeiden 8). 


8) An manchen Merfaffunge : Urfunden iſt die voliftänbige 
kuͤnftiſt Unfähigkeit eines zur Entfernung vom Amte ver: 
urtheilten Minifters in Beziehung auf Staatdämıer 
ausgeſprochen, fo 3. B. in der wuͤrttembergiſchen, 
6. 205, der &. fähbfifchen, $. 150, der bandvris 
ſchen, F. 152, (nur dab die beiden erften dem @erichte 
das Recht einräumen, eine weitere Nnftellungsfähigkeit 
ausdruüdlih vorbehalten zu dürfen): feine aber bat auf 
Hofämter irgend Müdjiht genommen. Nur in Engs 
land ereignet fib nicht felten, daß das Parliament den 
Känig bittet , einen angellagten Winifter für immer aus 
feinem Mathe und feiner Gegenwart zu entferuem. . . 

... 836 


8. Freiheitsſtrafe. — Die Eigenfchaften , 
welche dieſer Strafart fo allgemeine Anwendbarkeit 
verſchaffen, namentlich die intenfive Groͤße des Webels 
an fih und feine Nebenwirkungen , fo wie die Leichs 
tigkeit einer faft beliebigen Abftufung nach Dauer und 
Härte, endlich die Sicherung der Geſellſchaft gegen 
nene Berbrechen während der Dauer des Haftes, ma⸗ 
den fie auch beſonders geeigner für die Erkenntniſſe 
des Staatörichterd. Bei der großen Werfchiedenheir 
der möglichen Verbrechen läßt fi, mit Ausnahme 
der oben, ©. 558, gemachten Bemerkung über die 
Zwangsarbeit, etwas Allgemeines über die Art der 
Bollziegung nicht feftftellen. In der Regel werden 
bie Gefeße des Landes nad) der Länge der zu erftehenden 
Gefaͤngnißſtrafen auch die Behandlung der Gefanges 
men und den Ort ihrer Haft ein für allemal beftimmt 
haben. Es ift Fein Grund einer Abweichung von 
einer foldyen Hegel abzufehen. Iſt nichts Allgemei⸗ 
ned angeordnet, fo hat das Urtheil das Nähere anzus 
geben. ind mir der Verurcheilung zu gewiffer Dauer 
oder Art des Gefaͤngniſſes norhwendige gefegliche Fols 
gen nach den Landesordnungen verbunden, fo haben 
diefe natürlich ebenfalls einzutreten. Hierher gehoͤ⸗ 
ren: Entziehung beftimmter bürgerlicher oder politi= 
ſcher Mechte, Verfeßung unter polizeiliche Anfficht 
nad) beendigter Haft, PVerluft der Auszeichnungen , 
bes Adelftandes u.f.w. — Wohl felten in das Strafs 
gefeg aufgenommen , allein dennoch in einzelnen Fälz 
len durch Milde und Wuͤrkſamkeit zugleich ſich em⸗ 
pfehleud, ifk die Freiheits⸗Beſchraͤnkung mittelſt Eins 
geänzung, und zwar in ihren beiden Arten, naͤm⸗ 
lich als Verweiſung aus gewiſſen Dertlichleiten bei 
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freiem Gebrauche des. Äbrigen Staatsgebietes, oder 
als Beſchraͤnkung auf eine beftimmte Dertlichkeit mit 
Unterfagung des ganzen übrigen Gebiete. Durch 
ſolche Entfernung von den Schauplägen bes politifchen 
Treibens kann ein fhädlicher Einfluß vdllig gebrochen 
werben. Wenn alfo das zu beftrafende Vergeben nicht 
von der Art ift, daß es ein fehr fuͤhlbares Strafuͤbel 
erfordert , fo dürfte die Mahl diefer Freiheitsbeſchraͤn⸗ 
tung von den Richtern nicht ſelten mir Billigkeit uud 
Nutzen gewählt werden, falls ihnen entweder ganz 
freie Hand gelaffen iſt oder die gemeinen Strafgefege 
ſchon diefe Errafart kennen. 

4. Todesstrafe — Bekanntlich erheben fich 
neneſter Zeit eine Menge von Stimmen gegen die Les 
benöberaubung als Strafe, das Recht zu ihrer Zufuͤ⸗ 
gung and den Nuten berfelben gleihmäßig in Abrede 
ziehend. Diefen Streitpunct hier gelegentlich zu erdrs 
tern und eine ausführlich begruͤndete Entfcheidung zu 
geben, wäre ganz unpaſſend, die Herbeifuͤhrung einer 
einftimmmigen Weberzeugung ohnedem undenkbar. Das 
ber ſey es geſtattet nur kurz zu bemerken, daß, fo 
achtenswertb die Bemuͤhung der Menfchlichkeit iſt, 
annörhige Kebensberaubungen zu verhindern, doch die- 
Verſuche auf gänzliche Aufhebung diefer Strafart die 
Billigung des Staatsmannes nicht zu verdienen fcheis 
nen. Abgeſehen von den keineswegs feltenen vder 
keifen Stimmen jener Parthei, welche ſyſtematiſch 
dem Staate jedes Fräftige Vertheidigungsmittel gegen 
Umwälzungss Berfuche zu entziehen fucht, um bei 
den eigenen Anfchlägen deſto ficherer ‚und ungefährtes 
ter zu gehen, welcher nardrlich Tobesftrafe vor Alten 
nicht gefallen mag, und die überhaupt bemuͤht iſt, ‚alle 

36 & 


— 54 — 


Zwang zu einer mechaniſchen Arbeit etwas Entwuͤrdi⸗ 
gendes hat, namentlich für den Mann von feinerer 
Bildung und höherem Range, fo paßt er doch für 
die weit überwiegende Mehrzahl der Fälle; und es 
kann fogar der Grundſatz der Nechtögleichheit ohne eine 
allzugroße Unbilligkeit auch gegen den Gebildeten deßs 
balb durchgeführte werden , weil ein Solcher in feiner 
Bildimg einen weiteren Grund zu Dermeidung des 
Verbrechens hatte und fomit anch intenfiv ftrafbarer 
iſt. Allein ganz anders verhält fidy die Sache bei der 
Beſtrafung eines Miniſters wegen Staatöverbrechen. 
Daß die Strafe auch ohne den Zufag von Zwangds 
arbeit ftrenge genug bemeſſen werden kann, bedarf 
feines Beweiſes. Selbſt wenn die firtlihe Schändliche 
keit der Triebfeder eine Ehrenftrafe erfordert, fo kann 
dieſe durch entehrende Eutlaffung vom Amte in hins 
reichendem Maaße gegeben werden," befonders da das 
ganze dffentliche Verfahren und die Thatſache der Vers 
urtheilung fchon als Chrenftrafen betrachtet werden 
koͤnnen. Der Beitrag zu den Unterhaltungsloften kommt 
einmal nicht viel in- Betracht bei einem ſolchen Acte 
der politifchen Gerechtigkeit, und anderentheild Tann 
er in der Megel aus dem Vermoͤgen des Berurrheilten 
bezogen werden. Don der Erlernung eines Gewerbe 
zum Behufe des Einftigen Lebensunterhaltes ift ohne⸗ 
dem feine Rede. Es fehle fomit an jedem Grunde 
zur Zufügung diefer Art von Uebel. Eine unnoͤthige 
Herabwirdigung von Männern , welche mir der, frei: 
lich von ihnen mißbraudyten , Leitung der Staats⸗ 
geichäfte beauftragt waren , wirft Überdieß wohl nach 
dem Gefühle der Meiften zunächft einen E chatten auf 


die Ehre des ganzen Landes, und kann und muß die 
verkehrte Würkung haben, daß fie Mitleiden erwedt. 

Endlich laͤßt ſich wohl zeigen, daß die Vers 
bannung keine zweckmaͤßige Strafe gegen verurcheilte 
Minifter if. Zwar würde in folchem Zalle diefe Strafe 
. gegen Bürger angewendet, welche durch Verlegung der 
Verfaffung ihre unfociale Richtung bewieſen haben ; 
auch würde fie allerdings ihre Entfernung aus den 
Gränzen in der Megel von der Wiedergewiunung ihres 
alten ſchaͤdlichen Einfluffes abichließen: allein theils 
wiirde den Geftraften der ihrem Gefühle nach vielleicht 
bedeutendfte und jeden alles wohlverdiente ‘Theil der 
Strafe, nämlich der einflußlofe Aufenthalt unter dem 
früher von ihnen geleiteten Wolfe und der tägliche Aus 
bli® der ige andern Händen übergebenen Staatsge⸗ 
ſchaͤfte, erfpart, theils dem Bärger das lebendige Beis 
fpiel der Folgen einer Verfailungsverlegung eutzogen. 

Dagegen find folgende Strafen ald paflend zu er- 
Bären: 

1. Verweis. — Leicht laffen fih Fälle denken‘, 
in weldyen zwar eine Schuld aus Leichtfiun oder Ge⸗ 
waltthaͤtigkeit Elar vorliegt, Dagegen entweder der Ge: 
genftand der Verfehlung ein materiell ganz unbedeus 
tender ift, oder dem Schuldigen wenigſtens, fey es 
megen des von ihm beabfichtigten Nutzens fey ed wegen 
der Nebenumftände, bedeutende Entfchuldigungsgründe 
zur Seite fliehen. Ungeahndet darf narürlidy auch eine. 
folhe minder bedeutende Verletzung der Berfaffung 
nicht bleiben. Allein unvernänftig und nnbillig wäre 
ed, deßhalb einen vielleicht fonft hoͤchſt rächtigen Mann 
durch eine Entjegung dem Vaterlande zu entziehen, und 
Befängnißftrafe wäre, felbft in ihren leichteren Graden 


und bei Färzerer Dauer, zu ftrenge. Hier bleibt dem 
wohl kaum etwas anderes Abrig, ald gerichtlicher Tas 
del. Derfelbe ftellt einerſeits die Muerlaubtheit der 
begangenen Handlung feft, auderen Theils iR fein Ges 
wicht und feine Schwere , wie gewiß winfchenswerth 
ft, nach dem firtlihen und rechtlichen Werthe der 
Handlung und des Mannes fehr verfchieden. Leicht 
und ohne weitere nachtbeilige Folgen für den ſonſt 
ehrenwerthen und nüglichen Mann, welcher in der Form 
fehlte und and Partheihaß oder aus üuͤbertriebenem 
Eifer deßhalb angeflagt wurde, ift er minder druͤckend 
und politiſch vernichtend bei fchlechter Abficht oder 
uiederträchtigen Mitteln. In leuterem alle wird fich 
die dffentliche Meinung fo fehr des gerichtlichen Aus⸗ 
fpruches bemächtigen, daß fie damit den Getroffenen 
von feinem mißbrauchten Amte vertreibt , während im 
erfieren bald Alles vergeffen ift außer der Warnung 
für den Betroffenen und für Andere ©). — Webrigens 
ift wohl zu bemerken, daß nicht jede Erklärung des 
©erichtes , es fen der Angeklagte von dem. Sinne der 





6) Hoffentlich wird diefe Unterfheidung zwiſchen Den verfchte: 
denen Källen eines Verweiſes ald pfochologifch richtiger 
erkannt werden, denn die in den badifhen Kammern 
vielfältig geäußerte ( freilich auch widerſprochene) Anſicht, 
daß ein Verweis ganz unverträalih mit der Beibehaltung 
des Amtes fen. ©. 3. B. die Verh. ber zweiten Kam: 
mer 1822, Bd. X, ©. 432 fg. Wäre dieß richtig, fo 
wäre offenbar diefe Chrenftrafe im Geleße ganz auszu⸗ 
laffen und nur Dienftentlaffung auch auf die lTeichteften 
Nergeben zu feßen, was aber aller diftributiven Gerechtig: 
leit z wider wäre, 
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Verfaſſungsurkunde abgewichen, jede Zurehtweis 


fung alfo , auch zu gleicher Zeit ein Verweis und 


fomie eine Strafe if. Es ift oben, Kap. 3, 6. 1, 
uachgewiefen worden , Daß ed Fälle giebt, in welchen 
der Gerichtshof die von dem Ungellagten befolgte 
Auslegung des Grundgefcges nicht ald richtig aners 
kennen kann, ohne daß aber deßhalb jener eined Vers 
gebend bri feiner Audlegungs = und Handlungs s Weife 
ſich fchuldig gemacht hätte, indem der Fall entweder 
wuͤrklich zweifelhaft war oder eine Pflichten s Eollifton 
eintrat, u. ſ. w. In diefen Fällen hat nun der Ges 
richtshof zwar dad Mecht und die Obliegenheit zu er« 
Hären, welches die richtige Verfahrensweiſe gewefen 
wäre, (wodurch natürlich fiir künftige Fälle eine ohne 
Schuld nicht zu verlaffende Richtſchnur gegeben wird :) 
allein voegen der vorhandenen Eutſchuldigungs⸗ oder 
Mechtfertigungs = Griinde fpricht er den Angeklagten 
von aller Strafe frei. 

2. Entfernung vom Amte. — Die natuͤrlichſte 
Strafe für bedeutenderen Mißbrauch der Amtögewalt 
ift begreiflich die Entziehung dieſes Amtes. Wer das 
Vertrauen des. Staates getäufcht hat, muß in die . 
Unmöglichkeit verfegt werden, eine folche Pflichtverles 
Bung zu wiederholen; dieß fordert ſchon die Selbſt⸗ 
vertheidigung des Staates. Außerdem ift der Verluft 
des Einfluffes, des Gehaltes, des Ranges und ber 
- Hoffnung noch Weiteres zu erreichen , ein bedeutendes 
Uebel, wenigftend nach den Anfichten und in den Ders 
bältniffen der großen Mehrzahl. Daß er es für einen . 
Minifter feyn muß, welcher feine Stellung nicht nur ' 
gebrauchte , fondern ſogar, fey ed aus Eigenfucht ſey 
es aus politiſcher Leidenfchaft, mißbrauchte, kann eben 


fo wenig eimem Zweifel unterliegen, als daß gerabe 
gegen einen mit fo bedeutenden Mitteln verfchenen 
Gegner die Verfaffung fait aͤngſtlich zu ſchuͤtzen if. 
Es ift auch nicht Ein Staat, weldyer nicht Diele 
Strafe für paſſend bei Minifter = Anlagen erachtet 
hätte. Uebrigens kann diefe Strafe allerdings in vers 
fehiedenen Stufen von Härte auferlegt werden , weldye 
verfchiedenen Graden von Schuld entfprechen. Eine 
bloße Entlaffung, ohne weitere ehrenrührige Ers 
Härungen , aber natürlich mit Berluft aller Vortheile 
oder Anfpriiche an Amt oder Rubegehalt u.f. w. , ift 
die mildefte Art der Eutfernug. Entfeßung ift die 
ſchimpfliche Ausftoßung aus dem Amte, in der Rer 
gel auch noch verbunden mit dem Berlufte beftimmter 
Ehrenrechte, 3. B. von Orden u. dgl., oder gewiffer 
ſtaatsbuͤrgerlicher Befugniſſe, als da find actives und 
paffived Wahlrecht u. f.w. Daß die Anwendung der 
legteren Art von Amtsentfernung bei foldyen Derfafs 
fungöverlegungen, welche «ine Niedrigkeit der Trieb⸗ 
feder beweifen oder durch ſittlich verwerflide Mittel 

erreicht werden follten, ganz an der Stelle iſt, Tann " 
nicht bezweifelt werden. Minder beſtimmt mag man 
ſich für diefe Strafe erlären, wenn zwar die Verfeh⸗ 
lung fehr bedeutend war und fomit jeden Falles auch 
eine höhere Strafe verdiente, allein doc) feine entfchies 
dene Unehrenhaftigkeit in Gefinnung und Ausführung 
vorhanden iſt. Doch ſpricht wohl am Ende für die 
Anwendbarkeit der Entfegung in ſolchen Faͤllen nicht 
nur die Raͤthlichkeit eines Fräftigeren Schußes gegen bes 
fonders ftarfe Angriffe, fondern auch namentlich die 
Erinnerung an den auf die Verfaſſung geleifteten Eid. 
An und für fich ſchließt die Entfernung von einem Amte 
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wicht auch zu gleicher Zeit die Unfähigkeit, ſpaͤter ein 
anderes zu erhalten, in ſich. Allein nicht nur iſt es 
möglich , Daß das Gericht eine ſolche Unfähigkeit, ſey 
es in Beziehung auf ale, fen es wenigftens hinficht⸗ 
lich beftiimmter Arten von Aemtern, ausdruͤcklich ale 
weitere Etrafe audfpricht ; fondern nach der Geſetzge⸗ 
bung fehr vieler Staaren iſt ein folcher befändiger 
Aunsfchluß die nothwendige Folge gewiſſer höherer Stras 
fen, namentlich auch der Entfegung. Wenn nun ſchon 
der Umſtand, daß ein Amt mißbraucht wurde, Fein 
Beweis ift, daß ein fpäteres audy mißbraucht werden 
wird; und wenn vielleicht Überhaupt das ganze Syſtem 
mit einer Strafe auch noch ein weitered mit der erften 
in gar feinem natdrlichen Zufammenhange ftehendes 
Uebel ald nothwenige Folge zu verbinden, gewichtigen 


Einwendungen ausgeſetzt ift: fo ift doch wohl dieſe | 


Verbindimg erlaubt und zweckmaͤßig bei einer formlis 
chen Eurfegung: Wer durch fein unehrenhaftes Betra⸗ 
gen im Amte fich eine dffentliche Ehrenkraͤnkung zuges 
zogen hat, kann nicht mehr mit Staatögefchäften bes 
auftragt werden ohne eine offenbare Beleidigung gegen 
Untergebene und gegen die übrigen Staatsdiener. 
Dagegen vwird mit bloßer Entlaffung dad Verbot der 
Wiederanſtellung nur durch einen befonderen richterlis 
chen Ausſpruch im einzelnen Falle in Verbindung zu 
bringen ſeyn, wenn der Richter entweder überwiegen: 
de Gründe für die Gefahr einer Wiederholung der vers 
botenen Handlung findet, oder die einfache Entlaffung 
nicht als hinreichende Strafe erfcheint. In dieſem 
Falle kann auch nur die Unfähigkeit zu einem beftimm- 
ten Amte oder einer gewiffen Klaſſe von Aemtern aus⸗ 
gefprochen, und die Möglichkeit der Bekleidung der 
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übrigen, bei welchen nach der Perfbnlichleit des Man⸗ 
ned oder den Äußeren Verhaͤltniſſen nur geringe Gefabr 
des Mißbrauches ift, vorbehalten werden.  Sreilich 
wird bei einem Minifter der einmal eingenommene 
Hang nur ſelten eine folche anderweitige Verwendung 
moͤglich machen 7). Wird eine Unfähigkeit zur Bes 
Heidung anderer Aemter ausgeſprochen, fo erfordert 
zweifelsohne die Schidlichkeit und die Ruͤckſicht auf 
die Volksſtimmung, daß bierunter auch die Hofdnus 
ter begriffen find. Allerdings ift in der conflitutios 
nellen Monarchie der Hofdienft Privatfache des Zürs 
ten; die in ihm Ungeftellten haben keinen amtlichen 
Wirkungskreis im Staate, und fie erhalten auch ihren 
Schalt aud der Eivillifte.e Die Anorduung und Bes 





7) Buddeus, Minifter: Verantwortlidfeit, &. 29, ſclaͤgt 
vor, daß einem Minifter nicht ald folbem ein Rang ein⸗ 
geräumt , fondern dem zu folder Stelle Ernannten der 
zunaͤchſt folgende Rang im Staatödienfte (3. B. eined Praͤ⸗ 
fidenten) vorbehalten werde, damit bei einer bloßen Ent: 
laffung der Minifter um fo leichter ohne Schande für ihn 
im Staatedienfte beibehalten werben könne, Da nun aber 
einer Seite diefe Einrichtung Doch wohl mınde Unbequem: 
lichkeiten hätte, wie 3. B. eine Menge überzäbliger Bes 
amten diefed Grades ; anderen Theiles aber Stagtsproceffe 
an und für fih nur fehr felten ſich ereignen , von dirfen 
keineswegs alle Derurtheilungen zur Zolge haben, unter 
den Verurtheilten wieder nur wenige gerade mit bloßer 
Entlaffung mit der Faͤhigkeit weiterer Dienſtleiſtung be⸗ 
legt werden werden , endlich unter diefen Manche weitere 
Dienfte gar nicht verlangen werden: fo ſcheint wenigſtens 
dur die Verantwortlichleit des Miniſter diefer Worfchlag 
nicht gehörig motivirt zu fepn. 
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ſetzung der Hofſtellen liegt ſomit auch im ber Megel 
ganz außerhalb des ſtaͤndiſchen Wuͤrkungskreiſes und 
überhaupt außerhalb des oͤffentlichen Rechtes. Allein 
da es offenbar von der ſchlimmſten Wuͤrkung ſeyn 
muͤßte, wenn der Fuͤrſt den durch einen Act der Na⸗ 
tional⸗Gerechtigkeit wegen feiner Angriffe auf die 
Freiheiten des Volkes Gebrandmarkten iss erft in feine 
unmittelbare Nähe ziehen würde, und nun anftart des 
offenen und fomit leichter zu controlirenden Wuͤrkens 
eih geheimer Einfluß auf das Etaatöoberhaupt zu 
beforgen wäre; da ferner leicht einer der Hauptzwecke 
der ganzen Idee der Minifterverantwortlichleit, ndıns 
lich die Upleirung der Verantwortlichkeit und der Abs 
neigung von dem Haupte des Zürften auf das eines 
Unterthanen „ Dadurch vereitelt würde: fo ift felbit im 
wohlverftandenen Sutereffe des Firften bier ein ges 
feglicher Eingriff in feine Privatrechte wuͤnſchenswerth. 
Eben wenn die Perſon des Kürften heilig und unvers 
letzlich ſeyn fol, fo muß er auch jeden perfönlichen 
Zufammenftoß mir den MWächtern der oͤffentlichen Sreis 
heit vermeiden ®). 


8) An manden Merfaffunge : Urkunden tft bie vollftändige 
künftiſe Unfähigkeit eines zur Cutfernung vom Amte ver 
urtheilten Weinifters in Beziehung auf Staatsämrer 
ausgeſprochen, fo 3. B. in der wuͤrttembergiſchen, 
$. 205, der . fähfifhen, $. 150, der hanoͤrri⸗ 
fhen, $. 152, (nur daß die beiden erften dem @erichte 
dad Recht einräumen, eine weitere Anftellungsfähigfeit 
ausdrüdlih vorbehalten zu duͤrfen): feine aber bat auf 
Hofämter irgend Rüdjiht genommen. Nur in Eng 
land ereignet fib nicht felten, daß dad Parliament den 
König bittet , einen angeflagten Minifter für immer aus 
feinem Mathe und feiner Gegenwart zu entferuen. 
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8 Freheitsſtrafe. — Die Eigenfchaften , 
welche dieſer Strafart fo allgemeine Aawendbarleit 
verfchaffen , namentlich die intenfive Größe des Uebels 
an ſich und feine Nebenwuͤrkungen, fo wie Die Leiche 
tigkeit einer faft beliebigen Abftufung nach Dauer und 
Härte, endlih die Sicherung der Gefellihaft gegen 
nene Berbrechen während der Dauer Ded Haftes, ma⸗ 
chen fie auch beionders geeigner für die Erfenntnifle 
bes Staatsrichters. Bei der großen MBerfchiedenheit 
der möglichen Verbrechen läßt fi, mir Ausnahme 
der oben, ©. 553, gemachten Bemerkung über die 
Zwangsarbeit, etwas Allgemeines über die Art der 
Vollziehung nicht feftftellen. In der Regel werden 
bie Geſetze des Landes nach der Ränge der zu erftehenden 
Gefängnißftrafen auch die Behandlung der Gefanges 
nen und den Ort ihrer Haft ein für allemal beftimmt 
haben. Es ift Fein Grund einer Abweichung von 
einer Tolchen Regel abzufehen. Iſt nichts Allgemeis 
ned angeordnet, fo hat das Urtheil das Nähere anzus 
geben. Sind mir der Verurtheilung zu gewiffer Dauer 
oder Art des Gefängniffes nothwendige gefegliche Fol⸗ 
gen nach den Landesordnungen verbunden, fo haben 
diefe natürlich ebenfalls einzutreten. Hierher gehoͤ⸗ 
sen: Entziehung beftimmter bürgerlicher oder politi= 
fer Rechte, Verſetzung unter polizeiliche Aufficht 
nad beendigter Haft, Verluſt der Auszeichnungen „ 
bes Adelftandes u. ſ. w. — Wohl felten in das Strafs 
gefeg aufgenommen , allein dennoch in einzelnen Fäls 
len durch Milde und Wuͤrkſamkeit zugleich ſich em⸗ 
pfebleud, iſt die Freiheits s Befchräufung mitselft Ein 
graͤnzung, und zwar in ihren beiden Arten, näms 
lich als Bereifung aus gewiſſen Dertlichleiten bei 
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freiem Gebrauche des. Abrigen Staatögebieteß , oder 
als Beſchraͤnkung auf eine beftimmte Dertlichkeit mit 
Unterfagung des ganzen übrigen Gebiete. Durch 
ſolche Entfernung von den Schauplägen des politifchen 
Treibeus kann ein fhädlicher Einfluß völlig gebrochen 
werden. Wenn alfo das zu beflrafende Vergehen nicht 
von der Art ift, daß es ein fehr fuͤhlbares Strafuͤbel 
erfordert , fo dürfte die Wahl diefer Freiheitsbeſchraͤn⸗ 
fung von den Richtern nicht felren mit Billigkeit uud 
Mutzen gewählt werben, falls ihnen entweder ganz 
freie Hand gelaffen iſt oder die gemeinen Strafgeſetze 
ſchon diefe Errafart kennen. 

4. Todesſſtrafe. — Bekanntlich erheben fich 
nenefter Zeit eine Menge von Stimmen gegen die Les 
benöberaubung als Strafe, das Hecht zu ihrer Zufuͤ⸗ 
gung and den Nuten derfelben gleichmäßig in Abrede 
ziehend. Diefen Streitpunct hier gelegentlich zu erdrs 
tern und eine ausführlich” begruͤndete Entfheidung zu 
geben, waͤre ganz unpaſſend, die Herbeiführung einer 
einftimmigen Weberzeugung obnedem undenkbar. Das 
ber ſey es geftarter nur kurz zu bemerken, daß, fo 
achtenswerth die Bemuͤhung der Menfchlichkeit iſt, 
anndthige Xebensberaubungen zu verhindern, doch die⸗ 
Verſuche auf gänzlihe Aufhebung diefer Strafart die 
Billigung des Staatsmannes nicht Ju verdienen fcheis 
nen. Abgeſehen von den keineswegs feltenen oder 
leifen Stimmen jener Parthei, welche fuftematifch 
dem Staate jedes Fräftige Vertheidigungsmittel gegen 
Umwaͤlzungs⸗Verſuche zu entziehen fucht, um bei 
den eigenen Anfchlägen defto ficherer und ungefährtes 
ter zu gehen, welcher nardrlich Todeöftrafe vor Alten 
nicht gefallen mag, und die überhaupt bemuͤht iſt, alle 
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Verbrechen gegen den Staat nur als Thatſachen, nicht 
aber als ftrafbare Rechtöwidrigkeiten barjuftellen, iſt 
die unbedingte Scheue vor der Todesſtrafe nichts an⸗ 
deres als eine folgerichtige Aeußerung jener gutmuͤthi⸗ 
gen aber unpracriihen Taͤuſchung, weldye durch ge: 
linde und indirecte Mittel jeden Verbredyer zu einen 
rechtlichen Menſchen ‚bilden zu koͤnnen hofft, im Straf: 
rechte nur eine Gelegenheit zu Erziehungsmiasreg: Im 
nicht aber das Mittel zur Aufrechterhaltung der Rechtes 
idee erkennt, und welche hauptſaͤchlich mit dem Ders 
brecher, nicht aber mir dem. von ihm Verletzten urd 
mit der bedrohten Gefelfchaft Mitleiden hat. Ueber: 
dieß ift die Inconſequenz, mit welcher man zugiebt, 
daß die Blüche des Volkes in einem Kampfe um das 
Dafeyn und die Unantaftbarkeit des Staates und ſei⸗ 
ner Einrichtungen geopfert werden dürfe, Dagegen 
aber das Blut eines für diefelben Intereſſen gefähr- 
lichen Verbrechers zu koftbar bält, doch gar zu hands 
greiflih. Die Todesſtrafe ift allerdings ein großes 
Uebel, fowohl weil fie den Verluſt aller Guͤter dieſes 
Lebens in fich begreift, als wegen der ganz ungewifs 
fen Folgen derfelben in anderen Zuftänden : allein hier: 
aus folge keineswegs, daß fie nie, fondern nur, daß 
fie blos an der rechten Stelle angewender werden 
dürfe. — Die Frage ift fomit nur, ob diefelbe im 
Halle einer Miniiterantlage wegen Berfaffungs = Ber: 
legung an der Stelle ift? Nun aber ift gewiß, daß 
es zwar barbarifch wäre, wenn wegen jeder materiell 
und formell noch fo unbedeutenden Gefegeöverlegung 
der für fchuldig erkannte Staatsmann hingerichtet wers 
den wollte; daß aber auf der andern Seite es doch 
Bälle geben Kann , in welchen nicht nur bie Inſociali⸗ 
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tät des Thaͤters fi) auf das Entfchiebenfte ausfpricht, 
die Gefahr für die Rechte und die Freiheit des ganzen 
Volkes eine fo große war, und die Mittel zu Erreis 
hung des verbrecherifchen Zweckes fo fchändlich erfcheis 
nen, daß nicht nur die härtefte menfchliche Strafe ges 
rechtfertigt, fondern auch ein abfolut fihernder Schuß 
gegen mögliche Wiederholungen fehr wilnfchenswerth 
iſt. 

So weit uͤber die an und fuͤr ſich geeigneten Straf⸗ 
arten. Nun bleibt aber noch die Frage zu eroͤrtern, 
ob es zweckmaͤßiger iſt, wenn ſchon das Geſetz für die 
einzelnen moͤglichen Faͤlle der Staatsverbrechen eines 
Miniſters ſogleich auch die Strafe genau feſtſetzt, 
oder wenn dem Staatsgerichtshofe freie Wahl zwiſchen 
den an und fuͤr ſich erlaubten Strafen eingeraͤumt 
wird? Die Unmoͤglichkeit alle und jede einzelne Fälle 
eines ganzen Rechrötheiles zum Vo. aus aufzufiuden und 
mit der Entſcheidung gleicy im Gefege zu verfehen, 
‚it fchon laͤugſt von der Geſetzgebungs-Politik aner⸗ 
faunt, eben fo der mauchfache Nachtheil, welchen der, 
nothwendigerweife unvollfommene, Verſuch' zur Folge 
haben muß, indem die Subſumtion des concreren Sals 
les unter den vermandteften der tauglichen Fälle eine 
weit ſchwuͤrigere und viel leichter zu mißbrauchende 
logiſche Operation für den Richter ift, als die Subs 
fumtion unter allgemeine Grundſaͤtze. Die Fälle 
einer Minifter = Berannvortlichkeit find num aber offens 
bar zahlreidy genug, um diefe Schwürigfeit in vollem 
Maafe darzubieten. Somit wird wohl der Gedanke 
an cine zum Voraus zu erlaffende Beſtimmung der 
einzelnen Strafanfäge für alle deufbaren Faͤlle ganz 
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erlaſſen werden muͤſſen. Es ſcheint aber ſogar bei der 
großen Verſchiedenheit der materiellen und formellen 
Wichtigkeit der möglichen Verlegungen , ferner bei den 
ſehr zahlreichen Graden der Fahrläßigkeit und felbit 
der böfen Abficht eine ſchwere Aufgabe, auch nur für 
die ganzen Gattungeu der Berfehlungen Spielraum 
für das richrerliche Ermeſſen durch die Beſtimmung 
einer höchften und einer niederften erlaubten Strafe 
abzugränzen. Entweder muß diefer Spielraum -fo 
groß gemacht werden, daB daun feine Feſtſtellung 
bloße Foͤrmlichkeit ift, und nie ein Gericht auch bei 
gänzlicher Freiheit denfelben überfchreiten würde; oder 
kann bei engeren Gränzen bald unverdiente Härte bald 
ungenigende Gelindigfeit nicht vermieden werden. 
Da nun üÜberdieß Leidenfchaft und böfer Wille der ins 
appellablen Richter, falls dergleichen vorhanden wäs 
ren, ſich felbft durch genaue Beſtimmungen nicht noths 
wendigermweife befiegen ließe, fo muß für volle Frei⸗ 
beit in Bemeffung der Strafe — natürlich übrigens 
innerhalb der Zahl der von der Strafgefeggebung des 
Staates Überhaupt gelannttn Strafgattungen — ents 
fchieden werden ?). Selbft nicht einmal für die Bes 
fhräufung kaun man ſich erklären, durch welche die 
Aumwendung einer gewiflen Strafe, 3. B. der Todes⸗ 
frafe, ald nur bei beftimmten einzelnen Berbrechens 





9) Diefer Anſicht mar auch die Commiſſion der franzoͤſiſchen 
Abgeordneten: Kammer welche (f. Sigung vom 20. April 
1833) dad Amendement vorſchlug: „der Pairshof ertennt 
feine anderen , als die im Strafgefegbuche vorkommenden 
Strafen; er ftuft fie nach der Schwere bed Fal es und ber 
Umftände ab.” 
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Gattungen erlaubt erklaͤrt wird. Kamen Dach anch⸗ 
andere Handlungen eines angeflagten Minifterd vom 
der Art feyn, Daß gerade diefe Strafe auf fie 
am beften paßte. Mit Recht bar daher noıb Feine 
Berfaffungs: Urkunde und kein Geſetz eine ſolche ſpe⸗ 
eielle Ausmeſſung der auf bie jede eingelne Art von 
Berfaffungsverlegung zu fegenden Strafe verſucht *°). 


§. Ar 
b. Die Wollzichung des Wrtheiles. 


Da ein ordentliches Rechtsmittel wenigſtens bei 
den ſtrafrechtlichen Erkenntniffen desd Stauts gerichts⸗ 
hofes nicht beſteht, fo find dieſelben albald nach 
der. Faͤllung auch vollziehbar, und zwar muß nach 
dem allgemeinen und fich feibft veditfergigenden Grunde 
fabe , daß jeder Richter feinem Urtheile ſelbſt Folge 
zu geben habe, diefe Vollziehung von dem Gerichtshofe 
ausgehen. Kine Uebertragung des Grfchäftes an Die 
Negirung wirde theild in manchen Faͤllen zum faft 
unerträglichen Huhne werden, indem der Befiegte fich 
ſelbſt zu exequiren hätte, theils aber Feine völlige Zus 


10) Doch wird diefe Beſchraͤnkung in dem Gefegentwurfe. der 
franzdsfifhen Regirmmg vom 9%. 1834 (ſ. Sigung vom 
10. Jaͤnner 1834) in Antrag gebracht, indem berfelbe 
nach den in der vorangehenden Note angeführten, von der 
Regirung fpäter adoptirten, Beſtimmungen noch beifebt : 
„uͤbrigens Tann Todesſtrafe nur im Kalle von Derrath 
erfaunt werden.’ 


verlaͤßigteit eines raſchen uud vollſtaͤndigen Vollzuges 
gewaͤhren. 

Es laſſen ſich dreierlei Functionen bei dieſem Ges 
ſchaͤfte des Staatsrichters unterſcheiden, naͤmlich: der 
Beſchluß uͤber die Art und Weiſe der Vollziehung; 
die Aufſicht auf die vorſchriftmaͤßige vollſtaͤndige Aus⸗ 
führung; endlich die Beſeitigung von Hiuderuiſſen, 
welche von irgend einer Seite in den Weg gelegt 
werden möchten. — Den Befchluß über die Art und 
Weile der Vollziehbung wird natirlih vom vollen 
Gerichte, und zwar am beften fogleich nach der Faͤl⸗ 
lung des Urcheiles gefaßt. Es dürfte wohl keinem 
Zweifel unterliegen, Daß die von der Geiekgebung 
im Allgemeinen gegebenen Vorſchriften über dig Boll: 
zieyungsweife der verfchiedenen Strafartn, z. 2. 
über die Art der Hinrichtung , die Behandlung der 
verfchiedenen Arten von Gefangenen u.f.w. , auch vom 
Staatsgerichte zu befolgen find, eben weil dieſelben 
allgemein feyn follen. Nur wenn eine folche BVorfchrift 
mir der eigenthimlichen Stellung oder dem Zwecke 
des Berichtes nicht vereinbar wäre, muͤßte eine Ab: 
weichung befchloffen werden. — Die Auflicht auf die 
richtige Vollziehung der Beſchluͤſſe kann nicht wohl von 
Jemand -fouft beforge werden, ald von dem Praͤſiden⸗ 
ten (eder feinem Stellvertreter) , nicht nur weil zur 
Anordnung und Beaufſichtigung von Kinzelheiten 
zahlreiche Verfammlungen nicht taugen, fondern weil 
wenigftend bei einigen Strafarten eine länger, viel: 
leicht Fahre lang , dauernde Aufficht erforderlich ift, 
wihrend welcher Zeir der ganze Gerichtöhof , wenig: 
ſteus in der Mehrzahl der Faͤlle, gar nicht verſam⸗ 
melt, fomig zum Handeln auch niche fähig iſt. Nas 
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mentlich gehbre hieher fortgeſetzte Auffiche , daß nicht 
der zur Eutfernung vom Amte Verurtheilte dennoch 
ſpaͤter wieder Dazu berufen werde; ferner die Aufſicht 
während der ganzen Dauer einer Gefaͤngnißſtrafc. Zu 
legterm Behufe muß dem Präfidenten das Recht der 
eigenen Unterfuhhung, und der Berichts Einziehung 
zuſtehen. — Dagegen ift ed wieder Sache der ganzen 
Behoͤrde zu handeln, wenn die Vollziehung ihres Urs 
theiles eine von dem Vorſtande nicht wegzurdumende 
Verzoͤgerung oder Widerfeglichkeie findet. Deßhalb 
muß denn der Vorſtand das Recht und die Pfliche 
baben, in einem folchen Falle einen nicht beftändig vers 
. fammelten Staatögerichtöhof aldbald aus eigenem 
Rechte und ohne Jemands Aufforderung, fo wie ohne 
daß ed Jemand hindern koͤnnte, einzuberufen und 
denfelben zur Ergreifung der den Bollzug fichernden 
Maasregeln aufzufordern *). Fit ca, wie oben bes 
merkt, Sache des Berichtes feinen Urtheilen Dolls 
ziehung zu verfchaffen, fo folge daraus auch, daß 
derfefbe eine außerordentliche Juriè diction Aber folche 
Perſonen erhält, welche diefe Vollziehung hindern, auch 
wenn bdiefelben fonft der Gerichtäbarkeit des hohen 
Nationalgrrichted nicht unterworfen find. Nur auf 
diefe Weiſe ift die Würde des Gerichte und die Aus⸗ 
führung feiner Urtheile gefichert. Auch wenn dad Ges 
feg diefer Urt von Zuftäudigkeie nicht ausdrädtich era 
wähnt, ift fie unbedenklich in Auſpruch zu nehmen. 
Eine genauere Unterfuchung zeige denn auch, daß 
die Vollziehung der verfchicdenen,, nuͤtzlicherweiſe zuzu⸗ 


3) Dieß if ausdruͤclich ſo angeordnet in der württemb, 
Verf. Url. ” $. 193. 
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erkennenden Strafe durch den Staatörichter, fo lange 
nicht das verfaffungsmäßige Recht des Staatögerichtes 
hofes von der Regirung offen mir Füßen getreten wird, 
and fogar felbft in diefem Falle wenigſtens theilmeife, 
keinen unüberwindlichen Schwuͤrigkeiten nod) fonftigen 
Unzweckmaͤßigkeiten unterliege. Geht man nämlich die 
Strafen einzeln durch; fo finder fich gleich bei ber 
erften , nämlich beim Verweiſe, bie größte Leichtig⸗ 
feit der Vollziehung , für die Regirung aber die gaͤnz⸗ 
liche Uumdglichkeit einer Verhinderung. Falls das Urs 
theil es nicht anders beflimmt, fo wird der anwefende 
Verurtheilte vor das in Öffentlicher Sigung befindliche 
Gericht gefordert, um hier durch den Präfidenten, ald 
dad Organ des Collegiums, den befchloffenen Tadel zu 
erhalten; gegen .einen Abweſenden aber wird ebenfalls 
der Verweis ausgefprochen und für deffen Bekanntma⸗ 
hung mittelft dffentlicher Blätter oder eigener Anfchläge 
geſorgt. Selbſt alfo den Fall angenommen, daß die 
Kegirung die Siftirung des Angeklagten zum Behufe 
des perfdnlichen Empfanges der Strafe nicht fdrderte, 
ja felbft Hinderte, würde das Urtheil feinen Vollzug 
völlig erhalten. — Die Entfernung vom Amte 
auszufprechen kann ebenfalld Niemand den Gerichtds 
hof hindern, Was aber die wirkliche Vollziehung, 
alfo den Austritt des Verurtheilten und die Niederle⸗ 
gung feiner bisherigen Amtögewalt betrifft, fo ift diefe 
durch eine doppelte Maasregel zu bewirken. Morerft 
iſt natdrlich dem Schuldigen felbft die Entfegung an: 
zukuͤndigen und ihn die weitere Ausuͤbung feines Am: 
tes zu unterfagen, Gin Ungehorfam wuͤrde ihn aufs 
Neue ftrafbar machen und den Gerichtöhof natuͤrlich 
andy ohne daß ein Kläger dieferhalb aufträte, zu einem 
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zweiten Urtheile gegen ihu auffordern. Dang aber 
ift zweitens das Urtheil dffentlich bekannt zu machen 
und allen Bürgern das Recht und die Pfliche, dem 
Entſetzten in feiner amtlichen Eigenfchaft keine Folge 
mehr” zu leiften, ihn überhaupt als nicht mehr im 
Amte befinölich zu betrachten, einzufhärfen. Naments 
lich ift den ihn bisher untergeordneten Beamten bei 
eigener Verantwortlichleit aufzulegen , jeden amtlichen 
Verkehr ihrer Seits mir ihm abzubredyen , etroniga 
Verfuche von feiner Seite diefen Verkehr fortzun 
fegen als gar nicht gefchehen zu betrachten. Je ver⸗ 
breiteter und tiefer eingedrungen in einem Wolle Die 
Anhänglichkeit au die Verfaffung und die Einficht in, 
diefelbe ift, deſto gewiffer und leichter müffen an dies 
fem allgemeinen pafjiven Widerftande alle Bemühungen 
des von einer verblenderen Regirung unterſtuͤtzten 
Verurtheilten ſeyn 2). Allerdings Ehunen dem Einzels 
nen durch einen folchen Widerftand mirtelbar und aus 
mittelbar Nachtheile zugehen: allein es ift auf eine 
gerechte Entſchaͤdigung durch die Gerichte zu zählen, 
fobald der , denn doch nur furze Zeit mögliche , Ver⸗ 
fuch einer offenbaren gewaltfamen Verlegung der Ver⸗ 
faffung durch die Regirung vordber if. Eben fo ifk 
richtig, Daß die Regirung zwar zu der Entfernung des 
vom Staatögerichtöhofe Entlaffenen, nicht aber unmits 
telbar zur MWiederbefegung feiner Stelle gezwungen 


3) Philipp 11. von Spanien blieb feinem Hoſnarren bie 
Antwort fhuldig auf die Frage: „Aber, was will Du 
machen , Philipp , wenn fie alle: Nein !fagen ? 
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werden kann, und daß unter foldyer Nichtbefegung die 
Sfutereffen der Unterthaneu manchfach leiden müßten: 
allein auch diefer Trotz wird ſich der Nachtheile wes 
gen, welche die Regirung ſich felbft zufüge durch die 
Unthaͤtigkeit eines tvefenrlichen Theiles des Staates 
organismus , gar bald Ibien. Dieß find untergevids 
nete Nachtheile, welche gegen die Nothwerdigkeit und 
allgemeine Nuͤtzlichkeit des Zweckes nicht in Betrach⸗ 
tung kommen und als unvermeidlich zu tragen ſind; 
wie deun Überhaupt Der ſich ſehr taͤuſchen wuͤrde, 
welcher in einer freien Verfaſſung unter allen Um⸗ 
ſtaͤnden bequeme Ruhe und einen vollſtaͤndigen Rechts⸗ 
ſchutz ohne Mithuͤlfe und Gefahr von ſeiner Seite er⸗ 
wartete. — Mit groͤßeren Schwuͤrigkeiten verbunden 
zu ſeyn ſcheint die Vollziehung einer Freiheits⸗ 
ſtrafe, falls die Regirung ihre Mitwuͤrkung verwei⸗ 
gern wuͤrde. Doch iſt auch hier wenigſtens theilweiſe 
Huͤlfe. Zwar es iſt wohl bei der wahrſcheinlichen Sel⸗ 
tenheit der Faͤlle und ſchon vielleicht des oͤffentlichen 
Anſtandes wegen nicht zulaͤßig, ein eigens nur 
unter der Verfuͤgung des Staatsgerichtshofes ſtehen⸗ 
des Gefaͤngniß bereit zu halten: allein erſtens iſt klar, 
daß der Juſtiz-Miniſter (oder welchem Departements⸗ 
Chef ſonſt die Strafanſtalt untergeordnet ſeyn mag) 
ſich ſelbſt einer Auklage vor dem Staatsgerichtshofe 
ausſetzt, wenn er die Nichtaufnahme des Verurtheil⸗ 
ten dem Gefaͤngnißaufſeher befehlen wuͤrde. Zweitens 
kann immerhin das Geſetz die Vorſteher der verſchie⸗ 
denen Strafanſtalten in Beziehung auf die vom 
Staatsgerichtshofe ausgeſprochenen Urtheile ausdruͤck⸗ 
lich jedes Gehorſames gegen die Regirung entbin⸗ 
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den, und fie lediglich dem Gerichte unterordnen 2). 
Freilich laͤßt ſich nicht laͤugnen, Daß durch diefe Mits 
‚tel eine tharfädylidhe MWiderfegung der Negirung ges 
gen die PVollziehung des Urrheiles weder verhindert 
noch befiezt werden kann: allein es ift überhaupt fchwer, 
fih eine Einrichtung zu denken, durch welche eine foldye 
Reſchraͤnkung der zu einem Mißbrauche nun einmal 
entfchloffenen Suhaber der geſammten Staatögewalt 
moͤglich würde. — Ganz aͤhnlich verhält es fich mit 
einer Todesftrafe. Zwar ift nicht leichter, als 
das Gefel zu geben, daß der Gerichtshof oder deffen 
Vorſtand die Auftalten anzuordnen und hierzu über 
das nbrhige Perfonal und Material zu verfügen habe; 
aber auch hier liegt allerdings die Schwärigfeit vor, 
einer entfchloffenen Weigerung der Staatögewalt als⸗ 
bald fiegreich zu begegnen. 

Es ift fomit freilich möglih, daß in einzelnen 
Fällen die Regirung mit offener Gewalt der Vollzie⸗ 
hung eines Urtheiles durch den Staatsgerichtshof ents 
gegentritt „ vielleicht fogar den Staatsgerichtshof hine 
dert zufammenzutreten oder Die erforderlichen Befchläffe 
zu faffen. Allein auch damit ift der endliche Sieg des 
Mechtes noch keineswegs unmoͤglich gemacht, noch die 
Nothwendigkeit einer anderen Beſtimmung über die Volls 
ziehung der Sprüche des Staatögerichtöhofes begrüns 
det. Zwar hört ist, da natuͤrlich Maasregeln gegen 
die auf ſolche Weife verfaffungswidrig handelnden Res 
girungsd » Organe eben fo wenig geduldet werden wuͤr⸗ 


3) Wie dieß wicht felten bei Finanz: Beamten hinſichtlich der 
an die Schuldenzahlungskaſſen abzuliefernden Gelder der 
Gall ift. 
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den, die Muͤrkſamkeit des Berichtes felbft auf, und 
ed ift nun an Andern, die offen verlegte Verfaſſung 
zu vertheidigen und ihr den Sieg zu verfchaffen. 
Diefe find aber die Stände:-Berfammlung , und, wenn 
auch diefe nicht durchdringen koͤnnte, die Gefammts 
maſſe der verfaffungsgetreuen Bürger. Die Stände 
haben in diefer Lage alle jene Mittel anzuwenden „ 
welche die Verfaffung ihnen an die Hand giebt, um 
eine ungeſetzlich handelnde Regirung zur Achtung des 
Eraatögrundgefeßes zu ndthigen. Da eine Anklage 
fämmtlicher an einer ſolchen Gemaltregirung Antheil 
nehmender Dinifter, fo erlaubt und felbft rechtlich noth⸗ 
wendig fie auch feyn mag, unter diefen Umftäuden 
kaum von einem unmittelbaren Erfolge feyn kann: fo 
mag zwar immerhin mit ihr begonnen werden, allein 
es find ihr alsbald noch die tharfächlich Eräftigen Mittel 
beizufügen, über welche eine Stänteverfammlung im: 
mer verfügen kann, wenn fie mit Zeftigfeit und Much 
handelt. Die Verwerfung aller neuer Gefeesanträge, 
dur welche einer fo fehr zum Mißbrauche geneigten 
Megirung irgend neue Rechte gegeben wilrden; die 
Vorenthaltung aller nicht zur Erhaltung des Staates 
abſolut notwendiger Geldmittel; die Verweigerung 
aller der zahlreichen, von einer volksvertretenden Ver⸗ 
fammlung abhängenden Gefälligkeiten und Billigkeiten, 
werden fehr geeignet feyu, die Negirung zum Befins 
nen und zur Nachgiebigfeit gegen Pflicht und Verfaſ⸗ 
fung zu bringen. Sollte aber audy ein foldyes Beneh⸗ 
men, mit Ernft und Folgerichtigkeit hinlängli Lange 
fortgefegt, den Entſchluß, die Verfaflung in ihrem 
Schlußfteine zu verlegen und fomit dad ganze Gebäude 
einem Umſturze bloszugeben, bei der verblendeten und 
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verbrecherifchen Staatögewalt nicht zu beugen vermbds 
gen, follce fie vielleicht felbft zu neuen Gewaltfchritten 
gegen die Ständeverfammlung oder deren Rechte fich 
hinreißen laffen: dann tritt das legte, freilih traus 
rige und, wie alle Gewaltfchritte, unfichere Mittel 
ein, nämlidy allgemeiner von der Ständeverfammlung 
aufgerufener und geleiteter Widerftand des Volkes. 
Nun werden natärlich dem offenen Feinde alle Mittel 
zur Fortſetzung feines widerrechtlichen Beginnend ver: 
weigert, feine bewaffneten Angriffe mit bemaffneter 
Hand abgewiefen, und die Anftrengungen zu feiner 
Beliegung fo lange fortgefett, bis das Staatsober- 
haupt, welches mit Bruch feines Eides durch abſicht⸗ 
lichen fortgefegten und wefentlichen Bruch der Ders 
faffung den Thron verwuͤrkt hat, entfernt und fein 
nächiter rechtmäßiger „ zur Haltung der ihm obliegen: 
den Pflichten bereiter Nachfolger an feine Stelle gefekt 
ift. Nicht die Rache für das, ohne Zweifel dem Siege 
vorangegangene,, vielfache Unheil, fondern die folge: 
richtige Durchführung des Grundfages und die Aufs 
ftellung eines zu kuͤnftiger Warnung binreichenden Bei⸗ 
fpiele8 verlangt dann, daß die erfte Bedingung der 
Wiederherftellung des Staatövertrages die Vollziehung 
jened Urtheiled des Staatögerichröhofes ſey, deſſen 
Nichtachtung Urfache des ganzen Streites war *). 


4) Es ift hier nicht der Ort, die Gruͤnde für urd gegen bie 
ultima ratio populoram , nämlich die bewaffnete Widerſetz⸗ 
lihfeit gegen Gewaltregirung, noch einmal audeinander zu 
fegen und abzumägen. Es liegt ohnedieß dem unbefangenen 
Sinne aud ohne fünftline Beweisführung nahe, daß wenn 
Recht und Gnade, Werfaffung und Willluͤhr verſchiedene 
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4. 5. 


c. Abslitisn und Pegnadigung. 


Mir fehr geringen Ausnahmen haben alle Grur.d- 
gefebe ausdridlich die Beſtimmung getroffen, daß 
das Staatsoberhaupt in Beziehung auf die Auflage 
eines Minifters weder von feinem Mechte einen Proceß 
ganz niederzufhlagen, noch von dem Begnas 


Dinge ſevn follen, blinde Untermürfigfeit unter meinci- 
dige Verlegung ded Grundgefeged weder Eduldigfeit nech 

auch nur Erlaubniß feyn kann. Es iſt freilih ein fchred: 
libed und ein unfihered Mittel: allein es läßt fi das 
Gottedurtheil ded Kampfes trog feiner Echmerzen und 
Mengften niht immer vermeiden , wenn , wie bier, der 
Mechtszuſtand vernichtet und der Fall einer Eelhfiverthei- 
digung mittelft roher Gewalt wieder eingetreten if. Der 
Fluch und das Unrecht fallen auf Den, welter zu ſolchem 
anarbiibem Beginnen zwingt, nicht auf Die, welde 
dazu genötbigt werden. — Gluͤcklicherweiſe kann der Kal 
einer ſolchen traurigen Nothwendigkeit in ben Etaaten 
bes deutſchen Bundes ſich nar nicht ereignen, fo lange die 
Art. 29 und 56 der Wiener Schluß-Acte, nah welchen 
im Falle einer Juiz: Verweigerung oder ihr gleichkom⸗ 
menden Verzögerung dee Bund durch Gröffnung des 
Rechtsweges helfend einzufchreiten hart, und wodurch jede 
andere, als eine verfaffungemäßige Abänderung einer bes 
ftehenden Verfaſſung unbedingt unterfagt ift, in Kraft 
befteben und von der Rundesverfammlung — wie ihe 
Det, ihre Pflicht und ihr Vortheil it — mit Ernft und 
Aufrichtigkeit gehandhabt werden. Hier muß alfe im Notbs 
falle dir Bund die Vollziehung eines rechtsguͤltigen Ur⸗ 
theiled durch Erecutiond: Maasregeln erzwingen. 
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digungs⸗Rechte einen Gebrauch machen duͤrfr. 
Jeden Falles iſt wenigſtens unterſagt, daß die Begna⸗ 
digung ſich bis zur Belaſſung im Amte, wenn deſſen 
Verluſt vom Staatsgerichtshofe auferlegt wurde, er⸗ 
ſtrecke 2). Und uiche der Bemerkung bedarf es dabei 
erſt, daß, wenn und in ſo weit die Strafe ſelbſt nicht 
aufgehoben werden kaun, auch deren geſetzliche Folgen 
nicht erlaſſen werden können. Wenn alſo namentlich 
mit einem beftimmten Strafübel ald norhiwendige Kolge 
buͤrgerliche Ehrloſigkeit, Unfibigkeir zu wählen und 
gewählt zu werden, Verluſt der Drden und Ehrenzei⸗ 
chen u. ſ. w., verbunden ift, fo kanu dem Verurtheilten 
das Staatsoberhaupt aud) dieie Uebel im Gnadenwege 
nicht abnehmen, wenn es felbft die Strafe nicht erlafs 
fen kaun. 

Es ift einleuchtend „ daß eine ſolche Beſchraͤnkung 
bed Guaden = Rechtes unumgänglich nothwenig ift, 
wenn nicht die gefammte Minifter s Berantwortlichkeit 


zum bloßen Spiele werden foll. Da in der weit übers. 


wiegenden Mehrzahl der Zälle anzunehmen ift, daß 
die dem Angeklagten Echuld gegebene Handlung nicht 


1) Ausnabmen finden fid nur in folgenden Verfeffungen: 
An England ift dem Könige zwar das Abolitions: nicht 
aber auch dad Begnadigungs:Recht ausdruͤcklich unterlagt, 

S. den berühmten Proceß gegen den Graven Danby in 
ben: State Trials, Bd. XI, ©, 599 fg., und Hak 
iaın, Constit. history, Bd. Il, ©. 153 fg. (Parifer 
Ausg.) In der polnifhen Verf. vom 9. 1818 if dad 
Begnadigungsrecht dem Könige unumſchraͤnkt eingeräumt, 
ſ. . 47 vergl. mir $. 158; berfelbe Gall iſt in Frank 
reich nad ber Charte von 1830, Urt, 58. » 
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har. Wien und Biltigung des: Staatsoberhanptes vor⸗ 
genommren wurde; da wenigſtens in manchen der weis 
teren: File perfönliche Unhängtichfeit oder falſches Ehr⸗ 
gefuͤhl den Fuͤrſten zur vollſtaͤndigen Anwendung feiner 
Vorrechte zum Behufe der Rettung des Angeklagten 
brwegen würde; da ſogar zum Voraus ſchon Abo⸗ 
lition oder völlige Begnadigung drin Schuldigen zu⸗ 
geſichert ſeyn koͤnnte: fo wuͤrde die Furcht vor 
Klage und Strafe zum Schutze der Verfaſſung kaum 
irgend etwas beitragen. Dagegen wäre um fo miehr 
zu beforgen , daß die in ihren gerechten Erwartungen 
besrogene und nun Beinem gefeglichen Schuße der Were 
feflung mehr entgegenfehende dffentliche Meinung bis 
zür Gewaltthat gegen verhaßte Närhe des Fuͤrſten, 
wo nicht gegen deffen Perfon und Rechte ſelbſt geſtei⸗ 
gert würde. Der Zweck der ganzen Einrichtung wäre 
ſomit verfehlte. — Damit fol freilich nicye geläugner 
werden, daß Fälle vordommen koͤnnen, in welchen 
dieſe Unmöglichkeit einer fuͤrſtlichen Gnade: zu beftas 
gen iſt, nicht bloß im Jutereſſe des zu einer unbile 
lig harten Strafe Verurtheilten, fondern auch im oͤf⸗ 
fentlihen Intereſſe. In keiner Art von Rechtsſachen 
ift die Wirkung der Leidenfhaft, der Einfchächterung 
oder der Hoffnung fo fehr zu fürchten, als bier, 
Rechtsmittel Tonnen nur gegen Mißachtung der For⸗ 
men oder falſche Auwendung von Rechtsſaͤtzen Schuß 
gewähren ; bie übertriebene Härte eines Spruches 
Tonnen fie aber nicht entfernen. Ehen fo läßt ſich nicht 
laͤugnen, daß der Monarch, welcher mit dem itzt ver⸗ 
urtheilten Miniſter gemeinſchaftliche Sache machte, 
und der itzt nur wegen feiner perfbnlichen Unverlegliche 
keit derfelben Werurcheilung entgieng ‚ eine wenig bes 
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neidendwerthe Rolle ſpielt, wenn er den vlelleicht nur 
allzu treuen Anhänger unchätig muß deftrafen fehen *). 
Allein offenbar ift bier einer der Faͤlle, In welchen nur 
zwifchen zwei Uebeln zu wählen if. Das Heimere' 
Uebel aber ift eine zu firenge Handhabung der Dis 
aifter = Beranrwortlichkeit. 

Selbf für ein beſchraͤuktes Begnadigungsrecht 
des Fuͤrſten, fo 5. B., daB derfelde zwar die übrigen 
Strafen , nicht aber die Entfernung vom Amte oder 
die Unfähigkeit zu beſtimmten dffentlichen Dienften zu 
erlaffen berechtigt wäre, Fand man ſich nicht entſcheiden. 
Ein ſolches theilwelfes Recht kann nämlich einer Seits 
beinahe eben fo nachtheilig gebraucht werden ald das 
volle, und fomit dieſelben Nachtheile haben , ohne daß 
ed doch anderer Eeitd alle Unbilligfeiten gut zu Mas 
chen oder dem Eraate einen tuͤchtigen und durch Er⸗ 
fahrung itzt gewigigten Beamten zuruͤckzugeben im 
Stande wäre. Der kleine Hierbei mögliche Krieg gegen 
die Öffentliche Meinung ud gegen die Austheilende 
Gerechtigkeit ift eben fo Zu vermeiden als eine Haupt⸗ 
ſchlacht. 

Daß eine Strafverwandlung einer Begna⸗ 
digung in allen rechtlichen Beziehungen gleich zu ſtel⸗ 
len iſt, bedarf wohl kaum der Bemerkung 2). 





2) Uns diefer Urſache hauptfählih verlangt B. Constant, 
De la responsab, des ministres, ch. XII, das volle Bes 
gnaßigungsredt für den Monarchen. Diefelde Forderung, 
jedoch Aus anderen Gründen, ſtellt Pagds, de la re 
spons, minist, , ©. 93 ff: 

9) ©. An argument of’ the olaim of the Crown to para 
on impeachment, Lond., 1791 j Troetise of this Hiugs 

a7 ° 
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So überwiegend nun Die Gruͤnde gegen ein dem 
Ifdleſten berlaſſenes Abolitions⸗ oder Begnadigungs⸗ 
recht auch ſind, ſo gehen diefelben doch keineswegs 
ſo weit, daß ſie uͤberhaupt die Unwoͤglichkeit jeder 
Strafmilderung bei Staatsanklagen nachweiſen. Im 





power of the gran'ing pardons in cafes of impeachment, 
J.ond., 17915 (Buddeug,) die Minijterverantwortlic: 
keit, S. 35 fg. M:r fon erbarer Anconfequeng bebandelt 
Edendabi, Staaiöichre, BD. I, G. 188 fa., die Arage 
über das Hegnadigungsreht in Staatsproceſſen. Er geht 
einer Seitd davon aus , Daß die Mechtofiction, der König 
tönne fein Unrecht thun, auch bier erbalten und fomir der 
Gedanke an eine unpaffende Colluſion zwiſchen Fuͤrſt und 
inter ganz enrfernt werden muͤſſe; anderer Seite will 
er die Furcht vor der Gefahr der (aud von ihm ald wahr: 
feinlich angenommenen) bäufigen Begnadigungen dadurch 
entfernen, das er die Amtsentfernung des verurtheilten 
Minifters ald unabänderlih betrachtet. Will man nun 
auch davon abfehen, dad die Regel: the King can do no 
wrong, bier in einem ganz faliben Sinne genommen ift, 
indem fi: keineswegs beißen foll noch kann, der Kürft 
dürfe feiner unrecten Handlung für fäbig erachtet wer: 
den, (venn wozu fonft alle conftirutionellen Maasregeln?) 
fondern nur, daß er für keine feiner Handlungen perfön: 
lid verantwor lich fen: fo iſt doch jeden Falles Kar, daß 
wern das volle Begnadigungsrecht dem Fuͤrſten bleiben 
muß, ibn auch die Wiedereinfegung in das mißbrauchte 
Amt nothwendig frei ſteht. Wird aber diefe ausgenom⸗ 
men, fo dit die Frrtion durcbbrocben, und dann ift nicht 
abıufeben, warum man fie nicht no d weiter bei Seite 
fegen darf um fi völlig zu fihern. in Vorwurf von 
Feigheit und Undankbarkeit kann dem Zürften in feinem 
Galle gemacht werden, wenn eine rechtliche Unmöglichkeit 
inen Wilen bindet. 
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Gegentheile find nicht nur die Billigkeits⸗ und Klug⸗ 
heits- Gruͤnde, welche im Allgemeinen fuͤr eine Straf⸗ 
milderung ſprechen, auch hier von Bedeutung, ſon⸗ 
dern es laſſen ſich auh noh Fälle denken, in welchen 
wichtige politiſche Verhaͤltniſſe die Unterbrechung eines 
Proceſſes oder die Wiederaufhebung der bereits ausge⸗ 
ſprochenen Strafen dringend wuͤnſchen laſſen. Es kann 
dieß z. B. die Bedingung oder doch das ſicherſte Mit⸗ 
tel zu einer Ausjohnung zwiſchen Partheien ſeyn. Nur 
dem Fuͤrſten perjdnlich und allein konnte das Recht 
nicht anvertraur werden. Wenn fih aljo ein Mittel 
auffinden Ihr, weldyes die möglichen und felbft wahr⸗ 
fcheinlihen Nachrheile der einjeitigen landesherrlichen 
Vegnadigung verhindert, und doch in Norhfällen die 
Vortheile verichafft, fo ift dieſes keineswegs zu vers 
fäımen. Ein foldyes Mittel duͤrfte aber unzweifelhaft 
darin befteben, daß durch einen fdrmlichen Act der Ges 
f:Bgebung, alfo mit Theilnahme des Fürften einer, und 
der WVollövertreter anderer Seits, ein Proceß abges 
fhnirten oder eine Etrafe gemildert werden koͤnnte. 
Hier it ein Mißbrauch nur in dem einen Falle denks 
bar, wenn die Ständeverfammlung ihrer Pflicht ganz 
nutreu iſt, ein zwar denkbarer Fall, von deſſen unvers 
meidlichen Folgen aber Die materielle Strafloſigkeit 
eines durch eine verdiente Anklage politifh und ſittlich 
jeden. Falles ſtark angegriffenen Minifters noch die 
ge:ingfte ſeyn duͤrfte. 


§. 6. 
4. Verartheiluug zu S hadenserſaße. 
Weſentlich verſchieden von der (Einleit., 6. 8, 
S. 28 fg., bereits abgehandelten) Frage, ob ein Groß⸗ 
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beamter des Staates wegen einer Amtsbandlung princis 
paliter und ausfchließlich im Eipilwege in Anſpruch ges 
nommen werben koͤnne, ift die Frage, welche Folge eine 
Verurtheilung im Eriminaiwege binfichtlich der Privat⸗ 
geungtbuung etwaiger Verletzter für ihn babe. ine 
der rechtlichen Folgen eines begangenen Verbrechens ift 
nun unzweifelhaft die Verbindlichkeit zum Erſatze 
des dadurch veranlaßten materiellen Schadens. Na⸗ 
tuͤrlich muß, im Falle einer Weigerung von Seiten 
des Schuldigen, ein gerichtliches Urcheil ſowohl den 
Umfang diefer Verbindlichkeit. ald die Art der Leis 
ftung feſtſtellen. Diefes Urtheil iſt zunaͤchſt aber nicht 
das in der Hauptfache zu fällende s Strafs Erkenntniß, 
indem Schadenserfag Feine Strafe, fondern die Erfuͤl⸗ 
fung einer Verbindlichkeit des bürgerlichen Rechtes iſt. 
Es iſt fomie eine bedeutende, lediglich durch die Ruͤck⸗ 
ſicht auf Schnelligkeit der Eurfcheidung herbeigeführte, 
Anomalig, wenn bie Gefeßgebung mancher Staa⸗ 
ten ®) geſtattet daß von. dem Strafgerichte zus - 
gleich mit der Strafe auch Über die Derkindlichkeit 
zum Schadenserfage erfannt, fomit auch vor demfelben 
die nöthigen civilproceffualifhen Verhandlungen zu 
gleicher Zeit mit dem Strafuerfahren gepflogen werden 
dürfen, 

Hinfichelich der Anwendung eines foldhen Verfah⸗ 
rens auf Minifters Anklagen ift nun zu unterfcheiden 





41) So z. B. das gemeine deut ſche Met, namentlich durch 
die Sarolina, Urt, 12, 89, 101, begründet ; ferner das 

franzoöͤſiſche Recht. & Mittermaler Strafverfah⸗ 
Hren, Bd. II, S. 448 fe. 
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zwkſchen denjenigen Staaten, welche in ihrer gewohn⸗ 
lichen Geſetzgebung diefen Ausnahmefatz kennen, um 
denjenigen, welche bei der Meg ſtehen gedhcben 
find. J 
Bei jenen find Feine äberwirgenden Geuͤnde vor⸗ 
handen , die einmal beflchende Malogie zu verlaffen: 
Zwar find allerdings, wie ıweiser unten näher ausge⸗ 
führt werden wird, Narhrheile mir diefer Verbindung 
verfchiedeuer Klagen verbunden, allein diefelben Bilden 
nicht gerade ein wefentliches Hinderniß. Uebri⸗ 
gend ift dabei ziveierlei wohl: zu bemerken. Einmal; 
Daß nur, wenn ber Staat einen Verluſt erfitten hat, 
uud ſomit die Stände auch dieſes Hecht desfelben zu 
wahren fich entichließen, die Entſchaͤdigungs⸗Forderung 
von dem GStaarsgerichtöhofe ausgeſprochen werden 
ann, dagegen befihddigte Privaten unter allen Ums 
ftinden fih an den gewöhnlichen Civilrichter des Be⸗ 
Hagten zu wenden: haben, weil ihnen die Befngniß 
ale Partei vor: dem Staatsgerichtshofe aufzutreten 
ganz abgeht, und weil uͤberhaupt ein Interventions⸗ 
recht da nicht fatefinder, wo kein Klagerecht vorbans 
den ift =) Zweitens aber , daß auch die Erände nicht 
gendthigt find, den Civil⸗Punct mit der Staatsan⸗ 
Hage zu verbinden, fondern daß fie entweder ſelbſt 
nach ausgeſprochenem Strafurtheile fi an den ordent⸗ 


2) Diefe Anfiht führt auch aus der Commif. Bericht des 
Grafen Baitard an die franzölifche Pairdlammer über die 
Anklage der Minifter Karl's X. Man febe 5.8. Pros 
ceß der tehten Minifter Karl'’d X. Darmft., 1881, 9.3, 
©. 67 fe. 
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lichen Richter wenden , oder die Verfolgung des Uns 
fpruche& dem Fiscus überlaffen koͤnnen. . 

Kennt dagegen das gemeine Recht eines Landes 
die Anhdugung der Scyadenserfat s Forderung nicht , 
fe kann davon in keinem Falle die Rebe ſeyn, eine 
ſolche ohne weiters in einem Staatsproceſſe vorzuneh⸗ 
men. Wenn diefelbe auch, wie bemerkt, den aus ber 
Natur derSache fich ergebenden Grundfägen ber das 
Verfahren bei eines Minifteranflage nicht gerade zuwi⸗ 
der Läuft, fo iſt doch noch weniger aus demfelben 

eine Nothwendigkeit abzuleiten. 

| Eben fo ift es mehr als zweifelhaft, ob in einem 
fir das Verfahren vor dem Staatsgerichtshofe zu 
entwerfenden eigenen Gefege, die Möglichkeit einer 
Derbindung des Eivils Punctes zweckmaͤßig erfcheint. 
Allerdings fprechen für die Zulaflung die dadurd 
zu erreichende Abkirzung des Civils Proceffes und die 
Vermeidung abweichender Urtheile des Staatsgerichts⸗ 
hofes und des ordentlichen Civilrichterd über die Schuld 
des Beklagten: allein auf der anderen Seite gehen das 
durch für den leteren Die Appellationds Yuftanzen vers 
loren, während die noch übrig bleibenden Rechtsmit⸗ 
tel in endlofe Schwuͤrigkeiten verwideln (f. unten); es 
ſprechen, je nad) der Zufammenfegung des Staats⸗ 
gerichtes, uber vielleicht ſchwuͤrige Fragen des buͤr⸗ 
gerlichen Rechtes Maͤnner, welche zwar wohl fuͤr einen 
politiſchen Proceß, nicht aber hiefuͤr ſich eignen; fo: 
dann erleidet wohl jeden Falles die Entſcheidung der 
Haupſache durch die Zwiſchenverhandlungen uͤber den 
Civilpunct eine Verzoͤgerung, was in gar vielen Fällen 
nichts weniger als wilnfchenswerch ift; endlich ift nicht 
zu überfehen, daß wenigitens in manchen Fällen die zur 
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Entſcheidung der Staatsanklagen berufenen Verſamm⸗ 
lungen auch noch anderweitige wichtige Staatsgeſchaͤfte, 
z. B. geſetzgebende, zu beſorgen haben, an denen ſie 
durch die Entſcheidung von weitläufigen Civilproceſſen 
ſehr gehindert wuͤrden 2). | 

Kann oder foll aber die Borbringung der Ents 
fdyddigungs= Klage vor dem Staatsrichter ſtattfinden, 
fo ergeben fidy (in Ermanglung pofiriner Geſetzgebung) 
folgende Grundfäge and der Natur der Sache: 

Der Staatsproceß bleibt die Hauptſache, und 
e8 darf ihm durch die Schandensflage durchaus in 
nichts präjudicirt werden; namentlich wird das Urtheil 
über den Strafpunct fobald als möglich geſprochen, 
ohne daß dabei auf die noch nichr beendigte Civil⸗ 
Procedur Ruͤckſicht genommen wuͤrde, welche fodann 
abgefondert und, weil mit der Enrfcheidung über das 
den Miniiter Schuld gegebene Verbrechen auch aus 
genblicklich die Jurisdiction des Eraats =» Berichtes 
aufhoͤrt, vor dem ordenr'ichen Richter beendigt wird. 
In dem Civil: Proceije dirfen Feine Beweismirtel ges 
braucht werden, welche ausfchließlich nur bei einem 
Strafverfahren vorkommen fünnen; jedoch gelten na⸗ 
tilrlich die im leßteren ermirtelten Thatfachen und Ge⸗ 


-ftändniffe des Bellagten auch zur Begründung des 


Anfpruches auf Eutſchaͤdigung, und es können die nur 
im @ivil: Proceffe , aber nicht bei Straffachen zu ge= 


3 Es kann daber nicht andere ala gebilligt werden, daß die 
franssfifhe Pairokammer hauptſächlich auf Pasquier's 
Antrag alle Intervention’ von Privaten, welche Schadens⸗ 
erfaß gegen einen angellagten Minifter verlangen möchten, 
vorwarf. S. Eih. vom 15. April 1836. 
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brauchenden Mittel dazu angewendet werden. Daß eine 
Verurtheilung zu einer Entſchaͤdigung ausſchließlich 
nur erfolgen kaun, wenn der Beklagte in dem Straf⸗ 
proceſſe fuͤr wenigſtens theilweiſe ſchuldig erklaͤrt 
wurde, verſteht ſich von ſelbſt, deun nur dieſe Schuld 
kann ja das Fundament einer Verurtheilung zum Scha⸗ 
denserjage jeyn. Glaubt ein Verlegter trog ber Freiſpre⸗ 
bung vom Strafrichter dennoch einen Grund zu einem 
Eivilanfprade au deu Beklagten zu haben, fo mag er 
denfelben ganz im gewöhnlichen Wege und als felbft: 
ſtaͤndige Civil⸗Sache verfolgen *). Gegen das Urtheil 
Können von beiden Parrheien ale Rechtsmittel einges 
wender werden, welche der Civil: Proceß gegen Die 
Ausſpruͤche eines oberften Gerichtes kennt, und ed muß 
deßhalb der Staatsgerichtshof auch auf Berlaugen 
des Verurtheilten alsbald durch den. Präfidenten ein= 
berufen werden, Es verſteht fid) übrigens, daB das 
Urtheil auch Über den Koſtenpunct zu eutfcheiden, 
und einem muthwillig Procefjirenden die ſaͤmmtlichen 
Soften , welche die Verfolgung des Rechtömitteld vers 
urſacht, zuzutheilen bat 5). 





4) S. foweit Mirtermater, aa. O., & 449 fa; 
Stäbel, Abd. Il, $. 4324 fa,; Martin, Eivil:Pro- 
ceB,$. 253; Linde, Civil: Proceh, K, 364, 

6) Es iſt nit au läugnen , daß die Trage über Zulaͤßigkeit 
von Mechtsmitteln gegen ein von einem Etaategerichiebofe 
ausgefvrocheneß Urtheif auf Privatgenugrbuung fhwer auf 
völig genuͤgende Art zu entfheiden it. Gin Urtheil ohne 
alle Moͤglichkeit irgend einer Mechtsbuͤlfe, ſelbſt im Zalle 
einer abfoluten Nichtigkeit, iſt rehtlih undentber. Eben 
fo wenig iſt es möglih, die Rechtsmittel genen ein Urs 
teil des Staatsgerichtes vor einem andern reichte an: 


$. 7, 
5. Ber Asflen-Punct, 


Je bedeutender die durch einen Staatöproceh vers 
anlaßten Koften feyn konnen, deſto wichtiger if es, 





bringen zu laffen. Dem widerſetzt fih nidt nur Die 
Würde jenes höhe Berichtes , fondern ed wäre auch 
über eine fländifhe Sammer tein ordentlihed Bericht zus 
fländig. Sind aber Rechtsmittel und zwar vor dem Staates 
gerichte felbit geftattet, fo find fienatürlih nicht bio dem 
Kläger , fondern auch dem Verurtheilten einzuräumen, 
Nun tritt aber, da in der Megel dad Staatsgericht nicht 
beitändig verfammelt ift, wieder die Frage entgegen, ob 
dem Verurtbeiltin ein Recht eingeräum* werden foll, dag 
Gericht zu einem Zuſammentritte aufzufordbern? Keine 
Verfaffungs= Urkunde har eines folden Rechtes Erwähnung 
gethan, Feine freilich aber auch dasſelbe ausdruͤcklich vers: 
worfen. Die Ruͤckſicht auf den Rechtsſchutz muß zwar 
wohl hier für die Beantwortung der Frage den Ausſchlag 
geben . daß, ald ftilfchweigend in dem Geſetze erlaubt, 
auch dem Verurrbeilten „ welcher ein Diechtswittel einles 
gen will, ein Convocationsrecht zuftebe: allein es if freis 
li nichr su laͤugnen, daß die Sache auch fo noch ihre 
Schwürigleiten und Nachtheile bat, daß namentlich eine 
Cinberufung des Staatsgerichtes wegen bloßer Geldinter: 
effen wenig zu paſſen fceint. Da jedoch dad Gericht ſelbſt 
durch firenge Befolgung der Regel, dem Unterliegen: 
den die Chier in der Megel hoͤchſt beträchtlihen) Koſten 
allein zuzuſcheiden, offenbarem Mißbrauche wohl feus 
ern lann, fo dürfte dießß fein Grund zur Merwerfung 
des Grundſatzes ſeyn. Am wenigiten ift aber ındli abzu: 
feben „ wie eine klagende Ständeverfamniung in einem 
ſolchen Rande, deffen Civil-Proceßordnung nit die Vers 
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beſtimmte und richtige Grundſaͤtze uͤber die Verbind⸗ 
lichkeit dieſelben zu tragen aufzuſtellen. 

Wie uͤberhaupt bei allem Strafverfahren, fo find 
auch bier die allgemeinen Criminal: Koften von 
den befonderen zu unterfcheiden. Zu jenen gehbren 
Die Auslagen für folche Anſtalten, weldye der Staat 
überhaupt zır Sicherung der Rechtöpflege filr noͤthig 
gefunden hat, ohne dabei gerade einen beflimmten eins 
zelnen Sal, am wenigften aber gerade eine Minifter: 
Anklage im Auge zu haben, alfo namentlidy die Er: 
bauung und Unterhaltung der Gerichtölocale und Ges 
fängniffe, die Bezahlung der Gensdarmerie, der Ges 
fangenwärte‘, des allenfalls verwenderen Militärs. 
Beſondere Koiten find dagegen alle diejenigen Ausla⸗ 
gen , welche der beſtimmte einzelne Fall verurſachte, 
und welche ohne ihn gar nicht gemacht worden wären. 
Jeden Falles gehdren hieher: die Unterhaltungs = Ko= 
fen des Verhafteren; die Eutfhädigung der Zeugen 
und Sacverftändigen , gleihgältig ob fie für oder 
gegen die Klage gebraucht wurden; die Briefgelder 
und Schreibgebähren ; die Vertheidigungs⸗ und übers 
haupt. Advocatens Koften aller Art; endlich die Drud: 
koſten für Die Durch den Proceß gefeglich veraufafren 
Bekanntmachungen. Keinem Zweifel kann eö ferner 
unterliegen, daß außerordentliche Bewachungskoſten, 





zichtmarime ſondern Strafe im Falle eines Ungehorſames 
kennt, zur Einlaſſung auf die Verhandlung uͤber ein vom 
Verurtheilten ergriffenes Rechtsmittel gegen ihren Willen 
gezwungen werden kann? Daß aber der Tal einer fol: 
ben Weigerung wenlgſtens möglih ift, wird Niemand 
läugnen wollen. 
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wenn z. B. Truppen biezu befonders einberufen, für 
diefelben „ fonit nicht norbwendige, Wadhtlocale ers 
richtet „ oder ihnen Zulagen bewilligt werben mußten; 
feruer daß felbit Die Taggelder und Meifekoftenentfchäs 
dDigungen der Richter und des Kanzleis Perfonales, 
falls der Staatsgerichtshof Feine fländige und ein- 
für allemal beſoldete Bebörve iſt, bier aufzurechnen 
find. Die einzige Schwuͤrigkeit fcheinr die Erbauung 
oder Heritellung eined eigenen Gerichtsſaales, welcher 
groß genng ift, um die Richter, die Partheien und die 
zum Behufe der Deffentlichkeit der Verhandlungen zus 
zulaffenden Zubörer zu faffen, machen zu koͤnuen. Diefe 
Aufgabe wird allerdings nur durch den einzelnen Pros 
ceß veraulaßt: allein es ift doch wohl richtiger, fie zu 
deu allgemeinen Criminal: Koften zu rechnen, indem 
dem Staate billig zugemuthet werden mag, aus den 
allgemeinen Staatögeldern für diejenigen Gelafle zu 
forgen, welche zu den verfchiedenen dffentlichen Zwe⸗ 
den gebraucht werden; davon ganz abgefehen, daß 
man in endlofe Streitigkeiten mir dem zur Bezahlung 
Verurtbeilten über den Umfang, die Ausrüftung, Die 
Verzierungen und Bequemlichkeiten des Gebäudes vers 
wickelt werden könnte. 

Schonu in dem Begriffe der allgemeinen Erie 
minalfoften liegt e&, daß diefe vom Staate getras 
gen werden muͤſſen *). Nur mit fchreiender Ungerechs 
tigfeit Fonnte Demjenigen , welcher zufällig zuerft die 
Benuͤtzung der im Allgemeinen bereit gehaltenen Aus 
fialten veranlaßte,, Die Auslagen für ganze, für alle 


1) Vergl. Mittermaier, dad bdeutfche Gtrafverfahren , 
Abth. II, S. 384 ; und die daſ. Angef. 
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kanftige Zeiten und noch fo viele ſpaͤtere Faͤlle zureichende 
Anftalt zur Laft gelegt werden. Ganz unthunlicdy aber 
wäte es, ihm nur feinen betreffenden Theil daran 
zahlen zu laſſen, indem es nicht nur bei der gänzlichen 
Unwiſſenheit uͤber Zahl, Umfang und Zeit ter Binftig 
erit fich ereignenden Ännlichen Fälle ganz an allem Vers 
fheilungs:Maasftabe fehlen wilrde; fondern auch kaum 
ein Verhältniß zwifchen den fo feltenen Staatspro⸗ 
ceffen und der großen Anzahl der beftdndig anhaͤngi⸗ 
gen gewöhnlichen Strafſachen, filr welche zunaͤchſt 
jene allgemeine Vorkehrungen beftimmt find ſich fefts 
fegen ließe — Eben fo Mar ift Dagegen auf der 
andern Erite, daß die befonderen Koften von Dems 
jenigen getragen werden miffen, welcher die Ver⸗ 
Aanlaffung dazu giebt. Diefer ift nun aber ents 
weder der Angeflagte, wenn nämlich wirklich feine 
Handlungsweife gegründete Urfache zu einer ſtaͤndi⸗ 
ſchen Klage bieter, d. b. wenn er vom Gerichtshofe für 
ſchuldig erfärt wird ; oder aber der Kläger, wenn der 
Richter die angefochtene Handlungsweife nicht fir uns 
erlaube erflärt, Sreilich wird in dem letzteren Falle 
der practifche Erfolg immerhin wieder eine Uebernah⸗ 
me auf die allgemeine Eraarscaffe feyn, indem die 
Ständeverfammlung feine anderen Einkuͤnfte hat, als 
die ihr and den allgemeinen Geldern gelieferten , uns 
möglich aber dem Antragefteller, oder den filr die Ans 
Mage flimmenden Mitgliedern eine Privatverbindlichkeit 
‚anferlegte werden Tann. Letztere Maasregel wuͤrde 
nicht nur in fo fern eine fehr verderbliche fryn, ale 
die Staͤndemitglieder dadurch fehr leicht fih von der. 
Ausılbung ihres Unffichesrechtes und ihrer Dertheidis 
gungspflicht abſchrecken laſſen kunnten; ſondern fie 
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wäre offenbar andy dem ganzen Geifte der Maasre⸗ 
gel in fo ferne zumider, als dad Geſetz nicht blos 
bei ganz unzweifelhaften Verfaffungsverlegungen fons 
dern fchon bei nur wahrfcheinlichen eine Klage erlaube 
und verlangt, indem es fonft den Staͤnden nicht blos 
die Klage Jondern kurzweg das Urtheil aufgeträgen 
haͤtte. Ueberhaupt ift es eine nothmendige Folge des 
eonflirutionellen Syſtemes, daß das Volk die in geſetz⸗ 
licher Form von feinen felbftgemählren Stellvertretern 
gerhanen Schritte nach allen ihren Folgen zu tragen 
bat. Es har zum Voraus in deren Beichläffe einges 
willigt 2). Nur der Eine Fall würde eine Ausnahme 
Machen, wenn Grindemirgliedern bewiefen werben 
Fonnte, daB fie wiſſentlich falſche Anſchuldigungen 
gegen den betreffenden Miniſter vorgebradht haben. 
Die Doctrin har in Beziehung auf gewbhnliche 
Strafproceffe von dem Satze, daß eine Nichtverurs 
theilung des Angeklagten ihn von dem SKoftenerfage 
befreie, nicht felten zroei Ausnahmen machen wollen, 
naͤmlich einmal bei einer bloßen Entbindung. von der 
Inſtanz, und zweitens, wenn der Befchuldigte durch 
unbeſonnenes oder verdaͤchtiges Benehmen den Ver⸗ 
dacht einer merlaubten Handlungsweiſe anf ſich ge⸗ 
zogen habe 2). Es wäre zu beklagen, wenn dieſe 
Anſicht bei einem Staatsgerichtshofe Grund gewoͤnne. 
Will man naͤmlich auch darauf kein Gewicht legen, 





2) Alſo nicht blos: Quidquid delirant reges plectumnar 
Achivi, 

3) E. Mittermaier,a. c O., G. 890 fa.; der würt: 
temb. Entwurf einer Straf: Proceß : Ordnung von 1828, 
Art. 377. 


daß überhaupt die Eurbindung von der Juſtanz beifer 
gar nicht vorfäme, fondern entweder volle Losfpredhung 
oder volle Derurtheilung eintreten ſollte, fo ift jeden 
Falles diejelbe nur ein vorläufiges Abbrechen bis auf 
befferen Beweis. Einem nicht nur mdglicherweife, fenz 
dern fogar, wie igt wenigftens die Sache liegt, aus 
überwiegenden Gründen für unfchuldig zu Erachtenden 
mit einer Folge der rechtöfrüftigen Verurtheilung zu 
belegen, ift aber die hoͤchſte Ungerechrigfeit. Der eius 
zig richtige Ausſpruch kaun bier die Aufichicbung des 
Koftenerfages bis zu fchließlicher Erledigung der Sache 
feyu. Mas aber die Zurheilung wegen unvorfichrigen 
Betragens betrifft, fo Tann doch, da kein Geſetz der 
Welt dem Bürger ein Betragen vorfchreibt , welches 
Niemand irre leiten könnte, da Niemand uͤberdieß 
gegen ungegründeres Mißtrauen und verkehrten Echarfs 
finn , oder gegen falſchen Schein des Zufalles geſchuͤtzt 
ift, da endlich es Pflicht des Klägers gewefen wäre, 
durch genauere Priifung des Scheines dab ganze uns 
udthige Verfahren zu vermeiden, nimmermehr ein, moͤg⸗ 
licherweife jo böchft bedeutender und felbit die Strafe 
im $alle der Schuld weir Übertreffender, Nachtheil von 
Rechts wegen darauf gefeßt ſeyn. Hoͤchſtens, (und 
noch laſſen ſich gewichtige Gegengräude anführen), 
fonnte ein. folched Berragen den Anfpruch auf Ents 
ſchaͤdigung für unfchuldig erduldere Leiden und Nerlufte 
entziehen , nie aber die Folgen der Schuld aufbärs 
den. — Nicht einmal einem Zweifel Tann unters 
liegen, daß von einer Werurtheilung in die Koften 
gar keine Rede feyn kann, fey es wenn der Angeflagte 
vor Fällung des Urtheiles ftirbe, fey es wenn Ders 
jährung die Echuld getilgt bat. In beiden Zällen 


— 
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fann die unerläßliche Grundlage einer MVerurtheilung 
in die Koften, nämlich eine Verurtheilung in der Haupts 
ſache, gar nicht eintreten; und im letzteren Falle noch 
befonderd war ed lediglih Schuld des Klägers, daß 
ein unmöglid zu einer Verurtheilung führender Pros 
ceß angefangen wurde. 

Während die Verurtheilung in die Koften bei zus 
reichendem Bermdgen des Schuldigen zu feinen beſon⸗ 
deren Bemerkungen oder Anftänden Anlaß geben kann, 
werfen ſich allerdings wichtige Fragen für den Fall 
auf, wenn dad Vermögen nicht zureicht. Vor Wllem 
fragt ſich, ob eine Sammtverbindlichkeit Mirfchuldis 
ger eintritt? Es iſt zu unterfcheiden. Der Urheber 
muß für die Gchälfen unter allen Umſtaͤnden einftes 
ben , denn ohne feine unrechtliche Handlung wären fie 
dem Staate nie zur Laft gefallen. Umgekehrt dage: 
gen kann der bloße Gehuͤlfe nie mit den Folgen der 
Handlungen des Urhebers belaftet werden. Bei Gleich» 
ſchuldigen aber kommt es auf die Art der Koflen an. 
Diejenigen Koften, welche die Perfon des einzelnen 
Schuldigen verurſacht, alfo namentlid Unterhalt im 
-Gefäugniffe und Vertheidigungskoſten, können nicht 
als von dem Mitfchuldigen veranlaßt augefehen wer⸗ 
den; wogegen alle auf den Proceß im Ganzen verwen⸗ 
deten Koften auch fchon durch die Handlung jedes eins 
zelnen veranlaßt worden wären, und fomit jedem von - 
Rechtswegen zugefchieden werden können *) — Falls 





% 


4) Die Frage über die folidarifhe Verbindlichkeit Mitſchuldi⸗ 

ger iſt eontroverds, ſ. Stübel, Criminalverfahren, 

4. 5315 Tittmann, Handbuch der Strafrechtswiſſen⸗ 

(haft, Bd I, ©. 688: Kleinfhrod, im Neuen 
38 
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zwar des Berurtheilten Vermögen zum Erſatze der 
Koiten nicht Hinreiche, allein die zu feiner Erhaltung 
verbundenen Perfonen die ndrhigen Mittel befigen, fo 
Founen diefe allerdings zur Uebernahme der Unters 
haltungs⸗Koſten augehalten werden. Zu weiterem 
find fie nicht verpflidyrer °). — Reiche das Vermoͤ⸗ 
gen des Verurtheilten nicht fo weit, daß aus demiels 
ben ſowohl die Proceßkoften als die Entſchaͤdigungsfor⸗ 
derungen der Verletzten befriedigt werden koͤuneu, fo 
ſteht der Staat mie den Proceßfoften nad. Hierfür 
ſpricht wicht nur die Billigfeit, indem leichter Alle 
ald ein Kinzelner einen Berluft ertragen, fondern es 
muß überhaupt der Sag aufgeftellt werden, daß. der 
Staat vor Allem die Rechte feiner Bürger zu fchägen _ 
hat, ehe er dem Miedererfage feiner Gerichröfoften 
nachzutrachten hat. ©). 





Archive für Srim. Recht, Bd. IT, ©, 568; Mitter: 
maier, das deutfhe Strafverfahren, Abth. II. S. 391. 
Eben fo find die neuen legislativen Anſichten über diefen 
Punct fehr verfhieden. Maͤhrend z. B. der hanoͤpriſche 
Entwurf einer Eriminal-Ordnung, |. 347, nur Verthei⸗ 
lung nah dem Grude der Schuld anerkennt, läßt der 
müärttembergifce Entwurf von 1928, Urt. 380, zwi⸗ 
ſchen Urhebern, und bei dem Urheber für Gehuͤlfen Sammt: 
verbindlichfeit eintreten. 

5) Vergl. württemb. Entw., Art. 381. 

6) ©. Tittmann, Handb. der Strafrechtsw.,, Bb. I, 
5. 180; wirttemb. Entw., Art. 3883. 
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Erstes Kapitel. 


England. 





g. 1. 


1. Einleitung. 


In dem Vaterlande des conftitutionellen‘ Staats⸗ 
rechtes finden ſich auch die friiheften und die zahlreich: 
ſten Faͤlle von Staatsanklagen, angeftellt vor dem 
Unterbaufe gegen Großbeamte der Krone und gerichtet 
von den Lords. Hier fehen wir denn auch die ganze 
Einrichtung ſich aus ſchwankenden und veränderlichen , 
allein mit dem ganzen Rechtszuſtande des Landes zus 
fammenhängenden Anfängen allmählig und gleichfam 
bewußtlos entwideln, erft nach und nach beftimmt von 
ähnlichen Procchuren fich abfondern und eigenthuͤm⸗ 
liche unwandelbare Form gewinnen. In allen andern 
Staaten ift die ftändifche Minifteranklage als ein in 
ſich abgefchloffenes und aͤußerlich bereitd georbnetes 
Spitem mit Einemmale durch einen Act der Gefeßges 
bung, welche die Erfahrung Englands nad) ihrem Ber 
lieben benügte, eingefilhrt worden , mebr als ein theo⸗ 
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retiſcher Verſuch oder in Nachgiebigkeit gegen Theore⸗ 
tiker, als weil ein unmittelbares practiſches Beduͤrf⸗ 
niß ſich fuͤhlbar gemacht haͤtte: hier dagegen wurzelt 
ſie tief in dem allgemeinen Rechtszuſtande des ganzen 
Landes und bildet einen integrirenden Beſtandtheil des⸗ 
ſelben. Daher denn auch die große Verſchiedenheit in 
den Schwuͤrigkeiten, welche die vollſtaͤndige Entwick⸗ 
lung der Einrichtung hier und dort finden mußte. 
Während naͤmlich in den Staaten des Feſtlaudes (und 
feloft in den Vereinigten Staaten von Nordamerifa) 
die Aufgabe feyn mußte, de „‚exotifihe Pflanze‘ eins 
zugewöhnen, die fremdartige Einrichtung in eine we⸗ 
uigftens Außerliche Webereinftimmung mit der übrigen 
Gerichröverfaffung and felbft mir widerjtrebenden ma⸗ 
terjellen Rechtsſaͤtzen zu bringen ; eine Aufgabe, welche 
nicht einmal uͤberall glüdlich geldsr werden konnte: be⸗ 
ftand in England die Schwäirigfeit darin, das feinem 
Gegenftande noch Eigenthuͤmliche auch beſtimmt nad) 
Form und perſoͤnlichen Berechtigungen auszuſcheiden 
aus der Maſſe der gewöhnlichen Proceſſe, namentlich 
der gegen die verfchiedenen Arten von Staatsverbre⸗ 
chen gerichteten. Dieß wurde nur ſtuͤckweiſe und wie 
in einem einzelnen Kalle Gelegenheit und Norhiwendigs 
keit ſich darbot gethan, und daher erft nach Jahrhun⸗ 
derten voͤllig zu Stande gebracht, und auch ſo noch 
umfaßt das impeachment mehr Perſonen und mehr 
Vergehen, als irgend ein Geſetz ſonſt der ſtaͤndiſchen 
Anklage zugewieſen hat. Bis in die kleinſten Einzelu⸗ 
beiten finden wir alfo uͤberall den maͤchtigen inneren 
"Unterfchied zwiſchen der aus einzelnen Bedärfniffen und 
Erfahrungen, aus allgemeinen Rechtsgewohnheiten und 
aus ber Lebendanficht des Volkes hervorgegangenen, 


fomit zwar nichr ſyſtematiſch und rheotetifch zugefchnit- 
tenen, allein allen drrelichen und narlonellen Forderuns 
gen durchans genigenden britlichen Verfaffung,, und 
den zuerft im Etudierzgimmer fogifch folgerichtig ausr 
gefonnenen, dann ‚mit Einem Ecylage in die Wuͤrklich⸗ 
keit gerufenen DVerfaffungen der übrigen europäifchen 
Eraaten , in welche fi) nun das ganze Wolf erft bin: 
einleben muß, vorläufig noch in manchen Räumen des 
ungewohnten Gebäudes beengt und unwohl ſich fühs 
lend , andere Dagegen noch ganz leer laſſend. 

Der Heraang in England ſcheint *) nun aber fol: 
gender gewefen zu feyn: 

Eo weit die Geſchichte des englifchen Parliaments 
hinaufgeht, uͤbt der König gemeinfchaftlih mit dem 
Oberhauſe Gerichtsbarkeit aus, theild überhaupt in 


1) Der Verf, diefer Abhandlung kann ſich feines folchen as: 
nanen Studiums der fruͤheſten Staatd: und Rechts- Ge⸗ 
ſchichte Enalands ruͤhmen, dad er die fammtlichen feı: 
neren Beziehungen und Anknüpfungspuncte richtig und 
mir Schaͤrfe aufgefaßt zu haben verfihern moͤhte. Non 
Morgängern mar er gar nicht unterſtuͤtzt, indem felbft 
Hallam’d Geſchichte der Nerfaffung und Phillips 
Meiche- und Rechtsgeſchichte Englande bier völlig im Striche 
lädt, und die felteneren literariſchen Hilfemittel zur 
Kenntniß dieſes Theiled des äffentlihen Mected, nameur⸗ 
lih die Schriften übır die Gerichtsbarkeit ded Parliamentd,. 
4. B. dad Merk von Dale, ibm troß mancfaher Demi: 
bungen nicht zu Gebote flanden. Er madt daher nur 
einen Verſuch, deffen Verichtigung, Vervollſtaͤndigung und 
Ausführung beffer Wrterrichtete unternehmen möger. — 
Die Belege fiir das @rgebene finden ſich In den unten Tel 
geriden eingelnen Erzaͤnlnugen. 
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in wichtigen Faͤllen, theils aber namentlich über Die 
Mirglieder des Hauſes, welche durch ihre Pair 
gerichter zu werden dad Recht hatten. Falls wegen 
Staatöverbrechen eine Anklage gefchehen ſollte; wurde 
fie entweder im Namen des Koniged Durch einen 
feiner Beamten oder von einen Pair felbit cinges 
bracht. Bon einem Rechte der Gemeinen eine Anklage 
bei dem Oberhauſe anzubringen, fey es gegen wen 
ed wolle, war anfangs gar feine Rede, und es iſt 
eine ganze Reihe von Hochverraths-Proceſſen aller 
Art auf uns gefommen, au welchen das Unterhaus 
gar feinen Antheil harte. | 

Su dem festen Jahre Eduard’ III. findet ſich 
das erfte DBeiipiel der Ausuͤbung eines Kiagerechtes 
von Seiten der Gemeinen. „Schon häufiger kommen 
die Fülle unter der nächften Regirung , der ungluͤck⸗ 
lichen des zweiten Richard's. Merkwuͤrdig ift, daß 
dieſes Recht anfänglich nur ein Beweis von ſchmaͤhli⸗ 
cher Abhängigkeit des Unterhaufes von einzelnen gro⸗ 
Ben Vafallen war, welche ihren eigenen Gewaltthaͤ⸗ 
tigkeiten durch diefe Theilnahme der Volksvertreter 
einen Anſtrich von Volksthuͤmlichkeit und Gerechtig⸗ 
teir geben wollten. Wie denn Äberhaupt, aus leicht 
einzufehenden Gründen, es immer die unruhigiten ud 
ungeordnetften Zeiten waren, in welchen ſich das Kla⸗ 
gerecht der Gemeinen und überhaupt dad ganze ges 
richtliche Verfahren gegen hohe Staatöbeamte aus⸗ 
bildete. 

Dadurch, daß unter Eduard II. der gefegliche 
Begriff Des Hochverrathed genau begrängt, unter Heins 
rich IV. aber den Pairs dad Mecht entzogen wurde . 
ihred Gleichen vor dem Oberhauſe auzuflagen (to ap- 


peal) , mußte ſich das Recht der Gemeinen ausbilden 
und ausdehnen. Das erftere Geſetz machte eine präs 
eifere Faſſung der Klage, eine genauere Beweis⸗ 
führung und fomit auch beftimmtere Formen noͤthig, 
welche fodann ebeufalls auf die minder fchweren Vers 
brechen angewendet wurden. Durch das zweite Statut 
‚ aber wurde (wenn ed fchon noch einigemale verlegt 
wurbe) eine hänfigere Anwendung des Klagerechtes des 
Unterhaufes noͤthig, weil von nun an die Anklage nicht 
mehr im Oberhauſe gefchehen konnte. Freilich waren 
auch itzt noch die wefentlichfien Grundfäge des Ver⸗ 
fahrens unbeftimmt. Entzog doch felbft noch Heine 
rich VI. dem Oberhauſe das Urrheil in einem vollig 
durchgeführten Proceſſe um felbft zu entfcheiden. 
Vielleicht wäre die ganze Einrichtung wieder eins 
gegangen, denn während des ganzen I5ten und 1Eten 
Jahrhunderts finder fich nicht Ein Beiſpiel diefer Art 
von Gerichtöbarfeit „ wenn nicht der unter den St us 
arts das immer mächtigere Bordringen des Eelhit: 
gefühles der Burger und der Anhänglichkeit an die 
politifche Freiheit das alte Hecht hätte wieder aufius 
hen und von nun an fehr häufig gebrauchen laffen. 
Von den itzt nicht nur felbfiftändigen fondern fogar 
übermächtigen Gemeinen wird die Anklage von der 
Mesirung Jacobs I. au gebraucht, um gerade die 
michtigften Männer zu fldrzen; und wenn auch ist 
nody zuweilen ein Gewaltſchritt dem Proceffe ein Ende 
macht anftatt einem rechtöfräftigen Urtheile, fo bildete 
fi) doch dag Gewohnheitsrecht immer mehr aus. Die 
Frage ob und wann Verhaft ftatt finde; die Befug⸗ 
niß der Vertheidigung durch vechtögelehrte Beiſtaͤnde; 
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die Unguͤltigkeit einer dniglichen Abokition Pam nach 
und nad) zur Sprache und urfiheidung. 

Das mir gluͤcklichem Erfolge gebrauchte Mittel 
war von itzt an für die um die Dberband flreitenden 
Partheien von großer Bedeutung, und immer finden ſich 
denn auch fortan in folchen Zeiten lebhaften Kampfes 
Beifpiele von Sraatsanklagen, durch weldye entweder 
ein befiegter allein noch furchtbarer Gegner gänzlich nie⸗ 
dergervorfen, oder ein noch im Beſitze der Herrſchaft Be⸗ 
findlicher unverſehens an einer ſchwachen Seite angefaßt 
werden follte. Nicht, ald wären die fämmtrlichen Ans 
Hagen feir der Mitte des fiebenzchnten Jahrhunderts 
afle ungerecht und in uͤblem Glauben angeftellt; fie 
wurden nicht felten gegen wirkliche Verbrechen des 
Gegners, und folglidy mit Recht und juriftifcher Webers 
zeugungt geführt: allein unbeftreitbar ift, dad aut 
die an ſich gerechten jeden Falles als bloßes Kampf⸗ 
mittel nebenbei gebraucht wurden, und daß man über⸗ 
haupt diefe Art des Angriffes ihrer Sicherheir und 
der vielen erfolgreichen Vorgänge wegen vorzugsweiſe 
gerne wählte. Dieß beweist fehr deutlich die Gefchichre 
der während der Regirung der leiten Stuart und in 
den erften Zeiten nach der MRevolution von 188 fo 
ſehr gehäuften Staatöproceffe, fo wie die juͤngſte 
gegen einen Minifter eingebrachte Klage, nämlich die 
gegen den Amtögenoffen Pirr's den Lord Melville. 
Und feldft, wenn zwifchen hinein einzelne Proceffe ihren 
unmittelbaren Grund nicht in den Partheijtreitigfeiten, 
fondern in wilrklichen oder vermeintlichen ifolirten Ver⸗ 
brechen des Angellagten hatten, wie 3. B. die große 
Anklage gegen Warren Haſtings, fo bemäd)s 
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tigte ſich auch ihrer nur gar zu leicht die Partheileis 
denſchaft. 

Bei der großen und und ſelbſt uͤbertriebenen Ach⸗ 
tung der Engländer vor Beiſpielen und Vorgängen, 
und namentlich bei der abergläubiichen Achtung vor 
den Entfcheidungen und Verfahrens = Marien der 
gewöhnlichen Gerichte , fonnte von weſentlichen Aende⸗ 
rungen und Verbefferungen des Verfahrens, Das dem 
der ordentlidhen Gerichte nachgebildet und ſchon fo. 
oft eingehalten worden war, nicht mebr die Rede 
feyn ; vielmehr wurde bei allen zweifelhaften Fragen 
ängftlih die Gefchichte der früheren Verfahreuswei⸗ 
fen durchgegangen, und die Gewohnheit der niedern 
Gerichte erwogen, um ſich enge an dieſelben anzu⸗ 
fhließen. Selbſt in ſolchen Puncten, wo das gemeine 
englifhe Recht offenbar ſchlecht und unvernuͤnftig iſt, 
wie 3. B. in dem ganzen Beweisverfahren, wurde 
fein eigens einer objectiv richtigen Gerechtigkeitspflege 
entfprechendes Gefe entworfen oder befolgt. Und in 
verbältmißmäßig nur wenigen Füllen udthigten Die 
Umftände eigenthuͤmliche noch unerörterte Puncte neu 
feftzuftellen, fo 3. B. Grundfäge ber die Wuͤrkſamkeit 
einer Eöniglichen Begnadigung, und über die ort: 
fegung einer Anklage trog einer dazwifchen kommenden 
Parliamentd - Aufldfung, Und auch dieß geſchah nur 
nach hartem Kampfe, und namentlidd zumeilen nur 
nach heftigen Erörterungen zwiſchen den beiden auf 
gleichftehende Rechtsſtufe eiferfüchtigen Käufern. 
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2. Einzelne fälle *) 


F. 2. 


a. Auklage gegen den Kammerherrn ford Satimer, 
Korb Winil nnd Andere, 


megen verfchiedener Vergehen. 


Der erfte. Fall einer von dem Unterhaufe gegen 
die Mäche des Königs ausgehenden Anklage ereignete 





\ 

1) Im der Aufzählung der einzelnen Fälle babe ib mid, 
was hoffentlich feinem Zabel unterliegen wird, firenge 
an den Begriff der vom Unterhauſe ausgehenden 
serihtlich entfhiedenen Staatsanflage (impeach- 
ment) gegen einen Mintiter gehalten. Es find_ daher fos 
wohl die im Wege der Geſetzgebung (durd eine ill 
of attainder) erledigten Beltrafungen eines Staatsmannes, 
gleichgiiltig ob der Antrag bierzu im Oberhauſe oder im 
Unterhaufe zuerſt gemadt wurde; ferner alle auf eine 
Namens des Königes angeftellte Klaye (indiciment) 
eingeleiteten Procefle, vor welches Gericht fie gebracht ſevn 
modten; ale im Dberbaufe von Mitgliedern 
feldft gegen andere Mitglieder vorgebrachten Klagen (ap- 
peals); ale von Privatperſonen bei irgend einem 
Gerichte gegen einen Staatsmann angeftellten Klagen, und 
felbft die vom Unterbaufe gegen Andere ald bobe &taatds 
beamten beim Dberbaufe angebrachten impeachments (3. B. 
die gegen Sacheverell, Lord Lowat u. f. mw.) über: 
gangen. Nur da wurde eine Ausnahme gemadt, mo 
entweder zum Merftändniß der Erzählung Ruͤckſicht auf 
ein andermeitiged Verfahren genommen werben mußte, 
oder wo eine im regelmäßigen Wege eingeleitete Klage 
eine andere Wendung tin ber Form nahm. Da uͤbrigens 


fid gegen das Ende der Regirung Eduards I. 
So glänzend die friiheren Fahre dieſes Fuͤrſten gewe⸗ 
fen waren ,„ fo wenig Gluͤck hatte er in feinem Alter. 
Die Beſitzungen in Frankreich giengen alle wieder vers 
Ioren bis auf wenige Reſte. Nur ungera wurden 


der Begriff „Miniſter“ in England ein anderer und 
weiterer iſt, ald bei ber Real⸗Organiſation der Werwaltung 
nach franzöjifbem Mufter, fo wurden alle höberen Beam⸗ 
ten, welche felbitftändig eine zu einer Staatdanflage An: 
laß gebende Üegirungd« Handlung unternommen hatten, 
als foldye hier betrachtet. — Die Grundlage der folgenden 
Erzählung ift in der Megel der jin der berühmten, für 
englifhes Strafrecht, Geſchichte und Staatsrecht unſchaͤtz⸗ 
baren Sammlung der State Trials enthaltene Be: 
richt: doch wurden andere Quellen oder Bearbeitungen 
nicht vernachläßigt, in fo ferne diefelben durch einen ziemlich 
ausgedehnten Verfehr mit benüsbaren großen Buͤcherſamm⸗ 
lungen beizubringen waren. Don den State Trials ift die 
neuefte, fünfte, Wuflage benäst, naͤmlich: Cobetts 
Complete collection of State Trials and Proceedings for 
high treason and other crimes and misdemeanours, from 
the earliest period to Ihe present time, Lond. , Bagshaw 
etc. 1809 — 1826, vol.I— XXXIlI, Imp. 8. (vom 11ten 
bie 2ıften Bande a. u. d. T.: A complete collection of 
St. T., with notes and other illustratione, compiled by 
T. B. Howell; vom gelten bis 33ſten Bande : conti- 
nued by Th. J. Howell.) Als gang unbrauchbar erfand 
fi) folgende Hächtige Gelegenbeitdarbeit , welche nicht fel: 
ten felbft die Thatſache ſchlef darſtellt: Paquis et Clo- 
don, Proees des Ministres anglais aeouses de haut ira- 
hison et traduiis devant le Pariement , precddes de con- 
siderations sur l’accusation et la mise en jugement des 
derniers Minisires de Ciiarles X. Par., ch. Cosies, 1830, 
8. (XVI, und 937 fehr weit gebrudte Seiten.) 
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unser diefen Umftänden Die Steuern bezghlt , und das 
Haus der Gemeinen fihlee fih ſiark genug, mit der 
Bewilligung neuer Geldhülfen immer Bedingungen zu 
verfuipfen. So ließ ed namentlih am 28. April 
1376 duch feinen Sprecher Sir Th. de la Mare 
eruſthafte Dorftelungen über die Berfhwendungen 
machen, und flagte dabei, Daß Diejenigen , in 
deren Händen die Gefchärte feyen , fich Erpreffungen 
erlauben, für Geld ungejeglihe Begänftiguugen vers 
ſchaffen, ſchlechte Schulden auffanfen um fie im 
Neunwerthe von der Schagfammer bezahlen zu laflen, 
u. f. w. Auf diefe Klage warb dann der Oberfans 
merberr Lord Latimer feitter Aemter beraubt und 
zur Haft verurtheile; Lord Nivil feiner Aemter euts 
ſetzt; Die Pächter der Zölle wurden ind Gefängniß ges 
worfen uno zur Verfügung des Königs geftelle. — 
Näheres Über die Kormen des Verfahrens, felbft über 
Dad Gericht finder ſich aber nicht von den Geſchicht⸗ 
ſchreibern angemerkt; doch iit kein Zweifel, daB das 
Oberhand über feine Genoflen zu Recht gefeften, und 
daß alfo diefer Fall die erfte etwas regelmäßige vom 
Unterhaufe vor dem Oberhaufe gegen einen hohen 
Beamten wegen Amtsverbrechen angeftellte Staatsans 
Elage ift ?). 


2) ©. Rapin, Geibichte von England Halle, 1753, 
22. 1, S. 591; Lingard, Geſchichte yon England, 
überf. von Salis, Bd. IV, ©. 198 fg. 
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6. 2. 


b. gegen Michael de lg Pole, Graven von Suffolk, 
Kanzler won England, 


wegen grober Verbrechen und Vergehen. 


Nichte lange fland ed an, daß dad einmal geger 
bene Beiſpiel wiederholt wurde, nämlic) im J. 1336, 
unter der unruhigen Regirung Rich ard's I. 

Diefer unglädliche „Kürft fuchte gegen den Troß 
und die Herrfchaft der Übermächtigen Bafallen und 
namentlich feiner Cheime, welche die während der Minus 
derjaͤhrigkeit ausgeuͤbte Herrfchaft nicht aus den Häns 
den lajfen wollten, darin Schuß, daß er Männer 
feiner Mahl und meiſtens von niederer Geburt zu 
feinen Raͤthen erhob ; fo unter andern Michael de 
Ia Pole, den Eohn eined Londoner Kaufmannes, 
den er zum Graven von Suffolk und Kanzler von 
England ernannte. Allein das Mittel half nicht nur 
nicht8 , fondern machte fogar die Cache nody fchlim: 
mer, indem der del dadurch nur erbittert „ das 
Volk aber — fey ed aus Schwäche und Gewohnheit 
des Gehorſams gegen die Großen, oder wuͤrklich we⸗ 
gen Mißhandlungen von Seiten der Günftlinge — 
nicht gewonnen ward. Go fam ed denu, daß der 
Adel den König noͤthigte, auf den 1. Oct. 1386 ein 
Parliament zur Abftellung feiner augeblicyen Beſchwerde 
einzuberufen. 

Unmittelbar nach deffen Erdffuung wurde auf An⸗ 
fliften des Herzoges von Blocefter, eines der Ohei⸗ 
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me des Königs, welcher den unbedingteften Einfluß 
auf Ober s und Unter= Haus hatte, gegen den Kanz⸗ 
ler eine Anklage von den Gemeinen beim Oberhaufe 
eingebradyt, und er in fieben Artikeln habſuͤchtiger 
und pflichnwidriger Erwerbung von Kronländereien oder 
fonftiger Einkünfte des Königed, der Nichtvollziehung 
von Parliamentsichläfen , ordunungsmwidriger Verwen⸗ 
dung von bewilligren Geldern, ungejeglicher Ausitels 
lung von Guadent-riefen an Verbrecher, und des ſchuld⸗ 
haften Verluſtes der Stadt Gent bezuͤchtigt. Den Übris 
gen Minijtern drohte dasſelbe Loos. Der Koͤnig glaubte 
anfänglich , fich und feine Raͤthe dadurch zu retten, 
daß er die Londoner zu einem Aufſtande zu bewegen 
fuchte, und als diefes mißlang, fih von Weftminiter 
entfernte. Allein dad Parliament fendere eine Abords 
nung an ihn, um ihm zu erfliren, daß es ſich ohne 
Bewilligung von Subfidien trennen werde, wenn er 
fih nicht wieder einfinde. Zu gleicher Zeit wurde fos 
gar auf die Möglichkeit einer Abjegung bingedeuter. 
Hierdurch erjchredit gieng der König das Verfprechen 
wieder zuriczufehren unter der Bedingung ein, daß 
außer der bereits begonnenen Auflage gegen den Kanz⸗ 
ler Beine weitere angeftellt wuͤrde. — Diefe letztere 
hatte deun aber ihren Fortgang , und der Angefchuls 
digte fuchte theils felbft , theild durch einen Verthei⸗ 
diger auf jeden einzelnen Artikel zu autworten, Einiged 
in Abrede ſtellend, Anderes enrichuldigend und mils 
dernd ; worauf die Gemeiuen wieder, wo fie es nörhig 
fanden, eine Erwiderung übergaben. Die Verbands 
lungen fcheinen mündlich und zwar in Gegenwart des 
Königes geführt worden zu feyn, und die Gefchichts 
fchreiber find über die Bedeutfamkeir der Auflage und 
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die Buͤndigkeit des Beweiſes verſchiedener Anſicht. 
Jeden Falles gieng die Sache zum Nachtheile des Be⸗ 
klagten aus. 

Das von den Lords gefaͤllte Urtheil war: Entſe⸗ 
tzung vom Amte; Einziehung aller ſeiner Guͤter und 
Gefaͤngniß im Schloſſe von Windſor. Wenigſtens den 
legten Theil der Strafe ließ ihm jedoch der König 
bald darauf wieder nad) *): 


$. 4. 
e. Gegen dis Anhänger Bihard's IL; 
wegen Hochverrathes. 


Die gegen die Minifter Richard's IL: verbähls 
beten Großen hielten ihr Verfprechen (ſ. den voraus 
gehenden $.) in fo ferne, als fte die gedrohte Staatds 
anklage nicht weiter fortjegten: dagegen fuchten fie 
die Eönigliche Gewalt felbft zu vernichten. Sie be: 
fchloffen eine Commiſſion von 14 Mitgliedern zu ernen⸗ 
ne, welche dad Recht und die Pflicht Härten, dem 
Könige während des nächften Jahres zu rathen, und 
auf deren Rath er achten muͤſſe. Trotz der Prote⸗ 
ftation des Königes wurde der Beſchluß durchgeführt 
und er dadurch tharfächlich der Negirung entfett. Nas 
tuͤrlich war er und feine Umgebung mit biefem Zus 


1) 6. State Trials, Bi. 1, S. 89 fg.; Hume; Hi: 
story of England, (ed. Bas.,) Bd. Ill, ©. 3689 fe:;5 
Lingard, Gedichte, Bd; IV, S. 240 fü. 

39 


— 610° — 


ſtande hoͤchſt muzufrieden; allein gleich der erfte Ders 
fuch, fich von dein Fochk ider Ariftofratie zu befreien, 
fiel verderblih aus. Fünf der erften Barone, nämlich 
der Herzog von Glocefter, und die Graven bon 
Arundel, Warwid, Derby, und Nottinge 
ham, zogen im Nov. 1383 ihre Zruppen zufammen 
uud Elagten die erften Narhgeber des Koͤniges, naͤm⸗ 
ih U. Nevil, Erzbifhof von Vork, Rob. de Vere, 
Herzog von Jrland, Michael de la Pole, Graven 
von Suffold (den ehemaligen Kanzler), Rob. Tres 
filian, Lord = Oberrichter , und Ri. Brambre, 
Lord: Major von London, des Verrathes au. Sie ers 
fchienen mit bewaffnerem Gefolge im Parliamente, 
ibergaben ihre ſogenaunte Appeal (Auflage eines Lords 
Durch einen andern Lord vor dem Oberhauſe) und lies 
fen aud) alöbald diejenigen ihrer Geguer, welcher fie 
habhaft geworden waren, naͤmlich ZTrefilian und 
Brampbre, beinahe ohne nur einen Schein von Vers 
fahren, und obgleidy fie als Commoners der Gerichts⸗ 
barfeit ded Oberhauſes ohne eine Auklage des Unters 
haufes gar nicht untennvorfen waren, binrichten. Die 
drei übrigen entflohen. 

Nun wurde aber auch dad, Ddiefen mächtigen 
Bafallen vollig unterwirfige, Haus der Gemeinen 
bewogen, eine Rolle in der Verfolgung der Verthei⸗ 
Diger der königlichen Gewalt zu übernehmen. 

Am 2. März 12989 wurde von den Gemeinen beim 
Oberbauje des Verrathes angeklagt die Richter: Ro⸗ 
bert Belknap, Sohn Holt, Roger Fulthorpe, 
Wiliam Burleigb, Sohn Carey, und der Ser⸗ 
geane John Lockton. Der Auflage: Grund gegen 
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fie war, daß fit auf Befragen der bereits verurtheil⸗ 
ten Hochverraͤther dem Koͤnige ein Gutachten geſtellt 
haͤtten, in welchem ſie das die Commiſſion anordnende 
Statut fuͤr einen Hochverrath erklaͤrt, dem Koͤnige 
aber das Recht zugeſptochen haͤtten, Parliamente nach 
Belieben aufzulbſen, die Beſorgung feiner Geſchaͤfte 
vor Allen vom Parliamente zu verlaugen, uud nur 
mir jeinge Zuſtimmung eine Staatsauklage gegen Nis 
che oder Richter vor ſich gehen zu laſſen. — Die Aus 
gellagten fuchren ſich dadurch zu entichuldigen, daß 
te mie Gewalt zu der Ausſtellung dieſes Gutachtens. 
genoͤthigt worden feyen: allein die Lords fanden fie 
ſchuldig, da fie nur nach dem Gefege haͤtten antworten 
ſollen. Waͤhreud die Biſchofe ſich entferuten, um cu 
keiner Verurtheilung Antheil zu nehmen, wurden ſie 
von den weltlichen Pairs zum Tode und zur Ver⸗ 
mögen! » Einzichung verurtheilt. Der Konig wurde 
gendrhige feine Einwilligung zu geben. Auf Bitten 
der Biſchoͤfe jedoch ließen ſich die fünf verbuͤndeten 
Lords enweichen, und ed wurde dem Könige geſtattet, 
ihnen das Leben zu laſſen und ſie nur nach Irland 
zu verbannen. 

Am 3. März wurde John Blade und Thomas 
Uske von den Gemeinen angeklagt, die Fragen im 
geheimen Rathe ded Könige abgefaßt zu haben, 
weldye den Tags zuvor verurtbeilten Richtern vors - 
gelegt worden waren. Ihre Entjchuldigung beftaud 
darin, daß der König es ihnen befohlen habe. Das 
Oberhaus verwarf aber diefe Entſchuldigung, weil fie 
wohl gewußt härten,; daß es es wicht der Wille des 
Königs, fondern nur der der bereits verurtßeilten Mis 
nifter gewefen fey: Sie wurden am 4. März zum 

39 ° 
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Tode verurtheilt, und aoch desfelben Tages binges 
richtet. Ä 

Anf 6. März wurde Thomas Bifhof von Chis 
hefter, der Beichtvater des Koniges, von den Ges 
meinen angeklagt, als anmefend bei der Stellung und 
Beantwortung der mehrerwähnten Fragen und über: 
haupt als Genoffe und Gehuͤlfe der verurtheilten Hochs 
verrärher. Auf die Vertheidigung des Angeklagten , 
welcher jeder befonderen Theilnahme und allen merks 
lihen Einfluß auf den König in Abrede zog, beſchloſ⸗ 
fen die Lords das Urtheil reiflich zu bedenken, fo daß 
es zur Ehre Gottes und zum Vortheile des Königes 
und Khnigreiches ausfallen moͤchte. Am 12. Mai 
wurde er jedoch ebenfalls zum Tode verurtheilt, in 
Berradhtung feiner Wirde aber begnadigt und nur 
nad) Irland verbannt. 

Endlich Magten noch die Gemeinen die Mite 
glieder des geheimen Rathes Simon de Burleigb, 
Sohn de Bauchamp, James Baroverfe und 
Kohn Salisbury in fehzehn Artikeln an. Es 
wurde ihnen Mitwiffen und Xheilnahme an dem vers 
rächerifhen Plane der Miniſter gegeben, uud nament: 
lich waren die beiden erſtgenanuten als hauptſaͤchliche 
Mitfchuldige bezeichnet. Es dauerte mehrere Monate, 
ehe ein Urcheil zu Stande kam, indem auf der einen 
Seite für Simon Burleigh der König, die Könis 
gin, die Graven von Derby und von Nottingham 
und fein Oheim, der Prior des Malthefer = Ordens , 
Rettungs-Verſuche machten; auf der audern Geite 
aber der Herzog von Glocefter, fo wie Yrundel 
und Warwick, uud von ihnen geführt das ganze 
Haus der Gemeinen, deflen Verartheilung verlangten. 
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Ms endlich auch ein Volksaufſtand, namentlich in 
der Gegend von Kent, zu feinen Gunſten ausbrach, 
fo wurde er fchnell felb von feinen bisherigen Be⸗ 
ſchuͤtzern verlaffen, am 5. Mai zum Tode verurtheilt 
und alöbald hingerichtet; am 12. d. M. folgten ihm 
feine Mitangellogten nady ');; 


9. 5. 


d. Gegen Thomas Sip-Allan, Erpiſchef ven 
Canterburg, ' 


wegen Hochverrathes. 


Als fih einige Jahre fpäter die Berhältniffe 
geändert hatten, und der König Herr feiner bisherigen 
Unterdrücker geworden war, jo ließen fi) die Ges 
meinen mit derfelben Gefuͤgigkeit, mit welcher fie dem 
ariftofrariihen Hochmurhe umd dem wilden Blurdurfte 
der letztern gedient hatten, nun auch gegen diefelben ges 
brauchen. Am 20. Sept. 1397 Magten fie den “Bruder 
ded Graven von Arundel, Fitz⸗Allan Erzbifchof 
von Ganterbury , der Theilnahme an der Commiſſion 
an, dur welche hochverrächerifch in des Königs 
Rechte eingegriffen worden fey. 

Der König und die weltlichen Pair, für Die 
Bifchdfe aber Sir Thomas Piercy ihr Stellvertres 
ter , erflärten auch wuͤrklich den Erzbifchof für einen 


1) & State Trials,. Bd 1, & 94 fg.; Lingard, 
Bd. IV, 8. 242 fe. 
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Verraͤther und verurtheiften ihm zur Verbannung aus 
dem Khnigreiche und zur Bernrdgens » Einziehung *). 


$%. 6; 


e. ©rgen William de la Pole, Herzag von Suffolk, 


> 


wegen KHochverrathed und anderer Verbrechen. 


Lange Jahre fcheint das neue Recht Der Gemeis 
nen eine Eraarsanflage zu veranftalcen, nicht mehr 
geübt worden zu ſeyn. Erſt in der Mitte des 15ten 
Jahrhunderts finder fich wieder cin Fall, deffen unres 
gelmäßiger Verlauf aber den Mangel an Theorie und 
Gewob aheitsrecht deutlich beurfunder. — Die Regirung 
Heinrich's VI. war durch den Verluſt der franzds 
ſiſchen Provinzen, namentlich aber aud) durch die Gr: 
mordung ded beim Volke ſehr beliebten Herzogs von 
Glorefter, fehr verhaßt geworden. Gin bedeutender 
Theil diefer Volkesabneigung fiel auf den erften Mi⸗ 
nifter den Herzog von Suffolf, Er war wegen 
der großen Beguͤnſtigungen, welche er vom Könige 





1) E. State Frials, BI. 1, S. 123 fü. — Die übrigen 
Mitglieder Der Sommirfien 8* die Andaͤnger der gewait⸗ 
thaͤtigen Vaſallen entgiengen einer Anklage von dem Unter: 
hauſe; allein ſie wurden von anderen Pairs vor dem Obere 
baufe angeihuldigt , (mittelft eined appeal). Die Graven 
von Arundel und von Warwid wurden verurtbeilt 
und hingerichter, den Herzog von Gloceiter aber, feinen 
Oheint, ließ der König vor dem Vroceſſe ermorden, S. 
Lingard, Rd. IV, @. 280 fe. 
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erhielt, beneidet; wegen mancher Willkuͤhrlichkeit ges 
fürchte; vom Volke (wiewohl ohne Zweifel mir Uns 
recht) einer verrärherifchen Verbindung mit Frankreich 
bezuͤchtigt; von den Großen aber, als der Urenkel 
eined Kaufmannes, ungerne an der Spige des Stamm 
tes geſehen. Alles dieſes ließ einen Sturm vorauss 
feben „ der bei der allgemeinen Gaͤhruug gefährlich 
werden konnte. 

Es fchien jomis dem Herzoge gerathen, demfelb:n 
durch eine freiwillige Aufforderung von feiner Seite 
juvorzufommen. Am 22. SFänner 1451 fund er im 
Oberhauſe auf, beichwerte ſich Über die gegen ihn 
umlaufenden Gerichte, rübmte feine DBerdienfte und 
Die feiner Familie und forderte am Ende feine Feinde 
zu einer Anklage herans. — Dieſes Mittel fchlug 
aber fehl. Schon am 26. erſchienen die Gemeinen 
wie es fcbeint von dem heftigften Gegner des Herzogs, 
dem Lord Cromwell, aufgemuntert, mit dem Epre- 
cher au der Epige und verlangten, daß der Herzog 
verhafrer werde. Als dieſes Verlangen jedoch vor⸗ 
laͤufig noch abgeſchlagen wurde, als fo lange unbes 
gruͤndet bis beſtimmte Klagepuncte vorgebracht feyen > 
fo erſchien der Sprecher wieder am 28. d. M., ers 
klaͤrte, daß der Herzog beſchuldigt ſey, das Land an 
Frankreich verkauft zu haben und ſich in einem ſeiner 
Schldſſer zur Vertheidigung zu ruͤſten. Nun wurde 
Suffolk wirklich. verhafter und In den Tower geſchickt. 

Am 7. Februar überbrachte der Sprecher eine 
Anklage s Acre, in welchem der Herzog des Hochvers 
rathes in 8 Artikeln angeklagt war. Diefe befchuks 
digten ihn, feinen Sohn mir Hilfe der Aranzofen zum 
Könige von England haben machen zu mollen; den 
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Sranzofen verrätherifchy zur MWiedereroberung ber Aber; 
ſeeiſchen Provinzen behälflich gewefen zu feyn; Die 
Staats: Geheimuiffe an diefelben , namentlid an den 
Baftard von Orleans Graven Dunois, verrathen; 


einen nachtheiligen Frieden geſchloſſen zu haben , wel⸗ 


her den König von Aragon und den Herzog non Bre⸗— 
tagne auf die Seite der Feinde gebracht habe, u.f. w. 

Nicht zufrieden mir diefen Beſchuldigungen, oder 
vielleihe im Bewußtſeyn, Daß diejelden mehr aus 
bloßen, wahrfcheinlich fogar ungegruͤndeten, Gerichten 
beftehen und ſomit nicht zu erweijen feyen, brachte 
dad Unterhaus ſchon am 9. Februar neue Klagen ein, 
welche den Herzog theild wieder unerlaubten und vers 
rätherifchen Zuſammenhaltens mit Frankreich, theils 
mancher Mißbraͤuche in der inneren Verwaltung be⸗ 
ſchuldigten, fo namentlich einer Verſchwenduug des 
Staatsſchatzes, der Beguͤnſtigung von notoriſchen Ver⸗ 
brechern, der Erwerbung großer Geſchenke von dem Kds 
nige, u. ſ. w. — Der Herzog wurde an dieſem Tage 
aus dem Tower vorgefuͤhrt, und ihm, nach Verleſung 
der Klagepuncte, eine Abſchrift derſelben zur Vorbe⸗ 
reitung feiner Vertheidigung gegebeu. 

Am 14. Maͤrz erſchien der Herzog vor dem Ober⸗ 
hauſe um ſich zu vertheidigen. Er laͤugnete den ihn in 
der erſten Anklage Schuld gegebenen Verrath. Theils 
zog er die angeblichen Zhatfachen gauz in Abrede; 
theild wies er nad), daß fie Feineswegs von ihm, 
wenigftend nicht von ihm allein ,„ ausgegangen jeyen, 
Ob er auch auf die zmeite Klage antwortete, ift nicht 
aufgezeichnet. Sey es nun, daß diefe Vertheidigung 
an und fr ſich nicht genuͤgend ſchien, man der Stim⸗ 
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mung der Paird nicht traute, und daß. der Hof ein 
Mittel ſuchte, um die Gefahr von dem Beklagten abzus 
wenden: oder fen ed, daß eine Mebereinfunfr unter den 
Partheien ftatt fand: am 17. d. M. wurde der Ge: 
fangene wieder vorgeführt, und er vom Kanzler ges 
fragt: auf welche Weife er gerichter feyu wolle, da 
er fi in feiner Dertheidigung nicht auf feine Rechte 
als Pair berufen habe? Er antwortere knieend, Daß 
er glaube fich vollitändig gereinige zu haben und daß 
er fich Jediglicd) auf des Königs Gnade und Urtheil 
verlaffe. Nun erklärte der Kanzler Namens des Königs, 
daß derfelbe hinfichrlicy des beichuldigten Hochverrathes 
zweifelhaft geblieben fey; daß er aber wegen der uͤbri⸗ 
gen minderen Vergehen den Angeklagten, nicht ſowohl 
als Richter mit Beirarh der Lords, ale weil der Her: 
30g fich feinem Ausfpruche unterworfen habe, auf fünf 
Fahre des Landes verweife. 

Alsbald erhob ſich Lord Beaumont, Lord Groß⸗ 
Conſtable, und verlangte, daß zu Protokoll genoms 
men werde, es fey Diefed Urtheil nur des Könige eiges 
ner Wille, nicht aber mit der Zuftimmung der Pairs 
gegeben, und es verwahre ſich das Haus gegen alle 
nachtheiligen Folgen, welche hieraus gegen feine Rechte 
und Privilegien gezogen werden möchten; was denn 
auch geſchah. — Es fcheint nicht, daß das Unterhaus 
gegen diefen Ausgang feiner Klage Schritte gethan 
hätte, " 

Uebrigend half die gebrauchte Ausflucht dem zum 
Untergange Beſtimmten nichts. Er wurde bei ber 
Überfahrt nach Frankreich auf der Eee von einem 
Schiffe angehalten und alsbald in einem Boote ents 
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banptet. He warde gegen die Thaͤter eine Unterſu⸗ 
dung derhaͤngt *). 


$. 7. 


R Gcgen Ford Aaunjler Barca CL. Version, 
Wisconnt son Dt. Aldeons, 


wegen Gefchenkeannahme und ſchlechter Amtsfuͤhrnng. 


Hundert und ſiebenzig Jahre ſteht ed an. ehe 
wieder ein Beifpiel von einer durch dad Unterhaus 
veranſtalteten Anklage aufſtoßt. — Schon unter der 
Regirung Jacob's I. fieng der Geift der politiſchen 
Unabhängigkeit an ſich zu rühren, und die Fuͤhrer der 
Volksparthei, weit entfernt von der demirhigen Un⸗ 
ferwuͤrfigkeit des Parliamented unter den Tudors, ſuch⸗ 
ten durch kuͤhne Aufdedung von Mißbraͤuchen dem Ge⸗ 
meinmefen zu nuͤtzen, vielleicht auch ſich felbit gelceud 
zu machen. 

Am 15. März 1620 trug eine zur Unterſuchung 
ber in den Gerichtshoͤfen eingeriffeuen Mißbraͤuche nies 
dergeſetzte Unterhaus⸗Comitéè verſchiedene, ‚von ihr 
vorläufig unterſuchte, Faͤlle von Beſtechlichkeit des 
heruͤhmten Lord Kanzlers von England, Lord Bacon, 
Biscount von St. Albans-, vor. Am 17. d. M. 
beſchloß das Haus, eine Klage von einer Commiſſion 





u. a vo. HE 1 . 

1) ©. State Trials, Bd. I, &, avi fg; Hame, Mi. 
story, Bd IV, @, 138 fa.; s Bingerd, MY, S. 
140 fs. 
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(an welcher der beruͤhmte Rechtegelebrte Sir € 
Cooke Autheil nahm) eutwerfen und den Lords in 
einer Zufammenfunft mit ihnen vortragen zu laſſen. 
Der König (Jacob T.) ließ, ald er von dem Antrage 
hörte, dem Unterhaufe den Vorſchag machen, während 
der naͤchſt bevorftchenden Vertagung des Parliaments 
durch eine gemifchte Unterſuchungs⸗ Commiſſion von 8 
Lords und 12 Gemejinen die Sache uiher erbrtern 
3.1 laffen : es wurde aber ausweichend geantwortet, und 
der Zufanmentritt des Oberhauſes mit der Anflages 
Commiſſion der Gemeinen fand ftatt. Die Unterhaus⸗ 
Commiſſion legte dabei die Beweiſe vor, verlangte 
ſtrenge Unterſuchung und entweder Strafe gegen den 
Kanzler, falls er ſchuldig fen, oder, wuͤrde er uns 
fduldig erfunden, gegen die Anfläger; die Lords abet 
verfprachen fi der Sache eifrig und ſchleunig anzu⸗ 
nehmen, und verlangten die Beweisſtuͤcke, welche ihnei 
auch uͤberſendet wurden. Von beiden Seiten wurde 
anſtaͤndig und leidenſchaftlos verfahren. 

Schon am 20. Maͤrz wurde der Bericht uͤber die 
von den Gemeinen in dem Zufammentritte Übergebenen 
Klageartikeln vom Lord: Schatmeifter im Oberbaufe 
erſtattet. Der Lords Admiral CBudingbam,) übers 
gab dabei einen Brief von Bacon, in welchem et 
fih einem gerechten und milden Urtheile empfabl, 
worauf ihm das Oberhaus zu wiſſen that, daß ed 
erfreut feyn werde, wenn er fich reinigen Fhnne, daß 
er aber ſich auf feine Vertheidigung vorbereiten indge. 
— Am 3ı. d. M. uͤberſendete das Unterhaus eine 
neue Botfchaft fit vier weiteren Klagepüncten. Die 
Lords unterfuchten Aber die verfchiedenen Befchwerben 
teils im vollen Haufe: thetls Mberwierin fie diefelben 
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an ein befonderes Comit&, welches denn auch in Kürze 
berichtete , und eine Zufammenftellung von 22 einzel« 
nen Gefcheufennuahmen „ in Betrage von 8,716 Pf. 
St. übergab, ſammt den Beweiſen für die einzelnen 
Puncte. 

Der Angeſchuldigte ſah ein, daß er verloren ſey— 
und fuchte nur noch die dffentlihe Verhandlung abs 
zufchneiden. Am 24. April übergab daher der Prinz 
von Wales dem Dberhaufe ein weitlaͤufiges Schreis 
ben von ibm, in welchen er erklärt: er habe die ges 
gen ihn vorgebracdhten Klagen und die Beweiſe derfels 
ben auf nichtamtlihem Wege in Erfahrung gebracht, 
und wiffe auch, daß eine Nechtfertigung von ihm ers 
warter werde. Diefe beftehe aber nur in einem Bes 
Fenntniffe mauchfacher Verfehlungen. Er wolle ſich 
dabei ganz dem Urtheile feiner edlen Richter überlaffen 
und das, was etwa im Einzelnen zu feiner Rechtfers 
tigung oder gar Kutfchuldigung angeführt wirden 
koͤnnte, gar nicht vorbringen. Schließlich bat er, ibn 
nur zum Verluſte des Amtes nicht aber zu weiterer 
Strafe aus Gnade zu verurtheilen. — Dad Oberhaus 
war aber mit diefem allgemeinen, fein einzelnes Ver⸗ 
geben beſonders anerkennenden und überhaupt nur 
theilweifen Geftändniffe nichr zufrieden „ fondern feßte 
ihm einen Termin bis zum 30. April zu einer unums 
wundeneren Erklärung. Diefe erfolgte denn auch an 
dem beflimmten Tage, und enthielt nicht nur das wies 
derholte allgemeine Beleuntniß der Gefchenleaunahme, 
fondern auch befondere, theild unbedingte theild bes 
Dingte, Geftändniffe Hinfichtlich der einzelnen Puncte. 
Noch immer beobachtete dad Haus die höchfte Ruͤck⸗ 
fiht in der Form und fendete, anſtatt den Kanzler 
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perfdnlich vor fich zu fordern, gwblf Lord, theils 
Biſchoͤfe theils Laien, an ihn ab, mit der Frage, 
ob diefe Erklärung von ihm herrähre, von ihm unters 
ſchrieben fey und ob er bei ihr beharre? Auf feine 
Bejahung aller diefer Tragen begab ſich nun dieſelbe 
Commiffion mit dem Prinzen von Wales an der 
Spitze und verftärft Durch einige andere Mitglieder zum 
Könige, und bat ihn, dem Lord = Kanzler die Siegel 
abzunehmen; was denn auch al&bald gefchah. 

Am 2. Mai wurden die Beamten des Haufes zu 
dem Kanzler gefhidt, um ihn auf den folgenden Tag 
vor das Haus zu fordern, damit das Urtheil über 
ihn gefprocdyen werde. Gie faıden ihn im Berte, 
und er lehnte perfönliches Erfcheinen unter dem Vor⸗ 
wande von Krankheit ab. Deffenungeachtet fenderen 
bie. Lords am folgenden Tage eine Botſchaft an die 
Gemeinen: daß fie bereit feyen Urtheil zu fprechen 
gegen den legten Lord » Kanzler, wenn die Gemeinen 
mit ihrem Sprecher ed verlangten. Auf diefed erfchien 
das Unterhans; der Sprecher trat vor die Schrante 
und verlangte dad Urtheil. Der Lord:Oberrichter aber 
ſprach dasfelbe dahin aus: „daß der Viscount Et. 
Albans in eine Geldftrafe von 40,000 Pf. St. ver⸗ 
urtheilt ; nad) bed Königs Gutbefinden im Gefäng- 
niffe zu behalten; fürder zu allen Staats = Nemtern 
unfähig erklärt, und ihm unterfagt fey, im SParlias 
mente oder in der Nähe des Hofes zu erfcheinen.“‘ 

Der König ließ ihm bald die Gefängnißftrafe nach, 
nach einigen Jahren auch den Übrigen Reſt der Strafe, 
und verlieh ihm fogar, durdy wenig ehrenwerthes 
Drängen und Bitten des Mannes veranlaßt, einen 
Guadengehalt. Doc wurde er unter Jacob IL. nicht 








 ı 
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zum, Parliamente mehr einberufen. Unter, Karl 1. 
geſchah es zwar, allein ſchon am 9. April 1636 ſtarb 
er, der erfte Mann feiner Zeit nach Talent und Ge: 
lehrſamkeit, den aber Schwaͤche des Characters und 
ſchlechter Haushalt in Ungluͤck und Schande gebracht 
hatte !). 


$..8: 
&. Gegen Sir Henry Yelverton, Seneral- Anwalt ; 
wegen Ausfertigung ungeſetzlicher Monopolien. 


3u derfelben Zeit, ald dad Haus der Gemeine 
den Kanzler Bacon anklagte, hatte es auch eine Klage 
gegen Bild Mompeffon und Sir Francis Mits 
chell erhoben, welche fi, gemeinſchaftlich mit einem 
Bruder des Marquis von Budingham, hoͤchſt 
laͤſtige Monopolien in Beziehung duf Wirchichafrge: 
rechtigkeit, Verfertigung von Gold s und Eilber = Bors 
ten u. ſ. w, zu verfchaffen gewußt hatten und Diejels 
ben. im hohen Grade mißbrauchten; auch waren 
die Augeklagten wärklih vom Sberhaufe hart ges 
ſtraft worden *J. Zu diefer Klage wurde nun von 


1) ©. State Trials, Bd. Il, €; 1037 — 1115; Hu- 
me, History, Bd. VI, ©, 138 f3.; Lingard, Bd, IX, 
G. 210 fü; Mallet's Life of Lord Bacon. (in dem er⸗ 
ften Bande der fämmtlihen Werfe B's. Lond. 1740, 
4 Bde., %0l.); Biographia Britannica; 

1) S. die State Trials, Bd. I, S. 1118 fi. — Aus 
welden Grunde biefe Klage gegen Privatperfonen und, 








den Gemeinen auch ber Beneral-Unmalt Sir 9. 
verton verwidelt, weil er die Patente für’ diefe FR 
aopolien ausgefertigt und dieſelben angerathen habe. 
Er wurde zuerſt vor dem Unterhaufe gehört und hatte 
fi) am 18. und 30. April 1621 vor dem Oberhaufe, 
vor welchem jedoch nicht die Gemeinen fondern ein 
Königös Anwalt die Klage aufrechr erhielt, zu vertheis 
digen. Der Ungeflagte (welcher übrigens zu gleicher 
Zeit wegen eined verwandten Gegenftanded von der 
ESternlammer zum Berlufte feines Amtes. einer har⸗ 
een Geldftrafe uud zum Gefängniß verurcheilt war ,) 
behauptete in feiner Vertheidigung, er fey zur Aus⸗ 
fertigung der angefochtenen Urkunden durch die Dros 
bungen des Marquis von Buckingham gendthige 
worden und habe bei denfelben auch noch den Wils 
{en des Königes zu befolgen geglaubt. Er werde ige 
nur aus Rache von dem Guͤnſtling verfolge, weil er 
ſich anfänglich widerſetzt habe. 

Wegen diefer Aeuperungen gegen Budingbam 
direct und gegen den König indirect wurde er am 
15. und.16. Mai vom Oberhaufe zu einer Geldftrafe 
von 10,000 Mark gegen den König, und von 5000 





wegen Handlungen, melde unter feinen Umftänden als 
Hocverrath ausgegeben werden fonnten, an dad Oberhaus 
im Wege des impeschment kamen, iſt ſchwer einzufehen; 
es müßte denn feyn, dab in allen Zällen,, mo ein gewoͤhn⸗ 
lihes Gefckworenen: Bericht ald nicht kräftig genug er: 
ſchien, dad Oberhaus zu Huͤlfe gehommen wurde. Und 
bier war allerdingg Buckingham mittelbar betheiligt, 
fomit ein unpartheiiſcher Nicterfprud nicht ſo leicht u 
erhalten. j 
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Mark gegen den Marquis, ferner zu Gefaͤngniß und zur 
Abbitte gegen Beide verurtheilt. — In der Hauptſache 
ſelbſt wurde vom Oberhauſe, welches wohl die Zwi⸗ 
ſchenſtrafen fuͤr genuͤgend erachtete, kein Urtheil gegen 
ihn gefaͤllt, und auch die Geldſtrafen wurden ſpaͤter 
nachgelaſſen 2). 


§. 9. 
h. GSegen den Ford Schahmeiſter Graven son Middleſer, 


wegen Betruͤgerei, Beſtechung und ſonſtiger Amts⸗ 
mißbraͤuche. 


Am 15. April 1624 verlangte das Unterhaus eine 
Conferenz, um in derſelben verſchiedene Klagepunete 
gegen den Lord Schatzmeiſter Graven von Middle⸗ 
fer (Lionel Eraufield) vorzubringen: Die Zuſammen⸗ 
kunft wurde bewilligt, und am folgenden Tage berichs 
tete der Lord Siegelbewahrer über die, von Sir €. 
Cooke vorgerragenen, Klagepuncte. Der Gegeuſtand 
derfelben ift weder von allgemeinem Jutereſſe, noch 
in Kürze anzugeben; ed mag fomit die allgemeine Aus 
gabe genuͤgen, daß gegen den Schagmeifter verſchie⸗ 
dene Beſtechungen, unerlaubte Zuwendung von Vor⸗ 
theilen u. ſ. w. vorgebrach£ und, wie es fcheint, 
wenigftend theilweife auch wuͤrklich erwiefen wurden, 
Während der ziemlich langen Verhandlungen, welche 





2) ©. State Trials, Bd. II, ©, 11355 Hume, History; 
B. vill, ©. 138, Note 24. 








König Incob I. vergeblich durch eine gut gemeinte 
aber ziemlich abgeſchmackte Rede zu befeitigen fuchte, 
wurde der Angeklagte auffallend hart vom Oberhauſe 
behandelt. Er mußte nicht nur immer perfbulid) ers 
ſcheiuen, fondern jogar beim Eintricte niederknieen bis 
er die ausdruͤckliche Erlaubniß zum Aufitehen erhielt: 
As er fih wegen Krankheit einmal entichuldigte , 
yourde eine Commiſſion mit einem Atzte zu ihm ge: 
ſchickt, welche ihn aud) zum Erjcheinen nöthigte. Er 
mußte 8 Erunden lang an den Schranfen ftehen bis 
er umzuſinken drohte, u. f. w. Es wurde ihm der 
Beiftand von Rechtéfreunden verfagt, angeblid als 
gegen die Geſchaͤftsorduung des Haufe *); ferner 
Ubfchriften von den Zeugen = Ausfagen. Seine lauten 
Beſchwerden über diefe Behandlung nuͤtzten zwar ihm 
nichts, taußer daß mehrere Lords eine Verwahrung 
zu Protocol gaben gegen dieſes unmenfchliche Verfahs 
ren ,) allein fie harte wenigftend die gute Folge, daß 


— — 





1) Der Prinz von Wales (nachm. Karl 1.) und der damals 
voruͤbergehend in hoher Volksgunſt ftebende Herzog von 
Buckingham follen Schuld dan diefer Mißhandlung und 
überhaupt an der ganzen eifrigen Verfolgung geweſen ſeyn, 
weil Middlef er Die uͤbermaͤßige Verſchwendung bei 
ber berüchtigten Meife nah Spanien nicht gutgeheißen 
babe, Jacob 1. babe vergeblich gegen diefes üble Beiipiel - 
der vielen Staatdanflagen gewarnt und namentlidh feinem 
Spime geſagt: er werde noch an Staatdanflagen übrig ge: 
nug in feinem Leben befommen: Viel trug wohl zu die: 
fer barten Behandlung auch die Abneigung der Geburte- 
Nriftofratie gegen den Emporfömmling bei. Middle: 
fer war nämlich der Sohn eines Londoner Kaufmannes 

40 


das Haus beſchloß in Fänfrigen Fällen dem 
Beklagten auf fein Begehren Mbfchriften der gegen 
ihn angebrachten Beſchwerden und den Beifland von 
Mechtsfreunden zu geftatten ?). 

Die Anklage wurde wieder nicht von Unterhaußs 
mitgliedern gefuͤhrt, fondern von zwei Krons Anz 
wälten. 

Nach weitläufigen Verhandlungen wurde am 13. 
Mai den Gemeinen angezeigt, daß die Lords bereit 
feyen Urtheil zu fprechen, wenn jene ed wuͤnſchen. 
Sie erfchienen an der Schranke, und ald aud) der Aus 
geklagte herbeigebradyt worden war, ſprach der Lord 
Siegelbewahrer das Urtheil dahin aus, daß der Lords 
Schatzmeiſter aller Uemter und Würden beraubt und 
zur Bekleidung folcher kuͤuftig unfähig feyn folle ; daß 
er im Gefäugniffe des Towers bleibe, bis der Kbnig 
feine Sreilaffung anordue; daß er dem Könige 50,000 
Pf. St. Strafe zu entrichten habe; endlich, daß er 
nie wieder im Parliamente oder im Bereiche des Ho⸗ 





2) Us im J. 1626 dem, vom Könige verfhiebener Verge⸗ 
ben angeflagten, Graven von Briftol Rechtsfreunde vom 
Oberhauſe geftattet werden wollten, erklärte ſich der König 
in einer befonderen Botfchaft dagegen, weil ed dem alten 
Gewohnbeitsrechte des Landes zuwider ſey in Zällen von 
Verrath und fchweren Verbrechen (felony) Rechtsfreunde 
zusulaffen. Das Oberhaus berief ſich dagegen auf einen 
Beſchluß, daß künftig allen vor dem Parliamente Ange: 
Magten Rechtsfreunde geftattet ſeyn follen, wad denn aber 
der König niht auf Lodeswärdige Verbrecher ausge: 
dehnt wiffen wollte. Doch gab er in biefem Falle nad. 
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fes erfcheinen dürfe. — Es waren d2 Stimmende; 
wie es ſcheint, alle mir dem Urcheile einverftanden 2). 


$. 10. 


1. Gegen den Großadmiral u. ſ. w., Herzög von 
Buhinghem, 


wegen grober Vergehen: 


Gleich das erfte von dem unglädlihen Karl li 
zufammenberufene Parliament wurde ; wegen Verwei⸗ 
gerung der noͤthigen Eubfidien, aufgelöst. Bon keinen 
freundlicheren Gefiunungen befeelt war daß. zweite Im 
J. 1628 einberufene. Wenn fih ſchou im Oberhauſe 


ein Erreben nad Volksgunſt fichebar machte, fo war”. _ 


noch weit mehr das Unterbaus zu Feindfeligkeiten ges 
gen die Regirung entichloffen. Theils war es miß⸗ 
trauiſch und aufmerkſam gemacht durch den immer 
ſtaͤrker um ſich greifenden Geiſt des Puritanismus; 
theils war der allmaͤchtige Guͤnſtling Buckingham 
ſchnell eben ſo allgemein verhaßt geworden als er fruͤ⸗ 
her vergbetert worden war; theils und hauptfächlich 
endlich fahen die Führer der Volksparthei ein, daß 
es noͤthig fey einen entfchiedenen Kampf um die Wah⸗ 
rung der Volksfreiheiten zu beginnen, wenn fie nicht, 
fhon fehr heruntergebracht durch die Tudors, unter 





3) S. State Trials, Bd. II, ©: 1183 = 1254; Hu- 
me, History, 3b. VIII, S. 184 fg.; Lingard, Bb.IX, 
©. 259 fg: 


40 *® 
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den Aberfpannten Anfichten der Stuarts über Die koͤ 
niglide Machtvolllommenheit ganz erliegen follten. 
Ihr Talent war dem Unteruehmen gewachfen ; denn es 
waren Pym, Digged, Wentworth, GSelden, 
Eoofe, Phillips, Seymonr unter ihnen. 
Alsbald nad) der Einberufung des Parliaments 
begannen Anträge und Debatten gegen den Herzog 
von Buckingham, und dauerten fort, troß dem, 
daß der König wiederholt feinen Umwillen hierüber dem 
Unterhaufe zu erkenuen gab und felbjt zu Drohungen 
gegen die Verfaſſung ſchritt. Zu einer förmlichen 
Eraatöanklage Fam ed jedod) erft, als im Oberhauſe 
die beiden perfdnlichen Feinde Briftol und Buding: 
ham fich, gegen daß Statut 1 Hen. IV, c. 14, we⸗ 
gen der Auflage im Oberhaufe *), gegenfeitig foͤrm⸗ 
lich des Hochverrathes wegen der fpanifchen Angelegen 
heiten anflagten. Am 20. April befchloffen dann auch 
die Gcmeinen, alle andern Geſchaͤfte bei Seite zu 
fegen und Vor- und Nachmittags Die große Auges 
legenheit wegen des Herzogs zu betreiben, bis fie zu 
Ende joy. Als fie die Anklage : Puncte abgefaßt hats 
ten, ſchickten fie zwei Mitglieder an den Herzog, um 
ihm die Gegenftände derfelben muͤndlich anzufüindigen 
und ihm zwei Tage zu einer allenfallfigen Antwort ans 
zuberanmen. Er weigerte fich bderfelben, weil das 
Oberhaus feinen Mirgliedern unterfagt habe , fi) vor 
den Gemeinen zu vertheidigen. Nachdem noch ein 
weiterer (lächerlicher) Klagepuner zugefügt worden war, 
ernannte dad Unterhaus am 8. Mai die Commiffäre 


1) S. Statutes of the Realm. Offic. Ausgabe, Bd. II, 
1816, ©. 116. 
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zur Verfolgung der Auflage vor den Lords; 'es wurs 
den acht Mirglieder dazu beſtimmt und fechzehn Stell: 
vertrerer derfelben ; zu gleicher Zeit wurde auch ein 
Zuſammentritt der beiden Häufer zur Vorbringung der 
Anklage begehrt. Das Oberhaus bewilligte al&bald 
einen Zufammentritt beider voller Häufer in der Form 
von Ausfällen, und ernannte ebenfalls acht Mitglies 
der, welche bei diefer Conferenz die beffern Pläße ein⸗ 
nehmen und Dann fpäter über Diefelbe an das Haus 
berichten follten >). 

Die Eonferenz dauerte zwei Tage. Die Gemeis 
nen brachten’eine Anklage in dreizehn Artikeln vor, 
und zwar ſo, daß einer Der Commiffäre (managers) 
eine Eingangsrede hielt, die einzelnen Puncte fodann 
von andern Commiffären ausführlicher auseinanderges 
fegt wurden, und einer von ihnen endlich zum Schluffe 
ſprach. Die dreizehn Anflagepuncte warfen aber dem 
Herzoge vor: 1) Ncmterhäufung; 2) Kauf der Ad: 
mirals : Stelle; 3) Kauf der Stelle des Oberaufſehers 
über die fünf Häfen; 4) Nihrbefhlgung der See; 
5) ungeſetzliche Anhaltung eines Schiffes ; 6) Erprefz 
fung von 10,000 Bf. St. von der oftindifchen Geſell⸗ 
ſchaft; 7) Ueberlaffung einiger Schiffe an Frankreich; 
8) Verſuch dieſe Schiffe gegen La Rochelle zu verwen- 





8) Bekanntlich ift im englifhen Parliamente die Sitte, daß 
fib dad ganze Haus in einen Ausſchuß verwandelt, 
um eine freiere Debatte möglih zu machen. Bon den 
Morfällen und Befchlüffen eines folben Comito des ganzen 
Hauſes iſt aber eben fo Beriht an das in regelmäßiger 
Sitzung wieder verfammelte Haus zu eritatten, wie von 
bem in einem gewählten Ausſchuſſe Vorgefallenen. 
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den ; 9) Zwang gegen Lord Truro einen Zitel zu Baus 
fen; 10) Verkauf von Gerichtöftellen, 11) Verſchwen⸗ 
dung der Einkünfte des Koͤniges; 12) Beguͤnſtigung 
feiner Verwandten ; 13) Anmaßung, dem Könige 
Jacob J. Arznei gegen den Rath der Aerzte zu ges 
ben. — Vergeblich fuchte der Augeklagte in der Rede 
bed erften Commiſſaͤrs, Sir Dudley Digges, bodys 
verrächerifche Ausdruͤcke aufzufinden; nad) langen und 
heftigen Debatten zog das Oberhaus dieß in Abrede. 
Unbegreiflicherweiſe erſchien deunoch am 11. Mai der 
Koͤnig in Perſon im Oberhauſe, um ſich uͤber die ge⸗ 
ringe fuͤr ſeine Ehre hier gezeigte Sorgfalt zu beſchwe⸗ 
ren. Und noch weniger war es zu billigen, daß. die 
zwei ‚Unterhausmitglieder, welche die Eingangs = und 
die Schluß: Nede gehalten batten, Sir D. Digges 
und Sir John Ellior auf Befehl des Königes iu 
den Zower abgeführt wurden, was natuͤrlich nur das 
Unterhaus erbitterte und doch, nachdem die beiden 
Häufer erklärt hatten, die den Verhafteren Schuld 
gegebenen Aeußerungen Über den König nicht gehoͤrt 
zu haben, und das Unterhaus Nberdieß jede Gefchäftes 
handlung bis nach erfolgter Eutlaffung der beiden Ver: 
hafteten ausgeſetzt harte, mir alöbaldiger Zreilaffung 
endigte. 

Der Herzog fragte nun an, ob er nur auf die 
von den Gemeinen übergebenen Anflagepuncte antwor⸗ 
ten folle, oder auch auf die weiteren Ausführungen , 
welche von den Eommiffären in der Conferenz zuge: 
fügt worden feyen. Der Beſchluß gieng dahin, daß 
er in der Regel nur auf die fchriftlichen Anklage: 
Puncte zu achten habe, ausgenommen, wenn er felbft 
eine in den Ausführungen enthaltene Behauptung wis 





deriegeu zu follen glaube, oder wenn das Oberhaus 
es ausdrüdlich bei einem Punste verlange. 

Am 8. Juni übergab Budingham feine Vers 
theidigung nach einer kurzem Empfehlungsrede mits 
telft einer fchriftlichen (augeblih von Sir Nicholas 
Hide verfaßten) Ausführung. Er fuchte darin jeden 
einzeluen Artikel zu widerlegen, und zeigte auch bei 
allen,nah Hum e's Urtheil, theild die Unbedeutendheit, 
theil die Unwahrheit, theild endlich die Vereinigung 
von Beiden. Am Schluffe berief er fich auf alle Fälle 
auf die beiden allgemeinen Amneflieen, welche Jacob 
I. und Karl L bei ihrer Krönung erlaffen hätten 
und vom denen er nicht audgenommen worden fey. — 
Es wurde den Gemeinen Abichrift von der Vertheidi⸗ 
nung mitgerheilt, allein che etwas weiteres in der Sache 
gethan, namentlich ehe nur eine bereits entworfene 
Antwort Äbergeben werden fonnte, und troß der Vor⸗ 
ftellungen der Lord um nur geringen Aufſchub, loͤſte 
der König das Parliament am 15. Juni auf. 

Im naͤchſten Parlinmente famen zwar fehr heftige 
Anträge gegen den Herzog vor und namentlich wurde 
vom Könige feine Entfernung perlangt: allein die 
gerichtliche Uuflage war noch nicht wieder aufgenoms. 
men, als der Herzog am 23. Auguft 1626 von Fels 
con ermordet wurde, ein Verbrechen, zu welchem die 
beftigen Reden im Unterbaufe gegen den Herzog nidyt 
wenig beigetragen zu haben fcheinen ?). 


3) 6. State Trials, Pb. II, S. 1967 — 1480 ; Hume, 
s History, BDd. Yılll, ©. 873 fg.; Lingard, Bd. IX, 
®. 00 fg. 
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k. Gegen den Ford -Sieutenant von Frland, Graven nn 
Strafford, 


wegen Hochverrathes. 


Wenige Staatdanflagen find von ſolchem Synters 
‚ effe, als die gegen Lord Strafford, den erften 
Minifter Karl's 1., unternommene. ie beweist nas 
mentlich, das die Formen des gerichtlichen Verfahrens 
felbft in Zeiten der höchiten Partheie Aufregung noch 
foldyen Schuß gewähren können, daß die ihren Willen 
unter allen Umſtaͤnden erftrebande Partheiwurh zu ans 
beru Mitteln, den Feind zu verderben, ſchreiten muß, 
als zur Auflage vor dem Staatsgerichte. 

Es wäre eben fo fehr umſtaͤndlich als Aberfläßig, 
die Geſchichte des Mißvergnuͤgons und endlich der Uns 
suhen unter Karl I zu erzählen. Es genigt daran 
zu erinnern, Daß einer der talentvoliften Fuͤhrer der 
Volksparthei während der erften Menirungsjahre des 
Königes, Thomas Wentworrh, fpäter auf die Seite 
der Regirung trat, und bier nun, zum Graven von 
Strafford erhoben, -die wichrigften Stellen, nas 
mentlich die des Lord s Lieurenantd von Irland und Bes 
fehlöhnbers der nördlichen Gravfchaften von England, 
befleidere und das unbedingte Vertrauen des Koͤniges 
genoß. Seinen Rathfchlägen wurden denn von dem 
wegen feines Uebertrittes erbitterren Wolfe die theils 
wirklichen, theild auch ‚nur gefürchteren Eingriffe. in 
die Gefeße und Freiheiten des Landes zugefchrieben. 
Mancher gewaltthätigen Handlung machte er fidy uͤbri⸗ 
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gens offenkundig ſchuldig in Diefen Zeiten der Parrheis 
kaͤmpfe und felbft offener Empörung, bei noch wenig 
feftgeftellten Grundfägen Aber die Gränzen der koͤnig⸗ 
Yichen Gewalt, Fe mehr aber von feinem Talente, 
feiner Gewandtheit und Entfchloffenheit filr die Volks: 
yarthei zu fürchten war, und je ficherer man davon 
überzeugt war, daß er gegen einige ihrer Haͤupter 
cine Staatdanflage beabfichtige, defto fefter wurde 
fein Untergang beichloffen. Eie fahen, daß es zum 
offenen Bruche mir dem König kommen muͤſſe, umd 
befchloffen deßhalb, denfelben feiner beften Stüße zu 
berauben, koſte e8 was es wolle und auf welchem 
Wege ed fen. 

Auf wiederholten Befehl des Kbniges und auf die 
beftimmmteften DBerficyerungen feines Schußed gegen 
feindliche Angriffe kan Strafford am 9. Novemb. 
1640 von dem gegen die Schotten im Felde ſtehenden 
Hrere nah London um feinen Sig im Dberbaufe 
einzımehmen: allein fchon am 11. wurde im Unter: 
hanfe ein Antrag auf Anklage geftellt. Damit er ges 
gen Dielen entfcheidenden Schlag ganz unvorbereiter 
fen, fchloß der Sprecher des Unterhanfes ehe die Mo: 
tion gemacht wurde yerfdnlich die Thuͤre und nahm 
den Schlüäffel zu fih, fo daß kein Mitglind das Haus 
verlaffen und Nachricht geben Fonure. Augenblicklich, 
nachdem der Beſchluß gefaßt war, begab ſich dad 
ganze Unterhaus mit dem Sprecher an der Spitze vor 
dad Oberhaus, um feinen Eurjchluß einer Staatsau⸗ 
Page zu erflären und die alsbaldige Werhaftnng des 
Graven zu verlangen. Der auf die Nachricht Her: 
beigeeilte wurde vorerft and dem Saale gewiejen und 
mußte fodann auf den Anieen den Beſchluß ded Haus 
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nach der weiteren Auseinanderfegung des bisherigen 
Antrages noch drei weitere Anklagepuncte vor. Stra fs 
ford verlangte anfänglich Zeit zu deren Widerlegung, 
fügte fich aber doch der Anficht des Oberhaufes, daß 
diefe neuen Puncte nicht von folcher Bedeutung zu feyn 
fyeinen, um eine Vorbereitung zu erfordern. Die 
ſaͤmmtlichen Commiffäre (unter ihnen waren Pym, 
Glyn, St. John, Selden, Hampden) nabs 
men der Reihe nach über die einzelnen Artikel das 
Wort, fo daß er fidy gegen Alle zu vercheidigen hattr. 
Er führte feine Vertheidigung mit großer Geifteöges 
genwart und Weberlegenheit, obgleih in dem großen 
Nachtheile einer augenblicklich nöthigen Erwiderung 
auf lange vorbereirere Angriffe. Nicht nur fuchre er die 
Thatfachen häufig anders darzuftellen, als von feinen 
Anklägern gefchehen war; fondern er faßte die ſchwache 
Seite der ganzen Anklage fehr ſcharf auf, nämlich 
die dem bisherigen englifchen Rechte zuwider laufende 
Penerung, aus einzelnen an und für fich nicht hoch⸗ 
verrätherifchen noch in einem Geſetze verbotenen Hand: 
lungen einen Angriff auf die Verfaffung zu conftruiren. 
Vierzehn Tage dauerte auf diefe Weije der Kampf. 
Sein Betragen und feine Vertheidigung gewannen 
Strafford fehr viele Stimmen in den beiden Häus 
fern , und die Leiter der herrichenden Faction mußten 
befürchten ihr Opfer entfchläpfen zu ſehen. Echon 
bei Gelegenheit des Verlangens der Anklaͤger, nad 
dem Schluffe der Debatten noch in Beziehung auf 
einen Artikel nachträglich Beweiſe beizubringen, eut⸗ 
ftanden fehr heftige Scenen zwiſchen ihnen und den 
Lords, welche diefes nur unter der Bedingung geftatz 
ten wollten, daß auch dem Angeklagten das Recht zu: 
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geftanden werde, ihm beliebige Artidel noch einmal 
vorzulefen. Doch wurde dußerlid) .der Sturm wieder 
beſchwichtigt, und es hielten am 13. April der Anges 
Elagte und der erfte Unklage:Commiljar ihre Schlußrer 
den Über die Tharfachen. Als aber auch igt wieder 
Strafford durch feine meifterhafte Beredſamkeit 
unzweifelhaft den Eieg davon getragen hatte und feine 
Berurtheilung dadurch immer ungerwiffer wurde, nament⸗ 
li da der noch ruͤckſtaͤndige Theil der Verhandlung, 
namlid) Die Unterfuchung des Rechtspunctes, offenbar 
zu feinem Wortheile ausfchlagen mußte: fo befchloffen 
die Leiter der Bolköparthei, nun mit Cinemmale den 
biöherigen Proceß formell fallen zu laffen und anſtatt 
ein gerichtliches Urtheil aber ihre Anklage wegen bes 
flimmter in dem Strafgefege ausdruͤcklich beruͤckſichtig⸗ 
‚ter Vergehen weiter zu verfolgen, num mittelft einer 
bill of attainder im Wege der Gefegebung den Aus 
geflagten kurzweg für fehuldig zu erklären. Sie ers 
laugten dabei, wenn fie fi über die Ungeredhtigs 
feit erheben fonuten, einen Gegner, der die gerichts 
lie Klage fiegreih abgefchlagen hatte, nun durch 
eine Maasregel der Geſetzgebung wehrlos zu vernich: 
ten, den bedeutenden Vortheil, daß fie igt jede That⸗ 
fache als bewiefen annehmen konnten, und nament⸗ 
ih, daß der Mangel an beftimmten gefeglichen 
Etrafdrobungen fie nicht hindern konnte, eine Strafe 
in Antrag zu bringen. Die, allerdings nicht freiwillig 
zu erwartende, Cimvilligung des ‚Könige und des 
Oberhaufes beabfichtigten fie mit Gewalt zu ers 
zwingen. 

Sie erklaͤrten daher am 15. April, daß ſie fort⸗ 
an mit einer bill of attainder die Sache zu erledigen 
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gebächeen, und brobten zugleich ige fchon Im Falle 
einer Verwerfung durch das Oberhaus mir allgemeis 
nem Bürgerkriege. Als die Lords hierauf antworteten, 
daß fie jeden Falles den Angeklagten mit feiner Ders 
theidigung über den Rechtspunct zu hören gedächten, 
und die Gemeinen hierzu einladen : fo gaben dieſe 
zwar ihre Einwilligung dabei zu erfcheinen , allein 
fie erfiärcen, daß fie fih in keine Befprechung mehr 
einlaffen wäÄrden, indem die nene Bill bereits bei Ihnen 
durchgegangen ſey. Deßhalb traten denn auch bie 
Anklage : Commiffäre gar nicht auf gegen die am 17. 
April von den Anwälten des Angeklagten vorgetras 
gene Erörterung der Rechtsfrage, fondern ed fegten 
ohne alle Ruͤckſicht auf diefe Fortſetzung des Proceſſes 
im Oberhaufe die Gemeinen die Verhandlungen über‘ 
die Bill weiter fort. Um die Sreunde Strafford's 
einzufchiichtern wurde das Volk aufgerege und Durch 
eine Menge von beunrubigenden und aufreizenden Ges 
rüchten Angſt und Gährung verbreiter, fo daß mit 
dem MWiderfpruche von nur 89 Stimmen die Bil im 
Unterhauſe durchgieng. 

Am 20. d. M. uͤberbrachte St. John, ein Mit⸗ 
glied der fruͤhern Anklage-Commiſſion, mit einer hoͤchſt 
ausfuͤhrlichen Rede dieſe Bill, in welcher auf Todes⸗ 
ſtrafe und Vermoͤgens Einzug angetragen war wegen 
Verſuches der Verfaſſungs-Verletzung. Den Beweis 
der Nothwendigkeit der Maasregel ſuchte das Unterhaus 
wieder dadurch zu führen, Daß ed aus einer Reihe 
von einzelnen, an und für fich nicht fehr bedenreuden, 
‚Handlungen die Abſicht des Hochverrathes ableitete 
(constructive treason). Pergebliy bat Strafford 
noch einmal um das Wort; bie Sache würde als in 








— 69 — 


dem „ ft formell aufgegebenen , Anflageproceß bereits 
hinlaͤnglich verhandelt erflärt, bie legte Weußerung 
aber gebühre in ſolchem Falle dem Unterhaufe. 
Abermals verjuchte ist Karl L einen der, von 
ibm fo häufig gemachten und in der Megel fo übel 
abgelaufenen, namentlich aber in diefem Kalle von 
Strafford felbft ernſtlich mißrathenen, perfdnlichen 
Schritte. Er erfhhien am 30. April im Oberhauſe, 


ließ das Unterhaus ebenfalls vorfordern und erflärte . 


dann: daß er einer Seitö die Ungefelichkeit der Hands 
lungen Strafford's zugebe und denfelben künftig 
in keinem Staatdamte mehr verwenden wolle, „nicht 
einmal als Conſtabel;“ daß er aber anderer Seits kei⸗ 
nen Hochverrath in diefen Handlungen fehen koͤnne, 
und fomit feine Zuftimmung zu der Bill nie zu geben 
entfchloffen fey. Er forderte daher das Parliament 
auf, einen andern Ausweg zur Beilegung bdiefer Sache 
zu finden, indem er eben jo den Unfchuldigen noͤthi⸗ 
genfalld mit feinem Blute vertheidigen, als den 
Schuldigen ftrafen wolle. — Nichts konnte ungluͤckli⸗ 
cher ausfallen, als diefer Verſuch, dem Guͤnſtling das 
Leben zu rerten. Nicht nur erklärten die Gemeinen , 
ald faum der König das Haus verlaffen hatte, daß 
dieß der unerhdrtefte Eingriff in die Rechte des Parlias 
ments und eine Verhoͤhnung der Rechtspflege fey, wenn 
der König Kenntniß nehme von Gefchäften, welche 
noch unerledigt vor einem der Häufer liegen, und daß 
jeder Vaterlandsfreund bei dem einmal gefaßten Bes 
ſchluſſe beharren müffe; fondern es wurde nun offene 
Gewalt bereitet, um dad Durchgehen der Bil durch 
dad Oberhaus und ihre Billigung durch den König 
zu erzwingen. Alle Kanzeln ertönten am naͤchſten 
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Spuntage von ber Nothwendigkeit einer Beflrafung 
großer Verbrecher, und als am 8. Mai endlich die 
Abſtimmuung im Dberhaufe erfolgen follte, waren alle 
Zugänge von einem wuͤthenden bewaffneten. Pobelhau⸗ 
fen bedeckt, welcher mit Drohungen von jeden Pair 
„Gerechtinfeit” verlangte. Die Nanıen der 59 Uns 
terhandsmitglieder, weldye gegen Die Bill im Uuterhaufe 
geſtimmt harten, wurden an verſchiedenen Stellen in 
London ald ‚„‚Straffordianer und Volksfeinde“ dffenrlich 
angeichlagen. Dadurd) ließen ſich nun fo vicle Mitglies 
der fihreden, daß nur 45 Paird im Haufe erſchie⸗ 
nen, und obgleih 19 deu Muth hatten, gegen Die 
Bill zu flimmen, fo wurde fie doch von 26 aliges 
nommen. — Als nun aber der König immer noch zur 
Weigerung beftimmt entf&hloffen ſchien, fo fammelte 
fi) derfelbe aufrührerifhe Haufe vor Witehall; die 
Bemeinen nahmen eine immer drohendere Stellung 
ein; Strafford felbft fchrieb (in welcher legten gez 
beimen Abficht mag dahin geftellt bleiben) au den Koͤ⸗ 
nig, um ihm zur Einwilligung in feine Hiurichtung zus 
zufprechen , die, dem WBerurtheilten immer abgeneige 
gewefene, Königin fo wie die ganze Umgebung, mit 
einziger Ausnahme des Biſchofs Juxon, zeigte die 
Gefahr eined unmittelbaren allgemeinen Ausbruches 
und den Mangel au Mitteln ihm zu begegnen: kurz 
Karl war endlich nad Kopf und Herz ſchwach ge: 
nug, gegen feine Ueberzeugung nachzugeben. Am 10% 
Mai ertheilte eine Kommiffion in feinem Namen die 
Einwilligung. — Nody machte er am 11. einen neuen 
ſchwachen Verſuch in einem Schreiben an dad Ober⸗ 
haus, Gnade vor Recht, oder wenigftend einen Aufs 
Hub von nur wenigen Tagen eintreten zu. laffen 2 
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allein auch dieſes wurde abgeſchlagen, wie zu erwar⸗ 
ten ſtand. Uud ſomit beſtieg Strafford am 12. 
Mai 1644 das Blutgeruͤſte. Er ſtarb ſtandhaft, 
hochherzig und fromm *). 


1) ©. The Trial of - . Earl of St., shewing the form of 


— 


Porliambntary Proceedings in an impeächment. Lond., 
1640. Fol.; State Trials, Bd. 1ll, ©. 1381 — 1536: 
Ciarendon, History of ıhe rebellion , Bd. II, (Basl. 
Ausg.) ©. 5 fü.5; Hume, History of Englarid, (Budl. 
Auss.) Bd. IX, ©. 156 fy.; Lingard, Bd. X, ©. 
102 fj. Außerdem finden fib noch die Titel von folgen: 
den auf diefen Proceß bezüglihen Schriften: The Lord 
Digby's Speech to the Bill of Attainder of the E. of St., 
torn in pieces and blown away. Lond. , 1641; Report from 
the Comitee appointed to consider of Ihe printing of the 


* Lord Digby’s Speech. Lond., 1641 ; The Earl of Siraſſord's 


Trial and Speech on: the Scafiold. Lond., 1641. Lord 
Strafford’s Trial. Lond., 1659. Argument on the Bill of 
Attainder Agalnst the E. of St. Lond., 1691. Außerdem 
noch einzelne Abdräde der verfchiedenen Reden, Briefe 
u. ſ. w. — Wem fi feine beifere Mechtfertigung bed 
Betragend der Volkefuͤhrer auffinden läßt, ald Godmwin, 
(History of the Commonwealth , Bd. I, ©. 86 fg:) vor: 
bringt , daß das allgemeine Wohl auh einen offenbaren 
Fuftig Mord rechtfertige und die Geſetze nur für die ge: 
wöhnlihen Fälle beffimmt feven; fo bleibt Straffor d's 
Verurtheilung immer ein ſchwarzer Fleden in der engli: 
{hen Geſchichte. So vertheidigte Marat auch die Sep: 
tembermorde. — Zu bemerken ift noch, daß zu gleicher 
Zeit, ald Strafford vor dem engliihen Unterhanſe an⸗ 
geflagt wurde, feine vertrauten Freunde und Auhaͤnger in 
Irland als feine Mitihuldigen von dem irifhen Unter⸗ 
baufe vor dem dortigen Oberhauſe ebenfalls wegen Hoch— 
verrathed angeklagt wurden. 


4 
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Die dem Sibnige vorgefpiegelte, und von ihm viels 
leicht gerheilte, Hoffnung, daß die Aufopferung des 
Freundes die Ruhe wieder heritellen und ihm mit dem 
Unterhaufe ausfdhnen wuͤrde, täufchte natuͤrlich. Bald 
mußte Karl I. das Haupt dem nämlichen Beile dars 
bieten. 


$. 12. 
l. Segen den Siegelbewahrer ford Sind, 
wegen Hochverratheß. 


Kaum hatte dad Haus der Gemeinen ben Graven 
von Strafford angellagt und zur Haft gebracht, 
fo entfchloß es ſich auch gegen den Lord Siegelbewahs 
rer Find) eine Staatsanflage zu erheben. Derfelbe 
war in hohem Grade verhaßt, weil er in dem berihm:- 
ten Proteffe gegen Hamppden die Richter vermochte 
hatte, fich fuͤr den Auſpruch des Königed auf die eins 
feirige Umlegung von Sciff- Geld zu erklären. 

Am 14. Dec. 1640 wurde ein Ausfchuß niederges 
feßt, um eine Anklage gegen ihn zu bereiten. Kaum 
hatte er davon Kenneniß, als er fih vom Oberhaufe 
die Erlaubniß geben ließ vor dem Unterhaufe zu ers 
fcyeinen, das leßtere aber bat, ihn zu hören ehe es 
einen Beichluß fafle. Nach ſcharfer Debatte erhielt er 
die Erkaubniß und erfchien denn auch am 21. Dec. an 
den Schranfen. Seine ausführlihe Entſchuldigungs⸗ 
Rede machte jedod) Peinen Eindruck, denn noch in der 
naͤmlichen Sitzung wurde er für einen Verraͤther ers 
Härt aus vier Gründen: 1) weil er einft (als Spre⸗ 
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cher des Unterhauſes) fit gemeigert habe, einen Bes 
ſchluß des Hauſes zu vollziehen; 2) weil er die Richs 
ter bewogen, beredet und eingefchüchtert habe, für die 
Erhebung des Schiff» Geldes ein Gutachten zu flellen; 
3) wegen verichiedener ungefeglicier Handlungen iu 
Forftfachen ; 4) weil er dem Kduige zur Aufldfung des 
legten Parliamentes und zur Bekanntmachung der def: 
halb erlaffenen Proclamation gerachen habe. 

- Lord Find fand niche fir gur, den Erfolg der 
Sache abzuwarten, fondern floh (vielleicht nicht ohne 
mitrelbare Beihuͤlfe der Hiupter der Volksparthei) 
gleich) am andern Morgen nach Holland, Deffen uuges. 
achter wurde der Entichluß, ihn anzuflagen, dem Ober⸗ 
haufe angezeigte und in einem dazu verlangten Zus 
ſammentritte der Ausſchuͤſſe beider voller Hänfer die 
Klage in 10 Artikeln näher begründet. — Am 30: 
Jaͤnner 1641 gab das Oberhaus den Gemieinen die 
Erlaubniß, die Richter vor ſich zu fordern, um fie 
wegen des Angeklagten, nicht aber auch zu ihrer eiges 
nen Aufchuldigung, zu befragen; und am 15. Februar 
erließ das DOberhaus eine Vorladung des Fluͤchtigen. 

Damit aber blieb die Sache liegen in der Verwir⸗ 
rung des bald auöbrechenden Buͤrgerkrieges. Lord 
Find) erlebte die Reftauration Karl's U: !). 


1) S. State Trials; Bd. IV., S. 1 fg. Eitie Vertheibi⸗ 
gung des Angeklagten fcheint erihienen zu feun unter dem 
Zitel: An ansrrer to the articles against E. Lord Pitch, 
1651. — Ganz zu derfelben Zeit flüchtete auch der Staats⸗ 
fecretär Windebant nah Frankreich, weil er eine An: 
age im Unterhaufe erwartete. Es fcheint jedoch nicht, 
daß die entworfene Klage wirklich vom Unterhaufe befchlof 

fen oder gar vor das Oberhaus gebracht wurde: 
4 
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m. Gegen Sir Eduard Herbert, General - Anwalt des 
Königes, 
wegen großer Verbrechen und Miffethaten. 


Unter anderen falfch angelegten und unglüdlich 
abgelaufenen Berfuchen, fi) des immer feindfeliger 
werdenden Parliamentes zu erwehren, ließ fih Karl 
I. auch dazu verleiten, Lord Kimbolron und die 
fünf Mitglieder des Unterhaufes Hollis, Haßels 
rig, Pym, Hamppden uud Strode am 3. Jaͤn⸗ 
ner 1641 durch feinen General: Anwalt Herbert vor 
dem Oberhaufe ded Hochverrathes anzuklagen, und fo= 
gar diefelben in eigener Perfou, umgeben von feiner 
Mache, im Unterhaufe zum Behufe ihrer Verhaftung 
aufzufuchen. Das Unterhaus war nuu aber damit, 
daß diefe Anklage zu einer wahren Niederlage des Kds 
niged wurde *), nicht zufrieden; gieng nicht einmal 
auf die fpäreren Unerbictungen des Koniges ein, Ges 
nugthuung wegen des Eingriffed in die Parliaments: 
Privilegien zu geben: fondern verlangte ald unerläßliche 
Bedingung der Ausgleichung die Nennung des Rath⸗ 
gebers zu diefem Schritte. Auf die abfchlägige Ant⸗ 
wort des Koͤniges befchloffen Die Gemeinen , den Kron- 
Anwalt, welcher auf Befehl Des Königes die Anklage 
im Oberhaufe vorgebracht hatte, deßhalb in Anklage 
zu verfeßen , damit kuͤuftig Jedem die Luft vergebe, 


1) S. den Proceß in den State Trials, Bd, IV, ©. 83 
fg. 5 vergl. ferner Hume, History, Bd. IX, &, 247 fe. 








Mitglieder der Volksparthei vor die Gerichtöfchranken 
zu ftellen. Dieß geſchah denn auch wuͤrklich am 14. 
Sebruar 1642. 

Am 22. Februar gab Herbert feine Erklärung 
im Oberhaufe ab, natürlich die Thatſache zugebend, 
Dagegen jede Strafbarkeit der Handlung abläugnend, 
theild weil er auf Befehl des Königes nur feine Amts: 
pflicht gethan habe, theild weil in Faͤllen von Ders 
rath eine Erlaubniß des betreffenden Haufes zur An⸗ 
Plage und Verhaftung nach altem Mechre "nicht erfors 
derlich fey. Ohne auf einen Brief des Königes zu 
achten, welcher an das Oberhaus fchrieb, um ihm 
die Unfchuld Herbert’ zu bezeugen, wurde in 
der Sache fortgefahren und von dem Anklage = Auss 
fhuffe am 8. März die Anklage aufrecht erhalten. 
Die Rede des Commiffärd Wylde ift deßhalb Höchft 
merkwuͤrdig, weil hier zuerft die ganze Lehre von der 
Miniiter sVerannwortlichkeit in ihrem letzten Grund: 
fage und feiner Begrändung vorgetragen wurde, indem 
der Redner die Berufung auf einen Pdniglichen Be⸗ 
fehl ausdruͤcklich als ganz unzuläßig darſtellt. Unge⸗ 
ſetzliche Befehle des Fuͤrſten ſeyen von Rechtswegen 
unguͤltig, namentlich in Strafſachen, da derſelbe nicht 
wegen eines Unrechtes mit einer Straf⸗ oder Entſchaͤ⸗ 
digungs-Klage belaugt werden koͤnne. Es wäre Sache 
des Kron-Anwaltes geweſen, ſich zu weigern und 
dadurch das ganze Uebel zu verhindern. 

‚ALS num die Rechtsfreunde des Augeklagten gehoͤrt 
werden ſollten, entſtand ein widriger, die Ungerechtig⸗ 
keit und Gewaltthaͤtigkeit der Gemeinen hinreichend 
bezeichnender Auftritt. Sie behaupteten, daß es gegen 
ihre Wuͤrde ſey, einen Rechtsfreund ˖gegenuüͤber von 
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fid) auftreten zu laffen „ und bebrohten jeden, der es 
wagen waͤrde, mit ihrer (keineswegs leicht zu neh⸗ 
menden) Ungnade. Zwar blicb das Oberhaus fell; 
‚ allein denyoch weigerten fich, durch die Drohungen ein⸗ 
geſchuͤchtert, mehrere der vom Angeklagten gewählten 
Advocaten, welche ſodann dafılr von den Lords in dem 
Zower gefchidt wurden, fo recht eigentlich zwiſchen 
Hammer und Ambos zermalmt. 

Da die Behauptung eines Bruches der Parlia: 
ments⸗Vorrechte nicht gegränder fchien, uͤberdieß der 
Grundfag der Verantwortlichkeit fir die Handlungen 
des Zürften noch nicht allgemein zugegeben wurde: fo 
wurde anfängli der Angeklagte durch eine, ftarke 
Mehrheit freigeiprochen, namentlich entfchieden, daß 
er feine Stelle nicht verlieren folle. Allein erfchros 
den über den furchtbar ausbrecheuden Grimm des 
Unterhaufes begieng dad Oberhaus die Feigbeit , einige 
Tage fpäter, die negative Faffung des eriten Urtheils 
benuͤtzend, ein zweites Urtheil zu fällen, durch welches 
Herbert zum Tower verurtheilt und der Faͤhigkeit 
Parliamentsmitglied zu feyn fo wie eine Stelle zu bes 
Heiden, einzig die des Krons Unmaltes ausgenommen, 
beraubt wurde! ! Durch diefe beifpiellofe Entſcheidung 
erlangten übrigens die Furchrfamen ihren Zweck kei— 
neswegs. Die Gemeinen waren mit diejer Lächerlidhen 
balben Maasregel nicht minder unzufrieden 2). — 
Uebrigend wurde Herbert fpäter, unter Karl U. 
durch dieſes Urtheil nicht gehindert, Großfiegelbewahs 
rer zu werden. 


3) S. State Trials, Bd. IV, S. 119 fü., Clarendon, 
History of the rebellion, ®b. II, ©. 192. 
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$. 14. 
n. Gegen I. W. Saud, Ersbifhef von Canterbury, 
wegen Hochverrath und fchweren Vergehen. 


Noch höher und unbedingter vielleicht ald Strass 
ford felbit fand in der Gunft des Koͤniges der Erz⸗ 
bifhof von Canterbury, Laud. Ein Manu von 
Sittenreinheit, Unbeftedylichkeit, Talent und Kenntnifs 
fen, allein von heftiger und herriſcher Gemüthsart, 
ehrgeizig, und bis zur Grauſamkeit bigott. Er nahm 
an den harten Eutfcheidungen der Sternfammer, an 
den gemwaltthätigen und verfaffungswidrigen Beſchluͤſſen 
des Cabinetes, au dem uullugen Verfuche, die biſchoͤf⸗ 
lie Kirche in Schottland wieder einzuführen, und au 
der Verfolgung der geiftlichen Gerichte gegen die Sec⸗ 
tirer eifrigen Antheil. Es bedurfte fomit nicht eins 
mal des biutdärftigen DVernichtungshaffes der letztern 
gegen ihren Widerfacher, um ihn höchft unbeliebt zu 
machen. Kein Wunder daher, Daß die ftegreichen und 
erbarmungslofen Gemeinen aldbald nah Staffords 
Auflage auch zu der des Erzbifchofes fhritten. Das 
Verfahren in beiden Fällen war fehr aͤhnlich, nur 
allerdings gegen den alten wehrlofen Prälaten uoch 
unverantwortlicher. 

Am 18. Dec. 1640 beſchloſſen die Gemeinen, 
den Erzbiſchoff von Canterbury im Allgemeinen 
des Hochverrathed auzuklagen, und verlangten vom 
Dberhaufe vorläufige Ausfchließung desfelben von den 
Sigungen und Verhaftung. Beides wurde ihnen 
an denifelben Tage bewilligt, nachdem auch nod) 





2‘ 
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zum Weberfluffe die ſchottiſchen Commiffäre ihn als 
einen Urheber des Buͤrgerkrieges angeflagr hatten. Am 
26. Sehr. 1641 übergab eine Abordnung der Gemeis 
uen 14 Klageartikel, dabei längere Frift zu derem 
Beweife verlangend. Diefe Artikel zerftielen aber im 
drei: Hauptclaſſen. Einmal war der Erzbifhof, wie 
Strafford, des Berfuches angeklagt, die Grundge⸗ 
fee und Regirungsweife des Königreiches umzuſtoßen 
und eine tyrannifche und willkuͤrliche Herrfchaft an 
deren Stelle zu fegen. - Zweitens follte er einer Begins 
ftigung des Pabſtthumes fhuldig feyn. Drittens end⸗ 
lich war er angeklagt, die Rechte des Parliamentes 
angegriffen und den König durch Verlaͤumdungen gegen 
dasfelbe aufgebracht zu haben. Nachdem Pym, ber 
Sprecher der Abordnung, im Allgemeinen die Anklage 
gerechtfertigt, der Erzbifchof ſich ebenfalld im Allge⸗ 
meinen und aus dem Ötegreife vertheidigt hatte, 
wurde der Beichluß gefaßt, den Angeklagten aus der 
Gewahrſam der Thuͤrhuͤter mit dem ſchwarzen Stabe 
in den Tower zu bringen. 

Da das Parliament mit anderen wichtigeren und 
dringenderen Gegenſtaͤnden beſchaͤftigt war, ſo blieb die 
Sache in dieſem Stande und ohne daß der Angeklagte 
äÄber bie einzelnen Artikel auf vorgängige Vorbereitung 
irgend gehdrt worden wäre, bis zum Det. 1643 lies 


nen, der Erzbiſchof aber die ganze Zeit Über im Ges 


fingniffe. Seine Einkünfte waren mit Befchlag bes 
legt, feine fahrende Habe wurde zerftreut und verkauft, 
die von ihm abhängigen Pfruͤnden durfte er nur mit 
Erlaubniß des Parliaments befegen. Nur perfduliche 
Rache und fanatifche Wildheir einer, und undorfichtige 
Erarrköpfigkeir anderer Seits koͤnnen ed erflären „ Daß 
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nad) fo langer Zeit die Gemeinen nicht nur die An- 
Mage wieder aufnahmen, fondern eine nachträglicye 
Auflage von 10 weiteren Artikeln eintzrachten, in wel⸗ 
chen uͤbrigens nichts Neues von Bedeutung enthalten 
war. Zur Entwerfung dieſer Artikel bediente ſich das 
Unterhaus eines von dem Angeklagten früher perſon⸗ 
ih verfolgten Mannes, Prynne, welcher denn auch 
nuicht nur mit Eifer. fondern felbft mit Niedertraͤch⸗ 
tigkeit feines Amtes wärtete, und unter Anderm fo 
weit gieng, daß er dem Angeklagten bie zu feiner Vers 
theidigung von ihm gefammelten Papiere , felbft fein 
Tagebuch, wegnahm und aus denfelben Befchuldi: 
gungs = Puncte 309, ihm aber dicfe Materialien zu 
feiner Vertheidigung nicht wieder zuruͤckgab; daß er 
die Zeugen foͤrmlich abrichtete, u. f. wm. Laud be 
ſchwert fih fogar wiederholt in der von Ihm aufge 
‚festen Geſchichte feines Proceffes uͤber Faͤlſchungen 
und Verſtuͤmmlungen der Urkunden *). 

Vorerft erfolgte eine Reihe von Friftverlängerungs: 
Gefuchen und proceffualifchen Förmlichkeiten. Laud 
verlangte z. B. Rechtsbeiſtaͤnde, welche ihm verwils 
ligt wurden; dann eine Entfcheidung daruͤber, welche 
einzelne Artikel Hochverrath, welche andere aber ges 
wöhnliche Verbrechen * enthalten, damit er hiernach 
feine Vertheidigung einrichten fhnne. Das Oberhaus 
weigerte fidy aber, hierüber eine Entfcheidung zu ge: 
ben, ehe die Sache verhandelt fey, u.f.w. So kam 
der 12. März 1644 heran, ehe das Zeugenverhdr und 





1) Prynne batte fogar die Schänblichleit , nach ber Hinrichs 
tung feines Feindes deffen Tagebuch abſichtlich und auf 
eine bodhafte Weiſe verſtuͤmmelt druden zu laffen. 
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die eigentliche Verhandlung beganı. Die Zahl der 
vom Unterhaufe zur Berreibung des Proceſſes abgeſen⸗ 
beten Gommiffäre war filuf, außerdem hatte Prynne 
für das Zeugenverhdr zu forgen. Das Oberhaus war 
zu jener Zeit ſchon fo herab gelommen , Daß während 
der ganzen Verhandlung nie mehr ald 14 Mitglieder 
anmwefend waren. An der Schlußabflimmung nahmen 
ſogar nur 7 Theil. 

In vierzehn, übrigens oft: durch längere Zwiſchen⸗ 
räume getrennten , Sigungen von 12. März bis zum 
29. Zuli wurden von den Anklägern die einzelnen 
Beweife für die allgemeinen Anklage s Artikel beige- 
bracht und von dem Ungeflagten beantwortet. Es 
wurden ‚allein gegen 150 Zeugen abgehört; die vom 
Erzbifchofe befchiedenen uͤbrigeus ohne Beeidigung. 
Jedesmal erbffneten die Ankläger Morgens die Sigung 
mit ihren Beweifen, Nachmittag antwortete der Ange⸗ 
klagte, oft fp&t in den Abend hinein. Laud verthei⸗ 
digte ſich mit Geiſtesgegenwart und Talent; daß aber 
manche gewaltthaͤtige Rathſchlaͤge, unvorſichtige Aeu⸗ 
ßerungen und harte, wo nicht verfaſſungswidrige, Hand⸗ 
lungen nicht von ihm weggelaͤugnet werden konnten, 
war natuͤrlich. Uebrigens gewann er wieder in den 
Augen unpartheüſcher Zuhdrer durch ſeine Geduld in 
der Ertragung manchfacher roher und faſt unmenſch⸗ 
licher Aeußerungen von Seiten der Auklage-Commiſ⸗ 
färe, und dadurch, daß fehr zweifelhafte Beweismit⸗ 
tel, namentlich ſchlecht prädicirte Zeugen, gegen ihm 
benüßt wurden. 

Am Schluffe des Beweisverfahrens bat Laud, 
1) daß ihm die Erlaubniß werde, feine Vertheidigung 
noch einmal zufammenzufaffen; 2) daß feine Aumälce 
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über den Rechtspunct gehoͤrt wuͤrden; 3) daß die mes 
gen des fchostifchen Krieges verkuͤndigte Amneſtie (act 
of oblivion) auf ihn Anwendung finde, fo weit da⸗ 
dur eiue von den Gemeinen zur Auflage beuügte 
Handlung firaflos werde, Alle drei Verlangen wurs 
den ihm gewährt, — Am 2, Sept. hielt er feine Schlußs 
vertbeidigung; am 11. September aber einer der Com⸗ 
niiffäre eine Zufammenfaffung der Unklagepuncte. Am 
11. Octob. ſprachen die Rechtsfreunde des Erzbiſchofes 
uͤber die Rechtsfrage, und zwar drehte ſich ihre ganze 
Argumentation um die (duch Strafford's Verur⸗ 
theilung bereit ominds gelböte) Frage, ob eine Summe 
von verhälmißmäßig unbebeutenden Handlungen zus 
fammen Hochverrath bilden Eünne ? | 

Die Vertheidigung Laud's war, namentlid) was 
ben Rechtöpunet betrifft, der Auflage fo beftimmg übers 
legen, daß die Gemeinen, fo tief dad Oberhaus auch 
gefunfen war , doc) wenige Hoffnung, eine Verurthei⸗ 
lung wegen Hochverrathes in dem Wege des geridhts 
lichen Verfahrens von ihnen zu erhalten, haben Eonus 
‘sen, Daher entfchloffen fie ſich auch bier wieder, wie 
bei Strafford, im Wege der Gefeßgebung ihr Zief 
zu erreichen. Zu dem Ende wurde vor Allem veranftals 
tet, daß eine Petition an dad Parliament zahlreidy in 
London unterzeichnet wurde, gegen die großen Verbre⸗ 
der, namentlich gegen Laud, firenge Gerechtigkeit zu 
üben. Bon allen Kanzeln der Nonconformiſten wurde 
zur Unterzeichnung aufgefordert, Nun wurde der Un: 
gellagte ganz unnermuthet und gegen ale Regeln am 
3. Nov. vor das Unterhaus berufen und ihm bier 
angekuͤndigt, daß das Haus zu einer Perurtheilung 
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mittelft eines befonderen Geſetzes (ordinance of attain- 
der) zu fchreiten beabfichtige, doch noch einmal eine 

- Veberfiche über die Anklagepuncte und, wenn er es 
verlange, eine Vertheidigung von feiner Seite hören 
wolle. Beides gefchah denn auch in derfelben Sitzung. 
Laud fprach lange und mit großem Talente. Am 
13. Nov. wurde er noch einmal vorgeführt, um die 
(unbedeutende) Enviderung eines der Commiffäre auf 
feine Verrheidigung zu hoͤren Kaum aber war er nach 
Beendigung derfelben, und ohne daß er das Wort nod) 
einmal erhalten härte, weggeführt worden, fo gieng 
ber Gefetes s Eutwurf zu feiner Verurtheilung wegen 
Hochverrathes durch. 

Noch war die Möglichfeit, daß die Lords niche 
zuftimmten, Anfaͤnglich ſchien es audy wirklich, daß 
diefe den Much hiezu haben würden. Als nämlich 
fhon am 16. Nov. die Gemeinen den Beichluß au das 
Dberhaus mittheilten, verfchob diefes von einem Tage 
zum andern die widrige Entfcheidung, und felbft das 
durch ließ es ſich nicht bewegen , daß ein Mitglied 
des Unterhaufes, welches abgefendet wurde um zur 
Beichleunigung anzutreiben , die Frechheit hatte geras 
dezu zu fagen: fie wäÄrden wohl daran thun, dem Bes 
ſchluß beizutreten, damit nicht das Volk komme und 
fie dazu nöthige. Als am 17. Dec. endlich die drei 
Bragen geftelle wurden : ob Laud des Verfuches auf 
Umſturz der Gefeße; ob er eines Angriffes auf die 
proteflantifche Religion ; endlich, ob er der Feinds 
[haft gegen das Parliament fchuldig fey? fo wurde 
er zwar in allen drei Beziehungen für fchuldig erklärt, 
jedoch nun der Beſchluß gefaßt, erft die Richter zu 
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befragen : ob dieß Hochverrath fey? Als es diefe eins 
flimmig verneinten, erklärte auch wirklich das Obers 
haus, daß es dem Befchluffe feine Zuftinmung nicht 
geben koͤnne, außer wenn ed die Gemeinen davon übers 
zeugen, daß der Erzbifchof nach dem Gelee Hochvers 
rath begangen habe. — Damit aber hatte auch der 
MWiderftand ein Ende. Das Unterhaud ergriff das ihm 
in der abfchlägigen Antwort felbft angedeutete Mittel, 
und ſchickte am 2. Jänner 1645 eine Abordnung, um 
diefen Beweis zu führen; zu gleicher Zeit wurden die 
Drohungen gegen dad Oberhaus für den Fall einer 
längeren Weigerung fo verftärft, daß der Wille ſich 
Länger zu widerfegen, gebrochen und der Beſchluß aud) 
vom OÖberhaufe — jedoch nur von fech8 flimmenden 
Paird — angenommen wurde. 

Am 10. Jänner farb Laud maͤunlich und erges 
ben den Henferötod 2). 





2) ©. History of W. Laud’s tronbles and trial, written hy 
himself} to which is prefixed his Diary. Y.ond,, 1695. 
Fol. Canterburie’s Doom; or ihe first part of a com- 
pleate history of the commitment , charge , tryall, con. 
demnation and execulion of W. L, Lond., 1646; Sta- 
te Trials, 38. IV, S. 315 — 6265 Biographia 
Britannioa; fingard, Bd. X, ©. 241 fg. Selbſt 
Godwin (B. I, S. 428 fg.) giebt die gaͤnzliche Unrecht: 
mäßigkeit und Nuglofigfeit diefed Procefied und Todes uns 
umwunden zu. 





§. 15. 
0. Gegen den Ford = Aausler Graven von Clarenden, 
wegen Hochverrathes und ſchwerer Vergehen. 


Einer der ausgezeichnetſten Maͤnner, welche den 
ungluͤcklichen und vertriebenen Stuarts treu blieben 
und ſelbſt ins Ausland folgten, war Edward Hyde, 
ſpaͤter Grav von Clarendon. Schon im langen 
Parliamente leiſtete er Karl J. ſehr gute Dienſte, 
folgte dem Sohne in die Verbannung, betrieb dort 
vielfache Unterhandlungen und trug naͤchſt Monk und 
Sand wich am meiſten zur Wiedereinſetzung Karl's 
II. bei. Der ſchon in der Verbannung gefuͤhrte Titel 
eined Kanzlerd von England wurde itzt zur Wahrheit, 
und er war lange Jahre der bedeutendfte Minifter des 
Königed. Die Aufgabe, weldye er fidy feßte, war 
feine leichte, noch eine Leicht zu Beliebtheit führende. 
Auf der einen Seite war er der unerſchuͤtterliche Vers 
fechter der königlichen Rechte gegenüber von den audy 
ist noch fehr zahlreichen und mächtigen Gegnern ; auf 
der andern Seite aber fuchte er dad Waterlaud vor 
dem Feichtfinne und der Grundfaglofigkeit Karl's II. 
zu ſchuͤtzen. Er war es 3. B., welcher unter der 
Hand verhinderte, daß der König in Geldſachen nicht 
unabhängig vom Parliamente gemacht wurde, wohl 
einfehend, daß hiervon bei dem Character des Koniges 
Gewaltherrfchaft und offenes Bekenntniß zur katholi⸗ 
ſchen Kirche, fomit eine neue Umwälzung, die unvers - 
meidliche Folge wäre. Er verhinderte ferner die Treu⸗ 
nung deö Königes von feiner Gemahlin und die Vers 
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‚bindung mit Lady Stuart; ein von Karl nie verzies 
henes Vergehen. Da er fih zugleich perſdnlich ſtolz 
und ruͤckſichtslos betrug , der Neid uͤberdieß durch die 
Verbindung feiner Tochter mit dem Herzog von Vork, 
(Jacob 1.,) rege ward: fo war er allerdings nichts 
weniger als beliebt, und namentlih brauchten die 
Maitreſſen und Günftlinge die bei Karl Il. nie fehs 
lende Waffe des Sportes fo lange gegen ihn, bis der 
undanfhare und unuͤberlegte Fuͤrſt feldft den Sturz 
feines treueſten und näglichften Rathes winfchte. 
Schon am 10. Juli 1663 madıte Grav Bri: 
fol (ein ralentooller , allein unruhiger und folgelofer 
Mann, das Haupr der Karholifen, längft aus Pris 
vat-Gruͤnden ein Feind des Lord» Kanzlers) im Ober: 
hauſe den Antrag auf eine Staatsanklage gegen ihn. 
Er beſchuldigte den Kanzler der verrärherifchen Abſicht, 
dem Kbnige die Zuneigung feiner Unrerthanen durch 
wiederholte Aeußerungen über eine angebliche Hinneis 
gung desjelben zum Katholiciömus entziehen zu wol: 
len; in diefer Abſicht namentlich fo weit zu gehen, 
daß er dem Könige — gegen deffen Willen — zu Uns 
terhandlungen mit Rom anrathe, befonder6 um dem 
Lord Aubigny einen Gardinaldhut zu verfchaffen. 
Außerdem klagte er ihn au; den Karholiten das Vers 
fprechen gemacht zu haben, alle Strafgefege gegen fie 
aufzuheben; über des Königs Lebenswandel fich unge: 
buͤhrlich zu Außern; zwifchen dem Könige und dem 
Herzoge von York Zwietracht zu erwecken; pflichts 
vergeffenerweife zum Verkaufe von Dünfirchen ımd zum 
Ruͤckzuge der englifchen Befagungen aus Schottland 
gerathen; endlich ſich auf unerlaubte Weife bereichert 
zu haben. — Diefe theils in ſich wiberfprecheude, theils 








— 656 — 


anmentlich in dem Munde Briſtol's empbrende Anz 
Hage werwarf aber das DOberhaus, nach angehörten 
Gutachten der Richter , einftimmig ; erfiens, weil es 
gegen daß Statut 1 Hen. IV., c. 14, fey, dap ein 
Pair gegen den andern vor dem Oberhaufe eine Staats= 
anklage auftelle ; zweitens , weil jeden Falles die Anz 
Elage materiell Beinen Hochverrach enthalte 2). 

Einige Jahre fpärer aber, als die Abneigung des 
Koͤniges gegen den Graven noch mehr gewachien 
war, und zu gleicher Zeit das Über die im Innern 
verſchwenderiſche und heillofe, gegen Außen vers 
aͤchtliche Regirung Karl's II. immer fleigende Mißs 
vergnügen des Volkes befchwichtigt werben zu muͤſſen 
fhien: wurde Elarendon zum Opfer beftimmt. 
Noch vor Eröffnung des Parliamentes im J. 1667 
nahm der König dem Kanzler die Siegel ab und ers 
Härte fogar in der Thronrede, daß ein’ befferes Der: 
ftändniß zwifchen dem Parliamente und ihm igt ſtatt⸗ 
finden werde, da er die Perfon aus feinem.Rathe ent: 
fernt habe, weldye diefes bis itzt verhindert habe. 
— Schon wenige Tage darauf, am 26; Dct., wurde 
der auf folche Weife Preisgegebene im Unterhaufe von 
einem Mitgliede fchwerer Verbrechen angeflagt, und 
manche Mitglieder wollten, in Erinnerung an die ge: 
waltthätigen Vorgänge im langen Parliamente, als 
bald bie fdrmliche Anklage beim Oberhauſe erheben , 
ebe die Beichuldigungen auch nur genauer beſtimmt, 
noch weit weniger irgend unterfucht waren: doc) fiel 





1) ©. State Trials, Bd. VI, ©. 251 fü; Olaren- 
don, Life, written by himfelf, (Basl. Ausg. ‚8b, Il, 
©. 170 fg); Biographia Britannios, 











— SU — 


der Beſchluß dahin aus, daß ein Ausſchuß einzelne 
Auklage⸗ Artikel vorbereiten ſolle. Am 6. Nov. wurden 
dieſelbden eingebracht, 17 an der Zahl. Die Hauptbe⸗ 
(huldigungen waren: Der Kanzler habe dem Könige 
gerathen, mittelſt eines flehenden Heeres zu regiren 
und das Parliament aufzuheben ; er habe den König 
verläumder, als fey er im Herzen papiftifch gefinut ; 
er babe willkuͤrliche Verhaftungen vorgenommen und 
fonft Ungerechtigleiten gegen Einzelne begangen; eine 
willkuͤrliche Regirungsweife in den Eolonieen eingeführt; 
er fey im verrächerifchen Berlehre mit dem Feinde ges 
ftanden,, habe die Staats⸗Geheimuiſſe an denfelben 
verfauft, und namentlid) zur Abtretung ‚vpn Duͤnkir⸗ 
dyen gerathen; er babe vielfady auf unerlaubte Weife 
Geld genommen. — Der ältefte Sohn des Kanzlerd, 
Lord Cornbury erflärte, daß wenn man feinen 
Vater Einen diefer Puncte beweifen koͤnne, wolle ders 
felbe ſich ſchuldig in Beziehung auf alle befennen, 
Zuerft entfpann fidy eine Debatte darüber, ob erft 
die einzelnen Artikel von dem Haufe näher unterfucht 
werden ſollen, ehe die foͤrmliche Auflage beim Ober⸗ 
baufe mit dem Verlangen der Verhaftung des Auges 
ſchuldigten eingebracht worden fey , oder ob bdiejelbe 
aur kurz Durchgegangen und befchloffen werden folle. 
Letzteres wurde, troß aller Vorftellungen über die Uns 
gerechrigkeit eines ſolchen Verfahrens, mit 194 gegen 
123 Stimmen befchloffen , und dann auch fchon vom 
9. bis 11. Nov. jeder einzelne Artikel angenommen 
auf Die unbelegre und ganz allgemeine Berficherung 
irgend eines Mitgliedes, daß er Zeugen für die Wahrs 
beit desfelben werde ftellen können. Zuerſt wurbe der 
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Belchiuß gefaßt, der Sprecher fell, beglelter vom 
ganzen Haufe,’ die Auflage den Lords überbringen ; 
aflein ſpaͤter wurbe dieß, danũt es keiue Streitigkeiten 
äber Formlichkeiten gebe, dem erſten Antrageftelier übers 
laſſen. Diefer führee am 12. Nov. den Auftrag das 
bin aus, daß er mit wenigen Worten den Beichluß 
des Unterhaufes, eine Anklage auf Hochverrath anſtel⸗ 
ken zn wollen, auzeigte, die allgemeinen Klageartikel 
Abdergab und die vorläufige Ausfchließung des Anges 
Hagten aus dem Parliamente und Verhaftung deöfels 
ben veılingte. Ä 

Als aber am 15. Nov. das Oberhaus erklaͤrte, 
es habe den Grafen von Elarendon nicht in Vers 
haft genommen, weil die Unklage zu allgemein fey: 
fo entſtand über dieſe abfchlägige Antwort ein großer 
Lärm in dem Unterhaufe und die Gegner des Kanzs 
lerd drangen auf dad Beſtimmteſte darauf, daß das 
Unterhaus nach den verfchiedenen während des Langen 
Parliamentes ereigneten Vorgängen das Recht babe, 
die Verhaftung zu verlangen, und daß auf dieſem 
Mechte im vorliegenden Falle beftanden werden muͤſſe. 
Es mag dabei dahin geftellt bleiben, ob diefe, jeden 
Falles aus allgemeinem Geſichtspuncte zu mißbilligende, 
Befugniß dem Unterhaufe wirklich fo fehr am Herzen 
lag , oder ob die von den Anhängern Elarendon’s 
geäußerte Vermuthung richtig ift, es fey ſchon die 
Forderung der Berhaftnahme abſichtlich deßhalb geſtellt 
worden, weil man einer abſchlaͤgigen Antwort von Seite 
des Oberhauſes gewiß geweſen ſey, dieſe nun aber 
dazu habe benuͤht werden koͤnnen, den ganzen Proceß 
an diefer Sörmlichkeit fcheitern zu machen „ indem man 


wohl gewußt habe, daß eine gänzliche Freiſprechung 
hätte erfolgen muͤſſen, wenn es wirklich zum Beweiſe 
gefommen wäre. — Vergebens wurden verfchiedene 
Sonferenzen zwifchen beiden Häufern gebalten um den 
Streitpunct zu erledigen. Die Lords blieben bei ihren 
Beſchluͤſſen, keinen Verhaft wegen einer bloß allges 
meinen und unbeftimmten Anklage zu erkennen ; die 
Bemeinen aber beharrten ebenfalls auf ihrem Verlan⸗ 
gen als auf einem Rechte, und Ddrohten gegen daß 
Odberhaus wegen Juflize Verweigerung Schritte zu 
thun. 

In der Abficht (oder unter dem Vorwande) einen 
gefährlichen Bruch zwiſchen beiden Haͤuſern zu vers 
meiden , ließ der König dem Angeklagten, welcher leis 
fere Winke nicht harte verftcehen wollen, durch deffen ' 
Schwirgerfohn, den Herzog von Dorf, den foͤrmli⸗ 
chen Befehl mitcheilen , fi) in dad Ausland zu beges 
ben. Ungerne entſchloß fich diefer zu dem Schritte, 
welcher dad Bewußtſeyn einer Schuld zu beweifen 
fhien. Bon Calais aus fchrieb er eine Vertheidigung 
feines Berragend und feiner Flucht, welche aber dem 
Unterhauſe fo fehr mißfiel, daB es diefelbe durch den 
Henker verbrennen zu laſſen beichloß, und das Oberhaus 
zum Beitritte zu diefer laͤcherlichen Sentenz bewog. — 
Eomit war die Abſicht, den unbequem gewordenen 
Sreund und deu fcharfiichtigen und feften Gegner zu ent: 
fernen, erreicht. Allein um auch die Möglichkeit einer 
Wiederkehr zu verhindern, wurde im Oberhauſe eine 
Bill eingebracht, welcher zu Zolge Elarendon für 
immer verbaunt und felbft jeder Briefwechfel mit 
ihm als Verrach erklaͤrt feyn ſollte. Sie gieng durch 
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beide -Häufer und erhielt, natuͤrlich, die Zuſtimmung 
des Königes ?). 

Der VBerfolgte brachte feine letzten Lebensjahre 
in Frankreich zu befchäftigt mit fchriftftellerifchen Ars 
beiten. Er flarb am 9. Dec. 1674 in Rouen. 


$. 16. 


p. Gegen €. 3 e ymonr, Esq., Yarliamentsglied und 
Marine - Schatzmeiſter, 


wegen großer Verbrechen, Vergehen und Berfehlungen. 


Ein nad) Talent und Geburt allein weniger — wie 
e8 fcheint — dem Character nach audgezeichneres Mit: 
glied des Haufes der Gemeinen unter der NRegirung 
Karls Il. und feiner Nachfolger war E. Seymour, 
der erſte Nichrjurift , welcher Sprecher des Unterhaus 
feö wurde. Bei der Anklage des Kanzlerd Claren⸗ 
don hatte er cine Hauptrolle übernommen. 

Am 20. Nov. 1680 wurde er im Unterhaufe gro: 
Ber Amtsvergehen im Allgemeinen angeklagt. Er felbft 
fagte, da der Parliamentögebraukh wolle, daß die 
Vorlefung von Anklage s Artifeln von noch einem Mit⸗ 
gliede unterftägr feyn muͤſſe, fo wolle er dieſes ſeyn, 


sur Lie. A IV, ©, 94 fg. Discourse 
DV won ol vineation ‘of himfelf from the charge of 
high-ıreacon; State Trials, 8b. VI, &, 310 — 
804; Hume, History, 2b. Xi, &. 200; Lingard, 
Bb. XU, S. 244 fg; Biographia Britannica. 
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damit die Auſchuldigung bffentlich bekannt werde. 
Es wurden nun vier VBeichuldigungen gegen thn vor⸗ 


gebracht: 1) er Habe von den lediglich für die Mas 


rine beflinmten Geldern 80,000 Pf. St. zur Beibe⸗ 
haltung des Heeres geliehen , welches gefeulich hätte 
anfgeldör werden follen, fo daß zwei! Marliamentsactek 
verletzt worden feyen und Aberbieß Die Nation eine Mehr⸗ 
ausgabe von 200,000 Pf. gehabt habe; 2) er babe 
willkauͤrlich und gegen das Geſetz eine Klaffe von Li⸗ 
feranten anftart einer andern bezahlt; 3) er habe, 
als er Sprecher geweien ſey, aufer feinem Gehalte 
als Marinefchatmeifter auch nod) 3000 Pf. St. jährs 
lih aus den Geldern für geheime Dienfte erbaltenz 
4) er habe im Jahre 1666 eine ben KHolländern abs 
genommene Priſe ald mit Zuder beladen angegeben 
und berechner , während fie mit weit Foftbareren Waa⸗ 
ren beladen gewefen fey. 

Am 25. Nov., dem dazu feftgefehten Tage, gab 
Seymour die Tharfache der drei erften Anklagepuncte 
theilweife zu, fuchte jedoch diefelben zu rechtfertigen; 
den vierten Punct zog er ganz in Abrede und befchwerte 
ſich über die gänzliche Unbeſtimmtheit deöfelben. Die 
Debatte drehte ſich ige zuerft mehrere Tage um bie 
Frage, ob igt gleich der Beſchluß einer Anklage ges 
faßt oder ob vorher genauere Unterfuchung in einem 
Ausfchuffe vorgenommen werden folle.. Es wurde end 
li (nach dem Vorgange in Lord Elarendon’s An: 
klage) befchloffen, ohne weitere Unterfuchung auf bie 
bloße Berficherung der Antragfteller ,„ daß fie Beweife 
für ihre Behauptungen haben, die Anklage beim 
Oberhaufe anzubringen. Nun kam die zweite Frage 
zur Sprache, ob der Angeklagte alöbald in Haft zu 


nehmen fey; was denn emdlich ebenfalls bejaht wurde, 
jede mit dem Beiſatze, daß der Serjeant at Arms 
Buͤrgſchaft annehmen dürfe. Es boten ſich ſogleich 
eine Menge von Mitgliedern au, dieſe zu leiſten. 
Am 21. Dec. wurde die Klage beim Dberbaufe 
von einer Commiſſion überbracht, auch Seymour 
fogleich vorgeforbert aud ihm bie Anlage vorgelefen. 
Er erhielt drei Tage Zeit zur Antwort, welche er bin 
auch in wenigen Burgen Eden gab. Am 3. Jaͤuner 
1081 bat er um fchleunige Eutſcheidung and verlangte 
ben Beiſtand von Rechtsanwälten. Sin letter Bezie⸗ 
hung wurbe ihm willfahrt, in ber erfien aber das 
Unterhaus aufgefordert, fich zu beeilen, was deun 
audy. misttelft der Wahl eines Wusfchuffes zur Vor⸗ 
bereitung der Anklage geſchah. Am 8. Jaͤnner fegte 
dad Oberbaus den Anfang des Verfahrens auf den 
15. d. M. fe: allein das Parliament wurde vor 
diefem Tage vertagt und fodann ganz aufgeldst. 
Später ließ man die ganze Sache beruhen °). 


5. 17. 
q. Gegen den Ford - Schatzmeiſter Graven von Banby, 
wegen Hochverrathes. 


Zu den in der ganzen Gefchichte beinahe beifpiel- 
Iojen Heillcfigkeiten Karl’s II. von England gehört 


1) S. State Trials, ®b. VII, S. 127 fe- 
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namentlich, daß ex ſich von Ludwig XIV, heimlich 
bezahlen ließ und daruͤber den Vortheil feines Landes 
gegenaͤber son Frankreich abſichtlich vernachlaͤßigte, 
Dieſe Schaͤudlichkeit gab zu einer, auch, in anderer 
Beziehung bemerkenswerthen, Staatsanklage Werans 
laſſung °). 

Am 26. Dec. 1678 übergab Monte Aue, — fruͤ⸗ 
ber englifcher Borfchafter in Paris, ein erbitterter pers 
ſonlicher Feind des Lordſchatzmeiſters Lord Danby, 
ein räulevoller uud fchlechter Maun, der völlig an 
Frankreich verkauft war und deſſen Papiere der Minis 
fier wegen feiner unerlaubten Verbindung mit dem 
frauzblifchen Hofe hatte in Befchlag nehmen laffen, — 
dem Unterhanfe zwei vom Grauen Danby unterzeich- 
nete Briefe, aus denen hervorgieng, daß dieſer Minis 
fter ihm dem Geſandten im Namen bed Abniges Befehl 
gegeben hatte, auf drei Jahre lang ſechs Millionen 
für Karl IL beimlih als Preis der Nichtunter⸗ 
‚brechung des Friedens zu verlaugen; welcher Handel 
dann um fo fehmmgiger erfchien, ald die Regirung vom 


3) Folgende Flugſchriften erſchlenen über biefen Proceß. Bus 
erſt wurbe dee Ungellagte vertheidigt in: A lattre to a 
member of ihe House of Commons , or impartial state 
of ıhe case of ıhe Earl of Danby; dagegen erfhien ſo⸗ 
dann: An examination of Ihe E. of D’s. care; hierauf 
antwortete der Angellagte felbft: The E. of D’s, Answer 
to Ihe Examiner; nun folgte: Sir R. Howard, Account: 
of the state of H. M. Revenue asit was lefl by ihe E, 
of D. at Lady - Day 1679; endlih: The E. uf Dis An- 
swer to Sir Robert Howard, Alle diefe Schriften find abs 
gedrudt in dem Sıate Trials, Bb. Xi, ©. 634 fg. 











Parliamente unter dein Vorwande des Krieges große 
Summen bezogen hatte, welche freilicdy anderd vers 
wendet worden waren. So wenig nun der Miniſter 


ganz zu entfchuldigen war, indem er fich durch den 


Befehl des Königs hatte bewegen laffen, einen Befehl 
amtlich auszufertigen, gegen welchen er fi) privatim 
auf das Außerfte gefeßt harte: fo war. doch die Nies 
derträchtigkeit Montague's über alle Begriffe, denn 
er war ed gerade gewefen , welcher bem Könige den 
Antrag zu der ganzen Sache zuerft gemacht hatte, und 
niht Danby fondern er war mit Frankreich im vers 
brecherifchen Verkehre geftanden. Allein theild war er 
des Schuges der , diefes unedle Mintel zum Grurze 
des Minifters nicht verſchmaͤhenden, Oppofition im 
Unterhauſe ficher, theils kannte er feinen Gegner bins 
reihend um zu wiflen , daß diefer fich nicht auf eine 
Weiſe vertheidigen würde, weldye den König — und 
dadurch auch ihn, den Kläger — bloszuftellen geeig⸗ 
ner wäre. Das Unterhaus gieng über die moralifche 
Seite der Verhältniffe weg, hielt ſich blos, und felbft 
mit Leidenfchaft , an die rechtliche ,„ und befchloß als⸗ 
bald eine Staatsanklage gegen Danby, welche auch 
am 23. Dec. dem Oberhauſe zugefendet wurde. Die 
Klage hatte, um Die Perfon des Königs aus dem 
Spiele zu laffen , in der Hauptfache die Wendung er= 
halten, daß der Grav ſich hochverrächerifch koͤnigliche 


Rechte angemaadt und ohne das Willen des Königes, 


feiner WMinifter oder des Parliamentes mit frems 
den Mächten in verbrecherifcher Abficht verkehrt habe. 
Wußerdem wurde er noch der Hinneigung zum Was 
piömus, der Verfchwendung des Schatzes und der Er⸗ 














werbung von Kronguͤtern beſchuldigt. — Das Unter⸗ 
haus verlangte die Verhaftung des Angeſchuldigten. 

Gleich bei der Uebergabe der Klageartikel hielt 
Lord Danby eine zwar weitläufige,, allein , aus dem 
angegebenen Grunde , nur vage Vertheidigungsrede, 
in welcher er Alles laͤugnete und von feinem Kläger, 
den er mit Verachtung überfchättere, Beweiſe vers 
langte. Die Mehrzahl des Dberhaufes war gegen 
eine Verhaftung, weil keines der angefchuldigten Vers 
gehen Hochverrath fey, und fete dem Groß⸗Schatz⸗ 
meifter einen Tag zur Verantwortung an. 

Vorerſt wurden indirecte Mittel verfucht, um dem 
Sturm zu befchwichtigen. Der König loͤſte das Pars 
liament , welches ist achtzehn Fahre gefeffen hatte, 
auf, theild weil man hoffte, daß damit ‘die bishes 
rige Klage niedergeichlagen fey, theild um jeden Falles 
durch die neuen Wahlen eine günftigere Mehrheit zu 
befommen. Als aber Beides gänzlich mißlungen war, 
indem vor der Aufldfung das Oberhaus den, neuen, 
Grundſatz aufftellte, daß auch durch eine Aufldfung 
eine Staatsanklage nicht unterbrochen werde, die Wah⸗ 
len aber ganz ungünftig gegen den Hof ausfielen, fo 
bewog Danby noc den König, feinen Bruder ben 
Herzog von Dorf. aus dem Lande zu fchiden , um 
den Beweis zu liefern, daß der Regirung mit Unrecht 
Hinneigung zum Papismus Schuld gegeben werde. 
Allein auch diefe Demonftration fchlug fehl. Am 20. 
März 1670 befchloffen die Gemeinen einſtimmig, die 
Lords an die Anklage zu erinnern nnd abermals die Ver⸗ 
baftung des Angeklagten zu verlangen. Nun wurde 
das Unterhaus aufgefordert, am 22. März vor dem 
Könige im Oberhanfe zu erfcheinen, und Kari. hatte 


die Stirne zu erklären, daß die Briefe auf feinen Be⸗ 
fehl gefchrieben- feyen ; daß er dem Graven «ine voll⸗ 
ſtaͤndige VBegnadigung unter dem grefien Siegel vor 
Erbffaung des Parliamentes ausgeftellt habe, wie er 
dieß einem feiner Minifter abfchlage; daß übrigens 
Danby bereits, aus andern Gründen, aller Aemter 
für immer entlaffen fey. Er forderte daher das Pars 
liament auf, diefe Sache liegen zu laffen und ndthis 
gere Geſchaͤfte zu beforgen. 

Kaum waren die Gemeinen zurädgelehrt, fe 
wurde nach heftiger Berathung einſtimmig der Bes 
fchluß gefaßt, auf dieſe koͤnigliche Begnadi⸗ 
gung, (Mbolition des Proceſſes) als im Kalle 
einer Staatsanflage unwiärffam, gar keine 
Ruͤckſicht zu nehmen, fondern die Lords an die 
Foͤrderung des Proceſſes und an die Verhaftung des Ans 
geflagten zu mahnen; an den Koͤnig wurde eine, uͤbri⸗ 
gens fpäter doch nicht übergebene, Adreſſe befchloffen „ 
in welcher die Unregelmäßigfeit und Ungefeglichkeir der 
dem Graven von Danby zu Theil gewordenen Bes 
guadigung und überhaupt die nachtheiligen Folgen der 
DBegnadigung eines vom Unterhaufe Ungellagten vors 
geftellt werben follten. In einer fpätern Sitzung bes 
ſchloß fogar das Unterhaus, daß jeder Commoner 
(alfo auch jeder Rechtöfreund des Angeklagten) wels 
cher die Gültigkeit des Gnadenbriefes behaupten wuͤrde, 
als ein Verrächer an den Rechten der englifchen Ges 
meinen anzufehen fey. 

Das Oberhaus entſchloß ſich nun endlich zur Ver⸗ 
baftung des Angeklagten. Als ſich aber diefer ihr ents 
309, fo wollte Jedes der beiden Haͤuſer einen vers 
ſchiedenen Weg einfhlagen. Das Oberhaus beabſich⸗ 


tigte ihn durch eine Parliamentsacte zu perbannen, 
und gab eine deßhalb durdigegangene Bill an die Ge⸗ 
meinen. Diefe aber befchloffen die volle Strafe des 
Sochverrathed durch ein Specials Gefeg (attainder) 
gegen ihn zu erkennen, falld er ich nicht vor dem 
1. Mai fielle. Nach manchfachen Verhandlungen und 
©treitigleiten war enblid der Plan ber Gemeinen 
durchgegangen, als ſich (am 16. April) Danby ftellte 
und ist wirklich in Verhaft gebracht wurde. . Er ers 
hielt einen Tag zur Beantwortung der Aullage nad 
die Erlaubniß Rechtöfrennde beizuzichen. | 
Am 35. April. gab Danby feine Vertheidigung 
ein, welche aber lediglich in einer Berufung auf feine 
Begnadigung beſtand. Nach langer Berathung bes 
fhloffen die Gemeinen am 5. Mat nochmals, daß 
fie‘ den Gnadenbrief als ungeſetzlich anfehen und fos 
mit die Fortfegung des Procefies verlangen. Die 
Lords waren zwar in der Sauptfache einverſtanden, 
allein es eutſtanden nun Zwiſtigkeiten über Formfra⸗ 
gen, welche die Durchfuͤhrung des Proceſſes ganz ver⸗ 
hinderten. Als naͤmlich das Oberhaus den Gemeinen 
anzeigte, daß es vom Könige die Ernennung eines High 
Steward zum Vorſitze im Pairsgerichtshofe erbeten 
habe, damit die Guͤltigkeit der Begnadigung verhan⸗ 
delt werde, ſo gab es ſchon hieruͤber ſehr heftige De⸗ 
batten im Unterhauſe, welches ſich dahin gegen die 
Lords ausſprach, daß es bei einem impeachment kei⸗ 
ned High Steward bedürfe; und kaum hatte das 
Oberhaus diefen Sat zugegeben, fo entftand ein neuer 
Streit darüber, ob die Bifchhfe in Hochverrathsſa⸗ 
chen richten dürfen: die Gemeinen längneten es, bie 
Stimmenmehrheit im Oberhanfe war dafılr, und als 





nun jene erklärten, Beinen Schritt zu thun, fo lange 
die Bifchbfe eine Stimme in Anſpruch nehmen, Iböte 
der König dad Parliament auf ?). 

Graf Danby blieb fünf Jahre im Tower, ohne 
daß die Klage wieder aufgenommen worden wäre , bis 
er endlich, ald eine Aenderung in der Partheiftellung 
und eine Milderang der dffentlichen Meinung dieß ers 
laubte , gegen eine fehr große Buͤrgſchaftsſumme von 
den Richtern auf fiyien Fuß gefegt wurde, unter der 
Bedingung fich vor dem Oberhaufe zu ftellen, wenn er 
vorgefordert würde. Dieß gefchah nun nicht, und er 
wurde fogar fpäter von Wilhelm IL. noch zum Her⸗ 
zoge von Leeds ernannt. 


9. 18. 


5. Gegen Themas Herzog von Seeds, Präſidenten des 
GOrheimentathes , 
wegen Beftechlichkeit. 


Am 27. April 1695 befchloß das Haus der Ges 
“meinen , daß in Folge eines Berichtes von einem beis 
den Häufern gemeinfchaftlichen Ausfchuffes Urfache vors 
handen fey, den Präfidenten des Geheimrathes, Tho⸗ 
‚mad Herzog von Leeds grober Verbrechen und Ber: 
gehen anzullagen. Die ihm Schuld gegebene Pflicht: 
widrigkeit beftand darin, von der englifch » oſtindiſchen 


2) ©. State Trials, Bd. Xl, 6, 599 — 874; Hu- 


me, History of England, Bd. XI, S. 320 fg.; Lin: 
ga rd, Gedichte, Bd, x ‚©. 104 fg. 
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Gefelifchaft mit 5500 Guineen beflochen werben zu 
feyn, um 'derfelben eine Beftärigung ihres Freibrie⸗ 
fes auszuwuͤrken. Durch eine Abordnuug wurde noch 
an demfelben Tage das Oberhaus von dem Beichluffe 
in Kenutuiß geſetzt. Der Herzog war gerade in einer 
Vertheidigungsrede über fein Verfahren begriffen , als 
die Borfchaft des Unterhaufes überbracht wurde. Aus 
genblicklich brach er ab, begab fih in das Gebäude 
des Unterhaufes und verlangte Gehbr vor den Ges 
meinen. Die erhaltene Erlaubniß benigte er zu einer 
nrzen Rede, in welcher er die Thatſache rund weg 
laͤugnete. Ohne ſich hiedurch umſtimmen zu laffen, 
uͤberſchickte das Unterhaus am 29. April die fbrmliche 
Auklages Acte, welche dem Beſchuldigten zur Beant⸗ 
wortung mitgerheilt wurde. Letztere erfolgte fchon am 
folgenden Tage; der Herzog läugnete einfach und in 
wenigen Worte die Wahrheit des Bezüchtes. Die Ges 
meinten befchloffen auf die Mirtheilung diefer Schrift, 
daß ein Ausſchuß uber das weitere Verfahren zu ber 
richten habe. Schon am 2, Mai beklagte ſich aber 
der Angeklagte, (welcher inbeffen denjenigen Bedienten, 
durch deffen Hände das Geld gegangen ſeyn follte, 
auf das Feftland geſchickt nud dadurch die juriflifche 
Beweisführung fehr erfchwert harte,) Über unerlaubte 
Zdgerung ded Unterhaufes; und noch mehr am folgens 
den Tage, als das Unterhaus zwar erklärte, zur Durch: 
führung feiner Klage bereit zu fern, dagegen fich über 
die Entfernung des wichtigen Zeugen beflagte und 
deffen Beifahung durch koͤnigliche Proclamation ver: 
langte. Das Ganze ſey, behauptete er, nur eine boͤs⸗ 
artige Chilane, um ihn in der bffentlichen Meinung 
ungerecht zu verderben. 


Sey es, daß das Unterhaus ans Mangel au 
Beweiſen die Sache nicht weiter treiben Tonnte, ſey 
ed, daß — wie einige Gefchichtichreiber behaupten — 
in diefe Beftechungen ber -oftindifchen Gefellichaft fo 
viele bedeutende Männer verwidelt waren „ daß ohne 
das größte Aufichen nichts geichehen konnte: jeben 
alles blieb die Sache Jahre lang ganz liegen, bis 
endlich das Oberhaus, bei feinen Streitigkeiten mit 
den Gemeinen über die Anklage gegen den Graven 
von Portland u. f. w. (f. den naͤchſten F.), am 
24. uni 1701 audy die Auflage gegen den Herzog 
von Leeds als vom Kläger nicht verfolgt und erwies 
fen für niedergefchlagen erklärte =). | 


\. 19. 


s. Gegen Williem Graven von Portland, John Kord 
Bommers, Edward Grafen von Orford nad Charles 
Sorb Halifer, 


wegen fchwerer Verbrechen und Vergeben. 


Die:bittern und im Ganzen wenig ehrenhaften Pars 
theilämpfe der Whigs und Tories unter der Negirung 
Wilhelms DU. find bekannt. ine der auffallends 
ſten Scenen ift die Anklage, welche die im Unterhaufe 
übermäcdhtigen Whigs gegen die im Minifterium bes 
findlichen Torieß, die Lords Portland, Sommers, 


V ©. State Trials, B. XM, G. 1263 fü. ; Smolett, 
History of England, Book I, ch. 5, |. 3 fe. 





DOrford und Halifax deſchloſſen. Zwar fäßrte 
dieſe Klage zu keinem eigentlichen Urchelle, wohl aber 
gab fie, da das Oberhaus fich der Angeklagten nicht 
wieder leideuſchaftlich annahm als fie von den Ges 
meinen parthetifc) verfolge wurden, zu einem lebhafs 
ten Streite zwiſchen den beiden Haͤuſern Anlaß, weis 
cher in der Geſchichte der Minifter s Berantwortlichkeit 
immer merkwuͤrdig bleiben wird ®). 

Das Unterhaus beſchloß am 1. April 1701 die 
vier genannten Minifter anzuflagen, zunaͤchſt wegen 
ihrer Theilnahme an dem fog. Partage s.Bertrage, 
welcher gegen den deutfchen Kaifer feindfelig und für 
die Muhe von Europa gefährlich geweien ſey, fobann 
noch wegen angeblicher Eigennägigkeiten nud unerlaubs 
ten Gelderwerbungen. Es ſetzte hievon das Oberhaus 
durch vier verfchiebene Abordnungen in Kenntniß. 

Gleih vom Anfang zeigte fi aber Zwielpalt und 
feindliche Gefinnung zwifchen den beiden Haͤuſern, 
weiche bis zu einem völligen Bruche zwifchen ihnen 
anftiegen , ohne daß einer von beiden Theilen gang 
ſchuldlos erklärt werden karu. — Die erfte Urfadde 
zu Imwiftigkeiten war , daB während das Unterhaus, 


1) Ueber diefen Streit f. State of the Proceedings in the H. 
of C., with relation to the impeached Lords and what 
happened thereupon between ihe two Houses, Lond,, 
1701, 61- ©., fl, Xol.; The several proceedings and re, 
solutions of ıheH. of P., in relation to the Lords impea- 
ched or charged. Lond., 1701, 100 ©. tl. Fol.; Sta- 
te Trials, B. XIV, ©. 234 — 350. Vergl. auch bie 
von der folgenden etwas abweichende Darftelung in 
Smollett, History , Book I, ch. 6, $& 50 fe. 
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ſich nicht mit der Anklage begnügend , den König in 
einer Adreſſe angieng , die Beichuldigten aus feinem 
Hathe und feiner Gegenwart zu entfernen, bad Ober⸗ 
haus, hierüber mit Recht entrüfter, im Gegentheile 
den Koͤnig bat, gegen die Angeſchuldigten vor Ausgaug 
des Proceffes Eeinerlei Nachtheil oder Strafe verhäus 
gen zu wollen. — Sodann entſpann fich ein immer boss 
artiger werbender Streit zwifchen den beiden Käufern 
darüber, daß die Pairs vom 5. Mai an fehr häufig 
und in ganz kurzen Zwifchenrdumen das Unterhaus zur 
Eingebung der fpeciellen Anklagepuncte aufforderten , 
weil es ein Unrecht gegen die Angefchuldigten ſey, die 
Anklage fo lange obfchweben zu laffen. Anfänglich 
nahm dad Unterhaus die Wahnungen geduldig bin, 
übergab auch die geforderte ausführliche Begründung 
der Klage gegen DOrford, Sommers und Halis 
far wuͤrklich und in kurzer Zeit: allein endlich wurde 
ihm, und wohl mit Recht, des Drängens zu viel 
und es erklärte. fi Dagegen ald gegen ein unparlas 
wentarifches und unpaffendes Verfahren in deu flärk: 
fen Ausdruͤcken. Nur fie, die Kläger, können beurs 
theilen , . wann die Klage gehdrig vorbereitet fy. — 
Ein dritter Streitpunet erwuchs daraus, daß das 
Oberhaus ohne vorläufige Vernehmung der Gemeinen 
Tagfahrten zum Beginne des Proceffes anſetzte, das 
Unterhaus aber theild diefe dicrarorifche Weife unpars 
Iamentarifch und unhbdflih fand, theils ſich über zu 
furze Termine beſchwerte. — Ferner eutftand darüber 
Zwiefpalt, daß die Gemeinen eine Conferenz beider 
Haͤuſer verlangten, um über die Art und Weiſe des 
Verfahrens zu berathen , die Lords aber fi) längere 
Zeit derfelben weigerten,, weil ihnen, als den Richtern, 





= 7 - 


die Feftftellung der Formen zuftehe. Namentlich wur⸗ 
den darüber bittere Zufchriften gewechfelt, daß das 
Oberhaus, allerdings unſchicklich genug, Die Ange: 
Hagten felbft in dllen diefen Verhandlungen mitſtim⸗ 
men ließ und fie fogar im Ausfchuffe zur Berichters 
ſtattung und Begutachtung wählte. — Eundlich kam 
noch dazu, daß bei der, mir vielem Widerwillen ber 
willigten,, Zufammenkunft beider Häufer ſich die Ges 
meinen durch die Aeußerung eines Lords (Havers⸗ 
bam) weldyer ihuen Partheiltchkeir gegen die Ange: 
klagten vorwarf, um fo mehr verlegt fanden, ale 
der Tadel allerdings geredhe war. Sie Elagten deu Bes 
leidiger alöbald au und verlangten firenge Beltrafung 
desſelben, widrigenfalls fie allen Verkehr mit den 
Dberhaufe abbrechen wiirde. u 

Che noch irgend einer diefer Etreitpuncte erles 
digt war, kam der 17. Juni heran, anf welchen 
Tag das Oberhaus den Anfang des Proceſſes gegen 
Lord Sommers feftgeftelt hatte. Unerachtet das 
Unterhaus nochmals an dem Xage felbft auf das kraͤf⸗ 
tigfte gegen das dictatoriſche Verfahren der Lords 
proteftirte, begaben ſich leßtere (jedody mit dem Wi⸗ 
derfpruche von 32 Mitgliedern) in die Weitminfterhalle, 
ließen die Anklageacte verlefen und forderten bie Klaͤ⸗ 
ger auf, ihren Beweis zu führen. Als nun von Eeis 
ten des Unterhaufes Niemand erfihien noch antıvors 
tete, wurde Lord Sommerd mit 56 Stimmen gegeii 
32 von der Klage formlich entbunden. 

Tags darauf benadhrichtigten Die Lords das 
Unterhaus, daß am 23. d. M. der Proceß gegen Dr: 
ford beginnen werde. Als Antwort hierauf erflärs 
ten die Gemeinen, fie hätten bereitö mirgetheilt, daß 
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fie guerft gegen Lord Sommers zu verfahren ges 
dachten 5 fie feyen hiezu bereit „ jedoch erft nachdem fie 
Genugthuung wegen der von Lord Haversham 
empfangenen Beleidigung erhalten bitten uud Die 
von ihnen längft verlangre Zuſammenkunft vorgenoms 
men worden fey. Das Oberhaus antwortete ihnen, 
daß der Proceß gegen Lord Sommers bereits durch 
deffen Sreiiprechung zu Ende fey; daß eine Zuſammen⸗ 
funft nicht ſtatt finden Fonne , und daß ſie gegen Lord 
Haversham vor Ende der dießjährigen Parliaments⸗ 
Sitzung ihre Klage ausführen möchten , widrigenfall 
er freigefprochen werden werde. Nachdem in der Zwi⸗ 
fchenzeir mod) weitere gegenfeitige Feindfeligkeiten flatts 
gefunden hatten, wurde am 23. wirklich Lord Or⸗ 
ford freigeſprochen, da Niemand die Klage gegen 
ihn ausfuͤhrte. 

Am 24. fprad das Oberhaus auch Lord Has 
veröham frei; eben fo die Lords Portland uud 
Halifar, und bei diefer Gelegeuheit fogar aud) den 
jeir mehreren Fahren ungerichter angellagten Herzog 
von Leeds (j. den vorangehenden $.). 


$. 20. . 


% - 
t. Gegen Henry Piscount Bolingbrocde, James Her- 
309 von Ormond, Shomas Graven von Strafferd 
and Bobert Öraven von Orford, 


wegen Hochverrathes und fchiwerer Verbrechen und 
Vergehen. 


Wenige Abfchuitte ber Geſchichte Großbritaniens, 
wenn überhaupt einer, find für die National⸗Ehre 
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fo ſchimpflich, als die letzten Jahre der in ihrem 

Anfange io glänzenden Regiranz der Königin Wunı: 
Nicht nur erreichte der Partheienlampf im Junern ar 
Heftigkeit und Schlechrigkeic die Auperite Höhe; fons 
dern es wurden in dem Augenblicke, in welchem Der 
endliche Eieg Über Frankreich nach jahrelangen bluti⸗ 
gem und Boitipicligem Kriege ficher war, die wichtige 
ften Intereſſen Enylauds und Europa's auf die nies 
dertraͤchtigſte Weiſe verrathen. Die geheimen Unrers 
bandlungen mit dem gedemüchigten Ludwig XIV. 
während des Krieges, der Verrath der eigenen Plaue 
und der der Berbinderen an den Feind, der durch den, 
ſelbſt fuͤr Euglaad jcbimpflichen, Frieden von Utrecht 
an Holland und anı dentichen Reiche begangene Treu⸗ 
brudy „ bilden eine feltene Kette von Berbrechen und 
Fehlern. Dazu noch die offenbare Richtung des Mi⸗ 
niſteriums, Die protejtantijche Throufolge wieder um: 
zuftoßen. u 
Kein Wunder Daher, daß die Urheber nud Ausfuͤhrer 
aller dieſer Geſetz⸗ und Pflichtwidrigkeiten der oͤffentli⸗ 
chen Rache verfallen ſollten, ſobald Georg 1: durch die 
Feſtigkeit der Whigs, die Ehrenhaftigkeit Scherew ss 
bury's und die laute Zuſtimmung des größten Theis 
le8 der Nation den Thron befticgen hatte. Zwar 
konnte gegen keinen derfelben, aus verſchiedenen Gruͤn⸗ 
den, ein richterliched Urtheil erzielt werden: allein 
das mir dem Anflagerecht audgerditere Unterhaus that 
wenigftend feine Schuldigkeit, und ſchon dieß reichte 
bin, die Schuldigen fir kuͤnftig unfchädlich zu mas 
hen und Underen zur Warnung zu dienen: Dieje 
Häupter der gefprengten Jutrigue waren aber: der 
Staatsfeeretär Bolingbrode (St. John), der gläns 
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zendfte und talentvollſte, allein auch der gewiſſenlo⸗ 
fefte Mann feiner Zeit; der Großfhagmeifter Orford - 
(Harley), eben fo gewandt ald zweizingig; der Nach⸗ 
folger Marlborough's beim Heere in den Niederlan: 
den, Ormond, ein erklärter Jacobit; und Strafs 
ford, ber Gefandte im Haag und beim Friedens⸗ 
congreffe. Allerdings wurden diejelben nicht in ders - 
felben Anklage Ucte zufammengefaßt, auch nahm ber 
Proceß gegen fie ein verfchiedenartiges Ende: allein 
cs ift Doch erlaubt, vdiefelben bier zufammenzus 
foffen. 

Am 10. Juni 1715 befchloß das Unterhaus auf 
den Bericht feines geheimen Ausfchuffes, den Viscount 
Bolingbrode des Hochverrathes und anderer ſchwe⸗ 
ver Verbrechen und Vergehen anzullagen. Um 4. 
Aug. legte Walpole im Namen jenes Ausſchuſſes 
die einzelnen Auklage-Artikel (ſechs au der Zahl) vor, 
welche dad Haus aud) genehmigte. Sie beſchuldigten 
"ihn verrächerifcher Verbindungen und Unterhandlungen 
mit Frankreich während des Krieges, des Verrathes 
der Intereſſen des Vaterlandes und der Verbinderen 
desfelben , namentlich der Beihälfe zur Eiunahme von 
Tournay durch die Franzoien. — Bolingbrode 
wagte nicht, das Gericht über fich ergeben zu laflen „ 
fondern floh nach Franfreih und trat hier in Dienfte 
des Prätendenten. Er wurde deßhalb durch eine bill 
of attainder als Hochverrächer verurtheilt und feiner 
Wilrden und Güter beraubt. Erft zehn Fahre fpärer 
begnadigte ihn eine Parliaments: Acte, ohne ihm jes 
doc) feinen Sig im Oberhaufe wieder einzuräumen. 

Am 21. Juni befchloß das Unterhaus gegen den 
Herzog von Ormond eine Staatdanklage anzuitellen. 
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Am 5. Ang. brachte cbenfalls Walpole die ſechs ein- 
zelnen Anklagepuncte Namens des geheimen Ausfchuffes 
in Antrag. Er wurde in denfelben theils im Allgemei⸗ 
nen des Einverftändniffes mit den hochverrächerifchen 
Planen Bolingbrode's, theild einzelner beftimms 
ter Handlungen, durch welche er das englifche und daß 
verbuͤndete Heer dem Feinde bloöftellte und deren Plane 
beginftigte , befchuldige, Alle Puncte wurden vom 
Haufe genehmigt, allein auch diefer Verraͤther war 
entflohen und konnte nur durch eine bill of attainder 
abroefend verurtheilt werden. Er befchloß fein Leben 
im Dienfte des Prärendenten. . 
Am 22. Juni wurde die Anklage gegen den Gra⸗ 
ven von Strafford befchloffen und am 31. die 
Anklage z Ucte von Walpole eingebradht und vom 
Haufe genehmigt. Fu fechd Artikeln bejihuldigten fie 
ihn cheild überhaupt werrächerifcher Beguͤnſtigung des 
Feindes in Gemeinfchaft mit Bolingbrocde, befon: 
ders aber ward ihm feine Theilnahme an dem filr die 
Sicherheit und den Vortheil Englands fo fehädlichen , 
fir deffen Ehre fo fhimpflichen und gegen die treuen 
Verbuͤndeten fo hinterliftigen Frieden von Utrecht an: 
geklagt. — Strafford hatte den Muth, dem Stur: 
me zu trogen. Er erbat fich einen Monat Zeit zu 
feiner Vertheidigung und die Benuͤtzung aller nöthigen 
amtlichen Papiere. Da dad Parliament yrorogirt 
worden war, fo übergab er erft am 9. Jaͤnner 1716 
eine fchriftliche fehr ausführliche Verteidigung, in wel: 
cher er theils die bösliche Abſicht laͤugnete, theils fich 
anf Befehle der Regirung berief, rheild einzelne That⸗ 
fahen in Abrede zog. — Diefe Antwort wurde dem 
Unterhaufe am 17. Jänner mitgetheilt. Obgleich dass 
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felbe am 12. Juni beſchloß, auf einen Bericht feines 
geheimen Ausichuffes, bei der Anklage zu behurren, 
und diefen Befchluß auch‘ einige Tage ſpaͤter dem Obers 
hauſe mitcheilte: ſo gefchah doc) von igt an unter 
ftillgchweigender Zuftimmung von allen Seiten fein 
weiterer Schritt in dieſer Sache, obgleich ſich Straf⸗ 
ford bei den Verhaudlaugen gegen Bolingbrode 
und Ormond feiner Mitſchuldigen laut und felbit uns 
vorfihrig anuahın. 

Auch Das gegen Lord Drford eingeleitete Berz 
fabren fihrre zu feinem Der Handlungsweiſe Desjelben 
und dem anfänglichen Eifer feiner Anklaͤger eutſprechen⸗ 
den Ergebniſſe. Derſelbe bare cbenfalld gewagt dem 
Sturme zu trogen und war nicht eutflohen. Es ers 
folgte auch wuͤrklich niche nur die Auflage des Unters 
haufen gegen ihn, fondern er wurde auch in den Tower 
gefangen gefegt, Gegen ibn ald den eiuflußreichiten 
und eriten Miniſter Der Königin waͤhrend ihrer legten 
Fahre war die Erbitterung beſonders groß, und diefer 
entipray auch die Thaͤtigkeit und die Sprache der 
Mitgliever des zur Vorbereitung der Unklagepuncte 
beauftragten geheimen Ausſchuſſes und namentlich 
Malpoled. In 16 Artikeln und 6 Zujaß = Artis 
feln ward er des Hochverratbes und grober Ver⸗ 
brechen und Vergehen. angeklagt, theild wegen jeiner 
geheimen Verbiudung mir Sranfreidy, des daraus hers 
vorgehenden Friedind von Utrecht mir allen feinen 
Nachtheilen und feinem Schimpfe für Großbritanien, 
theils wegen eines von ibm im J. 1711 vorgenons 
menen Pairsſchubes, theils endlich wegen einiger uns 
erlaubrer Gelderwerbungen. Das Oberhaus theilte 
ihm die Unklagencte mit und er beautwortete fie , 
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zwar audjuͤhrlich und mir vielem Taleute, allein der 
Sache nach ganz ungenigent. Seiner Berurtbeilung 
ſchien ſomit faum etwas im Wege zu fichen. Dens 
noch erfolgte fie nicht. Es harte ſich, gleichguͤltig 
ist aus welchem Grunde *), die Eutfchloffenheir ihn 
zu verderben fo fehr abgekühlt, daß am Ende — weil 
ein offenbares Zuruͤcktreten oder eigentliches Werlaffen 
der früher fo laut und heftig beiprochenen Anklage 
unmdglich , die Kraft der bereits gejammelten Bes 
weife aber allzuftard war — ein Kunftgriff von feinen 
Gegnern felbft angewendet wurde, um ihm die Vers 
urtheilung ganz zu erſparren. Als er nämlich beinabe 
zwei volle Jahre im Gcfängniffe geweien war, bat er 
Das Oberhaus un endliches Gericht. Anſcheinend wurde 
hierzu wirflih der 24. Juni 1717 anberaunt uud 
in der MWeftminfterhalle das Verfahren feierlich erbffs 
‚ner. Als aber nad) der Verlefung der Anklageartikel, 
der Beantwortung de& Angeklagten und eines befon- 
dereun DBefchluffes der Gemeinen die Anklage s Coms. 
miffäre der letztern fid) chen anſchickten, Den Beweis 
des erften Artikels zu liefern, wurde ihnen vom Ober: 





1) Es fehlt niet an zahlreihen Erklärungen diefer auffallen: 
ben Einnedänderung des Minifteriumd nnd der Whigs. 

. Theils wird fie der Seit und der Abftumpfung zugeſchrie⸗ 
ben; theild der Veſorgniß, zu Diele in die Merrätberei 
verwicelt zu ſehen; theild einer Drohung von Seite Dr: 
ford’3 gegen den Herzog von Mariborougb einen ge 
beimen Briefmechfel mit dem Hofe von St. Germain zu 
erweiſen, m. ſ. w. Hier ift die Urfache gleichgültig „ die 
Thatfache genügt. 


— — — — —— — — — 


— 680 — 


hauſe die Weifang gegeben, daß fie zuerft die Anklage 
des Hochverrathes zu erweifen härren, ehe fie die Be⸗ 
(duldigungen megen großer Verbrechen und Vergehen 
erbrtern därften, indem das Verfahren in beiden Fäls 
len ganz verſchieden ſey, dem Oberhauſe aber in ſeiner 
richterlichen Eigenſchaft die Beſtimmung der Reihen⸗ 
folge zuſtehe. Die Anklage⸗Commiſſaͤre gaben alsbald 
die weitere Verhandlung auf, um das Unterhaus von 
dem Verlangen der Lords in Kenntniß zu ſetzen, und 
ed folgte nun in den naͤchſten Tagen eine Reihe von 
Zufamnientritsen beider Häufer in dem gemalten Zim⸗ 
mer um Die Frage zu erledigen, ob die Kläger oder 
die Richter die Art und Weile der Klage zu beftims 
men haben. Als aber am 1. Juli Beine Webereinftims 
mung erzielt war , fo verfanmelte fi) das Oberhaus 
noch Abends in der Weitminfterhalle, befahl die Uns 
age zu erbffuen und ſprach, als fuͤnfzehn Minuten 
lang Niemand im Namen des Unterhaufes auftrat , 
mit 106 Stimmen gegen 33 den Angeklagten frei. 
Das Haus der Gemeinen aber bar den König, den 


Graven von Oxford von der allgemeinen Amneftie, 


welche gerade vorbereitet wurde, auszunehmen, was 
denn auch geſchah, ohue, daß jedoch weitere Folgen 
für Oxford daraus entſtanden wären ?). 


% 
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23) ©. das Wctenmäsige diefer Staatsprocefie in ben State 
Trials, Bd. XV., S. 994 — 1195, und in der History 
of the impeachment of the last Ministres, with a large in- 
troduction, shewing the reasons and necessity of. the said 
impeachment, Lond. , 1746. Ueber die geheimen Griinde 
fowohl der Handlungen der Angellagten als der Ankläger 
fehe man die zahlreichen Schriften über die Geſchichte jener 








$. 21. 
u. Gegen den Ford Kanzler Graven nen Siineclesfield, 
wegen fchwerer Verbrechen und DBergehen. 


Am 9, Februar 17235 erdffnere eine kodnigliche 
Botſchaft dem Unterhauſe, daß der König von Miß⸗ 
bräuchen in dem SKanzleigerichte unterrichtet und das 
durch bewogen worden fey, Unserfuhhungen anzuftellen ; 
er theile die an ihm eritarteten Berichte zus Beleh⸗ 
sung des Haufes mit. Ein Mitglied trug nun darauf 
an, den Siraven von Macclesfield, (welcher erft 
wenige Wochen zuvor fein Amt ald Lord = Kanzler nies 
dergelegt hatte ,) vor dem Oberhauſe wegen groben 
Berruges und Eigennußes anzuklagen; und, obgleich 
auf die Gefahr aufınerfiam gemacht wurde, Staats⸗ 
proceffe auf Beranlaffung der Krone zu beginnen, fiel 
der Beſchluß der Mehrbeir- wirklich für eine folche 
Auflage aus. Am 6, Mai 1725 begann in der Wefts 
minfterhalle der Proceß. Der Angeklagte war in 21 
Artikeln beſchuldigt: Stellen im Kanzlei: Gerichtös 
bofe fir große Summen verkauft, deßhalb bei der 
Belegung weder auf Tauglichkeit und Rechtlichkeit, 
nody auf ein die nörhige Sicherheit filr die vom Ges 
richte verwalteten Gelder feiftendes Vermögen der Bes 
werber Ridficht genommen, und zur Bedechung der 





Zeit, 3. B. Smollett, History, Book Il, ch. I, £. 15 
fa.; Cor e's Leben von Marlborough ;s dDeffen "Memoiren 
über Walpole; die Biographia Britannica; Schloſ⸗ 
fer's Geſchichte bed 18. Jahrhunderts, ste Ausg. u. ſ. w. 
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Folgen diefes Verfahrens zu Gewaltchätigkeiren und 
Ungerechrigkeiten feine Zuflucht genommen zu haben. 

Lord Macclesfield Iäugnere die Thatſachen 
in der Haupsfache wicht, ſondern fuchte fie nur als 
durch Gewohnheit gerechtfertigt oder fonft in einem 
milderen Lichte darzuftellen. — Obgleich die Anklage⸗ 
Eonmiffarien ed nicht einmal der Mühe werth fanden, 
für alle in der Anklage enthaltenen Artikel den Be: 
weis beizubringen „ weil fchon ein Theil zur Ueberwei⸗ 
fung des Schuldigen hinzureichen fchien, fo nahm doc) 
die Abhdrung der Zeugen eilf Eigungen weg. u 
drei weiteren wurde vom Dberhaufe das Urrheil beras 
then. Einffiimmig wurde der Angeklagte für ſchuldig 
erklärt; nur mit Erimmenmehrheit aber die Strafe 
beftimmt, naͤmlich 30,000 Pf. St. Geldbuße, (welche 
der König, auf Bitten des Unterhaufes, den dur 
den Angeklagten vernachrheiligten Partheien zukom⸗ 
men ließ). KHinfichrlich der ebenfalld vorgefchlagenen 
Unfähigkeit zur Bekleidung irgend ciner Stelle oder 
Wuͤrde ergab fih Stimmengleichheit (je 42‘, fo daß 
nach der beſtehenden Gefchäftsregel die Frage verneint 
werden mußte: Der König ftrich jedoch feiner Seits 
den Berurtheilten aus dem Verzeichniffe der Gcheimens 
raͤthe *). 





1) S. State Trials, Bd. XVI, S. 767 — 1402; Smol. 
lett, History, Book II, ch. 3, $. 20 fg. 
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9. 22. 


v. Gegen Warren Saſting Ss, General - Gouverucut 
sen Indien, 


wegen grober Verbrechen und Vergehen. 


Die beifpiellofe Erweiterung des Gebietes der eug⸗ 
lifch = oftindifchen Gejellfhaft feit der Mitte des 18. 
SFahrhunderts war nicht ohne manchfaches Unrecht vor 
fidy gegangen. Die engliich=indifhe Regirnug war 
bald gewaltrhirig bald treulos gegen die eingeborenen 
Sürften geweien; einzelne Beamte harten ſich durch Er⸗ 
preflung ſchmachvoll bereichert: Die Direstoren der 
Geſellſchaft aber harten weder Jenes gemißbilligt 
und die Fruͤchte des Unrechtes herausgegeben, noch 
dieſe zur Verantwortung gezogen. Dazu kamen die 
großen Geld⸗Verlegeuheiten der Geſellſchaft, in welche 
fie durch ihre Eroberungss Kriege geſtuͤrzt wurde. Nach 
und nad) erhob fih die Hffentlibe Stimme in Eugs 
(and fo laut gegen diefe Mißbraͤuche; -außerden war 
die Norhwendigkeit, eine Dandelögefelfyaft von Uns 
terthanen, welche ein maͤchtiges Reich erworben hats 
ten, in einem für dad Mutterland uufchädlichen Un: 
terthanen = Verhältuiffe zu erhalten, fo einleuchtend : 
daß noch während des Krieges mir Amerika ein Mini: 
fterium um das andere Hilfe verfprach und jede Wi: 
derfpruchs = Partbei damit eiuverftanden war. 

Zange hatte jedoch die Sache feinen rechten Fort: 
gang. Abgeſehen von den Echidjale der verfchiedenen 
Bills zur befferen Einrichrung der indischen Negirung , 
(welcher Gegenftand nicht hierher gehoͤrt,) hatten auch 
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die gegen einzelne Beamte der Geſellſchaft beabſichtig⸗ 
ten Maasregeln anfaͤnglich keine Erfolge. Schon im 
im J. 1776 hatte das Unterhaus von den Directoren 
der Geſellſchaft die Zuruͤckberufung des Gouverneurs 
von Beugalen Warren Haſtings verlangt, ohne 
daß aber die große Verſammlung der Actionaͤre darauf 
eingegangen waͤre. Eben ſo ſetzte zwar im April und 
Mai 1782 Dundas, der Vorſtand des neuerrichteten 
Controle⸗Collegiums, eine lange Reihe von Beſchluͤſ⸗ 
fen in dem Unterhaufe durch, welche bitteren Tadel 
gegen die Verwaltung der bffentlichen Gelchäfte in 
Indien enthielten, und brachte in deren Folge gegen 
den Vräfidenten von Madras Eir Th. Rumbold 
eine Beitrafung durch Geſetz (eine Bill of pains and 
penalties), gegen den Generalgouverneur Warren 
Haſtings und den Präfidenren von Bomban Horn 
by aber Zurddberufung durch die Direction in Ans 
trag: allein Beides Fam ebenfalld nicht zur Ausfuͤh⸗ 
rung. Die Unklage gegen RumboLld wurde wähs 
rend zweier Seffionen nachläßig betrieben und am Ende 
ftilfchweigend aufgegeben. Die Zuruͤckberufung von 
Haftingsd aber fcheiterte zum zweitenmale an dem 
Beſchluſſe der großen Verfammlung , welche die dem 
Willen des Unterhaufes eutſprechende Verfuͤgung der 
Directoren caffirte, | 

Die heftigen parliamentarifchen Kämpfe des Jah⸗ 
red 1784 verhinderten das Unterhaus den Maasregeln 
gegen Haftingsd weitere Aufmerkſamkeit zu fchen- 
ten: als aber derfelbe am 16. Juni 1785 freiwillig 
nad England zuruͤckgekehrt war, fo kuͤndigte Burke 
alsbald au, daB er die Auflage gegen ihn aufnehmen 
werde, wenn fich fonft Niemand bereit zeige. Dieß 


geſchah endli auch am 17. Febre. 1186. Da aber 
Vorfragen heftig befämpft wurden, der Beſchuldigte 
(am 1. Mai) perföulidy ver dem Haufe fich vertheis 
digte, glei der erfte und wohl fehr bedeutende 
Anklagepunct, fogar durch Widerfegung des. Miniſte⸗ 
riums, vennvorfen worden war, fo konnte in der dieß⸗ 
jährigen Sitzung nur erft Ein Anklagepnnct vorläufig 
befchloffen werden. In der Seflion von 1787 wurde 
der Gegenftand wieder aufgenommen, und endlich am 
10. Mai etwas flüchtig und in Bauſch und Bogen 
befchloffen, eine Anklage gegen den bisherigen Genes 
rals Gouverneur von Indien wegen grober Verbrechen 
und Dergehen beim Oberhaufe einzubringen, Die Ges 
geuftände derfelben waren: verfhiedene Mißhandlun- 
gen und Unterdruͤckungen indifcher Zürften und deren 
Samilien ; Crpreffungen und Beſtechlichkeit; Ver⸗ 
fhwendung Öffentlicher Gelder; Zugrunderichtung gans 
zer Provinzen. Das Material war in zwanzig, zum 
Theile wieder fehr ausführliche, Anflagepuncte vers 
theilt. Burke erhielt die Leitung der Anklage, zu 
deren einzelner Berreibung ihm noch 19 andere Mit: 
glieder, unter denen die erfien Redner der Oppofition: 
For, Sheridan, Windham m f. w. waren, 
beigegeben wurden. — . Nachdem der Angeklagte eine 
vorläufige Antwort dem Oberhauſe überreicht, das Uns 
terhaus aber auf feiner Anklage beharrt hatte, fo bes 
ſchloß am 10. Dec. das Oberhaus, daß der Proceß 
am 13. Februar 1788 in der MWeftminfterhalle begins 
nen folle. Der Angeklagte war in der Zwifchengeit der 
Form wegen vom Serjeant at Arms des Unterhaufes 
verhafter und dem Thuͤrſteher mir dem ſchwarzen Stabe 
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zu Danben des Dberhaufes uͤbergeben, vor ben Lords 
aber gegen Buͤrgſchaft freigelaffen worden. 

Am 13; Febr. wurde der Proceß eröffnet, welcher 
ſowohl wegen der Groͤße der Sache, ale wercı der 
auögezeichneren Perfbnlichkeir des Angeklagten und der 
Anklaͤger Die allgemeinfte Aufmerkſamkeit bie in die 
böchften Stände, der Nation in Anfpruh nahm, und 
nur durch feine beifpiellos lange Dauer derfelben nach 
und nach verluftig wurde °). Nicht weniger ald 186 


1) Es duͤrfte felbft in England ſchwer ſeyn, ein vollitändiged 
Verzeikniß der zablreichen über den Haſtincs ſchen Proceß 
erisbienenen Schriften zufammenzubringen. Am Zolgenden 
find Diejenigen genannt, von denen ich Kunde erhalten 
fonnte- Die iiber die Zortfeßung ded Procefies troB einer 
dazwiſchengekommenen Auflöfung des Purhamen’s erihie: 
nenen GStreitfehriften find oben, ©. 248, Nore 8, bes 
reits angeführt. und werden daher hier üibergaugen. 

a) Geſchichte des Proceffes: 

Tomson, Introduction to Ihe Trial of Warren Hs 
stings. l.oitd., 1788, 8. The Trial of W, II., before ıhe 
Court of Peers irl Westminster - Hall, on an impeachment 
delivered by the H. of C. of Great Britain. I.onı,, 1798, 
I, 8&; Broome, Letter from Simkin ihe 2d to his bro- 
ther in Wales, giving a fall account of all the most 
material points in the Trial of W. H, in the’ three Ses- 
sions of P. T,ond., 1790, 8.; — The proceedings upon 
the Trial of W, H. Lond., 1791, 8. ; William Hastings 
Trial (by himfelf). I.ond,, 1796, 8.5 The History and 
Trial of W. H., before the the High Court of Parliamient. 
Lond., Debrett, 1799; 8. (dad Hauptwerk). Außerdem 
ift noch zu erwähnen, daß zum ausfcließliben Gebrauche 
der Mitglieder dei Oberhauſes auf den Grund der von 
Schnellfhreibern aufgenonimenen Notizen ſeht volumindfe 
Minutes of evidenoe gedrudt worden find. 
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Pairs waren als Richter in der erften Sitzung ammes 
jend , unter ihnen vier Föniglihe Prinzen, Die Kb⸗ 


. 
— U j 


b) Einzelne Actenſtucke. 

The answer of W. H. to ihe articles exhibited by the 
_ Knights, Citizens and Burghesses in Parliament assemibled, 
in Ihe name of ıhemselves and of all the Commons, deli 
vered at the har of the House of Peers,, Nov. 28, 1782. 
Lond,, 1783, 8.; Minutes of evidence, taken brfore of 
a Committee of the whole Ilouse,, appointed to consider 
Ihe charges against W. H, l.ond., 1786 — 1788, Fol. 
and 8 ; The Debate in the H. of C. on Ihe charge rela. 
tive to W. H'«. conduct to Cheyt Sing at Benarıs, Jän. 1::, 
1786. Lond., 1786, 8.; The defense of W, H at ıhe 
bar of the H. of C. upon the matters of several charges 
brought against him in Ihe year 1786. l.ond., 1786. &. 5 
Observations of the Court of Directors on Ihe cönduct 
of W. H., Sir J. Clavering, C G. Minson, R, Barvell 
and Ph. Francis in the service of Ihe Rat India Com- 
pany. L.ond., 1787, 4.1 J. Sc. Waring, Speech in 
the H. of G. on the fourth charge againat W. H. Lond,, 
1787 , 8.5 Wilhes, Speech in exculpation of W. H. 
I.ond. 1788; W. Hastings, Speech in the High Court 
of Justice in Westminster -Hall. 1891, 8; Dehates in 
the House of Lords; with the Proceedings of the Rast- 
India Company in consegatnce of Ihe acyuital of W. H. 
Lond. , 1791, 4.; Waring, the Debate in the H. of 
C., June 20, 1794 , on the motipn of thanks to the 
Managers of the Trial of W. H., 1794, 8.5 Report 
from the Committee of the H. of C, appointed to inspect 
the T,ords Journals in relation to their procesdings on 

the Trial of W. H. Lond. , 1794 , & 

0) Kritifhe Beleubtungen: 

J. Se. Waring, The conduet of H. M’s. Cabinet Mi- 
nistres , as it affected ‚he East - India - Company and W. 
H. Lond, , 1784 , 8. 5 Letters of Albanicus to Ihe peo- 


nigin mir ihren Toͤchtern befand ſich unter den Zuhd⸗ 
ren. Nach zweitägiger Bereinigung vor Formgegen⸗ 
ftänden erdffuete Burke am 15. Febr. 1788 die Ans 
' Mage‘ mittelft einer vier Tage lang dauernden Rede 
fiber die Geſammtheit der Klagepuncte. Hierauf legte 
For den Plan vor, welchen die Auflage: Commifs 
fire zu verfolgen beabfihtigen, nämlich , jeden den; 


ple of England on the partialiiy and injustice of the 
charges brought against W. H. Lond., 1786 , 8. ; Obser- 
vatıons on Mr. H's. narration of his transactions al Be- 
nares ini 1781. Lond., 1786 , 8.5; An answer to the ano- 
nymous remarks etc. Lond., 1788, 8. ; Oliservalions em 
ihe last Debate on the Delhy negociations and the im- 
peachment of W. H. Lond.; 1786, 8:5 Observalions oa 
the Defense made by W. H. Lond., 1787, P, I, 83 
An appesl to the people of England and Scoltland in 
behalf of W..H. Lond., 1787, 8.3 True Policys or 
help to a right depision on Ihe prineiples advanced in 
defense of W. H. Lond. , 1787, 8; W: Thomson, 
Appeal tn the people of England, on behalf of Mr. Ha- 
ungs. l.ond., 1788; 8.3 The Tribunal: adressed ta the 
Peeis of Great Britain, about to sit in judgment of W. 
H, Lond., 1788, 8.5 Broome, Elucidations of Ihe 
articles of impeachment against W. H. Lond, , 1790 , 85 
Letters of, one of the Commons on Ihe subject of W; 
H's. impeachment, as first published in the Gazette, L.ond., 
41790, 8.3 Broome, Examitation of the expediency of 
continuing ihe present impeachment, Lond., 1791, 8.; 
Observations on the Report of the Committee of Ihe H. 
of C. (f. oben). Lond., 1794, 8.3 Remarks on the Ob- 
servalions etc. Lond., 1794 ; 8. Remarks on Mr. Fox's 
Speech in reply on the articles of present on !he Trial 
of W. H. Lond,., 1794 , 8. } A Letires to Mr. Fox, on 
the duration of the Trial of W. H. Lond. ‚1794, 8. 
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jeden einzelnen Anklagepunkt einzeln zu‘ erweiſen und 
dann die Vertheidigung ded Angeklagten hieräber zu 
erwarten, Diefem Plane widerfeßten fih aber die 
Verrheidiger des Beichuldigren , weil dadurch theils 
Wiederholungen nörhig gemacht, theild ihre Vertheis 
Digungsmittel vorzeitig befannt würden. Das Obers 
hans entichied fich, wohl fehr unzweckmaͤßig, für vie 
legtere Auſicht. Am 22. begann nun, da fich Die 
Commiſſaͤre ohne weitere Einreden wenn fchon ınt= 
gerne fügten, For die Ausführung des erften Artikels ; 
er und andere feiner Genoffen leiteren die Zeugenaus⸗ 
tagen, wobei fie mic der großen Schwuͤrigkeit zu 
tänıpfen hatten, daß die meiften Zeugen bei den dem 
Generalgouverneur vorgeworfenen Unthaten felbft bes 
theilige oder fonft fir ihn eingenommen waren. Ju 
der 14. Sigung (15. April) begann Adams den 
zweiten Klagepuner , deffen Zeugenbeweis bis zur 31. 
Sitzung währte, worauf denn, am 31. Mai, She: 
ridam feine weltberuͤhmte viertägige Rede (über die 
Behandlung der Prinzeffinnen von Dude) zum Schluſſe 
dieſes Abſchnittes hielt. Hiermit war aber auch Die 
Sigung ded Parlianıentes abgelaufen uud die Lords 
verfchaben die FHortfegung auf die nächte Sigung. — 
Im Laufe der Verhandlungen Hagte Haſtings beim 
Unterhaufe , daB Burke ihn eines in den Anflages . 
Artikeln niche aufgeführten Verbrechens, eines angeblis 
chen Mordes, beſchuldigt habe, und dad Unterhaus be> 
ſchloß wirklich einen Tadel gegen den hierzu nicht bes 
fugten Commiſſaͤr. 

Am 5: Mai 1789 erbffitete das Oberhaus die 
Fortſetzung des bereitd zur 39. Sitzung vorgefchrittes 
nen Proceſſes. Burke begann, mit Webergehung 
44 \ 
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einiger unbedeutender eder bereite gelegentlich abge⸗ 
handelter Klagepuncre, einen neuen Artikel. Er ſprach 
zwei Tage, worauf der Beweis begaun. Hierbei ers 
bob ſich nun aber zwifchen den Vertheidigern ded Ans 
geflagten und den Anklage⸗Commiſſaͤren ein Streit 
über die Beweismittel , welcher während der ganzen 
übrigen Auflage s Ausführung fich bei jeder Gelegens 
heit wiederholte und cheild unmittelbar an der Ver⸗ 
fdyleppung der Sache den größten Aurheil hatte, theils 
durch die vom Oberhauſe ereheilte und troß aller Vers 
ſuche der Commiſſaͤre beftäudig aufrecht erhaltene Ent- 
fheidung zu der endlichen Freiſprechung des Augeflagten 
fehr viel beitrug. Die Vertheidiger beftanden naͤmlich 
darauf, daß Fein Beweitmittel zugelaffen werden dürfe, 
welches nicht der von den ordentlichen englifchen Ges 
richten befolgten ‘Theorie des Beweisverfahrens in 
Straffachen volllommen entfprehe. Die Commiſſaͤre 
Dagegen behaupteten, daß Die Regeln filr die untern 
Gerichte keine Vorfchrift fir den hoben Parliamentss 
gerichtöhof ſeyen, fondern Daß hier die Grundſaͤtze des 
natürlichen Rechtes „ enrkleider von allen blos techni« 
ihen Formalirdten, um fo mehr gelten muͤſſen, ale 
diefe Formen auf den vorliegenden Fall und auf 
Handlungen und Perfonen in Indien verudnftigers 
weife feine Anwendung erleiden Fbunen. Das Ges 
richte, namentlih voh dem eifrigen Beſchuͤtzer Das 
ftingö, von Lord Thurlow, dazu vermocht, fprach 
fih nicht blos fuͤr die Forderung der Mertheidis 
ger fat in jedem einzelnen Falle aus, wodurch nas 
tuͤrlich die Auflage ihres heiten Stuͤtzen beraubt murde, 
fondern es weigerte fi) auch , noch einen allgemeis 
nen Gruudfag ein für allemal feſtzuſtellen, fo daß 
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die Commiſſaͤre nie mir Sicherheit ihren Plan zu 
machen vermochten, Alle Bemuͤhungen und Beſchwer⸗ 
den der Commiſſaͤre vermochten Feine Aenderung in 
dieſem, mindeitens geſagt befchränften und unbilligen, 
Berfahren des Gerichtohofes zu erzeugen, welcher das 
bei von den zwölf Richtern, deren Meinung er eilfs 
mal über folche Fragen einholte, auf das Beſtimm⸗ 
tefte unterflüßt wurde. Dieſer Erreit war ed haupts 
ſaͤchlich, welcher verhinderte, daß die Anklage, ob» 
gleih man bis zur 55. Eigung gelangt war, auch in 
dem zweiten Fahre nicht beendige werden konnte. | 
Im dritten fahre, 1790, begatinen die Verhand⸗ 
lungen am 16. Febr, mil ihuen aber auch wieder der 
Streit über die Beweismittel. Somit konnte nur der 
im verfloffenen Jahre fchon begonnene Artikel in der 
dießjaͤhrigen Parliaments = Sefjiow von den Commis 
fären zu Ende gebracht werden. Fox bielt am 7. und 
9. Juni (in der 68. und 69. Sitzung) die Schluß: 
rede über deufelben. Während diefed Jahres wurde 
. ein Mitglied des Unterhauſes zu einem Berweife vers 
urtheilt wegen. injuribſer Weßerungen über die Ges 
ſchaͤftsfuͤhrung bes leitenden Commiſſaͤrs Burke, | 
Nun ereignete ſich aber, daß das Parliament 
aufgelböt wurde , und ed war erſt zu enticheiden, ob 
eine Staatdanklage trag dieſes Actes von Rechtswegen 
fortdauere. Erft nach langen Kämpfen, in welchen fich 
dad Minifterium mic der Oppofition 'gegen die Rechtes 
nelehrren vereinigte, wurde dieſe Frage in beiden Haͤu⸗ 
fern dejaht und damit bie Moͤglichkeit gegeben, in dem 
vierten Jahre den Psoreß weiter zu verfolgen. — Am 
s8. Mai 1794 war bie erſte Sitzung des Gerichts⸗ 
befea, uns am 30: beöfelben Monates dem 18. 
44 ® 








Tage fchloffen die Commiſſaͤre die Auflage, indem fie 
auf die Verfolgung der weiteren Artikel vrrzichteren. 
Nun aber begann die Vertheidigung ded Beichuldigten, 
weldye jedoch in diefem Fahre nur in einer vorläufigen 
kurzen Aurede der Richter, abgelegt von Hafting 8 
ſelbſt, beſtand. | 

Das fünfte Fahr ded Proceſſes wurde mit der 
75. Situng am 14. Februar 1792 erbffnet. Drei 
Tage ſprach der erfte Vertheidiger des Angeklagten . 
Law, über den Proceß im Allgemeinen, und dann 
der zweite Sachwalter fünf Tage über deu erften An⸗ 
Hagepunct. Der Beweis für die Bertheidigung währte 
bis zur 95. Sigung,, zum Theile durch die Einwens 
dungen der Anklagecommiſſaͤre, welche dem von ihnen 
fo vielfah und mit Recht gerägten Beiſpiele ihrer 
Gegner auf fehr unldblihe Weife folgten, fo fchr 
verichleppt. Hierauf vertagte das Oberhaus die Forts 
fegung auf daB fechste Jahr. 

Am 15. Februar 1793 begann die Bertheidigung 
gegen die weiteren Klagepuncte. Auch dießmal hiels 
ten die Dertheidiger wiederholt mehrtägige Vorträge 
zur Einleitung in ihren Gegenbeweid oder zum Schlufle 
desfelben. Haſtings felbft, Fein Redner, nahm 
nur felten dad Wort, und auch dieß nur um fich über 
die umerträglihe Dauer des Proceſſes und die ihm 
dadurch zugehenden ungeheuren Koften und fonflige 
Nachtheile zu beklagen. Er that dieß zuweilen in 
einem Tone gegen dad Unterhaus und gegen die Com⸗ 
miffäre insbefondere , welder ihm fcharfe Zurechtweis 
fungen zugog. Am 28. Mai 1798, der 117. Sigung 
des Gerichtes, endigte der Angeklagte feine Verthei⸗ 
digung , und nun jollten die Commiſſaͤre ihre Entgeg⸗ 


aung vorbringen, Das DOberhaus feßte anfänglich 
einen kurzen Termin hierzu , hierauf einen etwas laͤn⸗ 
gern, allein am Ende mußte es, da fi die Com⸗ 
miffäre für unbedingt unfähig erklärten , in fo Furzer 
Zeit einen folchen Stoff zu gewältigen, den Anfang ders 
felben auf das nächte Jahr verfchieben. 

Mit dem 13. Febr. 1794 trat der endlofe Streit in 
fein fiebentes Jahr. Als aber die Commiffäre nach uns 
bedeutenden Zwifchenverhandlungen , ihre Widerlegung 
des vom Angeklagten beigebrachten Gegenbeweifes vors 
zubringen begannen, wurde wieder mit Streitigkeiten 
über ihre Beweismittel die Zeit verbracht, und fo 
ſchleppte fidh die Antwort des Unterhanfes bis zum 
28. Mai, an welchem Tage Burke eine neuntde« 
gige Schlußrede begann. Im Oberhauſe wurde je⸗ 
doch in diefem Jahre nicht weiter in der Sache ges 
handele und das Unterhaus befchloß nur noch eine 
Dankſagung an die Commiffäre, welche fich noch vors 
ber durch einen fehr heftigen Bericht gegen deu Vor⸗ 
wnrf der abſichtlichen Verſchleppung der Sache zu 
rechtfertigen und die Schuld theild auf die Chikane 
der Vertheidiger, theils auf die unbilligen und felbft 
partheiifchen Entfcheidungen des Oberhauſes zu waͤlzen 
gefucht hatten. 

Endlih im achten Jahre erdffuete das DOberhaus 
am 15. Fänner 1795 feine Berathungen ber die zur 
Abftimmung zu dringenden Fragen und über das fir 
jede derfelben zu erlaffende Urtbeil. Die Debatte war 
noch lange, verwirrt und leidenfchaftlich, die gewählte 
Behandlung fehien beinahe abſichtlich fchleppend und 
unzwecmäßig, fo daß erft am 23. April 1795, in 
der 122. Sitzung das Urtheit gefälle werden konnte. 
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Schzehn Fragen wurden vom Lordkauzler geflellt und 
alle von einer bedeutenden relativen Mehrheit (23 gegen 
6) zu Bunften des Angeklagten beantwortet, fomir bers 
felbe vdllig freigeſprochen und nar ibm die, von 
ihm felbft aufgewenderen Proceßkoiten nicht abgenoms 
men 2). Auch diefe aber — fie follen fid auf 70,000 
Pf. Er, belaufen haben — erichte ihm die oftindifche 
Geſellſchaft reichlich, 

Während dieſes langen Verfahrens war eine 
merkwuͤrdige Aenderung in der öffentlichen Meinung 
zu Gunſten des Angeflagten vorgegangen. Der aus 
faͤnglich als eine Schande für dad ganze britifche 
Volk Verabſcheute, zu deſſen Untergang ſich die ers 
birterfien Gegner im Unterhaufe vereinigt hatten, 
ward allmählich bemitleider und am Eude als ein 
unfchuldiger und felbft ald ein um dad Vaterlaud 


3) Die lange Dauer dieſes Proceſſes macht ed begreiflid, wie 
fo wenig Richter an dem Spruhe Theil nehmen konn: 
ten, da alle nad Eoͤffnung der Anklage erit eingetretenen 
Pairs ſich der Abſtimmung entbieiten, Es waren nidt 
weniger ald 180 Perional :s Brränderungen im Dberhanfe 
in diefen 8 Jahren vorgelonumen. 87 Paird waren ge: 
ftorben ‘oder (als fchotifche Pairs) nicht wieder nemählt 
worden; 44 waren neu creirt worden, Wifchöfe mit ein: 
gerechnet ; 49 waren dur Erbrecht gefolgt, Don den 
20 Sommiffären bed Unterbaufes waren im QAugenblide 
bes Urtheiled 1 todt; 3 nicht mehr im Parliamente; 8 
im Auslande; 2 ind Oberhaus eingerüdt, Das anfäng: 
lih fo aroße Intereffe an der Sache war nah und nach 
fo geſowunden, daB 3. B. in der 70. Sitzung am 285. 
Mai 1791, nur 18 Pairs anweiend waren. 
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hoͤchſt verdienter Mann augeſehen, und beinahe wen⸗ 
dere ſich die allgemeine Stimme ige eben fo beſtimmt 
gegen feine Anklaͤger, namentlich gegen Burke, wie 
zuerft gegen ihn ſelbſt. Manche Grände trugen hierzu 
bei. Theils war nicht zu Idugnen, daß Haftings 
wuͤrklich eine glänzende Verwaltung geführt und Eng⸗ 
land vielleicht fein indifches Reich gerester harte, fo 
daß, namentlich da die unbedeutende Größe feines 
Vermögens den Verdacht von Habſucht von feinen 
harten Maasregeln entfernte, der eigene Vortheil mils 
der über die Mirtel urcheilen ließ; theild mußten die 
manchfadyen Uebertreibungen und Declamationen, fo 
wie die falt rohe Härte, welche fich die Commilffäre, 
namentlih Burke, gegen ihn zu Schulden kommen 
ließen , gerade das Gegentheil von der beabfichtigten 
Wuͤrkung erzeugen; theils endlich mag auch die Gunſt, 
in welcher der talentvolle und intereffante Mann bei 
der vornehmen Welt, namentlich bei der Töniglichen 
Familie felbft, fand, allmählig günftig auf die Menge 
gewirkt haben: davon nicht zu reden, daß er die, 
feinen Vertheidigern mindeftens eben fo viel als den 
Anklägern zur Laft fallende, unerhörte Dauer bes 
Proceſſes ſehr geſchickt zur Erwedung von Mitgefühl 
und Unwillen auszubeuten verſtand. — Er ſtarb erſt 
1814 in ſeinem 85 Jahre. 


6. 23. 


w. Gegen Henry Wiscount Melville, erſten Kord der 
Admiralitãt, 


wegen grober Verbrechen und Vergehen. 


Die naͤchſte Staatsanklage betraf einen Mann, 
welcher lebhaft an der Verfolgung gegen Haſtings Anz 
theil genommen hatte. — Ohne allen Zweifel war 
Henry Dundas, fairer Lord Melpille, einer der 
geiftvoliften und thätigften Gchälfen Pittt's. Er be- 
gleitete und unterftügre ihn auf feiner ganzen gläuzenden 
Laufbahn, theilte die hoͤchſten Wirden im Eraate, 
trat wiederholt zu gleicher Zeit mit ihm von der po⸗ 
litiſchen Bühne ab, und war nur darin unglüclicher, 
daß er, während den großen Führer der Tod frühzeitig 
dahin raffte, durch eigene Schuld ſchmachbedeckt fiel 
und feine Ehre überfebte. 

Lord Melville war vom J. 1782 bid zum %. 
1800 Schagmeifter der Marine gewefen und hatte fid) 
in dieſem Amte unzweifelbaft große DVerdienfte erworben, 
Er war ed namentlich, welcher im J. 1785 eine Par: 
liaments-Acte beantragt und durchgefegt hatte, wel⸗ 
cher zu Folge, um Unterfchleife zu verhindern, die für 
die Seemacht beftimmten Staatögelder in der Bank 
von England, und nur in bderfelben, bis zum wuͤrk⸗ 
lihen Gebrauche niedergelegt feyn follten. — Mehrere 
Fahre fpäter, ald er das erwähnte Amt zuerft mit dem 
Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten fpäter 
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gegen andere Stellen vertauſcht harte, ſetzte das Par⸗ 
liament einen Ausſchuß meder, welcher manchfache 
in der Marine eingeriſſene Mißbraͤuche unterſuchen 
und darüber Bericht erſtatten ſollte. Unter dieſen Bes 
richten beſchuldigte nun einer (der zehnte) den Lord 
Melville eines wahrſcheinlichen Mißbrauches ber 
Amtsgelder, und dieſe Beſchuldigung wurde durch 
einen Brief, welchen der Miniſter an den Ausſchuß 
ſchrieb, nichts weniger als weggeraͤumt. 

Eifrig ergriff die Oppoſition dieſe Gelegenheit, 
um mit dem ganzen Eifer der Vertheidigung des Rech⸗ 
tes und des oͤffeutlichen Wohles dem ohnedem ſchon 
ſehr ſchwaukenden Minifterinm Pitt's einen tödlichen 
Stoß beizubringen. Zwar war der Schatzmeiſter nicht 
beſchuldigt noch zu beſchuldigen, daß er einen Ausfall 
in der Kaffe verſchuldet habe, — das Endergebniß 
ſeiner Rechnung war richtig, — allein er hatte gegen 
das von ihm ſelbſt betriebene Geſetz amtliche Gelder 
bei Privatbaukiers niederlegen und den großen dar⸗ 
aus fi) ergebenden Nugen jeden Falles vertraute Uns 
tergeordnete genießen laffen, hoͤchſt wahrſcheinlich ſo⸗ 
gar, wenigftend mittelbar, einen Antheil hiervon felbft 
nicht verſchmaͤht. Allerdings war diefer Unfug früher 
in allen Zweigen des Staatödienfted ganz allgemein 
gewefen, allein Niemand weniger als Lord Melville 
durfte fich darauf ald auf eine Entſchuldigung berus 
fen. Er mußte, wie Licinius Stolo, durch fein eiges 
ned wohlthaͤtiges Geſetz fallen. 

So trug denn am 8. April 1805 das berühmte 
Sppofitiond s Mitglied Whirbread im Unterhaufe 
-auf eine Reihe von Befchläffen des Inhaltes an, daß 
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Lord Melville cheils bie ungeſetzliche Ueberlaſſuug 
vou Staatsgeldern dem Unterzahlmeiſter (A. Trotter) 
wachgefehen und biefen Gewinn daraus geſtattet babe, 
theils auch über einige nicht umbebeutende Summen 
water nichtigem Vorwande Feine Nechenichaft geben 
wolle. Pitt ſuchte fich feines Amtögenoffen anzus 
nehmen: allein ald nach einer die ganze Nacht Dauerns 
den ftärmifchen Berathung fih die Stimmen (je 216) 
theilten, fo entfchied der Sprecher gegen Den Bes 
ſchuldigten. Whit bread machte nun den Yutrag, 
dem Könige die Beſchluͤſſe des Unterhaufes vorzulegen 
und ihn zu bitten, Lord Melville aus feinem Rathe 
zu entfernen, Pitt wußte ed zwar dahin zu brins 
gen, daß der Beichluß auf die nächfte Sigung vers 
ſchoben wurde, und kuͤndigte in diefer fodann an, daß 
der Beichuldigte feine Stelle ald erfter Lord der Ads 
miralitäe niedergelegt babe: allein es wurde deunoch 
beliebt, die erwähnten Beſchluͤſſe an den König zu 
bringen, und durch fpätered Drängen von Seite der 
Dppofition fab fi der erfie Minifter wirklich zu 
bem Beriprechen gendrhigt, Lord Melville aus der 
Lifte der Geheimenraͤthe ausftreichen zu laſſen. 
Vergebend harten die Freunde des Angeklagten 
gehofft, daß es bei dieſer Maasregel fein Bewen⸗ 
ben behalten werde. Am 25. April wurde aber im 
Unterhaufe der bedenkliche Vorſchlag gemacht, einen 
Ausſchuß zu wählen, um weitere Unterfuchemgen über 
die Unordnungen in dem Geldweſen der Marine anzuns 
ftellen und darüber zu berichten. Der Vorſchlag wurde 
auch , trog des Widerfirebeus Pitts, angenommen 
und ſogar Whirbread zum Vorſtande dieſes Aus: 


fchuffes ernannt, Ran war für die Breunde bed bes 
drohten Miniſters nur noch eine Möglichkeit dbrig, um 
wenigftens eine Griminale Klage abzuwenden, naͤm⸗ 
li die Einleitung der Anſpruͤche an ibn auf dem 
Civilwege. Anfangs gluͤckte ihnen auch die Lift. Das 
durch den Antrag überrafchte und gerade nicht zahl⸗ 
reich verfammelte Haus befchloß den General s Anwalt 
damit zu beauftragen, im Wege des Civil s Broceffed 
die von Lord Melville allenfalls fchuldigen Summen 
für den Schag beizutreiben, Allein bald machten die 
Anklaͤger ihre Uebereilung wieder gut, indem vor Bes 
ginnen dieſes Civilproceſſes Whitbread auf eine 
formliche Anklage vor dem Oberhauſe antrug. An⸗ 
faͤnglich fiel zwar der Antrag, nachdem Melville 
perſoulich um Gehoͤr gebeten und in langer Rede feine 
Unfchuld vercheidige hatte, mir bedeutender Stimmen« 
mehrbeit durch, und es wurde nur eine gewöhnliche 
durch den General: Anwalt vor dem ordentlichen Ges 
richte anzuftellende Eriminallfage befchloffen s allein an 
35. Juni kamen die Gegner beſſer vorbereitet zum 
Sturme zuruͤck und fegten nun wuͤrklich den Bes 
ſchluß einer Staatdanflage vor dem Dberhaufe durch, 
weldye denn auch noch an demfelben Tage angekuͤndigt 
wurde, 

Am 9. Juli wurden bie, von einem Ausſchuſſe 
unter Whitbread's Vorfig entworfenen, zehn Ans 
klage⸗ Artifel dem Oberhauſe übergeben, Durch dies 
felben war ber ehemalige Minifter beſchuldigt, tbeild 
einige Summen ungefeglicherweife zu anderen Zwecken 
als für die Marine verwendet und dem Unterbhaufe 
fogar bie Nachweifung über die Art diefer Verwen⸗ 
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dung verweigert, theils aber geftatter zu haben, daß 
der Unterzahlmeifler, welcher zugleich fein Privat Bers 
mdgensverwalter geweſen fey, große Summen von 
Staatsgeldern ungefeßlich einem Privatbantier zu feis 
nem Vortheil übergeben habe, woraus aud) ihn, dem 
Minifter , mittelbarer Vortheil erwachſen fey. 

Die Vertagung bes Parliaments hinderte eine 
Mebergebung der Antwort Lord Melvil le's vor dem 
28. Jaͤnner 1806. Nach verfchiedenen minder wichs 
tigen Zwifchenverhaudlungen erklärte das Unterhaus 
am 25. März, daß ed, der verfuchten Rechtfertigung 
des Beſchuldigten unerachtet, die Anklage zu erweifen 
gedenke. 

Am 20. April begann endlich der eigentliche Pro⸗ 
ceß. Whitbread führte Namens der Gemeinen das 
Wort und leitete namentlich das Zeugenverhör. Der 
Angeklagte ſelbſt fprach gar nichts‘, fondern überließ 
feinem gewandten und beredten Anwalte (Plummner) 
die ganze Leitung feiner Sache. Fuͤnfzehn Situngen, 
bis zum 17. Mai, dauerten die Zeugenverhöre und 
bie, zum ‘Theile meiſterhaften, Reden und Gegen 
reden der Patheien. Das ganze Lnterhaud wohnte 
den Sitzungen an; umter den Pairs hatten die ſaͤmmt⸗ 
lichen Söhne des Königes ihre Sie eingenommen. — 
Der unbefangen Pruͤfende kann kaum anders, ald von 
der Schuld bes Angeklagten vollftändig überzeugt 
feyn. Allein nad) langen Debatten und wiederholten 
Gutachten der fänsmelichen zwölf Oberrichter Eng⸗ 
lands, (welche fi) fir den Angeklagten ausſprachen,) 
wurde er vom DOberhaufe für unfchuldig in Beziehung 
auf alle zehn Anklagepuncte erklärt, zum Theile jes 


doch nicht mit bedeutender Stimmenmehrheit. Die 
Prinzen waren in ihrer Abſtimmung beinahe gleich 
getbeile geweſen *). 


1) ©. A compendious report of ıhe Trial of Henry Visc, 
M. , upon the impeschment „. . Lond., 1806; Trial of 
L. M. before the H. of Peers, for High Crimes and Mis. 
demeanours. Lond. , 1806 5 State Trials, T. XXIX, 
©. 549 — 1488; Hansard, Parliam. Debates, “Jahrg. 
1805 und 1806; Report at large of Ihe Debete on a 
Motion made by $. Whitbread for the impeachment of 
H. V. M. June 11., 1805. Lond,, 1805. Vertbeidigungs: 
ſchriften für den Ungellagten find: An exposure of Ihe 
persecation of L. M., in a letter to an intimate acquaia- 
tance. Lond., 1805; Address to the Public , oontaining 
a review of ıhe Charges exhibited against I. M. Lond., 
1805. Außerdem iſt noch eine Anzahl von fatprifihen Ge⸗ 
dichten u. dgl. über den Angeklagten und dem Proceß er⸗ 
ſchienen. 


Zweites Kapitel. 


Srankreid. 


‘6. un. 


Anklage gegen Die lehten Miniſter Katl's X. 
wegen Sochverrathes. 


In mehr als vierzigjaͤhrigen Partheikaͤmpfen hatte 
Frankreich keinen Staats⸗Proceß gegen einen Miuis 
ſter fuͤhren ſehen, trotz der von allen Partheien der 
Reihe nach gemachten und empfangenen Vorwuͤrfen 
der Verfaſſungsverletzung. Die von der geſetzgebeuden 
Verſammlung gegen einige Miniſter Ludwigs XVI. 
mit mehr Leidenſchaft als Grund beſchloſſenen Aukla⸗ 
gen beendigte vor Erdffnung irgend eines Verfahrens 
die Pike der Septembermoͤrder in Verſailles. Unter dem 
Convente erledigte das Fallbeil des Umwaͤlzungs⸗Ge⸗ 
richtes, unter dem Directorium die Verbannung nach 
Cayenne alle Vorwuͤrfe, welche die herrſchende Par⸗ 
thei den Haͤuptern der Beſiegten uͤber Bruch der Grund⸗ 
geſetze machte. Gegen Napoleon's Miniſter Staats⸗ 
anklagen zu wagen, lag im Reiche der Unmoͤglichkeit. 
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Die Drohung einer Anklage gegen den Herzog Des 
cazes wegen Begänftigung der Ermordung bed Hera 
30ge6 von Berry war wahnfinnige Parrheimurh oder 
plumper Kunftgriff, und kein Menfch dachte an deren 
Vollziehung; die gegen das Minifterium Billele in 
Autrag gebrachte Klage aber, wenn fchon ernitlicher 
gemeint, wurde nie über die erſten Anfangsfchrirte 
binaus verfolgt. Sie war ohne Zweifel mehr gegen 
die Zukunft ald gegen die Vergangenheit gerichter. 

Es war den Ordonnanzen vom 25. “Juli 1830 vors 
behalten, auch diefe Erfcheinung herbeizufuͤhren. Und 
zwar weist die Geſchichte der confliturionellen Minie 
fter = Verantwortlichleit nur wenige Fälle auf, in wels 
chen fo viele Angeklagte zumal vor die Schranken ges 
fordert wurden, keinen Zal aber, deſſen Beranlaffung 
von folcher weltgejchichtliher Wichtigkeit geweſen 
wäre. 

Die Ereignife, welche die Fulis Revolution her⸗ 
beigeführt haben, find noch zu neu und haben ſich 
durch ihre ungebeuren Folgen und die noch weit grös 
Beren weiteren Möglichkeiten allzufehr dem Gedaͤcht⸗ 
nie eingeprägt, als daß ed nörbig ſeyn folkte, Dies 
felben bier ausführlich zu erwähnen. Jeder weiß, bap 
ſich in Frankreich ſeit der Wiederherftellung der Bours 
bone Fuͤrſt und Volk niche zu verftehen,, zu nähern 
und zu vertrauen wußten, und baß die durch bie 
Charte Ludwigs XVII. mneubelebte counſtitutionelle 
Megirungsmeife zum Angelpuncte des bald heftigeren, 
bald auf kurze Zeiträume matteren. Kampfes der Par⸗ 
theien ward. Diefer Kampf war allerdings ven Aus 
fang an in fo fern ungleich, als. ber zuruͤckgekehrten 
Königsfamilie und ihren wenigen Anhäugern die große 
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Waffe der Nation , geführt von faft allen Jiluſtra⸗ 
tionen der legten 35 Jahre, gegenäberfland : allein 
verzweifelt war es deßhalb noch keineswegs. Das Be: 
därfniß der Muhe, die Erinnerung an kaum uͤberſtan⸗ 
dene Gräuel, die großen der Megirung eines maͤchti⸗ 
gen Staates zu Gebote ſtehenden Mirrel, der Ruͤck⸗ 
halt des damals ausnahmlos durchgeführten europdis 
(hen Syſtemes gaben einen bedeutenden Halt gegeus 
über von blos negativen Tendenzen und Forderungen. 
Die in jeder repräfentariven Monardyie vorhandenen 
Kolgen des Dualismus diefer Verfaſſungsform waren 
fomir allerdings bier befonders fuͤhlbar: allein immer: 
bin war doch die Möglichkeit, bei Eluger und. feiter 
Benuͤtzung der ebenfalls außerordenrlichen Mirtel dem 
Principe der Regirung die tharfächlidye und geiegliche 
Oberhand zu gewinnen. Wenn man dem Gegner das 
Unvermeidliche zugab, fo daß er nicht mit offenbarcın 
Mechte klagen konnte, fo nahm man ihm die Mög: 
lichkeit, feiner Seite im Kampfe um das ihm wuͤrklich 
Gehdrige gelegentlich Weitered zu erwerben. Schien 
es doch, daß die welterfahrene und gemäßigte Hands 
lungsweiſe Ludwig's XVIIL die Aufgabe wirklich zu 
(dfen verftände. Allein als die Verblendung, Kurzs 
ficgtigfeit und Halsſtarrigkeit feines Nachfolgers und 
feiner aus einer handvoll Junker und Pfaffen beftchens 
den unmittelbaren Umgebung bie einzige haltbare Stel⸗ 
lung verfanute, und als fie außerhalb des pofitiven 
Rechtes und der nun einmal allmächtigen Ideen der 
Zeit ihren Stuͤtzpunct nahmen: fo mußte Alles verlos 
ren ſeyn. Im parlamentarifchen und juriftifchen Kam⸗ 
pfe waren fie, die nicht einmal ihre eigenen Grunde 
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lagen anerkannten, geſchlagen, che fie nit begannen; 
ein materieller Krieg konnte mit blos gemachten und 
kuͤnſtlichen Mirteln gegen die unermeßliche Kraft. der 
Nation auf die Dauer wenigftend nicht anders ale 
verloren geben. Der Gipfel der Thorheit aber wdr 
ça, nach dem augeublidlichen gänzlichen Verluſte der 
sarlamentarijchen Schlacht nun zu tharfichlichen Feind⸗ 
feligkeiten zu fchreiten,, ohme auch nur im mindeſten zu 
Denfelben vorbereitet zu feyn, fo daB auch hier nicht 
einmal ein Kampf, fondern nur’ eine Niederlage ar. 
Solche thatfächliche Seindfeligkelten aber waren die 
drei ‚berüchtigten DOrdonnanzen von 25. Zuli, dur) 
welche die Preßfreiheic und das MWahlgefeg aufgebos 
ben und eine noch nicht einmal zuſammengetretene 
Abgeordneten s Kammer für aufgelbsr erklärt wurde. 
Die VBerfaffiungs s Verlegung war handgreiflich, der 
Vertrag zwiſchen Fuͤrſt und Volk zerriffen, und ein 
Straßenaufruhr befeitigte in wenigen Stunden auch 
den letzten Reſt des ſelbſt aufgegebenen Rechtes. 
Gluͤcklicherweiſe für Frankreich und für ‚Europa 
erhob fich alabald Auf den Truͤmmern des geſtuͤrzten 
Koͤnigshauſes ein nenes. Seibſt die Werfaflung-wurde 
in Weſentlichen und jeden Falles‘ in’ ihren Formen 
beibehalten. — Da nun das. Recht eine Beſtrafung 
der Minifter forderte, welche bie verfaffungswibrigen 
Angriffe gemacht hatten, da Klugheit der neuen 
‚Regirung eine ftilljichiweigende Begnadigung verbieten 
mußte, und da die Einrichtungen zu einem geordneten 
Berfahren wenigftens in der Haunptſache vorhanden 
waren: fo war gleich die erfte Haudlung bed neus 
‚gegründeten Konigthumes eine Staatsanklage gegen die 
43 


Miniber, welche die Orbonnanzen vom 25. Zuli uns 
terzeichuet hatten *). 





‚4), Diefer Vroceß hat zu einer fehr großen Anzahl von Schrif⸗ 
ten Veranlaffung gegeben. Sie zerfallen in vier Klaſſen. 
Erſtens in bie ausfuͤhrlichen, bie fämmtlihen Thakſachen 
nnd Yetenfnide (natürlich mehr oder minder genau) mrite 
theilenden Erzählungen ; zweitend in Die kuͤrzeren Auszuge, 

. sundck für das Bedaͤrfnih der ungebilbeten Klaſſe berech⸗ 
net; drittens in bie kritiſchen Beleuchtungen des Verfah⸗ 
xend; vierteng in die dad Creigniß nur im Allgemeinen 
beſprechenden Flugſchriften. 

1. Die ausfuͤhrlichen Erzaͤhlungen ſind: 

Procòs des derniers Ministres de Charles X., contenant 
les developemens etc. Par., eh. Didot; 1830, I. I., 8.3 
Proots des Ex - Ministres , relation exaete et detaillee, 
etc. Par,, 1880, ch. Roret, I— Il, 18: 3me edit., 
4831; Praces des Ministres de Charles X, Par., 1830 , 
ch, Lequien, I. II, 8; nour. edit, 1831, 1 vo. &; 
Proces criminel des Ex. Ministres. Par., 1830, ch. Terry, 
I, II, 418. ; Proces des anciens Ministres, Par., 1830, 
imp. de Lectere, cah. I—IlI, 8.; Proces des derniers 
Ministres de Charles X., par une societ6 d’hommes impar- 
Ganz „ sous la direction de Mr. Boltz, Par., 1830 , imp- 
de Goätschy,, I. Il., 8.5 Procös des derniers Minisires 
de Charles X, Lyon, 1831, imp. de Pitrat, 8.; Proces 
des Ex - Ministres de Charles X. Par., 1831, ch. Pi- 
nard, I—Ill, 8.; Proces des Ministres de Charles X, 
Lyon, 1831, ch. Lions, I. II., 12.; Procts des Ex- 
Ministres. Arvellon , 1831, ch. Comyne, I. I., 8; 
Procès des derniers Ministres francais du Roi Charles 
X. Hambg., ch. Campe, cah. 1—Il, 8.; Haupt, 
Hochverraths: Proceß der Minifter Karls X, von Frank⸗ 
reich. Frauff., 1831, I—IX. Boch., 16.; Proceh ber 
legten Minifter Karl's X. Darmft., 1831, 6. I— IV, 18. 


Am 7. Aug. nahm Ludwig Philipp bie Krone 
an. Am 8. Auguſt flelte der Abgeordnete E. Sa l⸗ 





3, Die fürgeren und populären Darftellungen: 

Proces des anciens Ministres de Charles X., contenant 
les interrogstoires des accusds etc, Avignon , 1831, ch. 
Chaillot , 218,5 Proces des derniers Ministres de Charles 
X , depuis leür mise en eccusalion jusqu’au jügement, 
Par,, 1831, imp. ch, Doyen, 1&; Procts criminel et 
scandaleux des Ex: Minisires de Charles X, Par., 1831, 
ch, l.ebigre, 18.; Procös des Ex-Ministres, Extrait da 
Moniteur, Par, ,, 1831 , Imp, de Chassaignon , 8. } Proces 
des Ex: Minisires , precede des nolices historiques etc. 
per E. Beboeuf. Par., 1831 , ch. Hocquart, 18; Pre- 
eis du Procds des derniers Minisires de Charles X. Tos- 
leuse , imp, ch. Corne, 18, ; Cour des Pairs, Proots des 
Ex - Ministres, Strasb, , 1831 , ch. Silbermann , 8. 

3. Die kritifben Beleuchtungen. 

Montbel, Protesiätion contre la procedure instruite 
eonire lui eio. Bordeaux , 1831 , ch. Lebrechon , Par., 
ch, Dentu, 8 (auch ins Deutſche uͤberſ., Leipzig, 1831 ” 
bei Hartmann); Peyronnet, Questions de jerisdio- 
tion parlementäires , du examen juridique de Pacctsation, 
Par,, 1831, ch. Janet, amo. edit, 8.5 Run Buddeng, 
Minifterverantwortlihteit, S. 118 — 143 liefert eine, 
bittere, Veurtheilung des Verfahrens gegen bie Miniſter 
Karls X, 

4 Die leibteren Elugfariften: 

Le» Proces des quatre Ministees. Per., 1880 , oh. De. 
launev, 36 ©, 8.; De nos grande criminels, Par., 1830, 
8 € 8.; Du Proces des Minisires, de l’abolition de la 
prine de mort ei des siflleurs ou Palais, Lettre de Niger, 
keinlurier, etc. Lyon, 4838, imp de Rassty, 16 ©, 
8. ; De grend jugement, qui se peepare, Par., 1830« 
ch. Duverger, 4 ©, 12.; Mowilasier, De Taccus. 

45 ®, 
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verte den Antrag, die legten Miniſter der geftärzten 
Dpnaftie des Hochverrathes vor der Pairsfammer ans 
zullagen. Am 12. entwidelte der Autragſteller feine 
Motion in ausführlicher Rede. Da die wenigen Aus 
hänger der Bourbone die Sigung mieden, fo wurde 
gegeu nur drei Stimmen ein Ausſchuß zur Berichters 
ſtattung gewählt und fomit in der Hauptfache die An⸗ 
fiht der Kammer andgefprochen. 

So offenfundig und einfach nun auch die That 
fache war, wegen welcher die Klage fartfinden follce, 
fo waren doch nicht unbedeutende rechtliche Zweifel und 
Schwürigkeiten über manche wichtige Fragen zu löfen 
und zum Theile thatfächlich zu befeitigen. Wollte 
man nämlich auch ganz von dem, alöbald für die An- 
gellagten vorgebrachten, Trugfchluffe abfehen, daß von 





tion intentde contre les Ministres, Par quelle loi et 

quel tribunal ils doivent ötre jages., Par., 1830, ch. Du- 

fay, 16 S. 8.; Valblette, Observalions preliminaires 
k pour la defense, Par., imp. d’FEverat, 48 ©. 8. ; De la ne- 
cessit6 de venger la France. Par,, 1830, ch. Landois et 
Bigot, 16 ©. 8. ; Mise en accusation devant la Chambre 
des Pairs de MM. de Polignac etc. Par., 1830, ch. Gau- 
thier, 16 ©. 8.; Polignac et ses confreres , juges par le 
Dey d’Algier. Par. , 1830, imp. de Poussin, 12 ©, 8.5 
Journal, Reflexions sur Il'accusation resolue à la 
Chembre des Deputes etc. Lyon, 1830, ch. Gayot, 
100 ©. 8. Frappes, mais ecoutez. Les Ministres de 
Charles X. ne sont pas coupables. Par., 1830, ch. 
Delosy , 8 ©. 8.5 Jugement des Ministres prevarica- 
ieurs, par ls nation frangaise, Proposilion - -- du nou- 


veau genre de supplice etc, Coulommier, 1831, imp. de 
-Brodard  ) 8 ©. % 
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Miniſterverantdortlichkeit nur unter ber Webingung 
der Unverleßlichkeit des Fuͤrſten die Rede feyn Ebnne, 
legtere aber uotorifch in dem vorliegenden Falle nid 
beachtes worden fen : fo blieben Doc) - immer noch 
fowobl für die Kammer der Abgeordneten, als "für 
die der Pairs einige bedeutende und fchwirige Fragen. 
— Das einzige Geſetz Über Minifterauflagen war, da 
ſpaͤtere ausfuͤhrliche Entwürfe, welche die Charte ſelbſt 
angeordnet hatte, nicht durch die Kammern gegangen 
waren, (ſ. oben, Einleitung, F. 6, S. 88 fg.) in 
den kurzen Beftimmungen der Charte enthalten. Diefe 
aber beftimmte nichts , ald dag Minitker wegen Hochs 
verrath und Erpreffung angeklagt werden koͤnnen, und 
daß bei der Kammer der Abgeordneten dad Klages 
recht, bei den Paird aber das Urtheil ſey. Aus 
dieſem Mangel an näheren Beſtimmungen, und da 
anch nicht einmal ein Vorgang vorhanden war, ent⸗ 
fand alfo die DVerlegenheit , daB das Verfahren und 
die materiellen Enticheidungsnormen im einzelnen Kalle 
and für deufelben von Klägern und Nichtern befchlofs 
fen und alsbald audgeführe werden mußten. Fuͤr 
Die Deputirten: Kammern waren ed namentlich brei 
Fragen. Erftens, welche Handlungen die Charte mit 
dem, im franzöfifchen Geſetze fonft unbelannten, Aus⸗ 
drucke Hochverrarh (trahison) habe bezeichnen wollen, 
und ob die von den Miniftern Karl’s X. begangenen 
Handlungen folcher Art waren ? Zweitens, ob die kla⸗ 
gende Kammer das Recht und die Pflicht babe, eine 
Unterfuchnng zu veranftalten, hierzu Zeugen borzufors 
dera, Urkunden von deu Behdrden zu verlangen, u. ſ. w., 
oder ob fie ſich auf Die bloße unmotivirte und unvors 
bereitete Anklage zu befchränufen habe? Drittens, ob 
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and wie fe die Klage vor dem Pairshofe weiter zu 
verfolgen, oder ob fie dieß einem Staatsanwalte oder 
wer fonft zu Kberlaffen habe? Juͤr die Pairskam⸗ 
mer aber war die erfie Aufgabe, zu beſtimmen, vom 
wen die zum richterlichen Beſchluſſe, daB ein Pros 
ceß ſtatt zu finden babe, und zur Vorbereitung der 
bffenrlichen Verhandlungen norhwendigen Vorunterfu⸗ 
chung zu führen fepy? Zweitens harte fie daräber mit 
ih ins Reine zu kommen, ob fie auf eine im Geſetze 
wicht ausdruͤcklich vorgefehene Handlung eine Strafe 
ſetzen konne ? 

Am 19. Auguft beſchloß die Kammer der Abge⸗ 
ordneten, eine von ihr gewählte Commiffion zur Vor⸗ 
bereitung des Endentfchluffes ber den Antrag zur Au⸗ 
Mage mir allen Rechten zu verfeben, welche den Untere 
fuhhungsrichtern und Rathoͤkammern gefeglich zuſtehen: 
ein Beſchluß, gegen deſſen Zweckmaͤßigkeit und Noth⸗ 
wendigkeit gewiß nichts, gegen deſſen Legalitäri aber (da 
bierzu ein Geſetz offenbar nothwendig gewefen wäre) 
gar viel einzuwenden war, Am 23, September erſtat⸗ 
sete der mir folcher Vollmacht ausgeftartere Ausichuß 
feinen Hauptbericht. In demfelben wurde nach weite 
läufiger Erzählung der Thatſachen umd einer, ziem⸗ 
lich därfrigen, Beweisfiihrung , daß ein Eomplort zur 
Beranftaltung von Buͤrgerkrieg, die Beſchraͤnkung der 
ftaatöbärgerlichen Rechte und die Behinderung einer ges 
fenlich dffentlichen Korporarion Hochverrath ſeyen, die 
wuͤrkliche Anklage der fieben Unterzeichner der Ordon⸗ 
nanzen, nämlich der HH. von Polignac, Pev⸗ 
ronnet, Chantelauze, QuernonsRanpille, 
Hauſſez, Kapelle und Monrbei (von denen 
aber nur die vier erften in Verhaft waren, ) fo 
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We Bil Werfelgung der Anklage durch drei aus der 
Miere der Kummer zu waͤhlenden Gommmiffäre bean 
tagt. — Um 27. Und 28. Septeiber wurde der 
Weriche berachen,, und, uachbıt ER eik Borfeblag 
entferne war, welcher die Auslaffung. derjenigen Ankla⸗ 
gepuncte Beabfiährigte , die eine Todesſtrafe jur Folge 
haben Ebnuten, eben fo ein zweiter, welcher in bie 
nähere Begruͤndung, daß Hochderrath begangen ſey⸗ 
gar wicht einzagehen , fondern die Auklage nur kurzweg 
auf dieſes Verbrechen zu ftellen änttug , wurde zuerft 
in offener Abſtimmung die Aufinge im Allgemeinen 
beſchloſſen, ſodann diefelbe in geheimer Abfkinimung 
über jeden einzelnen der fieben unterzeichwenden Minks 
fter ausgedehnt. Um 29. Sept: erfolgte die Wahl 
der drei Commiſſaͤre, welche Namens der Abgeordne⸗ 
ten = Kammer bie Anklage vor dem Pairs-⸗Gerichts⸗ 
Sofe verfolgen follten. Die Anklage: Puntıe wären 
übrigens im Einzeluen: 

1) daß die Minifter ihre Gewalt mißbraucht haͤt⸗ 
ten, um die Wahlen zu verfälfchen und die Buͤrger 
der freien Ausübung ihrer bärgerlichen Rechte zu bes 
rauben ; 

2) daß fie willkuͤrlich und gewaltfam bie Gefege 
bed Konigreiches geändert hätten; 

3) daß fie fi) eines Complottes gegen die Sie 
cherheit des Staates fchuldig gemacht haben; 

4) daß fie zum Buͤrgerkriege angereist hätten, ins 
dem fie die Buͤrger gegen einander bewaffneten oder ſich 
zu bewafinen und Verheerung über die Hauptftabt und 
mehrere andere Gemeinden zu bringen aufregten. 

Die Pairskammer, (welche indeffen ſchon am 21. 
Auguſt die vorläufige Verbaftnehmung des Zürften vom 
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Yoltgnac gurgeheißen. Matte „ eonfiituirte ſich am 
1. Det. als Yaird Gerichtshof, nachdem die Fimmens 
danıg - dusch -Stinnmeumehrheis beſeitigt; war, daß nur 
durch dir Bbinigfiche Mufforberung, weil vom Könige 
ale Gerechtigkeit ausgehe, nicht aber aus «eigener 
Machtvollkommenheit und auf bloße Aufforderung ber 
Mbgeorbnetens Kammer dieſe Eonftituirung eingeleitet 
werden Übane. Am 4. Oct. wurde die Form des Vers 
Ffahrens berachen und befchloffen, und hierbei zuerk bie 
Winwefenheit eines: Staatöauwaltes , in Betracht ‚Der 
Anweſenheit der Eommiffäre der Ubgeordanrtens Kammer, 
für uͤberflußig erachtet .: hieranf dem Präfidenten der 
Auftrag ertheilt, den Procef zu inftruiren, wozu er 
mach Belichen Mitglieder des Gerichtshofes fich beis 
‚geben koͤnne. Won diefer Erlaubniß Gebrauch madyend, 
nahm der Präfident drei Gehulfen zur Seite, von 
welchen denn auch einer (Grav Baſtard) am 29. 
Nov. den fehr ausführlichen Bericht der Inſtructious⸗ 
Commiffion vorlegte, nad) deifen Anhdrung der Ges 
richtshof wirklich die Auflage als zuläßig erfannte 
and die vier verhafteren Miuifter in feinen. Gewahrs 
fam übernahm. 

Am 15; Dee. begannen die dffentlichen Verhandlun⸗ 
gen, ganz nad) der Art des gewoͤhnlichen frauzhfifchen 
Strafverfahrens. Es wurden fomit zuerf die Ungellags 
ten ſelbſt gehoͤrt, ſodann die Zeugen, endlich die Ders 
theibiger 2). Die Reden der leßtern find zum SCheile Mei⸗ 





2) Es ereignete fi hier der bemerfendwerthe Umſtand, Daß 
der Fürft von Polignac ein Mitglied der Nbgeordnetens 
Kımmer , den Vicomte Martignac, zu feinem Mer: 

..;. sheidiger gewählt hatte. Diefer nabhm, obgleih poltifd 
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ſterſtuͤke der Beredſamkeit. Nachdem noch einmal die 
Eommiffäre der Abgeordneten s Kammer kurz geantwors 
tet hatten, erfolgte am 21. Dec. der Spruch ded Ges 
richtshofes, wodurch der Zürft von Polignac zum 
birgerlichen Tode und der Deportation, die Graven 
PDeyronnet, Chantelauze und Guernons 
Ranpille uber zu lebenslaͤnglichem Befängniffe, aus 
Berdem alle vier ſolidariſch in die Koſten verurtheilt 
wurden. * 

Spaͤter wurden auch noch die drei nicht zur Haft 
gebrachten Miniſter Haußez, Capelle und Mont⸗ 
bel in contumaciam verurtheilt, und die vom Pairs⸗ 
hofe nicht angenommene Civilklage wegen Schadenss 
erſatzes vor die gembhnlichen Berichte gebracht. 

Sm J. 1836 trat eine Milderung der Strafvolls 
ziehung gegen die Verurtheilten ein, im I. 1837 volls 
fländige Begnadigung. 


verfehiedener Anſicht und fogar von Polignac and dem 
Miniſterinm vertrieben , den Antrag vorläufig an, und 
erbielt dann auch von der Kammer einftimmig die Crlaub: 
niß bierzu ; nur entfagte er natürlich jedem Antheil an 
den Verhandlungen über die Unflage in der Kammer. 


Drittes Kapitel, 


Dentfdhlan». 





6, un, 


Aunhlage gegen den hurbeififhen Minifer 
Deffenrflas, 


wegen Verfaflungs s Verlegung, 


Trotz der großen Zahl der in den deutſchen Bun⸗ 
desſtaaten nach und nach eingeführten Repraͤſentativ⸗ 
Berfaffungen und der keineswegs immer und überall 
freundlichen Verhaͤltniſſe zwifchen Regirung und Staͤu⸗ 
ben ift denn doch bis ige — die Urfachen mögen bier 
amerbdrtert bleiben — nur in Einem Eraate von dem 
Rechte einer gerichtlichen Staatsanklage gegen einen 
Minifter wuͤrklich Gebrauch gemacht worden. Ju 
Balern verwarf einen darauf gehenden Antrag die 
zweite Kammer felbft; in Naffau erlangte der fchon 
gefaßte Beſchluß der zweiten Kammer die verfaffungss 
mäßige Zuftimmung der Herrenbant nicht *). Nur 





1) Ueber diefen Streit fehe man: Ueber die Vermehrung ber 
erften Kammer der naffauifhen Stände. Ein Privats 
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die kurheſſiſchen Stände fanden für gut, fo weit 
zu gehen. 

Die neue Verfaffung des Kurfärftenthumes Me fs 
fen, vom 5. Jänner 1831, war in Mitte Der Be⸗ 
wegungen entftanden, welche nach der franzdfifchen Juli⸗ 
Revolution einen Theil von Deutfchland durchzudten, 
Nicht gerade durch offene Empbrung hervorgeruftt, 
fehien fie doch das einzige Mittel zu ſeyn, um einer 
folchen zu begegnen. Daß ihr materieller Inhalt aw 
die Zeit ihrer Eurftehung mahnt, ift natdrlich; und 
zwar ift dieß in doppelter Beziehung der Ball, naͤm⸗ 
lich einmal binfichelich der weit gehenden Beſchraͤn⸗ 
tung der fürftlichen Gewalt, zweitend aber durch die 
nicht immer genugfam ermogene und dadurch zweifels 
106 gemachte Zaffung einzelner Beſtimmungen. 

Die Folgen diefer Verhaͤltniſſe und Zuftände waren 
leicht vorauszufehen, Die Regirung, in der Ueber⸗ 
zeugung die dußerftien Gränzen der Nachgiebigkeit 
bereits erreicht zu haben, mußte fich bemühen „ wes 
nigftens nichts Weiteres zu verlieren. Die Stände: 
verfammlung, oder vielmehr die im Geifte jener aufs 
geregten Zeit handelnde Mehrheit derfelben , fuchte 





gutachten u. f. w. Zweibruͤcken, 1831 , 8. (raͤth sur Au⸗ 
Mage gegen den Minifter von Marfhall; Vortrag des 
von der Herrenbank... beitellten Ausſchuſſes sur Prüfung 
der in der zweiten Kammer norgenommenen Antlagepuncte 
gegen den dirig, Staatsminifter von Marfchall, Wiesb., 
1833, &.; Betrachtungen über die Anklagen höherer 
Staatsbeanten, Mit Müdficht auf die Verhandlungen der 
naffauifden Lundftände über Die Anklage m. f. w. (in 
göpfl’s Microcosmus, Heidelb. 1838, 3, S. 1 fu., 
(Heftige Widerlegung des „Bortraged‘). 
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das Gewornene zu befefligen und weiter zu entwideln. 
Beiden gab die Unvollftändigkeit und Zweifelhaftigkeit 
fo mancher Beſtimmung Gelegenheit genug zur Xus 
wendung ihred Suftemes. Daher denn ein befländiger 
Kampf um Idee, Sinn uud Auslegung dieſes und 
jenes einzelnen Punctes des Grundgeſetzes, in wel⸗ 
em Die Regirung unveränderlich den Buchſtaben feſt⸗ 
bielt. und den Ständen kein weiteres Recht blos nach 
Ynalogie oder aus Gründen eined angeblichen allges 
meinen conftitutionellen Staatörechtes einräumte „ Die 
Stände dagegen ſich unabläßig bemühten, den zwei⸗ 
felhaften Stellen eine ihren Forderungen entfprechende 
ausdehnende Erklärung zu verfchaffen, und zwar ims 
mer wieder von dem, offenbar unrichtigen, Grundfage 
ausgehend, daß die einzig richtige Erklärung die fey, 
welche fie aufftellen und weil fie diefelbe aufftellen. — 
Natuͤrlich entftand aus fo ganz verfchiedenen Richtun⸗ 
gen bald die gewaltiamfte Epannung, weldye alles 
Sortfchreiten der Geſetzgebung und Verwaltung bins 
derte, und eine gegenfeitig immer fleigende Erbittes 
sung erzeugte. Zwar gab die Verfaffungs = Urkunde 
ſcheinbar ein leichtes Mittel an die Hand, Allem frieds 
lich und billig abzuhelfen: allein Eeiner der ftreitenden 
Theile wagte es fich deöfelben zu bedienen. Die Eurz 
beffifche Verfaffung gehoͤrt nämlich zu denen, welche 
ein Schied6ögericht für den Fall einer Meinungsverfchies 
denheit über den Sinn einer ihrer Beftimmungen anords 
nen. Diefes Schiedögericht ift jedoch auf eine hoͤchſt 
unpaffende Weife angeordnet, fo daß wenigftens fehr 
leicht das Loos und nicht das Recht noch auch felbft 
nur die nummeriſch Übermächtige Anſicht entfcheider. 
Daher fuchte die Regirung fich, jedoch ganz verge⸗ 
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gebend, durch wiederholte Auflbfungen der Gtändes 
Verſammlung zu helfen; die Erinde aber kamen auf 
den, in der Gefchichte der conftiturionellen Staaten 
wohl unerbörten und außerdem unter den vorliegen: 
den Umitinden juriftiicy ganz hoffuungslofen Gedans 
fen , durch Auflagen vor dem Stiaatsgerichtshofe alle 
diefe einzelnen Streitfragen,, ſeyen fie an ımd für ſich 
auch noch fo nubedeurend, zur Entſcheidung zu brins 
gen. Als Gegenftand ihrer Verfolgung aber wählten 
die Kläger den Minifter des Innern und der Juſtiz, 
HD. 8% 8. Haffenpflug, theild weil die ſtaͤndi⸗ 
ſchen Angelegenheiten zunächft in feinem Gefchäftskreife 
lagen und fomit gewiffe Regirungömaasregeln von ihm 
contrafignirt waren , theil& wohl aud), weil gerade er 
den ſtaͤndiſchen Forderungen am beftimmteften entges 
gen trat 2). | 

Die Eurbeffifche Verfaffung beftellt das höchfte Ge: 
richt des Landes , dad Dberappellationsgericht in Kaſ⸗ 
fel, zum Staatögerichrähofe. Da fie für den Kal 
einer Etaatdanflage Fein eigenthuͤmliches Verfahreu 
feitiege, fo gilt nardrlich der gewöhnliche Straf⸗Pro⸗ 
ceß auch hier, d. h. ed wird auf den Grund der 
ſchriftlich eingebrachten Klage von einer Gerichtödepus 
tation cine Unterfuhung vorgenommen, hierauf der 
Angellagte zu ebenfalls fchriftlicher Vertheidigung vers 
anlaßt und endlich in der vollen Verfammlung aller 





3) ©. Actenſtuͤcke bie landitändifhen Anklagen gegen den 
turbeffifhen Staatöminifter Haffenpflug betref: 
fend. Ein Beitrag u. ſ. w. Die Vertheidigungsſchriften 
von dem Ungellagten felbit und von Prof. R. Mobil in 
Tübingen. Stuttg. u. Züb.,, 1836, gr, 8. 
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Serichtömitglieder auf Vortrag von einem Referenten 
and einem Correfenten bei verfchloffenen Thuͤren und in 
Abwefenheit der Partheien das Urtheil gefällt, wels 
ches fodann ſammt den Entfcheidungsgründen in dei 
dffentlichen Blaͤttern bekannt gemacht wird, Das Vers 
fahren muß unter diefen Umftänden nothwendig ſchlep⸗ 
pend ſeyn, und es ift dabei von feinem dramatifchen 
Intereſſe und von keiner Enwickeluug von Rednerta⸗ 
Ienten und Geiftedgegenwart die Rede. — Es wird ers 
laube feyn, von den drei in Furzer Zeit von flänbis 
ſcher Seite gegen den Minifter Haffenpflug vors 
gebrachten Klagen nur das Wefentliche fo wie den Err 
folg anzuführen, mit Uebergehung aller früheren 
Gtreitverhandlungen fo wie der einzelnen Beweis⸗ und 
Begenbeweis : Gründe. Bon welcher Wichtigkeit diefe 
Yuncte auch für das betreffende Landesftaaterecht ſeyn 
mbgen , für die Theorie der Minifter s Verantwortliche 
keit im Allgemeinen find fie von lediglich Feiner Bes 
deutung. 

Erſte Anflage — Am 4 März 1838 über: 
gab der permanente ftändifhe Ausſchuß bei 
dem Staatsgerichtshofe eine Schrift, in welcher er 
den Vorfiand der Mlinifterien des Innern und der 
Juſtiz einer verfaffungswidrigen Richtung im Allge⸗ 
meinen, im Befonderen aber, einer Verlegung der Vers 
‚faffung in drei benannten Puncten anflagte und drins 
gend um aldbaldige richterliche Hilfe bat. Die drei 
in ausführlicher Begründung dargelegten Anflagepuncte 
waren: 1) daß die am 26. Juli 1832 aufgeldsre 
Ständeverfammlung von dem Minifter au der Ents 
fheidung einer nftruction für den permanenten Aus⸗ 
ſchuß gehindert worden ſey; 2) daß er den letztern 
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nicht erlaubt habe, noch andere ſtaͤndiſche Mitglieder 
bei wichtigen Berathungen zu Hilfe zu ziehen; 3) 
Daß er fich bei der im inner 1833 einzuberufenden 
Verſammlung unbefugt in das KRegitimationsgefchäft 
gemiicht und dadurch die rechtzeitige Erdffnung ber 
Eißungen verzögert habe. Der Antrag gieng auf Euts 
laffung des Angefchnldigten und auf Verurtheilung des⸗ 
felben in die Koften der Verzögerung ded Landtages. 
— Die, wenige Tage darauf und ehe noch von Geis 
ten des Gerichtes ein Schritt geichehen war (am R. 
März), eintretende Erdffnung der vollen Ständevers 
fammlung bewirkte feine Uenderung der Dinge , viels 
mehr übergab, als auch die neue Berfammlung fchon 
am 18, desfelben Monats wieder aufgeld6t wurde, 
der neue permanente Ausfhuß noch an diefem Tage 
felbft eine Eingabe bei dem Staatögerichtöhofe, in 
welcher er erklärte, von den Ständen, am 14. in ges 
heimer Eißung, zur Aufnahme und Meiterverfolgung 
der von dem letzten Ausfchuffe angebrachten Klage 
befonderd angewiefen zu ſeyn. Das Gericht zögerte 
ziemlich lange felbft mit dem einleitenden Schritte. 
Erft am 13. Juni 1833 erfannte ed nämlich, daß anf 
diefe Klage hin Grund zur Vornahme einer Ynterfys 
hung vorhanden fey 2). Die Vernehmung des Ange⸗ 





3) Durd einen andern Beſchluß von bemfelben Tage wies 
der Staatögerichtähof eine zweite unter dem 6. April vom 
ſtaͤndiſchen Ausihuffe gegen den Minifter. Haſſenpflug 
angedrachte Klage wegen mangelnder Artiv: Legitimation 
des Ausſchuſſes gänzlih ab. In dieſer, ausführlich mo⸗ 
tivirten , Klage waren nicht weniger ale breischn eins 
jelne Klagepuncte enthalten und außerdem noch der Un: 
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geflagten fand dann auch wuͤrklich, jedoch ebenfalls 
'erft ziemlich ſpaͤt, naͤmlich am 10. Juli, vor einer 
Deputation des Staatsgerichtshofes ſtatt; war jedoch 
blos als Zormfache zu betrachten, da bie in Frage 
fiehenden Regirungsacte und deren Unterzeichnung durch 
den Minifter des Innern notorifch und nnbeftritten , 
die ihm vorgelegten ragen nur unbedeutend waren. 
Bei Gelegenheit diefer Vernehmung übergab uͤbrigens 
der Angeklagte auch eine von ihm felbit verfaßte vor- 
Täufige Vertheidigungsfchrift,, in welcher er theild die 
Legitimation des Ausfchuffes zur Vornahme der Klage 
beſtritt, theild die gegen ihn vorgebrachten Beſchwer⸗ 
den materiell zuruͤckzuweiſen verſuchte. In diefem 
Stande der Dinge, nnd ehe von dem Gerichte ein 
weiterer Schritt geſchah, machte die Regirung bei 
der neugewählten Ständeverfammlung einen Verfud) zu 
gütlicher Ausgleichung der obfchwebenden Streitfragen. 
"Derfelbe fcheiterte jedoch völlig, und es erklärte viels 
mehr die Ständeverfanmlung unter dem 21. Sept. 
in einer eigenen Eingabe an den Staatögerichtshof 
‘ihre vollftändige Zuftimmung zu der Klage vom 4. 
und 18. März. Unter dem 29. Dct. wies das Ges 
richt die von dem Angeklagten vorgeſchuͤtzte Einrede 
der den Klägern mangelnden Legitimation zur Sache, 


trag geftellt , den Ungeflagten vorläufig vom Amte zu 
entfernen. Da nah bem Urtbeile bes zuſtaͤndigen Gerich⸗ 
tes diefe Klage gar nicht ald eine ſtaͤndi ſche zu betrach⸗ 
ten ift, fo kann bier keine Ruͤckſicht auf fie genommen 
werben. S. biefelbe übrigens in den: Actenftüden die 
Lanbditände:Unklage gegen Haffenpflug betreffeud u. ſ. w., 
©, 165 fg. 


im Hinblick auf diefen neueften Beſchluß der Stände 
zurück und fegte ihm einen Termin zur Eingabe der 
Hauptvertheidigung. Derfelbe übergab die Arbeit 
einem auswärtigen Rechtögelehrten (dem Derfafler dies 
fer Abhandlung) und war in ben Stand geſetzt, fie 
am 5. Jaͤnner 1834 dem Nichter überreichen zu koͤu⸗ 
nen. Der Vertheidiger fuchte darzuthun, dag vor Als 
lem erft den Beftimmungen der Eurheffifchen DBerfafs 
fang gemäß ein Schiedsgericht zu fprechen babe, ehe 
von einer Staatsanklage die Nede feyn könne; even⸗ 
tuell widerlegte er die einzelnen Anklagepuncte. — 
Am 14. Mai, fomir 14 Monate nach Webergebung 
der Klage , ſprach der Staarögerichtöhof den Minifter 
in allen Puncten vbllig frei, 

Zweite Anklage — Noch während biefer 
Proceß unentfchieden fchwebte hatte aber die Stände: 
verfammlung am 31. Det. 1833 eine zweite ausführ: 
liche Klagſchrift übergeben , in welcher fie denfelben 
Miniſter nicht nur wiederholt einer verfaffungswidris 
gen Tendenz Befchuldigte, fondern auch ſechs neue bes 
fondere Klagepuntte gegen ihn vorbrachte. Drei diefer 
Anlagen betrafen das von ber Megirung, der Mei⸗ 
nung der Kläger nach in verfaffungswidriger Aus 
Dehnung , Angewendete Recht der Urlauböverweigerung 
gegenäber von Staatsdienern, welche in bie Stände: 
verfammlung gewählt waren ; zwei andere befchuldigten 
den Minifter einfeitiger Aufhebung von Gefegen; in 
einem welter wurde ihn die Verweigerung von Aus⸗ 
kunft an den fländifchen Ausſchuß als verfaſſungswi⸗ 
drige Lähmung der amtlichen Thaͤtigkeit desfelben ans 
gerechnet. Schließlich ftellte die Verſammlung den 
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Antrag auf: aldbaldige Suspenfien des Beklagten, meil 
ed des Gerichtes und der Stände unwuͤrdig ſey, ihn 
während eines Strafverfahrees über ſich oder gegenüber 
zu fehen. — Noch ‚langfamer als im erften Kalle ver: 
lief diefer zweite Stautsproceß. Am 39. April 1834 
nämlich wieß der Nichter aus formellen und materiels 
‚ Ien. Grindeh drei von den Klagepuncten ganz, einen 
Anderen theilweife zurdd. eben fo den Antrag auf 
Suspenfion des Minifterö; wegen der übrigen orbnete 
er Unterfuchung an. Nachdem leßtere, ebenfalls wies 
der — der Natur der Sache nach — ohre bedeutens 
des Ergebniß , vorgenommen worden war, blieb die 
ganze Sache ruhen, bis unter dem 5. Mai 1835 ber 
Angeklagte in einer kurzen Bertheidigungsfchrift die 
noch übrigen Klagepuncte widerlegt. Am 11. Jaͤn⸗ 
ner 1836 erfolgte endlich das Urtheil des Gerichtes , 
welches aud) dießmal völlig zu Gunften des Angellags 
ten lautete ihn von jeder Schuld frei fprechend. 
Dritte Anklage. — Abermals wartete der 
ſtaͤndiſche Ausfchuß den Erfolg der, bisher beſproche⸗ 
nen, ;fhwebenden Anklage nicht ab, um denfelben Mi⸗ 
niter zum Drittenmale vor den Staatsgerichtshof zu 
ftellen. Am 7. Dec, 1885 reichte er. nämlich beim 
Oberappellationdgerichte eine Klage defihalb ein, weil 
eine von dem Minifter coutrafigairte Verordnung vom 
9. April desfelben Jahres die Ständeverfammlung 
ohne einen, von der Berfaffungs s Urfuude vorgefchries 
benen, Landtagsabſchied entlaffen habe. Am: 
9. April 1836 wies jedoch der Staatsgerichtshof auch 
diefe Anklage als unftarthaft zuruͤck, freilich aus blos 
formellen Gründen und ohne daß in her Sache ſelbſt 
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geſprochen worden wäre, nämlich über die Frage, ob 
ein folder Landtagsabfchied durchaus nothwendig fey, 
auch wenn — wie in dem vorliegenden Kalle — Res 
girung und Stände über die Faſſung fich nicht vereis 
nigen Ebnnen *)? 


4) &. Auszug aus den Verhandlungen bed permanenten Aud- 
fhuffes, die Entlaffung der legten Ständeverfammlung 
betreffend; Beilage zur Kaſſel'ſchen Allgem. Zeit. vom 16. 
April. 1836. 
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Viertes Kapitel. 


Horwegen, 


— — 


F. un, 


Anklage gegen den Staatsminiſter fawen- 
[kiotld, 


Durch koͤnigliche Entfchließung von 2, Juli 1836 
wurde der Storthing am 8. d. M. aufgelöst, weil er 
er ſich nicht mit den ihm obliegenden Gefchäften be⸗ 
faffe. fondern feine Zeit minder Nuͤtzlichem zumende 
und fogar verfaffungswidrig koͤnigliche Antraͤge Furz 
und ohne gehörige Morbereitung von der Hand gewies 
fen babe. Der Storthing ließ ed hiergegen nicht bet 
einer „ fehr ſtarken, Rechtfertigung an den König be⸗ 
wenden, fondern es befchloß auch das Odelsthing den 
beim Könige anweſenden Staaröminifter Lowen⸗ 
ſkiold vor das Reichsgericht zu fordern, weil er 
jene, dem Lande nachtheilige, Entfchließung dem Könige 
nicht widerrarhen babe. 

Am 11. Juli verfammelte fih das Reichsgericht 

(nad) $. 86 der Verf. Ur. beftehend aus den Mit: 


gliedern des Lagehinges — wenigſtens 16, bbchftens 
25 an der Zahl — und aus deu, wenigfiend 7, Mite 
gliedern des hoͤchſten Gerichtes) zur Berichtigung von 
Borfragen, Nachdem ber Angeklagte einige Mitglies 
der recufirt hatte, wurden am 21. Anguſt die Vers 
handlungen erbffuer. Als Anklaͤger erfchien ein Aduo⸗ 
cat, dem aber eine Comit bed Odelsthings beigeges 
ben war; für den Angeklagten trat ebenfalld ein Sach⸗ 
walter auf. Der Beklagte fuschte vor Allem die foris 
declinatoriſche Einrede geltend zu machen, daB erft 
der nächte Storthing eine Klage wegen der in Frage 
fiehenden E. Verfügung anzuſtellen berechtigte ſey, indem 
theils dieſelbe nach ihren Folgen beurtheilt werben 
muͤſſe, was ige noch nicht mebglich fey, theils nicht die 
Mitglieder eines ypesfbnlich berheiligten Lagthinges als 
Richter fien Ehnuen. Am SO, Auguft verwarf nad 
längeren Verhandlungen das Meichögericyht Diefe. (wie 
es fcheint allerdings fehr begründete) Einrede und ords 
nete Verhandlung in der Sache felbft an. Der Kläger 
verfangte iät, daß der Angeklagte zur Amtsentſetzung 
und außerdem zum Erfaße der durch die Aufldfung 
herbeigeführten Unkoſten fo wie der Proceßkoſten vers 
urtheilt würde; der Anwalt des Beklagten fuchte zu 
begründen, daß fein Client freizufprechen, ihm felbft 
aber ein geeignetes Honorar zuzuerleunen ſey. 

Am 9. Sept. fällte das Reichtsgericht das Ur: 
theil,, daß der Beklagte, weil er nicht gegen dem Tb: 
niglichen Beſchluß Berwahrung eingelegt habe, eine 
Geldbuße von 1000 Speciesthalern an die Staatöcaffe 
und die (geringen) Proceßkoften zu erlegen habe. 

Die Regirung nahm dieſes Urtheil hoch auf, und 
in einer ausführlichen koͤniglichen Erklärung wurde 


„ 


nicht nur das volle Necht des Koniges, deu Storthing 
aufzulbfen , in Aufpruch genommen und dem Reichs⸗ 
gerichte,, welches zum grbßten heile aus betheiligten 
Storthigsmitgliedern beftanden habe, Jucompetenz und 
Ungerechtigkeit vorgeworfeu, fondern auch der Eutichluß 
augehändigt , dem nächften ordentlichen Storthinge Ge⸗ 
ſetzesentwuͤrfe vorlegen zu wollen, welche die Wieder⸗ 
bolung ähnlichen Verfahrens zu "verhindern geeignet 
ſeyen. Als folche werben bezeichnet : eine Revifion ber 
Beſtimmungen über die Berantwortlichkeit der Reichs⸗ 
tagsmitglieder und die Deffentlichleit ihrer Abſtimmun⸗ 
gen; über die Antsvergehen der Mitglieder des Staats⸗ 
rathes, ded Storthings und des Reichsgerichtes; end⸗ 
lich eine Verdeutlichung der Verfaſſung zur Bewuͤr⸗ 
kung eines Schutzes ber Beamten gegen willkuͤrliche 
Behandlung. — Bon einem Erfolge iſt bis itzt (Mai 
1887) nichts belannt geworben. °). 


1) Ueber biefen Staatsproceß ſtanden Feine anderen Quellen. 
als die oft ungenägenden Artikel in ben öffentlichen Blaͤt⸗ 
tern , namentlih in ber Allgemeinen Zeitung „ zu Ge⸗ 
dote. | 
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